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Rer  Gedanke  des  hier  erscheinenden  Werks  dürfte  durch 
einen  Blick  auf  dessen  Inhaltsangabe  verstanden  und  durch 
die  Betrachtungen  gerechtfertigt  werden,  dass  nur  durch  die 
in  dem  Buche  versuchte  Behandlungsweise  der  juristischen 
Encyklopädie  die  Jurisprudenz  als  eine  wahre  Wissenschaft 
dargestellt  werden  kann.  Eine  bloss  beschreibende,  oft  nur 
bibliographische,  wenn  auch  formell  systematische  Aufführung 
der  Hauptzweige  des  Faches  reicht  dazu  nicht  aus.  Es  bedarf 
eines  auf  einer  philosophischen  und  historischen  Grundlage 
aufgeführten  Baues  derselben.  Ist  das  Recht  wirklich  etwas 
Lebendiges , nämlich  das  von  seiner  juristischen  Seite  erfasste 
Leben  der  Völker,  so  ist  eine  organische  Darstellung  des- 
selben nicht  blos  möglich,  sondern  nothwendig,  damit  das 
juristische  Wissen  ein  wahrhaft  wissenschaftliches  werde.  Ob 
es  dem  Verfasser  gelungen  ist,  die  Idee  der  Rechtswissen- 
schaft in  dieser  Auffassung  befriedigend  auszuführen,  über- 
lässt er  dem  Urtheil  seiner  Berufsgenossen.  Das  Buch  soll 
ein  allen  Klassen  der  gebildeten  Stände  bestimmtes  Rundge- 
mälde des  Rechts  und  seiner  Wissenschaft  sein,  in  welchem 
stets  von  den  populären  Anschauungen  des  Sociallcbens  aus- 
gegangen und  zur  technischen  Bestimmung  der  Rechtsbegrilfc 
und  den  höchsten  leitenden  Rechtsgrundsätzen  fortgeschritten, 
zugleich  aber  auch  gezeigt  wird,  welches  der  Entwicklungs- 
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gang  des  Rechts  und  der  Höhepunkt  seiner  Wissenschaft  bei 
den  Hauptvölkern  der  Erde  war  oder  noch  ist.  Der  darin 
eng  zusammengedrängte  Stoff  ist  desshalb  sehr  reichhaltig, 
jedoch  nicht  so  umfangreich  geworden,  dass  er  nicht  von 
jedem  Leser  des  Buches  erfasst  werden  könnte.  Für  anfan- 
gende Studirende  der  Rechtswissenschaft  soll  es  ein  Handbuch 
sein,  das  dem  Lehrer  der  juristischen  Encyklopädic  es  mög- 
lich macht,  im  mündlichen  Vortrag  sich  kürzer  zu  fassen,  am 
Ende  der  Studien  zur  retrospectiven  Beschauung  des  Faches 
dienen,  und  überhaupt  zeigen,  dass  die  Jurisprudenz  kein 
werthloses  Aggregat  bloss  zufällig  entstandener  oder  conven- 
tionell  festgesetzter  positiver  Vorschriften  sei. 

Ein  Buch  dieser  Art  konnte  nur  von  einem  älteren  Rechts-  * 
lehrer,  der  im  Laufe  seiner  Berufsthätigkeit  mit  den  Haupt- 
fächern der  Wissenschaft  sich  beschäftigen  musste,  geschrie- 
ben werden;  und  so  durfte  der  seit  37  Jahren  auf  diese  Weise 
thätige  Verfasser  ein  solches  zu  unternehmen  sich  für  legiti- 
mirt  halten.  Allein  nur  zu  sehr  des  „non  omnia  postumu* 
omnes “ sich  bewusst,  erbat  er  sich,  so  oft  es  ihm  Bedürfnis 
war,  den  Rath  und  die  Unterstützung  seiner  Herrn  Collegen, 
und  beeilt  sich  daher  hier  denselben  seinen  Dank  auszuspre- 
chen, insbesodere  Herrn  Professor  Fichte,  seinen  Herrn 
Specialcollegen  Gerber  und  Geib,  den  Herrn  Orientalisten 
Prof.  Roth  und  Dillmann  und  Herrn  Prof.  Schwegler. 
Möge  sein  Versuch  einer  organischen  Darstellung  der  Rechts- 
wissenschaft mit  Nachsicht  aufgenommen,  und,  wenn  er  man- 
gelhaft erfunden  werden  sollte,  von  einem  Andern  einst  voll- 
kommen befriedigend  ausgeführt  werden. 

Tübingen  im  August  18ä3. 
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I.  Abtheilung. 

Rationelle  Beleuchtung  des  Rechts  und  der  Rechtswissenschaft. 

■*>  I.  Capilel. 

Allgemeine  Einleitung. 

Die  Aufgabe  dieses  Werkes. 

1.  Seit  Jahrtausenden  leben,  in  kleineren  oder  grösseren  Gruppen 
gesondert,  die  Menschen  in  Vereinen,  die  unter  dein  Schutze  und  der 
Leitung  einer  höchsten  Gewalt  stehen  und  jetzt  fast  alle  unter  der  gemein- 
samen Benennung  von  Staaten  begriffen  werden.  In  denselben  entfalten 
sie  ihre  Thätigkeil,  deren  Ziel  in  der  Befriedigung  ihrer  mannigfachen 
Triebe  und  Bedürfnisse  besteht.  Die  einzelnen  Mitglieder  dieser,  gewöhn- 
lich Völker  genannten  Gruppen  haben  in  der  staatlichen  Gemeinschalt 
Sphären  ihres  Wirkens,  welche  durch  allgemeine  Normen  festgeslellt  sind 
und  durch  die  Staatsgewalt  geschützt  werden.  Der  Inbegriff  dieser  Nonnen 
heisst  das  Recht  und  der  durch  dieselben  regulirte  gesellige  Zustand  die 
Rechtsordnung.  Jenes  Recht  ist  bei  den  gebildeten  Völkern  sowohl  des 
Alterthums  als  der  neueren  Zeit  der  Gegenstand  einer  besonderen  und  zwar 
practischen  Wissenschaft  von  grossem  Umfang  geworden,  die  ihre  eigenen 
Grundlagen  und  leitenden  Principien  hat  und  in  verschiedene  Zweige  sich 
spaltet,  die  ihres  reichen  Inhalts  wegen  selbst  wieder  zu  besonderen  Wis- 
senschaften sich  ausgebildet  haben.  Die  genaue  Begriffsbestimmung  der 
Rechtswissenschaft,  die  Darlegung  der  lezten  Gründe  und  höchsten 
Grundsätze  des  Rechts,  die  allseitige  von  wissenschaftlichen  Principien 
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ausgehende  Beleuchtung  des  Ganzen  und  der  einzelnen  Zweige  dieser  Wis- 
senschaft ist  der  Gegenstand  des  gegenwärtigen  Buches,  welches  zur  Klasse 
derjenigen  Werke  gehören  soll,  die  seit  bald  einem  Jahrhundert  juristische 
Encyclopädien  ')  genannt  zu  werden  pflegen  und  einen  organisch  geglie- 
derten Aufriss  der  Rechtswissenschaft  und  ihrer  Theile  enthalten,  ja  dieselbe 
selbst  als  wissenschaftliches  Rundgcmälde  darzustellen  bestimmt  sind. 

Der  Ausgangspunkt. 

2.  Der  Ausgangspunkt  der  gesammlen  zum  Gebiet  dieser  Wissen- 
schaft gehörenden  Erörterungen  kann  kein  anderer  sein  als  das  schon  im 
Allgemeinen  bezeichnet«  sociale  Leben  der  Menschen,  dessen  Urgrund  und 
höchste  Naturgesetze  aufzusuchen  und  dessen  ihnen  gcmässe  Gestaltung 
und  Entwickelung  zu  zeigen  sind.  Weil  aber  die  Rechtswissenschaft  eine 
practische  Doctrin  ist,  deren  Grundsätze  zur  Anwendung  im  wirklichen, 
also  concrelen  Leben  bestimmt  sind,  so  muss  bei  der  Darstellung  der- 
selben die  Rechtsentwicklung  desjenigen  Volkes  in  den  Vordergrund  treten, 
dessen  Recht  zu  kennen  für  die  Leser  von  Belang  ist.  Diess  Volk  ist  für 
uns  das  Deutsche  und  desshalb  wird  in  dieser  juristischen  Encyclopädie 
die  Berücksichtigung  des  Rechts  und  der  Rechtswissenschaft  Deutschlands 
vorwalten,  ohne  dass  jedoch  die  Rcchtsenlwicklung  anderer  Völker, 
insbesondere  derjenigen,  welche  in  dieser  Beziehung  eine  welthistorische 
Bedeutung  erlangt  haben,  je  vernachlässigt  werden  soll.  Und^la  endlich 
die  lezten  Gründe  alles  Rechts  in  der  menschlichen  Natur  und  in  der  Lage 
des  menschlichen  Geschlechts  auf  der  Erde  zu  suchen  sind,  so  hat  die 
juristische  Encyclopädie  auch  von  dieser  Seile  her  das  Recht  zu  erfassen 
und  zu  beleuchten:  ja  sie  muss  mit  dieser  Erforschung  und  Beleuchtung 
beginnen. 


Urlhatsachen. 

3.  Der  oben  bezeichnete  Ausgangspunkt  lässt  sich  durch  die  Hin- 
weisung auf  eine  unbestrittene  und  unbestreitbare  Urlhatsachc  näher  be- 
stimmen. Sic  ist  die:  dass  die  Menschen  obwohl  immer  Individuen  doch 
zugleich  (weuu  sie  nicht  durch  ausserordentliche  Ursachen  daran  gehindert 
werden)  auch  als  Mitglieder  genossenschaftlicher  Verbindungen,  sei  es 
auch  nur  der  Familie,  erscheinen,  so  dass  ihre  Existenz  zwei  Seiten  hat 
und  eine  zweifache  genannt  werden  kann:  die  individuelle  oder  Ein- 
zeln- und  die  sociale  oder  Gesammt-Exislenz.  Wegen  dieser  zwei 


1)  Die  Benennung  wurde  stehend  »eit  1757,  wo  PBlter’s  erster  Entwurf  einer 
juristischen  Encyclopädie  erschien.  Noch  Dr.  Friedlünder’s  verdienstvollen 
literarischen  Untersuchungen  (in  dessen  juristischer  Encyclopädie,  Hoidclli.  1847, 
S.  22),  hat  zuerst  Hunnius  sich  dieses  Titels  bedient  in  seiner  Encyclopsedia 
juris  iwiversi.  Coloniae  1 683- 
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durch  die  Natur  selbst  Beschaffenen  Beziehungen  muss  der  Mensch  immer 
auch  als  ein  sociides  Wesen  aufgefasst  werden  und  ist  desshnlb  nicht  mit 
Unrecht  vom  grössten  Philosophen  des  Allerlhums  ein  ’Qiäov  nuXmxov 
genannt  worden.  Es  lässt  sich  daher  auch  die  menschliche  Thütigkeil,  ob- 
wohl man  in  ihr  zwei  Richtungen  (die  individuelle  und  sociale)  zu  unter- 
scheiden hat,  ihrem  wahren  Wesen  nach  nicht  anders  darstellen,  als  unter 
beständiger  Berücksichtigung  des  menschlichen  Gesnmml-Lebens , welches 
die  von  der  Natur  selbst  geschaffene  Entwlcklungsform  der  menschlichen 
Existenz  ist.  Desshnlb  haben  wir  den  Menschen,  in  dem  wir  zunächst  ein 
mit  Vernunft  und  einem  thierischen  Organismus  begabtes  Einzelwesen  er- 
blicken, immer  auch  als  Socialwesen  unserer  Beschauung  zu  unterwerfen. 
Er  erscheint  uns  in  beiden  Beziehungen  als  thäliges  d.  h.  sich  selbst 
bestimmendes  Vemunflwescn.  Er  ist  Träger  eines  Willens  und  dieser 
der  nächste  Grund  seines  Handelns  (und  des  ihm  vorhergehenden  Begeh- 
rens) und  daher  die  erzeugende  Ursache  der  durch  seine  Thiiligkeit  her- 
vorgerufenen Verhältnisse  der  Aussen  weit.  Da  aber  dieser  Wille  durch 
die  auf  ihn  einwirkenden  Triebe  und  Bedürfnisse  angeregt  und  zu  Ent- 
schliessungen  bestimmt  wird,  so  müssen  die  durch  ihn  ins  Leben  gerufenen 
socialen  Verhältnisse  ihre  lezlen  Gründe  in  diesen  Trieben  und  Bedürf- 
nissen haben. 

Es  müssen  daher  diese  hier  aufgeführt  und  diejenigen  unter  ihnen 
besonders  hervorgehoben  werden,  welche  als  die  vorherrschend  wirkenden 
Ursachen  der  Gestaltung  des  Staats-  und  Rechtslebens  anzusehen  sind. 

Allgemeines  System  der  Triebe  und  Bedürfnisse. 

4.  Man  pflegt  die  grosse  Zahl  der  menschlichen  Triebe  auf  verschie- 
dene Weise  in  Gattungen  und  Arten  einzulheilen  und  insbesondere  die 
sinnlichen  und  geistigen  von  einander  zu  unterscheiden , olt  nicht  hemes- 
send,  dass  manche  der  sinnlichen  und  geistigen  Natur  zugleich  angehören 
oder  in  der  einen  und  der  andern  zugleich  ihre  Wurzel  haben. 

Als  Hauplarlen  der  Triebe  sind  jedenfalls  hervorzuheben '): 

I.  Der  Selbsterhaltungstrieb  des  Individuums  und  der  als  Ge- 
schleehlslrieb  hervortretende  der  Gattung. 

II.  Der  Persöniichkeitstrieb,  vermöge  welches  der  Mensch 
seinen  Willen  in  der  Aussenwelt  sowohl  der  Natur  als  andern 
Menschen  gegenüber  geltend  zu  machen  sucht,  nach  Selbststän- 
digkeit, Freiheit  und  Herrschaft  strebt  und  den  Andern  gegenüber, 
auch  als  Streben  nach  Geltung  der  geistigen  Persönlichkeit  des 
Menschen  im  Ehrlrieb  erscheint. 

III.  Der  Geselligkeilstrieb,  bestehend  zunächst  im  Drange  der 
Menschen  mit  andern  Wesen  seiner  Gattung  zu  sein. 

1)  Der  Verfasser  folgt  hier  im  Wesentlichen  der  Darstellung  von  Fichte,  System 

d.  Ethik.  Bd  II.  Ablhl.  I.  $.  23  fg.  § 25-  29  u 33 
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IV.  Eine  vierte  Klasse  bilden  die  in  der  geistigen  Natur  d.  h.  den 
Ideen  des  Wahren,  Schönen,  Guten  und  Heiligen  wurzeln- 
den höchsten  Triebe,  von  welchen  der  Mensch  geleitet  wird1 2). 

Zur  Befriedigung  aller  Triebe  wird  der  menschliche  Wille  zunächst 
durch  die  unmittelbare  Anregung  des  Gefühls  bestimmt  und  steht,  wenn 
er  inslinktariig  und  dadurch  geleitet  es  Ihut,  auf  der  Stufe  des  Naturells. 
Allein  er  verbindet  bald  damit  die  Thäligkeit  des  Denkens  und  erhebt 
sich  dann  auf  die  Stufe  des  Charakters  und  zwar  entweder  blos  auf 
die  niedere  des  Bestimmtwerdens  durch  Gründe  der  Zweckmässigkeit,  also 
des  Verstandes;  oder  auf  die  höhere  des  sittlichen  Motivs  oder  der 
Vernunft,  welche  von  ihm  verlangt,  das  von  ihm  zu  Erstrebende  nur  in 
sofern  zu  wollen  als  es  ihm  als  ein  sittliches  Gut  erscheint*). 

Die  Befriedigung  aller  Triebe  erzeugt  im  Menschen  ein  Gefühl  der  Lust, 
wodurch  er  in  einen  Zustand  der  Zufriedenheit  versetzt  wird,  welchen  er 
daher  auch  gerade  dieser  Lust  wegen  sich  zu  verschaffen  sucht  und  für 
ein  G u t hält 3 4 ) , durch  dessen  Besitz  er  sich  glücklich  fühlt.  Und  so  geht 
aus  dem  Lustgefühl  das  Streben  nach  (sinnlichen  und  geistigen)  Vergnü- 
gen oder  nach  deren  Genuss  hervor,  welches  unter  dem  Gesetze  einer  be- 
ständigen Steigerung  und  Perfectibilität  steht  und  bewirkt  hat,  dass  das 
menschliche  Geschlecht  in  seinem  nie  stillstehenden  Drange  nach  Genuss 
und  Gliicklichsein  (Glückseligkeit)  von  der  niedersten  Stufe  nach  und  nach 
auf  höhere  und  höchste  Stufen  der  materiellen  und  geistigen  Ausbildung 
sich  erhoben  hat. 

Ja  der  Drang  des  Fortsclireitens  erzeugt  im  Menschen  das  Streben 
nach  Erreichung  eines  höchsten  Gutes1),  welches  aber  nach  den  Ge- 
fühlen und  dem  Glauben  fast  der  ganzen  Menschheit  über  den  Gränzen  des 
irdischen  und  zeitlichen  Daseins  hinauslicgl,  und  als  ein  ewiges  Gut  nur 
durch  die  Erfüllung  der  sittlichen  Gebote  für  erreichbar  gehalten  wird. 

Der  Socialilätstrieb  und  die  Ideen  der  ergänzenden  Ge- 
meinschaft. 

5.  Der  Geselligkeitstrieb  führt  den  Menschen  zum  Menschen  und  zur 
Einigung  mit  ihm.  ln  ihr  und  durch  sie  kann  er  allein  seine  Triebe  und 
Bedürfnisse  vollständig  befriedigen,  ja  es  erscheint  als  ein  Naturgesetz, 
dass  nur  vermittelst  der  Gemeinschaft  der  Lebenszweck  des  Menschen 
wahrhaft  erfüllt  werden  kann,  d.  h.  durch  gegenseitige  Ergänzungen  der 
Thätigkeit  des  Einen  durch  die  der  Andern,  und  dass  sie  gerade  dazu 


1)  Man  vergleiche  über  diesen  Gegenstand  das  Buch:  Anlhropognosic  zur  Kunde 
des  Menschen  überhaupt.  Marburg  1851.  $.61  — 87. 

2)  Fichte  a.  a.  0.  $.  22.  30. 

3)  Fichte  a.  a.  0.  $.  96. 

4)  Fichte  a.  a.  0.  §.  33.  34. 
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durch  den  allen  angeborenen  Drang  der  Sociabilität  d.  h.  des  gegenseitigen 
Aufsuchens  und  sich  Verbindens  getrieben  werden.  Es  ist  daher  (als  so- 
cietatis  appetilus  aufgefasst)  dieser  Trieb  als  der  allgemeine  Urgrund  der 
menschlichen  Gemein-  oder  Gesammtexistenz  anzusehen,  und  gestaltet  sich  in 
seiner  höchsten  Polenzirung  zu  einer  der  menschlichen  Vernunft  immanenten 
Idee,  die  man  neuestens  die  Idee  der  ergänzenden  Gemeinschaft 
genannt  hat 1 2 ). 

Es  ist  desshalb  das  Wesen  dieses  Triebes  genauer  zu  erforschen  und 
vor  allem  die  in  ihm  enthaltenen  Grundrichtungen  des  Willens  aufzu- 
suchen, zu  dem  Zweck  die  Gestaltung  des  menschlichen  Gesammllebens 
zu  erklären. 

Die  psychologische  Analyse  des  Geselligkeilstricbes  hat  schon  längst 
gezeigt  *),  dass  derselbe  ein  gemischter  ist,  und  die  der  Idee  der  ergänzen- 
den Gemeinschaft  hat  gleichfalls  zwei  Hauptseiten  derselben  nachgewiesen3). 
Der  durch  jenen  Trieb  zum  Menschen  hingezogene  Mensch  wird  nämlich 
einerseits  von  einem  Gefühl  des  Wohlwollens  für  den  andern,  andererseits 
von  dem  Bedürfniss  durch  ihn  das  eigene  Wohl  zu  fördern  bestimmt, 
sich  mit  ihm  zu  einigen.  Die  Elemente  dieses  Triebes  sind  daher  die  Liebe 
( caritas ) und  die  Rücksicht  auf  das  eigene  Wohl,  auf  das  Interesse,  das 
Nützliche  (utilitas).  Im  Socialitätsprinzip  sind  daher  zwei  andere  einge- 
schlossen und  mit  ihm  gesezt,  das  der  Philanthropie  (in  der  verschie- 
densten Gestaltung)  und  das  der  Nützlichkeit,  und  beide  zusammen 
sind  als  die  nächsten  Gründe  oder  Factoren  der  Institutionen  des  Gemein- 
lebens anzusehen,  jedoch  so,  dass  in  manchen  das  erste,  in  anderen  das 
lezte,  und  zwar  als  Principien  des  Gemeinwohls  oder  der  Wohlfahrt  er- 
scheinen. In  seiner  Weiterentwicklung,  welche  durch  das  Gesetz  der  Stei- 
gerung und  des  Fortschrittes  aller  menschlichen  Gefühle  und  Begehrungen 
(§.  4)  hervorgerufen  wird,  nimmt  das  Niitzlichkeitsprincip  aber  einen  hö- 
heren Charakter  an,  es  wird  Streben  nach  Vollkommenheit  und  bildet 
dann  die  eine  Seite  der  sittlichen  Idee  der  ergänzenden  Gemeinschaft, 
deren  andere  die  unintercssirte  Hingabe  der  Liebe  ist.  Sie  sind  also  die 
erzeugenden  Ursachen  des  gesummten  menschlichen  Gemeinlebens. 

Das  Rechtsgefühl  und  die  Idee  der  Gerechtigkeit 

6.  Allein  die  Idee  der  ergänzenden  Gemeinschaft  allein  giebt  diesem 
Gemeinleben  nicht  seine  vollständige  Begründung  und  Gestaltung.  Wo 
immer  dieselbe  praclisch  zur  Geltung  gelangt,  tritt  neben  ihr  sogleich  noch 
ein  anderer  Drang  in  den  Menschen  hervor,  welcher  der  Gemeinschaft  erst 
eine  feste  Grundlage  und  die  Gewähre  der  Dauer  verschafft.  Wenn  nämlich 


1)  Fichte  a.  a.  0.  §■  13. 

2)  Schon  die  des  Naturrcchtslehrcri  Puffcndorf. 

3)  Fichte  a.  a.  0.  S-  14-16. 
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der  Mensch  dem  Menschen  gcgenübertritl,  erkennt  er  in  diesem  nothwendig 
das  ihm  gleich  geschaffene  Wesen,  also  ein,  wie  er,  mit  Vernunft  und 
Willenskraft  begabtes,  von  den  gleichen  Trieben  beherrschtes  Individuum. 
Er  sieht,  dass  durch  dessen  Dasein  zwischen  ihm  und  demselben  ein  Ver- 
hältniss  von  Person  zu  Person  gegeben  ist,  das  er  als  ein  wirklich  vor- 
handenes nicht  in  Abrede  stellen  kann.  Da  in  demselben  sich  zwei  Willen 
einander  gegenüber  sichen , welche  beide  eine  anzuerkennende  Geltung  ver- 
langen, so  wird  jeder  sich  fragen:  in  welchem  Umfange  durch  das  Dasein 
dieses  Coexistenzverhiillnisses  er  die  Geltung  seines  Willens  dem  andern 
gegenüber  beansprechen  kann? 

Jeder  wird  für  sich  ein  solches  verlangen,  aber  nolhwendig  zugleich 
dem  andern,  als  einem  ihm  gleichen  Wesen,  eine  Willenssphilre  zuzugeslehen 
sich  verpflichtet  hallen.  Indem  die  Menschen  dicss  thim,  also  die  gegen- 
seitige Einräumung  von  Willenssphären  als  durch  ihr  Ooexistenzverluilt- 
niss  für  geboten  ansehen,  vindiciren  sie  dieselbe  als  ein  Recht  und  so 
macht  sich  bei  der  Gestaltung  der  geselligen  Verhältnisse  jedesmal  eine 
weitere  practische  Idee — die  Rechlsidee  — als  Willensgesetz  geltend, 
ja  sie  erscheint  bei  der  Anbahnung  und  Ausbildung  jedes  Verhältnisses 
der  ergänzenden  Gemeinschall  als  das  zuerst  zu  berücksichtigende  prac- 
tische Gesetz , weil  die  Frage:  ob  und  wie  weit  wir  befugt  sind,  die  Fest- 
setzung desselben  vom  Willen  der  Andern  zu  begehren , als  die  erste  zu 
erledigen  und  überhaupt  jedes  Verhältniss  dieser  Art  so  zu  ordnen  ist, 
dass  die  Rechlsidee  nicht  verlezl  werde. 

In  so  weit  erscheint  daher  auch  dieses,  als  moralischer  Trieb  wir- 
kende Gesetz  der  Rechtsidee  innig  verbunden  mit  dem  Geselligkeitstriebe, 
indem  ohne  dessen  Mitwirkung  kein  geselliges  Verhältniss  unter  den  Men- 
schen begründet  oder  geordnet  wird.  Es  kündigt  sich  als  Rech lsgefühl 
an,  leitet  den  Verstand  als  Rechtssinn,  und  ist  für  die  Vernunft  die 
höchste  moralische  Idee  der  Gerechtigkeit,  welche  die  Römer  defmiren 
als  die  constans  et  perpetua  voluntas  suum  cuique  tribuendi. 

Die  Social  Wissenschaft. 

7.  Aus  der  bisherigen  Erörterung  ergibt  sich,  dass  der  menschliche 
Wille  bei  der  Gestaltung  der  geselligen  Verhältnisse  nach  drei  Grundrich- 
tungen hin  thätig  ist , indem  er  von  dem  Triebe  des  Wohlwollens , dem 
Suchern  des  Nützlichen,  vermittelst  welches  er  dem  Streben  nach  Voll- 
kommenheit zu  genügen  bemüht  ist,  und  von  dein  Rechtsgefühle  oder  dem 
Rechtssinn  geleitet  wird.  Der  Zweck  des  gesummten  socialen  Wollens 
lässt  sich  aber  auf  zwei  Ilaiiplbeslrebungen  zurückführen,  nämlich  auf  die 
nach  der  Verwirklichung  des  Wohls  (des  eigenen  und  des  fremden)  und 
nach  der  des  Rechtes. 

Jenes  Ziel  wird  erstrebt  durch  die  verschiedenen  den  physischen  und 
geistigen  Bedürfnissen  des  Menschen  entsprechenden  Einigungen  der  er- 
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gänzenden  Gemeinschaft,  dieses  durch  die  Feststellung  und  den  Organismus 
eines  rechtlichen  Zustandes.  Werden  beide  sociale  Bestrebungen  mm  Ge- 
genstände einer  gemeinsamen  Doctrin  erhoben,  so  kommt  man  zum  Begriff 
einer  Wissenschaft,  welche  neueslens  in  Frankreich  die  (die  Staats-  und 
Rechtswissenschaft  begreifende)  Science  sociale1 2 3),  in  Deutschland 
die  in  einem  weiteren  Sinn  aufgefasste  Gesellschaftswissenschaft*) 
genannt  worden  ist. 

Es  kann  diese  Wissenschaft  wirklich  in  einem  weiteren  und  engeren 
Sinn  aufgefasst  werden. 

Das  Ziel  der  ergänzenden  Gemeinschaft  ist  die  Verwirklichung  aller 
sittlichen  Güter  der  Menschen  durch  genossenschaftliche  Einigungen.  Es 
wird  vorerst  durch  die  Feststellung  von  Lebenskreisen  erstrebt,  die  als  Orga- 
nismen gestaltet  eben  so  viele  Arten  oder  Institute  der  ergänzenden  Gemeinschaft 
bilden:  es  sind  die  der  Familie,  die  vor  ollem  der  öconomischen Thätig- 
keit  der  Menschen  gewidmete  bürgerliche  Gemeinschaft,  die  eigent- 
liche Staatsgenossenschaft,  die  der  Wissenschaft  und  Kunst, 
und  endlich  die  aus  der  Idee  derGottinnigkeil  und  dem  Bedürfnis  des 
gemeinsamen  Cultus  hervorgehende  kirchliche  Gemeinschaft*). 

Alle  diese  Verwirklichungsformen  der  ergänzenden  Gemeinschaft  stehen 
unter  gemeinsamen  höchsten  Gesetzen,  welche  nichts  anderes  als  die 
Principicn  einer  vollständig  ausgebildeten  Ethik  sind  und  dahin  zielen,  die- 
selben ihrer  Idee  gemäss  genau  zu  bestimmen  und  die  allgemeinen  Mittel 
und  Wege,  die  zu  ihrer  begriffsmässigen  Verwirklichung  führen,  zu  zeigen. 
Macht  man  diese  Grundsätze,  verbunden  mit  den  aus  der  Rechtsidee  flies- 
senden  höchsten  Prinzipien,  zum  Gegenstand  einer  gemeinsamen  Wissen- 
schaft, so  ergiebt  sich  hieraus  der  Begriff  der  Gesellschaftswissenschaft  in 
der  weiteren  Bedeutung.  Wird  aber  nur  die  Staatsgenossenschaft 
verbunden  mit  derRechtsordnung  beschaut  und  beleuchtet,  so  entsteht 
der  engere  Begriff  der  Socialwissenschafl  in  dem  von  dem  französi- 
schen Gelehrten  angenommenen,  freilich  aber  in  der  Regel  nicht  lief  genug 
erfassten  Sinne.  Die  Realität  dieser  letzten  Wissenschaft  lässt  sich  aber 
leicht  nachweisen. 

8.  Es  ist  nämlich  die  Verwirklichung  keiner  der  aufgeführten  Arten 
der  ergänzenden  Gemeinschaften  denkbar  ausserhalb  des  Gebietes  des 
äusseren  socialen  Lebens,  als  auf  welchem  allein  die  materielle  Ver- 
körperung jeder  Art  von  Genossenschaft  slattflndcn  kann  Dieses  Gebiet 
ist  aber  kein  anderes  als  das  des  Staates  und  des  Rechts,  und  dess- 


1)  Der  Ausdruck  wurde  zuerst  gebraucht  von  den  ersten  Verbreitern  der  socialisli- 
schen  Lehren  Fourricr’s,  z.  B.  1832  von  Jul.  Leche valier. 

2)  Von  R.  v.  Mo  hl  in  der  Tübinger  Zeitschrift  f.  die  Staatswissenschaft,  und  schon 
1829  von  Welckcr  in  dessen  jur.  Encvclopädie  I.  S.  680. 

3)  Fichte  a.  a.  0.  $.13—16. 
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halb  gestaltet  sich  das  Verhältniss  der  übrigen  Arten  der  ergänzenden 
Gemeinschaft  so , dass  sie  ihrer  äusseren  Seile  nach  als  Kreise  erscheinen, 
welche  innerhalb  des  materiell  weitesten  genossenschaftlichen  Kreises  des 
Staates  liegen  und  auf  der  Basis  der  von  ihm  geschützten  Rechtsordnung 
ruhen,  diese  in  verschiedenen  Beziehungen  ohne  Verletzung  der  Rechtsidee 
modificirend.  Jene  übrigen  Kreise  der  ergänzenden  Gemeinschaft  bedürfen 
zu  ihrer  Verwirklichung  daher  eigene  ihrer  Idee  angemessene  staatliche 
Institute,  deren  rechtliche  Seile  zugleich  ihrer  Idee  gemäss  bestimmt  wer- 
den muss  und  welche  die  Grundlagen  der  verschiedenen  Zweige  der  Staats- 
und Rechtswissenschaft  werden. 

Lässt  man  die  Gesellschaftswissenschaft  in  dem  zuerst  angegebenen 
weiteren  Begriffe  in  der  Ethik  aufgehen,  so  bleibt  zur  Feststellung  einer 
von  dieser  verschiedenen  Socialwissenschaft  nur  der  zweite  oder  engere 
Begriff  übrig,  welchem  gemäss  dieselbe  in  die  Staats  - und  Rechtswissen- 
schaft zerfällt,  die  beide  sich  in  eine  Anzahl  Specialfächer  spalten.  Beide 
Wissenschaften  sind  aber  nur  zwei  verschiedene  Seiten  der  einen  Social- 
wissenschaft. Die  staatliche  Gemeinschaft  ist  nämlich  nichts  anderes,  als 
die  Form  des  menschlichen  Gesammllebens  in  seiner  äusseren  Erscheinung. 
Innerhalb  derselben  bewegt  sich  das  Leben  der  Einzelnen  in  den  ihnen 
als  rechtlich  gebührend  zugewiesenen  Freiheilssphären. 

Die  Socialwissenschnft  kann  nun  entweder  das  Ganze  der  staatlichen 
Genossenschaft  zum  Gegenstände  ihrer  Erforschung  und  Beschauung  nehmen 
ohne  vorherrschende  Berücksichtigung  und  wissenschaftliche  Untersuchung 
der  rechtlichen  Stellung  der  Einzelnen  in  derselben,  so  dass  sie  sich  zum 
Ziel  setzt,  den  Zweck  des  Staates  festzuslellen , seinen  Urgrund,  die  Bedin- 
gungen und  leitenden  Principien  eines  richtig  geordneten  Slaalslebens  aufzu- 
suchen und  die  Einrichtungen  nachzuweisen  und  zu  beleuchten,  durch  welche 
das  Wohl,  in  allen  seinen  Beziehungen  erhalten  und  gesichert  wird;  in 
diesem  Falle  ist  sie  Staatswissenschafl. 

Richtet  sie  aber  ihr  Augenmerk  auf  die  durch  das  Socialleben  unter 
den  Staatsgenossen  hervorgerufenen  Verhältnisse  in  der  Absicht,  deren 
rechtliche  Seile  zu  erkennen  und  darzuslellen,  so  wird  sie  Rechtswis- 
senschaft. 

Beide  Wissenschaften  ergänzen  sich  gegenseitig,  indem  ohne  Erkennt- 
nis des  Wesens  und  des  Organismus  des  Staates  die  des  Rechts  nicht 
möglich  ist,  und  ohne  Berücksichtigung  der  rechtlichen  Stellung  der  Staats- 
genossen und  der  nothwendigen  Rechtsordnung  die  Staatslehre  eine 
mangelhafte  den  gefährlichsten  Verirrungen  ausgeselzte  Doctrin  sein 
würde. 

Auch  besteht  ein  innerer  Zusammenhang  zwischen  den  besonderen 
Zweigen  der  einen  und  der  anderen,  indem  jedem  Zweige  der  Staalswis- 
senschaft  auch  ein  Fach  der  Rechtswissenschaft  entspricht,  z.  B.  der  Polizei- 
wissenschaft das  Polizeirecht,  der  Finanzwissenschaft  das  Finanzrecht  u.  s.  w. 
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Demungeachtel  verfolgt  das  staatswissenschaftliche  Studium  ein  anderes 
Ziel  als  das  juristische,  und  hat  wie  auch  dieses  sein  eigenes  höchstes 
leitendes  Princip.  Doch  verhalten  sich  diese  Studien  ebenso  zu  einander, 
wie  die  practischen  Ideen  des  Wohls  und  des  Rechts ; was  bei  der  näheren 
Beleuchtung  des  Wesens  der  Rechtswissenschaft  genauer  gezeigt  wer- 
den soll1). 

Die  einzelnen  Zweige  der  Staatswissenschaft. 

9.  Der  oben  angegebene  höhere  Zusammenhang  der  Staats-  und 
Rechtswissenschaft  verlangt,  dass  in  gegenwärtigem  Buche,  obwohl  es  nur 
der  organischen  Darstellung  der  Rechtswissenschaft  gewidmet  ist,  dennoch 
die  Hauptzweige  der  ersten  angegeben  und  begrifflich  bestimmt  werden. 

Man  pflegt  dieselben  zurückzuführen : 

a)  auf  die  philosophischeStaatslehre,  auch  Staats  Wissen- 
schaft im  engem  Sinn,  auch  Politik  genannt; 

b)  auf  die  Staats  verwaltungslehre  oder  Regiminalwis- 
senschaft  im  engem,  die  zwei  Hauptzweige,  die  Finanz-  und 
Polizeiwissenschaft  in  sich  begreift; 

c)  in  die  Volkswirtschaftslehre  oder  die  vom  National- 

' reichthum; 

d)  auf  die  als  Hulfswissenschaflen  erscheinenden  politische  Ge- 
schichte und  Statistik, 

c)  und  auf  das  Staats-  und  Völkerrecht,  welche  aber  den  lle- 
bergang  zur  Rechtswissenschaft  bilden,  von  welcher  sie  integri- 
rende  Theile  sind. 

Die  Staatslehre  und  die  Polizeiwissenschaft. 

10.  Die  philosophische  oder  allgemeine  Staatslehre  bildet  den  Mittel- 
punkt der  ganzen  Staatswissenschafl  und  hat  die  letzten  Gründe,  den  Zweck 
oder  die  Zwecke,  das  Wesen  und  den  nothwendigen  Organismus  des 
Staates  nachzuweisen,  so  wie  die  Grundsätze,  welchen  gemäss  die  Staaten 
einzurichten  und  zu  leiten  sind.  In  wie  weit  sie  mehr  die  Genesis  und  die 
Erforschung  des  W'esens  des  Staates  sich  zum  Gegenstände  setzt,  ist  sie 
theoretische,  in  wie  weit  sie  die  Kunst,  die  Staaten  zu  organisiren  und 
zu  leiten  lehrt,  practische  Staatslehre  oder  Politik.  Sie  kann  übrigens 
entweder  einen  vorherrschend  speculaliven  oder  einen  mehr  geschichtlichen 
Charakter  haben;  das  erste  findet  statt,  wenn  sie  das  Wesen  des  Staats 
aus  der  reinen  Staatsidee  irgend  einem  philosophischen  System  gemäss 
erklärt  und  vermittelst  metaphysischer  oder  metaphysisch  sein  sollender 
Dogmen  den  Staalsorganismus  conslruirt,  nicht  seilen  überschlagend  in  das 


1)  S.  unten  $.  20. 


Digitized  by  Google 


10 


Gebiet  der  utopistischen  politischen  Schöpfungen,  die  man  neuestens 
nicht  mit  Unrecht  Staatsromane  genannt  hat  *). 

Einen  historischen  Charakter  hat  die  Staatslehre,  wenn  sie  von  der 
Voraussetzung  gegebener  Verhältnisse  d.  h.  der  bestehenden  Culturhöhe 
der  Völker  und  der  geschichtlichen  Gestaltung  der  Staaten  ausgeht,  und 
deren  Weiterausbildung  und  Vervollkommnung  vermittelst  unbezweifelter 
und  bewährter  Prineipien  sieh  zum  Ziel  setzt.  Die  speculalive , insbeson- 
dere aber  die  utopislische  Staatslehre  huldigt  nicht  selten  dem  sog.  Radi- 
calismus und  führt  dann,  zur  practischen  Wissenschaft  geworden,  zu 
gewaltsamen  Staatsumwälzungen.  Die  Staatslehre  der  ersten  Art  ist 
dagegen  wesentlich  conservativ,  indem  sie  den  socialen  Fortschritt  nur  auf 
dem  organischen  Wege  der  Reform  bewerkstelligt  wissen  will. 

Die  Zweige  der  Slaalsverwaltungslehre  sind  zunächst  nur  Capilel  der 
Staatslehre  (und  zwar  der  practischen),  weil  eine  solche  ohne  Grundsätze 
über  die  Verwaltung  oder  Regierung  des  Staats  gar  nicht  gedacht  werden 
kann.  Diese  Grundsätze,  insbesondere  die  der  Finanzverwaltung , sind 
grösslcntbeils  technischer  Art,  setzen  aber  eine  genaue  Kunde  der  natür- 
lichen Gesetze  des  socialen  Lebens,  namentlich  der  verschiedenen  oben 
(§.  T)  aufgeführten  Kreise  der  ergänzenden  Gemeinschaft  voraus,  ln  den- 
selben prägen  sich  einerseits  die  Form  der  Richtungen  des  socialen  Privat- 
lebens aus,  namentlich  in  der  Familie  und  dem  Verkehr  der  bürgerlichen 
und  beziehungsweise  in  der  religiösen  Gemeinschaft , und  in  wie  weit  sie 
rechtlich  geordnet  werden , bilden  sie  die  Institute  des  Privatrechts  und 
Kirchenrechts,  deren  Grundsätze  ohne  das  Verständniss  des  Wesens  dieser 
Gemeinschaften  nicht  erschöpfend  begriffen  werden  können. 

Andererseits  bezwecken  die  Kreise  der  ergänzenden  Gemeinschaft 
zugleich  das  Wohl  des  Ganzen  d.  h.  die  Wohlfahrt  Aller;  die  Förderung 
desselben  ist  aber  eine  Hauptaufgabe  des  Staates , so  dass  die  Staatsge- 
walt ihre  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  allen  in  ihrem  Gebiete  entstehen- 
den socialen  Einrichtungen  zuwenden  muss,  sei  cs  um  zu  verhindern,  dass 
sie  sich  auf  eine  die  Stanls-  und  die  Rechtsordnung  gefährdende  Weise 
gestalten,  sei  es  um  die  ihrer  wohlthätigen  Entwicklung  enlgegentretenden 
Hindernisse  wegzuräumen  oder  zu  vermindern,  oder  endlich  um  ihre  Aus- 
bildung nachhelfend  zu  fördern  und  sie  ihrer  Vollendung  entgegen  zu  führen. 
Die  Grundsätze,  welche  die  Staatswissenschafl  hierüber  aufstellt,  bilden  die 
freilich  nicht  ganz  zweckmässig  sogenannte  Polizeiwissenschaft,  welche  die 
der  inneren  Staatsverwaltung  heissen  sollte,  wovon  die  Polizei  nur 
ein  Thcil  ist,  nämlich  der,  welcher  die  Wahrung  der  inneren  Sicherheit  des 
Staats  und  Volkes  in  allen  Beziehungen  zum  Zweck  hat. 


1)  v.  Muhl  in  der  Tübinger  Zeitschrift  f.  die  Staatswissenschafl  Bd.  II.  S.  24. 
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DieVolks-  und  die  Slaatswirthsehaftslehre  und  die  Statistik. 

11.  Die  bürgerliche  Gemeinschaft  bietet  aber  noch  eine  andere  Seile. 
Sie  ist,  wie  schon  bemerkt,  der  Lebenskreis  der  iicono mischen  Thä- 
tigkeil  der  Menschen,  die  nur  durch  den  Verkehr  und  den  beständigen 
Austausch  ihrer  1‘roducle  zu  einem  glücklichen  Ziel  gelangen  kann.  Die 
Zutageförderung  oder  Urzeugung  der  Rohstoffe,  ihre  Verarbeitung  durch 
die  Industrie  und  ihr  Austausch  durch  den  Handel  sind  die  Haupl- 
richlungcn  derselben,  und  so  ist  sie  zur  Tbäligkeil  der  ganzen  Gemein- 
schaft geworden:  die  Volks wirthschafl. 

Sie  kann  aber  nur  gedeihen , wenn  sie  auf  eine  der  Natur  der  Sache 
gemiisse  Weise  begründet  und  durchgeführt  wird,  also  nach  den  den  öco- 
nomischen  Völkerverkehr  von  selbst  beherrschenden  Gesetzen. 

Die  vor  noch  nicht  langer  Zeit  entstandene  Wissenschaft  dieser  Gesetze, 
deren  Befolgung  den  Nationalreichlhum  erzeugt  und  fördert , bildet  die 
Volkswirthschaftslehre,  die  von  den  Engländern  Political  Economy , 
von  den  Franzosen  Economic  politii/ne  genannt  wird. 

Ohne  ihre  Kenntniss  ist  keine  befriedigende  Finanzverwaltung  des 
Staates  möglich,  welche  selbst  wieder  auf  eigenen  Principien  beruht  und 
daher  der  Gegenstand  des  an  die  Volkswirtschaftslehre  sich  anschlies- 
senden Zweiges  der  Slaatswissenschaft  ist,  welche  unter  der  Benennung 
der  Finanzwissenschafl  oder  der  Staatswirlhschaflslehre  eine 
hohe  technische  Ausbildung  erreicht  hat. 

Als  liülfswissenschalt  derselben  erscheint  die  allgemeine  Statistik  oder 
die  Lehre  von  der  Constatirung  der  Zustände  und  öconomisehcn  Kräfte, 
insbesondere  des  Reichtums  eines  bestimmten  Volkes , deren  Anwen- 
dung auf  das  Sociolleben  eines  concreten  Volkes  die  Statistik  dieses 
Volkes  bildet. 

Die  Staatsgeschichte,  das  Staats-  und  das  Völkerrecht. 

12.  Dass  endlich  die  Slaatsgcschichlc,  obwohl  nur  als  Htiirswisscn- 
schalt,  ein  inlegrirender  Theil  der  Slaatswissenschaft  ist,  begreift  sich 
einfach  aus  dem  Grunde,  dass  man  keinen  Staat  ohne  Kenntniss  seines 
geschichtlichen  Entwicklungsganges  regieren  und  noch  weniger  auf  eine 
höhere  Stufe  der  Vollkommenheit  führen  kann. 

Die  geschichtliche  Beschauung  des  Staates  darf  aber  nicht  in  einer  blo- 
sen  chronologischen  Darstellung  der  Ereignisse  bestehen,  durchweiche  sein 
Zustand  allmählich  herbeigeführt  wurde,  sondern  soll  eine  Entwicklungs- 
geschichte des  ganzen  socialen  Lebens  des  bestimmten  Volkes  sein.  Sie 
zeige  die  Entstehung  und  Entfaltung  der  Verfassung  und  Verwaltungswege 
desselben'),  den  Fortgang  der  gesummten  sowohl  öconomisehen  als  sitt- 

l)  Ein  Werk  dieser  Art  ist  Spittler’.*  Entwurf  der  Geschichte  der  europäischen 
Staaten,  2.  Ause.  von  Sartorius.  Berlin  1Ü0T.  2 Bde.  8. 
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liehen  Thäligkeil  des  Volkes  und  die  Entwickelung  seiner  äusseren  Bezie- 
hungen — ja  selbst  seiner  Rechtsordnung.  Wird  diese,  insbesondere  die 
Geschichte  des  Privatrechts,  mit  gleichem  Umfang  wie  die  Darstellung  der 
staatlichen  Entwickelung  eines  Volkes  behandelt,  so  entsteht  die  Staats- 
und  Rechlsgeschichte,  die  zugleich  ein  integrirender  Theil  der  Rechts- 
wissenschaft , gleich  den  sowohl  der  Staats-  als  der  Rechtswissenschaft 
angehörenden  Disciplinen  des  Staats-  und  Völkerrechts  ist.  Beziehungs- 
weise erscheint  die  gesammte  Rechtswissenschaft  eines  Volkes  als  Theil 
der  Staatswissenschaft,  weil  wie  schon  bemerkt  kein  Staat  ohne  Kennl- 
nissnahme  seines  Rechts  begriffen  werden  kann.  Allein  wird  die  Darstel- 
lung des  letzten  der  Staalswissenschaft  einverleibt,  so  muss  diess  mit  der 
Beschränkung  geschehen,  dass  nur  die  staatlich  wichtige  Seile,  nicht  aber 
die  juristisch-technische  desselben  zu  bemessen  oder  hervorzuheben  ist. 

JI.  Kapitel. 

Das  Recht  und  seil  Begriff,  sein  1'rgmnd. 

Bedeutung  des  Wortes  Recht. 

13.  Bei  der  Gestaltung  ihrer  socialen  Verhältnisse  bestimmt  der  den 
Menschen  angebome  Rechssinn  dieselben,  sich  gegenseitige  Willenssphären 
zuzugeslehen  und  zu  gewährleisten.  Dadurch  erhält  ihr  Wille  in  der  Aus- 
senwelt  gegenseitige  Geltung  und  es  wird  Jedem  ein  Kreis  der  Thätigkeit 
oder  der  Freiheit  zu  Theil.  Die  innerhalb  desselben  als  freie  Willenssub- 
jecte  Anerkannten  werden  Personen  oder  Rechtssubjecte , indem  der  In- 
halt ihrer  Freiheit  in  einer  Summe  von  Befugnissen  besteht,  welche  zu  ach- 
ten die  Andern  verbunden  sind  und  die  daher  Rechte  genannt  werden.  Das 
Wort  Recht  ist  demgemäss  der  Inbegriff  der  einer  Person  zukommenden 
mit  ihrer  Freiheilssphäre  gegebenen  Befugnisse.  Man  nennt  dies  die  sub- 
jektive Bedeutung  des  Wortes,  weil  es  in  diesem  Sinne  immer  in  seiner 
Beziehung  auf  das  berechtigte  Subjekt  gedacht  wird. 

Es  können  aber  den  Personen  Rechte  nur  zustehen,  wenn  ihnen  zuge- 
wiesene Freiheitssphären  festgestellt  sind.  Die  Normen,  wodurch  dies  ge- 
schieht, heissen  das  Recht  im  objectiven  Sinne  des  Wortes  und  sind 
daher  die  Grundbedingungen  der  Rechte,  haben  aber  selbst  nur  Geltung, 
wenn  sie  durch  die  in  einem  socialen  Verband  stehenden  Menschen  als 
bindend  anerkannt  werden  und  zwar  mit  solcher  Stärke,  dass  kein  Mitglied 
des  Verbandes  für  befugt  gehalten  wird,  ihnen  zuwider  die  eigene  Rechts- 
sphäre auf  Kosten  Anderer  zu  erweitern  und  dass  es  dann  sich  gefallen 
lassen  muss,  durch  Gewalt  in  die  ihm  zukommende  Rechtssphäre 
zurückgedrängt  zu  werden.  Das  Recht  steht  demnach  unter  dem  Schulze 
der  Gewalt,  welche  durch  Zwang  die  Rechte  der  Personen  gewährleistet. 
Es  entspricht  ihm  jedesmal  eine  Zwangspflicht , welche  als  Kriterium 
der  Zuständigkeit  jeder  Rechtsbefugniss  erscheint 
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Das  Recht  im  objectiven  Sinne  ist  also  der  Inbegriff  der  bei  einem 
Volke  geltenden  Normen  über  die  erzwingbaren  Ansprüche  der  Menschen 
und  ein  Recht  im  subjecliven  jeder  erzwingbare  Anspruch. 

Auch  das  lateinische  Wort  jus  hat  diese  doppelte  Bedeutung,  aber 
ausserdem  noch  verschiedene  andere , die  jedoch  für  die  Bestimmung  des 
Rechtsbegriffes  nicht  belangreich  sind. 

In  andern  Sprachen  bezeichnet  man  das  Recht,  in  dem  einen  oder  an- 
dern Sinne,  oft  nur  vorzugsweise  durch  verschiedene  Worte.  Den  Griechen 
war  das  Recht  im  objectiven  Sinne  yo/tiojauch  ro  ätxaiovn.  voptgov  ; das 
im  subjecliven  i^aaia.  Im  Englischen  ist  zur  Bezeichnung  des  erstem  der 
Ausdruck  Law  mehr  gebräuchlich,  als  der  von  Right.  In  der  französischen 
wird  das  Wort  Droit  für  beide  gebraucht,  doch  das  Recht  im  objectiven 
Sinn  auch  Lois,  wie  im  Deutschen  die  Gesetze  genannt,  weil  seit  Jahrhun- 
derten die  Mehrzahl  der  Rechtsnormen  in  Gesetzen  besieht. 

Momente  des  Rechtsbegriffes  im  objectiven  Sinne. 

14.  Die  Rechtsnormen  sind  a)  nothwendig  nur  solche,  welche  in  ei- 
nem geselligen  Vereine,  es  sei  ein  Staat  oder  eine  Völkergenossenschaft 
oder  ein  Staalenverband , für  allgemein  bindend  gelten  und  (daher  jals 
Willensnonnen  der  Gesammlheit  angesehen  werden,  sie  mögen  von  den 
Mitgliedern  der  Gemeinschaft  oder  von  der  über  diesen  stehenden  die  Ge- 
sammlheit vertretenden  Staatsgewalt  ausgegangen  sein,  welche  zugleich 
den  ganzen  durch  die  Rechtsnormen  geordneten  socialen  Zustand  durch 
die  ihr  zu  Gebot  stehenden  Zwangsmittel  zu  schützen  hat  und  zu  schützen 
pflegt 

b)  Die  Kraft  und  der  Umfang  dieser  Normen  hat  aber  den  Charakter 
der  Allgemeinheit  in  dem  Sinn,  dass  sie  nicht  ein  einzelnes  concretes  Rechts- 
verhältniss  anordnen,  sondern  dass  sie  die  rechtliche  Seile  aller  vorkom- 
menden socialen  Verhältnisse  einer  bestimmten  Art  feststellen,  d.  h.  fest- 
setzen, was  als  rechtlich  bindend  gelten  soll,  so  oft  ein  Verhältnis  dieser 
Art  Statt  hat  Daher  die  schon  von  den  römischen  Juristen  gemachte  Be- 
merkung: leges  generaliter  constituuntur , non  in  singulus  persoms.  Zwar 
kann  Jemand  durch  eine  Einzelverfügung  auch  ein  Recht  als  Privilegium 
erlheilt  oder  für  einen  einzelnen  Fall  etwas  als  bindend  festgesetzt  werden, 
aber  eine  Rechtsnorm  im  eigentlichen  Sinn  des  Wortes  ist  eine  solche 
Verfügung  nicht. 

c)  Endlich  müssen  diese  Normen,  um  Rechtsnormen  zu  sein,  die  Zu- 
ständigkeit erzwingbarer  Ansprüche  und  demgemäss  ihnen  entsprechende 
Zwangsverbindlichkeiten  anordnen.  Jede  andere  Erklärung  der  Gesammlheit 
oder  ihrer  Vertreter,  z.  B.  eine  Aufforderung  zur  Wohllhätigkeit  oder  zu 
irgend  einem  Unternehmen,  jede  andere  allgemeine  Aeusserung  ihres  Wil- 
lens, z.  B.  ein  Aufruf  der  Staatsgewalt  zur  Kundgebung  des  Volkswillens 
u.  dgl.  ist  keine  Rechtsnorm. 
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Momente  des  Rechtsbegriffes  im  subjectivcn  Sinne. 

15.  Jedes  Recht  im  subjeeliven  Sinne  des  Wortes,  nicht  selten  eine 
Gerechtigkeit  genannt,  erlheilt  a)  dem  Berechtigten  die  Befugniss, 
seinen  Willen  in  der  Aussenwelt,  d.  h.  Andern  gegenüber,  thalkräflig  geltend 
zu  machen,  erlheilt  also 

a)  für  ihn  eine  Ermächtigung  zum  Handeln,  und 

ß)  eine  Gewalt  oder  Herrschaft  über  Sachen  oder  Personen, 
gleichviel  ob  jenes  Handeln  ein  negatives  oder  ein  positives  und  diese 
Herrschaft  eine  unmittelbare  oder  mittelbare,  pine  mehr  oder  weniger  be- 
schränkte ist.  Nach  der  Verschiedenheit  der  erlheilten  Ermächtigungen, 
also  nach  der  ihres  Inhaltes  zerfallen  die  Rechte  in  Gattungen 
nnd  Arten,  wie  bei  der  Beleuchtung  der  verschiedenen  Rechte  genauer 
angegeben  werden  wird. 1 2 ) 

b)  Jedes  Recht  ist  aber  zugleich,  weil  es  eine  Ermächtigung  des  Wil- 
lens also  der  Selbstbestimmung  der  Person  ist,  eine  Freiheit,  wesshalb 
die  Ausübung  oder  Nichlausübung  eines  Rechts,  ja  das  Aufgeben  desselben 
der  Willkür  des  Berechtigten  frei  steht : sofern  nicht  eine  das  Recht  be- 
schränkende Verbindlichkeit  enlgegcnsteht. 

In  manchen  Rechten  ist  der  Charakter  der  Freiheit,  in  andern  der  der 
Gewalt  vorherrschend,  so  dass  jene  zuweilen  Freiheiten  und  diese 
Gewalten  genannt  werden*);  jenes  besonders  dann,  wenn  das  Recht  den 
Berechtigten  von  gewissen  ihm  sonst  obliegenden  Rechlsverbindliehkeilen 
befreit.  Zuweilen  gehen  beide  Momente  in  einander  über.3) 

c)  Das  dritte  Moment  des  Rcchtsbegrifl'es  im  subjectivcn  Sinne  des 
Wortes  besteht  darin,  dass  jeder  die  Befugnisse,  welche  in  der  Berechti- 
gung eines  Andern  enthalten  sind,  gegen  sich  gellen  lassen  muss  und  zur 
Heiligachtung  derselben  gezwungen  werden  kann.  Jedem  Rechte  entspricht 
daher  eine  Zwangspflicht  oder  Rechtsverbindlichkeit,  die  eine  negative  oder 
positive  sein,  d.  h.  entweder  in  einem  Nichtthum  oder  Dulden  des  Ver- 
pflichteten besteht,  oder  ihm  die  Nnthwendigkeit  anflegt  im  Interesse  des 
Berechtigten  Handlungen  vorzunehmen  oder  Leistungen  zu  machen.  Sie 
kann  entweder  eine  absolute  d.  li.  Jedermann  dem  Berechtigten  auf 
gleiche  Weise  verpflichtende,  odereinerelative  sein,  die  nur  gewissen  Per- 
sonen eine  Zwangsverbindlichkeit  gegen  den  Berechtigten  nuferlegt.  Durch 
den  speziellen  Charakter  der  Zwangspflicht , insbesondere  durch  den  der 


1)  Einige»  Allgemeine  giebt  Puchtn  im  Cmnus  der  Institutionen  1.  Nr.  XXX. 

2)  Z.  B.  die  väterliche  Gewalt;  oder  die  Amlsrechle  der  Obrigkeit. 

3)  Wenn  in  nliscrn  Tagen  die  Freiheit  der  Kirche  dem  Staate  gegenüber  verlangt 
wird,  ist  das  Ziel  dieses  Begehrens  oft  kein  anderes,  als  das  der  Macht,  d.  h.  das 
Verlangen  der  unumschränkten  Ausiihnng  von  Rechten,  deren  Summe  die  Ge- 
walt der  geistlichen  Oberen  bildet. 
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vorzunehmenden  Handlungen  wird  gleichfalls  in  vielen  Fällen  die  Natur 
des  entsprechenden  Rechtes  bestimmt.  Der  zum  Schutze  und  zur  Vertei- 
digung des  Rechts  rechtlich  mögliche  Zwang  geht  in  der  Regel  von  der 
Staatsgewalt  d.  h.  von  der  besondern  zum  Schutze  der  Rechte  bestellten 
Behörde1 2 3)  aus,  ist  jedoch  (in  Notfällen)  auch  als  Selbsthilfe  zulässig. 

Verhältniss  des  Rechts  zur  Naturnotwendigkeit. 

16.  Alle  Rechtsnormen,  weil  die  durch  sie  regulirlen  Verhältnisse  ihrer 
Herrschaft  unterworfen  sind,  haben  den  Charakter  von  Gesetzen  im  weite- 
sten und  vulgärsten  Sinne  dieses  Wons.  Sie  stehen  daher  anderen  Gesetzen 
gegenüber,  insbesondere  denen  der  Natur  und  der  Moral.  Es  fragt  sich,  wie 
sie  sich  von  beiden  unterscheiden  und  zu  ihnen  verhalten,  also  wie  die 
Rechtsnothwendigkeit  einerseits  von  der  physischen,  andererseits  von  der 
moralischen  verschieden  ist  und  welches  Verhältniss  zwischen  ihnen  ob- 
waltet '! 

Was  die  Naturnotwendigkeit  betrifft,  so  geht  sie  nicht,  wiedasRecht, 
vom  Willen  der  Menschen  aus,  sondern  ist  eine  höhere,  diesen  materiell 
beschränkende.  Und  zwar  setzt  sie  nicht  nur  dem  menschlichen  Willen 
die  Grenze  des  Erreichbaren,  sondern  bestimmt  auch  in  vielen  Lebensver- 
hältnissen seine  Richtung.  Aus  dem  ersten  folgt,  dass  das  Unmögliche  nie 
Rechtens  sein  kann:  daher  das  überall  als  juristisches  Axiom  geltende 
Rechtssprichwort:  Impostibilium  nullit  obügatio  oder  wie  man  es  im  scho- 
lastischen Latein  ausdrückt:  ad  impossibile  nemo  lenetur’1 ). 

Aus  dem  zweiten  ergiebl  sich,  dass  die  Naturgesetze  nicht  Idos  nega- 
tiv, sondern  auch  positiv  im  Rechte  massgebend  sind,  ln  jedem  faclischen 
socialen  Verhältniss  wirkt  das  physisch  Nothwendige  auf  dessen  rechtliche 
Normirung  ein,  und  desshalb  wird,  was  die  Näturnolhwendigkeit  vorschreibl, 
auch  als  rechtlich  nolhwendig  geachtet.  Dies  gilt  nicht  blos  für  die  durch 
die  Gesetze  der  unorganischen  Natur  unabänderlich  bestimmten  Verhält- 
nisse, sondern  auch  rücksichtlich  der  durch  die  organische  Natumothwen- 
digkeil  erzeugten.  Daher  gilt  auch  als  rechtlich  nolhwendig  oder  massgebend, 
was  durch  die  thierisch  sinnlichen  Bedürfnisse  der  Menschen  unabweislich 
begehrt  oder  durch  deren  Befriedigung  herbeigeführt  wird.  Die  Römer  er- 
klärten die  auf  einem  solchen  (also  materiellen)  Grunde  ruhenden  Rechts- 
verhältnisse für  nalurrechlliche  (Jus  naturale)  d.  h.  als  durch  die  Natur- 
notwendigkeit, welcher  der  Mensch  gleich  dem  Thiere  unterworfen  ist, 
erzeugt,  also  als  Institute  oder  Vorschriften  ejus  Juris,  quod  natura  omnia 
animalia  doeuit  1 ).  Sie  rechnen  zu  derselben  die  Ehe,  als  ein  durch  das 


1)  lin  Krieg  von  der  Militärmacht,  hier  als  Selbsthilfe  des  Staates. 

2)  Französisch  heisst  das  Sprichwort:  \ul  lieft  tenu  d t im/tutsiUe. 

3)  Pr.  J.  1.  1.  (de  justilia  et  jure). 
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Naturgesetz  des  Fortpflanzungstriebes  geschaffenes  und  seinen  Anforderun- 
gen gemäss  rechtlich  normirtes  Verhällniss;  dessgleichen  das  auf  der  Liebe 
der  Erzeuger  zu  ihren  Erzeugten  ruhende  Verhällniss  der  Eltern  zu  den 
Kindern,  und  erklärten  die  Nothwehr  für  eine  durch  das  Naturgesetz  der 
Selbslcrhaltung  jedem  lebenden  Wesen  erlheille  Befugniss. 1 ) 

Die  auf  dem  Gesetze  der  organischen  Natur  ruhende  Nothwendigkeit 
ist  indessen  nicht  immer  eine  absolute  und  durch  den  menschlichen 
Willen  unbesiegbare,  woraus  sich  z.  B.  erklärt,  dass  der  Coelibat  gewissen 
Personen  als  Rechlspflicht  vorgeschrieben  werden  kann.  Auch  ist,  nachdem 
es  dem  menschlichen  Geschlechle  gelungen,  durch  Leitung  der  Naturgesetze 
selbst  eine  grössere  Herrschaft  über  die  Natur  auszuüben,  jetzt  manches 
rechtlich  möglich  und  zulässig,  was  man  in  früheren  Zeilen  für  unmöglich 
hielt.  Zuweilen  ist  die  Grenze  zwischen  dem  Unmöglichen  und  blos  sehr 
schwer  Ausführbaren,  dessgleichen  zwischen  dem  Widernatürlichen  und  natür- 
lich Zulässigen  nicht  leicht  zu  bestimmen,  was  zu  zweifelhaften  Rechtsfra- 
gen Veranlassung  geben  kann. 

Verhällniss  des  Rechts  zur  Moral. 

17.  Die  Gesetze  der  Moral  (diess  Wort  in  seiner  üblichen  Bedeutung 
genommen2 3))  sind  die  Normen,  welche  unsere  die  Verwirklichung  des 
Guten  verlangende  geistige  Natur  vorschreibt,  so  dass  jeder  zur  praktischen 
Befolgung  derselben  sich  innerlich  in  seinem  Gewissen  durch  das  unmittel- 
bare Bewusstsein  derselben  für  verpflichtet  halt.  Sie  kündigen  sich  schon 
durch  das  Gefühl  an,  sind  aber  durch  den  Verstand  erkennbar  und  stel- 
len sich  als  höchste  Vernunftgebote  dar.  Sie  zeichnen  dem  Menschen 
Pflichten  vor,  die  er  als  unbedingt  geboten  erkennt,  und  die,  wenn  auch 
sein  individuelles  Begehren  sie  nicht  befolgt,  ihm  dennoch  als  das  erschei- 
nen, was  er  durchaus  hätte  thun  oder  lassen  sollen.  Da  das  moralische 
Bewusstsein  der  menschlichen  Natur  immanent. und  eine  gemeinsame  Ei- 
genschaft des  ganzen  menschlichen  Geschlechtes  ist , so  hat  man  dies  all- 
gemeine Wollen  des  sittlich  Guten  auch  den  allgemeinen  Willen  *) 
oder  neuslcns  den  Grundwillen4)  und  dessen  Hauptrichtung  die  prak- 
tischen Ideen  genannt,  welche  demnach  die  höchsten  Gesetze  der  Mo- 
ral sind.  Die  Kraft  derselben  ist  nun  zunächst  die,  Jedem  seine  moralischen 
Verpflichtungen  zu  offenbaren,  und  sein  Gewissen  durch  den  innem  also 
moralischen  Zwang  zu  nöthigen,  sie  zu  befolgen  und  zwar  lediglich  dess- 


1)  Fr.  4.  pr.  D.  9.  2.  (ad  Leg.  Aqnil.) 

2)  Die  Franzosen  nennen  moralisch  alles  Geistige,  so  dass  z.  B.  die  teimeet  morales 
die  ganze  Philosophie  begreifen.  Hegel  setzt  bekanntlich  der  Moral  die  Sittlich- 
keit entgegen,  während  man  sonst  beide  Worte  für  gleichbedeutend  nimmt. 

3)  Hegel  und  seine  Schule. 

4)  Herr  Prof.  Fichte  in  seiner  Ethik  11.  Abllil.  1. 
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halb,  weil  sie  moralische  Verpflichtungen  sind,  und  weil  die  ihnen  ent- 
sprechende Handlung  nur  dann  eine  gute  oder  moralische  ist,  wenn  die 
sie  erzeugende  Absicht  des  Handelnden  dahin  geht,  das  Gesetz  der  Moral  zu 
erfüllen,  also  nur  dann,  wenn  das  Motiv  des  Handelns  ein  moralisches  ist. 
Die  Gesetze  der  Moral  sind  daher  die  der  Gesinnung,  und  das  Aeussere 
der  Handlung  ist  an  sich  nicht  massgebend  für  die  Bestimmung  ihres  mo- 
ralischen Charakters.  Es  genügt  die  blosse  Legalität  derselben  nicht,  um 
sie  zu  einer  sittlich  guten  zu  machen  z.  B.  bei  einem  Akt  der  Wohl- 
thäligkeit,  den  Jemand  aus  blosser  Ostentation  vornehmen  würde.  Die 
moralische  Verpflichtung  ist  endlich  noch  so  beschaffen,  dass  uns  dieselbe 
nur  uns  selbst  gegenüber  obliegt  d.  h.  dass  durch  dieselbe  unser  indivi- 
dueller Wille  nur  unserem  Gewissen  (als  dem  uns  moralisch  beherrschen- 
den Grundwillen)  gegenüber  als  verpflichtet  erscheint,  sollte  auch  die  Ver- 
pflichtung in  der  Vornahme  von  Handlungeu  zum  Besten  Anderer  beste- 
hen. Es  erwachsen  daher  aus  unsem  moralischen  Verpflichtungen  für  An- 
dere keine  Ansprüche,  sollten  wir  auch  nach  unserer  subjectiven  Ueber- 
zeugung  einen  Anspruch  dieser  Art  als  durch  die  sittliche  Idee  der  Gerech- 
tigkeit für  geboten  halten.  So  lange  keine  Rechtsnorm  denselben  für  er- 
zwingbar erklärt,  hat  kein  äusserer  Richter  darüber  zu  entscheiden.  Die 
moralischen  Pflichten  heissen  deshalb  auch  die  innern,  und  werden,  weil 
sie  keinem  materiellen  Zwange  unterliegen  officia  imperfecta  genannt  im  Gegen- 
satz der  stärkeren  erzwingbaren  Rechtspflichten,  diemanfüro/fic/a perfecta  er- 
klärte. Diese  Erzwingbarkeit  ist  daher  ein  die  letzten  von  den  erstemunterschei- 
dendes Merkmal,  dessen  Vemunftgrund  metaphysisch  festzustellen  die 
deutsche  Philosophie  schon  über  ein  Jahrhundert,  jedoch  mit  geringem 
Erfolg,  sich  zur  Aufgabe  gesetzt  hat.  *) 

18.  Es  besteht  indessen  doch  eine  enge  Beziehung  der  Gesetzgebung 
der  Moral  zu  der  des  Rechts.  Obgleich  nämlich  die  Gesetze  der  Moral  als 
sittliche  Ideen  zunächst  nur  den  Willen  der  Individuen  bestimmen  und  so 
das  subjective  Ethos  bilden  (wie  Stahl  den  Inbegriff  ihrer  Normen  ge- 
nannt hat)1 2),  sind  sie  doch  zugleich  die  höchsten  ethischen  Gesetze  der 
menschlichen  Gesammtexistenz  und  wie  schon  bemerkt  die  Factoren  der 
Sitte  und  der  Institutionen  des  socialen  und  insbesondere  des  staatlichen 
Lebens.  Ihre  in  der  Aussenwelt  erscheinenden  Schöpfungen  sind  das  Ge- 
summt- oder  objektive  Ethos  (die  von  Hegel  s.  g.  Sittlichkeit).  Die 
Völker  selbst  werden  durch  sie  zur  Verwirklichung  der  durch  die  prakti- 
schen Ideen  gesetzten  Zwecke,  die  ihnen  als  (sittliche)  Güter  erscheinen, 
gedrängt,  und  so  beruht  die  ganze  Gesetzgebung  der  Staaten,  sie  mag  die 
Verwirklichung  des  Rechts  oder  des  Wohls  (der  Rechtsidee  oder  der 
der  ergänzenden  Gemeinschaft)  sich  zum  Ziele  setzen,  auf  einer  morali- 


1)  Seit  Thomasius  (1705),  besonders  aber  durch  Kant  (1797). 

2)  Rechts-  und  Staatsphilosophie  B.  2.  S.  122  u.  f. 
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sehen  Grundlage,  nur  dass  die  durch  die  Staatsgesctze  vorgeschriebenen 
Verpflichtungen  den  Charakter  der  Erzwingbarkeit  also  des  Hechts  haben. 
Ist  also  dieses  gleich  in  seiner  concreten  Erscheinung  etwas  Erzwingbarcs, 
so  wurzelt  es  seinem  Urgründe  nach  dennoch  auf  dem  Hoden  der  Moral. 

Hieraus  ist  auch  ein  bei  allen  Völkern  gellendes  Rechtsdogma  zu  er- 
klären: dass  das  Unmoralische  nie  Rechtens  sein  könne  d.  h.  dass  Nie- 
mand juristisch  verpflichtet  sein  könne  zur  Vornahme  einer  unsittlichen 
Handlung  und  dass  Niemand  auf  eine  solche  einen  Rechtsütel  zu  gründen 
die  Refugniss  habe.  ') 

Es  ist  dagegen  rechtlich  glcichgillig,  ob  Derjenige,  welcher  eine  recht- 
lich erlaubte  oder  gebotene  Handlung  vornimmt,  den  moralischen  Willen 
hat,  eine  Rcchtspflicht  zu  erfüllen  oder  nicht;  es  reicht  hin,  dass  der  Rechts- 
vorschrift genügt  werde,  und  desshalb  sagt  man : es  genüge  zur  Erfüllung  der 
Rechtspflichten  die  blosse  Legalität.  Ja  wer  eine  Handlung  vornimmt,  wozu 
er  rechtlich  befugt  ist,  kann  möglicher  Weise  ein  höheres  sittliches  Gebot 
dadurch  verletzen,  allein  so  lange  er  die  Grenzen  seines  Rechtsgebictcs 
nicht  willkürlich  überschreitet,  ist  sein  Wille  rechtlich  unbeschränkt,  und 
so  kann  mit  den  Römern  gesagt  werden : non  omne,  r/uod  licet,  honestum  est. 


Hauptansi  chtcn  über  den  Urgrund  des  Rechts. 

19.  So  einfach  es  scheint,  im  Rechte  die  Verwirklichung  der  der 
menschlichen  Natur  immanenten  praclischen  Idee  der  Gerechtigkeit  zu 
sehen,  hat  man  dennoch  dessen  Entstehung  auf  die  verschiedenste  Weise 
zu  erklären  versucht  und  zwar  meistens  mit  Zugrundelegung  philosophischer 
Theoriccn.  Vor  Allem  sind  folgende  Erklärungen  hervorzuheben: 

a.  Eine  theologische  oder  theologisirende  rcchlsphilosophische  Theorie, 
welche  das  ganze  Recht  auf  den  Willen  Gottes  und  zwar  den  geoffenbar- 
ten  zurück  zu  führen  sucht.  Nach  ihr  ist  nicht  nur  dicUridee  der  Unterschei- 
dung von  Recht  und  Unrecht  von  Gott  dem  Menschen  ins  Herz  gelegt, 
sondern  es  sind  zugleich  auch  unmittelbar  ausgesprochene  göttliche  Ge- 
bote z.  B.  die  des  mosaischen  Decalogs,  den  Menschen  als  Recht  ver- 
pflichtende Geselzc  vorgeschrieben.  Später,  sagt  man,  sei  eine  vollkom- 
menere Gesetzgebung  in  den  heiligen  Büchern  des  neuen  Testaments  sanc- 
tionirt  worden,  welche  die  Weltgesetzgcbung  zu  werden  bestimmt  sei. 


1)  Die  Römer  haben  den  letzten  Satz  durch  das  Rechlsspriehwort  ausgedrückt: 
nemo  dato  tuolucraripotett  und  den  ersten  hat  der  grösste  Rechlsgelchrtc  des 
Afterthums  auf  eine  seit  Jahrhunderten  bewunderte  Weise  mit  folgenden  Worten 
in  fr.  15.  D.  28.  7.  (de  condit.  «/##!.) : ijuae  facta  laedunl  pietalem,  e.ritti- 
matianem , vereeiindiam  nottram  et  ui  generaliter  dicatn,  contra  honos  tno- 
res  fiunf,  nee  facere  not  poese  errdendnut  etl  — ausgedruckt. 
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Das  Recht  sei  demnach  göttlichen  Ursprungs  und  seine  Urgesetze  gehen 
in  der  chrisllichcn  Moral  auf,  als  deren  Emanation  sie  anzusehen  seien. 
Nach  dieser  Grundanschauung  kömmt  auch  alle  Staatsgewalt  von  Gott,  daher 
das  heilige  Recht  der  Könige  als  der  von  Gott  gesetzten  Leiter  der  Staaten. 

Auch  bei  den  Völkern  des  Orients  sind  Ansichten  dieser  Art  herrschend, 
und  vor  Allem  daraus  zu  erklären,  dass  bei  denselben  z.  B.  bei  den  Sans- 
kritvölkern die  Rechlsgcsetzgebung  einen  Tlieil  der  Religion  bildet,  wie  dies 
auch  bei  den  Juden  der  Fall  war,  und  noch  bei  den  Moslemiten  der  Fall  ist 

b.  Int  vollständigen  Gegensätze  zu  einer  solch’  erhabenen  Auffassung 
des  Urgrundes  alles  Rechts  steht  eine  andere  Ansicht,  wonach  dasselbe  le- 
diglich das  Werk  des  menschlichen  Egoismus  ist ; und  zwar  sei  es  zunächst 
dadurch  entstanden,  dass  die  Mächtigem  und  Stärkern  die  Schwächen) 
sich  unterworfen,  so  dass  die  Rechtsnormen  als  das  Werk  ihrer  Willkür 
und  Machtvollkommenheit  anzusehen  seien.  Oder  man  erklärte  das  Recht 
für  ein  Erzeugniss  der  aus  der  Selbstliebe  stammenden  Ideen  des  Nutzens, 
und  sah  im  Princip  der  Nützlichkeit  den  Urgrund  und  im  Wohl  das  letzte 
Ziel  des  Rechts,  wie  freilich  auch  der  zur  Deontologie  von  den  Anhängern 
dieser  Ansicht  ungestalteten  Moral. 1 ) 

c.  Eine  drille  Klasse  von  Forschem  auf  diesem  Gebiete,  die  gleich- 
falls wie  die  zuletzt  angeführten  Schriftsteller  auf  dem  psychologischen 
Wege  den  Urgrund  des  Rechts  aufzuflnden  sich  bemühten,  leiteten  densel- 
ben aus  dem  dem  Menschen  angebornen  Sinn  des  Wohlwollens  her,  wie 
z.  B.  schon  Cicero  und  andere  Philosophen  des  Allerthums  und  in  neuerer 
Zeit  die  schottischen  Philosophen  z.  B.  Hutcheson,  indem  ihnen  die 
Gerechtigkeit  die  negative  Manifestation  des  von  Gott  den  Menschen  ein- 
gepflanzten Gesetzes  der  Liebe  ist. 

Andere  lassen  das  Recht  durch  einen  Kampf  der  egoistischen  Triebe 
mit  dem  des  Wohlwollens  entstehen.  Doch  theilt 

d.  eine  Reihe  bedeutender  Denker  die  Ansicht,  dass  der  menschliche 
Grundwille  von  der  den  egoistischen  Bestrebungen  einer-  und  dem 
Triebe  des  Wohlwollens  andererseits  entgegengesetzten  Idee  der  Gerechtigkeit 
geleitet,  nicht  blos  die  Einzelnen  die  Pflichten  der  Gerechtigkeit  gegen  An- 
dere (und  zwar  als  Tugend)  zu  üben  dränge,  sondern  auch  die  Völker 
dahin  führe,  gemeinsame  Ansichten  des  Gerechten  sich  zu  bilden,  ihnen 
entsprechende  Normen  der  Gerechtigkeit  als  Recht  zu  sanctioniren  und  die 
rechtliche  Seite  des  socialen  Lebens  ihnen  gemäss  zu  ordnen  und  zu  be- 
stimmen. 

Es  weichen  indessen  diese  Denker  in  der  Auffassung  dieses  morali- 
schen Urlriebs  von  einander  ab,  und  nur  Wenige  haben  den  Versuch  ge- 
macht, zu  zeigen,  auf  welche  Weise  das  geschichtlich  sich  gestaltende 


1)  Der  Ilauptvortheidiger  der  Külzlichkeilsthrorie 
ßent ha  tu  f tS23. 
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Recht  aus  demselben  hervorgehc , wenn  sie  auch  die  Stadien  der  histori- 
schen Rechtsenlwickclung  richtig  gezeigt  und  beleuchtet  haben. 

Die  schottischen  und  französischen  Philosophen,  welche  einen  eigenen 
Rcehlstrieb  annehmen  (wie  Dugald-Slewarl  und  sein  Ucbcrsetzer  Th. 
Jouffroy)  haben  nur  durch  psychologische  Gründe  die  Realität  eines 
solchen  Triebes  zu  beweisen  gesucht*).  Auf  eine  ähnliche  Weise  thun 
cs  einige  deutsche  Rechtsgelchrle,  wie  z.  B.  der  einen  eigenen  Rechtssinn 
im  Menschen  als  Urgrund  des  Rechts  annchmende  Puchla*). 

Die  speculalivc  Philosophie  Deutschlands  hat  sich  dagegen  zur  Auf- 
gabe gesetzt,  die  Aprioritüt  der  Rechtsidee  sowie  alles  Moralischen  darzu- 
thun , kam  aber  nicht  dazu,  das  s.  g.  positive  Recht  aus  jener  metaphysi- 
schen Grundlage  hcrzuleiten,  sondern  nur  zur  Annahme  einer  im  mensch- 
lichen Geiste  ausgeprägten  Vemunflgesclzgebung,  welche  durch  das  positive 
Recht  bisher  nur  modiiieirt  und  überhaupt  mehr  verunstaltet,  als  gefördert 
worden  sei,  so  dass  Manche  das  Natur-  oder  Vemunflrecht  dem  positiven 
als  das  höhere  entgegensetzten,  ja  dass  Einzelne  sogar  dem  letztem  alle 
verbindende  Kraft  absprachen,  wenn  es  mit  dem  erstem  im  Widerspruch 
sei.  — 

Es  entstand  durch  diese  Behandlung  der  letzten  Gründe  des  Rechts 
zwischen  der  Theorie  und  dem  praclisch  geltenden  Rechte  eine  weite  und 
liefe  Kluft,  welche  durch  die  Hegel’ sehe  Rechtsphilosophie  ausgefülll 
werden  sollte  und  hätte  ausgefüllt  werden  können,  wenn  dieselbe  eine  mehr 
geschichtliche  Richtung  würde  verfolgt  haben.  Erst  in  der  neuesten  Zeit 
hat  man  hiezu  den  richtigen  Weg  eingeschlagen. 

Nolhwendiger  Entwicklungsprozess  der  Rechtsidee. 

20.  Es  ist  schon  (wie  im  §.  6 angedeutel)  logisch  nothwendig,  dass 
die  in  Geselligkeitsverhällnisse  unter  einander  tretenden  Menschen  sich  ge- 
genseitig als  Willenssubjekte  behandeln,  und  sich,  wenn  auch  nicht  für 
alle  gleiche,  äussere  Freihcilssphären  und  somit  Rechtsfähigkeit  zugestehen. 
Sie  müssen  sich , wenn  eine  wirkliche  Gemeinschaft  unter  ihnen  bestehen 
soll  (und  eine  solche  zu  gründen  und  zu  erhalten  werden  sie  durch 
das  Naturgesetz  der  Geselligkeit  getrieben),  als  Personen  behandeln. 
Noch  strenger  werden  sie  dazu  durch  das  Rcchtsgefiihl  selbst  bestimmt, 
und  sie  thun  es,  wenn  es  auchihren  Interessen  zuwider  wäre,  und  abgesehen 
von  den  Gefühlen  des  Wohlwollens , die  sie  einer  liir  den  andern  haben 
könnten.  Es  ist  ja  das  durch  die  Coexistenz  gegebene  Verhältniss  selbst. 


1)  S.  Esquisses  de  philosophic  morale  por  Dugald-Stewart  traduit  de  1’ Ang- 
lais par  Tti.  Jouffroy.  Paris  1826. 

2)  Cursus  der  Institutionen,  Einleitung  Nr.  VIII.,  wo  er  dem  als  mächtiges  Streben 
nachlndividualisirung  hervortretenden  Egoismus  die  Liebe  und  den  Rechts- 
sinn entgegensetzt. 
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welches  als  Verhältniss  vom  Menschen  zum  Menschen  sie  bestimmen 
muss,  es  als  ein  Verhältniss  von  Person  zu  Person,  also  als  Reclils- 
verhiütniss  aufzufassen.  Sobald  daher  ein  menschliches  Coexislenz- 
verhiillniss  sich  bildet  oder  in  ein  neues  sich  umgestaltct,  ist  das 
Rechtsgefühl  und  der  durch  dasselbe  geleitete  Verstand  thälig,  das- 
selbe richtig  zu  erfassen  und  der  erkannten  (oder  dafür  gehaltenen)  Natur 
desselben  gemäss  den  bei  demselben  Beiheiligten  ihre  Willenssphären  fest- 
zustellen. Es  beginnt  ein  juristisches  Denken,  dessen  Zweck  das 
Finden  und  Aussprechen  einer  Ansicht  über  das,  was  in  einem  faktisch 
vorliegenden  Coexislenzvcrhältniss  als  das  von  der  Idee  der  Gerechtigkeit  ver- 
langte Richtige  und  das  Verhältniss  von  Person  zu  Person  Normirendc 
gellen  soll. 

Dieser  die  festzustellenden  Rechtsnormen  enthaltende  Ausspruch  der 
so  entstandenen  Rechtsansicht  beruht  daher  auf  einer  doppelten  Grundlage: 
einer  faktischen  oder  materiellen,  nämlich  den  thalsiichlich  vorhan- 
denen Zuständen,  und  einer  intellektuellen  oder  rationellen  d.  h. 
auf  dem  juristischen  Denkprozesse  der  das  Recht  Suchenden.  Man  könnte 
jene  auch  das  objeclive,  diese  das  subjeclivc  Moment  im  Rechtsbil- 
dungsprozess nennen.  Die  auf  diese  Weise  entstehende  Rechtsansichl  ist 
aber  zunächst  nur  die  persönliche  der  sie  Suchenden,  nur  eine  subjecliv 
sie  verpflichtende  moralische  Ueberzeugung.  Allein  es  muss,  wenn  das  be- 
gonnene Verhältniss  ein  wirkliches  Rechts  verhältniss  werden  soll,  ein  Drit- 
tes hinzukoninien , 'nämlich  die  Gemeinsamkeit  der  Rechtsansicht,  also  eine 
äusserlich  ausgesprochene  Gutheissung  und  Anerkennung  derselben  als  ei- 
ner äusserlich  sie  bindenden  Norm.  1 ) 

Diese  Anerkennung  einer  Rechtsansichl  und  deren  Erhebung  zu  einer 
Rechtsnorm  kann  stillschweigend  oder  ausdrücklich , unmittelbar  oder  mit- 
telbar geschehen,  ist  aber  stets  eine  geschichtliche  Thalsache,  die  sehr  oft 
mit  der  Feststellung  des  socialen  Verhältnisses  oder  Instituts  zusammenfällt  und 
als  Gewohnheit  oder  als  Gesetz  der  vorher  nur  für  moralisch  bindend  anerkannten 
Norm  den  Charakter  eines  Rechtsgrundsatzes  giebt.  Es  kann  dieser  Charakter 
aber  nicht  blos  einer  eigentlichen  Regel  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  einer 
Anordnung  des  Wohls  also  auch  einem  Nülzlichkeitsprincip  crlheilt  werden, 
das  von  diesem  Augenblicke  an,  weil  es  rechtlich  bindend  sein  soll,  Rechts- 
norm wird  uud  auch  in  sich  als  etwas  Gerechtes  erscheint,  wenn  dessen 


1)  Sehr  richtig  sagt  Savigny  (System  I.  S.  21):  „Die  Erzeugung  des  Rechts  ist 
eine  That  und  eine  genieinsctiaftliche  Thal.  Diese  ist  nur  denhbar  fOr  diejenigen, 
unter  welchen  eine  Gemeinschaft  des  Denkens  und  des  Thuns  nicht  nur  mög- 
lich, sondern  wirklich  ist“.  Durch  diese  kurzen  Sätze  ist  von  dem  grossen  Mei- 
ster die  dreifache  Grundlage  alles  Rechts  anerkannt : die  materielle  ist  Gemein- 
schafldcs  Thuns;  die  rationelle  die  Nolhwcndigkeil  des  Denkens  uud  die  ge- 
schichtliche die  Gemeinschaft  des  letzten. 
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Schöpfung  das  Werk  derjenigen  ist,  welche  befugt  waren  ihre  Rechtssphären 
auf  diese  Weise  zu  beschränken  oder  umzugcstnlten. 

Jede  Rechtsnorm  beruht  daher  auf  drei  Grundlagen,  einer  materiellen 
oder factischen  Unterlage  1 2 ),  einer  rationellen  oder  einer  in  Folge  des  ju- 
ristischen Denkens  gebildeten  Ansicht,  und  auf  einer  historischen,  welche 
dieselbe  zu  einer  Rechtsnorm  erhebt  oder  wie  man  zu  sagen  pflegt,  ihr 
Gesetzeskraft  giebt. 

Es  ergibt  sich  aus  dieser  Darlegung  der  wirklichen  Grundlagen  alles 
Rechts,  dass  jede  Theorie,  welche  nur  auf  eine  derselben  das  Recht  stützt 
und  aus  einer  derselben  dessen  Entstehung  ableiten  will,  unvollständig  oder 
unrichtig  ist  und  zu  ganz  falschen  Consequenzen  führt.  Weder Ch. C o in  te  1 ), 
der  nur  die  materielle  Grundlage  kennt,  noch  die,  welche,  wie  Kant, 
auf  blosse  Vernunftwahrheiten  das  Recht  stützen  wollen  mit  Verwerfung 
alles  Empirischen,  noch  die  historische  Schule,  wenn  sie  nur  an  die 
geschichtliche  Grundlage  sich  hält , haben  daher  die  Entstehung  des 
Rechts  auf  eine  genügende  Weise  erklärt. 

In  der  materiellen  Grundlage  des  Rechts  liegen  die  den  Organismus 
des  daraus  sich  entwickelnden  Rechtsinstitutes  constiluirenden  Momente  ; 
durch  die  rationelle,  die  immer  eine  concreto  Auffassung  des  Verhältnisses 
als  eines  Rechtsverhältnisses  ist,  wird  dessen  juristische  Natur  bestimmt,  und 
durch  die  historische  erhält  es  seine  formelle  Sanclion. 

Die  Rechtsordnung  und  die  rcchtlicheFreiheil 

21.  Durch  die  geschichtliche  Sanction  einer  einen  socialen  Verband 
regulirendcn  gemeinsamen  Rechlsansicht  entsteht  die  Rechtsordnung,  welche, 
was  die  innem  Verhältnisse  der  Gemeinschaft  betrifTl,  mit  der  Staats- 
ordnung zusammcnfällt,  indem,  was  der  Staat  sanclionirt,  die  Krall  eines 
geltenden  Rechts  hat.  Die  äussern  staatlichen  Verhältnisse  erhalten  ihre 
rechtliche  Normirung  durch  die  Vereinbarung  der  bei  denselben  bctheilig- 
ten  Völker,  also  durch  das  Völkerrecht.  Durch  die  Festsetzung  der  Rechts- 
ordnung erhalten  die  an  ihr  Theil  nehmenden  Personen  ihre  Freiheit, 
die  aber  nur  dann  in  Wahrheit  cxislirl,  wenn  die  sie  regulirendcn  Rechls- 


1)  Die  materielle  Grundlage  alles  Rechts  wird  förmlich  anerkannt  als  Stoff  des 
Rechts  durch  P u c h t a,  Curs.  d. Institut.  1.  18.46.52.  ferner  v.  Sa  v i g n y, System  I. 
$.  52.  Stahl,  Rechlsphilos.  v.Thül,  Einleitung  in  das  deutsche  Privalrccht  §.  32. 
Die  Lebensvcrhültnissc  des  Volkes,  sagt  dieser  scharfsinnige  Schriftsteller,  bilden 
das  Thatsächliche,  den  Thatbcstand,  an  welchen  durch  das  Recht  (d.  h.  durch 
Rcchtssützc)  Rechte  d.  h.  Befugnisse  sieh  ansehliesseu.  Dem  gcsanmilcn  Recht  ent- 
spricht ein  unermesslicher  Thatbcstand,  wie  jedem  einzelnen  Rcchlssntz  ein  einzel- 
ner Thalbestand. 

2)  Traile  de  lcgislation  T.  1.  livre  2. 
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normen  der  Gerechtigkeit  entsprechen  und  auch  durch  eine  so  starke  so- 
ciale Gewalt  geschützt  sind,  dass  Niemand  mit  Erfolg  die  Rechte  der  Bc- 
Iheiliglen  verletzen  oder  stören  kann.  Der  Zwang  wird  auf  diese  Weise 
die  Garantie  der  Freiheit,  welche  ohne  denselben  nicht  gesichert  sein,  ja 
nicht  bestehen  würde. 

Der  Begriff  der  durch  das  Recht  geschaffenen  Freiheit  ist  aber  ge- 
nauer zu  bestimmen.  Sie  ist  als  die  sociale  Freiheit  aufzufassen  und  weder 
mit  der  moralischen  noch  mit  der  natürlichen  Freiheit  zu  verwechseln.  Die 
erste  dieser  beiden  letztem  besteht  nämlich  in  der  Spontaneität  des  (mora- 
lischen) Willens  und  dessen  Unabhängigkeit  von  der  Gewalt  der  dem  sinn- 
lichen Organismus  des  Menschen  angehörenden  Neigungen  und  Leiden- 
schaften, so  dass  die  Einwirkung  dieser  auf  seine  Bestimmungen  nicht 
nach  dem  Causalilätsprincip  zu  bemessen  und  jeder  Entschluss  zur  Thal 
als  ein  selbstständiger  Akt  anzusehen  ist.  Die  moralische  Freiheit  ist  daher 
die  Freiheit  des  Geistes  gegenüber  dem  körperlichen  Organismus.  Die  von 
uns  sogenannte  natürliche  Freiheit  besteht  aber  in  der  Herrschaft  des 
Menschen  über  die  Natur  und  ihre  Kräfte,  wird  daher  durch  des  Men- 
schen Herrschaft  über  die  Natur  begründet  und  jeder  ist  um  so  freier 
(und  selbstständiger),  als  er  eine  grössere  Herrschaft  auf  der  Erde  hat, 
es  sei  durch  unmittelbaren  Besitz  von  Strecken  derselben  oder  von  Sachen, 
(wesshalb  der  Reiche  oder  Wohlhabende  freier  ist,  und  daher  auch  ein 
selbstständiger  Mann  genannt  wird ).  Ganz  verschieden  von  beiden  ist  die  durch 
die  Rechtsordnung  geschaffene  socialeFreihcit,  welche  darin  besieht,  dass  der 
Wille  des  Menschen  andern  Willen  gegenüber  in  der  ihm  nngehörenden  Frei- 
heitssphäre unabhängig  und  zugleich  gegen  die  möglichen  Angriffe  der 
Willen  Anderer  geschützt  ist. 1 2 ) 

Je  ausgedehnter  seine  sociale  Willenssphäre  und  je  stärker  und  fester 
sie  gesichert,  je  vcmunflgemässer  die  Rechte  und  je  fester  und  besser  or- 
ganisirt  die  Staatsordnung  ist,  um  so  grösserer  Freiheit  werden  die  Ange- 
hörigen dieses  Staates  und  in  ihm  lebenden  Menschen  gemessen.  Durch  den 
gewaltsamen  Umsturz  eines  Staates  wird  daher  die  rechtliche  Freiheit  nicht 
gesteigert,  sondern  zerstört,  und  ersteht  nur  wieder  durch  eine  wenigstens 
ebenso  gute  Neugestaltung  desselben  l). 


1)  Diese  Begriffsbestimmung  der  rcchtliehen  als  der  soenden  Freiheit  ist  entwickelt 
in  des  Verfassers  Rechtsphilosophie  §.  134—  138. 

2)  Durch  unsere  Begriffsbestimmung-  der  rechtlichen  Freiheit  werden  die  polemischen 
Discussioncn  über  die  Freiheit  im  Allgemeinen,  wie  solche  z.  B.  bei  Puchla 
Curs.  Instil.  Bd.  l.S.  13vorkommen,  als  fürtinsere  Wissenschaft  nutzlos, ginilich  über- 
flüssig. Auch  entgeht  diesem  Schriftsteller  der  Begriff  der  rechtlichen  Freiheit  ganz 
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Der  Vernunft-  und  Rechlsgrund  des  Zwanges. 

22.  Da  durch  den  Zwang  die  Rechte  gesichert  und  die  durch  ihn  ge- 
schützten Rechtsnormen  den  Charakter  von  Zwangsvorschriften  erhalten, 
so  hat  inan,  wie  schon  bemerkt,  im  Zwang,  der  in  der  Geschichte  als 
Kennzeichen  des  Juristischen  erscheint,  ein  inlegrirendes  Moment  des  Rechts- 
begriffs gefunden  und  desshalb  aucli  die  Realität  von  durch  sich  selbst  gel- 
lenden, und  von  den  bloss  moralischen  Pflichten  verschiedenen,  Zwangs- 
verbindliehkeilen  zu  deduciren  und  zu  zeigen  versucht,  dass  mit  jedem,  schon 
durch  die  Vernunft  geschaffenen  rechtlichen  Anspruch  die  Befugniss  zu  zwin- 
gen verbunden  sei.  Abgesehen  davon,  dass  diese  Versuche  schon  dess- 
hnlb  misslingen  mussten,  weil  solche  dem  Menschen  a priori  zukotnmen- 
den  Rechte  gar  nicht  existiren  (§.  20),  hat  man  immer  nur  die  moralische 
Möglichkeit  des  Zwangs  gegen  Angriffe  auf  das  Vemünlliggebotene  d.  h. 
alles  Moralische  nachgewiesen,  so  dass  kein  spezifischer  Unterschied  zwi- 
schen den  durch  die  Vernunft  gebotenen  Gercchligkeilspflichlen  und  an- 
dern sich  herausslellte.  Allein  der  Rechts-  und  Vemunflgrund  des  Zwan- 
ges ist  ganz  anderswo  zu  suchen  und  erscheint  in  der  Regel  nur  zulässig, 
wenn  ein  sociales  Verhällniss  Rechlsverhältniss  geworden  ist.  Dann  ist  ja  die 
dasselbe  regulirende  Norm  als  eine  über  den  Willen  der  Einzelnen  stehende, 
diese  beherrschende  schon  anerkannt  und  daher  selbst  gewollt.  Soll 
dieses  Wollen  ein  wahres  und  nachhaltiges  sein,  so  dürfen  die  diese  Rechts- 
normen für  bindend  über  sich  Erkennenden  nicht  gestatten,  dass  ein  durch 
sie  zum  Rechlsverhältniss  gewordenes  sociales  Verhültniss  von  irgend  Ei- 
nem angetastet  oder  verletzt  werde.  Und  der  es  Verletzende  wird  gegen 
die  zu  dessen  Schutz  cinsehreilende  Zwangsgewalt  nichts  einwenden  kön- 
nen, da  er  ja  selbst  die  Rechtsnormen  als  massgebend  für  seinen  Willen 
erkennt  und  ihre  Aufrechthallung  gellen  lassen  muss,  wenn  er  je  eine  von  ihm 
als  bindend  anerkannte  Norm  missachtend  ein  durch  sie  geheiligtes  Ver- 
hältniss  verletzen  und  die  Rechtsordnung  durchbrechen  oder  stören  sollte  *). 
Auch  der  Krieg  als  Verllieidigungsmiltel  anerkannter  Rechtsverhältnisse 
ist  ein  Zwangsmittel  dieser  Art,  und  es  ist  daher  irrig,  den  völkerrechtli- 
chen Normen  den  Charakter  von  Rechtsnormen  absprechen  zu  wollen. 
Seiner  grossen  Nachlheilc  und  der  Ungewissheit  des  Erfolgs  wegen  soll 
aber  der  Krieg  nur  als  das  äusserste  Völkerzwangsinillel  versucht  werden. 


und  gar,  und  cs  ist  gewiss  ungenau,  wenn  er  S.  10 die  rechtliche  Freiheit 
als  die  Möglichkeit  eines  Willens  überhaupt  definirL 
1)  Sein  individueller  ungerechter  Wille  wird  durch  den  zum  Schutze  des  Rechts 
gegen  ihn  als  Zwangsgewall  auftretenden  allgemeinen  Willen  zurückgedrängt 
oder  in  Schranken  gehalten. 
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Aber  auch  als  eigentliches  Nolhrecht  kömmt  der  Zwang  vor,  wenn 
nämlich  unter  den  bei  einem  socialen  Verhältniss  Betheiliglen  keine  ge- 
meinsame Rechtsansicht  sich  bilden  konnte,  und  das  Gesetz  der  Selbsler- 
haltung  sie  nöthigt,  zur  Gewalt  ihre  Zuflucht  zu  nehmen:  hier  beruht  der 
Grund  des  Zwanges  auf  jenem  Naturgesetze,  welches  als  das  stärkere  sich 
gellend  macht.  Dies  kann  nicht  blos  unter  Einzelnen  staulinden,  wenn  sie 
in  einer  gemeinsamen  Gefahr  schweben  und  Einer  nur  durch  den  Untergang 
des  Andern  gerettet  werden  kann,  oder  wenn  ihre  Ansichten  über  das  Recht 
sich  durchaus  nicht  einigen  können,  sie  also  sich  in  dem  s.  g.  Naturzu- 
stände, besser  gesagt,  einem  unnatürlichen  extrasocialen  Verhältniss  zuein- 
ander befinden  und  kein  Theil  nachgeben  will,  sondern  auch,  wenn  in 
einem  aufgelösten  der  Anarchie  preisgegebenen  Staate  sich  unversöhnliche 
politische  Parteien  bekämpfen  oder  wenn  Völker  dies  thun,  welche  noch 
von  rein  subjectiven  völkerrechtlichen  Ansichten  geleitet  sind. 

Was  übrigens  den  rechtlichen  Zwang  zur  Aufrcchthaltung  socialer  In- 
stitute betrifft,  so  ist  er  nicht  blos  zum  Schutze  eigentlicher  Rechtsnormen, 
sondern  auch  zur  Sicherung  der  für  das  Wohl  geschaffenen  Slaalseinrich- 
tungen  zulässig,  weil  auch  diese  von  den  sie  zu  errichten  Berechtigten 
herrühren,  und  den  Charakter  von  Rechlsinstilulen  erhallen  (§.  20). 1 2 ) 


111.  Capilet. 

Die  Reckt^nellen  and  die  Verschiedenheit  der  Rechtsnoria. 

Hauptarten  der  Rechtsqucllen*). 

23.  Es  steht  als  Ergebniss  unserer  bisherigen  Ausführungen  (§.  20) 
fest,  dass  alles  Recht  eine  gemeinsame  Ueberzeugung  der  in  socia- 
lem Verbände  lebenden  Menschen  ist,  und  da  die  allgemeinste  und 
festeste  Gemeinschaft  die  nationale  ist,  so  kann  das  Recht  als  das  Er- 
zeugniss  der  Volksüberzeugung  bezeichnet  werden,  gleichviel  ob  der 
ganzen  Nation  oder  besonderer  Gemcinheitsgruppen  in  ihrer  Mitte.  Mit 
Recht  hat  man  daher  das  Volk  das  Subjekt  der  Rechlsüberzeugung  ge- 
nannt3), doch  darf  man  sich  darunter  nicht  eine  zufällig  verbundene  un- 
bestimmte Menge  denken,  sondern  eine  in  einer  geistigen  Gemeinschaft 
stehende,  durch  Sprache  und  Sitten  geeinigte  Gesammtheit 4),  deren  Theil- 


1)  Deshalb  können  durch  Criniiiialslrafcn  auch  Angriffe  auf  die  Sittlichkeit  oder  die 
Religion  geahndet  werden. 

2)  Am  klarsten  sind  sie  einander  gcgenübergestellt  in  den  Pandekten  von  Puchta 
S 10  und  dessen  Vorlesungen  darüber  1.  S.  19  — 23. 

3)  Puch  ta  a.  a.  0.  $.  10.  v.  Savigny  1.  §.  8. 

4)  Sehr  richtig  sagt  Stahl,  Rechtsphilosophie  II.  1.  S.  187:  Als  der  Gemeinethos 
hat  das  Recht  seinen  Sitz  nothwendig  im  Gemeinbewusslsein.  Es  geht  hervor 
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nehmer  in  organischer  Gliederung  so  mit  einander  verbunden  sind,  dass 
es  durch  die  verschiedenen  Klassen  seiner  Angehörigen  gebildet  und  in 
den  verschiedenen  Funktionen  des  Genieinlebens  in  ihnen  verlrcten  wird. 
Diese  sind  denn  auch  in  der  Regel  diejenigen,  von  welchen  Rechtsansich- 
ten zuerst  ausgehen , die  dann  von  den  übrigen  Volksklassen  auf  ihre 
AucloriUit  hin  reeipirl  werden,  so  dass  das  Ganze  des  Volks  die  Meinung 
hegt,  die  so  entstandenen  Rechlsansichten  müssten  als  die  richtigen  von 
allen  angenommen  und  als  verbindende  Normen  befolgt  werden.  Die  Art 
und  Weise,  wie  eine  Rechlsansicht  ihre  Geltung  als  bindende  Norm  er-» 
halten  kann,  ist  eine  dreifache. 

n.  Die  Volksüberzeugung  kann  nämlich  unmittelbar  hervortreten 
und  durch  Uebung  zur  Anschauung  gebracht  werden.  Das  so  gewordene 
Recht  heisst  Gewohnheitsrecht. 

b.  Die  rechtliche  Uebcrzeugung  eines  Volkes  kann  aber  auch  mittel- 
bar ausgesprochen  und  als  Rechtsnorm  erklärt  werden  durch  diejenigen, 
welche  dasselbe  in  der  Funktion  der  Rechtserzeugung  vertreten.  Dies 
sind  entweder  die  Träger  der  höchsten  Staatsgewalt,  die  dann 
als  Gesetzgeber  Rcehlssälzc  formuliren,  oder  die  als  Kunstverständige 
bei  Entscheidungen  von  Rechtsstreitigkeilen  thätigen  Rechtsgelehrten. 
Das  durch  die  ersten  ausgesprochene  und  durch  die  Rechtsüberzeugung  des 
Volkes  auf  diese  Weise  vorgeschriebene  Recht  ist  das  der  Gesetzge- 
bung, und  seine  Normen  sind  in  den  Gesetzen  enthalten;  das  letzte  so- 
gleich als  angewandtes  Recht  hcrvorlrelende  wurde  früher  Gerichlsgcbrauch 
genannt  und  wird  jetzt  durch  die  Benennung  Juristen  recht  oder  Recht 
der  Wissenschaft  bezeichnet. 

Es  gibt  daher  drei  Hauptquellen  des  Rechts:  die  Gesetze,  das  Ge- 
wohnheits-  und  das  Juris tenrechl,  und  alle  historisch  erscheinenden 
Eulslehungsarten  desselben,  welches  auch  ihre  Namen  sein  mögen,  lassen 
sich  auf  dieselben  zurückführen , obwohl  Uebergünge  von  der  einen  Art 
zur  andern  statt  haben,  und  nicht  immer  von  einer  Rechtsform  mit  Entschie- 
denheit angegeben  werden  kann , welcher  der  drei  Arten  von  Uechlsquellen 
sie  angehört.  Uebrigens  haben  das  Gewohnheils-  und  das  Juristenrecht 1 ) 


aus  dom  Bewusstsein  der  Nation  als  einer  ursprünglich  gegebenen  Einheit,  nicht 
aus  den  einzelnen  Menschen,  die  erst  zuin  Zwecke  des  Rechts  zusammentreten, 
und  gellt  aus  ihr  hervor  mit  Nothwcudigkeit  als  das  sic  erfüllende  und  beherr- 
schende Ethos,  nicht  in  Folge  willkürlicher Ueberlegung  und  Annahme.—  Dies 
ist  sogar  der  Fall  der  durch  Ansiedler  aus  den  verschiedensten  Landern  gebil- 
deten Staaten : denn  sie  werden  in  der  Hauptsache  als  Recht  nur  das  sanctioniren, 
was  ihren  vorher  sie  schon  beherrschenden  gemeinsamen  Ansichten  ge- 
mäss ist. 

1)  Dies  hat  darin  seinen  Grund,  dass  die  Volksvertretung  durch  den  Gesetzgeber  in 
der  rechterzeugenden  Thätigkeit  von  der  der  Juristen  sehr  verschieden  ist.  Jener 
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eine  innere  Verwandtschaft  und  werden  desshalb  auch  dem  Gesetzesreeht 
entgegengesetzt.  Man  nennt  nämlich  dieses  das  geschriebene  und  jenes 
das  ungeschriebene  Recht  (ins  scriptum  et  non  scriptum).  Das  Wesen 
des  Gegensatzes  beider  besieht  nicht  darin,  dass  nur  das  erste  schriftlich 
aufgezeichnetes  Recht  ist;  denn  auch  die  Rechtsgcwohnhcilen  werden  oft 
durch  schriftliche  Aufzeichnung  zur  allgemeinen  Kunde  des  Volkes  gebracht  und 
die  Aussprüche  der  Rechtsgelehrten  in  ihren  Werken  verzeichnet  oder  zur 
grösseren  Bestimmtheit  schriftlich  gefasst,  sondern  der  wahre  Unterschied 
des  Gesetzesrechts  und  des  ungeschriebenen  bestellt  darin,  dass  das  erste 
nur  bindend  ist,  weil  cs  vorgeschrieben,  verordnet,  also  formell 
sanctionirt  ist.  was  freilich  meistens  vermittelst  einer  schriftlichen  Redaktion 
statt  hat,  während  das  ungeschriebene  einer  solchen  Sanktion  nicht  bedarf, 
sondern  ungeachtet  ihm  eine  solche  abgeht,  doch  befolgt  wird  *). 

Es  soll  daher  zuerst  von  den  Gesetzen,  dann  von  den  beiden  Arten 
des  ungeschriebenen  Rechts  die  Rede  sein. 

Das  Gesetz  und  die  Momente  seines  Begriffs. 

21.  Gesetz  heisst  eine  von  der  souveränen  Gewalt  im  Staate  aus- 
gehende Anordnung,  die  eine  allgemeine  Norm  festsetzt.  Die  Momente 
dieses  in  seiner  Abstraktion  aufgefassten  Begriffes  sind  daher  die,  dass 
a.  nur  die  von  der  souveränen  Gewalt  im  Staate  ausgehenden  Anord- 
nungen Gesetze  sind,  und  jede  von  einer  anderen  Gewalt  angeordnete 
Verfügung  nicht  den  Charakter  eines  Gesetzes  hat.  Dieser  besieht  vor 

Allem  darin,  dass  über  die  Legalität  des  Actes  zwischen  der  ihn  sanctioniren- 
den  Gewalt  und  den  Staatsangehörigen  kein  Rechtsstreit  sein  kann,  indem 
diesen  nicht  zusieht,  die  Frage,  ob  der  Souverän  die  Gränzen  seiner  Ge- 
walt überschritten  habe,  vor  die  Gerichte  zu  ziehen,  was  rücksichtlich  der 
Beschlüsse  und  der  Bestimmungen  der  Regierungsgewaltcn  so  oft  möglich 
ist , als  der  Einzelne  die  ihm  zuslehcnden  Rechte  durch  dieselben  für  ver- 
letzt hält , wobei  es  übrigens  Fälle  gibt , die  nicht  der  Competenz  der  ge- 
wöhnlichen Gerichte,  sondern  anderer  für  Streitigkeiten  dieser  Art  einge- 
setzten angehören ’). 

handelt  so  zu  sagen  aus  Auftrag  des  Volks,  die  Rechlssätzc  der  Reclitsgelelirten 
erhalten  erst  durch  dessen  stillschweigende  Genehmigung  ihre  Gesetzeskraft.  So 
löst  sich  der  Gegensatz  der  Auffassung  des  Juristenrechts  von  Puchta  und  der 
von  Beseler. 

1)  Ein  römischer  Jurist  nlhmt  als  einen  Vorzug  des  Gewohnheitsrechts,  «lass  es 

schon  seiner  inneren  Wahrheit  wegen  befolgt  werde,  indem  er  sagt:  Immo 

mugnne  nncloritatis  hoc  jus  habetur  tj  und  in  tnntiim  prohat  um  est,  ut 
non  fuerit  ne  rette.  scri/ito  id  comprehendi. 

2)  Desshaih  sind  auch  die  von  einer  mit  dem  Rechte  der  Autonomie  begabten  Kör- 
perschaft oifer  Familie  ausgehenden  Statuten,  Hausgeselze  u.  dcrgl.  keine  Ge- 
setze; deren  Legalität  ist  aufechtbor,  wenn  ihre  Anordnungen  gesetzwidrig 
sein  sollten. 
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b.  Die  von  der  souveränen  Gewalt  ausgehende  Verfügung  muss  aber 
eine  allgemeine  sein,  also  den  Charakter  einer  Rechtsregel  haben. 
Spezialverfügungen  des  Souveräns  (von  den  Römern  constitutione s per- 
sonales genannt),  sind  keine  Gesetze,  weil  sie  nicht  in  allen  dem  von 
ihnen  regulirten  Fall  gleiehkommendcn  oder  zur  gleichen  Kategorie  gehö- 
renden Füllen  Anwendung  finden.  Allerdings  werden  durch  solche  Ver- 
fügungen auch  wohl  Rechte,  Privilegien,  wie  Patente,  Monopolien 
u.  dergl.  vertheilt,  allein  der  Erwerbstilei  eines  solchen  Rechts  bemht  nicht 
auf  einer  Rechtsnorm.  Es  werden  indessen  nicht  seilen  auch  die  etwas 
Einzelnes  festsetzenden  Akte  der  souveränen  Gewalt  Gesetze  genannt,  aber 
sind  es  dann  nur  in  formaler  Beziehung,  weil  und  inwiefern  sie  auf  die 
bei  der  Sanktion  von  Gesetzen  übliche  Weise  und  von  den  Trägem  der 
gesetzgebenden  Gewalt  erlassen  werden. 

c.  Endlich  muss  die  als  Gesetz  gellen  sollende  Verordnung  des  Sou- 
veräns einen  Befehl  crlhcilen  und  publicirt  sein.  Von  demselben 
öffentlich  ausgesprochene  Wünsche  oder  Aufforderungen,  welchen  Folge 
zu  leisten  die  Staatsangehörigen  nicht  verpflichtet  sind,  haben  daher  nicht 
den  Charakter  der  Gesetze;  sie  sind  keine  Rechtsnormen.  Uebrigens  kann 
der  Befehl  ein  kategorischer  oder  ein  bedingter  sein,  ein  unmittelbarer 
oder  indirekter,  z.  B.  den  Staatsangehörigen  den  Erwerb  von  Rechten  zu 
sichern , in  welchem  Fall  der  imperative  Charakter  des  Gesetzes  darin  be- 
steht, dass  allen  andern  die  Nolhwendigkeit  auferlegt  wird,  jenen  Reehts- 
erwerb,  wenn  er  auf  eine  dem  Gesetze  gemüssc  Weise  Stall  hat,  gegen 
sich  gelten  zu  lassen. 

Dass  das  Gesetz  erst  ins  Dasein  tritt,  wenn  es  publicirt  ist,  liegt  in 
der  Natur  der  Sache;  denn  es  ist  nur  dann  ein  den  demselben  Unterwor- 
fenen bekannter  also  für  sie  existirender  Willensakt  des  Souveräns.  Auch 
muss  diese  Publikation  auf  die  im  Staate  als  bindend  gellende  Weise  oder 
in  der  gehörigen  Form  geschehen , weil  nur  dann  die  Gewissheit  vorhan- 
den ist,  der  Souverän  habe  ein  Gesetz  erlassen  wollen.  Diese  Form  ist  selbst 
wieder  gesetzlich  oder  durch  Herkommen  mehr  oder  weniger  bestimmt. 

Umfang  der  Kraft  der  Gesetze. 

25.  Die  Kraft  der  Gesetze  hat  einen  dreifachen  Umfang,  riicksichtlich 
der  Zeit,  des  Territoriums  und  der  dem  Gesetze  unterworfenen  Personen. 

a.  Was  den  ersten  belriffl,  so  ergibt  sich 

a.  aus  dem  oben  Gesagten,  dass  die  verbindende  Kraft  eines  Gesetzes 
erst  mit  dessen  Publikation  beginnt  und  daher  nur  für  die  Zukunft  Statt 
hat.  Daher  die  freilich  nicht  ausnahmslose  Rechlsregcl:  leijes  ad  praeteri- 
tum  non  sunt  trahendae  1 ) , deren  Anwendung  freilich  oft  so  schwierig  ist, 


1)  C.  7.  C.  1.  14.  (de  leg.) 
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dass  auch  die  bewährtesten  Rechtsgelehrten  in  einer  grossen  Anzahl  Fälle 
nicht  alle  hier  einschlagendcn  Fragen  auf  eine  befriedigende  Weise  zu 
lösen  im  Stande  sind1 2).  Der  Fälle,  in  welchen  ausnahmsweise  Gesetze 
rückwirkende  Kraft  haben,  sind  zwei:  nämlich  der,  für  welchen  der  Ge- 
setzgeber dies  ausdrücklich  verordnet  hat,  oder  wenn  das  Gesetz  eine  sog. 
authentische  Auslegung  eines  früheren  Gesetzes  ist ; in  diesem  erklärt  näm- 
lich der  Gesetzgeber,  dass  das  Gesetz  nicht  jetzt  erst  erlassen  werde, 
sondern  schon  früher  d.  h.  seit  der  Sanktion  des  von  ihm  so  erklärten 
Gesetzes  in  Kraft  getreten  war. 

ß.  Sanktionirle  Gesetze  verlieren  ihre  Kraft  nicht  blos  durch  den  Ab- 
lauf der  Zeit,  wofür  sie  erlassen  waren,  und  durch  spätere  sie  ändernde 
Gesetze,  sondern  auch  durch  ein  entgegenslehendes  Gewohnheitsrecht.  Es 
ist  nicht  nöthig,  dass,  wie  häufig  geschieht,  in  einem  spätem  Gesetze  die 
Bestimmungen  früherer  ausdrücklich  wiederrufen  werden,  damit  eine  Abrogation 
oder  Derogation*)  derselben  slatlfinde,  sondern  jedes  mit  einem  älteren 
im  Widerspruch  stehende  Gesetz  hebt  diess  auf,  jedoch  nur  insoweit , als  es 
die  durch  das  frühere  geordneten  Verhältnisse  berührt:  daher  auch  die 
Regel:  lex  posterior  generalis  non  derogat  priori  speciali,  weil  ja  das  neue 
allgemeine  Gesetz  die  Fülle,  welche  ausnahmsweise  unter  die  Verfügungen 
eines  früheren  Gesetzes  nicht  fallen,  nicht  berühren  kann. 

Dass  Gesetze  auch  durch  entgegensichende  Gewohnheiten  aufgehoben 
werden,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daher  das  Verbot  einer  solchen  Auf- 
hebungsweise unwirksam  zu  sein  pflegt,  wenn  es  auch  die  Bildung  einer 
solchen  Rechtsgewohnheit  längere  Zeit  hemmen  sollte. 

b.  Der  territoriale  Umfang  der  Kraft  eines  Gesetzes  ist  mit  dem  des 
Staates,  in  welehem  es  erlassen  ist,  gegeben,  und  der  Richter  darf  immer 
nur  die  Gesetze  seines  Landes  zur  Anwendung  bringen.  Dabei  können  die 
nur  in  einem  Theil  desselben  geltenden  Gesetze  oft  mit  den  in  einem  an- 
dern Theile  geltenden  Gesetzen  insoweit  in  Collision  kommen,  dass  es 
zweifelhaft  wird,  welches  Orlsreclit  in  einem  verwickelten  Falle  anzuwenden 
ist?  Dessgleichen  fragt  cs  sich  oft,  ob  nicht  die  Gesetze  des  Auslandes 
die  Bcurtheilungsnorm  eines  Rechtsstreites  bilden,  wenn  ein  solcher  nämlich  über 
Rechtsverhältnisse  Statt  hat,  die  auswärts  entstanden  und  nach  den  Gesetzen 
ihres  Entstchungsortcs  zu  beurtheilen  sind,  ebenso  wenn  cs  sich  von  den 
rechtlichen  Wirkungen  von  Handlungen  handelt,  die  im  Auslande  Statt  gehabt 


1)  Schwierig«'  Fragen  dieser  Art  werden  daher  durch  sog.  I ra  n si  tor  i sc  he  Be- 
stimmungen und,  wenn  neue  Gesetzbücher  eiiigeführt  werden,  durch  eigene 
transitorische  Gesetze  entschieden. 

2)  Man  nennt  Abrogation  die  gänzliche,  Derogation  die  thcilwcisc  Aufhebung  eines 
früheren  Gesetzes. 
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haben.  Die  auf  alle  solche  Collisionsfiillc  bezüglichen  Rechtsfragen  sind 
gleichfalls  vielfach  geprüft,  jedoch  nicht  alle  befriedigend  gelöst  worden  in 
eigenen  Büchern  und  Abhandlungen  über  die  Collision  der  Statuten  und 
in  Werken  über  das  s.  g.  internationale  Privalrecht.  *) 

c.  Was  endlich  die  Personen  betrifft,  welche  unter  der  Herrschaft  der 
Gesetze  eines  Staates  stehen,  so  gilt  der  Grundsatz,  dass  nicht  blos 
dessen  Bürger  und  sonstige  Angesessene  denselben  unterworfen  sind,  son- 
dern auch  alle  im  Staate  sich  Aufhaltenden,  insoweit  nämlich,  dass  sie 
die  durch  diese  Gesetze  geschützten  Rechte  zu  achten  haben  und  die  Fol- 
gen, welche  ein  Gesetz  an  eine  von  ihnen  im  Lande  begangene  Handlung 
knüpft,  sich  gefallen  lassen  müssen. 

Wer  immer  aus  Rechtsunwissenheit  oder  Rechtsirrthum  eine  ihm  nach- 
theilige Handlung  vornimmt,  oder  eine  ihm  gebotene  oder  für  die  Wahrung 
seiner  Rechte  nöthige  Handlung  unterlässt,  muss  den  daraus  für  ihn  er- 
wachsenden Schaden  tragen,  daher  die  Rechtsregel:  Juris  error  vel  juris 
ignorantia  nocet , es  sei  denn,  dass  aus  besonderen  Gründen  z.  B.  Alters- 
halber die  Rechtsunwissenheit  ihm  nicht  ungerechnet  werden  kann.  *) 

In  manchen  Staaten  gilt  der  Grnndsatz,  dass  die  Person  des  Regenten 
nicht  den  Gesetzen  unterworfen  sei,  allein  das  „Princeps  legibus  solutus  est‘ 
hat  nicht  den  Sinn,  dass  der  Regent  willkürliche  Eingriffe  in  die  Rechte 
der  Staatsbürger  zu  thun  die  Bcfugniss  habe,  sollte  er  auch  nicht  auf  die 
gewöhnliche  Weise  zur  Verantwortung  gezogen  werden  können,  sie  stellt 
ihn  blos  über  solche  Gesetze,  die  gewisse  allgemeine  Bürgerpflichten  und 
Belastungen  den  Unlerlhanen  auflegen. 

Verschiedene  Arten  von  Gesetzen. 

26.  Die  Gesetze  lassen  sich  theils  nach  den  Trägern  der  Gewalt,  von 
der  sie  ausgehen , theils  nach  ihrem  Inhalte  in  verschiedene  Arten 
einlheilen : 

a.  Obgleich  dieselben  Akte  der  souveränen  Gewalt  im  Staate  sind, 
so  kann  man  dennoch  drei  Hauptarten  von  Gesetzen  sich  enlgegenslellen : 
nämlich  die  Verfassungs-  oder  Staatsgrundg  esetze,  die  gewöhn- 
lichen Gesetze  und  die  vom  Staatsoberhaupt  ausgehenden  Verord- 
nungen*). Man  versteht  unter  den  erstem  diejenigen  Gesetze,  welche  die 
Urform  und  den  immer  bleiben  sollenden  Organismus  des  Staates  schaf- 


1)  Z.  B.  von  Story,  Foclix  u.  A. 

2)  Das  römische  Recht  (D.  22.  6 u.  Cod.  1.  18)  enthält  humane  Bestimmungen 
ülier  die  Folgen  der  Rechtsunwissenheit,  deren  Sinn  und  Anwendung  jedoch 
zum  Thcil  bestritten  ist.  Versuche  zur  Lösung  der  Schwierigkeiten  finden  sich 
in  den  Lehrbüchern  des  röm.  Rechts,  z.  B.  bei  Savigny,  System  111.  326. 

3)  Diese  Eintheilung  der  Gesetze  wird  gewöhnlich  ütrerscheu.  Sie  findet  sich  bei 
Schü tze nberge  r,  Lois  de  l'ordrc  social.  T.  I. 
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Ten,  durch  deren  Aenderung  daher  der  Staat  eine  wesentliche  Umgestal- 
tung erleiden  würde.  Sie  gehen  von  der  sog.  conslituirenden  Gewalt  (le 
pouvoir  constituant ) des  Staates  aus,  deren  Faktoren  liiiulig  die  Gesammt- 
heit  der  Slaalsgcnossen  selbst,  also  das  ganze  Volk  oder  zum  Zwecke 
der  Slnalsconsliluirung  gewählte  Volksvertreter1 2 3),  oft  freilich  nur  die  Trä- 
ger der  gewöhnlich  den  Staat  beherrschenden  höchsten  Gewalt  sind,  in  wel- 
chem letzten  Falle  sie  mit  der  ordentlichen  gesetzgebenden  Gewalt  zusainmcii- 
fallen1),  d.  h.  mit  der  Gewalt,  die  die  Verfassung  des  Staates  zu  ändern 
nicht  belügt,  aber  zur  Sanclion  aller  sonstigen  Gesetze  (als  blosses 
pouvoir  legislatif)  berufen  ist. 

Wenn  dem  mit  der  Staalsregierung  beauftragten  Obeihaupte  noch  ge- 
staltet ist,  gewisse  sociale  Verhältnisse  auf  eine  gesetzlich  bindende  Weise 
zu  reguliren,  also  rücksichtlich  derselben  die  gesetzgebende  Gewalt  zu  ver- 
treten , ja  selbst  dieselbe  zu  üben,  freilich  nur  innerhalb  der  gesetzlich  be- 
stimmten Grenzen,  so  heisst  man  gewöhnlich  ihre  Verfügungen  Verord- 
nungen *),  welche  jedoch,  wenn  diese  überschritten  werden,  an  innerer 
Nichtigkeit  leiden,  wie  auch  ein  von  der  gewöhnlichen  gesetzgebenden  Gewalt 
ausgehendes  Gesetz,  welches  die  SlaaLsverlassung  verletzen  würde.  Die 
sog.  Vollzugsverordnungen  der  Gesetze,  welche  nur  bestimmt  sind,  die  An- 
wendungen gesetzlicher  Verfügungen  zu  reguliren  oder  zu  erleichtern,  sind 
dagegen,  obwohl  für  die  mit  deren  Vollzüge  beauftragten  Behörden  bin- 
dend, keine  Akte  der  gesetzgebenden,  sondern  nur  der  vollziehenden  Ge- 
walt; es  kann  von  Seiten  der  durch  sic  Berührten  ihre  Legalität  bestrit- 
ten d.  h.  die  Frage,  ob  sie  den  Gesetzen  gemäss  seien,  erhoben  werden. 

b.  Ihrem  Inhalte  nach  hat  man  die  Gesetze  auf  verschiedene  Weise  ein- 
zulheileu  versucht.  Ein  römischer  Rcchtsgclehrtcr 4 ) sagte:  legis  virtus 
haecest : imperare,  velare,  pcrmiUere,  pttnire.  Doch  lässt  sich  eine  dialektisch 
richtige  Einlheilung  der  Gesetze  hieraus  nicht  ableitcn,  sondern  cs  sind  diesel- 
ben zunächst  auf 2 Hauptarlcn  zurückzuführen, nämlich  auf  absolut  gerie- 
ten de  (leget  coercitivae) , welchen  die  Personen  so  streng  unterworfen 


1)  In  den  Cantonen  der  Schweiz,  in  Frankreich  und  den  nordnmerikauisehen  Frei- 
staalen bedarf  es  zu  einer  Aenderung  der  Slaalsverfassung  einer  unmillelbarcn 
Volksabstimmung,  ln  Belgien  gieng  die  Verfassung  von  1£31  von  einem  Con- 
gresse  aus. 

2)  In  England  gilt  der  Grundsatz:  Das  Parlament  und  der  König  (Königin)  können 
Alles. 

3)  Gesetze  dieser  Art  waren  die  römischen  Senatuscoiisulte,  die  Ga|>itularien  der 
fränkischen  Könige,  die  Dccrete  der  französischen  Kaiser  und  die  Ordonnanccli 
der  conslitulionellen  Könige  Frankreichs,  während  früher  auch  jede«  Gesetz  eine 
Ordonnance  war. 

4)  Modest  in  us  in  1.  7 D.  1.  7 (de  leg.) 
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sind,  dass  keine  ihnen  widersprechende  Handlung  Geltung  haben  würde, 
und  blos  verfügende  oder  vermittelnde  (leges  dispositivae),  welche,  wie 
von  Savigny  (System  S.  51  — 58)  sagt:  „zunächst  dem  indivi- 

duellen Willen  freie  Macht  lassen,  und  nur  wo  dieser  unterlassen 
hat,  seine  Macht  auszuüben,  als  Rechlsregel  an  seine  Stelle  treten,  um  dem 
Rechtsverlüil Iniss  die  nöthigc  Bestimmtheit  zu  geben,  und  die  daher  auch 
als  Auslegungen  des  unvollständig  ausgesprochenen  Willens  angesehen 
werden  können“  1 ). 

Andere  Eintheilungen  der  Gesetze  nach  ihrem  Inhalte  fallen  (wie  in 
einem  gewissen  Sinn  selbst  die  so  eben  ausgelührte)  mit  den  Eintheilun- 
gen der  Rechtsnormen  überhaupt  zusammen  und  werden  desshalb  weiter 
unten  ihre  Beleuchtung  erhalten  (§.  36.) 

c.  Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  die  Gesetzbücher  ( Codes)  d.  h, 
Werke,  worin  die  einen  ganzen  Zweig  des  Rechts  bildenden  Nonnen  ge- 
nau redigirt,  systematisch  geordnet  und  mit  Gesetzeskraft  versehen  sind, 
so  dass  sie  und  zwar  oft  die  ausschliessliche  Quelle  dieses  Rechts- 
zweiges bilden : man  hat  Straf-  und  Slrafprozessgeselzbüchcr,  privatrechtliche 
oder  bürgerliche  ( Codes  civils)  und  Civilprozessgesetzbücher  u.  a. 

Die  Auslegung  der  Gesetze. 

27.  Gesetze  sind  praktische  d.  h.  zur  Anwendung  bestimmte  Normen. 
Sie  sollen  ins  Leben  treten  d.  h.  die  durch  sie  berührten  Lebensverhfdtnisse 
sollen  ihnen  untergeordnet  oder  angepasst,  und  die  Rechtsstreite, 
welche  sich  auf  diese  Verhältnisse  beziehen,  ihnen  gemäss  entschieden 
werden.  Beides  ist  nur  möglich,  wenn  der  Inhalt  des  Gesetzes  vollständig 
erkannt  ist;  zu  diesem  Zwecke  bedarl  es  der  Auslegung  desselben.  Diese 
darf  nicht  gedacht  werden  als  die  Erklärung  der  im  Gesetze  enthaltenen 
Dunkelheiten  (welche,  wenn  solche  vorhanden  sind,  allerdings  nöthig  und 
eine  besondere  Function  der  Auslegung  ist),  sondern  sie  besteht  in  einer 
Geistesthätigkeit,  deren  Zweck  ist,  den  im  Gesetz  ausgedrückten  Gedan- 
ken des  Gesetzgebers  in  seinem  Umfange  und  in  allen  seinen  Conse- 
quenzen  zu  erfassen,  um  den  Zweck  und  die  Tragweite  der  durch  ihn 


1)  Neuesten*  hat  Thöl,  Einleitung  in  das  deutsche  Privatreeht  §■  33  — 36,  statt 
der  von  uns  wiedergegebenen  allgemein  angenommenen  Eintheilung  nicht  blos 
der  Geselle , sondern  sogar  aller  Rechtsnormen , eine  an  die  Auffassung 

Modest  ins  sich  anschliessende  versucht,  indem  er  verneinende,  be- 
griff sc  nt  w ickcl  nde  und  berechtigende  und  unter  den  letztem  wieder 
erlaubende  oder  gebietende  und  verbietende  Rechtssätze  unterschei- 
det. Man  kann  allerdings  alle  Rechtssätzc  auf  diese  llauptkatcgoriccn  zurückfüh- 
ren , doch  darf  diese  Eintheilung  nicht  an  die  Stelle  der  im  Texte  angeführten 
gesetzt  und  nicht  für  praktisch-belangreich  gehalten  werden. 
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sanclionirlen  Rechtsnormen  so  klar  und  genau  wie  möglich  zu  bestimmen, 
damit  die  unter  dieselben  zu  subsumirenden  Fälle  zweifellos  festgestellt 
werden  können. 

Die  Auslegung  der  Gesetze  (interpretatio  legumi)  ist  daher  eine  Kunst, 
für  welche  man  Regeln  aufsuchte,  und  in  der  sog.  juristischen  Herme- 
neutik (Hermeneutica  Juris)  systematisch  ordnete,  so  zwar,  dass  man  vor 
Allem  Grundsätze  für  die  Auslegung  der  römischen  Rechtsbücher  darin  zu- 
sammenstellle.  Die  juristische  Hermeneutik  war  lange  Zeit  eine  juristische 
Hilfswissenschaft,  worüber  sognr  eigene  Vorlesungen  gehalten  wurden.  Mit 
Recht  hat  man  aber  neuestens1)  gesagt,  die  ganze  Jurisprudenz  sei  eine 
allumfassende  beständig  zur  Anwendung  kommende  Auslegung  des  Rechts. 
In  den  Lehrbüchern  der  juristischen  Hermeneutik  hat  man  die  Gesetzes- 
auslegung auf  Gattungen  und  Arten  zurückgeführt,  das  gegenseitige  Ver- 
hüllniss  derselben  bestimmt  und  Regeln  für  jede  aufgestellt,  die  theils 
Rechlsgrundsälze , aber  mehr  noch  Regeln  der  Dialektik  und  Grammatik 
und  überhaupt  allgemeiner  Natur  sind:  auch  hat  man  die  auf  die  Ausle- 
gung der  Gesetze  bezüglichen  Acusserungen  der  römischen  Rechtsgelehrten 
einer  besondern  Beachtung  empfohlen. 

Nach  der  noch  herrschenden  Behandlungsweise  der  juristischen  Herme- 
neutik unterscheidet  man  die  sog.  interpretatio  legalis  von  der  doctrinalis, 
theilt  jene  in  die  authentica  und  usualis,  diese  in  die  grammatica  und  lo- 
gica  und  die  letztere  wieder  in  die  declarativa  und  die  correctoria. 

Eine  nähere  Beleuchtung  dieser  Technik  führt  zu  folgenden  Ergebnis- 
sen. Man  kann  nur  dann  von  einer  wahrhaften  Auslegung  des  Gesetzes 
sprechen,  wenn  dessen  Inhalt  durch  eine  freie  auf  die  Erforschung  des  Sin- 
nes desselben  gerichtete  Thäligkeit  des  Geistes  festgestellt  wird.  Schreibt 
eine  neue  Reehlsregel  vor,  wie  ein  Gesetz  zu  verstehen  sei,  so  schafft  sie 
eine  neue  Rechtsnorm,  gleichviel  ob  sie  in  dem  Gesetze  wirklich  enthalten 
ist  oder  nicht.  Die  sog.  interpretatio  legalis  ist  daher  nur  uneigentlich  oder 
dem  Namen  nach  eine  Auslegung,  und  entweder  wie  die  vom  Gesetz- 
geber selbst  ausgehende  interpretatio  authentica  ein  Gesetz  mit  rückwir- 
kender Kraft , oder  wie  die  usualis  eine  gewolmheitsrechlliche  Bestimmung 
und  nur  dann  bindend,  wenn  die  Erfordernisse  einer  gilligen  Rechtsge- 
wohnheil  rücksichtlich  derselben  vorhanden  sind*). 

Die  wirkliche,  also  auf  freier  Erforschung  des  Sinnes  beruhende  sog. 
doktrinelle  Gcselzesauslegung  ist  neuestens*)  die  Reconstruktion  des  dem 
Gesetze  inwohnenden  Gedankens  genannt  worden  und  soll  zuleich  die 
Analysis  dieses  Gedankens  und  daher,  wie  v.  Vangerow  I.  52  sagt, 
eine  Ableitung  von  Rechtssätzen  aus  einem  gegebenen  Gesetze  sein.  Da 


t)  Puchta,  Vorlesungen  über  Pandekten. 

2)  Savigny,  System  I.  S.  208. 

3)  Savigny,  System  I.  S.  21. 

3 
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die  Worte,  nur  die  Manifestation  des  Gedankens  sind,  so  hält  die  Aus- 
legung doch  auch  unabhängig  von  der  Form  des  Ausdrucks  den  Gedan- 
ken selbst  im  Auge,  in  erster  Beziehung  ist  sie  grammatisch,  in  lezter 
logisch,  gleichviel  ob  ihr  Element  auf  dessen  Gliederung,  also  auf  das 
logische  Verhällniss,  in  welchem  seine  einzelnen  Theilc  zu  einander  stehen 
(das  logische  Element  der  Auslegung  im  engsten  Sinn)  geht,  oder  ob  sie 
historisch  den  Zustand  der  durch  das  Gesetz  zu  ordnenden  Verhältnisse 
beschaut  oder  systematisch  den  innem  Zusammenhang  der  neu  sanc- 
lionirten  Norm  mit  allen  zu  einer  grossen  Einheit  verknüpften  Rcchlsregeln 
und  Rechtsinslitulen  auffasst1 2 3). 

Obgleich  mit  der  grammatischen  Auslegung  eines  Gesetzes  immer  verbun- 
den, weil  diese  nur  dadurch  vollständig  belriedigend  sein  wird*),  hat  die 
logische  vorherrschend  ja  selbst  ausschliesslich  Statt,  wenn  das  Ergebniss 
der  Worterkliirung  nicht  ausreichend  ist.  Dies  tritt  in  zwei  Hauptrollen 
ein,  nämlich  wenn  entweder  der  Gedanke  des  Gesetzgebers  unvollständig 
oder  richtiger  gesagt  unvollständig  ausgedrückt  ist.  oder  wenn  dessen  Aus- 
druck durch  Worte  unrichtig  ist.  Im  ersten  Fall  hat  sie  den  unbestimmten 
Ausdruck  des  Gedankens  zu  bestimmen,  zu  vervollständigen  oder  aus  dem 
erkannten  oder  sehr  wahrscheinlich  gemachten  Willen  des  Gesetzgebers 
zum  Verständniss  zu  bringen,  und  wird  dann  die  erklärende  genannt;  sie 
tritt  vor  Allem  dann  ein,  wenn  die  Worte  des  Gesetzgebers  verschiedene 
Deutungen  haben,  in  welchem  Falle  sie  von  den  Hcrtneneulikem  mterpre- 
tatio  lala  genannt  wird,  wenn  sie  sich  an  den  weitem,  und  stricta,  wenn 
sie  sich  an  den  engem  Sinn  der  Worte  hält*). 

Wenn  der  Mangel  des  Gesetzes  darin  besteht,  dass  zwar  der 
Ausdruck  einen  bestimmten  und  anwendbaren  Gedanken  bezeichnet,  aber 
einen  solchen,  der  von  dem,  welchen  der  Gesetzgeber  wirklich  hat,  ver- 
schieden ist , und  desshalb  in  einem  innem  Widerspruch  der  Elemente  des 


1)  Wir  verdanken  v.  Savigny  S.  213 — 14  die  Scheidung  der  im  Text  hervorge- 
hobenen Elemente  der  Auslegung,  vermögen  alter  in  der  historischen  und  syste- 
matischen nur  besondere  Richtungen  der  logischen  Auslegung  in  dem  bisher  üb- 
lichen Sinne  des  Wortes  zu  erkennen.  Auch  setzt  Sa  vigny  in  seiner  Darstellung 
der  Auslegungskunst  nicht  vier,  sondern  nur  zwei  Haiiplarten  der  sog.  doktri- 
nellen Auslegung  einander  entgegen. 

Man  hat  neuestens  vorgeschlagen-,  die  logische  Auslegung  im  Gegensatz  der 
sprachlichen  die  rechlswisscnschaflliche  zu  neunen,  Thöl  §.  59  , 60.  Die  Klar- 
heit des  Begriffs  dürfte  aber  dadurch  nicht  gewinnen. 

2)  Mit  Recht  sagt  ein  römischer  Jurist:  Scire  leget  non  ett  verha  enrum 

teuere  eed  vi m ac  pntettntem. 

3)  So  hat  z.  B.  das  Wort  Besitz  verschiedene  Bedeutungen,  besonders  eine  weite, 
wo  es  jedes  Inhaben  einer  Sache  bedeutet,  und  eine  engere,  nach  welcher  nur 
der  Besitzer  ist,  der  mit  diesem  Inhaben  den  Willen,  die  Herrschaft  über  die 
Sache  für  sich  auszuüben,  verbindet. 
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Gesetzes  besteht,  der  gehoben  werden  muss,  so  tritt  eine  berichtigende 
logische  Auslegung  des  Gesetzes  ein,  welche  dem  Ausdruck , der  Ja  bloses 
Mittel  ist,  den  Gedanken,  der  als  Zweck  erscheint,  vorzieht1 2 3 4 5).  Es  muss 
aber  die  Unrichtigkeit  des  Ausdrucks  gewiss  und  der  wirkliche  Wille  des 
Gesetzgebers  zweifellos  sein*). 

Diese  logische  Auslegung  ist  entweder  ausdehnend,  wenn  der  Ge- 
danke des  Gesetzgebers  mehr  enthält  als  der  Ausdruck,  oder  beschrän- 
kend, wenn  das  Gegenlheil  Statt  hat.  Sie  ist  aber  selbst  als  abändernde 
möglich,  wenn  der  Gedanke  ein  von  dein  im  Ausdruck  enthaltenen  ganz 
verschiedener  gewesen  wäre*). 

Eine  letzte,  die  logische  Auslegung  betreffende  Frage  ist  die: 
welche  Hilfsmittel  angewendet  werden  können,  um  abgesehen  vom  Wort- 
laute eines  Gesetzes  dessen  Inhalt,  also  den  Willen  des  Gesetzgebers,  zu 
erkennen  * ) ? 

Das  allgemeinste  Mittel  ist  offenbar  das  des  Schliessens  aus  den  im 
Gesetze  mit  Gewissheit  anzunehmenden  Gedanken  auf  die,  welche  sie  vor- 
aussetzen  oder  als  Folgerungen  nach  sich  ziehen,  also  ein  hierauf  gerich- 
tetes dialektisches  Verfahren,  dann  die  Berücksichtigung  des  historischen 
und  systematischen  Elementes  der  Auslegung,  also  die  Erklärung  des  Ge- 
setzes aus  der  Natur  der  thalsächlichen  Verhältnisse , worauf  es  sich  be- 
zieht, und  aus  andern  Gesetzen,  die  mit  dem  mangelhaften  in  näherer  Be- 
ziehung stehen,  ferner  aus  den  Motiven,  die  den  Gesetzgeber  bestimmt 
haben,  das  auszulegende  Gesetz  zu  erlassen,  sie  mögen  nun  in  schon  gel- 
tenden Kechtsnormen  bestehen,  welche  durch  das  letztere  eine  weiterge- 
hende Anwendung  erhallen  sollen,  oder  in  Gründen  der  Nützlichkeit,  der 
Humanität,  oder  in  einer  durch  gegebene  Verhältnisse  herbeigeführten  Nolh- 
wendigkeit.  Man  pflegt  den  Inbegriff  dieser  Motive  den  Grund  des  Gesetzes 
(ratio  legis ) zu  nennen  und  darf  ihn  mit  der  Absicht  des  Gesetzgebers  nicht 
idenlifiziren,  die  nur,  wenn  das  Motiv  des  Gesetzgebers  in  einem  durch  das 
Gesetz  zu  verwirklichenden  Zweck  und  nicht  in  der  Vergangenheit  liegt, 
Grund  des  Gesetzes  sein  kann*). 

Endlich  gilt  auch  der  innere  Werth  der  versuchten  logischen  Auslegung 
für  ein  Mittel,  den  Willen  des  Gesetzgebers  zu  erkennen.  Es  muss  aber 
für  sehr  gefährlich  und  an  und  für  sich,  d.  h.  wenn  cs  durch  andere 
Mittel  nicht  unterstützt  wird,  höchstens  nur  bei  der  Auslegung  dunkler 


1)  Schon  ein  römischer  Jurist  (Celsus)  sagt:  Prior  ac  potent  ior,  quam  vor,  est 
mens  dicentis. 

2)  Wir  folgen  hier  grossenlheils  Savigny,  System  1.  S.  230  f. 

3)  Man  laugnet  gewöhnlich  die  Möglichkeit  einer  solchen  interpretntio  ahroga- 
toria  (v.  Vangerow,  Leitfaden  1.  S.  60). 

4)  v.  Savigny  I.  S.  223  f.  Thöl  *•  60—  62. 

5)  Dies  ist  vortrefflich  ansgeführt  von  Savigny  a.  a.  0.  §■  34. 

3 * 
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Gesetze  für  zulässig  erklärt  werden,  indem  dadurch  (wie  von  Savigny 
sehr  treffend  bemerkt)  der  Ausleger  leicht  die  Gränzen  seines  Geschäftes 
überschreiten  und  in  das  Gebiet  des  Gesetzgebers  hinübergreifen  kann. 

Besonderen  Schwierigkeiten  ist  die  Auslegung  unterworfen , wenn  sie 
nicht  mehr  blos  einzelne  Gesetze,  sondern  eine  ganze  Gesetzgebung  zum 
Gegenstände  hat,  indem  es  sich  dann  darum  handelt,  das  ganze  System 
derselben  aus  seinem  innern  Organismus  und  im  vollen  Einklang  aller 
seiner  Theile  darzuslcllen  und  sowohl  die  scheinbaren  als  wirklichen  Wi- 
dersprüche su  lösen , welches  letztere  Geschäft  aber  über  die  Grunzen  der 
eigentlichen  Gesetzesauslegung  hinausgehen  kann. 

Anwendung  der  Gesetze. 

28.  Von  der  Auslegung  der  Gesetze  ist  die  Anwendung  derselben  ver- 
schieden. Wenn  jene  in  der  Ermittlung  der  durch  sie  sanclionirten  Rechts- 
regel besieht,  so  ist  diese  eine  freie  Geislesthäligkeit , welche  prüft,  ob 
ein  vorliegendes  (namentlich  streitiges)  faktisches  Verhällniss  zu  denjenigen 
gehört,  welche  durch  das  Gesetz  regulirt  werden,  und  wenn  dieses  der  Fall 
(also  ein  sog.  Casus  legis  vorhanden)  ist,  diese  Regulirung  vornimmt.  Es  wird 
also  hier  nicht  das  Gesetz  einer  Forschung  unterworfen,  sondern  das  Faktum. 
Es  ist  daher  nicht  richtig,  wenn  ein  Akt  dieser  Art  auch  als  Interpretation 
eines  Gesetzes  aufgefassl  wird1).  Dies  geschah  aber  aus  einem  besondern, 
bei  der  Anwendung  der  Rechtsregeln  häufig  vorkommendeii  Grande.  Weil 
nämlich  jedes  Gesetz  seine  Entstehung  einer  ratio  legis  (§.  27)  verdankt, 
so  fragt  der  das  Gesetz  Anwendende:  ob  in  dem  vorkommenden  Falle 
auch  diese  vorhanden  sei  oder  nicht?  Es  ergibt  sich  dann  aus  der  Be- 
schauung des  Falles  ein  dreifach  verschiedenes  Resultat,  nämlich  entwe- 
der, dass  sowohl  die  im  Gesetz  enthaltene  Bestimmung  als  der  Grund  des 
Gesetzes  ( dispositio  legis)  auf  den  zu  beurteilenden  Fall  gehl,  oder  dass 
das  eine  oder  das  andere  nicht  Statt  hat.  Im  ersten  Falle  kann  die  An- 
wendung des  Gesetzes  keinem  Zweifel  unterliegen,  wohl  aber,  in  dem  des 
Gegentheils,  d.  h.  wenn  entweder  der  Grund  des  Gesetzes  enger  ist  als 
die  Verfügung,  oder  und  zwar  mehr  noch,  wenn  er  weitem  Umfnngs  ist. 
Kömmt  das  erste  vor,  so  ist  man  geneigt,  das  Gesetz  nicht  anzuwenden, 
und  man  hat  dcsshalb  sogar  den  Satz  aufgestellt : cessante  ratione  legis 
cessat  lex  ipsa.  Im  teweiten  Falle  scheint  die  Anwendung  dagegen  aus 
dem  Grande  nicht  möglich,  weil  der  Fall  unter  das  Gesetz  nicht 

1)  Die  Anwendung  der  Gesetze  und  überhaupt  der  Rechtsregeln  ist,  wie  oft  be- 
merkt wird,  ein  Syllogismus,  bei  welchem  jene  den  Ober-  und  die  Auflassung 
des  Thatsächlichcn  den  Untersatz  bilden.  Jener  muss  vorerst  vollständig  be- 
griffen , also  das  Gesetz  schon  ansgelcgt  sein , wenn  man  es  anwenden  will. 
Der  Akt  der  Anwendung  hat  es  mit  der  Auffassung  des  Faktischen  zu  tliun, 
also  mit  der  Feststellung  des  Untersatzes  und  dessen  Subsumtion , woraus  sich 
die  Anwendung  selbst  als  die  conclusio  ergibt. 
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subsumirt  werden  kann.  Allein  es  isl  gewiss,  dass  im  erstem  dennoch 
das  Gesetz  immer,  im  zweiten  in  gewissen  Fallen  angevvendet  werden  muss. 
Die  ratio  legis  isl  nämlich  weder  ein  Bestandteil  des  Gesetzes,  noch  die 
Ursache  der  verbindenden  Kraft  desselben,  diese  liegt  in  dem  durch  den 
Gesetzgeber  ausgesprochenen  Befehl,  dass  sein  darin  enthaltener  Gedanke 
in  dem  von  ihm  festgeslellten  Umfange  als  Rechtsnorm  gelten  solle ').  War 
nun  auch  das  Motiv  des  Gesetzgebers  nicht  so  umfassend,  dass  es  auf 
alle  unter  dem  Gesetz  begriffenen  Fälle  passt,  so  könnte  nur  dem  Gesetz- 
geber ein  Vorwurf  darüber  gemacht  werden,  dass  er  auch  diese  Fälle 
darunter  begriff,  seinem  Befehl  muss  aber  unbedingt  gehorcht  werden.  Bei 
näherer  Prüfung  der  Sache  wird  sich  aber  meistens  als  Resultat  ergeben, 
dass  der  Gesetzgeber,  um  grössere  Nachtheile,  z.  B.  richterliche  Willkür  zu 
verhindern  und  dem  Gesetze  die  grösstmögliche  Bestimmtheit  zu  geben, 
es  weiter  fassen  und  die  selten  vorkommenden  Fälle,  in  weichen  die  ratio 
legis  nicht  Statt  hat,  darunter  mit  begreifen  1008816*).  Gewiss  ist  es  auch, 
dass,  sollte  der  Grund  von  Gesetzen  auch  gar  nicht  erkennbar  sein,  die- 
selben doch  angewendet  werden  müssen*). 

Handelt  cs  sich  indessen  nicht  um  die  Anwendung  eines  vollkommen 
begriffenen  Gesetzes,  sondern  von  dessen  Auslegung,  deren  Resultat  das 
wäre,  dass  der  in  den  Worten  desselben  enthaltene  Gedanke  nicht  den  in 
diesen  angegebenen  Umfang  hat,  sondern  nur  den  durch  die  ratio  legis 
bestimmten,  dass  also  die  Absicht  des  Gesetzgebers  nicht  die  war,  gewisse 
durch  die  von  ihm  gebrauchten  Worte  bezeichnete  Fälle  unter  dem  Gesetze 
zu  begreifen:  dann  findet  die  Anwendung  des  Gesetzes  nicht  Statt,  aber 
offenbar  nicht  ob  ccssantem  legislationem,  sondern  propter  cessantem  ejus 
dispositionm  e.  ob  cessantem  legem  ipsam*). 

Die  Analogie*). 

29.  Die  zuweilen  nöthige  Anwendung  der  Gesetze  auf  nicht  unter  ihnen 


t)  Savigny  I.  S.  218  f. 

2)  Die  römischen  Juristen  sagen  daher  m fr.  3—6  D.  de  legib.:  Jura  constitui 
oportet  ex  bis,  guae  plurimum  accidunt,  non  guae  ex  inopinatu.  Ex 
bis,  guae  forte  uno  aliguo  casit  accidere  possunt,  jura  non  constituun- 
tur.  — Natn  ad  ea  potius  debet  adaptari  jus , guae  frequenter  et  faeile, 
non  guae  perraro  eveniunt.  — tjuod  semel  vel  bis  accidit,  praetereunt 
legislatores. 

3)  Daher  die  berühmte  Aenssening  der  römischen  Rechtsgelehrlen  L.  20.  21.  D. 
ibid.:  Non  omnium  guae  a majoribus  constituta  sunt  ratio  reddi  po- 
test.  Et  ideo  rationes  eorum,  guae  eonstituuntur , inguiri  non  opor- 
tet, alioguin  multa  ex  bis,  guae  certa  sunt,  suhvertuntur. 

4)  Es  gibt  Fälle  dieser  Art  und  sie  haben  den  Satz  cet saute  ratione  legis  cessat 
lex  ipsa  veranlasst,  der  also  nur  als  Auslegungsregel  wahr  sein  kann. 

5)  Savigny,  System  1.  J.  46.  Thöl  S-  84. 
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begriffene  Fälle  beruht  auf  einem  andern  Grunde.  Es  kömmt  nämlich  vor, 
dass  der  Gesetzgeber  bei  der  Abfassung  des  Gesetzes  Fälle,  die  er  der  ihn  zur 
Erlassung  des  Gesetzes  bestimmenden  Gründe  wegen  in  dessen  Verfü- 
gung hätte  begreifen  sollen,  übersah  und  dass  dieselben  auch  nicht  durch 
andere  Rechtsnormen  regulirt  werden;  oder  es  treten  später  Fälle  dieser 
Art  ein,  so  dass  die  Rechtsquellen  zur  Entscheidung  derselben  nicht  aus- 
reichen. Die  Gesetzgebung  ist  dann  lückenhaft  und  es  fragt  sich,  wo  der 
Richter  die  Ergänzung  der  Lücke  zu  suchen  habe?  Da  das  Entscheiden 
solcher  Fragen  Sache  des  Richters  ist,  der  nicht  durch  subjective  Ansich- 
ten sich  bestimmen  lassen  soll,  so  darf  er  weder  um  ein  besonderes  Ge- 
setz über  den  Fall  nachsuchen,  welches  ja  nur  für  künftige  Fälle  mass- 
gebend sein  könnte,  noch  nach  irgend  einer  etwa  philosophischen  Theorie  die 
Sache  erledigen.  Es  bleibt  daher  kein  anderer  Ausweg  übrig,  als  der,  den 
einen  Fall  mit  verwandten  Fällen,  worüber  feste  Rechtsgrundsätze  exisliren, 
zu  vergleichen  und  diese,  wenn  er  den  Grund  derselben  als  in  jenen  vor- 
handen erkannt  hat,  in  dem  neuen  Fall  anzuwenden '). 

Denn  einmal  wird  er  sich  sagen:  Der  Gesetzgeber  würde,  wäre  der 
Fall  von  ihm  berücksichtigt  worden  oder  ihm  bekannt  gewesen,  ihn  höchs1 2 
wahrscheinlich  im  Gesetze  mitbegriffen  haben,  dann  wird  ihn  auch  die 
Rechtsidee  selbst  dahin  führen,  so  zu  verfahren,  weil  dieselbe  in  gleichen 
Verhältnissen  das  gleiche  Recht  verlangt*),  und  er  gegen  dieselbe  ver- 
stossen  würde,  wenn  er  den  dem  gesetzlichen  in  seinen  wesentlichen  Merk- 
malen gleichkommenden  Fall  nach  einem  andern  Princip  entscheiden  wollte. 
Man  nennt  dies  Verfahren  Gesetze,  wegen  Gleichheit  ihres  Grundes  (ob 
parem  rationem)  auf  verwandte  Fälle  ausdehnend  anzuwenden,  die  analoge 
Anwendung  derselben  oder  Gesetzes-  und  wenn  allgemeine  Regeln 
auf  diese  Weise  angewendet  werden  — Rechtsanalogie.  Mit  Unrecht 
hat  man  sie  auch  ausdehnende  Auslegung  der  Gesetze  aus  dem 
Grunde  des  Gesetzes  ( extensiva  legis  interpretatio  ex  ratione  legis)  genannt. 
Denn  auch  eine  solche  Geselzesanwendung  setzt  schon  ein  vollständiges 
Durchdringen  des  Inhaltes  eines  Gesetzes  also  eine  vollendete  Auslegung 
desselben  voraus,  und  ist  nur  ein  Akt  der  Subsumtion  eines  Falles  unter 


1)  Du  römische  Recht  macht  daher  die  analoge  Anwendung  der  Rechtsnormen 
dem  Richter  zur  Pflicht : 

Aeque  leget , neque  Senatuscontulla  ita  tcribi  passant,  ut  omnet  ca- 
tul , qui  quandoqae  ineideriist , comprekendant ■ teil  t uff  teil  ea  qnaeple- 
rumque  ne  ci  du  nt  contineri  und  Aon  passant  omnet  articuli  tingillatim 
aut  legibus  aut  Senat  uscansultis  comprekendi,  ted  cum  sentenlia  in 
nliquo  catu  earum  manifeita  eit,  it , jui  jutisdictioni  praeest,  ad 
timilia  procedere  atque  ita  jui  dicere  debet. 

2)  Daher  stützt  man  die  Analogie  auch  auf  dica  freilich  viel  zu  allgemeine  Rcchls- 
sprichworl : ubi  entlem  legis  ratio,  ibi  eadem  legi l dispositi». 
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dasselbe,  die  sich  von  der  gewöhnlichen  dadurch  unterscheidet,  dass  sie 
nicht  von  einer  logischen  Nolhwendigkeit,  sondern  durch  ein  ausser  dem 
Gesetze  liegendes  Rechtsbedürfniss  geboten  ist,  das  den  Richter  nölhigt, 
die  durch  die  Unvollsländigkeit  der  gellenden  Rechlsquelien  entstehende 
Lücke  auf  die  angegebene  Weise  auszufüllen.  Der  Richter  ist  hier  mehr 
als  blosser  Interpret,  er  ist  Finder  einer  Rechlsregcl,  welche  aufzusuchen 
und  auszusprechen  er  durch  das  richterliche  Amt  verpflichtet  ist.  Wenn 
die  römischen  Juristen  ein  solches  Verfuhren  auch  wohl  interpretatio  nen- 
nen 1 2 3 4 ) , so  geschieht  dies,  weil  die  Bedeutung  dieses  Wortes  eine  weitere 
ist,  als  die  der  Auslegung.  Es  kann  daher  nur  zu  Begriffsverwirrungen 
führen,  wenn  man,  wie  neuestens  noch  berühmte  Rechtsgelehrtc  thaten, 
die  analoge  Anwendung  der  Gesetze  zu  einer  Unterart  der  logischen  Aus- 
legung machen  will  *). 

Es  ist  übrigens  die  Analogie  nur  unter  den  nöthigen  Voraussetzungen  zu- 
lässig, und  zwar  nicht  hlos  der,  dass  der  Fall  durch  keine  sonstige  Rechtsregel  re- 
gulirt  und  ein  mit  den  gesetzlichen  verwandter  (Casus  similisj  und  der  An- 
wendungsgrund der  gleiche  (par  ralio)  d.  h.  der  des  analog  anzuwenden- 
den Gesetzes  sei,  sondern  auch  der,  dass  die  also  auszudehnende  Rechts- 
norm eine  eine  solche  Ausdehnung  nicht  ausschliesse.  Dies  hat  Statt, 
wenn  diese  durch  das  Gesetz  selbst  direkt  oder  indirekt  verboten  ist, 
also  insbesondere  wenn  dasselbe  ein  Ausnahmegesetz  ist.  Ein  solches  hat 
nolhwendig  einen  beschränkenden  Charakter : es  besteht  für  die  nicht  aus- 
genommenen Falle  das  als  Regel  geltende  Princip  fort  und  es  wäre  ein 
Akt  der  Willkür,  wenn  der  Richter  eigenmächtig  dasselbe  aulheben  wollte.*) 

Das  Gewohnheitsrecht.*) 

30.  Das  Gewohnheitsrecht  hat,  wie  schon  oben  (§.  23)  angegeben  ist, 


1)  z.  B.  in  I.  13.  D.  1.  3.  Puchta,  Pandeclen  g.  18. 

2)  Dies  thun  Thibaut,  System  g.  45.  M ii hl enbr uch,  Lehrbuch  $.  64.  Van- 
gerow,  Lehrbuch  g.  23.,  wogegen  Savigny  1.  S.  292  die  richtige  Auffas- 
sung des  Wesens  der  Analogie  auf  das  klarste  entwickelt  aber  dennoch  sonder- 
barer Weise  in  einem  Fall  sic  für  reine  Auslegung  des  Gesetzes  erklärt  hat. 
Aber  Thocl  S.  156  zeigt  die  Unrichtigkeit  dieser  Behauptung  selbst  nach  Sa- 
vigny ’ s Begriffsbestimmung. 

3)  Savigny  a.  a.  0.  S.  293. 

4)  Die  hohe  Bedeutung  des  Gewohnheitsrechts  haben  erst  Hugo  und  Savigny 
(in  seinem  Werkchen  vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswis- 
senschaft u.  System  1.  g.  12,  besonders  aber  Puchta  in  einer  eignen  Mo- 
nographie (das  Gewohnheitsrecht  Erlangen  1828  — 37)  gezeigt.  Ihre  Ansichten 
werden  jetzt  fast  von  allen  Reehtsgelehrten  als  die  einzig  richtigen  getheilt,  z.  B. 
auch  von  Stahl,  Rcchtsphilos.  11.  1.  8.  191.  Thoel,  Einleitung  in  das  deutsche 
PrivatrechL  g.  51—53. 
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seinen  Geltungsgrund  in  der  praktisch  gewordenen  unmittelbaren  Ueberzeu- 
gung  eines  Volkes  oder  einer  Fraktion  desselben:  welche  eine  von  ihr  für 
nothwendig  oder  heilsam  gehaltene,  also  cumratione  oder  wie  man  zu  sa- 
gen pflegt  cum  opinionc  nccessitads  befolgte  Norm  als  Rechtsnorm  durch 
deren  Anwendung  stillschweigend  anerkennt1 2).  Es  ist  daher  nicht  das  Be- 
folgen derselben  also  das  Herkommen  oder  die  Gewohnheit  (usus  vel  con~ 
sueludo ) die  erste  Ursache  ihrer  Geltung,  sondern  es  liefert  dieses  nur 
den  Beweis,  dass  eine  durch  die  gemeinsame  Volksüberzeugung  gebilligte 
Rechtsansicht  durch  fortgesetzte  Anwendung  bestätigt  den  Charakter  und 
die  Kraft  eines  Rcchtsgrundsatzes  schon  erlangt  hat  *).  Es  ist  also  ledig- 
lich zum  Zwecke,  diess  ausser  Zweifel  zu  setzen,  dass  wenn  die  Gewohnheit 
keine  notorische  (unbestrittene,  bekannte  ist),  von  demjenigen,  der  sich  auf 
ein  gewohnheitsrechtliches  Princip  beruft,  der  Beweis  derjenigen  Thatsachen 
verlangt  wird , deren  Dasein  zur  Entstehung  eines  solchen  Herkommens 
erforderlich  ist,  also  der  Nachweis,  dass  dieselbe  Norm  in  einer 
Anzahl  Fällen  längere  Zeit  hindurch  gleichmässig  als  rechtlich  verbindlich 
befolgt  worden  ist3 4).  Dass  sie  schon  durch  richterliche  Entscheidung  eine 
Anerkennung  gefunden  haben,  ist  kein  zu  ihrer  Geltung  nöthiges  Erforder- 
niss. Die  verbindende  Kraft  einer  gellenden  Rechtsgewohnheit  ist  von  der 
der  Gesetze  nicht  verschieden  (consvetudo  legis  viem  obtinetj,  sie  ist  daher 
nicht  nur  eine  massgebende  Norm  für  die  durch  Gesetze  nicht  regulirlen 
Rechtsverhältnisse,  sondern  es  können  auch  (wie  schon  in  § 25.  angege- 
ben) Gesetze  durch  dieselben  ganz  oder  theilweisc  nurgehoben  werden. 

Eine  Unterart  des  Gewohnheitsrechtes  bilden  die  sogen.  Observanzen. 
Man  bezeichnet  durch  dieses  freilich  mehrdeutige  Wort  *)  llieils  die  inner- 
halb einer  besondern  Genossenschaft  z.  B.  einer  Corporation  durch  Hcr- 


1)  Den  Gellungsgrund  des  Gewohnheitsrechts  setzte  man  früher  in  die  stillschwei- 
gende Genehmigung  desselben  durch  den  Gesetzgeber,  der  doch  in  der  Regel  es 
gar  nicht  kennt.  Die  neuere  Ansicht  spaltet  sich  übrigens  in  mehrere  Auflassun- 
gen: nach  der  einen  von  Puchta,  Savigny,  Thocl  n.  A.  ist  das  Dasein 
der  Volksüberzcugung  der  einzige  Gcltungsgrund  desselben,  nicht  die  Ue- 
bung,  nach  der  andern  (v.  Besclcr,  Volks-  und  Jnristenrechl  S.  77  — 81)  nur 
diese,  nach  Stahl  beide.  Sieht  man  in  dieser  den  Beweis  der  praktischen 
Anerkennung  jener,  so  lässt  sich  die  erste  Auflassung  vertheidigen.  BeiKierulf 
gehen  beide  Auffassungen  in  einander  über. 

2)  Denn  das  Befolgen  der  Gewohnheit  ist  ein  ebenso  nolhwendiges  Moment  der  bin- 
denden Kraft  dos  Gewohnheitsrechts  als  das  sie  erzeugende  Rechtsbewusstsein 
selbst 

3)  Man  sagt  daher  die  zu  erweisenden  Erfordernisse  einer  giftigen  Rechtsgewohnheit 
seien  frequentia  mumm  und  Ions  um  tempm. 

4)  Siehe  über  den  Begriff  der  Observanz  Mühlenbruch,  Lehrbuch  des  Pnndeclen- 
rcchls  I.  5-  10.,  Puchta,  Gewohnheitsrecht  11.  c.  2.  §.  11.  und  Savigny,  Sy- 
stem I.  S.  08  f. 
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kommen  gebildete  Behandlungsweise  ihrer  innem  rechtlichen  Angelegenheiten, 
theils  das  durch  gegenseitige  Handlungen  solcher  Genossenschaften  und 
Dritter  sich  nusbildende  Gewohnheitsrecht,  welches  als  bindende  Norm 
für  die  fernere  Behandlung  solcher  Verhältnisse  so  lange  gilt,  als  sie  auf 
rechtmässige  Weise  keine  Abänderung  erlitten  hat.  Observanzen  sind  daher, 
wie  Savigny  sagt,  das  partikuläre  Gewohnheitsrecht  einer  begrenzten 
THasse  von  Personen  z.  B.  eines  bestimmten  Standes  oder  auch  der  Mit- 
glieder einer  Corporation. 

Da  gewohnhcitsrechlliche  Normen  keine  sprachlich  feste  Fassung  oder 
Abgrenzung  haben,  so  kommen  die  Auslegungsregeln  der  Gesetze  nur  in 
so  weit  rücksichtlich  derselben  zur  Anwendung,  als  es  sich  darum  handeln 
kann,  den  wahren  Sinn,  den  Umfang  und  die  Consequenzen  solcher  Rechts- 
sätze wissenschaftlich  zu  bestimmen.  Dagegen  Anden  die  bei  der  Anwen- 
dung der  Gesetze  massgebenden  Regeln  auch  bei  dem  Gewohnheitsrecht, 
insbesondere  auch  die  analoge  Ausdehnung  desselben  auf  neu  vorkom- 
mende Fälle  Statt. 

Das  Recht  der  W i s s en  s c h a f t. 1 2 3 ) 

31.  Das  erst  in  der  neuesten  Zeit  sog.  Juristenrecht1)  oder  Recht 
der  Wissenschalt  verdankt  seinen  Ursprung  einem  das  Volk  in  seiner 
rechlserzeugenden  Thätigkeit  vertretenden  Stande,  dessen  Beruf  es  ist, 
gleich  Kunstverständigen  den  ganzen  Rechlszustand  eines  Volkes  seinen 
wissenschaftlichen  Forschungen  zu  unterwerfen,  und  die  durch  denselben 
mit  innerer  Nothwendigkeit  gesetzten  Rechtsnormen,  obgleich  sie  we- 
der durch  Gesetze  als  solche  sanctionirt  noch  ein  vom  Volke  selbst 
ausgehendes  Gewohnheitsrecht  sind,  zum  Bewusstsein  und  zur  Anwendung 
zu  bringen. 

Die  Rechtsgelehrten  haben  nämlich  nicht  blos  den  Beruf,  dem  gesumm- 
ten juristischen  Wissen  seine  technische  Genauigkeit  zu  geben  und  es  zu 
einem  harmonischen  wissenschaftlich  gegliederten  Ganzen  zu  ordnen,  sondern 
auch  den,  die  Lücken  des  ganzen  Reehlssyslems,  inwieweit  dies  ohne  Mitwir- 
kung des  Gesetzgebers  geschehen  kann,  selbst  auszuiüllen.  Man  kann 
drei  Hauptfälle  *)  unterscheiden : 


1 ) Man  hat  über  diese  Rechtsquelle,  ungeachtet  der  trefflichen  Untersuchungen  Puch- 
ta's (Gewohnheitsrecht II. S.  105 IT.),  Savigny's  (System  I.  SS.  19-20.),  Stahl's 
(Rechtsphilosophie  1.  2.  S.  201.),  Thoel's  (Einleitung  §8-  55-56)  und  Ande- 
rer noch  immer  mehr  oder  weniger  unklare  Ansichten,  welche  aufzuhellcn  die 
im  Texte  versuchte  Darstellung  bestimmt  ist.  Es  wird  sich  daraus  ergeben,  dass 
die  Realität  dieser  Rechlsquellc  von  manchen  Rcchtsgelchrtcn  mit  Unrecht  in  Ab' 
rede  gezogen  wird. 

2)  Von  Puchta. 

3)  Gewöhnlich,  z.  B.  bei  Savigny  und  Puchta,  unterscheidet  man  nur  zwei 
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a)  den  schon  beleuchteten  der  Rechlsanalogie,  wo  durch  die  Thätig- 
keil  der  Rechlsgelehrten  ein  neuer  aus  dem  Grunde  eines  andern  herge- 
leitelcr  Hechtssatz  geschaffen  wird. 

b)  den  Fall,  wo  die  Anwendung  von  Rechtssälzen  auf  zweifelhafte 
Fälle  gemacht,  schwierige  Fragen  durch  eine  bestimmte  Entscheidung  eine 
sichere  Lösung  erhallen,  oder  auch  durch  die  Combination  verschiedener 
Rechtssätze  ein  neuer  geschaffen  wird  '). 

Es  hat  hier  ein  Finden  von  Rechtssätzen  aus  andern  Rechtssätzen 
durch  Abstraction  oder  durch  Deduction  Statt. 

c)  Endlich  wenn  für  Fälle,  für  die  weder  unmittelbar  aus  anerkannten 
Rechtsgrundsätzen  noch  vermittelst  der  Analogie  eine  Entscheidung  mög- 
lich ist,  aus  der  Natur  der  Sache  mit  beständigem  Hinblick  auf  das  ganze 
bei  einem  Volk  geltende  Rechlssyslein  eine  Entscheidungsnorm  gefunden 
wird  *).  — Es  können  die  in  den  drei  Fällen  nufgestellten  Rechtsnormen 
auch  eine  äussere  oder  formelle  Geltung  erhallen:  dazu  bedarf  es 
das  Hinzukommen  äusserer  Thalsachen.  Welches  diese  Thalsachen  sein 
müssen,  hängt  von  der  Eigenschaft  derjenigen  ab,  von  welchen  solche  Sätze, 
die  zunächst  neue  Rechtsansichten  sind,  ausgehen. 

Es  können  diese  Personen 

a)  die  mit  der  Rechtsanwendung  beauftragten  Beamten  sein,  dann  er- 
hält ein  durch  die  Wissenschaft  geschaffener  Satz  seine  formelle  Geltung 
dadurch,  dass  er  in  einer  Anzahl  Fällen  als  massgebende  Regel  oder  als 
Entscheidungsnorm  befolgt  und  durch  sogenannte  rechtskräftige  Uriheile 
( Präjudicien)  bestätigt  wird. 

Die  Römer  nennen  dies  die  rerum  perpetuo  similiter  judicatarum  auc- 
toritas  und  verlangen  desshalb  eine  nicht  unterbrochene  Befolgung  einer 
solchen  Regel  durch  die  Gerichte.  Man  nennt  eine  auf  diese  Weise  ent- 


Hauplfälle,  aber  mit  Unrecht.  Die  drei  Hauptfällc  sind  auch  im  römischen  Recht 
auf  das  hervortrelcndsle  sichtbar.  Wenn  eine  actio  utilit  gegeben  wird,  ist 
der  Fall  der  Analogie  vorhanden;  wenn  vermittelst  strenger  juristischer  Con- 
sequenzen  ein  Satz  aus  hohem  tirundsätzen  abgeleitet  wird,  der  zweite  und  der 
dritte  nicht  blpss,  wenn  der  Praetor  eine  actio  in  factum  giebt,  sondern  auch, 
so  oft  die  Rechtsgelehrten  entweder  ein  Rechtssprichwort  aufstellen  oder  auch 
wenn  sie  eine  ganze  Lehre  aus  der  Natur  der  Sache  conslruiren , wie  z.  B,  die 
vom  Besitz  oder  der  Culpa. 

1)  Savigny  nennt  diese  Art  der  Recht  erzeugenden  Thäügkeit  der  Rechlsgelehrten  die 
theoretische  und  die  auf  die  dritte  Art  gerichtete  die  praktische,  die  im  er- 
sten Fall  eintretende  könnte  eine  gemisehte  genannt  werden. 

2)  Thoei  a.  a.  0.  S.  144.  In  diesen  drei  Hauptformen  ist  das  Finden  von  Rechts- 
normen das  Werk  der  Wissenschaft,  und  was  der  so  gefundenen  Norm  gemäss 
entschieden  wird,  ist  ebenso  gütig  entschieden,  wie  wenn  die  Entscheidung  einer 
Rcchtsquclle  gemäss  erfolgt  wäre,  und  zwar  der  innern  Gründe  wegen,  auf  welchen 
die  wissenschaftliche  Rechtsnorm  beruht. 
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slandene  Rechtsregel  G eri c h tsge brau  ch,  ums  fori,  auch  Praxis.  Nur 
hat  der  constnnte  Gerichtsgebrauch  die  Kraft  eines  Gesetzes  für  die  Entschei- 
dung zweifelhafter  Rechtsfragen,  welche  durch  die  Unklarheit  eines  Gese- 
tzes veranlasst  werden. 

b)  Die  Rechtsansicht  kann  aber  auch  blos  das  Werk  der  Rechtslehrer, 
der  Schriftsteller  oder  als  Vertheidiger  von  Rechtssachen  thätiger  Juristen 
sein.  Dann  bedarf  es,  um  ihr  eine  äussere  Festigkeit  zu  geben,  der 
übereinstimmenden  Billigung  durch  eine  grössere  Zahl  solcher  Kunst- 
verständigen, oder  wie  man  zu  sagen  pflegt,  der  communis  opinio  doctorum, 
und  zwar  sollen  in  der  Behandlung  von  Rechtssachen  erfahrene  und  gewandte 
durch  ihr  Wissen  und  durch  Scharfblick  gleich  ausgezeichnete  Männer  sein. 

Die  Franzosen,  welche  das  von  ihnen  sehr  beachtete  Juristenrecht 
durch  den  Ausdruck  Jurisprudence  bezeichnen,  nennen  das  auf  dem  ersten 
Wege  entstandene  Recht  dieser  Art  la  jurisprudence  des  arrits  und  das 
letzte  la  jurisj>rudence  des  auteurs. 

In  diesen  zwei  Fällen  wird  das  Recht  der  Wissenschaft  zum  eigent- 
lichen Juristenrecht,  welches  demnach  zu  seiner  Geltung  eines  inneren 
Grundes,  nämlich  den  seiner  Uebereinslimmung  mit  dem  bei  einem  Volke 
anerkannten  Rechtssystem  sowie  seiner  innem  Wahrheit,  und  eines  üussem, 
d.  h.  der  Billigung  von  Sachverständigen  bedarf  und  dieser  Billigung 
wegen  auch  die  Vemmthung  der  Wahrheit  für  sich  hat.  Dasselbe  hat 
aber  demungeachlet  in  der  Regel  nicht  die  dem  gesetzlichen  oder  dem 
Gewohnheitsrechte  zukommende  Kraft , dass  es  in  später  vorkommen- 
den Fällen  unbedingt  befolgt  werden  muss,  sondern  es  ist  nur  Auloriläls- 
reeht1 2)  und  wurde  von  den  Römern  auch  auclorilas  rerum  judicatarum 
oder  prudenium  genannt.  Es  gilt  nämlich  nur  so  lange,  bis  der  Richter  von  der 
Unrichtigkeit  der  cs  bildenden  Rechtsansicht  überzeugt  dasselbe,  um  eine  besser 
begründete  Meinung  zu  befolgen,  verlässt  *).  Es  kann  auch  ein  Urtheil, 
in  welchem  ein  Princip  des  Jurislenrechlcs  (also  der  jurisprudence)  nicht 
beachtet  ist,  desshalb  als  ein  nichtiges  in  der  Regel  nicht  angefochlen  und 
cassirl  werden , cs  sei  denn,  dass  zugleich  ein  Gesetz  oder  ein  entschie- 
den geltendes  Gewohnheitsrecht  verletzt  wäre.3)  Man  könnte  daher  das 


1)  Sehr  glücklich  beleuchtet  den  Werth  und  dns  Wesen  der  Autorität  in  der  Rechts- 
pflege Moese  r.  Patriotische  Phantasiccn  L Nr.  22.,  man  nannte  es  einst  auch 
jus  auctoritntivum. 

2)  Sehr  richtig  bemerkt  daher  Thocl,  Einleitung  S.  138:  Alle  Präjudicien  und 
Autoritäten  sind  nur  Vorurtheile,  die  uns  das  Nachdenken  und  Nachuntersuchen, 
um  aus  eigener  Ueborzeugung  zu  urthejlcn , nicht  ersparen  dürfen.  Ebenso 
richtig  sagt  Gerber,  deutsches  Privatrecht  §.  30.  Note  2 : die  communis  opinio 
der  Schriftsteller  hat  die  Bedeutung  der  Vcrmuthung  der  Wahrheit,  welche  aber 
natürlich  durch  genaueres  Erforschen  berichtigt  worden  darf. 

3)  Desshalb  wird  in  Frankreich  kein  Unheil  darum  kassirt,  weil  darin  ein  Grund- 
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Juristenrecht,  weil  es  aus  Rücksicht  auf  das  Ansehen  seiner  Autoren  hin  als 
Recht  geachtet  wird , auch  das  Autorilätsrecht  nennen.  Nur  wenn  es  durch 
eine  solche  Befolgung,  welche  zur  Bildung  eines  Gewohnheitsrechtes  nölhig 
ist,  die  Kraft  des  letzten  erhalten  hat,  hört  es  auf,  blosses  Autoritätsrecht  zu 
sein,  weil  es  nun  ein  wirkliches  Gewohnheitsrecht  ist.  In  diesem  Fall  bedarf  es 
dann  zu  seiner  Geltung  auch  keiner  inneren  Begründung,  wie  in  den  andern  1 ). 
Was  die  Präjudicien  betrifft,  so  hat  man  oft  die  der  höheren  Gerichte  für 
die  niederen,  von  welchen  eine  Berufung  an  die  ersteren  möglich  ist,  als 
maassgebend  betrachtet.  Allein  obgleich  den  erstem  die  Macht  zusieht,  ihren 
Ueberzeugnngen  durch  abündemde  Urtheile  Geltung  zu  verschaffen,  so  muss 
man  dennoeh  (mit  Puchta,  Vorlesungen  I.  S.42)  diess  in  Abrede  stellen : 
denn  das  Verhiillniss  beider  ist  kein  solches,  dass  durch  die  Entscheidung 
der  höheren  die  Selbstständigkeit  der  niedem  gefährdet  und  der  Instanzen- 
zug illusorisch  gemacht  werden  dürfte. 

Die  s.  g.  subsidiären  Rechlsquellen. 

32.  Es  kann  Vorkommen,  dass  die  in  den  drei  von  uns  beleuchteten 
Rechlsquellen  enthaltenen  Normen  zur  Entscheidung  zweifelhafter  Rechts- 
fragen nicht  ausreichen : es  fragt  sich  dann,  nach  welchen  Regeln  der  zum 
Urthcilsprechen  berufene  und  verpflichtete  Richter  sich  umzusehen  habe,  um 
eine  vor  ihn  gebrachte  Rechtssache  zu  erledigen?  Man  pflegt  ibn  auf  die 
Grundsätze  der  Moral , des  Naturrechls  und  der  Billigkeit  zu  verweisen, 
welche  als  subsidiäre  Rechlsquellen  anzusehen  seien.  Giebt  cs  nach  dem 
bisher  Ausgeführten  aber  nur  die  drei  Hauptquellen  des  Rechts,  so  wird 
die  Realität  anderer  von  subsidiärer  Geltung  in  Abrede  zu  stellen  sein,  sie 
wären  denn  indirect  mit  jener  schon  gesetzt  und  nur  besondere  Gestal- 
tungen derselben. 

So  verhält  es  sich  in  der  That  mit  denselben. 

A.  Was  die  Moral  betrifft , so  ist  sie  ja  der  Urquell  alles  Rechts,  in- 
dem die  Rechtsidee  oder  die  Gerechtigkeit  ein  praktisches  Gesetz  des  sitt- 
lichen Willens , und  wie  schon  in  §.  17.  angegeben,  auch  als  das  recht- 
erzeugende Naturgesetz  im  Völkerleben  anzusehen  ist  Sie  ist  die  Mutter 
der  Sitte  der  Völker  und  zu  dieser  gehören  schon  die  Rechtsnormen  des 
Gewohnheitsrechts,  welches  daher  auch  von  den  Römern  jus  moribus  con- 
stitutum genannt  wird.  Es  kann  demnach  der  Richter  allerdings  das  als 
Urkcim  wirkende  Princip  eines  Gewohnheitsrechtes  aufsuchen  und  in  an- 
dern Fällen  anwenden,  doch  wird  die  so  von  ihm  gefundene  und  angewen- 
detc  Rechtsnorm  keine  eigene,  sondern  nur  ein  auf  eine  gcwohnheilsrecht- 


satz  (in  römischen  Rechts  verletzt  ist;  denn  es  gilt  dieses  nur  als  Juristen- oder 
Autoritätsrecht,  als  raison  Berits  du  droit. 

1)  Thoel  a.  a.  0.  S.  137. 
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liehe  Basis  sich  stützendes  Recht  der  Wissenschaft  sein.  Wenn  er  umge- 
kehrt als  rechtlich  möglich  verwirft,  was  der  Sittlichkeit  zuwider,  contra 
bonos  morcs  ist,  so  befolgt  er  gleichfalls  eine  Rechtsregel  dieser  Art,  weil 
er  hier  der  Natur  der  Sache  gemiiss  entscheidet,  indem  er  das  der  mora- 
lischen Natur  widerstreitende  auch  fiir  rechtlich  unmöglich  erklärt. 

Hiebei  wird  er  sich  nothwendig  an  die  Volksansicht  zu  halten  haben, 
und  nicht  an  das,  was  nach  den  subjectivcn  Ansichten  eines  Moralisten 
oder  einer  Schule  für  moralisch  geboten  oder  verboten  gilt:  denn  nur  das 
objecliv  als  sittlich  Geltende  (also  was  nicht  contra  bonos  mores  ist)  kann 
für  den  Richter  maassgebend  sein,  wobei  sich  von  selbst  versteht,  dass, 
was  das  allen  Menschen  angeborene  moralische  Gefühl  verwirft,  auch  stets 
als  den  guten  Sillen  widerstrebend  wenigstens  von  den  civilisirten  Völ- 
kern verworfen  werden  wird. 

B.  Auf  ähnliche  Weise,  wie  mit  der  Moral,  verhält  es  sich  mit  dem 
s.  g.  Naturrecht.  Dass  der  Richter  in  Ermangelung  bestimmter  gesetzlicher 
oder  gewohnheitsrechtlicher  Entscheidungsnormen  sich  an  die  Natur  der 
Sache  zu  halten  habe  und  dass  das  auf  diese  Weise  gefundene  Recht  zu 
dem  gehöre,  was  wir  das  Recht  der  Wissenschaft  genannt  haben,  ist  schon 
in  §.  31  hervorgehoben  worden,  und  insoweit  kann  man  von  einem  Natur-, 
d.  h.  einem  natürlich  gegebenen  Rechte  sprechen,  das  aber,  wie  gesagt, 
nur  eine  Unterart  des  Rechts  der  Wissenschaft  ist. 

Ganz  verschieden  von  dieser  Ansicht  hat  man  aber  seit  bald  zwei- 
hundert Jahren  noch  von  einem  als  Rechtsquell  zu  befolgenden  Natur-  oder 
Vemunftrecht  gesprochen  und  demselben  Geltung  beigelegt.  Man  er- 
klärte nämlich  für  wirklich  bindende  Rechtsnormen  die  Ansichten  über  das, 
was  nach  irgend  einem  philosophischen  Systeme  Recht  sein  oder  vielmehr 
werden  soll,  weil  man  die  Wahrheit  dieser  Ansichten  den  höchsten  Prin- 
cipien  einer  solchen  Theorie  gemäss  zu  vollständiger  Evidenz  erhoben  zu 
haben  glaubte. 

Wenn  es  nun  zuzugeben  ist,  dass  solche  philosophische  Rechtstheo- 
rieen  noch  Grundsätze  zurBefolgung  Vorschlägen,  die  der  höchsten  Rechtsidee 
weit  mehr  gemäss  sind,  als  das  bei  einem  Volke  oder  in  einem  bestimm- 
ten Zeitalter  praktisch  geltende  Recht,  und  wenn  eine  ihnen  gemässe  Um- 
gestaltung der  Rechtsordnung  als  höchst  wünschens-  und  empfehlenswerth 
erscheint,  so  muss  man  denselben  dennoch  den  Charakter  und  die  Geltung 
als  Rechtsnormen  so  lange  absprechen,  bis  dieselben  Volksüberzeugungen 
geworden , d.  h.  entweder  als  Gewohnheitsrecht  stillschweigend  befolgt 
oder  durch  Gesetze  ausdrücklich  bekräftigt  sind;  denn  ohne  jenes  gewor- 
den zu  sein,  fehlt  diesen  Normen  die  allem  Rechte  nöthige  historische 
Grundlage , auch  wenn  dieselben  noch  so  sehr  das  Gepräge  der  inneren 
Wahrheit  und  Vernünftigkeit  haben  sollten.  Die  Natur-  oder  Vernunftrechtssy- 
steme sind  stets  nur  Entwürfe  für  neue  Rechtsordnungen,  und  als  solche  ebenso 
wenig,  ja  noch  weniger  bindend,  als  ein  Gesetzesentwurf,  der  von  einem 
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der  Faktoren  der  gesetzgebenden  Gewalt  zur  Sanktion  den  übrigen  vorge- 
legt wird.  In  diesem  Sinne  gibt  es  kein  als  subsidiäre  Hechtsquelle  den 
Richter  bindendes  Nalurrecht.  Es  ist  auch  zwischen  einem  solchen  und 
der  s.  g.  Natur  der  Sache  ein  wesentlicher  Unterschied  vorhanden. 

In  jedem  zu  einem  liechtsverhältniss  sich  eignenden  faktischen  Ver- 
hältnisse sind  nämlich  Anhaltspunkte  für  dessen  Auffassung  und  Beurthei- 
lung  als  Rechtsverhällniss  enthalten,  sie  mögen  in  der  allgemein  rechtlichen 
Stellung  der  bei  ihnen  beiheiligten  Personen  liegen  oder  in  der  Beschaffen- 
heit des  Rechtsobjektes  oder  in  Handlungen  jener,  welche  als  die  nächste 
Ursache  des  neu  entstandenen  faktischen  Verhältnisses  anzusehen  sind,  sie 
seien  Verträge,  einseitige  Verfügungen  über  ihre  Rechte  oder  Eingriffe  in  die 
Rechtssphäre  des  andern  Betheiligten.  Die  nun  in  allen  diesen  Thatsachcn 
liegenden  Momente  einer  rechtlichen  Beurlhcilung  derselben  aufzufinden  ist 
Sache  des  Richtenden,  und  wenn  ihm  dies  Geschält  nicht  durch  die  un- 
mittelbaren Bestimmungen  des  Gesetzes  oder  Gewohnheitsrechtes  erleich- 
tert ist,  so  wird  er  es  vermittelst  der  diesen  zu  Grunde  liegenden  höchsten 
oder  allgemeinen  Rechtsnormen  thun,  und  auf  diese  Weise  eine  wissen- 
schaftliche Rechtsnorm  bilden,  welche  die  Natur  der  Sache  *)  zur  Grund- 
lage oder  zum  Ausgangspunkt  hat. 

Man  muss  auch  die  Realität  eines  für  die  ganze  Menschheit  bin- 
denden allgemeinen  Vemunflrechls  in  Abrede  stellen,  obgleich  nicht  ge- 
leugnet werden  kann,  dass  es  Rechtsgrundsätze  gibt,  die  bei  allen  Völkern 
befolgt  werden  und  als  Ausfluss  der  allen  Menschen  gemeinen  Vernünftig- 
keit angesehen  werden  können.  Dieselben  gelten  aber  nur  in  Folge  der 
ihnen  allgemein  zu  Theil  gewordenen  Anerkennung,  sind  daher  historisch 
begründetes  Recht,  ausgeprägt  in  den  Gesetzen  und  der  Sitte,  jedoch  nicht 
ohne  eine  concrele  Formation  und  ohne  Beimischung  eigenthümlicher  aus 
der  Nationalität  eines  jeden  Volkes  hervorgellender  Elemente.  Die  Römer 
nannten  jene  allgemein  verbreiteten  Rechtsnormen  jus  gentium  im  Gegensatz 
des  eigenlhümlichcn  Rechtes  jedes  Staates,  das  sie  als  jus  uniusetgusque 
civitatis  jus  civile  hiessen,  und  befolgten  es  nicht  als  ein  unmittelbar  geltendes 
Vemunflrecht , sondern  als  ein  jus  quod  naturaiis  ratio  apud  omnes  genles 
peraeque  constituit.  Das  jus  gentium  war  kein  auf  dem  Wege  der  speku- 
lativen Abstraktion,  sondern  auf  dem  der  historischen  Vergleichung  gefun- 
denes jus  commune  omtmim  gentium*). 

C.  Ob  und  in  wie  weil  die  Bill igkei t1 2  3 ) als  eine  Rechtsquelle  be- 


1)  Sehr  klar  spricht  sich  Ober  diese  Natur  der  Sache  Thocl  aus  a.  a.  0.  §.  57t. 

2)  Mehr  davon  unten  in  §.  38. 

3)  Man  hat  eigene  Bücher  und  Abhandlungen  über  die  Billigkeit  im  Rechte  ge- 
schrieben, unter  welchen  besonders  zu  beachten  sind:  Jordan,  über  die  Billig- 
keit bei  Entscheidung  der  Rechtsfällc.  Güttingen  1804.  1813.  2 Bünde. — Al- 
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trachtet  werden  könne,  ist  unter  den  Rechtsgelehrten  um  so  mehr  bestrit- 
ten, als  man  sogar  über  den  Begriff  und  das  Wesen  der  Billigkeit  nicht 
einig  ist '). 

Es  ist  daher  vorerst  nöthig,  diesen  Begriff  oder  vielmehr  die  Idee 
der  Billigkeit  näher  zu  bestimmen.  Sie  ist  zunächst  aus  ihrem  Gegentheil 
erkennbar.  Unbillig  ist  offenbar  alles,  was  die  Idee  der  Gerechtigkeit  ver- 
letzt, Unbilligkeit  (Imquitas)  ist  also  Ungerechtigkeit,  Unrecht*).  Man  wird 
demnach  auch  das  Verfahren  aus  Billigkeitsriicksichlen  oder  Billigkeils- 
gründen nicht  als  ein  aus  Rücksichten  des  Wohles  angestelltes , als 
etwas  philanthropisches  auffassen  dürfen*),  sondern  als  ein  vom  Stand- 
punkte der  Gerechtigkeit  aus  unternommenes 1 ) , und  zwar  als  ein  solches, 
welches  in  zwei  Hauplfitlien  Platz  greifen  kann.  Der  erste  findet  statt, 
wenn  man  die  Anwendung  einer  Rechtsnorm  in  einigen  unter  ihr  begriffenen 
Füllen,  weil  sie  zu  einer  innem  Ungerechtigkeit  führen  würde,  suspendirt. 
Man  beschränkt  dann  die  Rechtsregel  aus  Rücksichten  der  Billigkeit*). 
In  solchen  Fällen  spricht  man  von  einem  Streite  zwischen  dem  stren- 
gen Rechte  und  der  Billigkeit,  und  versteht  unter  jenem  im  Gegensatz 
zu  dieser  nichts  anders,  als  die  mit  streng  logischer  Consequenz  durchge- 
führte Anwendung  eines  Rechtssatzes  •).  Es  kann  aber  ein  Gesetzgeber 
auch  dadurch  die  Billigkeit  verletzen,  dass  er  bei  der  Regulirung  socialer 
Verhältnisse  einen  der  Gerechtigkeit  nicht  gemässen  allzu  harten  Maass- 
stab anlegt,  in  weichem  Falle  man  von  einem  (schon  an  sich)  strengen 
oder  vielmehr  zu  strengen  oder  harten  Rechte  spricht.  Hier  ist  die  in 


brecht,  die  Stellung  der  Aeyuita»  in  der  Theorie  de«  Civilrecbls.  Dresden 
1834,  und  Hartter  im  civ.  Archiv  Bd.  26.  p.  253  u.  Bd.  30  S.  377. 

Die  im  Texte  gegebene  Darstellung  ist  eine  Wetterführung  von  des  Verfas- 
sers Auffassung  des  BilligkeitsbegrifTes  in  seiner  Rechtsphilosophie  S.  267—69 

1)  Manche  setzen  die  Billigkeit  als  das  Moralische  dem  Recht  als  den)  Juristischen 
entgegen. 

2)  Bekanntlich  sagt  es  auch  Cicero  de  Offic.  I.  9. 

3)  Dies  thut  unler  Andern  noch  Puchta,  Vorlesungen  $.  21  und  Hartter,  über 
Bonum  et  Aequnm  im  Archiv  für  Civilpraxis  Bd.  29.  S.  283. 

4)  Das  Wort  Hill  (das  noch  jetzt  iin  Englischen  Gesetz  heisst)  soll  im  Mittelalter 
gleichbedeutend  mit  Recht  gewesen  sein.  Gaupp,  deutsche  Städlevcrfassung 
S.  10«  f. 

5)  Darauf  deutet  Donal.  zu  TerenL  Adolph  I.  1.  v.  26  hin,  indem  er  sagt: 
Inter  jus  et  nequitntem  hoc  i nt  er  et  t.  Jus  eet , t/uoä  omnin  recta  et  in- 
flexihilia  e.vigit , nequita*  eit,  qune  de  jure  mul  tu  remittit. 

6)  Schilling  S.  39  nennt  daher  die  Billigkeit  die  Ausgleichung  de«  strengen 
Rechts  mit  dem  moralischen  Prinzip  und  dem  natürlichen  Rechisgefühl. 
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der  als  Recht  formell  sanctionirten  Norm  enthaltene  Unbilligkeit  ein  die 
Anforderungen  der  strengen  Gerechtigkeit  verletzendes  Unrecht  ( Jus 
iniquum). 

Es  gibt  aber  noch  einen  zweiten  Hauptfall  oder  vielmehr  eine  Klasse 
von  Fällen,  in  welchen  von  Billigkeit  die  Rede  ist,  ohne  dass  an  einen  Ge- 
gensatz derselben  zum  strengen  Recht  gedacht  wird,  nämlich  der,  für  wel- 
chen eine  durchgreifende  Rechtsregel  entweder  gar  nicht  möglich  ist  oder 
nicht  besteht1 2 3),  oder  deren  normirendes  Prinzip  nicht  die  nölhige  Be- 
stimmtheit hat  oder  zweifelhaft  ist,  oder  in  welchem  die  faktischen  Ver- 
hältnisse nicht  in  jeder  Beziehung  klar  durchschaut  werden  können  oder  wo 
diese  so  beschaffen  sind,  dass  auf  keiner  Seite  der  Betheiligten  überwiegende 
Gründe  für  die  Ansprüche  des  einen  oder  des  andern  sprechen,  oder  so 
gestaltet,  dass  diese  gegenseitigen  Gründe  nicht  gehörig  ermittelt  werden 
können  und,  wenn  einem  dem  andern  gegenüber  Alles  zugesprochen  würde, 
die  Idee  der  Gerechtigkeit  verletzt  werden  würde. 

In  allen  diesen  Fällen,  die  einen  wesentlich  individuellen  Charakter 
haben,  findet  daher  ein  gegenseitiges  Abwägen  und  Compensiren  der  für 
den  einen  oder  für  den  andern  Betheiligten  sprechenden  Gründe  Statt,  die 
jedoch  zu  keiner  vollständigen  Ausgleichung  führt,  so  dass  man  genölhigt 
ist,  an  das  was  sich  der  Idee  der  Gerechtigkeit  am  meisten  nähert,  sich 
zu  halten*),  und  als  das  für  den  Fall  Massgebende  auszusprechen.  Das 
Billige  ist  daher  hier  das  approximativ  der  Gerechtigkeit  Gemässeste*). 

Die  Anhaltspunkte  für  den  das  billige  Recht  Aufsnchenden  liegen 
immer  in  den  Eigenlhtimlichkeilen  und  Nebcnumständen  des  zu  beurtheilen- 
den  Verhältnisses:  so  dass  er  das  für  Recht  erklärt,  was  der  Natur  des 
individuellen  Falles  gemäss  ist,  ohne  dass  jedoch  bei  dessen  Constituirung 
so  verfahren  werden  konnte,  wie  die  mit  logischer  Schärfe  angewandte 
Rechlsidee  es  verlangt  hätte.  Es  ist  daher  richtig,  wenn  Puchta  S.  49 
die  Billigkeit  für  die  Berücksichtigung  der  Individualität  in  den  Personen 
oder  in  den  Verhältnissen  erklärt,  aber  keine  vom  Standpunkte  des  Woh- 
les, des  Wohlwollens  oder  der  Humanität  ausgehende,  sondern  eine  solche, 
die  entweder  ein  gerechteres  Recht  an  die  Stelle  des  Unrecht  werdenden  in 
einem  individuellen  Falle  setzt,  und  daher  das  Wohl  dessen  schützt,  der  in 


1)  Auf  einen  Fall  dieser  Art  bezieht  sich  die  Aeusserung  des  römischen  Juristen 
fr.  14.  D.  44.  3.  (de  divers.  praeter.) 

2)  Daher  wurden  die  Enlschcidungsrichler  in  den  sog.  banne  fidei  ju  dient . wobei 
die  Inbctrachtnahnie  aller  Umstünde  des  Falles  vorgeschricben  war,  dies  zu  thun 
durch  die  in  ihrer  Instruktion  (formuln)  gesetzten  Worte : quantum  aequius 
melius  angewiesen. 

3)  Dies  sagt  auch  Cicero  de  Off.  1.  19:  Difficillime  autem  eit,  cum  prnrltare 
omni 'Aus  concupierit,  servnre  nequitntem , i/uae  ett  justitiae 
praxima. 
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demselben  auf  eine,  durch  die  das  suum  cuique  auch  für  ihn  verlangende 
Gerechtigkeitsidee  widersprechende  Weise  nicht  verletzt  haben  darf,  oder 
eine  von  der  Berücksichtigung  der  für  und  gegen  Jemanden  sprechenden 
in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Gründe  ausgehenden  Beurtheilung  indivi- 
dueller Falle,  vermittelst  welcher  sich  aber  ein  streng  rechtlich  begründeter 
Anspruch  ableiten  lässt. 

Die  Billigkeit  ist  nach  dein  bisher  Gesagten  daher: 

a.  ln  vielen  Fällen  ein  den  Gesetzgeber1 2)  beim  Aufslellen  von 
Rechtsnormen  leitendes  Prinzip,  demgemäss  er  den  Rechlssatz  selbst  nicht 
mit  der  Schärfe  fasst,  mit  welcher  dieser,  hälte  man  ein  durchgreifendes 
Prinzip  fonmiliren  wollen,  hätte  gefasst  werden  sollen,  oder  der  Rechts- 
norm Ausnahmen  beifügt  für  Fälle,  in  welchen  ihre  Anwendung  eine 
ungerechte  Härte  gewesen  wäre,  oder  endlich  so  verfährt,  dass  er  aus 
individuellen  Gründen  den  durch  die  Anwendung  einer  durchgreifenden 
Rechlsregel  auf  eine  der  Idee  der  Gerechtigkeit  widersprechende  Weise  zu 
Schaden  Kommenden  ein  Mittel  gestattet,  diesen  von  sich  abzuwenden, 
z.  B.  durch  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand.  Dergleichen  recht- 
liche Bestimmungen,  bei  deren  Sanktion  also  der  Gesetzgeber  selbst  den 
Grundsatz  der  Billigkeit  befolgt,  gibt  es  nicht  wenige  und  sie  haben  sogar 
den  allen  Rechtsregeln  zukommenden  Charakler  der  Allgemeinheit,  ob- 
gleichsie  al3  exceptionellc  Beschränkungen  eines  hohem  allgemeineren 
Rechtssatzes,  also  als  singuläre1)  d.  h.  aus  der  Individualität  der  Fälle, 
für  welche  sie  gemacht  sind,  hervorgegangene  besondere  Bestimmungen 
erscheinen. 

b.  Es  gibt  ferner  ein  bei  der  Auslegung  der  Gesetze  eintretendes  Ver- 
fahren aus  Billigkcilsgriinden,  wenn  nämlich  dieselben  auf  eine  für  die 
bei  den  durch  sie  regulirten  Verhältnissen  betheiligten  Personen  mehr 
günstige  oder  weniger  drückende  Weise  ausgelegt  werden,  als  sie  mit 
logischer  Strenge  ihrer  Fassung  gemäss  hätten  ausgelegt  werden  können. 

c.  Endlich  gibt  es  Fälle,  in  welchen  der  die  Rechtsnonnen  Anwen- 


1)  Man  pflegt  mich  strenges  und  billiges  Recht  sich  enlgogonzusetzen , daher 
auch  strenge  und  billige  (oder  milde)  Gesetze.  Neuerdings  hat  Thöl, 
Einleitung  etc.  J.  38  diese  Einlheilung  für  durchaus  verwerflich  erklärt  und 
bekämpft.  Allein  in  dem  Sinne  gibt  es  doch  strenge  Gesetze,  dass  entweder 
der  Gesetzgeber  Rechtsverhältnisse  auf  eine  strenge  die  rechtliche  Freiheit  mehr 
beschränkende  Weise  ordnet , als  es  die  Idee  der  Gerechtigkeit  verlangt , oder 
dass  er  auch  für  solche  Fälle  die  allgemeine  Norm  seines  Gesetzes  angewendet 
haben  will,  wo  dessen  Anwendung  eine  Unbilligkeit  ist.  Gesetze,  in  welchen 
der  Gesetzgeber  dagegen  von  der  Billigkeitsidee  sieh  bestimmen  liess,  werden 

- gewiss  ein  billiges  Recht  sanetioniren. 

2)  Pass  es  noch  andere , nicht  auf  Gründe  der  Billigkeit  sich  stützende  singuläre 
Rechtsnormen  gibt,  wird  in  $.  36  ausgeführt  werden 
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dende  durch  Billigkeitsgründe  bestimmt  wird,  von  der  Strenge  der  logi- 
schen Consequenz  abzuweichen  und  die  Betheiligten  auf  eine  ihnen  günstige 
Weise  zu  behandeln. 

Dies  hat  Statt : 

o.  W’enn  er  z.  B.  Strafgesetze  in  Fällen,  wo  ihre  Anwendung  Unrecht 
sein  würde,  nicht  an  wendet,  sondern  andere  dem  zu  Verurtheilenden  gün- 
stigere entweder  aus  Gründen,  die  die  Gesetzgebung  selbst  zulässt,  oder 
in  Folge  des  Begnadigungsrechts,  wenn  ihm  diess  zusieht,  und  er,  wie 
man  zu  sagen  pflegt,  Gnade  für  Recht  ergehen  lässt. 

ß.  Wenn,  wie  schon  gesagt  worden,  der  zu  entscheidende  Fall  so 
beschaffen  ist,  dass  weder  ein  allgemeines  durchgreifendes  Rechtsprinzip 
auf  denselben  Anwendung  findet,  noch  nach  der  Natur  der  Sache  eine 
strenge  Würdigung  oder  Beurlheilung  desselben  möglich  ist,  sondern  nur 
nach  der  gegenseitigen  Abwägung  der  Gründe,  die  für  den  einen  und  der- 
jenigen, die  für  den  andern  Bclheiligten  sprechen,  eine  sich  so  viel  wie 
möglich  der  Idee  der  Gerechtigkeit  annähernde  Entscheidung  gegeben  wird. 

Die  Billigkeit  kann  daher  nicht  als  eine  eigene  subsidiäre  Rechtsquelle 
den  andern  Rechtsqucllen  enlgegcngesctzt  werden,  sondern  ist  ein  sowohl 
bei  der  Abfassung  als  bei  der  Auslegung  und  Anwendung  der  Gesetze  und 
bei  der  Beurlheilung  von  Rechtsverhältnissen , die  lediglich  nach  der  Natur 
der  Sache  zu  entscheiden  sind,  einlrelendes  Verfahren  des  Gesetzgebers, 
des  Richters  oder  des  eine  Rechtsfrage  behandelnden  Rechtsgelehrten,  bei 
welchem  kein  strengjuristisches  Denken  Slatl  hat,  sondern  das  als  gerecht 
sanktionirt  oder  ausgesprochen  wird,  was  unter  Berücksichtigung  der  in- 
dividuellen Lage,  der  faktischen  Verhältnisse  als  der  Idee  der  Gerechtigkeit 
am  annäherndsten  gemäss  erscheint1 * 3). 


VI.  Capitel. 

Verschiedenheit  der  Rerhlaneraea. 

Allgemeine  Einteilungen  derselben*). 

34.  Vergleicht  man  die  möglichen  oder  bei  einem  Volke  geltenden 
Rechtsnormen  untereinander,  so  erkennt  man  leicht  Gegensätze  und  Ver- 
schiedenheiten unter  ihnen.  Man  hat  desshalb  auch  Eintheilungen 


1)  Die«  bemerkt  «ehr  richtig  auch  Schilling,  Lehrbuch  der  Institutionen,  Bd.  II. 
S.  37,  indem  er  sagt:  Die  aei/uitui  gehört  nicht  sowohl  zu  den  Formen  der 
äussern  Darstellung  des  Rechts,  sondern  ist  vielmehr  (insofern  sie  zu  den  Rechts- 
qucllcn  gerechnet  werden  kann)  eine  ideelle  Rccbtsquelle , ein  leitendes 

Prinzip  für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege. 

3)  Th&l,  Einleitung  in  da*  deutiche  Privatrecht  $-  33  — 30.  44  — 48- 
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des  Rechts  (im  objectiven  Sinn  des  Worts)  durch  Zttriickführung  der 
Rechlssätze  nnf  Hauptarten  gemacht,  deren  einige  thcils  schon  beleuchtet, 
theils  erwähnt  werden  mussten').  Hier  die  Angaben  der  verbreitetsten 
dieser  Einteilungen. 

A.  Nach  dem  Umfange  ist  alles  Recht  entweder  allgemeines  oder 
besonderes;  das  letzte  gehl  dem  ersten  immer  vor1),  weil  es  ja 
gerade  bestimmt  ist,  das  allgemeine  Recht  zu  beschränken,  zu  inodificiren 
oder  theilweise  aufzuheben.  Man  kann  drei  Hauptarten  des  besonderen 
Rechts  otler  vielmehr  drei  Hauptgegensiitze  solcher  und  der  als  allgemein 
geltenden  Rcchtsgrundsiitze  unterscheiden,  nämlich  den  geographisch-terri- 
torialen des  Gemeinen  und  des  Particular-Rcchts,  den  des  allge- 
meinen und  besondern  Hechts  bestimmter  Klassen  von  Personen, 
endlich  den  des  gemeinen  und  des  singulären  Rechts. 

B.  Seinem  Ursprung  nach  theilt  man  das  Hecht  in  sog.  Natur-  und 
positives  Hecht,  und  dieses  theils  in  göttliches  und  menschliches, 
theils  in  fremdes  und  einheimisches  oder  recipirtcs. 

C.  Nach  dem  Gegenstände  d.  h.  nach  den  socialen  Verhältnissen, 
welche  durch  die  Rechtsnormen  regulirt  werden,  theilt  man  es  in  Privat- 
und  in  öffentliches  Recht  und  dieses  in  eine  Anzahl  Zweige,  die 
weiter  unten  §.  48  aufgeführt  und  im  zweiten  Theil  dieser  Encyclopädie 
beleuchtet  werden  sollen. 

Gemeines  und  Particular-*)  und  allgemeines  und  besonderes 

Recht. 

35.  Die  Einlheilung  in  gemeines  und  Parlicularrecht  (jus  com- 
mune et  particvlure ) ist  in  den  Ländern  entstanden,  in  welchen  das  ganze 
Rechtsgebiet  wieder  in  mehrere  Rechtsgebiete  getheilt  ist,  und  neben  einem 
über  das  Ganze  sich  erstreckenden  und  für  dasselbe  als  allgemein  geltend 
sanctionirten  Hecht  in  einzelnen  Provinzen,  Bezirken  oder  noch  kleineren 
Oertlichkeiten  Rechtsnormen  Geltung  haben,  welche  Abänderungen  jenes 
allgemeinen  Rechts  enthalten.  Die  Einlheilung  war  vor  allem  im  deutschen 
Reiche  practisch  wichtig,  weil  die  Territorien  der  Particularrechte  meistens 
eigene  Staaten  geworden  waren,  während  das  gemeine  Recht  das  des 
ganzen  Reichs  war4). 


t)  Es  war  deshalb  die  Rede  von  der  Einlheilung  des  Rechts  in  geschriebenes 
und  nichtgesch  rieben  es;  absolut  gebietendes  und  vermittelndes. 

2)  In  toto  jure  generi  per  tpeciem  derogat ur  F.  80.  D.  50.  17.  (De  reg. 
Jur.) 

3)  Vergl.  T h 6 1 , Einleitung  in  das  deutsche  Privatrechl  S-  46  — 47. 

4)  In  Frankreich  hiess  man  einst  das  gemeine  Recht  le  droit  commun  de  la  France, 
das  particullre  la  Coutume,  weil  dies  in  der  Regel  in  einer  Aufzeichnung  des 
Gewohnheitsrechts  des  einzelnen  Landes  oder  der  einzelnen  Oerllichkeit  bestand. 

4 * 
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Als  Land-  oder  Stadl-  ja  sogar  als  Dorfrecht  besonders  aufge- 
zeichnet begriff  das  Particularrecht  auch  viele  gemeinrechtlich  gellende 
Nonnen,  die  man  um  deren  Geltung  grössere  Gewissheit  zu  verschaffen 
oder  aus  sonst  einem  Grunde  nochmals  besonders  sanclionirle.  Der  Ge- 
gensatz des  gemeinen  und  Parlicularrechls  war  daher  ein  formeller  und 
bestand  in  der  Sanclion.  Ein  als  Reichsrecht  sanctionirler  Rechtsgrundsalz 
war  gemeines,  ein  als  Land-,  Stadt-  oder  Dorfrecht  sanctionirler  Particu- 
larrecht, gleichviel  ob  sie  gleichen  oder  verschiedenen  Inhalts  waren. 

In  materieller  Beziehung  war  in  dem  Particularrecht  aller  deutschen 
Länder  viel  gemeines  Recht  enthalten  1 2 3 ) ; ja  sie  stimmten  auch  noch  darin 
mit  einander  überein,  »lass  viele  und  zwar  germanische  parlicularreehlliche 
Bestimmungen  sich  überall  wieder  fanden , also  den  meisten  deutschen 
Ländern  gemeinsam  waren.  Daraus  hat  man  und  zwar  nicht  erst  in 
unsern  Tagen  einen  neuen  Begriff  des  gemeinen  Rechts  Deutschlands  zu 
bilden  begonnen1),  d.  h.  alle  den  verschiedenen  deutschen  Ländern  ge- 
meinsame Rechtsnormen  für  gemeines  Recht  erklärt,  gleichviel  ob  sie  for- 
mell für  ganz  Deutschland  sanclionirle  Rechlssatzungcn  seien,  oder  solche, 
die  dadurch  den  Charakter  der  Allgemeinheit  erhallen  hätten,  dass  sic  in 
allen  Particularrechlen  sich  wieder  finden.  Allein  im  technischen  Sinne 
dürfen  die  Rechtsnormen  der  letzten  Art  nicht  für  gemeines  Recht  ange- 
sehen werden;  sie  bedürfen,  um  Gesetzeskraft  zu  haben,  eines  besondern 
Geltungsgrundes  und  daher  des  Nachweises,  dass  sie  in  dem  Lande,  wo 
man  sic  anwenden  will,  wirklich  als  Recht  desselben  auf  irgend  eine 
NVeisc  geltend  geworden  seien;  und  es  genügt  nicht  zu  zeigen,  dass  eine 
solche  Rechtsnorm  in  allen  andeni  oder  den  meisten  deutschen  Ländern 
gelle,  während  dieselbe  im  Lande,  wo  man  sie  anwenden  möchte,  auf  keine 
Weise  sanclionirt  ist. 

Dagegen  gibt  es  in  dem  Sinne  ein  allgemeines  (germanisches)  Recht, 
dass  allen  deutschen  Rechlsinslilutionen  eine  gemeinsame  Rechtsanschauung 
zu  Grunde  liegt,  die  sich  in  den  sie  formell  normirenden  particularrecht- 
lichen  Normen  wieder  findet  und  zwar  so,  dass  nur  hieraus  das  Wesen 
und  der  Charakter  jener  Institutionen  verstanden  und  richtig  erklärt  werden 
kann.  Als  unmittelbar  gellendes  gemeines  Recht  bestellt  cs  aber  nur  in 
so  weil,  als  es  allgemeines  Gewohnheitsrecht  geworden  ist*). 


1)  Sehr  richtig  bemerkt  Thöl  S.  123:  Ein  in  der  Form  des  Particulargesetzes  er- 
scheinender Rechtssalz  ist  seinem  Inhalt  nach  zuweilen  gemeines  Recht,  aber 
die  Form  macht  iim  durchweg  zu  einem  |iarlicubiren  Recht;  er  ist  particulär  be- 
festigt. 

2)  Thöl  nennt  dieses  das  allgemeine  Recht,  dessen  Begriff  mit  dem  des  gemeinen 
Rcchls  nicht  zu  verwechseln  sei. 

3)  S.  hierüber  Gerber,  das  wissenschaftliche  Prinzip  d<s  gemeinen  deutschen 
Rechts.  Jena  1840.  S.  227  fg. 
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Was  das  Verhältniss  der  Normen  des  Gemcinrechts  7.11m  parliculären 
Recht  betrifft,  so  können  jene  entweder  den  Charakter  absolut  gebietender 
oder  den  Idos  vermittelnder  Rcchtssälze  haben:  je  nachdem  sie  entge 
genstehendc  Bestimmungen  des  Parlicularrechts  ausscbliessen  oder  nicht. 
Im  letzten  Falle  gestaltet  sich  das  Verhältniss  der  zwei  Rechtsquellen  so, 
dass  das  gemeine  Recht  nur  maassgebend  wird , wenn  das  Parlicularrccht 
keine  Bestimmungen  enthält : cs  wird  dann  sog.  subsidiäres  Recht 1 ). 

b.  Das  Recht  kann  dadurch  ein  besonderes  sein,  dass  cs  nur  das 
gewisser  Klassen  von  Personen  ist.  Man  hat  aber  keinen  eigenen  tech- 
nischen Ausdruck,  um  diese  Art  des  besonderen  Rechts  zu  bezeichnen, 
sondern  nur  die  allgemeine  Benennung  jus  speciale  im  Gegensatz  des  ge- 
wöhnlichen Rechts  (jus  generale)  *).  Ein  besonderes  Recht  dieser  Art  ist 
das  Handelsrecht , das  Militärrecht,  das  sog.  Privatfürsten- 
recht. Der  Gegensatz  dieser  Arten  des  besonderen  Rechts  zum  allge- 
meinen ist  kein  vollständiger,  sondern  ähnlich  dem  des  Particular-  und 
des  gemeinen  Rechts  Deutschlands,  indem  das  jenen  Klassen  von  Personen 
eigenthiimlichc  eine  Anzahl  Rechtsnormen  enthält,  welche  auch  eine  ge- 
meinrechtliche Geltung  haben,  ln  wie  weit  sie  den  Bestimmungen  des 
allgemeinen  Rechts  entgegen  sind,  bilden  sic  eine  Art  des  sog.  singulären 
Rechts,  zu  dessen  Beleuchtung  wir  übergehen. 

Jus  Commune  und  Singulare. 

36.  Vergleicht  man  die  Rechtsnormen  sowohl  des  gemeinen  als  des 
particulären  Rechts  (oder  des  Rechts  eines  besondern  Standes)  unterein- 
ander, so  ergiebl  sich  aus  dieser  Vergleichung  auch  das  Resultat,  dass 
dieselben  zu  einander  entweder  in  einem  Subordinations  - oder  Coordina- 
tions-Verhältniss  stehen.  Das  Letzte  hat  Statt,  wenn  von  einander  unab- 
hängige, jede  für  die  durch  sie  zu  regulirenden  Zustände  oder  Verhältnisse 
maassgebende , Satzungen  nebeneinander  hcrlaufen , ohne  sonst  einen  Ge- 
gensatz zu  bilden,  z.  B.  die  den  Kaufvertrag  regulirenden  Bestimmungen 
neben  den  über  den  Mieth vertrag,  oder  die  über  den  Socielätsvertrag  gel- 
lenden neben  den  über  das  Mandat  u.  s.  w.  Ein  Subordinalionsverhältniss 
ist  vorhanden,  wenn  Rechtsnormen  nichts  anderes  sind  als  Folgerungen  aus 
einer  andern  höheren  Rechtsnorm:  sie  bilden  dann  mit  dem  Prinzip  selbst 
aus  dem  sie  fliessen  ein  konsequentes  Recht.  Sie  sind  sceundärc  Rechls- 
sälze,  während  der  höhere  der  primäre  ist:  als  der  ralio  dieses  gemässe 
Sätze  hat  man  sie  meistens  sehr  bezeichnend  normale  Kechlsgrundsälze 


t)  Thöl  S-  48. 

2)  ln  den  Lehrbüchern  wird  die  Einlheilung  in  jus  generale  und  speciale  auch 
wohl  *0  erklärt,  dass  unter  jenem  das  allgemeine,  unter  diesem  das  Localrecht 
und  die  durch  Personnlverfügungen  ertheilten  Rechte  begriffen  werden.  Schil- 
ling, Lehrbuch  der  Institutionen  $.  14. 
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genannt1 2 3).  Zwischen  beiden  Arien  von  Rechtsnormen,  sowohl  den  coor- 
dinirten  als  den  subordinirten , kommt  aber  in  allen  Rechtssystemen  eine 
Dritte  vor,  die  ihres  eigenthümlichen  Charakters  wegen  durch  eine  eigene 
Benennung  bezeichnet  wird  und  auch  rücksichtlich  ihrer  praktischen  Folgen 
von  jenen  durchaus  zu  unterscheiden  ist  Wenn  nämlich  einer  als  leileu- 
tendes  Prinzip  aufgeslelllen  Ucchlsregel  eine  Ausnahme  beigefügl  ist,  so 
wird,  obgleich  die  durch  diese  Ausnahme  abweichend  nornürlen  Fälle  zur 
Kategorie  der  durch  das  allgemeine  Prinzip  regulirlen  gehören,  das  S.ib- 
ordinationsvcrhältniss  gestört  und  eine  der  ratio  des  Prinzips  enlgegen- 
laufendc  Norm  sanctionirt.  Eine  Norm  dieser  Art  haben  die  Römer  ,Jus 
singulare“  genannt,  im  Gegensatz  zu  dem  als  Regel  gellenden  jus  com- 
mune; die  Franzosen  heissen  singuläres  Recht  sanclionirendc  Gesetze 
lois  exceptionelles , und  die  entgegengesetzten  loh  du  droit  commun , und 
neuestens  hat  man  in  Deutschland  die  Natur  solcher  Rechtsnormen  am 
geeignetsten  durch  die  Benennung  anomales  Recht  bezeichnen  zu  sollen 
geglaubt1),  welche  Bezeichnung  einen  entschiedenen  Gegensatz  zu  der  des 
normalen  Rechts  bildet.  Noch  genauer  glaubte  man  diesen  Gegensatz 
durch  die  Benennungen  consequenles  und  inronsequentes  Recht 
zu  charakterisiren  *). 

Zur  Aufhellung  dieser  wichtigen  in  alle  Rechlsthcilc  eingreifenden  Ein- 
theilung  der  Rechtsnormen  haben  wir  zu  bemerken:  dass  alle  Rechtsver- 
hältnisse und  alle  Rechtsinstitule  durch  gewisse  fundamentale  ihr  ganzes 
Wesen  bestimmende  Normen  regulirt  werden,  die,  als  der  Natur  und  Be- 
stimmung des  Verhältnisses  oder  des  Institutes,  dem  tüoe  desselben  ge- 
mäss , für  die  der  Rechtsidee  am  richtigsten  entsprechenden  angesehen 
und  daher  auch  als  mit  der  Juris  ratio  übereinstimmend  gehalten  werden4). 

Der  Inbegriff  aller  dieser  naturgemiissen  Rechtsnormen  bildet  das 
regelmässige  normale  Recht  eines  Volkes,  sein  jus  commune  (in  diesem 
Sinne  des  Worts).  Allein  das  letzte  hat  bei  keinem  Volke  eine  aus- 
nahmslose Geltung.  Es  ist  sehon  ausgeführt  worden,  wie  nicht  selten 
durch  eigene  Verfügungen  aus  Billigkeitsgründen  die  Anwendung  desselben 
ausgeschlossen  wird , damit  es  allzu  consequenl  durchgelührt  nicht  in  Un- 
recht umschlage  (§.  33).  Allein  es  werden  auch  oft  aus  andern  Gründen 
Ausnahmen  des  regelmässigen  Rechts  fcstgestellt,  nämlich  aus  philanthro- 
pischen oder  aus  Nützlichkeitsgründen , weil  durch  eine  eonsequentc  Durch- 

1)  v.  Savigny.  System  I.  S.  58  fg. 

2)  v.  Savigny,  System  I.  S.  59. 

3)  Thöl,  Einleitung  in  das  deutsche  privatrech*  §.  39. 

4)  Daher  sagt  Julian  I.  15.  D.  1.  3.  (de  leg.)  von  den  dem  jus  commune  ent- 
gegenstehenden ItechKsälzcn : ln  hit,  t/uae  contra  rntionem  jurit  contlitula 
tunt , non  postunntt  tet/ui  reg  ul  um  jurit;  d.  h.  singuläre  Bestimmungen 
dürfen  nicht  als  ein  Ausfluss  dessen  gelten,  was  dem  Prinzip  nach  Rechtens 
sein  sollte;  sind  daher  nicht  gleich  dem  regelmässigen  Recht  zu  behandeln. 
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führung  eines  Prinzips  (zwar  nicht  das  Recht  verletzt  aber)  oft  das  Wohl 
gefährdet  würde.  Daher  beruht  das  für  solcho  Ausnahmsfalle  sanctionirte 
anomale  Recht  entweder  auf  der  als  Billigkeit  wirkenden  Idee  der  Gerech- 
tigkeit oder  auf  einem  Nützlichkeits-  oder  dem  (philanthropischen)  Huma- 
nitäts-Prinzip 1 2 3 )•  Uebrigens  darf  man  nicht  jedes  sog.  inconsequente  Recht 
ein  singuläres  heissen,  obwohl  dieser  Begriff  auch  als  relativer  aufgefasst 
werden  kann;  denn  wenn  einer  Ausnahme  wieder  eine  Ausnahme  beige- 
fügt ist,  die  (in  gewissen  Fällen)  die  Regel  wieder  herstellt,  so  enthält 
diese  zweite  Ausnahme  wieder  eine  normale  Rechlsbeslimmung : doch 
kann  die  Ausnahme  der  Ausnahme  gleichfalls  den  Charakter  eines  singu- 
lären Rechts  haben*): 

Was  die  Anwendung  singulärer  Rechtsnormen  betrifft,  so  liegt  es  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  dieselben  streng  auf  die  Fälle  beschränkt  wer- 
den müssen,  für  welche  sic  sanclionirt  sind;  in  allen  andern  gilt  ja  das 
regelmässige  Recht;  auch  kann  desshalb  schon  von  einem  analogen  Her- 
überziehen des  Ausnahmegesetzes  nicht  die  Rede  sein,  weil  es  für  die 
durch  das  Normalrecht  regulirten  Fälle  nicht  an  einer  Rechtsregel  gebricht. 
Es  wäre  eine  solche  Erweiterung  eine  direcle  Auflehnung  gegen  den  Willen 
des  Gesetzgebers.  Was  aber  die  Auslegung  anomaler  Rechtsnormen  be- 
trifft, so  ist  bei  ihnen  weder  die  intrrpretaiio  restrictiva  noch  die  interpretatio 
extensiva  ausgeschlossen ; wenn  es  nämlich  erwiesen  ist , dass  der  Gesetz- 
geber das  im  Gesetze  gebrauchte  Wort  im  weiteren  Sinne  genommen,  oder 
eine  über  den  Wortsinn  desselben  hinausgehende  Verfügung  zu  zu  machen, 
entschieden  die  Absicht  hatte*),  so  muss  dieselbe  dem  Willen  des  Gesetz- 
gebers gemäss  ausgelegt  werden,  obwohl  sie  eine  exceptionelle  ist.  Die 
durch  singuläre  Rechtsnormen  für  gewisse  Klassen  von  Personen,  Sachen 


1)  Es  ist  unrichtig,  alles  singuläre  Recht  aus  der  Billigkeit  oder  aus  der  Idee 
des  Wohls  herlcilcn  zu  wollen ; es  kann  offenbar  aus  jedem  der  drei  höchsten 
leitenden  Gesetze  des  socialen  Willens  (§.  6)  stammen. 

In  fr.  16  D.  I.  3.  sagt  Pa  ulus:  Jus  singulare  est  quod  contra  rntionem 
Juri»  constitutum  ett  propter  uliquam  utilitatem  uuetoritnte  consti- 
tuentium.  Allein  diese  utililns  kann  von  der  verschiedensten  Art  sein. 

Wenn  die  römischen  Juristen  häutig  sagen : es  werde  utilitatis  oder  neces- 
»itatis  causa  eine  Klage  oder  ein  Recht  gestattet,  was  nach  der  strengen  Con- 
sequenz  nicht  möglich  wäre,  so  deuten  sie  häufig  an,  dass  es  aus  Biliigkcits- 
gründen  geschehe , d.  h.  weil  es  der  Rechtsidec  zuwider  wäre  — allzu  consc- 
quent  zu  sein,  buher  auch  die  allgemeine  Aeusscrung  in  fr.  23.  S 3.  D.  40.  5. 
(de  fidcicom  Liiert .),  wo  es  heist:  multn  jure  civili  contra  rntionem 

disputantium  pro  utilitate  communi  recejtta  esse , innumeraiitibus 
rebus  probari  potest. 

2)  Viel  Scharfsinniges  über  dies  alles  sagt  T h ö 1 a.  a.  0.  S-  99. 

3)  Sehr  klar  zeigen  dies  alles  v.  Savigny,  System  I.  S.  295  u.  Puchta,  Vor- 
lesungen 1.  $.  21  a.  E. 
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oder  Geschälte  festgesetzten  hesondern  Rechte  werden  Privilegien  genannt, 
aber  nicht  in  dem  Sinne,  in  welchem  es  die  durch  eine  Speciatvcrfügung 
des  Souveräns  einem  Einzelnen  erlheilten  Hechte  sind,  die  man  gleichfalls 
Privilegien1)  nennt;  sie  dürfen  mit  ihnen  nicht  in  eine  Klasse  zusammenge- 
worfen  werden , sondern  sind  privilegia  juris,  lind  können  sow  ohl  günstige 
(favorabiliaj  oder  ungünstige  (odiosaj  sein:  die  ersten  werden  auch  Rechts- 
wohllhaten  (bcneficia  juris)  (wie  z.  H.  die  Privilegien  der  Minderjährigen 
oder  der  Frauen)  genannt. 

Naturrecht  und  positives  Recht. 

3T.  Die  Einthcilung  der  Rechtsnormen  in  Natur-  oder  Vernunftrecht 
und  positives  ist  dadurch  entstanden,  dass  man  für  den  Ausdruck  jus 
naturale , wofür  man  auch  jus  naturae  sagte1),  einen  fest  bestimmten  Begriff 
finden  wollte.  Man  kam  daher  zu  der  Ansicht,  dass  durch  den  der  mo- 
ralischen Natur  des  Menschen  immanenten  Rechtssinn  die  menschliche  \ 
Vernunft  bestimmt  w'erde,  höchste  Rechtsprinzipien  zu  sanclioniren,  in  Folge 
welcher  allen  Menschen  sog.  angeborene  Rechte  zusliinden.  Man  fand 
Anfangs  (Grolius  1621  und  Pufendorf  1682)  ein  solches  Prinzip  in 
dem  angeborenen  Gcsclligkeilstriebe,  den  man  als  ein  höchstes,  die  mensch- 
liche Vernunft  leitendes  und  als  völkerbindendes  Gesetz  auffasslc , und 
nannte  daher  alles,  was  diesem  Geselligkeitslriebe  gemäss  sei,  natürliches 
oder  Naturrecht. 

Da  sich  aber  diese  sog.  Socialilätstheorie  als  ungenügend  erwies,  er- 
klärte man  (Chr.  Thomas  ins  1*08)  dasjenige  moralische  Pflichtgebiet 
für  ein  solches  Princip , nach  welchem  man  Andern  dasjenige  nicht  lliun 
soll,  von  dem  man  nicht  wolle,  dass  sie  es  uns  thun.  Die  daraus  abgelei- 
teten Pflichten  erklärte  man  für  erzwingbarc,  also  für  wirkliche  Rechts- 
pflichten.  Man  verlicss  aber  auch  theilweisc  diese  Deduclion  und  erklärte 
mit  Wolf  für  Zwangspflicht  Alles,  was  der  Mensch  llmn  müsse,  um  der 
höchsten  Pflicht,  sich  und  Andere  zu  vervollkommnen.  Genüge  zu  lei- 
sten und  das  zu  thun  man  dcsshalb  auch  berechtigt  sei.  Später  stützte 
man  (mit  Kant)  das  höchste  als  catcgorischer  Imperativ  alle  Menschen 
verpflichtende  RccliLsprincip  auf  die  dem  Menschen  als  Vernunftwescn  an- 
geborene Freiheit,  und  fornmlirlc  es  so:  dass  (natürliches)  Recht  alles  sei, 
was  geschehen  müsse,  damit  die  Freiheit  eines  Jeden  mit  der  Freiheit  Al- 
ler nach  einem  allgemeinen  Gesetze  bestehen  könne. 


1)  Gegen  ein  solches  früher  häufiges  Zusammenwerfen  beider  Begriffe  erklärt  sich 
sehr  energisch  v.  Savigny  a.  a.  0.  S.  05. 

2)  Die  Einthcilung  findet  sich  in  den  meisten  Lehrbüchern  des  römischen  Rechts, 
seihst  noch  hei  Mühlcnbruch  §.  30,  ist  aber  gründlich  widerlegt  von  Kic- 
rulf  in  dessen  Theorie  des  gemeinen  Civilrcchts  BiL  1.  S>,  3—5  in  dur  Note, 
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Allein  man  konnte  ans  allen  diesen  Principien  nur  die  jeden  Menschen 
in  seinem  Gewissen , also  nur  moralisch  bindende  Verpflichtung  ableiten, 
die  Andern  als  zur  Freiheit  berufene  Wesen  anzuerkennen  und  zu  behan- 
deln, und  desshalb  mit  ihnen  in  einen  rechtlichen  Zustand  zu  treten.  Da 
aber  eine  solche  Anerkennung  und  die  Fesslellung  eines  solchen  Zustandes 
stets  eine  historische  Thatsache  ist,  und  daher  jede  Rechtsordnung  etwas 
eoncretes  und  die  sie  regulirenden  Normen  etwas  positives  sind,  so  ergiebt 
sich  mit  Noth wendigkeit,  dass  solch’  ein  von  selbst  gellendes  Natur-  und 
Vemunflrecht  keine  Realität  hat,  und  dass  es  daher  auch  keine  angeborenen 
Rechte  in  dem  Sinne  jener  Schriftsteller  geben  kann. 

Man  hat  nun  die  ganze  Theorie  der  Menschenrechte  als  eine  juri- 
stisch unhaltbare  aufgegeben  und  die  Einlheilung  in  Natur-  und  posi- 
tives Recht  verworfen  1 2 ) (freilich  aus  verschiedenen,  nicht  immer  guten 
Gründen). 

Will  man  übrigens  die  Idee  eines  Vernunftrechls  aufrecht  halten , so 
kann  dies  dadurch  geschehen,  dass  man  ein  System  philosophisch  begrün- 
deter Rechlsansichlen  als  ein  von  der  Vernunft  aufgestelltes  Rechtsideal 
dafür  erklärt,  welches  alle  Völker  zu  verwirklichen  hätten.  Allein  es  kön- 
nen die  Satzungen  desselben  nicht  eher  wirkliches  Recht  sein,  als  bis  sie 
bei  einem  Volke  eine  gesetzlich  bindende  Kraft  erlangt  haben. 

Dagegen  kann  man  den  Ausdruck:  natürliches  Recht  in  einer 
von  dem  obigen  Sinne  sehr  verschiedenen  Bedeutung  für  gewisse  Rechts- 
nonnen vindiciren.  Was  sich  nämlich  aus  den  nothwendigen  Grundbedin- 
gungen jedes  rechtlichen  Zustandes  oder  aus  den  geschichtlich  gegebenen 
Grundlagen  eines  concreten  Getncinlebens  von  selbst  ergiebt,  muss,  wenn 
es  auch  nicht  durch  einen  eigenen  Rechlssalz  ausdriickliche  Geltung  er- 
halten hat,  doch  als  mittelbar  sanctionirtcs  Hecht  gelten,  weil  cs  eine  na- 
türliche Folge  anerkannter  rechtlicher  Verhältnisse  ist  (vorausgesetzt, 
dass  cs  nicht  durch  besondere  Bestimmungen  anders  normirl  ist.)  Desshalb 
kann  man  mit  Recht  auch  Alles  aus  der  Natur  der  Sache  gefolgerte  Recht 
natürliches  nennen,  doch  ist  es  demungeachtet  positives  Recht,  das  sich 
von  andern  positiven  Rcchlssülzcn  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  seine 
4 Geltung  nicht  auf  einer  besondern  Sanclion  beruht,  sondern  diese  in  den 
durch  die  allgemeinen,  die  ganze  Rechtsordnung  eines  bestimmten  Staates 
regulirenden  Rechtsnormen  hat. 

Mit  dem  Eingangs  dieses  Paragraphen  erwähnten  jus  naturale  der  Rö- 
mer und  dessen  Entgegengesetzten  dem  jus  cirile  endlich  hat  es  eine  ganz 
andereBcwandlniss1).  Die  Römer  nannten  nämlich  die  bei  allen  cultivirlen 


1)  Stahl,  Rechtsphilosophie  II.  I.  S.  178  IT.  und  v.  Savigny,  System  v 46. 

2)  Sic  ist  sehr  geistreich  erklärt  und  beleuchtet  v.  Savigny,  System  B l.  S.  109 
IT.  und  Puchta,  Cursus  der  Institutionen  Nr.  LXXXIII  — IV.  Vor  ihnen  hat 
Dirk  seit  mit  grosser  philologisch-historischer  Gelehrsamkeit  die  römischen  Be- 
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Völkern  ( populi  qui  legibus  el  moribus  reguntur)  gemeinsam  befolgten 
Rechtsgrundsätze  jus  naturale  oder  jus  gentium.  Sie  waren  zum  Aiifsuchen 
eines  solchen  jus  commune  omnium  gentium  durch  ein  natürliches  Bedürfniss 
getrieben.  Nur  die  römischen  Staatsbürger  (cives  romani)  waren  des  durch 
den  römischen  Staat  sanclionirtcn  Rechts  und  seiner  Vorlheile  theilhaflig : 
nicht  aber  die  Fremden  (Nichtrömer),  und  dennoch  bedurfte  man  Rechls- 
regelu  zur  Entscheidung  der  unter  ihnen  oder  den  Körnern  und  ihnen  vor- 
kommenden Kechlsslreiligkeiten  .Dieselben  konnten  sich  nicht  beklagen,  wenn 
man  sie  nach  den  von  allen  gebildeten  Völkern  anerkannten  Rechtsnormen 
richtete,  und  so  gab  es  im  Römerreiche  neben  dem  jus  civile  und  dem  be- 
sondern  Gewohnheitsrecht  der  einzelnen  Oerltichkeilen  (das  nur  als  con- 
sue/udo  loci  Krall  hatte),  ein  jux  commune , welches  auf  der  allgemeinen 
Anerkennung  aller  bekannten  civilisirten  Völker,  die  Römer  selbst  mit  inbe- 
griffen, beruhte,  also  ein  allgemeines  positives  Recht  war1),  dessen  (es  er- 
zeugenden) Urgrund  inan  allerdings  in  der  menschlichen  Vernunft,  oder  viel- 
mehr in  der  menschlichen  Vernünftigkeit,  oder  genauer  gesagt  im  allgemei- 
nen Rechtsbewusstsein  und  der  Sitte  uufsuchte,  dessen  bindende  Kraft  aber 
auf  der  Anerkennung  der  durch  dasselbe  ausgesprochnen  Rechtsregeln  be- 
ruht. Das  jus  naturale  der  Alten  ist  daher  kein  abstractes  Vemunflrecht, 
keine  doclrinelle  Speculation,  ähnlich  dem  durch  die  rechlsphilosophische 
Doctrin  der  neueren  Zeit  festgeslellten,  sondern  ein  wirkliches  d.  h.  histo- 
risch entstandenes  oder  positives,  dessen  immer  bleibende  Normen 
grüsstentheils  in  dem  eigenlhümlichen  Rechte  eines  jeden  Volkes,  dem  jus 
ctyusque  civitatis , das  man  jus  civile  nannte,  jedoch  auf  eine  national  - mo- 
diflcirle  Weise  * ) sich  wiederfinden.  Das  jus  civile  xat  tSoxtjv  war  im- 


grifle  voll  jia  gentium  et  civile  beleuchtet,  im  Rheinischen  Museum  für  Juris- 
prudenz B l.  S.  1 — 50.  wiederhol!  indessen  mit  Zusätzen  in  seinen  kleinen 
Schriften  184t.  S.  200  ff.  Aueh  halle  Puchta  schon  in  seinem  Gewohnheits- 
recht 1.  S.  24  dieselbe  ausführlich  behandelt. 

1)  Die  römischen  Juristen  defluiren  das  allgemeine  Hecht  als  das  Recht,  quogentes 
h immune  oder  om/iet  ge/ites  utuntur , quod  niitiirnlis  rutio  i nter  omnet 
fwminct  eonstiluit,  oder  quod  nnturali  rationeinter  omnet  hoimnes  perae- 
que  servatur,  und  das  jus  civile  als  das  jus  t/nod  qnisqu»  populus  sibiipse 
eonstitiiit  oder  als  jus  proprium  ipsiut  civitatis.  Schilling.  Lehrb. d. Inst. 

11.  S-  #• 

2)  Diess  wird  in  $.  II.  J.  1.  2.  mit  lolgcndeii  Worten  gesagt:  .Xnturaiiu  Jura 

apud  omnet  gentet  peraeque  tervantur,  divina  qundam  providentxa  con- 
slituta,  temper  firma  atque  immutuhitia  permanent,  ea  vero,  quae  ipsa 
qitaqiieciviliit  tibi  eonstitiiit,  taepe  mithin  latent  vel  tacito  populi  eontentu 
vei  nlia  polten  lege  lata.  Von  Ulpian  wird  gcaussert  in  fr.  6.  If.  1.  1. 
(de  j ml.  et  jure)  : Jus  civile  (eit . quod ) tieque  totum  a naluraii  jure  vel 

geulium  reeedit,  tteqtie  per  omnia  ei  inservit, ; itaque.  cum  aliquid  addimiss 
l>el  delruhimus  juri  com  mit  ui,  jus  proprium  i.  e.  civile  effieimns. 
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roer  das  römische,  das  jus  civiurn  Romanorum,  neben  welchem  indessen 
auch  für  die  Römer  selbst  die,  meistens  sehr  allgemeinen,  Grundsätze  des 
jus  gentium  als  subsidiäres  Recht  zur  Anwendung  kamen. 

Diess  von  den  römischen  Rechlsgelchrlen  schon  früh  erkannte  Verhäll- 
niss  des  allen  Völkern  gemeinsamen  und  des  besondem  Römerrechts  führte 
sie  aber  weiter,  nämlich  zum  Aufsuchen  der  allgemeinen  Entstehungs- 
gründe aller  Rechts  - Institute.  Sie  fanden  dieselben  in  der  thierischen,  in 
der  allgemeinen  vernünftigen  Natur  des  Menschen  und  in  der  Nationalität  der 
Völker.  Daraus  gieng  eine  andere  der  oben  beleuchteten  verwandle  Ein- 
teilung der  Rechtsnormen  hervor,  nämlich  die  in  jus  naturale,  gentium  et 
civile.  Diese  von  den  Neueren  fast  allgemein  misskannte  und  häufig  als 
lächerlich  ganz  verworfene  Einteilung  ist  keine  praclische,  sondern  eine 
theoretisch  conlemplative  oder  rationelle  und  lässt  sich  durchaus  recht- 
fertigen  ‘). 

Es  kann  nämlich  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  alle  Rechts- 
instilule ihren  ursprünglichen  Grund  entweder  in  jener  Doppelnatur  des 
Menschen  oder  in  der  Eigentümlichkeit  jedes  Volks  und  seiner  besondem 
Staatsordnung  haben:  wie  auch  die  von  den  Römern  angeführten  Beispiele 
beweisen,  indem  die  Ehe  ihren  Urgrund  in  dem  den  Menschen  mit  den 
Thieren  gemeinsamen  Geschlechtstrieb  hat,  die  Grundsätze  über  die  meisten 
Verträge  in  der  allgemeinen  menschlichen  Vernünftigkeit  wurzeln*),  und 
alles  jus  civile  auf  der  Nationalität  beruht*). 

Göttliches  und  menschliches  Recht.*) 

38.  Göttliches  Recht  ist  seinem  Begriffe  nach  ein  von  der  Gottheit 
unmittelbar  ausgegangenes  durch  Offenbarung  den  Menschen  mitgetheiltes 
und  von  ihr  vorgeschriebenes  Recht.  Es  ist  daher  nolhwendig  ein  Theil 
der  positiven  Religion  eines  Volkes;  seine  Vorschriften  unterscheiden  sich 


1)  S.  oben  §.  1*. 

2)  Die  Institute,  welche  nach  der  Ansicht  der  Alten  dem  jus  gentium  angehöven, 
werden  aufgezählt  in  1.  t.  §.  t.  1.2  — 5.  D.  1.  1.  (de  juttitia  et  jure). 

3)  Die  im  Teste  hier  gegebene  Erklärung  der  römischen  Einthcilung  des  Rechts  in 
jut naturale,  gentium  et  civile  wurde  vom  Verfasser  zum  ersten  Mal  veröffentlicht 
in  seinem  1819  ersclüenenen  Büchlein  : Begründung  des  Rechts  auf  eine  Vernunftidee. 
Von  Wcnck  in  seiner  Oratio  gebilligt,  blieb  sie  unbeachtet,  obwohl  der  Vcrf. 
sie  noch  zweimal  in  seinen  Lehrbüchern  der  Rechtsphilosophie  1830  und  1839 
dariegle  und  zu  begründen  suehle.  Seitdem  hat  v.  Savigny,  System  1.  S.  413 
in  einer  eigenen  kleinen  Abhandlung  diese  Einlheilung  auf  eine  in  der  Haupt- 
sache mit  der  des  Verfassers  übereinstimmenden  Weise  erklärt,  und  mit  grosser 
Sorgfalt  zn  beweisen  gesucht,  dass  sie  keine  practisehe,  von  allen  römischen 
Juristen  getheilte,  sondern  nur  eine  theoretische,  ja  nur  eine  subjective,  von 
zwei  Rcchtsgelehrtcn  gelheilte  Ansicht  U 1 p i a n’s  gewesen  »ei. 

4)  Faicb,  Juristische  Eseyclopädic  §.  58  ff. 
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von  den  übrigen  Vorschriften  dieser  Religion  dadurch,  dass  sie  den  Cha- 
rakler  von  Rechtsnormen  haben.  Viele  Völker  der  Erde  haben  ein  sol- 
ches Recht  anerkannt,  z.  B.  die  Juden,  die  ganze  Christenheit  im 
Mittelalter  und  verschiedene  Nationen  des  Orients,  bei  welchen  noch 
jetzt  das  Recht  eng  mit  der  Religion  verbunden  ist.  Diese  Rechtsnormen 
werden  desshalb  für  Rindend  und  zwar  für  die  heiligsten  geholten,  weil  sic 
von  Gott  selbst,  dessen  'Willen  als  dem  höchsten  aller  unbedingt  zu  ge- 
horchen ist,  snnetionirt  sind.  Allein  wie  sehr  es  auf  den  ersten  Anblick 
den  Anschein  hat,  dass  in  diesem  Willen  der  Grund  der  Geltung  geoffen- 
harter  Religionsvorschriflen  als  Rechtsnormen  liege,  so  ist  diess  doch  nicht 
der  Fall,  denn  sie  erhalten  ihre  bindende  Kraft  doch  nur  durch  die  Macht 
der  Volksüberzeugung,  und  zwar  nicht  blos  als  Rechtsnormen  überhaupt, 
sondern  auch  als  Regeln  eines  göttlichen  Rechts.  Keine  Offenbarung  hat 
unter  den  Mensehen  Geltung  ohne  den  Glauben  an  ihre  Wahrheit.  Durch 
dessen  Verbreitung.  Befestigung  und  eine  ihm  gemüsse  Befolgung  der  in 
ihr  enthaltenen  Vorschriften  wird  der  Glaube  Vo lks religion,  welche  aber, 
um  als  solche  zum  Dasein  zu  gelangen,  der  Ueberzeugung  des  Volkes  be- 
darf. Allein  dadurch  werden  die  religiösen  Vorschriften  noch  keine  Rechts- 
normen, sondern  erst  durch  die  hinzukommende  weitere  Volksüberzeugung 
oder  Volksansicht,  dass  dieselben  auch  die  bindende  Kraft  von  äusserlich 
erzwingbaren  Reehlssalzungcn  haben  müssten,  oder  dadurch,  dass  densel- 
ben durch  eigentliche,  von  der  Staatsgewalt  ausgehende,  Gesetze  diese 
Kraft  erlheill  wird.  Dies  könnte  jedoch  geschehen,  ohne  dass  sie  für  gött- 
liches Recht  gehalten  würden,  sondern  aus  andern,  z.  B.  aus  Nützlich- 
keitsgründen: es  ist  daher  nöthig,  damit  den  Glaubenssalzungen  dieser 
Charakter  zukomme,  dass  sie  desshalb  als  Rechtsnormen  anerkannt  oder 
sanctionirl  worden  sind,  weil  die  Ueberzeugung  des  sic  anerkennenden 
Volkes  oder  des  Gesetzgebers  die  war,  Gott  selbst  habe  sie  als  Rechts- 
satzungen den  Menschen  geoffenbart.  Mil  dem  Wegfallen  dieser  letzten 
Annahme  verlieren  sic  ihren  Charakter  als  göttliches  Recht,  und  dadurch, 
dass  alle  Bestimmungen  derselben  lediglich  nur  noch  als  moralische  Vorschrif- 
ten der  Gcwissensbefolgung  eines  Jeden  überlassen  werden,  hören  sie  ganz 
und  gar  auf,  Rechtsvorschriften  zu  sein:  dessgleichen  mit  dem  Verschwin- 
den der  positiven  Religion,  auf  deren  Boden  sie  wurzeln,  es  sei  denn,  dass 
sie  aus  anderen  Gründen  als  Rechtsnormen  beibehalten  werden.  Ha- 
ben sic  aber  ihren  Charakter  als  Rechtsnonnen  verloren,  so  können  die 
Anhänger  dieses  Glaubens  sich  auf  dieselben  als  solche  eben  so  wenig  be- 
rufen, sollten  sie  auch  ihrer  subjecliven  Ueberzeugung  nach  sic  für  Rechts- 
regcln  halten,  als  die  Philosophen  oder  politischen  Parteien  auf  das,  was 
ihren  Thcorieen  und  Ansichten  gemäss  für  Recht  gehalten  wird,  es  zu  thun 
berechtigt  sind.  Es  ergiebt  sich  hieraus  ein  wichtiges  Princip  für  die  Be- 
handlung der  kirchlichen  Rechtsfragen:  es  sind  diese  nicht  nach  den  blos- 
sen Grundanschauungen  auch  einer  anerkannten  Religion  zu  entscheiden, 
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sondern  nach  den  im  Staate  wirklich  geltenden  Rechtsnormen,  und  nur 
dann  nach  jenen,  wenn  ihren  Vorschriften  im  Staate  auch  die  Geltung  von 
Rechtsnormen  zu  Theil  geworden  ist,  wass  indessen  indirect  geschehen 
kann,  z.  B.  durch  die  staatliche  Anerkennung  einer  Kirche  und  ihrer  Ver- 
fassung, in  Folge  welcher  Anerkennung  z.  B.  den  kirchlichen  Oberen  dieje- 
nigen Rechte  zuzugeslehen  sind,  welche  sie  verfassungsmässig  haben  müs- 
sen, so  wie  die  Ausübung  der  religiösen  Handlungen,  die  durch  den  aner- 
kannten Cultus  vorgeschrieben  sind  u.  dgl.  Doch  kann  dieses  alles  unter 
Beschränkungen  geschehen,  welche  aber  die  rechtlich  zukommenden  Be- 
fugnisse der  Religionsgenossen  und  ihrer  Oberen  nicht  zerstören  oder  illu- 
sorisch machen  dürfen  ’)•  Die  Gegensätze  zwischen  den  religiösen  Vor- 
schriften und  dem  in  einem  Lande  geltenden  Rechte  können  allerdings 
Conflicle  zwischen  Staat  und  Kirche  erzeugen,  allein,  in  wie  weit  dieselben 
auf  dein  Rechlsgcbiele  Vorkommen,  sind  sie  nur  dem  letzten  gemäss  zu 
behandeln1 2 3);  doch  kann  das  allgemeine  Wohl  es  verlangen,  dass  die  re- 
ligiöse und  bürgerliche  Gesetzgebung  (wenigstens  soviel  wie  möglich)  aus- 
geglichen werden.  Durch  ein  solches  Verslündniss  wird  das  Ansehen  des 
Staates  oder  des  Rechts  nicht  gemindert  (im  Gegentheil  oft  erhöht),  sowie 
auch  dann  nicht,  wenn  der  Staat  manche  Lebens  Verhältnisse,  worüber  re- 
ligiöse Vorschriften  bestehen,  auch  in  rechtlicher  Beziehung  auf  eine  die- 
ser gemässen  Weise  regulirt  haben  will,  oder  wenn  er  deren  Normirung 
der  kirchlichen  Gewalt  überlässt,  z.  B.  die  Formen  der  Ehe,  der  Eideslei- 
stung u.  dgl.,  selbst  wenn  im  Lande  mehrere  Confessionen  und  ausserdem 
noch  geduldete  Religionssecten  neben  einander  bestehen.  Er  erkennt  da- 
durch die  verschiedenen  Religionsvorschriften  hierüber  nicht  als  göttliches 
Recht  an,  sondern  erlaubt  nur  jeder  Confession,  dieselben  für  solches  zu 
halten  und  unter  seinem  Schulze  sie  zu  befolgen. 

Einheimisches  und  recipirtes  Recht.  s) 

39.  Die  Eintheilung  der  Rechtsnormen  in  einheimische  und  recipirte 


1)  Wenn  die  kirchlichen  Behörden  einer  Confession  zur  Wahrung  ihrer  Ansprüche 

sich  auf  das  göttliche  Recht  berufen,  so  kann  dies  nicht  mit  Erfolg  geschehen, 
wenn  ihre  Religionsvorschriften  im  Staate  als  Rechtssatzungen  keine  Geltung 
haben:  dagegen  können  sic  ihre  Rechte  immer  mit  Erfolg  auf  die  Anerkennung 
ihrer  Kirche  durch  den  Staat  stützen,  wenn  sic  nachzuweisen  im  Stande  sind, 
dass  die  Zuständigkeit  solcher  Ansprüche  mit  logischer  Nothwendigkcit  sich  aus 
jener  Anerkennung  ergiebt.  • 

2)  Es  wird  daun  nichts  helfen,  zu  sagen  : „man  müsse  Gott  mehr  gehorchen,  als 
den  Menschen“;  denn  wer  seinen  Religionsansichten  gemäss  Handlungen  vor- 
nimmt, die  das  Recht  des  Staates  bestraft,  muss  sich  von  Recht»  wegen  die 
Strafe  gefallen  lassen. 

3)  Diese  Eintheilung  wird  beleuchtet  bciFalck,  Encyclop.  §.17.  Mühle nhruch, 
Lehrbuch  der  Pandecten  §.  69.  Thöl,  a.  a.  0.  §.  66. 
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ist  von  geringerer  practisclier  Bedeutung,  als  sie  früher  gehalten  wurde1 2 3 4). 
Sie  bezieht  sich  zunächst  nur  auf  den  verschiedenen  Ursprung  derselben. 
Es  kann  nämlich  das  Recht  entweder  auf  dem  nationellen  Boden  gewach- 
sen, also  ein  Product  der  eigenen  Thätigkeit  eines  Volkes,  also  durch  va- 
terländische Hechtsgewohnheilen  oder  einheimische  Gesetze  erzeugt, 
oder  von  einem  andern  Volke  entlehnt  sein.  Was  nun  die  Kraft  des  Rech- 
tes betrifft,  so  ist  an  und  für  sich  der  Ursprung  oder  die  Abstammung  sei- 
ner Normen  gleichgültig:  doch  kann  das  Verhältniss  des  einen  zum  andern 
ein  sehr  verschiedenes  sein.  Beide  können  a)  zur  vollständigen  Einheit 
verschmolzen  sein,  so  dass  die  Landesgesetzgebung  aus  fremden  und  ein- 
heimischen Elementen  gebildet  ist,  ohne  dass,  was  ihre  Anwendung  be- 
trifft, ein  principieller  Gegensatz  zwischen  ihnen  besteht* ),  (wie  diese  z.B. 
im  französischen  Civilrechte  der  Fall  ist,  das  theilwcise  aus  römischen, 
germanischen,  canonischen  Rechtsansichten  besteht,  die  mit  den  französisch- 
nationalen und  neueren  rationellen  Rcchlssälzen  zur  vollständigen  Einheit 
organisch  verbunden  sind.)  Es  kann  aber  auch  das  Verhältniss  des  reci- 
pirten  Rechts  zum  einheimischen  so  gestaltet  sein,  dass  b)  jenes  das  all- 
gemeine wird  und  die  Institute  des  letzten  nur  particularrechtlich  gelten*), 
wie  in  Deutschland  und  in  vielen  andern  europäischen  Ländern  geschah,  wo 
das  römische  Recht  das  jus  commune  wurde;  oder  es  kann  c)  umgekehrt 
der  Fall  einlreten,  wie  bei  den  Römern,  die  nur  wenig  fremdes  Recht,  z.B. 
das  Seerecht  der  Insel  Rhodus,  recipirt  hatten.  Oft  ist  das  Verhältniss 
des  fremden  und  einheimischen  Rechts  so  bestimmt,  dass  jenes  nur  eine 
subsidiäre  Rechtsquelle  des  Landes  sein  oder  nur  als  Recht  der  Wissenschaft 
gellen  soll.*).  Die  Reception  eines  fremden  Rechts  kann  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung  erfolgen  oder  dem  der  Gewohnheit,  ja  sie  kann  auch 


1)  Mühlenbruch  hat  diese  Einlheilung  der  ganzen  Anordnung  seiner  juristischen 
Encyclopidie  (Rostock  und  Leipzig  1847)  zn  Grand  gelegt,  indem  er  zuerst  von 
den  fremden  recipirten  Rechten  — SS-  32  — 168,  und  dann  §S-  169  — 253  von 
dem  einheimischen  deutschen  Rechte  handelt. 

2)  Es  ist  indessen  bei  der  Beleuchtung  jedes  Rechtsinstitutes  sein  Ursprung  immer 
im  Auge  zu  behalten  und  jedes  in  dem  ihm  eigcnlhiimlichen  Geiste  historisch 
aufzufnssen. 

3)  Das  einheimische  Recht  geht  in  Deutschland  dem  römischen  vor,  jedoch  lediglich, 
weil  in  Wo  jure  generi  per  tpeeiem  derogntur.  Wer  sich  daher  auf  einen 
deutsch  rechtlichen  Grundsatz  beruft  muss  naehweisen,  dass  er  gelte  und  desshaib 
dem  römischen  Rechte  derogire. 

Wer  sich  auf  Grundsätze  des  letzten  beruft,  braucht  diess  nicht  zu  thun:  er  hat, 
wie  man  zn  sagen  pflegt:  fundalnm  pro  ec  jurit  inieiilionem.  Mackeldey 
Lehrbuch  des  heutigen  römischen  Rechts  g.  65. 

4)  So  ist  z.  B.  das  römische  Recht  jetzt  in  Frankreich  nur  ein  subsidillres  Recht 
der  Wissenschaft. 
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durch  die  Auclorität  der  Rechtsgelehrlen  erfolgen ; doch  wird  im  letzten 
Falle  die  Reception  erst  als  vollendet  angesehen  werden  können,  wenn  die 
Anwendung  so  conslant  geworden,  dass  das  fremde  Recht  die  Krall  eines 
Gewohnheitsrechts  erlangte;  um  so  mehr  also,  wenn  eine  Bestätigung  des 
Gesetzgebers  hinzukam. 


V.  Capilel. 

Von  den  ReehtsrerhMtiiissen  mul  den  Rechten.  ') 

Begriffe  von  Rechtszustand,  Rechtsordnung  u.  s.  w. 

40.  Das  durch  Rechtsnormen  regulirte  Gesummt-  und  Gemeinleben  ei- 
nes Volkes  bildet  den  Rcchtszu stand  desselben;  dessen  Organismus 
ist  die  Rechtsordnung  und  ein  bestimmtes,  durch  Rechtsnormen  ge- 
ordnetes sociales  Verhältniss  ein  Rech  tsverhällniss.  Den  Typus  der 
rechtlichen  Gestaltung  eines  solchen  Verhältnisses  nennt  man  ein  Rechts- 
institut. Die  Rechtsordnung  besteht  aus  einer  Menge  organisch  geglie- 
derter und  mit  einander  zusammenhängender  Rechtsinstitute , welche,  in 
wde  weit  die  Rechtsordnung  im  Staate  ist,  den  Rechtsorganismus  des  Staa- 
tes ausmachen.  Die  ganze  Sphäre  des  durch  die  Rechtsnormen  regulirten 
Gemeinlebens  bildet  das  Rechtsgebiet:  welches  nothwendig  auf  die  Be- 
rührungen der  Menschen  in  der  Aussenweit  beschränkt  werden  muss,  d.  h. 
auf  diejenigen,  die  durch  äussere  Thatsachen  z.  B.  durch  Handlungen  be- 
wirkt werden.  Blose  Gedanken,  Ansichten,  Glaubensmeinungen  und  Ge- 
fühle fallen  demnach  nicht  in  dasselbe.  Daher  der  alle,  schon  im  römischen 
Recht  vorkommende  Satz:  Cogitationis  poenam  nemo patitur;  ein  Satz,  den 
man  übrigens  Jahrhunderte  lang  in  den  christlichen  Staaten,  so  lange  man 
die  Ketzerei  bestrafte,  missachtet  hat,  indem  man  nicht  bloss  die  Aeusse- 
rung  ketzerischer  Religionsansichten , sondern  schon  das  Vorhandensein 
derselben  für  strafbar  erklärte.  Aber  selbst  nicht  alle  äusseren  socialen 
Verhältnisse  sind  geeignet,  der  Herrschaft  der  Rechtsnormen  unterstellt  zu 
werden,  z.  B nicht  blosse  Gefühlsverbindungen  der  Liebe,  der  Freundschaft, 
der  Grossmuth  u.  s.  w. , sondern  nur  diejenigen , welche  auf  die  Freiheits- 
sphären der  Menschen  einen  ändernden  Einfluss  haben,  und  daher  diejeni- 
gen Handlungen,  die  ihren  Willen  zu  binden  bestimmt  oder  geeignet  sind. 
Aber  auch  zufällige  Ereignisse  sind  oll  Thalsachen,  die  der  Herrschaft  der 
Rechtsnormen  anheimfallen  und  rechtliche  Wirkungen  erzeugen,  z.  B.  Ge- 
burt oder  der  Tod  einer  Person,  Unglückslälle  n.  dgl. 


1)  Savlgny,  System  1.  $ 4.  9.  52  ff.  Stahl,  Rechtsphilosophie  II.  f.  S.  218  ff. 
Puchta,  Curctis  der  Institutionen  B.  I.  S.  50  ff.  I.  S.  Thäl  a.  a.  0 $.  41, 
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Hauptseiten  der  Rechtsverhältnisse  und  ihre  Momente. 

41.  Sehr  glücklich  hat  inan  dasRechlsverhüllniss  defmirt  als  eine  Bezie- 
hung von  Person  zu  Person  bestimmt  oder  vermittelt  durch  eine  Rechtsnorm  1 2 3 ). 
Es  bietet  demnach  jedes  Rechtsverhältniss  zwei  Hauptseiten  dar  *) , eine 
faclische,  die  zu  reguliren,  und  eine  rechtliche,  welche  in  der  Regu- 
lirung selbst  besteht.  Jede  dieser  Seilen  verdient  eine  nähere  Beschauung. 

A.  Von  der  factischen  Seite*)  beschaut  stellt  sich  das  Rcchtsverhiilt- 
niss  als  eine  Beziehung  von  Personen  zu  einander  dar,  oder  als  ein  Ver- 
hüllniss  von  Wille  zu  Wille.  Es  wird  dadurch  erzeugt,  dass  diese  Willenthalsäch- 
lich  aut  einen  Gegenstand  gerichtet  sind,  rücksichllich  dessen  unter  den 
Willenssubjccten  die  Frage  entsteht,  ob  derselbe  unter  die  Herrschaft  des 
einen  oder  des  andern  zu  gehören  habe.  Nach  der  Verschiedenheit  der 
Beantwortung  dieser  Frage,  also  nach  der  verschiedenen  Beurlheilung  der 
Eigenlhiimlichkeiten  in  der  Stellung  eines  jeden  oder  des  Gegenstandes 
selbst  oder  der  Thatsachen,  wodurch  sie  factisch  in  diese  Stellung  gekommen 
sind,  wird  die  Lösung  der  Frage  entweder  in  einer  Ausgleichung  bestehen, 
oder  dem  einen  von  beiden  die  Herrschaft  über  die  Sache  zuerkennen,  also 
festsetzen,  dass  sie  ganz  oder  theilweise  zur  Willenssphäre  des  einen  oder 
des  andern  gehöre.  Aber  gerade  diess  soll  im  rechtlichen  Zustand  nicht 
durch  die  Eigenmacht  des  einen  oder  des  andern  geschehen,  sondern  durch 
die  Rechtsnormen.  Diese  Rechtsnormen  werden  sich  aber  nothwendig  auf 
die  Bestandteile  des  factischen  Verhältnisses  von  Person  zu  Person  be- 
ziehen, oder  mit  Rücksicht  auf  dieselben  sanclionirl  sein.  Es  sind  daher 
die  notwendigen  Bestandteile  oder  (wie  man  sie  auch  nennen  kann)  Mo- 
mente eines  solchen  Verhältnisses  hervorzuheben.  Man  kann  deren  drei 
unterscheiden:  das  oder  die  bei  dem  Verhältnisse  beteiligten  Subjccte 


1)  So  bezeichnet  Savigny  das  Rechtsverhältniss,  dessen  Wesen  er  auf  das  Klarste 
entwickelt  im  §.  53  des  B.  I.  seines  Systems. 

Sehr  gut  beleuchten  dasselbe  auch  Stahl,  Rechtsphilosophie  11.  1.  S.  231  ff. 
und  Puchta,  Cursus  der  Institutionen  I.  S.  50  (T. 

Wenn  Thöl,  Einleitung  §.41  sagt:  es  entsprechen  jedem  Kechtssatz  ein 
Thatbestand,  so  erkennt  auch  er  die  beiden  Elemente  des  Rechtsverhältnisses 
damit  an. 

2)  Diess  sagt  auch  v.  Savigny  a.  a.  0.  S.  330,  doch  geht  er  in  eine  nahoreBc- 
lcuchtung  derselben,  eine  Feststellung  ihrer  Momente  nicht  ein;  ebenso  Stahl 
und  Puchta. 

3)  Savigny  nennt  sie  den  Stoff  oder  das  materielle  Element  dos  Rechtsverhältnis- 
ses und  die  es  bestimmenden  Rechtsregeln  das  formelle  Element  desselben. 

Diess  ist  unserer  oben  §.  20  entwickelten  Lehre  von  den  3 Grundsätzen  alles 
Rechts  gemäss  Weit  alles  Recht  eine  faclische  Grundlage  hat,  muss  eine  solche 
in  jedem  Rechtsverhältniss  sich  wieder  finden. 
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das  Object1 2),  worauf  die  Willensthäligkeit  derselben  gerichtet  ist,  die 
Thatsachc  oder  die  Thatsnchen  (facta),  durch  welche  das  auf  das  Ob- 
ject bezügliche  Verhüllniss  der  Subjecle  entstanden  ist.  Diese  werden  ent- 
weder in  einem  reinen  Willensact  (einer  positiven  oder  negativen  Handlung)  der 
ersten  bestehen,  oder  in  einem  Ereignisse,  welches  indessen  oft  erst  durch 
das  Hinzukommen  eines  Willensactes  das  Verhüllniss  zu  einer  rechtlich 
wirksamen  Thatsache  machte.  In  wie  ferne  nun  in  dem  Rechtsverhältnisse 
eine  äusserlich  hervorgetretene  Willensthäligkeit  der  Betheiliglen  — also 
eine  Handlung  Statt  hat,  kann  man  in  demselben  Rechtsverhältnisse  Per- 
sonen*), Sachen  und  Handlungen  (jedenfalls  Thatsachen)  unter- 
scheiden; uud  zwar  werden  die  drei  Momente  stets  concretcr  Art 
also  auf  eine  besondere  Weise  gestaltet  sein.  Die  Personen  können 
sich  von  einander  unterscheiden  nach  dem  Geschlecht,  nach  dem  Alter  und 
ihrer  socialen  Stellung;  die  Sachen  werden  körperliche  oder  unkörperliche 
sein,  können  möglicherweise  in  einem  Anspruch  auf  die  Vornahme  von  Hand- 
lungen von  Seilen  des  andern  Theils  der  bei  dem  Verhältnisse  Betheiligten 
bestehen.  Was  die  Handlungen  und  andere  Thatsachen  betrifft,  so  giebt 
es  deren  eine  unendliche  Zahl  von  einander  verschiedener,  die  indessen  auf  Gat- 
tungen und  Arten  zuriiekgeführt  werden  können.  Jede  wesentliche  Ver- 
schiedenheit rücksichllich  der  drei  Momente  wird  für  die  festzusetzende 
rechtliche  Normirung  des  Verhältnisses  mehr  oder  weniger  maassge- 
bend sein. 

B.  Durch  die  Feststellung  der  Bestandteile  der  faclischcn  Seile  des 
Rechtsverhältnisses  sind  auch  die  seiner  rechtlichen,  also  auch  die  des 
dasselbe  normirenden  Rechtsinstiluts  gegeben.  Die  Rechtsregcln , welche 
die  faclisch  in  demselben  vorhandene  Beziehung  von  Person  zu  Person 
juristisch  zu  bestimmen  haben,  müssen  sich  auf  PeYsoncn,  Sachen 
und  Facta,  und  vor  Allem  auf  Handlungen  beziehen3),  und  da  sie 
die  rechtliche  Seite  des  faclischcn  socialen  Verhältnisses  fest  zu  stellen 
haben,  müssen  sie  aussprechen:  ob  und  in  welchem  Umfange  den  Subjee- 
len  überhaupt  Rechtsfähigkeit  zukomme  und  wie  weit  sich  die  Willens- 
hcrrschaft  des  einen  bei  dem  Verhältnisse  Betheiliglen  dem  oder  den  an- 
dern gegenüber  erstrecke.  Sie  haben  die  Gränzen  der  gegenseitigen  Willen 
als  äusserer  Freiheitssphären  zu  fixiren,  welche  dadurch  zu  Rechtssphären 


1)  Auch  Thül  S.  929  giebt  eine  jedoch  nicht  dialcctisch  angestclllc  Analyse  der 
Elemente  des  faclischcn  (Thalbeslandcs)  im  Rechtsverhältnis*. 

2)  Wir  nehmen  hier  diess  Wort  nicht  im  juristischen,  sondern  im  natürlichen  Sinn, 
so  dass  wir  zunächst  die  Person  noch  nicht  als  Rcchtssubject  auflassen.  Sie 
erhält  erst  durch  das  Recht  diese  Eigenschaft. 

3)  Es  ergiebl  sich  aus  tUcser  Darlegung,  dass  der  Grundgedanke  des  römischen  In- 
stitutioncnsvslems  eine  richtige  Basis  hat. 
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werden,  innerhalb  welcher  jeder  vollkommen  unabhängig  ist,  während  dem 
Willen  des  andern  die  Nolhwendigkeit  auleriegt  wird,  diese  Unabhängigkeit 
unverletzt  zu  achten.  Es  erscheint  jeder  als  Rechtssubjecl  oder  Person 
lm  juristischen  Sinne  des  Worts. 

Die  weitere  Frage  ist  dann  die:  ob  der  Gegenstand  (die  Sache),  riick- 
sichtlich  welcher  eine  gegenseitige  Berührung  des  Willens  der  Personen 
Statt  hat,  überhaupt  Gegenstand  einer  Berechtigung  sein  könne,  ob  die 
Thalsachen  für  die  rechtliche  Gestaltung  des  Verhältnisses  belangreich  sind, 
und  ob  in  Folge  der  bcsondcm  Thalsachen,  die  das  Vcrhältniss  erzeugten, 
die  Sache  zu  der  Rechtssphäre  des  einen  oder  des  andern  gehöre,  ob  also 
jener  oder  dieser  sie  als  seiner  Herrschaft  rechtlich  unterworfene  an- 
zusprechen befugt  sei  oder  nicht?  Diess  wird  theiis  durch  die  seiner  Per- 
son anhängenden  Eigenschaften,  theiis  die  der  Sachen  selbst,  theiis  durch 
die  Eigentümlichkeit  der  Thalsachen,  welche  das  Vcrhältniss  herbeiführten, 
bedingt  sein. 

Da  der  Zweck  der  ganzen  rechtlichen  Normirung  aber,  wie  schon  ge- 
sagt, der  ist,  den  Umfang  der  dem  Subjcct  zuslehenden  Willensmachl  za 
bestimmen,  so  begreift  man  leicht,  dass  dieses  in  jedem  Rechlsverhältniss 
das  erste  ist*),  indem  ja  das  Resultat  der  ganzen  Normirung  dartn  beste- 
hen soll,  die  Beziehung  von  Willen  zu  Willen,  deren  Träger  die  Personen 
sind,  rechtlich  festzusetzen. 

Ilauplarten  der  Rechtsverhältnisse.  *) 

42.  Aus  der  Gesammtgestallung  des  socialen  Lebens  der  Menschen, 
wonach  diese  als  Völkergruppen  in  abgesonderten  Staaten  geeinigt  sind, 
ergeben  sich  drei  Hauptarten  von  Rechtsverhältnissen:  die  der  einzel- 
nen im  Staate  Lebenden,  Privatverhältnisse;  die  zwischen  den  Einzel- 
nen und  der  Gesammlheit  des  im  Staate  vereinten  Volkes  stattlindenden, 
des  öffentlichen  Lebens  in  diesem,  und  die  zwischen  mehreren  neben 
einander  bestehenden  selbstständigen  Völkern  oderSlaaten  vorkommenden  Völ- 
kerverhältnisse. Nach  der  Verschiedenheit  dieser  Verhältnisse  sind  die 
Rechtsregeln  entweder  privatrechlliche,  oder  öffentlich  rechtliche  im  Staate 
(staatsrechtliche  im  weitesten  Sinne  des  Wortes),  und  völkerrecht- 
liche. Dadurch  sind  die  drei  Hauplthcile  der  Rechtswissenschaft  gege- 
ben: das  Privatrecht,  das  innere  öffentliche  oder  Staatsrecht 
(diess  Wort  in  jenem  weitesten  Sinne  genommen)  und  das  internatio- 
nale oder  Völkerrecht,  welches  letzte  auch  wohl  in  Beziehung  auf 


1)  Daher  heissl  p*  in  $.  12.  J.  1.  2.:  Et  priui  de  pereonii  videamut,  n am  pu- 
rum eit,  jut  tione,  li  penoune,  juurum  eauia  constitutum  eit,  igno- 
rnntur. 

1)  v.  Savigny,  System  1.  §.  54  ff.  Puchta  a.  a.  O.  Stahl  S.  234. 
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einen  einzelnen  bestimmten  Staat  dessen  äusseres  ölTenlliches 
Recht  genannt  wird  *). 

In  jeder  dieser  Hauptklnssen  von  Rechtsverhältnissen  lassen  sich  wie- 
der Unterarten  unterscheiden,  doch  werden  besonders  die  des  Privatrechts 
ausgezeichnet.  — Da  das  menschliche  Privatleben  vor  allem  in  dem  durch 
die  öconomische  Thätigkeit  der  Menschen  erzeugten  Besitz  und  Verkehr, 
welche  die  Grundlagen  der  Vermögensverhältnisse  bilden,  und  in  den 
durch  das  Familienleben  gebildeten  Famil  ien  verhält  n i s s e n besteht,  so 
zerfallt  das  Privalrecht  in  das  Vermögens-  und  das  Familienrecht ; jenes  enthält 
Normen  überdie  auf  dem  Besitz  ruhenden  sog.  dinglichen,  über  die  durch 
den  Verkehr  erzeugten  Schuldverhältnisse  und  die  durch  diese  begrün- 
deten Forderungsrechte,  so  wie  über  den  durch  Todesfälle  veranlasslen  Ueber- 
gang  beider  auf  andere  als  Erben.  Eine  gemeinsame  Voraussetzung  aller 
dieser  Rechte  ist  die  Rechtsfähigkeit  der  Personen,  welche  durch  die  den 
Stand  und  die  StandesreclUe  derselben  feststehenden  Rechtsregeln  fi- 
xirt  wird. 

Diese  Verhältnisse  bilden  daher  die  Grundlage  des  Systems  des  Pri- 
valrechts,  welches  im  zweiten  Theile  dieses  Werkes  dargeslellt  werden 
wird*).  Die  Hauptarten  der  staats-  und  völkerrechtlichen  Verhältnisse 


1)  Die  Bcncnnnungen  „Kusse res  und  inneres  öffentliches  Recht  (droit  fü- 
hlte interne  et  erlerne)  sind  hesonders  bei  den  Franzosen  gebräuchlich,  sowie 
liir  das  letzte  der  Ansdruck:  droit  international. 

2)  Uebcr  dieses  System,  und  die  Frage,  ob  es  auf  die  Verschiedenheit  der  Rechtsverhält- 
nisse oder  die  der  Rechte  zu  stützen  sei,  hat  wischen  P u c h t a und  Stahl  ein  gelehr 
tcr  Streit  statlgchabt,  in  welchem  der  letztere,  auf  dessen  Seite  auch  v.  Savigny 
stellt,  richtiger  sah,  als  der  erste,  wie  man  aus  einer  Stelle  S.  237  — 39  seiner 
Rechtsphilosophie  B.  I.  Ablh.  1.  sich  leicht  überzeugen  wird. 

Puchta's  Ansicht  steht  jedoch  der  S t a li  1 1 sehen,  mit  welcher  die  in  unse- 
rem Texte  enthaltene  im  Wesentlichen  flbereinstimmt , viel  naher,  als  er 
selbst  glaubte.  Denn  wenn  er  gleich  S.  54  das  System  des  Rechts  auf  die  Rechte 
stützen  will,  die  sich  aus  den  Hauptthcilon  der  Persönlichkeit  des  Menschen  er- 
geben und  er  diesen  beschaut 

1)  als  Einzelnen, 

2)  als  Mitglied  einer  organischen  Verbindung, 

a)  der  Familie, 

b)  des  Volks, 

c)  der  Kirche, 

so  wird  man  doch  sagen  müssen,  dass  dem  Menschen  diese  Rechte  nur  dcsshalb 
zukommen,  weil  er  in  den,  auf  dieser  vierfachen  Basis  ruhenden  Rechtsvarhall- 
nissen steht:  diese  bilden  also  selbst  nach  Puchta  die  faetische  Grundlage  des 
ganzen  Systems  der  Rechtsgrundsatze ; nur  wird  man  den  oben  angegebenen  Auf- 
riss dieses  Schriftstellers  weder  für  erschöpfend,  noch  in  dialcclischer  Beziehung 
für  befriedigend  erklären  können. 
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werden  bei  der  Beleuchtung  dieser  Zweige  der  Rechtswissenschaft  ange- 
geben werden. 

Die  ganze  Rechtsordnung  besteht  nach  diesem  allem  aus  Instituten 
des  Privat-,  des  Staats-  und  des  Völkerrechts.  Den  sie  normirenden  Rechts- 
normen ist  das  gesammte  Rechtsgebiet  unterworfen,  welches  demnach 
gleichfalls  in  drei  Hauplgcbicle  zerfällt. 

Hau|itarlcn  der  Rechte. 

■13.  Mit  den  Hnuplarlcn  der  Rechtsverhältnisse  sind  auch  die  der 
Rechte  gegeben.  1 ) 

Sie  sind  entweder  Rechte,  die  einem  Staat  gegen  einen  andern  zttsle- 
hen,  oder  Rechte  der  Staatsgewalt  gegen  die  Einzelnen  und  umgekehrt, 
oder  endlich  Rechte  der  Einzelnen  gegen  einander.  Diese  Rechte  sind  in 
mehrfachen  Beziehungen  von  einander  verschieden,  insbesondere  was  den 
Grund  und  die  Art  ihres  Schutzes  durch  den  Zwang  betrifft.  Nur  den  letz- 
ten wird  in  dem  jetzt  bestehenden  allgemeinen  Rechtszustand  eine  voll- 
ständige Gewährleistung  durch  die  richterliche  Gewalt  zu  Theil,  geringer 
ist  die  der  zweiten  Art  und  sehr  unsicher  ist  das  letzte  Schutzmittel  der 
Völkerrechte  durch  den  Krieg.  Ein  Hauplunterschied  zwischen  den  Pri- 
vatrcchlen,  auch  bürgerliche  Rechte  genannt,  und  den  öffentli- 
chen1), besteht  darin:  dass  die  ersten,  einmal  erworben,  ihren  Eigentümern 
nur  aus  «len  durch  die  Rechtsnormen  besonders  bestimmten  Gründen  ver- 
loren gehen  können;  während  die  öffentlichen  mit  dem  sic  schaffenden 
Gesetze  entstehen,  und  mit  dessen  Ausserkrafllrelen  anfliören.  Sie  gehen 
namentlich  nicht  in  das  Vermögen  der  mit  ihnen  bekleideten  Personen 
über,  sondern  hängen,  was  ihre  Zuständigkeit  betrifft,  ganz  von  dem  Wil- 
len der  souveränen  Gewalt  im  Staate  ab.  Die  öffentlichen  Rechte  sind 
auch  nicht,  wie  in  der  Regel  die  dem  Willen  der  Einzelnen  ganz  anheim 
gegebenen  Privatrechte,  der  unbcschränklen  Disposition  der  Berechtigten 
unterworfen,  können  von  diesen  auf  andere  nicht  übertragen  werden  und 
müssen  oft,  so  lange  sie  zuständig  sind,  von  ihnen  ausgeübt  werden, 
indem  sic  in  der  Regel  nicht  reine  Befugnisse,  sondern  zugleich  auch  vom 
Staate  auferlcgtc  Verpflichtungen  sind.  Diess  Alles  hat  darin  seinen  Grund, 
dass  sie  nicht,  wie  die  Privalrcchle,  nur  zum  Schutze  der  Privatinlcressen 
dienen,  sondern  im  Interesse  des  Ganzen,  d.  h.  der  Staatsordnung  selbst 


Ausführlich  und  auf  die  ihm  eigene  geislvolle  Weise  setzt  v.  Savigny  das 
Gesammtsyslem  der  Privatverhiillnisse  und  der  Rechtsnormen  über  dieselben  aus- 
einander in  SJj.  54 — 57. 

1)  Dies  ist  klar  gezeigt  durch  Stahl  in  der  angeführten  Note  gegen  Puchta. 

2)  Sehr  scliützcnswerthe  Aulhellungen  über  die  Natur  der  öffentlichen  Rechte  gicld 
Gerber  in  einer  eigenen  Schrift:  Ucber  öffentliche  Rechte.  Tüb.  1852. 
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geschaffen  sind  und  daher  nur  für  dieses  ansznübende  Berechtigungen  ent- 
halten. Diesen  Charakter  haben  sowohl  die  Kochte  des  Souveräns  als  die 
der. Beamten  und  der  Staatsbürger  1 2 ).  Doch  ist  der  Gegensatz  der  staats- 
und  der  privalreehllichen  Verhältnisse  nicht  so  gross,  dass  nicht  auf  jene 
zuweilen  Grundsätze  des  Privalrechles  und  bei  diesen  des  öffentlichen 
Hechtes  Anwendung  ünden.  Die  Privatrechte  zerfallen  nach  der  im  §.  12 
angegebenen  Verschiedenheit  der  Privatreehlsverhällnisse  in  Standes-,  Fa- 
milien- und  Vermögensrechte,  und  diese  in  dingliche,  in  Forderungsrechte 
und  das  Erbrecht.  Doch  lassen  sich  die  zum  Schutze  derselben  gestatte- 
ten Rechtsmittel  noch  als  eine  weitere  Klasse  von  Privatrechten  auffassen, 
weil,  wenn  die  Verletzung  oder  Vorenlhallung  eines  Privatrechls  slallge- 
funden  hat , tler  Verletzte  die  nun  ihm  zuständig  gewordene  Bclugniss 
der  Itcchtsverfolgung  durch  das  zusichend  gewordene  Rechtsmittel 
hat.  Gemeinsam  ist  es  sowohl  den  öffentlichen,  als  den  Privatrechlcn,  dass 
der  Urgrund  ihrer  Zuständigkeit  nicht  bloss  in  einer  eigentlichen  Rcchls- 
regel  liegen  kann,  deren  Anwendung  auf  ein  concrct  gegebenes  Verhällniss 
sie  ihre  Entstehung  verdanken,  sondern  dass  sio  auch  auf  eine  spcciellc 
Concession  der  höchsten  Staatsgewalt  sich  slölzeu  können.  In  diesem  Falle 
sind  sie  (wie  schon  oben  bemerkt  worden)  Privilegien  im  engem  Sinne 
des  Wortes;  cs  giebt  demnach  öffentlich  rechtliche  und  privatrcchlliche 
Privilegien  (Pririfcffia  Juris  publici  ct  privnti). 

Vom  Erwerb  und  vom  Verlust  der  Rechte3). 

11.  A.  Wie  das  Dasein  eines  Rechtsverhältnisses  eine  dasselbe  er- 
zeugende Thalsache , so  setzt  jedes  einer  Person  zustchende  Recht  einen 
Entslchtings-  (oder  Erwerbsgrund)  desselben  voraus.  Derselbe  besteht  in 
einem  Factum,  an  welches  die  Rechtsnorm  den  Erwerb  des  Rechts  knüpft, 
das  zugleich  das  entsprechende  Rcchtsvcrhältniss  begründet.  Die  auf  diese 
Weise  zum  Erwerbs-  oder  Rechtstitel  gewordene  oder  als  Erwerbungsact 
erklärte  Thalsache  kann  entweder  in  einem  Ereigniss  bestehen4)  oder  in 
menschlichen  Handlungen,  und  zwar  entweder  dessen,  der  das  Recht  er- 
werben will  (z.  B.  in  der  Besitzergreifung  einer  herrenlosen  Sache)  oder 
in  einer  Handlung  dessen,  der  einem  andern  rechtlich  verpflichtet  wird, 
z.B.  einer  von  ihm  gegen  den  andern  begangenen  Rechtsverletzung,  öderes  kann 


1)  Diese  das  Wesen  der  Öffentlichen  Rechte  cliaraklcrisirenden  Momente  sind  horvor- 
gehoben  und  beleuchtet  von  Gerber  a.  a.  0.  S.  20 — 30. 

2)  Gerber  a.  a.  0.  S.  30 — 40.  Stahl,  Rechtsphilosophie  a.  a.  0.  S.  238  ff. 

3)  v.  Savigny,  System  B.  111.  §.  104. 

4)  Es  hangt  indessen  in  der  Regel  vom  Willen  dessen,  dem  auf  diese  Weise  ein 

Recht  anfniU , ab,  ob  er  cs  haben  will:  vorausgesetzt:  dass  er  •willensfahig 

und  das  Hecht  nicht  zugleich  eine  Verpflichtung  ist , von  welcher  er  durch 
seinen  Privatwillen  sich  nicht  befreien  kann. 
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ein  von  beiden  gemeinsam  unternommener  Act  z.  B.  ein  Vertrag  sein.  Die 
Thalsachc  kann  endlich  auch  gemischter  Art  d.  h.  theilweise  Casus,  theil* 
weise  eine  menschliche  Handlung  sein. 

Man  hat  neustens  den  Charakter  der  Rechtsverhältnisse  und  Rechte 
erzeugenden  Thatsachen  dadurch  sehr  treffend  bezeichnet,  dass  man  sie 
juristische  Thatsachen  genannt  hat1 2 3).  Entsteht  durch  einen  Erwerbungs- 
grund ein  Recht  zum  erstenmal,  so  pflegt  man  ihn  eine  ursprüngliche, 
wird  ein  schon  bestehendes  Recht  von  seinem  Inhaber  auf  einen  andern 
übertragen,  eine  a b gelei  tele  Erwerbungsart  zu  nennen.  *)  Daher  die  schon 
im  Mittelalter  vorkommende  Eintheilung  der  Erwerbungsarten  in  modi  acqui- 
rendi  originarii  und  constitulivi,o<leT  derivativ i und  transtativi  (auch  Successio- 
nen  genannt).  Da  durch  die  letzten  der  Erwerbende  nicht  mehr  Rechte  er- 
halten kann,  als  sein  Vorgänger  (auctor)  hatte:  so  gilt  rücksichtlich  dersel- 
ben das  Rechtssprichwort : nemoplusjurisinalium  tramferre  potest,  quam  ipse 
habet. 

Nicht  selten  pflegt  man  auch  die  Erwerbungsarien  einzutheilen  in  solche , die 
unmittelbar  auf  die  Gese  tze,  und  solche,  welche  auf  me  n s chliche  Hand- 
lungen sich  stützen*)  ( Acqtnsitionesjttris  immediatae  und  mediatae).  Diese  Un- 
terscheidung darf  nicht  so  verstanden  werden,  dass  in  Fällen  der  ersten  Art  es  kein 
ner  Thatsache,  im  letzten  keiner  Rechtsnorm  bedürfe,  damit  das  Recht  dem  Bethei- 
ligten erworben  werde:  sondern  man  kann  nur  in  so  weit  jenen  Gegensatz 
machen,  dass  in  den  Fällen  der  ersten  Art  der  Erwerb  an  das  Eintreten 
der  Thatsache  geknüpft  wird,  ohne  dass  dcrBelhciligte  eine  Handlung  vor- 
nahm , welche  den  Erwerb  des  Rechtes  zum  Zweck  hatte,  während  diess 
in  den  Fällen  der  zweiten  Art  statlfand,  so  dass  die  Rechtsnorm  (das  Ge- 
setz) nichts  that,  als  den  Willen  des  Handelnden  zu  bekräftigen,  d h.  fcsl- 
zusetzen,  dass  der  beabsichtigte  Rechtserwerb  eine  rechtlich  gültige  Wir- 
kung seines  Willensactes  sein  soll 4).  Es  giebt  daher  auch  gar  keine  Rechte,  die 


1)  v.  Savigny  a.  a.  0.  111.  S.  3. 

2)  Puclita,  Pandccten  §.  47  nimmt  neben  dieser  Einlhcilung  der  Erwcrbiingsarten 
der  Rechte  noch  eine  absolute  und  relative  an , deren  Begriffsbestimmung  jedoch 
mit  der  in  ursprüngliche  und  abgeleitete  im  Wesentlichen  übereinstimmt.  Die 
von  ihm  hervorgehobenen  Unterschiede  sind  nicht  relevant. 

3)  Es  giebt  viele Rcchtsgelehrle,  welche  die  Rechte  entweder  durch  Willen  und 
That  oder  durch  Gesetz  entstehen  lassen,  z.  B.  Puclita,  Pandccten  jj.  48,  und 
Stahl,  Rechtsphilosophie  1.  2.  S.  228  — 29.  Wird  diess  nicht  in  dem  von 
uns  gegebenen  Sinne  aulgefasst,  so  ist  der  Satz  durchaus  irrig. 

4)  Diess  geschieht  in  der  Regel  bei  den  Vertrügen  und  den  Eigenlhuinsübertrngun- 
gen.  Von  den  letzten  sagt  das  R.  R.  in  §.  40.  J.  2 1.  (de  rer.  div.)  Per  trn- 
ditionem  jure  nat uralt  resnobi»  aci/uiruntur : nihil  enim  tarn  convenient 
est  nuturnli  aequitati,  quam  voluntalem  damini , rem  utam  in  alium 
tramferre  volenlis , ratam  hnberi. 
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nicht  einen  zugleich  auf  einer  Indischen  und  rechtlichen  Grundlage  ruhen- 
den Erwerbungsgrund  haben,  weshalb  die  Einteilung  in  angeborene 
und  erworbene  Hechte  nicht,  wie  freilich  oft  geschieht,  so  aufzufassen 
isi,  nls  wären  die  ersten  Rechte,  die  sich  von  selbst  verstehen,  und  für  den 
Berechtigten  nicht  erst  auf  eine  rechtlich  festgestellle  Weise  entstehen 
müssten:  sondern  in  dem  Sinn,  dass  die  ersten  Rechte  sind,  deren  Ent- 
stehung die  Rechtsnormen  (also  das  positive  Recht)  schon  an  die  That- 
saclic  der  Geburt  eines  Menschen  knüpfen,  während  die  sog.  erworbenen 
ihm  erst  in  Folge  eines  von  jener  Thalsache  verschiedenen  Erwerbungs- 
actes zuslehcn  können.  1 2 3 ) 

B.  Durch  juristische  Thatsachen  können  nicht  blos  Rechtsver- 
hältnisse entstehen,  also  Rechte  erworben,  sondern  es  kann  durch  sie  auch 
der  Untergang  (oder  die  Umgestaltung)  von  Rechtsverhältnissen  und  daher 
der  Verlust  von  Rechten  bewirkt  werden.  In  dieser  Beziehung  gilt  aber  der 
Grundsatz:  dass  ein  erzeugtes  Rechlsverhältniss  und  ein  einmal  erworbenes 
Recht  solang  forlbeslehen,  bis  eine  als  Aufhebungsgrund  wirkende  juristische 
Thalsache  eintrilt.  Ein  solcher  Grund  ist  auch  jede  Thatsache,  wodurch 
das  uns  zustehende  Recht  einem  andern  erworben  wird,  denn  dadurch  gehl 
cs  uns  jedenfalls,  in  wie  weit  cs  der  andere  erwirbt,  verloren.  Da  aber  in 
solchen  Fällen  der  Rechtserwerb  Hauptzweck  der  Acte  dieser  Art  ist,  so 
sind  eigentliche  Erlöschungsgründe  der  Rechte  nur  diejenigen  Thatsachen, 
wodurch  die  Jemandem  zustehenden  Rechte  aulliören,  oder  verloren  gehen,  sollte 
auch  zufällig  ihr  Verlust  für  andere  einen  Rcchlserwerb  nach  sich  ziehen.  *) 

Einen  gemischten  Charakter  haben  diejenigen  Umwandlungen  der  Rechte, 
durch  welche  ein  neues  Rechlsverhältniss  an  die  Stelle  eines  früheren  ge- 
setzt wird  *).  Uebrigens  bestehen  auch  die  Erlöschungsgründe  der  Rechte 
entweder  in  Ereignissen  (Casus),  z.  B.  im  Tod  des  Berechtigten  oder  im 
Untergänge  des  Rechtsobjects,  oder  in  Handlungen  des  Berechtigten  und 
zwar  sowohl  in  solchen,  wodurch  das  Recht  mit  seinem  Willen  (z.  B. 
durch  Dercliclion  der  Sache,  oder  durch  Verzicht),  oder  solche,  wodurch 
es  gegen  seinen  Willen  (z.  B.  zur  Strafe)  ihm  verloren  geht.  Besonderer 
Rechtsakte  zum  Zwecke  der  Erhaltung  eines  uns  zuslehenden  Rechts  be- 
darf es  in  der  Regel  nicht : wohl  aber  dann,  wenn  die  forldauerndc  Nicht- 
vornahme solcher  Acte,  also  die  fortgesetzte  Nichlattsübung  eines  Rechts 


1)  Auch  v.  Savigny,  System  Jj.  52  u.  104  nimmt  keine  andere,  als  erworbene 
Rechte  an:  und  sagt  daher  sehr  richtig  U.  III.  8.  2:  „die  erworbenen 
Rechte  können  allerdings  auch  angeboren  sein.“ 

2 ) i.  B.  bei  der  Strafe  der  Conflseation,  oder  bei  der  s.  g.  erlöschenden  Verjährung. 

3)  v.  Savigny  a.  a.  0.  S.  4. 
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dessen  Verlust  nach  sich  ziehen  würde:  wie  diess  z.  B.  geschieht  durch 
den  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit,  während  welcher  das  Recht  nicht  aus- 
geübt wurde,  so  dass  dessen  Verlust  durch  Verjährung  bewirkt  wird  *). 

Von  den  Rechtsgeschäften*). 

45.  Zu  den  wichtigsten  rechtlich  wirksamen  Thatsachen,  wodurch 
Rechtsverhältnisse  entstellen,  verändert  und  aufgehoben,  folglich  Rechte 
erworben  oder  verloren  werden,  gehören  die  sogenannten  Rechtsge- 
schäfte, d.  h.  reine  Willensacte,  deren  Zweck  im  Erwerb,  der  Umwand- 
lung oder  dem  Aufgeben  des  Rechts  besteht.  Sie  unterscheiden  sich  von  an- 
dern juristisch  belangreichen  Handlungen  vor  allem  dadurch,  dass  nicht 
die  materielle  Thal  das  Wesen  derselben  bildet,  sondern  die  recht- 
lich wirksame Aeusserung  des  blossen  Entschlusses.  Sie  können  Beschlüsse 
einer  einzelnen  Person  sein  oder  gemeinsame  auf  denselben  Gegenstand 
gerichtete  Willensacte  mehrerer:  im  letzten  Falle  heissen  sic  Vereinbarun- 
gen oder  Verträge  im  weiteren  Sinne:  convcntiones  oder  pactiones,  die 
von  den  Römern  dcßnirl  worden  als  plurium  in  idem  placitum  consensus*). 
Rechtsgeschäfte  haben  die  durch  sie  beabsichtigte  Wirkung  nur,  wenn  sic 
den  sie  normirenden  Rechlsgrundsätzcn  gemäss  vorgenommen  werden.  Man 
hat  bei  allen  Rechtsgeschäften  das  Wesen  (substanlia  negotii)  von  Neben- 
bestimmungen, adminicula  oder  accidentalia,  zu  unterscheiden,  und  pflegt  jene 
cinzutheilen  in  die  zum  Bestehen  des  Rechtsgeschäfts  wesentlichen  Erfor- 
dernisse (der  sogenannten  essentialia)  und  den  mit  dem  Rechtsgeschäft 
nothwendig  verbundenen  Inhalt  und  beabsichtigte  Wirkung  ( naturalia 
negotii ). 

A.  Was  die  wesentlichen  Erfordernisse  der  Rechtsgeschäfte  betrifft, 
so  giebl  es  deren  allgemeine,  d.  h.  solche  die  bei  jedem  Rechtsgeschäft 
vorhanden  sein  müssen,  wenn  dieses  nicht  rechtlich  wirkungslos  sein 
soll.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Personen  oder  Urheber  des  Geschäfts, 
auf  dessen  Gegenstand  und  den  Willen  der  Personen  und  dessen  Aeus- 
serung. 


1)  Die  Rechtsnormen  über  die  juristischen  Thatsachen,  welche  Rechte  erzeugen,  zer- 
stören oder  auch  erhalten,  sind  so  zahlreich,  dass  der  römische  Jurist  lllpian  in 
f.  41.  I).  1.  3.  (de  leg.)  sagt:  Totum  jus  consistit  aut  in  ac  //  nir  e n d n, 
aut  in  con  t erv  an  da,  aut  in  minuenda : aut enim  hoc  agitur  ’/nrrn 
admodam  quid  cujuscunqne  ßat  aal  qnemadmodum  quis  rem  vel  jus 
säum  conservet  aut  quomodo  alienet , vel  nmittat. 

2)  Die  Lehre  von  den  Rechtsgeschäften  und  allen  juristischen  Handlungen  wird 
gewöhnlich  ausführlich  ahgehandelt  in  den  Lehrbüchern  des  heutigen  römischen 
Rechts:  Puchla,  Cursus  II.  J-CCI.  IT-,  v.  Savigny,  System  B.  II.  jj.  107  — 141. 

3)  ln  f.  1.  §•  2.  D.  2.  14. 
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I.  Was  die  Personen  betrifft,  so  müssen  sie 

1)  die  zur  Vornahme  des  Geschäfts  nöthige  Rechtsfähigkeit 
haben.  Dieselbe  ist  durch  den  rechtlichen  Stand  der  Person 
(slatus)  bedingt. 

2)  Die  nöthige  Willensfiihigkeit,  deren  es  verschiedene  Grade  giebt, 
die  vom  Aller  der  Personen,  ihrem  Geschlecht,  ihrer  geistigen  Ge- 
sundheit ahhängen. 

II.  Der  Gegenstand,  welcher  auch  in  einer  vorzunehmenden  Handlung 
bestehen  kann,  muss 

1)  exisliren  oder  doch  möglicher  Weise  existiren  können;  die  vor- 
zunehmende Handlung  muss  physisch  möglich  sein. 

2)  Sic  muss  auch  moralisch  und  juristisch  möglich  sein,  dass  über 
dieselben  die  beabsichtigte  Verfügung  slalllindc:  das  Rechtsgeschäft 
darf  daher  nichts  moralisch  Schlechtes  oder  rechtlich  Verbotenes 
bezwecken. 

3)  Müssen  die  das  Rechtsgeschäft  vornehmenden  Personen  über  die- 
sen Gegenstand  zu  verfügen  berechtigt  sein. 

HI.  Es  muss  von  Seiten  der  Personen  der  zur  Gültigkeit  des  Rechts- 
geschäfts nöthige  Willensact  vorgekommen  sein,  d.  h.  cs  muss  von  den 
Personen  der  auf  den  Abschluss  des  Rechtsgeschäfts  gerichtete  Wille  wirklich, 
fehlerfrei  und  auf  die  gehörige  Weise  erklärt  worden  sein. 

1)  Der  Wille  kann  nämlich  ein  blos  erklärter,  nicht  wirklicher  sein, 
dann  ist  das  Geschäft  nichtig.  Diess  ist  der  Fall,  wenn 

a)  ein  Irrthum  statt  hatte,  der  den  Willen  aufhob  und  das  Rechts- 
geschäft, was  man  vornahm,  gar  nicht  gewollt,  sondern  ein 
nicht  existirender  Wille  ohne  Absicht  als  exislirend  erklärt 
wurde. 

b)  Wenn  es  mit  dem  Geschält  nicht  ernstlich  gemeint  war,  son- 
dern dasselbe  nur  zum  Schein  abgeschlossen,  also  absichtlich 
ein  nicht  existirender  Wille  als  existirend  ausgesprochen  wurde. 

2)  Der  Wille  ist  fehlerhaft,  wenn  Jemand  von  Anderen  durch 
Zwang  oder  Betrug  dahin  gebracht  wurde,  das  Rechtsgeschäft  ein- 
zugehen oder  vorzunehmen.  In  diesem  Falle  ist  es  nicht  nichtig: 
aber  der  Zwingende  oder  Betrügende  macht  sich  jedenfalls  einer 
hnmoraliläl  schuldig,  und  kann  dcsshalb  aus  dem  Geschäft  kein 
Rechterwerben,  wesshalb  auf  Aufhebung  desselben,  auf  Rückgabe 
des  Gezahlten  oder  auf  Entschädigung  geklagt  werden  kann.  Irr- 
thum, Simulation,  Zwang  und  Betrug  sind  daher  Hindernisse  der 
Willensgellung  hei  Rechtsgeschäften  *). 


1)  Sehr  gut  sind  diese  Hindernisse  des  rechtsgültigen  Willens  bei  juristischen  Hand- 
lungen beleuchtet  in  v.  Savigny's  System  III.  §•  114.  115. 
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3)  Rer  Wille  ist  gehörig  erklärt,  wenn  er 

n)  wirklich,  <1.  h.  stillschweigend  oder  ausdrücklich  erklärt  ist,  und 
b)  im  letzten  Fall  in  der  durch  die  Rechtsnormen  vorgcschricbenen 
Form,  die  eine  feierliche  sein  kann,  z.  B.  eine  Willenserklä- 
rung in  bestimmten,  feierlich  gesprochenen  Worten,  oder  vor 
Zeugen,  oder  vor  obrigkeitlichen  Personen,  oder  eine  schrift- 
lich gegebene  in  einer  von  den  Beiheiligten  oder  von  Zeugen 
niilunlerschriebencn,  oder  wohl  gar  von  ihnen  untersiegelten 
Urkunde  u.  s.  w. 

B.  Die  allgemeinen  Nebenbestimmungen  oder  Zusätze  der  Rechtsge- 
schäfte, die  deren  Wirkungen  aufschicbcn  oder  beschränken,  sind  Bedin- 
gungen, Zeitbestimmungen,  oder  bei  dem  Geschäfte  sonst  nicht  übliche  Be- 
lastungen ( conditiones , dies,  modi). 

Von  den  rechtswidrigen  Handlungen. 

46.  Auch  durch  Handlungen,  welche  den  Rechtsnormen  entgegen  sind, 
und  unter  der  Gesammlbcnennung  rechtswidriger  Handlungen  begriffen 
werden  können,  entstehen  Umgestaltungen  der  Rechtsverhältnisse,  indem 
durch  sie  für  die  Urheber  derselben  Rechte  verloren  gehen,  für  andere  da- 
gegen nicht  selten  erworben  werden.  Die  rechtswidrigen  Handlungen  sind 
daher  gleichfalls  zu  den  juristischen  Thal  Sachen  zu  zählen,  obgleich 
sie  einen  von  den  andern  Arten  dieser  Thatsaehcn  sehr  verschiedenen  Cha- 
rakter haben.  Man  kann  aber  mehrere  Grade  der  Rechtswidrigkeit  der 
Handlungen  unterscheiden. 

A.  Den  niedersten  Grad1)  der  Rcchtswidrigkeit  haben  diejenigen  Hand- 
lungen, welche  gegen  Rechtsnormen  verstossen,  ohne  die  Rechte  eines  an- 
dern zu  verletzen,  die  aber  rechtlich  wirkungslos  sind,  so  dass  die  durch 
sic  beabsichtigte  Entstehung  oder  Veränderung  eines  Rechtsverhältnisses, 
der  Erwerb  oder  die  Vcriiussernng  eines  Rechts,  oder  die  Uebemahme  einer 
Rechtsverbindlichkeit  nicht  statt  hat.  Man  nennt  alle  diese  Handlungen  ju- 
ristisch ungültige,  wozu  besonders  die  Rechtsgeschäfte  gehören,  welchen 
ein  zu  ihrer  Gültigkeit  wesentliches  Erfordemiss  abgehl.  Solche  Handlun- 
gen sind  daher  mit  einem  Mangel  (dem  der  Ungültigkeit)  behaftete  That- 
sachen:  doch  sind  wieder  verschiedene  Grade  der  Ungültigkeit  zu  unter- 
scheiden, denn  (nach  Savigny's  sehr  treffender  Darstellung)  kann  diese 
entweder  eine  vollständige  oder  unvollständige  sein;  die  erste  heisst 
Nichtigkeit  und  besteht  in  der  reinen  Verneinung  der  Wirksamkeit  der 
juristischen  Handlung;  die  zweite  besteht  in  der  Anfechtbarkeit  des  Ge- 
schäftes durch  denjenigen  dabei  Betheiligten,  der  es  nicht  gelten  lassen  will. 


1)  Diese  Art  der  rechtswidrigen  juristischen  Thalsachen  ist  «um  erstenmal  in  ihrem 
Gcsamnituinfangc  beleuchtet  von  v.  Savigny  im  System  B.  IV.  S.  536—  560. 
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Man  kann  ferner  gewisse  oder  ungewisse  Ungültigkeilen  der  Rechls- 
gesehfifle  unterscheiden;  die  letzten  Indien  Statt,  wenn  die  Gültigkeit  des  Ge- 
schäfts von  einer  Bedingung  abhängl,  endlich  ursprügliche  oder  später  ent- 
stehende, je  nachdem  der  Grund  der  Ungültigkeit  schon  beim  Abschluss 
des  Rcehtsgeschäflcs  vorhanden  ist,  oder  erst  später  eintritt.  Zuweilen 
werden  anfangs  nichtige  Rechtsgeschäfte  durch  das  Wegfällen  ihres  Man- 
gels später  von  selbst  gültig,  olt  als  andere  Rechtsgeschäfte,  deren  Er- 
fordernisse in  ihnen  vorhanden  sind,  der  Absicht  ihrer  Urheber  gemäss  auf- 
recht erhallen,  man  nennt  das  erste  die  Convalescenz,  das  letzte  die  Con- 
version  der  Rechtsgeschäfte  1 ). 

B.  Die  zweite  Hauptklasse  der  rechtswidrigen  Handlungen  sind  die 
Rechtsverletzungen  Anderer,  und  zwar 

I.  Diejenigen,  wodurch  nur  die  einer  Privatperson  zuslehenden 
Rechte  verletzt  werden,  ohne  dass  in  der  Rechtsverletzung  zugleich  ein 
Angriff  auf  die  ganze  Rechtsordnung  enthalten  ist  oder  angenommen  wird. 
Sie  haben  mir  die  Wirkung,  dem  Urheber  der  Rechtsverletzung  die  Ver- 
bindlichkeit aufzuerlegen,  das  dem  Verletzten  zugefügte  Unrecht  z.  B.  durch 
Entschädigung  oder  eine  Geldbussc  wieder  gut  zu  machen.  Es  lassen  sich 
zwei  Grade  solcher  Rechtsverletzungen  unterscheiden,  nämlich 

a)  die  verschuldete  Nichterfüllung  oder  nicht  gehörige  Erfüllung  einer 
übernommenen  Schuldverbindlichkeit;  es  ist  dann  eine  durch  Nicht- 
thun bewirkte  Rechtsverletzung  (culpa,  negligentia  oder  morn) 
vorhanden.  Ihr  stehen  entgegen 

b)  die  in  positiven  Angriffen  auf  die  Rechte  eines  Andern  bestehende 
Rechtsverletzung,  welche  man  Vergehen,  Delicto  oder  Privatde- 
licte  zu  nennen  pflegt. 

II.  Wird  durch  die  Rechtsverletzung  die  ganze  Rechtsordnung  gestört 
oder  als  verletzt  angesehen,  oder  ist  das  Vergehen  gegen  die  Rechte  des 
Staats  oder  gegen  öffentliche  Einrichtungen  gerichtet,  so  dass  das  Recht 
des  Staates  selbst  durch  die  rechtswidrige  Handlung  verletzt  wird,  dann  ist 
ein  Verbrechen  begangen,  dessen  Wirkung  darin  besteht,  dass  der 
Schuldige  in  eine  öffentliche  Strafe  verfällt,  d.  h.  dass  eine  vom 
Staate  selbst  ausgehende,  in  seinem  Namen  veranstaltete  Zufügung  eines 
Uebels  an  seiner  Person  oder  seinem  Vermögen  Platz  greift.  Nach  der 
Grösse  des  Verbrechens  oder  nach  der  Stärke  des  verbrecherischen  Willens 
ist  die  Strafe  grösser  oder  geringer.  Gewöhnlich  nennt  man  nur  die  schwe- 
rer bestraften  „Verbrechen“,  die  mit  geringeren  Strafen  geahndeten  „Ver- 
gehen.“ 


1)  Von  beiden  wird  gewöhnlich  genauer  in  den  Lehrbüchern  des  römischen  Rechts 
gehandelt,  z.  B.  hei  v.  Wcnin g-l n ge nhc im,  Lchrhtieh  des  gemeinen  Civil- 
rechts  B.  1.  §.  140.  147.,  und  bei  M üh l c nbr uc h,  Pandcctcn  I.  $.  114. 
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Viele  an  Privatpersonen  begangene  Rechtsverletzungen  sind  Verbre- 
chen, wenn  sie  nämlich  den  vorhin  bezeiehnelen  Charakter  eines  Angriffs 
auf  die  ganze  Rechtsordnung  haben,  oder  in  ihnen  ein  solcher  als  vorhan- 
den angenommen  wird.  Die  Gesetzgebungen  der  verschiedenen  Völker  sind 
in  dieser  Beziehung  sehr  abweichend  von  einander,  indem  manche  Rechts- 
verletzung, die  bei  einem  Volke  nur  als  Privatdelict  gilt  (z.  B.  der  Dieb- 
stahl), bei  andern  als  Verbrechen  mit  einer  öffentlichen  Strafe  belegt  wird. 

C.  Endlich  giebl  es  noch  eine  dritte  Classc  von  rechtswidrigen  Hand- 
lungen, nämlich  die  Ucbertrelungcn  von  Gesetzen,  welche  gefährliche 
oder  gemeinschädliche  Handlungen  im  Staate  untersagen,  und  fiirden 
Ueberlreler  eine,  in  der  Regel  leichtere  Strafe  nach  sich  ziehen.  Sie  bilden 
die  Classc  der  sog.  Polizei  vergehen,  mit  welchen  jedoch  nicht  selten 
in  den  neueren  Gesetzgebungen  auch  geringere  mit  einer  öffentlichen  Strafe 
belegte  Rechtsverletzungen  Anderer  zusammengeworfen  werden. 


VI.  Capitel. 

Die  Wissenschaft  des  lteelils  *). 

Begriff  und  Charakter  der  Rechtswissenschaft. 

•16.  Je  nachdem  man  das  Wort  Wissenschaft  im  subjcclivcn  oder 
objeclivcn  Sinne  nimmt,  ist  die  Rechtswissenschaft  entweder  die  durch  ein 
wissenschaftliches  Denken  und  Forschen  dem  Rechtsgelehrlen  gewordene 
Kenniniss  des  Rechts  oder  eine  dessen  Wahrheiten  nach  wissenschaftlichen 
Grundsätzen  ordnende  und  darstellende  Doctrin.  Die  Rechtswissenschaft 
im  ersten  Sinn  ist  zunächst  Rcchlssludium,  also  eine  auf  sein  wissenschaft- 
liches Begreifen  gerichtete  Thäligkeit;  als  Doctrin  oder  Disciplin  die  auf 
höchste  Principien  gestützte  und  organisch  gegliederte  Darlegung  des  ge- 
summten Inhalts  des  juristischen  Wissens.  Zur  Lösung  dieser  ihrer  näch- 
sten Aufgabe,  deren  Zweck  ist,  dem  juristischen  Stoff  die  wissenschaftliche 
Bestimmtheit  und  Form  zu  geben,  hält  sic  ein  logisches  und  dialeclischcs 
Verfahren  ein ; sic  giebtden  juristischen  Begriffen  ihre  Schärfe , verbindet  das 
Verwandte,  sondert  die  Gegensätze,  sucht  den  in  der  gesummten  Rechts- 
ordnung und  den  verschiedenen  Rcchtsinsli luten  vorhandenen  Organismus 
auf,  ist  also  in  allen  diesen  Beziehungen  eine  theoretische,  formelle 
(oder  vielmehr  formirendc)  Wissenschaft. 

Allein  sie  verfolgt  (wie  schon  oben  in  §.  37  ausgeführt  worden)  noch 
ein  höheres  Ziel,  sie  conslruirt  auf  dem  Wege  der  Abslracliun  oder  der 


1)  Mil  dem  Inhalt  dieses  Copilels  sind  vor  allem  zu  vergleichen  die  geistreichen  Be- 
trachtungen Puch ta ’s  ülier  die  Kcchlswissenschaft  in  dessen  Cursus  der  Insti- 
tutionen B.  I.  Nr.  XXXI1.-XXXV. 
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Deduktion  aus  den  durch  die  Gesetze  oder  die  Rechlsgcwohnlieiten  sanc- 
lionirten  Rechtsregeln  und  vermittelst  der  Analogie,  so  wie  durch  ein  stren- 
ges Analysiren  der  in  der  Natur  eines  Rechtsverhältnisses  enthal- 
tenen Momente,  neue  Rechtssälze,  und  ist,  in  wie  weit  sie  dieses  Ziel  ver- 
folgt, eine  praclischc  oder  materielle  Wissenschaft,  die  zu  dem  oben 
(§.  31)  beleuchteten  Rechte  der  Wissenschaft  führt.  Sie  hat  aber  in  der 
Verfolgung  dieses  doppelten  Zieles  mit  eigenen  in  ihr  selbst  liegenden 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen. 

Die  Rechtssätze  sind  nämlich  nicht  alle  aus  einem  höchsten  Princip  flies- 
sende Regeln;  die  jedes  Rechlsinslitutregulirenden  Normen  sind  sehr  oft  nicht 
aus  der  Idee  der  Gerechtigkeit  abgeleitete  Folgesätze,  sondern  (wie  schon 
in  §.  3(i  gezeigt)  häulig  Vorschriften  des  Gemeinwohls,  also  der  Nützlich- 
keit oder  der  Philanthropie.  Daher  die  grosse  Zahl  von  Incnnscqucnzen  im 
Recht1)  und  der  beständige  Wechsel  zwischen  consequentem  und 
i n co  nsequen  tem  Recht.  Jede  Rechlsregel  hat  mehr  oder  weniger  Aus- 
nahmen: und  so  geht  der  Rechtswissenschaft , die  desshalb  eine  positive 
genannt  wird,  der  Charakter  und  die  Vollendung  einer  s.  g.  exactcn  Wis- 
senschaft, wie  z.  H.der  Mathematik,  der  Logik  oder  der  Metaphysik  ab. 
Noch  weniger  ist  sie  geeignet,  sieh  zu  einer  speculaliven  Wissenschaft  zu 
erheben,  weil  die  materielle  Basis  des  Rechts  in  der  Erfahrung  wurzelt; 
wesshalb  auch  die  Versuche,  dem  juristischen  Wissen  den  Charakter  des 
absoluten  Wissens  zu  geb'en,  scheitern  mussten.  Allein  man  würde  dennoch 
zu  weit  gehen,  wenn  man  die  Jurisprudenz  aus  der  Zahl  der  Wissenschaf- 
ten streichen  oder  von  der  Werthlosigkeil  derselben  als  Wissenschaft  spre- 
chen wollte,  als  bestände  sie  lediglich  in  einem  mehr  oder  weniger  zultil- 
ligen  Aggregat  willkürlicher  Bestimmungen  2).  Denn  die  Rechtsordnung  ist 
ebenso  wenig  das  Werk  der  Willkür,  wie  das  ganze  Socialleben,  dessen 
höchste  nonnirende  Gesetze  (wie  wir  in  §§.  5.  (i  sahen)  die  praetischen 
Vernunftideen  der  Gerechtigkeit,  der  ergänzenden  Gemeinschaft  und  der 
Gotlinnigkcit  sind.  Das  Recht  entwickelt  sich  nur  unter  der  Voraussetzung 
nolhwendiger  Grundeinrichtungen,  deren  jede  ihre  eigcnlhümliche  Natur  hat, 
der  gemäss  sie  sich  gestalten.  Obgleich  diese  in  ihrer  historischen 
Ausbildung  die  grössten  Divergenzen  zeigen,  mannigfaltigen  Störungen  un- 
terliegen, und  oft  das  Werk  der  Selbstsucht  der  Machthaber,  der  Partheien 
oder  herrschender  Ständcsind,  so  ist  doch  ein  festerKem  in  allen  zu  linden. 
Es  giebt  unabänderliche  Socialvcrhältnisse,  welche  sich  nicht  zerstören  las- 


1)  Miesen  Charakter  des  Rechts  liat  sehr  gut  hervorgchobeii  Thül  iu  der  Einleitung 
in  das  deutsche  rrivatrecht  §.  39. 

2)  Der  Charakter  der  Rechtswissenschaft  wurde  angegriffen  von  Kirclimann  in 
einer  Rc de  über : die  W e r t ti  1 o s i g k e i l der  Jurisprudenz  a t s Wissen 
schaft  (Merlin),  aber  mit  gutem  Grunde  verlhcidig1  von  S tat» I in  der  Flugschrift . 
Rechtswissenschaft  oder  Volkshcwusstscin  (Ucrlin  ISIS). 
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sen  und  die  Grundlagen  und  Keime  zu  einem  grossen  Lebensorganismus 
enthalten,  der  für  die  Rechtsordnung  maasgebend  wird,  so  dass  diese  nur 
in  wie  weit  sie  etwas  Concreles  ist  oder  von  socialen  Zufälligkeiten  inodi- 
ficirt  wird.  Abweichendes  oder  Anomales  enthält.  Es  giebt  daher  allgemeine 
Grundlypen  der  Rechlsinstilute,  von  welchen  die  der  einzelnen  Völker  nur 
historische  Existenzformen  sind.  Sie  stehen  mit  einander  in  einem  organi- 
schen Zusammenhang,  bilden  die  Grundlagen  eines  wahrhaften  Rechtssy- 
stems und  sind  als  die  Ausgangspuncte  der  höchsten  leitenden  Grundsätze 
desselben  anzusehen.  Warum  sollte  das  auf  einer  solchen  Basis  ruhende 
Recht  nicht  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  und  Darstellung  fähig 
sein?  Dazu  kommt  noch,  dass  alles  juristische  Denken  ein  streng  logisches 
ist,  dass  es  nach  Feststellung  des  objecliv  Wahren  in  gegebenen  Verhält- 
nissen strebt,  und  dass  es  ibm  gelingt,  das,  was  sich  als  nolhwendig  nor- 
mirende  Regel  erweist,  als  Princip  aufzuslellen,  die  aus  ihm  sich  ergebenden 
Consequenzen  als  das  Normale  nachzuweisen  und  die  Abweichungen  davon 
als  das  Anomale  (§.  30)  zu  zeigen.  Es  kann  daher  der  Charakter  und 
der  Werth  der  Wissenschaft  dem  nach  Principien  verfahrenden  juristi- 
schen Studium  nicht  abgesprochen  werden.  Haben  doch  die  klassischen 
Juristen  der  Römer  mit  der  ihnen  cigenthümlichen  bewunderungswürdigen 
Methode  die  Jurisprudenz  selbst  in  ihrer  Anwendung  so  fein  ausgebildet, 
dass  schon  Leibnilz  ihre  Schriften  mit  denen  der  Mathematiker  verglich 
und  ihnen  die  erste  Stelle  nach  diesen  anwies.  Die  Rechtswissenschaft 
ist  allerdings  eine  positive  aber  stets  eine  wahre  Wissenschaft,  und  gleich 
andern  Doctrinen  dieser  Art  einer  stets  fortschreitenden  Weiterbildung  fähig, 
wie  diess  auch  die  Geschichte  derselben  bewiesen  hat. 

Man  begnügt  sich  in  der  Regel  nicht  damit,  die  Rechtswissenschaft 
für  eine  praktische  und  positive  Wissenschaft  zu  erklären,  sondern  pflegt 
ihr  auch  noch,  freilich  auf  verschiedene  Weise,  die  Stelle  anzuweisen, 
welche  sie  im  System  aller  Wissenschaften  einnehmen  müsse.  Allein  nach- 
dem wir  sie  oben  (§§.  7,  S)  als  den  einen  Hauptzweig  der  Socialwis- 
senschaft aufgeführt  und  der  Staatswisscnschaft  als  deren  zweitem  gegen- 
über gestellt  haben,  ist  ihr  Verhältniss  zu  allen  übrigen  Wissenschaf- 
ten schon  bezeichnet.  Die  Jurisprudenz  gehört  zum  Bereiche  der  ethischen 
Wissenschaften  und  nicht  mit  Unrecht  hat  man  das  Recht  (wie  auch  schon 
bemerkt)  das  Gemeinethos  genannt:  sie  ist  ein  Theil  der  angewandt 
gewordenen  Ethik,  indem  sie  die  von  einem  Volke  zur  Verwirklichung  der 
Idee  der  Gerechtigkeit  befolgten  Grundsätze  zum  Gegenstände  hat.  Da 
diese  auf  dem  Boden  der  (praktischen)  Vernunft  wurzeln,  aber  stets  etwas 
historisches  sind,  so  hat  die  Rechtswissenschaft  eine  rationelle  und  eine 
geschichtliche  Seite  und  ist  daher  sowohl  im  Ganzen  als  in  ihren  einzel- 
nen Zweigen  sowohl  rationell  als  historisch  zu  beleuchten  (S.  oben  §.  2). 
Von  der  Staalswissenschafl  unterscheidet  sie  sich  vor  allem  durch  ihr 
höchstes  leitendes  Princip  (das  des  Wohls),  weshalb  das  staalswissen- 


Digitized  by  Google 


T9 

schaflliche  Denken  auf  das  Aufsuchen  des  staatlich  Zweckmässigen, 
das  Juristische  aber  auf  das  Conslaliren  des  in  den  socialen  Verhältnissen 
gegebenen  Nothwendigen  gerichtet  ist:  daher  die  Strenge  in  der  Anwen- 
dung der  Rechtsregeln.  *)  — Die  heilige  Achtung  des  Rechts  ist  indessen 
eine  Grundbedingung  des  Wohls  der  Staaten,  und  deshalb  ist  das  juris- 
tische Denken  in  der  Staalswisscnschafl  nicht  ausgeschlossen,  wie  umge- 
kehrt in  derRechtswissenschalt,  wo  cs  nöthig  ist,  auch  ein  teleologisches 
Verfahren  Platz  greift. 

Methodik  der  Rechtswissenschaft.  *) 

47.  Die  Rechtswissenschaft  hat  ein  eigenes,  durch  ihren  Charakter 
gebotenes  Verfahren  einzuhallen,  um  nicht  auf  Irrwege  zu  geralhen. 

A.  Die  Rechtsgrundsälze  haben  nur  in  so  weit  Wirklichkeit  als  ihnen 
Geltung  bei  einem  Volke  zu  Theil  ward.  Sic  haben  daher,  wie  alles  in 
der  Erfahrung  Gegebene,  ein  concreies  Dasein.  Da  nun  die  Rechts- 
wissenschaft als  praktische  Wissenschaft  sich  mit  dem  befasst,  was 
praktisch  gilt:  so  kann  von  rein  abstrakten  Grundsätzen,  oder  von  solchen, 
aus  welchen  ein  bloses  moralisches  Sollen  nbgeleitlel  werden  kann,  so 
wie  von  a priori  conslruirten  Begriffen  in  derselben  nicht  die  Rede  sein. 
Bei  der  Fassung  der  juristischen  Begriffe  und  der  wissenschaftlichen  Fixi- 
rung  der  Rechtssätze  darf  der  Rechtsgclchrtc  nicht  von  seiner,  wenn  auch 
auf  eine  philosophische  Theorie  sich  stützenden  subjectiven  Auffassung  der 
Rechtsverhältnisse  ausgehen,  sondern  hat  sich  immer  an  die  historischen 
Elemente  des  Rechts  zu  halten.  Die  Rechtswissenschaft  ist  aber  doch  insoweit 
immer  eine  rationelle  Doctrin,  als  sie  auch  das  Allgemeine  freilich  in  seiner 
Verschmelzung  mit  dem  Speciellen  und  geschichtlich  Feststehenden,  (nach 
der  von  den  römischen  Juristen  befolgten  Methode)  darstellt.  Denn  ob- 
gleich jedes  Rechtssystem  die  juristischen  Grundlypen  zunächst  in  der 
ihnen  bei  einem  l>cstimmtcn  Volke  gewordenen  Gestaltung  darzulcgen  hat, 
so  ist  in  demselben  dennoch  die  geschichtlich  bestellende  Rechtsordnung 
eines  Volkes  mit  beständigem  Hinblick  auf  das  in  jeder  Rechtsordnung  Noth- 
wendige  und  daher  Allgemeine  zu  beleuchten.  *) 

B.  Auf  gleiche  Weise  muss  der  Rechlsgelehrle  bei  der  Aufstellung 
eines  Systems,  es  sei  der  ganzen  Jurisprudenz  oder  irgend  eines  ihrer 
Hauptzweige,  verfahren  und  vor  Allem  vermeiden,  nach  speculalivcn  Ge- 


1)  Wir  erinnern  an  das  bekannte  Sprichwort:  Fiat  juititia  rt  (richtiger  etti) 
fiereat  miindul! 

1)  Mit  dem  Inhalt  dieses  Paragraphen  sind  zu  vergleichen  Th  öl,  Einleitung  in  das 
deutsche  Privalrecht  S.  94—110.  u.  S.  110—144. 

2)  Diesen  wichtigem  Cliarakler  der  Rechtswissenschaft  hat  sehr  treffend  Puchta  ge- 
zeigt im  Cursus  der  Institutionen  1.  Nr.  XXXV. 
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sichtspunkten  und  nach  blos  logischen  Gegensätzen  die  Systemalisirung 
zu  machen. 

Wenn  das  ganze  Recht  ein  Organismus  ist,  wenn  jedes  Rechtsinstitut 
seine  eigene  organische  Natur  hat,  so  muss  sich  auch  die  Wissenschaft 
desselben  sowohl  im  Ganzen  als  im  Einzelnen  organisch  gliedern  lassen. 
Dabei  ist  ein  logisches  Verfahren  durchaus  nicht  ausgeschlossen,  sondern 
sogar  eine  unerlässliche  Bedingung  wahrer  Wissenschaftlichkeit:  aber  diess 
Verfahren  muss  überall  ein  objecliv  dialectisches  sein;  die  Momente 
der  Gegensätze  müssen  in  dem  objecliv  Gegebenen  aufgesucht  und  nicht 
nach  subjccliven  in  die  Verhältnisse  hineingetragenen  Ideen  wieder  gege- 
ben werden.  Auch  ist  es  von  der  grössten  Wichtigkeit , dass  nicht  Neben- 
pnukte  als  durchgreifend  maassgebend  in  den  Vordergrund  gestellt  und 
die  Hauptmomentc  ihnen  untergeordnet  werden,  wie  leider  seit  dem  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  so  häufig  in  Deutschland  geschah,  so  dass  z.  B. 
manche  Lehrbücher  des  römischen  Rechts  nur  ein  verunstaltetes  Zerrbild 
des  wirklichen  organischen  Systems  desselben  enthalten. 

C.  Aus  allem  diesem  ergibt  sich , wie  der  Rechtsgelehrte  bei  der  Fixi- 
rung  der  juristischen  Begriffe  und  der  Aufstellung  allgemeiner  Rechtsregeln 
zu  verfahren  hat.  Er  muss  von  dem  historisch  Gegebenen  ausgehen  und 
aufsteigend  aus  dessen  wesentlichen  Momenten  das  Gemeinsame  finden, 
nicht  aber  umgekehrt,  aus  einem  Begriff  a priori  oder  blos  nach  einer 
subjecliven  Auffassung  eines  Verhältnisses  zuerst  eine  Regel  bilden  und 
dann  das  historisch  Gegebene  in  den  so  gefundenen  Begriff  hineinzwängen. 
Es  würden  aus  einem  solchen  Verfahren  sieh  die  verkehrtesten  Consequenzen 
ergeben:  schon  die  römischen  Juristen  warnen  hiegegen  und  sehr  treffend 
sagt  Paulus  in  f.  1.  D.  50.  17  (de  Degulis  juris) : regula  est  quae  ran 
quae  est,  breviter  ennarrat ; non  ut  ex  regula  jus  sumatur  sed  ex 
jure,  quod  est,  regula  fiat.  ’)  Dann  sagt  Sabinus:  regula  quasi 
causae  conjectio  est,  quae  simulatque  in  aliquo  vitiosa  est,  perdit  officium 
suum.  Ueberhaupt  muss  der  Jurist  des  so  häufig  vorkonmicnden  incon- 
sequenten  Rechts  wegen  in  der  Aufstellung  allgemeiner  Rechtssätze  oder 
Definitionen  sehr  vorsichtig  sein,  damit  dieselben  nicht  zu  viel  oder  zu  wenig 
enthalten  und  man  nicht  Folgerungen  aus  ihnen  ziehe , welche  mit  dem  wirk- 
lichen Rechte  im  Widersprach  stehen.  Es  ist  daher  das  alte  Sprichwort 
ihm  zu  empfehlen:  Onmis  dcfinilia  in  jure  periatlosa ! Wenn  er  ein  Rechts- 
institut zu  beleuchten  hat  und  feststellen  will,  was  in  demselben  Princip 
gemäss  oder  singulär  ist,  muss  er  gleichfalls  sich  fest  an  das  geschichtliche 


1)  Rieses  Verfahren,  sagt  Thoel,  ist  cinzuhalton , der  Jurist  mag  durch  Ab-  oder 
Aufteilung  eine  Rechlsrcgcl  finden  wollen:  d.  h.  durch  Ahleiten  von  Cun- 
sequenzen  aus  einem  Rechtssatz,  oder  dadurch  dass  er  zu  untergeordneten  Rechts- 
beslinuuungcn  das  höhere  leitende  Princip  sucht. 
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d.  h.  die  als  normales  Hecht  sanctionirten  hohem  Grundsätze  Italien,  um 
das  wirklich  Exceptionellc  in  demselben  aufzulinden.  Es  ist  übrigens  nicht 
nöthig,  alle  Rechtsbegriffc  in  strenge  Definitionen  zu  fassen,  namentlich 
nicht,  wenn  ein  solcher  durch  ein  unbezweifelles  Kunstwort  genügend  be- 
zeichnet werde.  Z.  B.  die  sogenannten  dinglichen  Klagen  durch  das  Wort  Vin- 
dicatio u.  dgl. 

Die  Hauplzweigc  der  Rechtswissenschaft.  l) 

48.  Es  ist  schon  oben  (in  §.  42)  nachgewiesen  worden,  dass  das 
Gesamintgebiet  der  Rechtswissenschaft  in  drei  Hauptgcbicle  sich  spaltet, 
nämlich  in  das  des  Privalrechts,  das  des  Staats  - oder  inneren  öffentlichen 
Rechts  und  das  des  Völker  - oder  äusseren  öffentlichen  Rechts.  Der  Umfang 
des  ersten  und  letzten  Zweiges  ist  hiemit  von  selbst  bezeichnet,  doch  kann 
man  jenes  in  das  allgemeine  und  besondere  Privatrecht  (nach  §.  34)  ein- 
theilen  und  dieses  (wie  ausgeführt  werden  wird)  in  das  Kriegs-  und 
Fri  cd  ens  recht.  Alle  übrigen  Zweige  der  Jurisprudenz  gehören  dem  zwei- 
ten Ilauptzweigc  an;  also  wie  schon  im  §.  42  angegeben  ist,  das  Staats- 
recht im  engeren  Sinn,  das  Staalsverwallungs-  oder  Regierungsrecht,  be- 
stehend aus  dem  Polizei-  dem  Finanz-  und  dem  Militärrechl:  ferner  das 
Strafrecht  und  das  Slrafprozessrcchl , das  Civilprozess-  und  das  Kirchen- 
recht: dieselben  sind  alle  aus  dem  Grunde  Zweige  des  öffentlichen  Rechts, 
weil  deren  Grundsätze  die  vom  Willen  der  Einzelnen  unabhängige  und  diesen 
absolut  bindende  Staatsordnung  fcststellen.  Was  indessen  dasKirchenrecht 
betrifft,  so  darf  man  es  einerseits  nicht  für  einen  blosen  Zweig  des  Regierungs- 
rechls,  andererseits  nicht  mit  v.  Savigny  und  Puchta  für  einen  von 
den  genannten  drei  Hauptzweigen  des  ganzen  Rechts  verschiedenen  vierten 
Hauptzweig  erklären  ; und  zwar  das  erste  nicht,  weil  die  Kirche  kein  Staats- 
institut ist,  sondern  eine  selbstständige  Genossenschaft  mit  Autonomie,  die, 
obwohl  der  allgemeinen  Siaalsgeselzgebung  und  manchen  ihre  Verhältnisse 
regulirendcn  Nonnen  unterworfen,  auch  vom  Staate  überwacht,  ja  nicht 
selten  von  ihm  in  rechtlicher  Beziehung  bevormundet,  doch  als  eine  eigene 
Anstalt  der  ergänzenden  Gemeinschaft,  den  Kern  ihres  Rechts  ihrem  Dogma 
und  ihrem  Cultus  gemäss  selbst  schafft.  Das  Kirchenrecht  gehört  indessen 
immer  dem  öffentlichen  Recht  in  einem  Staate  an,  weil  die  kirchliche  Ord- 
nung nur  inFolge  ihrer  Anerkennung  von  der  Staatsgewalt  den  Charakter  einer 
öffentlichen  Rechtsordnung  erhält  und  aufhürl  Privatsache  zu  sein , obgleich  der 
religiöse  Glaube  diess  ist.  Eine  Beimischung  privatrechtlicher,  ja  auch 
völkerrechtlicher  Rechtsregeln  kommt  allerdings  im  Kirchenrechte  vor,  doch 
ist  der  innere  öffentlich-rechtliche  Charakter  desselben  vorherrschend.  Es 
ist  aber  nicht  nöthig,  es  als  einen  von  allen  Andern  ganz  verschiedenen 


t)  Zu  vergleichen  r.  Savigny,  System  Bd.  I.  J-  9- 
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Zweig  der  Jurisprudenz  diesen  gegenüber  zu  stellen.  *)  Ist  gleich  die 
Herrschaft  der  Religion  nicht  auf  ein  Staalsterrilorium  beschränkt,  verfolgt 
sie  ein  über  das  Socialleben  der  einzelnen  Völker  weit  hinausgehendes  Ziel, 
so  stehen  doch  der  Kirche  nur  Rechte  zu,  in  wie  weil  sie  auf  einen  be- 
stimmten Rechlsgebiete  ein  äusseres  Dasein  hat.  Es  kömmt  daher  jeder 
concreten  Kirche  nur  das  Recht  wirklich  zu,  was  in  einem  bestimmten 
Staate  als  ein  von  ihm  anerkanntes  und  oft,  wie  schon  gesagt,  von  ihm 
selbst  geschafftes  Recht  gilt.  Nach  der  entgegengesetzten  Ansicht  würde, 
wenn  man  sie  conscquent  durchführen  wollte,  die  Kirche  in  rechtlicher 
Beziehung  über  den  Staat  zu  stehen  kommen  oder  wenn  man  nicht  so 
weit  gehen  wollte,  wenigstens  in  ein  blts  völkerrechtliches  Verhältniss  zu 
ihm  treten,  was  den  wirklich  gellenden  Rechtsgrundsätzen  nicht  gemäss 
wäre.*)  Bei  den  meisten  Völkern  des  Alterthums,  wo  die  Religion  Staatsreli- 
gion d.h.  wesentlich  Sache  des  Staats  war,  erscheint  das Kirchenrechl  alsein 
Theil  des  eigentlichen  Regierungsrechls , denn  bei  ihnen  bildete  es  als  die 
Ordnung  der  Sacra  publica  allerdings  einen  Zweig  der  eigentlichen  Staats- 
verwaltung. *) 

Vergleicht  man  die  Grundsätze  der  drei  Hauptzweige  der  Rechts- 
wissenschaft untereinander,  so  entdeckt  man  sogleich  einen  Haupt- 
gegcnsalz  zwischen  dem  Privalrecht  einer-  und  den  beiden  andern  Zweigen 
andererseits,  nämlich  den:  dass  die  staats-  und  völkerrechtlichen  Normen 
den  Chnrnkler  haben , dass  sie  alle  als  durch  den  höchsten  unbedingt 
herrschenden  Centralwillen  sanctionirte  Vorschriften  über  den  Willen  der 
Privaten  stehen  und  daher  durch  diese  nicht  abgeändert  werden  können. 
Daher  die  bekannte  römische  Rcchtsrcgel:  Jus  publicum  privatoram  paclis 
mutari  non  polest;  aus  deren  Anwendung  sich  ergibt,  dass  alle  Willens- 
handlungen der  Privaten,  welche  gegen  solche  Grundsätze  verstossen,  ju- 
ristisch ungültig  sind.  Es  gibt  jedoch  auch  Grundsätze  des  Privatrechts, 
welchen  dieser  Charakter  zukommt,  nämlich  alle  die,  weiche  die  Kraft  ab- 
solut gebietender  Rechtsnormen  haben  (§.  42):  deshalb  findet  auch  auf 
sie  das  oben  angeführte  Axiom  Anwendung  und  es  wird  von  Bestimmungen 
dieser  Art  gesagt,  sie  seien  jttris  publici. 1 2 3  4) 


1)  Diess  thun  mehrere  höchst  berühmte  Rechlsgelehrlc  z.  B.  v.  Savigny,  System 
I.  $.  9.  S.  27,  und  Puchta,  Cursus  der  Institutionen  Nr.  XXII.  u.  s.  w. 
Nr.  XXVI. 

2)  Die  katholische  Kirche  steht  theilweisc  allerdings  in  einem  solchen  Verhältniss 
zum  Staate,  wcsshalb  manches  kirchliche  durch  Concordalc  regulirt  wird.  Allein 
diese  Stellung  derselben  ist  bei  Weitem  nicht  die  allein  massgebende. 

3)  Mit  Recht  konnte  daher  der  Jurist  Ulpian  in  f.  1.  §.  2.  D.  I.  1.  {de  just, 
et  jure ) sagen:  publicum  jus  in  sacris,  sacerdotibus , in  mngi- 
strnlibus  consistil. 

4)  Aus  diesem  Grunde  wird  die  testumeulifactio  bei  den  Römern  (in  f.  3.  D.  28.  1. 
<fui  testum.)  Juris  publici  genannt:  denn  das  Recht  zu  testiren  kann  niemand 
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Andere  Auffassungen  der  einzelnen  Zweige  der  drei 
Hauptlheile  des  Rechts. 

49.  Eine  von  der  so  eben  beleuchteten  Classification  und  Charakte- 
ristik der  verschiedenen  Zweige  der  Rechtswissenschaft  sehr  abweichende 
ist  im  verbreitetsten  Lehrbuch  der  juristischen  Encyclopädie,  (dem  von 
Falk)  versucht  worden . welcher  indessen  nur  wenige  Rechtsgelehrte  bei- 
slimmlen.  Nach  demselben  1)  gehören  zum  Privalrecht  das  eigentliche 
Privalrecht,  auch  bürgerliches  Recht  genannt,  das  Kirchenrecht,  das  Polizei- 
recht, das  Criminalrecht  und  das  Prozessrecht;  zum  öffentlichen  dagegen 
das  Slaatsrecht,  das  Regierungsrecht,  das  Finanz-  und  Cameralrecht  lind 
das  Völkerrecht.  Die  Grundanschauung,  von  welcher  bei  dieser  Eintheilung 
ausgegangen  wird,  besieht  darin,  dass  das  Privatrecht  aufgefasst  wird  als 
dos  Recht  der  Gehorchenden  und  das  öffentliche  Recht  als  das  der  Be- 
fehlenden: weil  jedes  gehorchende  Mitglied  eines  solchen  eine  Privat- 
person sei,  und  alles  Befehlen  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  von  dem 
Ganzen  oder  Oeffentlichen  ausgehe  und  durch  die  Repräsentation  des  Gan- 
zen begründet  werde.  Es  seien  jedoch  die  Vorschrillen,  welche  die  Ge- 
horchenden im  Verhältniss  zum  Ganzen  verpflichten,  obwohl  ihrem  Begriffe 
nach  zum  Privalrcchle  gehörend,  da  sie  aus  den  öffentlichen  Verhältnissen 
unmittelbar  entspringen,  ihres  Zusammenhangs  wegen  auch  als  Theile  des 
öffentlichen  Rechts  anzusehen. 

Ohne  noch  diose  Aufstellung  aus  inneren  Gründen  zu  verwerfen,  müs- 
sen wir  die  Bemerkung  machen,  dass  sic  durch  die  letzte  Beschränkung 
jedenfalls  theilweisc  umgestossen  wird , denn  die  als  Zweige  des  Privatrechts 
aufgeführten  Criminalrecht  und  Polizeirecht  enthalten  gewisse  Vorschriften, 
die  aus  den  öffentlichen  Verhältnissen  unmittelbar  entspringen,  da  sic  ja 
auch  die  Aufrcchthaltung  der  gesummten  Rechtsordnung  bezwecken  und 
die  Gehorchenden  ihnen  in  ihrem  Verhältniss  zum  Ganzen  unterworfen  sind. 
Allein  der  ganze  Gesichtspunkt,  von  dem  Falk  bei  dieser  Classifikation 
ausgehl,  ist  nicht  der  richtige. 

Der  Umstand,  dass  wie  im  bürgerlichen  Rechte,  so  auch  im  Straf- 
Polizei-  Kirchen-  und  Prozessrecht  zunächst  die  rechtliche  Stellung  der 
Privatpersonen  festgesetzt  wird  und  dass  in  den  andern  Zweigen  Träger 
öffentlicher  Gewalten  in  den  Vordergrund  treten,  darf  für  die  Charakter- 
bestimmung der  verschiedenen  Zweige  der  Rechtswissenschaft  nicht  als 
der  einzig  erhebliche  und  massgebende  angesehen  werden:  denn  einerseits 
stehen  auch  in  den  vier  letzten  von  Falk  zu  dem  Privatrecht  gezählten 
Zweigen  Träger  von  öffentlichen  Gewalten  den  Privaten  dagegen,  in  den 


•ich  selbst  geben  oder  nehmen  und  die  Testamcnliformcn  sind  unabänderlich 
durch  absolut  befehlende  Rechtsnormen  festgesetzt. 

1)  Falk  Encycluptdie  §.  21. 

6 * 
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von  ihm  zum  öffentlichen  Rechte  gezählten  den  mit  öffentlicher  Gewalt  be- 
kleideten Beamten  Privatpersonen  gegenüber.  Andererseits  hat  das  Völ- 
kerrecht auf  die  Stellung  der  Privaten  nicht  blos  im  Auslande,  sondern 
theilsveise  sogar  im  hinlande  einen  entscheidenden  Einfluss. 

Das  Wesen  des  öffentlichen  und  des  Privatrechts  wird  durch  den  Cha- 
rakter der  durch  ihre  Normen  regulirten  Rechtsverhältnisse  bestimmt.  Wenn 
diese  blos  unter  Privaten  als  solche  slattflnden,  so  sind  die  sie  ordnenden 
Hechtsregeln  privatrechtlich ; öffentlich  rechtliche  aber,  wenn  die  Rechtsver- 
hältnisse zwischen  Privaten  und  der  Gesammlheit  des  Staates,  oder  zwi- 
schen mehreren  Staaten  bestehen.  >)  Alle  anderen  Beziehungen  derselben 
sind  Nebensache  und  für  die  Classifikation  der  Rechtszweige  nicht  von 
Belang.  Es  handelt  sich  stets  nur  davon,  ob  die  Rechtsnormen  die  Inter- 
essen der  Privaten  als  solche  rcguliren,  oder  die  Interessen  des  Staats 
uach  Innen  oder  nach  Aussen.  Die  Römer  definiren  daher  sehr  richtig 
das  Privalrechl  als  das  jus,  quod  ad  singulorum  utilitatem  pertinet 
und  das  jus  publicum  als  das  quod  ad  slalum  rei  romanac  special;  und 
sagen  sunt  enimquaedam publice  utilia  quaedam  privatim. 1  2 ) 

Deshalb  gilt  auch  vom  öffentlichen  Rechte  der  Grundsatz  jus  pu- 
blicum paclis privalorum  mularinon polest  und  vom Pri valrechte  3 4 ) blos  in  so- 
weit als  dessen  Nonnen  einen  dem  öffentlichen  Rechte  gleichkommendcn  Cha- 
rakter haben,  was  der  Fall  ist,  wenn  im  Interesse  aller  ihnen  die  Stärke 
absolut  bindender  Normen  beigelegt  ist.  *)  Die  durch  solche  Gesetze 
regulirten  Rechtsverhältnisse  bleiben  deshalb  doch  privatrechtli- 

che, denn  es  steht  in  der  Willkühr  der  bei  denselben  bctheiliglen 
Personen,  ob  sie  von  den  durch  das  Recht  geschützten  Befugnissen  Ge- 
brauch machen  wollen  oder  nicht,  z.  B.  ob  sie  ein  Testament  machen  oder 
eine  Ehe  eingehen  wollen:  nur  müssen  sie,  wenn  sie  dies  wollen,  es  nach 
der  rechtlich  vorgeschriebenen  Weise  thun. 

Das  so  eben  Gesagte  ist  allerdings  auf  den  Civilprozess  anwendbar, 
allein  nur  die  Frage:  ob  jemand  sein  Recht  verfolgen  will,  ist  privatrecht- 
lich und  deshalb  ist  es  auch  das  Privalrechl,  das  von  der  Zuständigkeit 
der  Klagen  und  anderer  Rechtsmittel  handelt:  aber  welche  Gerichte  com- 


1)  Wie  liier  wird  auch  von  Thöl,  Einleitung  §i  44  der  Begriff  des  Privalrechts 
aufgefasst 

2)  F.  1.  S-  2-  D.  i.  1.  {ded  just,  et  jure.) 

3)  Sehr  richtig  bemerkt  daher  auch  Thöl  a.  a.  0.  S.  118:  der  Charakter  des  Pri- 
valrechts ist  die  Vcrzichlbarkeil. 

4)  Der  obenangeführte  Schriftsteller  thcill  datier  die  Privatrechtssätzc  in  zwei  Klas- 
sen — in  private  und  öffentliche,  und  bemerkt , die  Römer  hatten  öffent- 
1 ich  es  und  privates  Privatrecht  unterschieden.  Man  kann  sagen,  die  Prival- 
rcchlssätze  sind  theils  Privatrecht  im  engsten,  theils  öffentliches  Recht  im  weite- 
sten Sinne. 
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pelent  sind  über  den  Rechtsstreit  zu  entscheiden,  wie  sie  besetzt  und  or- 
ganisirl  sein  müssen  und  welches  Verfahren  slaltzutlnden  habe,  damit  das 
Unheil  nicht  nichtig:  oder  anfechtbar  sei,  ist  im  öffentlichen  Inlcresse  und 
auf  eine  über  die  Privatwillkür  hinausgehende  Weise  angeordnet,  so  dass 
es  unmöglich  ist,  das  Prozessrecht  zu  einem  Theil  des  Privalrechts  zu 
machen:  obwohl  es  eine  Art  von  Uebergang  von  diesem  zum  öffentlichen 
Rechte  bildet.  Auch  das  Criminal  - und  das  Polizeirecht  lässt  der  Privat- 
willkür (einige  sehr  wenige  Fälle  *)  ausgenommen)  keinen  Spielraum.  Ist 
ein  Verbrechen  begangen,  so  kann  der  dadurch  Verletzte  den  Lauf  der 
Justiz  nicht  hemmen ; ebenso  müssen  Polizeiconlravenlionen  bestraft  werden : 
nur  faktisch  kann  „Gnade  vor  Recht  gehen.“ 

Was  das  Kirchenrecht1 2)  betrifft,  so  können  allerdings  die  kirchlichen 
Verhältnisse  so  gestaltet  sein  (und  es  gibt  Staaten  in  welchen  dieses  der 
Fall  ist)  dass  der  Staat  vtjn  denselben  als  eigenen  Verhältnissen  keine  Kunde 
nimmt:  wenn  nämlich  der  Grundsatz  einer  unbeschränkten  individuellen 
Religions-  und  einer  gleichen  religiösen  Associalionsfreiheit  im  Staate  gilt: 
dann  ist  alles  Religiöse  Privatsache  und  die  kirchlichen  Genossenschaften 
sind  in  rechtlicher  Beziehung  von  andern  nicht  verschieden.  Allein  wenn, 
wie  es  jetzt  noch  in  den  meisten  christlichen,  ja  selbst  in  den  nicht  christlichen 
Staaten  des  Orients  der  Fall  ist,  Confessioncn  anerkannt  oder  geduldet  sein 
müssen,  damit  man  sich  zu  denselben  bekennen  darf,  wenn  nur  die  auf 
eine  bestimmte  Weise  als  Kirchen  anerkannten  Religionsvcreine  eigene 
Rechte  oder  gar  Vorrechte  und  Privilegien  haben,  wenn  die  Kirchenver- 
fassung  eine  vom  Staate  anerkannte  oder  rcgulirlc  öffentliche  Ordnung  ist, 
und  wenn  die  Träger  der  geistlichen  Gewalt  als  solche  vom  Staate  ge- 
schützt und  auch  der  ganze  Cullus  unter  die  Obhut  des  Staates  gestellt 
ist,  dann  hört  das  Kirchenrecht  gewiss  auf,  Privatrecht  zu  sein,  ob  es  gleich, 
wie  schon  (in  §.  48)  bemerkt,  auch  privatrechtliche  Normen  enthalten  kann. 

Diese  Gründe  mögen  hinreichen,  um  die  Unhaltbarkcit  der  hier  be- 
kämpften Fa I ck’ sehen  Classificationen  und  Charakteristik  der  einzelnen 
Zweige  der  Rechtswissenschaft  zu  zeigen,  und  den  Beweis  zu  liefern,  dass 
das  Criminal-,  das  Polizei-,  das  Kirchen-  und  Proccssreeht  nicht  als  Zweige 
des  Privalrechts  aufgefasst  werden  dürfen. 

Hauplseilen  des  Rcchtsstudiums. 

50.  Da  die  Rechtswissenschaft  eine  sog.  praktische  Wissenschaft  ist, 


1)  z.  B.  die  Fille  des  Ehebruchs  und  der  Ehronkränkungen. 

2)  Im  §•  4 seiner  EnoyclopSilio  sagt  Falck  seihst,  dass,  obgleich  die  kirchlichen 
Einrichtungen  des  Christenthums  ans  Privatvereinbarung  hervorgegongen  sind, 
jetzt  die  Kirche  in  so  genauer  Verbindung  mit  dem  Staate  steht,  dass  eine  öf- 
fentliche Kirchen  verfassun  g daraus  hervorgieng. 
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so  muss  der  nächste  Gegenstand  des  Rechtssludiums  das  bei  einem  Volke 
geltende  Recht  sein.  Allein  eine  gründliche  und  erleuchtete  Kennlniss  des- 
selben ist  ohne  die  Erforschung  seiner  letzten  Gründe,  seiner  Entstehung 
und  Entwickelung  unmöglich,  weil  alles  Recht  als  ein  Erzeugnis  des  Zu- 
sammenwirkens rationeller  und  geschichtlicher  Ursachen  anzusehen  ist.  Da- 
her hat  das  Rechtsstudium,  um  wahrhart  wissenschaftlich  zu  sein,  drei 
Richtungen  zu  verfolgen;  es  muss  (wie  man  meistens  sich  nusdrückt)  sy- 
stematisch, hi  storisch  und  philosophisch  sein.  Es  sind,  wie  schon 
der  grosse  Leibnitz  und  nach  ihm  Hugo1 2)  sagte,  durch  dasselbe  drei 
Hauptfragen  zu  lösen:  1)  die,  was  ist  Rechtens?  2)  wie  ist  es  Rechtens 
geworden?  und  3)  ist  cs  vernünftig,  dass  es  Rechtens  sei,  oder  (die  Frage 
höher  aufgefasst)  welches  sind  die  höchsten  Anforderungen  der  Rechtsidee 
und  in  wie  fern  entspricht  denselben  das  wirkliche  Recht? 

A.  Die  auf  eine  streng  wissenschaftliche,  vollständige  Erfassung  der 
geltenden  Rechlssiilze  gerichtete  systematische  Kennlniss  des  Rechts  wird  durch 
ein  zweifaches  Verfahren  erworben,  das  der  Analysis  und  dasderSynlhesis.  Je- 
nes besteht  in  der  vollständigen  Enlfallungdes  in  einem  Kechlssntze  enthaltenen 
juristischen  Gedankens  und  der  Deduclion  aller  seiner  Folgerungen:  dasVerfahren 
ist  das  der  Auslegung,  und  desshalb  muss  das  systematische  Studium  des 
Rechts  jeder  Zeit  exegetisch  sein.  Allein  es  müssen  auch  umgekehrt, 
da  jedes  Recht  aus  einer  Menge  einzelner  Rechtssätze,  Vorschriften  und  An- 
ordnungen besteht,  dieselben  in  ihrem  innere  Zusammenhang  und  in  wie 
weit  es  der  Fall  ist,  als  Folgerungen  höherer  oder  allgemeiner  Grundsätze 
erfasst  werden:  das  Rechlssludium  muss  auch  dogmatisch*)  sein. 

Es  hängt  von  dem  formellen  Zustande  des  bei  einem  Volke  geltenden 
Rechts  ab,  ob  das  systematische  Rechtsstudium  vorherrschend  ein  exege- 
tisches oder  dogmatisches  sein,  d.  h.  ob  die  Exegese  das  Hauptgeschäft  des 
sich  bildenden  Rechtsgclehrlcn  und  das  dogmatische  Verfahren  nur  etwas 
secundärcs  sein  müsse,  oder  ob  die  entgegengesetzte  Methode  cinzu- 
halten  sei? 

Ist  bei  einem  Volke  das  Recht  codificirl,  so  wird  dessen  Erfor- 
schung vorzugsweise  vermittelst  der  Exegese  zu  bewerkstelligen  sein ; ist 
dagegen  aus  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  der  einzelnen  Rechtssälze 
ihre  systematische  Einheit  zu  bilden,  so  muss  das  Verfahren  ein  dogma- 
tisches sein,  die  Exegese  ist  aber  ein  Hauplhilfsmillel  zur  Feststellung 


1)  Juristische  Encyclopädie  p.  34—35. 

2)  Der  Verfasser  nimmt  hier  das  Wort  dogmatisch  in  einem  engem  Sinn,  als  z.  B. 
Hugo,  der  das  Rcchtsstudium,  welches  wir  systematisch  nennen,  als  das  dog- 
matische bezeichnet.  Dogmatisch  wird  verfahren,  wenn  aus  zerstreuten  Rechtsbe- 
stimmungen gemeinsame  ihnen  zu  Grunde  liegende  Rechlsdogmen  gebildet  werden. 
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der  Rechtsdogmen ' ).  Der  umgekehrte  Weg  würde  nicht  zum  Ziele  führen, 
die  dogmatische  Behandlung  eines  codiücirtcn  Rechts  würde  leicht  Verwir- 
rung und  Unsicherheit  erzeugen,  die  exegetische  in  einem  Lande,  wo  die 
Kennlniss  der  einzelnen  Rcchlssätze  aus  einer  Masse  verschiedener  Quellen 
zu  schöpfen  ist,  auch  in  einer  langen  Reihe  von  Jahren  nicht  vollendet  wer- 
den können. 

B.  Das  historische  Studium  der  Rechte  hat  ein  doppeltes  Ziel  zu  ver- 
folgen. Es  hat  a)  die  ganze  Lebensentwickelung  und  Bewegung  der  Rechts- 
und Staatsordnung  zu  erforschen,  um  davon  ein  treues,  lebendiges  Bild 
zu  geben.  Diess  ist  die  Aufgabe  der  eigentlichen  Rechlsgeschichte 1  2 3 ).  Sie 
zerfallt  in  die  s.  g.  äussere  und  innere : jene  stellt  den  Enlwickclungsgang 
des  ganzen  RechLsorganismus  bei  einem  Volke  dar,  diese  die  Geschichte 
der  einzelnen  Rechlsinslilule  und  Rechtsnonnen,  jedoch  stets  in  ihrem  Zu- 
sammenhänge mit  dem  Ganzen.  Die  äussere  Rechtsgeschichtc  ist  mehr  als 
blosse  Geschichte  der  Rechlsquellen : sie  hat  auch  die  Bewegung  dergan- 
zen  socialen  Lebensgestallung  eines  Volkes  darzulegcn , um  eine  vollstän- 
dige Einsicht  in  den  wahren  Charakter  und  den  Geist  seines  Rechts  mög- 
lich zu  machen. 

Verschieden  von  der  Rechlsgeschichte  sind  die  sog.  Rechlsalterthümer 
d.  h.  die  antiquarische  Reehlserforschung.  Während,  wie  Puclita  (p.  103) 
sagt,  jene  ihren  Stoff  von  der  Seile  der  Bewegung  betrachtet,  beschaut 
diese  ihn  als  einen  ruhenden. 

Sie  will  bloss  einen  vorübergehend  bestandenen  Zustand  in  der  Ver- 
gangenheit constatiren,  ist  demnach  allerdings  ein  unentbehrliches  Hilfs- 
mittel der  Geschichte,  aber  nicht  die  Geschichte  selbst. 

b)  Aber  die  Aufgabe  des  rechlsgeschichtlichen  Studiums  ist  noch  weitern 
Umfanges ; auch  die  Erforschung  und  Beleuchtung  alles  Einzelnen  im  ganzen 
Rechlssyslem  soll  geschichtlich  und  daher  das  systematische  Rcchlssludium 
selbst  zugleich  historisch-  sein.  Man  nennt  die  auf  diese  Weise  verfahrende 
Rechtswissenschaft  die  geschichtliche,  und  die  ihr  principicll 
huldigenden  Rechlsgelehrten,  die  historische  Schule*). 

c)  Das  geschichtliche  Rechtssludium  hat  endlich  noch  eine  höchste 
Aufgabe  zu  erfüllen.  Es  soll  den  Enlwickelungsgang  des  Rechts  und  sei- 


1)  Daher  ist  in  Frankreich,  das  seine  Code t hat,  das  Rechlsstudium  nothwendig 
exegetisch:  in  Deutschland,  wo  diess  weniger  der  Fall  ist,  dogmatisch. 

2)  Sehr  gut  ist  die  Aufgabe  des  geschichtlichen  Studiums  des  Rechts  bezeichnet  und 
beleuchtet  von  Puchta  im  Curs.  der  Institution.  I.  Nr.  XXXIV. 

3)  Eine  solche  Schule  hat  sieh  181 S in  Deutschland  förmlich  unter  der  Leitung  Sa- 
vigny’s  und  seiner  nächsten  Freunde  constituirt  und  in  der  Zeitschrift  für 
geschichtliche  Rechtswissenschaft  »ich  ein  Organ  geschaffen.  S.  unten 

S-  128. 
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ner  Wissenschaft  bei  allen  Völkern  der  Erde  darslellen,  die  geschichtlichen 
Ursprünge  der  wichtigsten  Gesetzgebungen  derselben  aufstichen,  ihren  Zu- 
sammenhang und  den  Einfluss  der  einen  auf  die  andern,  wo  ein  solcher 
statt  hatte,  nachweisen  und  zugleich  eine  Grundlage  für  eine  vergleichende 
Rechlsgeschichte  gewinnen.  Bis  jetzt  sind  noch  wenige  Versuche  zu  einer 
geschichtlichen  Beleuchtung  des  Rechts  in  diesem  umfassenden  Sinne  ge- 
macht worden.  Was  in  dieser  Beziehung  unternommen  worden  ist,  soll 
unten  in  der  Einleitung  zur  geschichtlichen  Beleuchtung  des  Rechts  und 
der  Rechtswissenschaft  (§.  58)  angegeben  werden. 

C.  Auch  das  philosophische  Studium  des  Rechts,  dessen  Zweck  die  voll- 
ständig rationelle  Beleuchtung  desselben  oder  die  Erforschung  der  rationellen 
Elemente  im  Recht  ist,  hat  eine  zweifache  Aufgabe  zu  lösen : theils  die, 
das  ganze  Recht  einer  philosophischen  Beschauung  zu  unterwerfen  und  ein 
System  philosophischer  Rechtswahrheilen  aufzustellcn,  theils  die,  alle 
Zweige  der  Rechtswissenschaft  und  alle  Rechlsinslitule  von  diesem  höch- 
sten Standpunkte  aus  aufzuhellen. 

a)  Die  erste  Aufgabe  hat  man  durch  die  Wissenschaft  des  s.  g.  Na- 
tur- oder  Vernunflrcchts  vermittelst  der  verschiedenen  oben  §.  37  angegebe- 
nen Theorieen  zu  erfüllen  gesucht.  Weil  aber,  wie  gleichfalls  schon  gesagt 
worden,  diese  Versuche  misslangen,  hat  man  andere  Wege  zu  deren  Erle- 
digung eingeschlagen. 

a)  Man  glaubte  (und  diess  that  Hugo1 2),  das  Problem  der  Rechts- 
philosophie dadurch  zu  lösen,  dass  man  das  Naturrccht  in  eine  Philo- 
sophie des  positiven  Rechts  umgeslalletc,  oder  vielmehr  das,  was 
man  so  nannte,  an  dessen  Stelle  setzte.  Man  unterwarf  die  thierischc  und 
vernünftige  Natur  und  das  Socialleben  des  Menschen  einer  psychologischen 
und  geschichls-philosophischen  Untersuchung  mit  vorherrschender  Berück- 
sichtigung des  Rechts,  wie  sich  diess  bei  den  gebildeten  Völkern  entwickelt 
hat,  und  prüfte  dann  die  wichtigsten  Rcchlsinstilule,  besonders  diedcsPri- 
valrechls,  suchte  Gründe  fiir  oder  gegen  ihre  Vernünftigkeit,  d.  h.  dafür 
auf : ob  sic  dem  menschlichen  Geschlechte  mehr  Vorlheil  als  Nachtheil 
bringend  erscheinen.  Man  nannte  diese  vom  Standpunct  des  Niitzlichkeits- 
princips  aus  angestcllle,  fast  immer  nur  negative  Kritik  Philosophie  des 
positiven  Rechts.  Sie  könnte  die  skeptische  Rechtsphiloso- 
phie genannt  werden*). 

Diese  Behandlungsweise  der  Rechtsphilosophie  fand  aber  wenig  An- 


1)  In  vier  Auflagen  seiner  Philosophie  des  positiven  Rechts  1788  — 89.  1809.  1819. 

2)  Nach  Ilugo's  eigenen  Worten  (vierte  Aull.  $.  2)  sollte  die  Philosophie  des  po- 
sitiven Rechts  sein:  Vernunfterkcnntniss  aus  Begriffen  über  das,  was  Rechtens 
sein  kann,  und  zwar  besonders  über  das  Privatrechtlichc,  als  über  das  eigent- 
lich Juristische. 
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hüngcr,  und  keine  unter  den  eigentlichen  Philosophen.  Diese  hielten  mei- 
stens an  der  Kant'schen  oder  der  ihr  nahe  kommenden  Auffassung  des 
Nalurrechts  fest,  bis  Hegel  diesem  eine  neue  Richtung  gab  l 2). 

ß)  Mit  der  Verbannung  alles  Empirischen  in  dieser  Wissenschaft 
durch  Kant  war  das  s.  g.  Naturrecht  eine  rein  spcculative  oder  abstmctc 
Doclrin  geworden.  Es  sollte  der  dem  Recht  zur  Grundlage  dienende  Tlieil 
der  Metaphysik  der  Sitten  sein,  d.  h.  die  metaphysischen  Anfangsgründe 
der  Rechtsichre  enthalten  *).  Es  handelte  sich  darum:  die  Rechte  des  Men- 
schen als  solchen  aus  einem  höchsten  Vemunftprincipe  a priori  zu  dedu- 
ciren  (S.  §.  32).  Auf  diese  Weise  gelangte  man  zu  ahstraclen  Rechten, 
die,  als  in  der  menschlichen  Natur  begründet.  Jedem  zustehen  sollten. 
Kant  war  dabei  vom  Menschen  als  frei  geborenem  Wesen  ausgegangen; 
die  Freiheit  war  das  einzige  Utrecht.  Nach  Fichte  war  diese  Freiheit  nur 
ein  Anspruch  auf  eine  Freiheitssphäre,  die  jedem  Ich  (Menschen)  Andern 
gegenüber  zustehc,  aber  erst  durch  Vereinbarung  jedem  eine  wirkliche 
Freiheils-,  also  Rechtssphürc  werde.  Die  angeborene  Freiheit  war  hiernach 
der  entferntere,  die  Vereinbarung,  der  Vertrag  oder  Staatsvertrag,  der 
nächste  Grund  des  Rechts.  Von  dieser  Auffassung  führte  ein  weiterer  Schritt 
zu  der  Hegel’  sehen. 

Da  nach  diesem  Philosophen  nur  das  Vernünftige,  d.  h.  das  durch 
ein  absolutes  Denken  als  nothwendig  sich  Ergebende,  wirklich  und  alles 
Wirkliche  vernünftig  ist:  so  muss  die  angeborene  Freiheit  sich  auch  in 
der  Ausscnwelt  (d.  h.  im  socialen  Leben  der  Menschen)  als  etwas  Wirk- 
liches, d.  h.  als  eine  durch  die  Vernunft  gesetzte  und  geschaffene  Welt  der 
Freiheit,  folglich  als  Rechtsordnung  sich  offenbaren.  Diess  geschieht  da- 
durch, dass  jeder  Mensch  sich  als  freies  Individuum  oder  P e rson  (Reehts- 
subject)  weiss,  dass  er  als  solches  andern  Personen  gegenüber  tritt,  was 
er  nur  kann,  wenn  er  auch  Dinge  der  Aussenwelt  seiner  Herrschaft  (als 
Besitzer)  unterwirft,  und  seinen  Willen  als  Person  in  die  Sache  legend, 
diese  gleichsam  als  eine  Erweiterung  seiner  Persönlichkeit  nnsehend,  sich 
Andern  gegenüber  als  Herrn  oder  Eigentümer  bestimmter  Sachen  ge- 
rirt,  und  vermittelst  Vertrag  mit  Andern  als  solcher,  sowie  als  Person 
von  ihnen  anerkannt  wird,  während  er  seiner  Seils  die  Andern  als  Perso- 
nen und  Eigentümer  anerkennt,  und  durch  Enläusserung  seines  Eigen- 
thums mit  ihnen  in  einen  Rechtsverkehr  tritt.  Auf  diese  Weise  sind  mit 
der  Persönlichkeit,  dem  Eigenthum  und  dein  Vertrag  die  Grund- 


1)  Zu  vergleichen  Fi  chic,  System  der  Ethik,  Thl.  I.  enthaltend  eine  Darstellung 
der  philosophischen  Lehren  vom  Staatsreehl  in  Deutschland,  England  und  Frank- 
reich, von  der  Mille  des  achtzehnten  Jahrhunderts  an.  $.32  — 34.  51  — 55.  90  — 
109.  u.  d.  Vcrf.  Anzeige  des  Werks  in  B.  I.  der  kritischen  Zeitschrift  für  die 
gesammtc  Rechtswissenschaft.  Heidelberg  1852.  S.37  II. 

2)  Diess  ist  der  Titel  von  Kant'i  Natnrrccht  (1797  u.  1798.) 
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lagen  eines  jeden  Organismus  der  äusseren  Freiheit  und  ein  s.  g.  abstrac- 
tes  Recht  gegeben,  das  mit  der  Persönlichkeit  beginnend  lind  dem -Ver- 
trag endend,  der  Rcchlsboden  oder  die  Unterlage  des  gesammlen  als  Sitt- 
lichkeit in  den  Stufen  der  Familie,  der  bürgerlichen  Gemeinschaft  und  des 
Staates  sich  entwickelnden  Lebens  der  Menschen  wird , d.  h.  des  im  ge- 
summten Leben  sich  entfallenden  und  vollendenden  objecliven  praclischcn 
Geistes.  Auf  diese  Weise  ging  die  subjectiv-vernunftrechtliche  Lehre  in  ein 
objecliv-speculatives  System  des  Rechts  über.  Auf  dem  von  Hegel  betre- 
tenen Wege  hätte  die  Rechtsphilosophie  mit  dem  historischen  Rechte  ver- 
mittelt und  für  alle  Institute  des  letzten  ein  metaphysischer  Boden  gewon- 
nen werden  können:  allein  man  ging  nicht  weiter  und  so  blieben  das  po- 
sitive Recht  und  die  abstracte  Rechtsphilosophie  in  einem  feindlichen  Ge- 
gensätze. 

y)  Dieser  Antagonismus  hatte  die  weitere  Folge,  dass  jüngere  Schrift- 
steller die  gesummte  abslracte  Rechtsphilosophie  verwarten  1 ) und  entwe- 
der die  Urprincipien  des  Rechts,  wie  früher  schon  versucht  worden  war, 
wieder  in  dem  durch  das  Christenthum  geoflfenbarten  Willen  Gottes  nufsuchlen, 
oder  das  Hinausgehen  über  das  geschichtlich  Gegebene  für  vergeblich  er- 
klärten und  in  einer  mehr  oder  weniger  rationellen  Analysis  des  Histori- 
schen die  letzten  Gründe  suchend,  zu  einer  sog.  historischen  Rechts- 
philosophie sich  bekannten;  auch  wohl  jene  christlich  - theologisirende 
Richtung  mit  der  historischen  und  die  Rechts-  mit  der  Staatslehre  verban- 
den*). Die  Rechts-  und  Staatsphilosophie  sollte  ein  System  der  „Rechls- 
ideen“  sein,  d.  h.  von  Auffassungen  und  Ansichten  über  das  Recht, 
seine  Grundlagen,  sein  Wesen,  seinen  Organismus  und  Institute,  die  man 
durch  eine  von  den  verschiedensten  Standpunkten  ausgehende  Prüfung  und 
Beleuchtung  der  gegebenen  socialen  Zustände  der  christlichen  Völker  ge- 
wann. Aber  durch  die  vielen  in  den  verschiedensten  Richtungen  auseinan- 
der gehenden  Versuche,  „Staat  und  Recht  eine  philosophische  Basis“  zu 
geben  und  vermittelst  neuer  Theorieen,  zu  welchen  in  Frankreich  noch  die 
der  Socialisten  und  Communisten  kommen,  das  s.  g.  „ Probleme  social “ zu 
lösen,  gerielh  die  Rechtsphilosophie  in  einen  fast  chaotischen  Zustand.  Es 
ist  keiner  Doclrin,  auch  der  berühmtesten  Schriftsteller  des  Faches  eine  so 
allgemeine  Anerkennung  zu  Theil  geworden,  dass  sie  eine  herrschende  ge- 
nannt werden  könnte.  Eine  Folge  hievon  ist  die  Erkaltung  des  Eifers  für 
die  rechtsphilcsophischcn  Studien,  welche  jedoch  immer  noch  von  einigen 
Philosophen  oder  Rechlsgclehrten  mit  Vorliebe  gepflegt  werden. 

b)  Die  zweite  Aufgabe  des  philosophischen  Studiums  des  Rechts  be- 
steht in  der  ationellen  Beleuchtung  der  jedem  einzelnen  Zweige  angehören- 


t)  Fichte  a.  a.  0.  S 178-212  u.  280  -208. 
2)  Stahl  1630  u.  1847.  S. 
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den  Rechlsgrundsätze.  Es  soll  das  rationell  Nolhwendige  in  den  ReclRs- 
inslilulcn  nachgewiesen  werden.  Die  Grundlagen  und  höchsten  leitenden  Prin- 
cipien  derselben  sind  zu  erforschen  und  darzuslellen , die  in  der  Natur  der 
Sache  liegenden  Gründe  hervorzuheben,  die  sie  regulirenden  normalen  Be- 
stimmungen von  den  anomalen  mit  Schärfe  zu  unterscheiden  und  die  ein- 
schlagende  Gesetzgebung  auch  ihrem  materiellen  Werthe  nach  zu  prüfen 
und  zu  bcurlheilen.  Es  ist  jedoch  nicht  bei  allen  Zweigen  des  Rechts  eine 
tiefer  gehende  Begründung  ihrer  Normen  möglich  oder  nöthig.  Während 
im  Straf-,  im  Staats-  und  Völkerrechte  dieselbe  keinen  Schwierigkeiten  un- 
terliegt und  zugleich  unentbehrlich  ist,  wird  sie  im  Privat-,  Process-  und 
Kirchenrecht  häufig  durch  die  allzu  grosse  Präponderanz  des  rein  Positiven 
gehindert  und  ist  von  geringerer  practischer  Bedeutung.  Welch’  grosser 
Gewinn  jedoch  auch  in  diesen  Zweigen  von  der  philosophischen  Beleuch- 
tung der  Rechtslehren  für  deren  richtiges  und  allseitiges  Erfassen  zu  ziehen 
ist,  hat  in  unsern  Tagen  (seil  1840)  v.  Savigny’s  geistreiche  Behand- 
lung des  heutigen  römischen  Rechts  auf  das  Glänzendste  bewiesen. 


VII.  Capilel. 

Uebergang  znr  historischen  Beleuchtung  des  Rechts. 

Das  Recht  als  blos  subjeclivc  Ueberzeugung. 

51.  Es  lässt  sieh  ein  Zustand  des  Völkcrlebens  denken,  in  welchem 
sich  noch  keine  gemeinsame  Rechtsansicht  gebildet  hat,  sei  es  überhaupt 
sei  es  über  einen  Theil  der  festzustellenden  socialen  Verhältnisse.  Ein  sol- 
cher Zustand  hat  unter  anderen  stall,  wenn  ein  Land  durch  Ansiedlung  von 
Einwanderern  der  verschiedensten  Abstammung  oder  Cultur 1 2 3 ) sich  bevöl- 
kert, oder  wenn  durch  eine  den  ganzen  geselligen  Zustand  zerstörende 
Umwälzung  die  bisherige  Staats-  und  Rechtsordnung  untergeht  und  noch 
keine  gemeinsame  neue  sich  befestigt  hat  * ) ; oder  wenn  in  einem  Staate 
gleich  mächtige  politische  Parteien  mit  den  Waffen  kämpfend  sich  gegen 
über  stehen,  oder  unabhängige  Völker,  welche  noch  keine  gemeinsamen 
Rechtsgrundsätze  über  ihre  gegenseitigen  Verhältnisse  unter  sich  aner- 
kennen *). 

In  einem  solchen  Zustande  sind  die  Menschpn  zwar  auch  schon  von 
Rechtsansichlen  geleitet,  welche  durch  die  innere  Macht  der  sittlichen  Idee 
der  Gerechtigkeit  bei  ihnen  erzeugt  worden,  und  die  sie  mit  den  ihnen  zu 
Gebot  stehenden  Mitteln  gellend  zu  machen  versuchen  werden.  Es  existirt 


1)  Man  denke  an  Califomicn,  wo  Amerikaner,  Engländer,  Franzosen,  Deutsche  und 
Chinesen  zusammenströmen,  um  einen  Staat  zu  gründen. 

2)  Man  denke  an  Griechenland  nach  der  AbscliüUlung  des  türkischen  Jochs. 

3)  z.  B.  China,  Japan  und  die  übrigen  Länder. 
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aber  üiess  von  ihnen  für  Recht  Gehaltene  nur  als  etwas  Subjcctives,  also 
noch  nicht  als  ein  wirkliches,  auf  sociale  Weise  bindendes  Recht.  Es  ist 
Recht  im  Zustande  der  subjectiven  Uebcrzougung , aber  doch  schon  eine 
auf  die  Bewegung  des  Völkerlebcns  cinwirkende  Macht,  die  entweder  zur 
Anarchie  und  zum  (inneren  oder  äusseren)  Krieg  führt,  oder  zu  einer  Ei- 
nigung der  getrennten  Elemente  und  zur  Gcllendwcrdung  einer  gemeinsamen 
Rechtsansicht.  Vorher  haben  alle  sich  einander  gegenüber  siebenden  und 
widerstreitenden  Kcchtsansichlen  an  und  lür  sich  eine  gleiche  rechtliche 
Geltung,  sic  mögen  als  die  vernünftigeren  der  Rechlsideen  die  hohem,  oder 
die  unvollkommeneren  und  roheren  sein. 

Keine  sollte  durch  Thaten  der  Gewalt  zur  Herrschaft  gelangen,  son- 
dern durch  einen  friedlichen  Sieg,  also  durch  freie , auf  die  Uebcrzeugung 
sich  gründende  Ancignuung.  Wenn  indessen  eine  solche  factisch  unmög- 
lich, aber  im  Interesse  der  Erhaltung  Aller  oder  als  Folge  eines  unvermeid- 
lichen Zusammenstosses  die  Durchführung  einer  der  sich  bekämpfenden 
Rechlsansichten  durch  die  Noth  geboten  ist,  so  ist  das  durch  den  gewalt- 
samen Sieg  zur  praktischen  Geltung  gekommene  subjeclive  Recht  auch 
objeetiv  gerechtfertigt:  es  hat  die  Geltung  eines  Nothrcchts  (§.  22.) 

Es  soll  aber  in  diesem  Stadium  nicht  bleiben,  sondern  sich  in  ein  frei 
anerkanntes  Recht  verwandeln  oder  einem  solchen  Platz  machen.  Dasselbe 
hat  statt,  wenn  nach  dem  Wegfallen  des  ursprünglichen  Zwanges  ein  Volk 
die  ihm  aufgedrungene  Rechtsordnung  ungezwungen  anerkennt  und  feslhiilt. 
Auf  diese  Weise  kann  sogar,  was  ursprünglich  Unrecht 1 2 ) war,  sich  in  ganz 
gutes  Recht  umwandeln  und  eine  usurpatorischc  Regierungsgewalt  legitim 
werden.  Oft  ist  das  von  einem  Eroberer  oder  einem  erobernden  Volke  ei- 
nem andern  mit  Waffengewalt  aufgedrungene,  oder  das  von  einem  Usur- 
pator, einem  Tyrannen  oder  einer  siegenden  Partei  einem  Volke  aufgezwun- 
gene Recht  in  Folge  fortgesetzter  freier  Befolgung  zur  vollkommenen  An- 
erkennung gelangt  und  sogar  als  werlhcs  Gut  verehrt  worden. 

Die  natürlichen  Stadien  der  Rec  h t sen l Wickelung.  *) 

52.  Durch  die  Vergleichung  der  geschichtlichen  Rechlscnlwickelung 
verschiedener  Nationen  (insbesondere  der  Juden,  der  Römer  und  der  ger- 
manischen oder  roman-germanischen  Völker  (und  durch  das  tiefere  Eindrin- 
gen in  den  nalurgemiisscn  Enlwickelungsgnng  des  staatlichen  Lebens  ist  cs 
möglich,  zu  zeigen,  wie  das  Recht  entsteht  und  welche  Stadien  es  durch- 
läuft, um  zu  der  Höhe  der  Ausbildung  und  Form  zn  gelangen , auf  welcher 
man  bei  gebildeten  Völkern  es  findet. 


1)  Dieser  Salz  soll  principiell  begründet  -worden  in  dos  Vcrf.  RechLsphilosphic  $.  95. 

2)  Zu  vcrgl. : v.  Savigny,  vom  Beruf  unserer  Zeit  für  (Josetzgcbung  und  Hechts* 
Wissenschaft  1815.  Beseler,  Volksrocht  und  Juristcnrccht  1843. 
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Eine  sich  von  selbst  bildende  gemeinsame  Rechlsüberzeugung  muss 
von  einem  einzigen  aber  mächtigen  Mittelpunkt  menschlichen  Social -Lebens 
ausgehen,  um  die  Grundlage  einer  Rechtsordnung  zu  werden.  Dieser  Mit- 
telpunkt ist  die  Familie,  welche  ja  auch  als  die  Wiege  der  Völker  und  der 
Staaten  erscheint.  In  derselben  sind  die  den  Willen  des  Familienhauptes  leiten- 
den Lebensansichten,  also  seine  religiösen,  allgemein  sittlichen  und  recht- 
lichen Ucberzeugungen,  das  höchste  die  Familie  beherrschende  Gesetz, 
von  dessen  Wahrheit  und  Heiligkeit  die  untergebenen  Familienglieder  auf 
das  Tiefste  überzeugt  sind.  Die  Rechtsansichlen  des  Vaters  werden  ihre 
eigenen  und  massgebend  für  die  von  der  Urfamilie  ausgehenden  Familien, 
deren  Söhne,  Töchter,  Enkel,  Urenkel  und  zuletzt  des  Stammes,  wenn  auch 
derselbe  noch  als  Horde  leben  sollte.  Die  Anfänge  des  Rechts  sind 
demnach  in  dem  sogenannten  patriarchalischen  Zustande  zu  suchen,  und 
finden  sich  bei  allen  Völkern  wieder,  auch  bei  solchen , über  deren  Urge- 
schichte wir  keine  ausreichenden  Nachrichten  besitzen.  Denn  die  Ursille  ist 
nachwirkend,  wenn  auch  längst  andere  Formen  des  Völkerlebens  ihr  Platz 
gemacht  haben.  *) 

Auf  dem  Boden  der  Ursille  eines  Volkes  wurzeln  seine  Religion,  seine 
Sprache  und  sein  Recht,  und  Alles  tragt  den  Stempel  einer  entschiedenen 
Nationalität.  Ueberall  erscheint  indessen  die  Gerechtigkeit  als  eine 
selbst  durch  die  Religion  geheiligte  Pflicht,  deren  Verletzung  durch  die 
Götter  geahndet  wird.  Daher  die  Heiligachtung  dessen,  was  durch  ein  un- 
mittelbares Bewusstsein  als  Ausdruck  des  angeborenen  Rechtssinnes  von 
einem  Volke  für  Recht  erkannt  und  befolgt  wird.  Auf  diese  Weise  ist  in 
der  Kindheit  der  Völker  das  Recht  ein  Theil  der  Religion  und  das  Pricsler- 
thum  dessen  älteste  Schutzgewalt.  Es  enthält  Normen  über  die  Rechtsfähig- 
keit, die  Eingehung  und  das  Band  der  Ehe,  die  Macht  des  Hausvaters,  über 
Besitz  und  Eigenlhum,  über  die  Form  und  Kraft  der  Verträge  und  die  Be- 
strafung der  Verbrecher.  Ja  es  bilden  sich  schnell  auch  die  Keime  eines 
regelmässigen  Verfahrens  bei  Rechtsstreitigkeilen,  und  selbst  die  öffentlichen 
Verhältnisse  erhalten  eine  feste  Begründung,  wenn  die  Volksgenossenschaft 
sich  als  Staatsordnung  gestaltet. 

Die  Rechtsgeschäfte  sind  häufig  von  religiösen  Feierlichkeiten  beglei- 
tet, oder  bestehen  in  symbolischen  Handlungen,  welche  bestimmt  sind,  ih- 
nen die  juristische  Gültigkeit  zu  geben.  Aber  nicht  jeder,  ein  oder  das  an- 
dere Mal  befolgte  Grundsatz  wird  schon  von  der  ganzen  Genossenschaft 
für  bindend  gehalten,  sondern  nur  die  oftmals  und  gleichmässig  angewandte 
Norm,  die  ein  Theil  der  Sitte  wurde,  so  dass  in  später  vorkommenden  Fäl- 


t)  Wir  führen  als  Beispiel  die  väterliche  Gewall  im  üllesten  rümischen  Rechte  an, 
deren  Ursprung  in  einem  patriarchalischen  Urzustände  der  allilalischen,  ja  vielleicht 
der  Sanskrilvülkcr  gesucht  werden  muss.  (S.  unten  <j§.  65 — 69). 
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len  eine  Berufung  auf  deren  Befolgung  statt  hat,  um  die  Geltung  derselben 
als  eines  Rechtssatzes  zum  Bewusstsein  zu  bringen.  Die  aus  dem  National- 
gefühl hervorgegangenen  Rechlsübcrzeugungen  erhallen  auf  diese  Weise 
durch  die  Rechlssillc — oder  Gewohnheit — Beharrlichkeit  und  ein  äus- 
serlich  erkennbares  Dasein,  und  so  entsteht  die  erste  und  älteste  Quelle 
des  Rechts  aller  Völker,  das  Gewohnheitsrecht  (§.30.)  Je  älter  das  Her- 
kommen, desto  fester  die  durch  dasselbe  bestätigte  Rechtsregel,  und  die 
mores  mnjorum  erscheinen  als  die  ehrwürdigste  Quelle  des  Rechts  der  Völ- 
ker selbst  noch  in  späteren  Zeilen*). 

Das  Bedürfniss  einer  genauen  Fassung  der  Rechtssätze  stellt  sich  aber 
auch  früh  ein  und  wird  durch  die  Rechtssprüchwörter,  die  wie  alle  andern 
Sprüchwörler  der  kürzeste  Ausdruck  der  Weisheit  des  Volkes  sind,  befrie- 
digt1 2). Der  Urgrund  alles  Rechts  ist  daher  ein  angeborener  Rechtssinn 
der  Völker,  seine  Wiege  die  Familie,  seine  Urform  das  Gewohn- 
heitsrecht, seine  ersten  Abstraclionen  sind  die  Rechlss  p rüch- 
Wörter. 

53.  Dicss  erste  Stadium  der  Rechtsenlwickelung  eines  Volkes  kann 
sich  Jahrhunderte  hindurch  forlziehen,  geht  aber  früher  oder  später  in  ein 
nnderes  über.  Das  auf  den  Urgewohnheilen  ruhende  Recht  reicht  nämlich 
zur  Bcurlheilung  sich  neu  bildender  socialer  Verhältnisse  nicht  aus.  Oft 
ist  es  auch  zweifelhaft  oder  schwer  zu  conslalircn : wenn  im  Schoosse  der 
allmählig  als  Staaten  sich  gestaltenden  Volksgenossenschaflen  Gegentsäze 
und  Parteien  entstehen,  so  gränzen  sich  Stände  ab,  deren  gegenseitiges 
Verhalten  nicht  immer  friedlich  ist.  Man  bedarf  dann  neuer  Mittel,  die  Rechtsord- 
nung zu  befestigen,  weiter  auszubilden  und  den  Rechtsnormen  die  nöthige 
Gewissheit  zu  geben  Diess  geschieht  auf  zwei  Hauptwegen ; nämlich  durch 
die  höchste  staatsleilende  Gewalt  und  durch  die  zum  Entscheiden  von 
Rechtsstreiten  eingesetzten  Behörden.  Die  erste  erlässt  Gesetze,  die  letzte 
conslatirt  durch  Zeugen  und  Schrift  das  geltende  Gewohnheitsrecht  und 
zwar  zuerst  die  in  einzelnen  Fällen  angerufenen,  vielleicht  bestrittenen, 
Rechlsgewohnheilen  durch  besondere  Attestationes  oder  Recordationes,  also 
durch  das,  was  man  im  altern  deutschen  Rechte  ein  Weist  hum  zu  nen- 
nen pflegt.  Es  finden  aber  auch  Aufzeichnungen  der  gerichtlichen  Entschei- 
dungen statt,  welche  die  ersten  Anfänge  eines  sich  bildenden  Juristenrechts 
sind,  und  insbesondere  dann  so  genannt  werden  können,  wenn  das  Rich- 
teramt nicht  mehr  vom  Volke , d.  h.  von  den  für  jede  einzelne  Sache  aus 
dem  Volke  Gewählten  (judices , recuperatores,  rachimburgi,  jurati.  Geschwor- 
nen  u.  s.  w.) , sondern  von  bleibend  ernannten  Beamten  geübt  wird.  In 


1)  So  jetzt  bei  den  moslcmitischcn  Völkern  die  Audct  (mtu).  S.  unten  jj.  75. 

2)  S.  Re  y scher:  die  U Überlieferung  der  Rechte  durch  Sprüclvwörter  in  seiner  u. 
Wilda's  Zeitschrift  f.  deutsches  Recht.  B.  V.  S.  ISO  ff. 
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diesem  zweiten  Stadium  ist  aber,  wie  im  vorigen,  alles  Recht  noch  Volks- 
rechl,  indem  das  Gewohnheitsrecht  vom  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  un- 
mittelbar ausgeht,  die  Gesetze  durch  die  Organe  der  Volksüberzeugung 
sanctionirt,  und  die  (erst  allmählig  Rechtsgelehrte  werdenden)  Richter  nur 
das  für  Recht  erklären,  was  ihnen  als  mit  der  Volksüberzeugung  überein- 
stimmend erscheint.  Wird  diess  Stadium  in  seiner  Entwickelung  nicht  ge- 
hemmt, während  die  Lebensverhältnisse  sich  mannigfaltiger  gestalten  und 
die  Durchkreuzungen  der  Interessen  sich  vermehren  und  verwickeln;  so 
kömmt  es  endlich  zu  einem  dem  ganzen  Recht  eine  festere,  äussere  Ge- 
staltung gebenden  Abschluss  — nämlich  zur  Aufzeichnung  des  gesainmten, 
bei  einem  Volke  oder  einer  Fraction  geltenden  Gewohnheitsrechts  und  zur 
Snnction  umfassender  Gesetze,  ja  oft  zu  einer  bleiben  sollenden  Fixirung 
des  Rechts  durch  die  Gesetzgebung,  in  welcher  die  als  Gewohnheits- 
recht gellend  gewordenen  Rechlssntzo  vermischt  mit  gesetzlichem  Recht 
und  neuen  gesetzlichen  Satzungen  in  ein  allbeherrschendes  Gesetzesrecht 
umgestaltet  werden,  das  von  mm  an  die  Hauptquelle  des  Rechts  eines 
Volkes  sein  soll.  Fehlt  es  der  Staatsgewalt  an  der  nölhigen  Krall,  die  Ein- 
heit und  Gewissheit  des  Rechts  durch  eine  Gesetzgebung  zu  bewirken,  so 
thun  diess  zuweilen  die  Rechlsgelehrlen,  (obwohl  sie  noch  keine  wissen- 
schaftlich gebildete  Juristen  sind).  Die  Einheit  und  Gewissheit  des  Rechts 
wird  durch  Rechtsbücher  zu  erweisen  gesucht,  in  welchen  das  gesummte 
bei  einem  Volke  geltende  Recht,  wie  es  auch  entstanden  sein  mag,  von 
ihnen  aufgezeichnet  ist,  und  die  im  Laufe  der  Zeit  oft  die  Kraft  eines  gel- 
tenden Gewohnheitsrechts  erhalten1). 

54.  Das  dritte  Stadium  der  Ilcchlsenlwickelung  eines  Volkes  ist  die 
Periode  der  Rechtswissenschaft.  Welch'  hohen  Beruf  dieselbe  zu 
erfüllen  hat,  und  wann  sie  zur  Hcrrschall  gelangt,  sie  den  Culminations- 
punkt  ihrer  Entwickelung  erreicht,  ist  oben  (§.  31  und  §§.  46  — 50)  ans- 
geführt worden.  Nicht  alle  Völker  sind  berufen,  diese  Wissenschaft  bei  ih- 
nen erblühen  zu  sehen : die  Griechen  z.  B.  waren  es  nicht.  Bei  andern  er- 
reicht sie  nur  einen  gewissen  Ilöhepunct,  bei  wenigen  den  höchsten.  Der 
Genius  der  Nation  muss  für  sie  empfänglich  sein,  und  diese  schon  einen 
Grad  allgemeiner  wissenschaftlicher  Cullur  erreicht  haben,  der  es  möglich 
macht,  auch  dem  Rechte  eine  höhere  Auffassung  und  Behandlung  zuzu- 
wenden. Auch  wird  bei  jedem  Volke  die  Ausbildung  derselben  der  ihm  ei- 
genthümlichen  Geislesrichtung  gemäss  sein.  Die  Rechtswisscnschalt  hat  eine 
wesentlich  practische  Richtung,  sie  ist  oft  mehr  der  materiellen  Weiterbil- 
dung als  der  organischen  Systematisirung  des  Rechts  zugewandt.  Noch 
seltener  strebt  sie  nach  der  Erforschung  und  Nachw'eisung  metaphysischer 


1)  So  bildete  sich  das  Common  Inw  in  England. 
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Wahrheiten  auf  diesem  so  sehr  practischen  und  historischen  Gebiete.  Die 
Rechts  Wissenschaft  der  Römer,  so  vollendet  in  praktischer  Beziehung,  ist 
über  das  systematische  cnsuistische  Rechtsstudium  nicht  hinausgekommen, 
und  hat,  obwohl  bemüht,  das  gesummte  Recht  in  den  Organismus  eines 
nach  rationellen  Gesiehtspuneten  angelegten  Systems  (des  Ordnens  der 
Reehtsgrundsälzc  nach  den  Personen,  den  Sachen  und  den  freilich  nur 
gerichtlichen  Handlungen)  zu  bringen,  doch  die  historische  und  philosophi- 
sche Seite  der  Wissenschaft  entweder  nur  wenig,  oder  gar  nicht  beachtet. 
Auch  im  Mittelalter  verfolgte  die  durch  die  Erneuerung  des  Studiums  des 
römischen  Rechts  wieder  uuflebende  Rechtswissenschaft  eine  rein  prae- 
lische  und  casuistische  Richtung:  erst  im  sechszehnten  Jahrhundert  führte 
das  Bcdiirfniss  einer  gründlichen  Kennlniss  des  römischen  Rechts  zur  Rechts- 
gcschichtc,  und  die  Rechtsphilosophie  zahlt  kaum  zweihundert  Jahre  einer 
ununterbrochenen  Pflege.  Wie  dem  sein  mag,  die  vollendete  Herrschaft  der 
Rechtswissenschall  bringt  im  gesummten  Rechtszustande  eines  Volkes 
eine  totale  Umgestaltung  hervor.  Zu  dem  vom  Volke  ausgehenden  poli- 
tischen Elemente  kommt  das  technische  hinzu.  Die  juristischen  Begriffe 
bekommen  jene  Festigkeit  und  Genauigkeit,  die  es  möglich  macht,  die  An- 
wendung der  Rechtssälzc  zu  einer  hohem  Kunst  zu  erheben,  den  Rechts- 
fragen die  Eigenschaft  technischer  Fragen  zu  geben  und  sie  selbst  milder 
in  den  exacten  Wissenschaften  üblichen  Freiheit  zn  lösen. 

Es  ist  den  blos  populär  gebildeten  Rechtskundigen  dann  nicht  inehr 
möglich,  mit  dem  ihnen  zu  Gebot  stehenden  Wissen  schwierigere  Rechts- 
fragen zu  enscheiden.  Das  Volk  bedarf  eines  dasselbe  juristisch  vertre- 
tenden Standes  von  Kunstverständigen,  welche  die  technische  Kennlniss 
des  Rechts  zu  ihrer  Lebensbeschüfligung  machen.  So  entsteht  der  eigent- 
liche Jurislensland,  der  zuweilen  zunftmässig  organisirl,  seine  Rechte  und 
Privilegien  hat,  so  dass  nur  aus  seiner  Mitte  die  Richter  und  Rechlsbei- 
slündc  der  Processführenden  gewühlt  werden  dürfen,  dessen  höherer  Beruf 
aber  in  seinem  die  Weiterbildung  und  den  Fortschritt  des  ganzen  Rechts 
fördernden  Einfluss  auf  das  gesamintc  Rcchlsleben  bestellt.  Denn  es  fallt 
den  Juristen  als  den  allein  hiezu  befähigten  Männern  vom  Fache  der  juri- 
stische Unterricht  und  die  Bildung  künftiger  Rechlsgclehrlen  anheim.  Aus 
ihren  mit  wissenschaftlicher  Methode  ausgefülirlen  schriftstellerischen  Dar- 
stellungen des  Rechts  schöpfen  dann  auch  die  Richter  ihre  Rechlskunde 
und  Belehrung.  Ihre  Ansichten  haben  Autorität  für  diese;  das  praktische 
Recht  erhält  den  Charakter  eines  gelehrten  Rechts,  ja  man  kann  sagen, 
wo  die  Rechtswissenschaft  vollständig  gesiegt  hat,  wird  in  formeller  Be- 
ziehung alles  liecht  Juristenrecht,  so  dass  man  dieses  dritte  Stadium  auch 
das  des  Juristenrechts  nennen  kann,  nicht  in  demSinne,  als  ginge  alles 
Recht  im  Jurislcnrecht  auf,  sondern  in  dem,  dass  die  ganze  Gestaltung  des 
Rechts  eines  Volkes  die  ist,  welche  ihr  durch  die  Rechtswissenschaft  auf- 
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gedrückt  wird  1 ).  Es  können  daher  auch  keine  neuen  Gesetze  mehr  redi- 
girt  werden,  ohne  die  Mitwirkung  cigenllicher  Rcchtsgelehrten;  dieselben 
müssen  nicht  blos  in  einem  materiellen,  sondern  auch  in  einem  formell  tech- 
nischen Einklang  mit  dem  durch  und  durch  wissenschaftlich  gewordenen 
ganzen  Rechlssystem  gebracht  werden. 

In  einer  solchen  Periode  nimmt  die  Thätigkeit  des  Volks  bei  der 
Rechlsgcstallung  oder  Weiterentwickelung  des  Rechts  mehr  und  mehr  ab, 
sie  ist  seilen  eine  unmittelbare;  der  Juristenstand  vertritt  es  in  dieser 
Function  und  sorgt  dafür,  dass  für  die  in  der  Volksmeinung  hervortreten- 
den neuen  Rechlsideen  in  den  von  Juristen  redigirten  Gesetzen  die  geeig- 
nete Verkörperung  und  Sprache  gefunden  werde.  Die  Rcchlsgelehrlen  wer- 
den die  obersten  Leiter  der  ganzen  Rechtsentwicklung.  Halten  sie  sich 
hierbei  an  die  lebendigen  Volksansichten  und  die  Sitte,  so  werden  ihre 
Anordnungen  der  wahre  Ausdruck  des  Volksrcchts  (viva  vox  juris  civilis) 
bleiben,  wie  die  Edicle  der  römischen  Magistrate  und  selbst  die  Schriften 
der  classischcn  Juristen  der  Römer  es  waren. 

Wenden  sie  sich  aber  von  dieser  lebendigen  Quelle  ab  und  cultiviren 
sie  ihre  Kunst  als  eine  vom  Leben  sich  sondernde,  oder  stirbt  der  rechts- 
bildende Sinn  des  Volks  ab,  wie  es  bei  rückwürlsschreilenden  und  mehr 
noch  bei  untergehenden  Nationen  der  Fall  ist;  dann  bleibt  die  Sorge  für 
die  Erhaltung  der  Rechtsordnung  ganz  und  gar  den  Herrschern  überlassen, 
so  dass  ihr  Wille,  wie  er  auch  sei,  alleiniges  Gesetz  ist.  Dann  üben  der 
Juristenstand  und  die  Rechtswissenschaft  zwar  einen  höchst  nölhigen,  aber 
doch  für  das  wahre  Recht  nachlhciligen  Einfluss.  Die  Rechtskunde  gleicht 
einer  Geheimlehre,  in  welche  der  profane  Geist  nicht  mehr  einzudringen 
im  Stande  ist;  die  Rechtssachen  werden  nicht  mehr  nach  der  Votksüber- 
zeugung  entschieden,  sondern  nach  der  in  Büchern  enthaltenen  Weisheit 
früherer  Jahrhunderte,  nach  ererbten  Traditionen  und  es  treten  Zustande 
ein,  auf  welche  Göthe’s  denkwürdige  Verse: 

„Es  erben  sich  Gesetz  und  Rechte 
Wie  eine  ew’ge  Krankheit  fort 
u.  s.  w.“ 

ihre  betrübende  Anwendung  linden. 

Fis  trifft  das  Recht  das  Schicksal  eines  religiösen  Glaubenssystcins, 
das  im  Volksbewustsein  keinen  Boden  mehr  findet;  cs  geht  seinem  Unter- 
gang entgegen,  der  dadurch  herbeigeführt  wird,  dass  selbst  die  Rechts- 
wissenschaft, die  gleichsam  in  der  Luft  schwebend  im  Rechlsbewusslscin 
des  Volkes  keinen  Anhalt  mehr  hat,  zerfällt  und  aufhOrt. 

Die  Werke  der  Hechlsgelehrlcn  aus  einer  schöneren  Periode  der  Wis- 


1)  Dies.«  hat  Beseler  sehr  befriedigend  in  seinem  in  dieser  Beziehung  mit  Unrecht 
getadelten  oben  angeführten  Werke  ausgeführt. 
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senschaft  verwandeln  sich  dann  in  mechanische  HülfsmiUel  für  den  Rich- 
ter, der  Entscheidungen  für  vorkommende  Rechtsstreitigkeiten  in  denselben 
sticht,  sich  aber  blos  auf  ihre  Autorität  stützt,  um  dem  eigenen  freien  Er- 
fassen der  zu  lösenden  Rechtsfrage  enthoben  zu  sein. 1 2 ) Aehnlich  einem 
solchen  Zustande  ist  ein  anderer,  nämlich  der  der  Hingebung  der  Juristen 
eines  Landes  an  die  in  den  juristischen  Werken  oder  Rechtsbüchem  einer 
fremden  Nation  enthaltene  Weisheit,  so  lange  die  sklavische  Anwendung 
des  in  dieser  fremden  Quelle  Enthaltenen  im  Rechlsbcwustsein  des  eigenen 
Volkes  keinen  Boden  hat.  Es  wird  dann  etwas  Abgestorbenes  dem  Volke 
aufgezwungen,  die  Entwicklung  des  eigenen  Uechtslebcns  gehemmt,  und 
der  ganze  Rechlszusland  künstlich  in  einen  das  Volk  in  Bande  schlagende 
Beherrschung  der  Juristen  umgewandelt,  welche  der  von  einem  Eroberer 
oder  Usurpator  ausgegangenen  nicht  unähnlich  ist  und  erst  dann  legitim 
und  wohlthätig  wird,  wenn  die  für  das  Volk  brauchbaren  Rechtsideen  aus 
den  fremden  Quellen  in  dessen  eigene  Ueberzeugung  übergegangen, 
von  dem  Volke  wirklich  recipirt,  also  auch  Volksrecht  geworden  sind. 
Dann  kann  der  Rechlszusland  des  von  einem  rccipirlen  Rechte  selbst  als 
gemeinem  Recht  beherrschten  Volkes  ein  guter  sein,  vorausgesetzt,  dass 
es  an  sonstigen  Erfordernissen  eines  solchen  nicht  ermangelt. 

Die  von  dem  Juristcnstande  begonnene  und  von  der  Volksüberzeugung 
vollendete  Receplion  des  fremden  Rechts  und  seiner  Wissenschalt  kann 
sogar  eine  unberechenbare  Wohllhat  für  eine  Nation  werden,  wenn  sie 
nämlich  das  Recht  desselben  schneller  und  sicherer  als  es  sonst  der  Kall 
gewesen  sein  würde,  dem  dritten  Stadium  der  Rechtsenlwicklung  entgegenführt. 

55.  Wenn  das  dritte  Stadium  seinen  Höhepunkt  erreicht  hat  und  die 
in  allen  Richtungen  vollendete  Rechtswissenschaft  das  Rcchtsleben  durch- 
dringl,  zugleich  aber  von  ihm  getragen  wird,  so  hat  die  Rechlsentwick- 
lung  ihr  Ziel  erreicht  und  es  kann  nur  noch  wünschenswert!!  erscheinen, 
einen  so  glücklichen  seltenen  Zustand  für  alle  künftige  Zeiten  zu  befestigen 
und  gewissermassen  zu  verewigen.  Diess  könnte,  so  glaubt  man,  dadurch 
geschehen , dass  einem  oder  mehreren  juristischen  Werken,  in  welchen  auf 
eine  allen  den  Anforderungen  der  Wissenschaft,  und  des  praktischen  Be- 
dürfnisses gemässe  Weise  das  technisch  bestimmte  und  systematisch  ge- 
ordnete Recht  verzeichnet  wäre , für  die  Zukunft  eine  bindende  Kraft  bei- 
gelegl  würde,  z.  B.  durch  Erhebung  derselben  zu  grossen  umfassenden 
Gesetzen  oder  Gesetzbüchern,  so  dass  die  Vollendung  alles  Rechts  in  seiner 
Codifikation  *)  bestünde.  Wirklich  sieht  man  diese  auch  nicht  seilen 
als  das  letzte  und  höchste  Ziel  aller  Rechtsenlwicklung  an.  Der  Tiefer- 


1)  Dicss  war  der  Zustand  der  römischen  Rechtswissenschaft  im  fünften  Jahrhundert 
n.  Ch.  S.  unten  S 84. 

2)  Zu  vergleichen  v.  Savigny,  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechts- 
wissenschaft. S.  16-26  u.  S.  54. 
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blickende  wird  sich  ober  leicht  überzeugen , dass  durch  die  Codifikation 
die  Verewigung  eines  so  glücklichen  Rechlszuslandes  nicht  erzielt  werden 
kann.  Denn  er  besteht  ja  nur  in  der  Blülhe  einer  lebendigen  das  Leben 
durchdringenden  Wissenschaft,  also  im  Dasein  hochgebildeter  Rechtsge- 
lehrten und  der  beständigen  Theilnahme  eines  für  die  Erhaltung  und  Wei- 
terentwicklung des  Rechts  thütigcn  Volkes.  Ein  Gesetzbuch  ist  nicht  min- 
der wie  ein  blos  von  einem  Gelehrten  glücklich  ausgearbeiletes  Handbuch 
ein  Abbild  des  gellenden  Rechts,  nicht  aber  das  Recht  selbst  und  kann  da- 
her die  Stelle  dieses  ebensowenig  ersetzen,  wie  das  Abbild  eines  Leben- 
den diesen  ersetzt.  Durch  ein  für  alle  Zeiten  sanctionirles  Gesetz- 
buch wird  der  weitere  Fortschritt  des  Rechts  offenbar  gehemmt  und  der 
ganze  Rechtszusland  so  zu  sagen  ein  erstarrter.  Die  Thäligkeit  der  Juri- 
sten kann  nur  in  der  Auslegung  und  Anwendung  der  im  Gesetzbuch  ent- 
haltenen Sätze  bestehen,  also  in  der  Beleuchtung  der  Redaktion,  welche  diese 
im  Gesetzbuche  erhalten  haben  und  es  muss  nothwendig  ein  Stillstand  in 
der  bisherigen  freien  Rechlsenlwicklung  einlreten.  Man  kann  demnach  nicht 
sagen,  dass  die  Codifieation  das  letzte  Ziel  der  Rechtsthätigkeil  sein  müsse. 
Allein  dieselbe  wird  auch  in  Zeiten  hoher  Blülhe  der  Rechtswissenschaft 
nicht  leicht  vorgenommen.  Denn  während  derselben  besteht  für  die  Mit- 
welt kein  Bedürfnis  der  Codiükation,  und  da  sie  nicht  darauf  bedacht  sein 
wird,  für  schlechtere  künftige  Zeiten  im  Voraus  zu  sorgen,  so  pflegt  man 
in  einem  so  hochstehenden  Zeitalter  auch  an  eine  mechanische  Fixi- 
rung  des  technisch  ousgebildelen  Rechts  nicht  zu  denken,  wenn  nicht  be- 
sondere Ursachen  ein  Volk  oder  seine  Regierung  drängen  es  zu  thun; 
wohl  aber  wird  man  zu  jenem  Mittel  greifen,  wenn  schon  ein  Rückgang 
begonnen  oder  grössere  Fortschritte  gemacht  hat  und  dann  kann  es  allerdings 
für  ein  Volk  ein  glückliches  Ereigniss  sein,  vorausgesetzt  dass  die  Codifikation 
seines  Rechts  auf  eine  befriedigende  Weise  veranstaltet  wird.  Allein  auch 
aus  andern  Gründen  kann  diese  eine  schwer  abzuweisende  Nolhwendigkeil 
werden,  wenn  nämlich  entweder  in  Folge  grosser  politischen  Umwälzungen 
der  ganze  Rechtszustand  erschüttert  oder  durch  eine  lange  Vernachlässi- 
gung der  Pflege  der  Gesetzgebung  oder  durch  eine  wissenschaftliche  Anar- 
chie die  Ungewissheit  des  Rechls  so  allgemein  geworden  ist,  dass  nur  von 
Oben  herab  durch  das  Radicalmitlcl  der  Codifikation  geholfen  werden  kann; 
desgleichen  wenn  ein  durch  Eroberung  sehr  vergrösserter  Staat  in  einer 
einheitlichen  Umgestaltung  seines  Rechls  eine  festere  Stütze  linden  wollte; 
also  aus  politischen  oder  andern  äusseren  Gründen  kann  die  Codifikation 
ein  Bedürfniss  sein.  Solche  Gründe  sind  es  auch,  die  bisher  fast  alle  Co- 
dificalionen  des  Rechls  herbeigcfiihrt  haben.  Es  kann  auch  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden,  dass  ein  befriedigender  Rechtszusland  durch 
dieselbe  geschaffen  werden  kann,  wenn  sie  auf  eine  Weise  bewerkstelligt 
wird,  die  den  Fortschritt  des  lebendigen  Rechts  so  wenig  wie  möglich 
hemmt,  d.  h.  durch  so  bündig  und  technisch  wie  möglich  redigirle  Gcsetz- 
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bücher,  deren  periodische  Revision  nicht  blos  vorgeschriebcn , sondern 
auch  ausgeführt  wird , und  die  als  Mittelpunkt  einer  freien  juristischen  Thä- 
tigkeit  und  der  gesainmten  Rechtswissenschaft  auf  eine  ähnliche  Weise 
dienen,  wie  die  prätorischen  Edikte  einst  den  classischcn  Juristen  der 
Römer  gedient  hatten.  1 2 ) Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  neben 
dem  Gesetzbuch  ein  gründlicher  Rechtsunterriclit  bestehen  und  der  leben- 
dige Sinn  des  Volkes  und  der  Juristen  fortdauem  muss,  damit  die  Gesetz- 
bücher die  Richter  nicht  zu  lebendigen  Maschinen  einer  unerleuchlelen 
Rechlsanwendung  machen. 

Die  in  der  Blülhezeil  der  Rechtswissenschaft  (von  juristischen  Tech- 
nikern) unternommene  Reclitscodiiikalion  ist  als  eine  organisch-tech- 
nische von  der  in  dem  zweiten  Stadium  des  blosen  Volksrechls 
stallfindenden  Aufzeichnung  desselben  in  Gesetz-  oder  Rechtsbüchem 
wesentlich  verschieden.  In  jener  Periode  werden  blos  das  Gewohn- 
beils-  und  Gesetzesrecht  zur  Einheit  verbunden;  und  wenn  auch  dabei 
ein  gewisser  wissenschaftlicher  Einfluss  statt  hat,  so  sind  sie  doch  nicht, 
wie  die  Gesetzbücher  der  wissenschaftlichen  Zeitalter,  die  vollständige  Ver- 
schmelzung des  politischen  und  technischen  Elementes  im  Rechte,  keine 
Zurückführung  des  gesammten  Rechts  auf  ein  wissenschaftlich  ausgebilde- 
les  System.  Die  wissenschaftliche  Codiükalion  gibt  dem  ganzen  Rechls- 
stoff  eine  zugleich  gesetzlich  gelten  sollende  technische  Form , so  dass  im 
Code  die  drei  Hauplquellen  des  Rechts  vollständig  in  einander  übergehen  * ) 
und  er  nun  allein  die  Grundlage  und  Quelle  des  gesammten  gellenden 
Rechts  wird. 


1)  Vcrgl.  Schräder,  die  prätorischen  Edikte  der  Römer  auf  unsre  Zeiten  über- 
tragen. Weimar  1815  und  in  dessen  civilistischen  Abhandlungen. 

2)  Die  s.  g.  Codifikatinnsfragc  hat  seit  1814  eine  reiche  Literatur  zuerst  in  Deutsch- 
land, dann  in  England  und  später  wieder  in  Deutschland  zu  Tag  gefördert.  Sic 
begann  mit  Thibnuls  Flugschrift  über  die  Kothwendigkeit  eines  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  für  Deutschland,  Heidelberg  1814  und  v.  Savigny 
v.  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft,  ln  England 
trat  1816  James  Humphreys  für  die  Codifikation  des  englischen  Rechts  auf 
und  fand  in  Ch.  Purton  Coopcr  einen  'gründlich  gebildeten  Gegner,  dessen 
Hauptwerk  auch  in  französischer  Sprache  Lettres  tur  ln  Cour  de  ln  chnn- 
eellerie  (2tc  Ausg.  Fnris  1830)  erschien.  Eine  gewichtige  Stimme  erhob  1830 
für  die  Codifikation  Klübcr,  in  seinen  Abhandlungen  Bd.  1.  S.  366,  375.  Spä- 
ter traten  für  dieselbe  in  Deutschland  auf  Puchta  (der  Vater),  in  der  Gics- 
sener  Zeitschrift  f.  Cie.  Recht.  Bd.  X 1 1 1 . S.  125,  der  badische  llepulirtc  Christ 
und  Beseler  in  seinem  Volks  und  Juristenrecht,  gegen  welchen  Puchta  der 
Sohn,  Thöl  u.  a.  sich  erklärten.  Zuletzt  erschienen  v.  Wydenbrugk  Briefe 
über  deutsche  Nationalgesctzgebung.  Jena  1848. 

S.  des  Verfassers  Rechtsphilosophie  von  1839.  S.  350  f.  und  die  deutsche 
Vierteljahrsschrift  VII.  192,  XX  232,  XXX  145,  XXXI  211,  XXXII  293  und 
Zeitschrift  für  deutsches  Recht  1848.  Bd.  XII.  S.  367 — 8. 
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Von  den  allgemeinen  auf  die  Rcchtscnlwicklung  der  Völker 
ein  wirk  enden  Ursachen.  1 2 3 ) 

52.  Die  Rech Iscnl wicklung  ist  von  den  die  materielle  Grundlage  alles 
Rechts  beherrschenden  gegebenen  Naturzuständen  abhängig.  Sie  gehen  her- 
vor aus  den  Eigenschaften  der  Völker,  der  Eigenlhiimlichkeit  des  Territo- 
riums und  der  Denkungs  und  Lebensweise  der  ersten.  Von  Seilen  der 
Völker  ist  der  Forlsehriil  und  die  Ausbildung  des  socialen  Lebens  und 
damit  der  zur  Verwirklichung  der  Rechtsidee  bei  einem  Volke  bestehenden 
Ordnung  vor  Allem  von  zwei  Eigenschaften  derselben  bedingt , nämlich 
von  Freiheitssinn  und  Arbeitslicbc.  Je  stärker  beide,  desto  mehr  wird  das 
gesellige  Leben  sich  verfeinern  und  um  so  grösser  die  Achtung  des  Rechts 
sein.  Diese  Eigensehaflen  sind  selbst  wieder  durch  die  natürliche  Cultur- 
lähigkeit  der  Menschen  bedingt  und  diese  durch  den  Rassen  Charakter,  die 
Nationalität  und  die  besondern  Anlagen  (den  Genius)  der  Völker  oder 
Volksstämme. 

a)  Dass  die  Rassen  durch  Culturgrnde  sich  von  einander  unterschei- 
den und  dass  die  Völker  der  s.  g.  kaukasischen  in  dieser  Beziehung  über 
alle  andern  Völker  emporgesliegen  sind,  ist  eine  unläugbar  welthistorische 
Thatsache.  Dagegen  hat  man  die  Frage : ob  die  Menscheh  der  niederste- 
henden Rassen  insbesondere  die  Neger  und  die  amerikanischen  Eingebore- 
nen durch  die  Struktur  ihres  Körpers  und  namentlich  ihres  Schädels  ge- 
hindert seien,  *)  zur  gleichen  Ausbildung  wie  z.  B.  die  Europäer  zu  go- 
langen,  noch  nicht  entscheiden  können.  *)  Denn  wenn  cinesthcils  aller- 


1 ) Die  Beleuchtung  der  verschiedenen  Seiten  des  socialen  Lebens  und  dos  Einflusses 
der  im  Texte  besprochenen  natürlichen  Ursachen  gehört  zu  den  Hauptgcgcnstän- 
den  von  Mo n t esq ui c u's  Werkrfe  ['Esprit  des  Loix.  Von  Dcutsclilands 
Rechtsgclehrtcn  des  neunzehnten  Jahrhunderts  haben  vor  Allen  Hugo  in  der 
angeführten  anthropologischen  Einleitung  seiner  Philosophie  des  positiven  Hechts 
und  Zachariac  in  seinen  vierzig  Büchern  vom  Staate  davon  gehandelt  und  in 
Frankreich neueslens  wieder  Sehülzenherger:  Leshois  de  f Ordre,  Social 
t.  / livre  EHI.  p,  Ifid.  Auch  gehört  Ancillons  Werk  über  den  Geist  der 
Staalsverfassungen  Berlin , 1825  hierher. 

2)  Bei  den  Negern  ist  die  Heftigkeit  des  Temperaments,  die  mit  ihrer  Haulbildung 
Zusammenhängen  soll , ein  Hinderniss  der  Civilisirung. 

3)  Mail  hat  viele  ausgezeichnete  Werke  über  die  Menschenrassen  und  Stämme, 
unter  welchen  das  von  Priehard,  Naturgeschichte  des  menschlichen  Geschlechts; 
deutsch  nach  der  3.  Aufl.  v.  R.  Wagner.  GoetL  1640/2  und  L i n n a u s Martins, 
Naturgeschichte  des  Menschen , übersetzt  v.  G.  Moritz  und  Thoma,  Wiesbaden 
1844,  sich  besonders  auszcichnen.  Es  ist  zu  bedauern,  dass  die  Schriftsteller  fast 
nur  die  naturgeschichtlichc  Seite  der  Rassenverschiedenheit  untersuchen  und  den 
Einfluss  derselben  auf  Staat  und  Recht  fast  ganz  ununlersucht  lassen.  Allerdings 
schrieb  über  diese  Frage  der  Franzose  Cou  rt  et  de  Lislc  1837  ein  eigenes  Buch 
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dings  ihr  Körperbau  unedler  als  der  der  Kaukasier  ist,  auch  die  Versuche 
die  Angehörigen  dieser  Rassen  zu  civilisiren  selten  gefruchtet  haben  und 
ihre  Völkerslämme  auch  nach  Jahrhunderten  auf  der  gleichen  niederen 
Culturstufe  stehend  gefunden  werden,  so  gelang  es  doch  einzelnen  Indivi- 
duen sich  durch  sorgfältige  Erziehung  und  zweckmässigen  Unterricht  eben 
so  gut  heran  zu  bilden,  wie  bei  den  Europäern  diess  der  Fall  ist.  Auch 
kennen  alle  Menschen  nicht  blos  den  Unterschied  des  Guten  und  Bösen, 
sondern  man  findet  bei  allen  diesen  Völkern  Individuen  von  strenger  Mora- 
lität und  edlen  Gesinnungen.  Auch  zeichnen  sich  die  wilden  Stämme  durch 
eine  grosse  Freiheitsliebe  und  einen  Uechtssinn  aus,  der  bei  gebildeteren 
Völkern  nicht  immer  im  gleichen  Grade  bemerkbar  ist.  Man  ist  daher 
nicht  berechtigt  den  Völkern  der  s.  g.  niederen  Rassen  die  staatliche  Civi- 
lisirbarkeit  abzusprechen , oder  gar  den  von  manchen  ausgesprochenen 
Satz  1 ) aufzustellen,  sie  seien,  z.  B.  die  Neger,  schon  durch  die  Natur  zu 
Sklaven  oder  Dienern  der  andern , namentlich  der  Kaukasier  bestimmt. 
Allerdings  wird  sieh  das  Recht  der  jeder  Rasse  angehörenden  Völker  ver- 
schiedentlich ausbildcn  und  zwar  nicht  blos  nach  der  Höhe  ihrer  Intelligenz, 
sondern  auch  ihrer  Moralität,  und  ein  anderes  bei  denjenigen  Völkern  sein, 
bei  welchen  der  Egoismus  vorherrschend  ist,  als  den  mehr  philanthropisch 
gesinnten. 

Geschichtlich  hat  indessen  die  Rassenverschiedenheit  in  den  Ländern 
wo  Zusammenstösse  oder  Mischungen  slallfanden,  häufig  die  Wirkung  ge- 
habt, dass  die  Menschen  der  einen  Rasse  — ja  selbst  Mischlinge  — von 
der  andern  herrschenden  nicht  der  Rechtsfähigkeit  für  theilhaftig  erklärt 
worden,  wie  z.  B.  alle  Gens  de  coulcur  bei  den  Weissen  und  diese  in 
den  Negerstaaten. 

b)  Von  grossem  Einfluss  auf  die  Rechtsenlwicklung  ist  aber  immer  die 
Nationalität  2)  gewesen,  die  sich  aufEinheit  der  Abstammung,  der  Ge- 
sittung und  der  Sprache  stützt.  Alles  natürlich  sich  entwickelnde  Recht  hat 
ein  nationales  Gepräge;  die  gleiche  Nationalität  ist  ein  starkes  Bindungs- 
mittel der  Völker,  verschiedene  stösst  sie  von  einander  ab  und  erzeugt  oft 
die  feindseligsten  Gegensätze.  Doch  sieht  man  nicht  selten  auch-,  dass 
nationalverwandte  Völker  sich  gegenseitig  abgeneigt  sind,  — (z.  B.  die 
Polen  und  die  Russen , die  Deutschen  und  die  Dänen.)  In  Staaten  gemisch- 


unter  dem  Titel:  La  Science  politij ne  f midie  sur  ln  Science  de 
r komme,  an  it  mir  s des  raceshumaines  Sons  le  p ni  nt  de  v ne 
p hil os op hiq u e,  historijue  et  politifiie.  Es  gebricht  »brr  der 
Schrift  an  wesentlichen  Eigenschaften,  nemlich  an  Gründlichkeit  und  an  Unbe- 
fangenheit ihres  Verfassers. 

1)  Z.  B.  von  Courtcl  de  Lisle  in  d.  a.  Werke. 

2)  Schützenberger  a.  a.  0.  S.  185.  v.  Türckhcim,  Betrachtungen  auf  dem  Ge- 
biet der  Verfassung*-  und  Staatenpolitik  Bd.  1.  Freiburg  1841.  S.  37 — 59. 


Digitized  by  Google 


103 


ter  Völker  ist  die  Nichtachtung  der  Nationalität  für  die  Entwicklung  eines 
glücklichen  Rcchtszustnndcs  oft  höchst  verderblich  und  die  Ursache  inne- 
rer Stürme ; doch  findet  man  auch  gut  geordnete  und  gut  regirte  Staaten, 
deren  Bevölkerung  aus  Fraetionen  verschiedener  Nationen  besieht,  bei  welchen 
wie  z.  B.  den  Deutschen  der  s.  g.  l’articularismus  stärker  ist  als  der  Drang 
nach  Einigung,  und  die  staatliche  Einheit  derselben  unmöglich  macht.1 2) 

c)  Mit  der  Nationalität  hängt  auch  der  ganze  Charakter  eines  Vol- 
kes namentlich  der  moralische  zusammen.  Wie  die  einzelnen  Menschen 
sich  durch  Temperament,  Anlagen,  gute  oder  schlimme  Neigungen  unter- 
scheiden, so  weichen  in  dieser  Beziehung  auch  die  Völker  von  einander 
ab.  Es  gibt  Nationallaster.  Manches  Volk  zeichnet  sich  aus  durch  seinen 
Sinn  für  Sparsamkeit  und  Ordnung,  hohes  Ehrgefühl,  durch  Sitlcnreinheit 
und  Heiligachtung  des  gegebenen  Wortes,  während  bei  andern  der  Hang 
zur  Verschwendung,  Wollust,  Trunksucht  und  zur  Worlbrüchigkcit,  ja 
selbst  zum  Betrug  und  zum  Diebstahl  bemerkbar  ist.  Dem  gemäss  wei- 
chen auch  die  Gesetzgebungen  von  einander  ab,  insbesondere  die  Straf- 
gesetzgebung und  zwar  selbst  oft  in  den  sie  leitenden  höchsten  Prinzipien. 
Jedes  Volk  hat  endlich  seinen  eigenen  Genius,  welchem  gemäss  es  eine 
eigene  Stelle  in  der  Weltgeschichte  einnimml  und  nicht  seilen  eine  für  die 
ganze  Menschheit  wichtige  providentielle  Mission  zu  erfüllen  hat. 

Vom  Einflüsse  des  Klimas,  der  Lage  und  Beschaffenheit  des 

Landes  u.  s.  w. 

56.  Die  Beschaffenheit  eines  Slaalsterritoriums  oder  Landes  hängt 
von  seinem  Klima,  seiner  Lage  und  den  natürlichen  Quellen  seines  Reich- 
thums ab. 

a)  Was  das  Klima  betrifft,  so  hat  man  dessen  Einfluss  auf  Sitte  und 
Recht  oft  zu  hoch  , dagegen  auch  ollmals  zu  gering  angeschlagen.  *)  Dass 
ein  solches  statt  hat,  darf  nicht  bezweifelt  werden.  Man  findet  in  den  hei- 
sen  Ländern  regelmässig  die  Polygamie,  die  sich  aus  der  Stärke  des 
Gcschlcchtstriebes  der  Männer  und  dem  schnellen  Verblühen  der  Frauen 
erklärt.  Das  im  Süden  grössere  Bedürfniss  der  Ruhe  führt  zur  Unterwür- 
figkeit unter  die  absolute  Gewalt  eines  Herrschers.  Die  durch  das  Klima 


1)  S.  Klüpfels  Geschichte  der  deutschen  Einheilsbestrebungen.  Tüb.  1853. 

2)  Belehrende  Untersuchung  über  den  Einfluss  des  Klimas  auf  die  Sitte,  die  Staat s- 
und  Rechtsentwicklungen  haben  angcstcllt  .Montesquieu  de  f Esprit  des 
lots  liv.  XIV  — XVII.  Feder  über  den  menschlichen  Willen  11.  S.  620- 
Stückhardt  de  coeti  in  generis  hurnnni  cultum  vi  nc  potes- 
tnte  Diss.  II.  Leipzig  1828. 

Zach'ariae  40  Bücher  v.  Staat  11.  43,  Sch  ü tz e nbe  rgc r a.  a.  0.  S.  170. 
Lesenswerth  sind  ferner  die  Schrift  Bonstettens:  der  Mensch  des  Südens  und 
des  Nordens,  Foissac,  vom  Einfluss  des  Klimas,  deutsch  v.  Wcslrumb  1840 
und  Ancillon  zur  Vermittlung  der  Extreme  B.  1.  S.  1 — 31. 
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veranlasst  Trägheit  der  Menschen  hindert  ihre  materiellen  und  geistigen 
Fortschritte.  Die  Religion  ist  mehr  Sache  der  Phantasie  als  des  Verstan- 
des und  wird  leicht  Aberglaube : es  verbindet  sich  mit  dem  politischen 
Absolutismus  die  prieslerlichc  Leitung,  woraus  der  Charakter  des  tlico- 
cratischen  Despotismus  des  Orients  sich  leicht  erklären  lässt.  Andererseits 
erzeugt  die  raschere  Circulalion  des  Blutes  in  den  heissen  Zonen  Heftigkeit 
des  Temperaments  und  grössere  Häufigkeit  der  Verbrechen , welchen  durch 
eine  strengere  Criminnigesclzgcbung  vorgebeugt  werden  soll.  Gewiss  ist 
es,  dass  die  allgemeine  Humanitätsbiidung  in  den  Ländern  der  gemüssig- 
tcren  Zonen  sich  am  schnellsten  und  dauerhaftesten  entwickelt,  wesshnlb 
auch  das  Recht  solcher  Länder  sich  als  das  vollkommenere  auszcichnet. 

b)  Nach  der  geographischen  Lage  *)  sind  die  Territorien  Kästen-  oder 
Binnenländer,  flach  oder  gebirgig  und  ihre  Produkte  sehr  verschieden.  Die 
Bewohner  der  ersten  werden  meistens  Handclsvülkcr,  sind  für  die  sie  be- 
ständig berührende  fremde  Cultur  leicht  empfänglich,  und  gelangen,  wenn 
der  Thäligkeilstrieb  verbunden  mit  Ordnungsliebe  mächtig  ist,  schnell  zu 
grossem  Reichthum.  In  solchen  Ländern  wird  vor  allem  das  Handelsrecht 
ausgebildet  werden  und  das  mit  ihm  verbundene  Seerecht. 

In  Gcbirgs-,  Wald-  und  Weideländern  ist  keine  so  grosse  Theilung  des 
Besitzes  wie  beim  Ackerfelde  ausführbar.  Die  Verschiedenheit  der  natür- 
lichen Erzeugnisse  ist  maassgebend  für  die  ökonomische  Thäligkeil  der 
Bewohner,  die  Viehzucht,  Berg-  oder  Ackerbau  treiben,  oder  die  für  sie 
geeignete  Industrie.  Auch  haben  die  nachbarlichen  Verhältnisse  auf  das 
äussere  öffentliche  Recht  jedes  Volkes  einen  entscheidenden  Einfluss. 

Die  Culturstufcn  der  Völker.  *) 

57.  Der  Cullurzustand  eines  Volkes  ist  nichts  anderes  als  die  bei  dem- 
selben slatlfindende  Entwicklungsstufe  des  Rechts  und  der  ergänzenden  Ge- 
meinschaft in  allen  ihren  Richtungen,  also  der  Zustand  der  verschiedenen  Ver- 
körperungsformen derselben,  welche  schon  oben  §.  5 u.  9 aufgeführt 
worden  sind,  die  den' Organismus  der  ökonomischen  Thätigkeit  des  Volkes 
bildende  bürgerliche  Gemeinschaft,  sein  Familien-  und  Staats-,  sein  gei- 
stiges und  religiöses  Gemeinlcben.  Die  Höhe  der  Entwicklung  dieser  Le- 
bensformen der  Völker  ist  verschieden,  je  nachdem  sie  noch  auf  der  Stufe 
des  Naturells  oder  der  des  Charakters , insbesondere  des  sittlichen  Charak- 
ters stehen  (S.  oben  §.  4).  Bis  jezt  hat  man  nicht  von  diesem  umfassen- 
den Standpunkte  aus  die  Culturstufcn  der  Völker  fcstgeslellt,  sondern 


1)  Montesquieu,  Esprit  des  Lois , Livre  18. 

1)  Zu  vgl.  sind  Kolb,  Geschichte  der  Menschheit  und  ihrer  Cultur.  1843.  Apelt,  die 
Epochen  der  Geschichte  der  Menschheit  1845.  K.  Hermann  Protego- 
mena  zur  Philosophie  der  Geschichte  1849.  Wachsmuth,CuIturgcschichte.  3 Bdc. 
Lpz.  1850-52. 
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meistens  nur  die  Art  und  Weise  ihrer  ökonomischen  Thätigkcit  zur  Basis 
gemacht,  *)  jedocli  in  den  neuesten  Werken  *)  über  die  Culturgcschiehlc 
auch  die  wissenschaftliche,  künstlerische,  politische  und  religiöse  Civili- 
salionshöhe  derselben  in  Betracht  gezogen.  Es  muss  liier  das  gleiche  ge- 
schehen, weil  der  Uechlszustand  eines  Volkes  durch  dessen  gesummte 
sociale  Entwicklung  bedingt  ist. 

A.  Was  nämlich  die  ökonomische  Thäligkcit  also  die  materielle  Cullur 
der  Völker  betrifft,  so  hat  man,  wie  bisher  geschah,  vier  Culturslufen  zu 
unterscheiden , wornach  die  Völker  entweder  von  der  Jagd  (und  Fischerei) 
leben,  oder  Hirten,  oder  Ackerbau  bauende  Völker  sind,  oder  endlich  G e- 
werbe-  und  Handeltreibende  Nationen.  Nach  diesen  Stufen  sind  die 
Erwerbsquellen  und  der  sog.  Nutionalreichlhum  der  Völker  verschieden, 
und  demgemäss  auch  die  Begriffe  und  die  gesetzliche  Feststellung  des 
Eigenthums,  die  Rechtsnormen  über  den  Verkehr  und  sogar  die  Verfas- 
sungs-  und  Regierungsformen  derselben. 

a)  Bei  Jagdlreibenden  Völkern  kommt  selten  ein  geregeltes  Grund- 
eigenthum der  Einzelnen  vor,  sondern  nur  Jagdreviere  der  Stämme,  deren 
Wohnsitze  wechselnd  sind.  Der  Nomade  lebt  von  dem  was  der  Tag  bringl, 
6orgt  selten  für  Vorrath  und  so  ist  die  Erlegung  des  Wilds  die  regelmässige 
Erwerbungsart  des  (blos  beweglichen)  Eigenthums;  er  bedarf  wenig  der 
Bodencullur,  doch  einiger  Kunstlhüligkeit  zur  Fertigung  der  Jagd-  und 
Fischergerülhe  u.  s.  w.  Von  einer  Staatsordnung  linden  sich  nur  die  An- 
fänge, doch  wahren  auch  Nomaden  Völker  die  zur  Erhaltung  des  innem 
Friedens-  nöthi  ge  Rechtsordnung. 

b)  Auch  die  Hirtenvölker  kommen  als  Nomaden  vor,  mit  Weiderevie- 
ren, die  sie  andern  Stämmen  gegenüber  beanspruchen,  jedoch  auch  mit 
Grundbesitz,  welcher  der  Familie  gehört  und  einer  geregelten  (patriarcha- 
lischen) Staatsordnung.  Die  lleerden  bilden  ihren  bleibenden  Reichthum, 
auch  bedürfen  sie  schon  eines  höhern  Grades  von  Kunstfertigkeit  und  ver- 
schiedener Kenntnisse.  Zuweilen  vermehrt  sich  ein  solches  Volk  oft  sehr 
stark  und  wird  sogar  erobernde  Horde. 

c)  Bei  Völkern  auf  den  zwei  folgenden  Stufen  findet  man  eine  festbe- 
gründele  und  organisirte  Rechts-  und  Staatsordnung.  Das  Privateigenthum 
bedarf  einer  genaueren  Bestimmung  und  einer  vollständigen  staatlichen 
Gewährleistung;  nicht  blos  der  Grundbesitz,  sondern  auch  das  Geld  (die- 
ses besonders  bei  Gewerb  und  Handeltreibenden  Völkern)  sind  Hauplbe- 
slandthcile  des  Reichthums  und  das  Schälzungsmittcl  aller  Gegenstände 
des  Vermögens.  Der  Credit  wird  Grundbedingung  des  Verkehrs,  die  Arbeit, 


t)  Z.  B.  Hugo’s  Naturrecht  5-  125  — 133.  Schmitthcnncr,  zwölf  Bücher  v. 
Staat  Bd.  I.  §•  125. 

2)  Dies*  geschah  vollständig  im  Wachsmuths  Cullurgcschichto.  Doch  auch  schon 
bei  Schmithtcnncr  a.  a.  0.  §.  118  folg. 
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im  umfassendsten  Sinne  des  Wortes  die  Ilauptquclle  des  Reichlhums.  Der 
Begriff  des  Eigenthums  wird  erweitert  und  auf  alle  geldeintragendc  Pro- 
ductionen  ausgedehnt.  Aber  durch  das  Erbrecht  entstehen  grosse  Vermö- 
gensanhäufungen  in  einer  Hand,  und  der  auf  alle  Verhältnisse  des  Privat- 
lebens so'  mächtig  zurückwirkende  Gegensatz  der  Armen  und  Reichen.  Der- 
selbe wird  bei  einem  stets  wachsenden  Proletariat  für  die  Aufrechthallung 
der  Rechtsordnung  ofl  gefahrvoll  und  dessen  Ausgleichung  eine  der  schwie- 
rigsten Aufgaben  der  Slaatsweisheit.  In  diesem  Stadium  der  materiellen 
Cullur  entwickeln  und  organisiren  sich  aber  auch  mit  der  vorgerückten 
geistigen  Bildung  des  Volkes  die  übrigen  Kreise  der  ergänzenden  Gemein- 
schaft und  der  Staat  beginnt  sich  seiner  Idee  gemäss  zu  gestalten,  za 
vervollkommnen  und  zu  vollenden. 

B.  Eine  zweite  Grundlage  des  Völkerlcbcns  ist  die  Familie,  deren 
Band  auf  verschiedene  Weise  gestaltet  sein  kann.  Von  durchgreifendem 
Einfluss  ist  die  Ehe.  Ganz  anders  gestaltet  sich  die  sociale  Lebensordnung 
polygamischer,  als  die  monogamischer  Völker.  Nach  der  Verschiedenheit 
der  Cullurhöhe  richtet  sich  auch  der  Umfang  der  väterlichen  Gewalt,  welche 
bei  Nationen  der  höchsten  Cnlturslufe  gewöhnlich  weniger  streng  ist,  als 
bei  den  der  tieferen,  aber  auch  durch  die  moralische  und  religiöse  Den- 
kungsweise  der  Völker  bestimmt  wird. 

C.  Der  Staaturrband  der  Völker  ist  wesentlich  durch  ihren  politischen 
Charakter  und  ihre  politische  Bildung  bedingt,  d.  h.  von  ihrer  Empfäng- 
lichkeit für  die  Freiheit,  der  lebendigen  Theilnahme  für  die  Erhaltung  ihres 
Rechts  und  dem  Grade  ihrer  politischen  Reire  abhängig.  Diese  beruht 
nicht  immer  auf  seiner  staatlichen  Bildung,  sondern  vor  allem  auf  derWil- 
lensfesligkeil  des  Volkes.  Man  kann  politisch  freie  und  politisch  unfreie 
Nationen  unterscheiden.  Die  ersten  gehören  keinem  Herrn  an  und  keiner 
zum  Slantsregiment  allein  berechtigten  Kaste.  Sie  sind  sui  Juris  und  kennen 
nur,  wie  die  Engländer  sagen,  das  Selfgovernment.  Eine  Mittelstufe  zwi- 
schen ihnen  und  den  Völkern,  bei  welchen  Land  und  Leute  Eigenthum  der 
Herrscher  sind,  nehmen  diejenigen  ein,  welche  zwar  einem  durch  Geburt 
ausschliesslich  zum  Regieren  berechtigten  Staals-Oberhauple  unterworfen 
sind,  aber  den  auf  der  Sille  und  Autonomie  des  Volkes  ruhenden  Rechts- 
normen gemäss  regiert  werden.  Der  Staalsorgnnisinus  kann  ein  s.  g.  na- 
turwüchsiger sein,  d.  h.  ein  solcher,  der  sich  mit  innerer  Nothwendigkeit 
aus  der  Ursitte  und  der  ursprünglichen  gegenseitigen  Stellung  der  herr- 
schenden und  gehorchenden  Stände  im  Staate  entwickelt  hat,  oder  ein  auf 
wissenschaftliche  Grundsätze,  ja  selbst  auf  Theorieen  sich  stützender  ideo- 
kratischer;  zwischen  beiden  kommen  Uebergangsstufen  vor. 

D.  Eine  höhere  Richtung  wird  aber  das  Leben  der  Völker  erst  neh- 
men, wenn  dessen  Regierung  mit  Bewusstsein  der  höchsten  Slaalszwecke 
die  Kreise  der  ergänzenden  Gemeinschaft  schützt,  pflegt  und  selbst  weiter 
forlbildet,  welche  die  Pflege  der  allgemeinen  Humanisirung  des  Volkes, 
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der  Wissenschaft  und  der  Kunst  sich  zum  Ziele  setzen.  Es  werden  Unler- 
richtsanslnlten  und  wissenschaftliche  Institute  entstehen,  ein  lebendiger  gei- 
stiger und  künstlerischer  Verkehr,  und  das  Volk  wird  sieh  auf  die  höchste 
Stufe  der  Civilisation,  die  zu  erreichen  ihm  gegeben  ist,  erheben,  und  welche 
dann  wieder  auf  die  Vervollkommnung  der  Rechts-  und  Staatsordnung  zu- 
rückwirkt, und  jenes  in  ein  edleres,  humaneres,  dem  Genius  des  Volkesgcmfiss 
umschaffl. 

E.  Endlich  ist  die  religiöse  Denkungsweise,  Gesittung  und  Bildung  1 ) 
eines  Volkes  von  durchgreifendem  Einfluss  aul  die  Gestaltung  seines  Rechtes. 

Je  geläuterter  die  religiösen  Begriffe  desselben  sind,  um  so  weniger 
wird  die  Religion  als  Mittel  der  Unterdrückung  der  Freiheit  benützt  werden. 
Die  Vorschriften  derselben  werden  nicht  mehr,  als  cs  die  Natur  der  Sache 
verlangt,  auf  die  bürgerliche  Lebensordnung  einwirken.  Es  kommt  aber 
nicht  blos  auf  die  Glaubenslehren  selbst  an,  sondern  vor  Allem  darauf, 
dass  das  Volk  von  wahrhafter  Religiosität  durchdrungen  ist  und  deren  Hei- 
ligkeit verehrt.  Es  wird  die  Religion,  selbst  in  despotisch  regierten  Staaten, 
z.  B.  des  Orients,  eine  mächtige  Schulzwehr  des  Rechts  und  der  bürger- 
lichen Freiheit,  und  ersetzt  in  dieser  Beziehung  die  solchen  Völkern  feh- 
lenden Garantieen  derselben. 

Von  grosser  Wichtigkeit  ist  es  endlich,  ob  die  Religion  Sache  des 
Staates  ist,  also  Staatsreligion,  oder  ob  den  verschiedensten  Confessionen 
die  gleiche  Berechtigung  zusieht,  oder  ob  die  Mehrzahl  des  Volkes  nur  die 
Fraction  eines,  viele  Völker  umfassenden.  Religionsverbnndes  ist,  der,  als 
Kirche  organisirt,  unter  der  Leitung  selbstständiger  geistlicher  Oberen  steht. 


II.  Abtheilung. 

Geschichtliche  Beleuchtung  des  Rechts  überhaupt  und  seiner 

Wissenschaft. 

I.  Capitol. 

Das  Recht  and  die  Rechtswissenschaft  des  Orients. 

Einleitung. 

58.  Die  nächste  Aufgabe  der  geschichtlichen  Beleuchtung  des  Rechts 
und  seiner  Wissenschaft  ist  eine  durch  den  Zweck  des  practischen  Rcehls- 
sludiums  beschränkte.  Der  Rechtsgelchrle  wünscht  vor  Allem  die  Kenntniss 


1)  Montesquieu,  Livr.  24.  25.  Schützcnbcrgc  r a.  a.  0.  S.  1S4. 
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der  Rechlsgrundsälzc  zu  erwerben,  welche  im  Leben  anzuwendcn  er  mit- 
bcrufen  ist,  also  die  in  seinem  Valerlandc  gellenden.  Da  aber  in  der  Regel 
dus  Recht  eines  Landes  diesem  nicht  ausschliesslich  eigen  ist,  ja  bei  allen 
gebildeten  Völkern  das  dassische  Recht  der  Römer  und  dessen  Wissen- 
schaft auf  deren  Rechtsbildung  einen  grösseren  oder  geringeren  Einfluss 
gehabt  hat,  auch  als  die  llauptquelle  der  allgemeinen  Rechtsbegriffc  und 
Rechlsprincipien  angesehen  wird  und  werden  muss,  so  ist  die  Aufgabe  der 
geschichtlichen  Beleuchtung  des  Rechts  allgemeiner  zu  stellen,  und  kann 
nur  dann  in  ihrem  ganzen  Umfange  als  erfasst  gellen,  wenn  sie  sich  als 
höchstes  Ziel  setzt,  die  Reehtsentwickelung  der  Hauplvölker  der  Erde  we- 
nigstens in  ihren  Grundzügen  darzuslellen.  Dadurch  erst  wird  der  Rechts- 
gelehrte in  den  Stand  gesetzt , das  Verhällniss  des  Rechts  seines  Vater- 
landes zum  Recht  überhaupt,  und  die  Enlwicklungshöhe  der  Rechtswissen- 
schaft sich  klar  zu  machen.  Nur  dann  wird  seine  Rechtskunde  eine  er- 
leuchtete genannt  werden  können. 

Die  Lösung  der  Aufgabe  in  dieser  weilgreifenden  Bedeutung  unterliegt 
aber  noch  zur  Zeit  so  grossen  Schwierigkeiten , dass  man  sich  mit  einer 
Annäherung  an  dieses  Ziel  begnügen  muss.  Um  dieses  vollständig  zu  errei- 
chen, müsste  man  eine  v ergleiehend  eWel  trecht sgeschich lezu  geben 
im  Stande  sein.  Allein  sollten  hiezu  die  Kenntnisse  und  das  Talent  eines 
einzigen  Mannes  auch  für  zureichend  gehalten  werden,  so  würde  ein  Ge- 
danke dieser  Art  dcsshalh  nicht  ausführbar  sein,  weil  zu  dessen  Verwirk- 
lichung bei  weitem  nicht  genug  Vorarbeiten  gemacht,  und  die  Quellen  ei- 
ner solchen  Gesehichlskunde,  wenigstens  alle,  nicht  zugänglich  sind.  Um 
so  mehr  wird  man  sich  in  einem  Lehrbuche  der  juristischen  Encyclopädie 
auf  das  Wesentlichste  zu  beschränken,  aber  doch  mehr,  als  bisher  geschah, 
die  Rechlscnlwickelung  der  übrigen  Völker  ausser  den  Römern  und  Germa- 
nen zu  berücksichtigen  haben,  zumal  in  Werken,  welche  den  einzelnen 
Zweigen  der  Rechtswissenschaft  gewidmet  sind,  selbst  in  den  rechtsphilo- 
sophischen Schrillen  selten  des  Rechts  jener  Völker  gedacht  wird. 

Wir  können  aber  unser  Augenmerk  nur  auf  die  Rcchtsquellcn  und  die 
Rechtswissenschaft  der  in  der  Weltgeschichte  am  meisten  hervorragenden 
Völker  richten  und  diese  in  drei  Hauptgruppen  zertheilcn,  so  dass  wir  die 
Reehtsentwickelung  der  Völker  des  Orients,  der  des  classischen  Allerlhums 
und  der  des  christlichen  Europa’s,  vorzugsweise  aber  der  christlich  - ger- 
mainschen  Völker  darstellen. 

Die  geschichtliche  Erforschung  des  Rechts  der  barbarischen  und  halb- 
barbarischen Völker  hat  noch  zu  geringe  Fortschritte  gemacht,  als  dass 
eine  Darstellung  ihrer  Reehtsentwickelung  zu  Ergebnissen  von  allgemeinem 
wissenschaftlichem  Belange  führen  könnte,  obgleich  eine  solche  nicht  un- 
belehrend  sein  würde'). 


1)  Wir  verweisen  auf  die  Abhandlung  de»  Hm.  v.  Mnrtius  von  dem  Recht» 


Digitized  by  Google 


109 


59.  Die  Idee  einer  Rechlsgeschichle  des  menschlichen  Geschlechtes 
wurde  im  vorigen  Jahrhundert  in  einem  doppelten  Sinne  aufgefasst  und  zu 
verwirklichen  versucht,  theils  als  zusammenhängende  Rechtsgeschichte  der 
wichtigsten  Völker,  theils  als  vergleichende  Geschichte  der  Gesetzgebung. 
Im  ersten  Sinne  hat  sie  1758  Goguet  in  seinem  freilich  sehr  wenig  be- 
deutenden Buche : de  I origine  des  lois  des  arts  et  des  Sciences  u.  s.  w.  aus- 
zuführen angefangen.  Im  letzten  ist  Mon lestiuieu’s  unsterbliches  Werk 
de  r Esprit  des  Lois  (1748)  geschrieben.  Allein  so  grossarlig  seine  Behand- 
lungsweise, und  so  geistreich  und  oft  tiefgehend  seine  Bemerkungen  sind, 
so  kann  sein  Werk  der  Gegenwart  nicht  mehr  genügen,  weil  wir  jetzt  je- 
denfalls genauere  Kenntnisse  der  Rechlszusländc  der  Völker  des  Orients, 
des  Allerthums  und  selbst  der  der  Gegenwart  haben,  als  ihm  vor  hundert 
Jahren  sich  zu  verschaffen  möglich  war.  Doch  wird  das  Werk  immer  be- 
lehrend und  eine  vortreffliche  Vorschule  für  das  vergleichende  Rechlsstu- 
dium  bleiben.  In  seinem  Vaterlande  hat  es  verschiedene  in  dieses  einschla- 
gende Schriften1),  besonders  aber  die  Errichtung  eines  Lehrstuhls  der 
Histoire  comparce  de  la  legistation  am  College  de  France  in  Paris  veran- 
lasst, dessen  erster  Inhaber  Pa  störet  *)  ein  seiner  Gelehrsamkeit  würdi- 
ges (noch  zu  wenig  beachtetes)  Denkmal  in  den  elf  Bänden  seiner  Histoire 
de  la  legistation  (1817  —1837)  hinterlassen  hat’) 


zustand  unter  den  Ureinwohnern  Brasiliens  (München  1632.  4.)  und  auf  die  des 
Herrn  Prof.  Fallati:  Keime  des  Völkerrechts  bei  wilden  und  halb 
wilden  Stämmen  in  der  Zeitschrift  für  die  gesammte  Slaalswisscnschaft  B.  VI. 
S.  151 — 259.  Tübingen  1850. 

1)  Wir  führen  an  die  Preisschriften  von  Laboulayc:  Histoire  de  ln  propriiti 
en  Occident  und  de.  ln  Condition  civite  et  politü/ue  des  femmet.  v. 
Künigswarter:  Memoire  sur  le  ddveloppement  de  tu  Societd humnine, 
zuerst  gedruckt  in  den  Senates  de  l'Acnddmic  des  Sciences  morales  et  po- 
litiques  V.  Serie  11.  B.  5.  p.  75  u.  203.  t.  0.  p.  65.  I.  7 p.  65.  und  in  W*  o- 
lowki’s  Revue  de  Legislnt.  t.  35.  p.  40.  t.  341.  p.  145.  t.  35.  p.  117.  357. 
t.  36.  p.  344.  t.  37.  p.  5.  Ferner  verschiedene  Airhandlungen  in  den  Memoires 
de  fAcademie  des  Sciences  morales  et  polilif/aes.  Der  neueste  in  Frank- 
reich gemachte,  aber  wenig  befriedigende  Versuch  einer  allgemeinen  Uechtsge- 
schichtc  ist  der  von  Pouhäor,  Essai  sur  l'/iistoire  gdndrale  de  droit,  Paris 
1649.  1.  Bd.  p.  435  IT. 

2)  Unter  seinen  späteren  Nachfolgern  haben  sich  Lerminier  und  Laboulayc 
um  das  Studium  der  vergleichenden  Kcchlsgcschiclitc  verdient  gemocht. 

3)  Der  erste  Band  enthält  die  Geschichte  der  Gesetzgebung  der  Assyrier,  Baby- 
lonier und  Syrier,  der  zweite  die  der  A e g y p t e r , der  dritte  und  vierte 
die  der  Hebräer,  der  fünfte  die  der  Laecdä  monier,  der  sechste  bis  siebente 
die  der  Athcnienser,  der  aehtc  der  übrigen  griechischen  Freistaaten,  derneunle 
der  Inseln  Kleinasicns  und  der  von  Persien,  der  10  .u.  11.  der  von  Ca  r- 
thago,  Sicilien  und  der  Etrusker.  Das  mit  umfassender  Gelehrsamkeit  ge- 
schriebene Werk  ist  streng  qucllcnuiässig  und  nach  einem  gut  überdachten  Plane  gear- 
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In  Deutschland  schrieb  man  im  vorigen  Jahrhundert  Abrisse  einer  all- 
gemeinen Wellrechlsgeschichte  ohne  wissenschaftlichen  Werth  ; nur  we- 
nige Rechtsgelehrte  wagten  sich  auf  das  von  Montesquieu  betretene 
Gebiet,  unter  welchen  jedoch  Möser  einen  nie  unlergehenden  Namen  sich 
erworben  hat,  aber  fast  ohne  Nachfolger  blieb,  Hugo  etwa  ausgenommen, 
dessen  Rechtsphilosophie  zum  Theil  vergleichende  Rechtsgesehichle  ist, 
aber  freilich  die  Kenntniss  derselben  mehr  vorausselzt,  als  fördert. 

Dagegen  hat  das  weltgeschichtliche  Rechtsstudium  in  unserem  Vater- 
lande seit  etwa  dreissig  Jahren  einen  erfreulichen  Fortgang  genommen, 
und  zwar  theils  dadurch,  dass  deutsche  Rechtsgelehrte  einzelne  Zweige  des 
Rechtes,  wie  z.  B.  Gans  das  Erbrecht 1 ),  oder  Unger  die  Ehe*)  in  ihrer 
weltgeschichtlichen  Entwickelung  nicht  ohne  Erfolg  darzustelien  versucht 
haben,  theils  dadurch,  dass  man  eigene  Werke  über  die  Rechtsgesehichle 
der  wichtigsten  Völker  der  Erde  vermittelst  eines  gründlich  angestclllen 
Quellenstudiums  schrieb,  oder  im  Auslande  erschienene  Hauptwerke  dieser 
Art  ins  Deutsche  übersetzte  3)  und  dadurch  einen  sichern  und  bleibenden 
Boden,  sowohl  für  das  Stadium  der  vergleichenden,  als  für  die  Darstellung 
einer,  den  Rechtshislorikcrn  der  Zukunft  vorbehaltenen,  Weltrechlsgeschichte 
gewann.  Die  juristische  Encyclopiidie  hat  die  Ergebnisse  der  Fortschritte 
dieser  Studien  in  übersichtlicher  Darstellung  mitzulheilen  und  die  Haupt- 
werke über  dieselbe  aufzuführen.  Die  hier  einschlagenden  Werke  sind  frei- 
lich fast  alle  der  Rechts-  und  Slaalsgeschichle  der  Griechen  und  Römer 
oder  der  neueren  christlichen  Völker  Europa’s  gewidmet,  die  der  orienta- 
lischen Völker,  mit  Ausnahme  der  des  israelitischen  Volks,  ist  in  Deutsch- 
land noch  so  gut  wie  unbearbeitet.  Nur  die  Werke  über  die  allgemeine 
Welt-  oder  Culturgeschiehle  haben  auch  die  Staats-  und  Rechtsentwicke- 
lung freilich  meistens  in  solcher  Kürze  beachtet,  dass  sie  oft  nur  Andeu- 
tungen enthalten.  Es  sind  indessen  verschiedene  Bücher  dieser  Art  auszu- 
zeiclmen,  unter  welchen  vor  allen  Schlosser’s  Weltgeschichte,  der  bis 
jetzt  einzige  erste  Band  von  Löbell’s  Weltgeschichte  in  Umrissen  und 
Ausführungen  (Leipzig  1846),  und  den  ersten  Band  von  Wachsmuth's 
allgemeiner  Culturgeschiehle  (Leipzig  1850),  so  wie  die  ausführlichere 


beitet,  nur  ist  die  allgemeine  Auflassungsweisc  des  Verfassers  nicht  die  der  Höhe 
der  Wissenschaft  unserer  Zeit.  Was  die  materielle  Vollständigkeit  Betrifft,  lässt  es 
nur  wenig  zu  wünschen  übrig.  Auch  gehört  hierher  von  demselben  Schriftsteller 
dessen  Werk  Confueius,  Zoaroaster  und  Mahomet.  Paris  1788. 

1)  Das  Erbrecht  in  weltgeschichtlicher  Entwicklung:  eine  Abhandlung  der  üni- 
vertolrechtsgeschichte  von  D.  E.  Gans,  Berlin  1824—1835.  4 Bd.  8. 

2)  Die  Ehe  in  ihrer  welthistorischen  Entwickelung:  ein  Beitrag  sur  Philosophie 
der  Geschichte,  Wien  1850.  S.  1—167. 

3)  Diese  Werke  werden  im  Verlauf  dieser  Abtheilung  unserer  Eneyclopidie  aufge- 
fübrt  werden. 


Digitized  by  Googl 


111 


Allgemeine  Culturgeschichte  der  Menschheit  (Leip.  1838 — 47, 
8 Bde.)  v.  G.  Klemm  *)  hervorzuheben  sind. 

In  den  neueren  Lehrbüchern  der  juristischen  Encyclopaedie  ist  eine 
welthistorische  Beleuchtung  des  Rechts  (in  Umrissen)  nur  von  Den  Tex  *) 
(1839),  und  von  Pütler  *)  (1846)  versucht  worden. 

60.  Die  Rechlsgeschichte  des  Orients 1 2 3  4)  hat  sich  vorzugsweise  zu 
beschäftigen  mit  dem  Rechle  der  Chinesen,  der  Indier,  der  Perser 
und  Aegyplcr,  der  Israeliten  und  der  Moslcmiten.  Die  der  beiden 
ersten  und  der  dem  Islam  angehörenden  Völker  geht  bis  in  unsere  Zeit 
herab;  das  Recht  der  Israeliten  ist  noch  in  einigen  Trümmern  praclisch; 
das  der  alten  Perser  und  Acgypter  hat  eine  blos  archäologische 
Wichtigkeit,  welche  nicht  einmal  von  grösserem  Belange  ist,  weil 
wir  von  demselben  nur  eine  sehr  spärliche  Kunde  haben. 

Eine  Verwandtschaft  besteht  zwischen  dem  Rechte  aller  Völker  des 
Orients,  die  jedoch  was  das  Einzelne  betrifft,  eines  genaueren  Nachweises 
bedarf  als  man  jetzt  noch  zu  geben  im  Stande  ist  Am  nächsten  unter 
sich  verwandt  sind  das  Recht  der  Indier,  Perser  und  Aegypter  einer  und 
das  der  Israeliten  und  beziehungsweise  der  Moslenülcn  andererseits; 
aber  selbst  das  Recht  des  so  sehr  isolirt  stehenden  und  durchaus  cigen- 
thümlichcn  Volks  der  Chinesen  hat  Berührungspunkte  mit  dem  der  Hindus. 
Ueber  das  geschichtliche  Verhaltniss  des  Rechts  des  Orients  zu  dem  der 
Griechen  und  Römer  würde  noch  zur  Zeit  ein  allgemeines  Uriheil  verfrüht 
sein,  obwohl  man  Versuche  gemacht  hat,  selbst  die  Ursprünge  des  germa- 
nischen Rechts  aus  dem  der  Sanskrit- Volker  abzuleiten,  was  höchstens 
rücksichtlich  einiger  weniger  Rechtsinstilutc  bis  jetzt  mit  Erfolg  geschalt. 

Alle  Gesetzgebungen  orientalischer  Völker  haben  eine  religiöse  Grundlage, 
die  jedoch  bei  den  Chinesen  mehr  einen  moralischen  als  religiös  dogmatischen 
Character  hat,  und  bei  ihnen  allen  ist  das  Recht,  wie  das  römische,  mehr  ein 
einheitliches  als  nur  in  seinen  leitenden  Principien  gemeinsames,  wie  das 
griechische  und  germanische,  wenn  auch  die  Völker  keine  Staatsgenossenschaft 
bilden,  sondern  in  eigenen  Staaten  von  einander  getrennt  leben.  Auch 


1)  Ein  Verzeichnis»  der  Werke  über  die  Culturgeschichte  gibt  Wachsmuth  B.  I 
seiner  Allgemeinen  Cultnrgeschichte  S.  X — XII  in  d.  Note.  Zu  den  bedeutend- 
sten desselben  gehören  G i a m b a 1 1 i s t o Vico  Prinäpii  di  Hun  iciettxn  nuovn 
zuerst  1725  und  seitdem  oftmals;  sic  ist  deutsch  bearbeitet  von  Weber.  Ferner 
sind  zu  nennen  Herd  er 's  Ideen  zur  Geschichte  der  Menschheit,  und  Stark's 
Univcrsalhistorischer  Ueberblick  des  Lehens  und  der  Entwicklung  der  Völker. 
Jena  1822. 

2)  Encyriopntdin  J urisprudentiae  $.  291 — 415. 

3)  Inbegriff  der  Rechtswissenschaft.  S.  25  folg. 

4)  Das  der  Kecktsgcschirhic  des  Orients  gewidmete  Werk,  von  Anquclil-Dupcr- 
ron:  Idgislntion  orienttile,  Amsterdam  1778  ist  kein  zuverlässiger  Führer, 
wie  die  Orientalischen  Studien  unseres  Jahrhunderts  bewiesen  haben. 
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findet  sich  bei  den  Völkern  des  Orients  keine  wahre  bürgerliche  Freiheit; 
die  Israeliten  etwa  abgerechnet.  Sind  sie  nicht  von  einem  Herrscher  aulo- 
kralisch regiert , so  stehen  sic  unter  der  Bevormundung  einer  Pricslcr- 
kasle,  die  dann  allein  im  Vollgenuss  aller  Rechte  ist.  Die  Rechtsenlwick- 
lung  der  Chinesen,  Indier,  Israeliten  und  Moslemiten  erscheint  in  ihren 
Rcchtsdcnkmalen  im  Stadium  der  wissenschaftlichen  Entwicklung,  die  frei- 
lich hinter  der  der  Römer  weit  zurücksteht,  aber  eine  bis  ins  Einzelnste 
schon  ausgcbildelc  Casuistik  darbiclct,  nicht  unähnlich  der,  welche  in  der 
juristischen  Litteralur  Europas  im  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhundert 
sichtbar  ist.  Das  persische  und  ägyptische  Recht,  in  wie  weit  wir  davon 
Kunde  haben,  steht  noch  auf  der  Entwicklungsstufe  des  Volksrechts.  Der 
Einfluss  der  Rassenverschiedenheit  und  der  ( der  semitischen  und  der  s.  g. 
indogermanischen)  Abstammung  ist  aber  nicht  von  hohen  Bedeutung, 
indem  sich  bei  den  Chinesen  manches  wiederfindet,  was  man  auch  bei 
den  Indiern  oder  den  Moslemiten  trifR.  Doch  bedürfte  es  eines  tiefer  ins 
Einzelne  gehenden  Studiums  dieser  Gesetzgebungen,  um  den  Einfluss  der 
Rasse  und  der  Nationalität  auf  das  Recht  mit  Sicherheit  feslzuslellen. 

Blicke  auf  die  Staats-  und  Rechtsordnung  in  China1). 

61.  Die  scharf  ausgeprägte,  mit  ihrem  Rassencharaklcr  zusammen 
hängende,  Nationalität  der  Chinesen  und  die  selbstständige  von  fremden 
Einflüssen  fast  unabhängige  Entwicklung  ihrer  Civilisation  musste  eine 
eigentümliche  Gestaltung  und  Entwicklung  ihres  Staats-  und  Rechtslcbens 
zur  Folge  haben.  Diess  wird  durch  das,  was  wir  von  diesem  kennen,  be- 
stätigt und  es  ist  nur  zu  bedauern,  dass  wir  noch  immer  sehr  wenige 
Mittheilungen  über  das  chinesische  Recht  haben,  indem  aus  der  grossen 
Zahl  Gesetzsammlungen  und  juristischer  Schriften  2 ) , die  China  besitzt, 
blos  ein  einziges  Werk  der  europäischen  Wissenschaft  zugänglich  gemacht 
wurde.  Es  ist  daher  nur  möglich,  eine  allgemeine  Characteristik  der  chi- 


1)  Die  Quellen,  aus  welchen  die  Kunde  des  chinesischen  Rechts  zu  schupfen  ist, 
sind  im  Verlauf  der  hier  folgenden  Paragraphen  angeführt.  Unter  den  hierher 
gehörenden  Schriftstellern  nennen  wir  vor  allem  du  Halde,  Uieloire  de  In 
Chine.  Grosier,  hiitoire  finernle  de  la  Chine.  Gans,  Erbrecht.  Zeller, 
Beschreibung  des  chinesischen  Reichs  und  Volkes.  Stutlg.  1838.  Klemm, 
Culturgeschichte  B.  6 und  Wells-Williams:  das  Reich  der  Mitte;  deutsch  v. 
Collmann,  Kassel  1833.  Z Bd.  S.  ferner  Hang,  Allgemeine  Geschichte. 
Stuttg.  1841.  2tcs  Heft  S.  127  folg. 

2)  ln  der  Liste  der  1773  auf  Befehl  des  chinesischen  Kaisers  Kienion g begonne- 
nen Sammlung  der  besten  Nationalwerke,  von  welcher  1818  schon  78,731  Bände 
erschienen  waren , findet  man  aufgeführt  1474  Bd.  Sammlungen  kaiserlicher  Be- 
fehle; 392  über  Verwaltung  und  Regierung;  3785  über  Stnatseinriclitungcn,  Ge- 
setze und  Verordnungen;  94  über  die  Rechtswissenschaft.  Neumann  iin 
Journal  atiatique  11.  Serie:  B.  XVI  S.  64  und  nach  ihm  Klemm  S.  447. 
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nesischen  Staats-  und  Rechtsordnung  zu  geben,  über  deren  Entstehung 
und  Ausbildung  uns  wenige  geschichtliche  Angaben  zu  Gebot  stehen. 

Die  Quellen,  aus  welchen  wir  unmittelbar  schöpfen  können,  sind  die 
Schriften  des  chinesischen  Philosophen  und  Reformators  Confucius 
(Kong-futscH  Ksung-  tseu),  dessen  Geburt  man  in  d.  J.  551  und  dessen  Tod 
in  d.  J.  479  v.  Ch.  setzt  1 2 3 ) , einige  ofTiciell  veranstaltete  Geschiehlswerke 
der  Chinesen  und  ein  Strafgesetzbuch,  welches  der  Kaiser  Shunchöe  im 
J 1647  als  eine  Umarbeitung  der  unter  der  Ming-dynastie,  also  v.  1368 
bis  1644  geltenden  Gesetzgebung  sanctioniren  liess;  Kaiser  Caung-Höe 
bestätigte  und  Kaiser  Yong-Tsching  1725  verbesserte,  aufs  Neue  promul- 
girte  und  das  seitdem  von  5 zu  5 Jahren  mit  Beifügungen  neu  herausge- 
geben zu  werden  pflegte.  Der  Engländer  Staun  ton  veranstaltete  von  der 
1799  publicirten  Ausgabe  1810  eine  englische  Uebersctzung,  welche  1812 
der  gelehrte  Rcnouard  de  Sainte-Croix  ins  Französische  übertrug. 
Das  Buch  führt  den  Titel  Ta-  Tsing-Leu-Lee  oh  lois  fondamenta- 
les  du  Code  penal  de  la  Chine,  avec  le  choix  des  Statuts  sup- 
plementaires-,  originairement  imprime  et publie  d Pekin  *)  etc. etc. 
Es  ist  nur  eines  der  verschiedenen  chinesischen  Gesetzbücher  und  zwar 
das,  welches  die  allgemeinen  Reichsgesetze  enthält  (meist  strafrechtlichen 
Inhalts).  Dem  Gesetzbuche  ist  in  China  eine  grosse  Anzahl  besonderer 
Verordnungen  beigegeben,  von  welchen  die  Ueberselzer  nur  die  wichtigsten 
mit  aufnahmen.  Es  zerfällt  in  sieben  Hauptabtheilungen,  jede  wieder 
in  eine  Anzahl  Capitel  und  hat  überhaupt  436  Abschnitte,  (Sectionen)  in 
fortlaufenden  Nummern  *).  In  der  französischen  Uebersetzung  sind  die 
Ueberschriften  der  sieben  Haupllheile  folgende:  I.  lois  generales,  von 

Scct.  1 — 46.  II.  lois  civiles  v.  S.  47 — 74;  III  lois  ßscales , S.  75 — 156; 
IV.  lois  rituelles,  S.  157 — 182;  V.  lois  mililaires,  S.  183  — 253;  (Diese 
5 Theile  füllen  den  ersten  Band.)  VI.  lois  criminelles,  S.  254  — 423;  und 
VII.  lois  relatives  mix  travaux  publics  S.  424  — 436. 

Mil  diesen  Quellen  hat  man  Reiseberichte,  insbesondere  die  der  katho- 
lischen Missionäre  (Mcmoires , concemant  l'histoire,  les  Sciences,  les  arts 


1)  Amiot,  in  den  Memoire»  concernnnt  Chist.  des  Chinois , B.  XII.  Klemm, 
S.  324.  Wc  11s- Williams  S.  513  und  der  Anhang  Collmanns  S.  589  folg. 
Wachsmuth,  Cultur- Geschichte  S.  144  — 146. 

2)  Wells-Williams,  der  die  Ausgabe  von  1830  kennt  S.  207,  übersetzt  den  Titel 
des  Gesetzbuchs  mit:  Statuten  und  Rescriplen  der  grossen  reinen  Dynastie. 
Ausser  demselben  führt  Medhurst’s  Schrift  über  China  noch  ein  zweites  an, 
welches  die  Verordnungen  für  jedes  Regicrungs- Departement  enthält  und  ein 
drittes,  enthaltend  die  Gesetze  der  gegenwärtigen  Dynastie. 

3)  Ungeachtet  dieser  Ordnung  nach  Materien  findet  sich  oft  das  Unerwartetste  in 
einer  Abtheilung  beisammen,  z.  B.  in  der  von  den  Fiscalgesetzen  die  Lehre  von 
der  Ehe ; bei  den  MiliUtrgesctzen  die  über  das  Postwesen  u.  dgl.  m.  Eine  kurze 
Inhaltsübersicht  des  ganzen  Gesetzbuchs  giebt  Klemm  S.  173  — 212. 
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les  moeurs  et  les  usages  des  Chinois  9.  Bde.  4.  Paris  1777/83)  und  auf 
solche  sich  stützende  geschichtliche  und  geographische  Werke  z.  B.  die 
Histoire  Generale  de  la  Chine  v.  Abbe  Grosier  in  11  Bd.  4.  zu  verbin- 
den, um  die  Anhaltspunkte  für  die  Staats-  und  Rechtsordnung  Chinas,  wie 
sie  im  vorigen  Jahrhundert  und  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  im  Wesent- 
lichen schon  vor  24  Jahrhunderten  gewesen  ist,  zu  gewinnen  ’).  Die  Fort- 
schritte der  jetzt  in  Europa  mit  so  grossem  Eifer  betriebenen  Studien  über 
das  Land  werden  es  in  einer  nicht  mehr  ferne  liegenden  Zukunft  den 
Rechlsgelehrten  möglich  machen,  eine  genaue  auch  geschichtliche  Darstel- 
lung desselben  zu  geben. 

Die  Chinesen  und  zwar  ihre  olliciell  veranstalteten  Chroniken  beginnen 
die  Geschichte  ihres  Vaterlands  mit  einer  mehrere  Jahrtausende  über  un- 
sere Zeitrechnung  hinausgehenden  Periode.  Die  historische  Kritik  *)  hat 
aber  nachgewiesen , dass  die  über  das  Jahr  2637  v.  Chr.  zurückgehende 
Geschichte  Chinas  für  eine  fabelhafte,  vielleicht  ganz  erdichtete  zu  hallen 
ist  und  die  darauf  folgende  bis  782  v.  Christus  allerdings  einen  geschicht- 
lichen Boden  hat,  aber  durchaus  keine  sichere  genannt  werden  kann,  dass 
also  erst  mit  dem  achten  Jahrhundert  vor  Christus  eine  solche  beginnt, 
aber  bis  auf  unsere  Tage  ununterbrochen  fortgeführt  werden  kann. 

Die  in  dieser  letzten  Periode  bestehenden  Slaalseinrichtungen  und 
Gesetze  werden  von  den  chinesischen  Chronisten  ihrem  Ursprung  nach 
einigen  höchst  weisen  und  gerühmten  sehr  frühen  Regenten  Chinas  zuge- 
schrieben, unter  welchen  die  der  Dynastie  Hia’s  vor  allem  glänzen:  es 
sind  der  Kaiser  Ilungti,  angeblich  2698  v.  Chr.  lebend,  Yao  lebend 
2957,  Schun  oder  Chun  f 2255  v.  Chr.,  Yu  f 2208,  Ki  + 2198. 
Hierauf  hatte  eine  Zersplitterung  des  Reichs  in  eine  Anzahl  Staaten  unab- 
hängig gewordener  Vasallen  statt,  bis  zu  deren  theilweisen  Einigung  unter 
der  Dynastie  von  Schung,  1766  v.  Chr.,  auf  welche  1122  eine  dritte  v. 
Wouwang  v.  1122 — 855  v.  Ch.  folgte,  der  ganz  China  sich  unterwarf. 
Unter  dessen  Nachfolgern,  namentlich  zur  Zeit  als  Confucius  auftrat, 
war  der  ganze  sociale  Zustand  des  Reichs  ein  höcht  erschlaffter  J). 
Denselben  zu  erkräfligen  und  auf  einer  festen  moralisch  religiösen  Grund- 
lage gewissermassen  neu  aufzurichten,  war  die  grosse  Aufgabe  des  Refor- 
mators 1 2 3 4).  Er  handelte  hiebei  nicht  als  Neuerer  sondern  als  Ordner  des 


1)  Das  neuste  freilich  nur  sehr  kurze  Werk  dieser  Art:  das  Reich  der  Mitte 
von  Sir  W e 1 1 s - W i 1 1 i a ni  s aus  Ncwyork,  übersetzt  von  C o 1 1 m a n n , Cassel  1853, 
2 Bd.  wurde  vorzugsweise  vom  Verfasser  benützt.  Ucbcr  das  Recht  enthalt  es 
jedoch  nur  dürftige  Angaben. 

2)  S.  Kurz  im  Aouv.  Journal  Asiatir/ue  von  1830  S.  401  und  Biot,  Ebend.  Serie 
IV.  B.  6 von  1845.  B.  7 von  1846. 

3)  S.  über  diese  Zeit  Biot  im  Journal  Asiat.  Serie  IV.  B.  6.  S.  362.  Bd.  7. 
S.  307  und  430. 

4)  Confucius  legte  seine  Weisheit  in  fünf  grossen  Werken  nieder,  welche  die 
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, Althergebrachten , d.  h.  der  schon  bestehenden,  auf  den  Nalionalansichten 
ruhenden  Staats  - und  Rechtsordnung-,  die  auf  höhere  Principien  gestützt, 
unzerstörbar  werden  sollte.  Confucius  wurde  der  Mann  des  ganzen 
Volks,  seine  Lehren  Slaatsreligion  und  Regieningspolitik.  Die  ganze  chine- 
sische Gesetzgebung  ist  eine  Verkörperung  derselben  und  eine  nun  über 
zwei  Jahrtausende  fortgesetzte,  in  die  kleinsten  Finzelheilen  des  öffentlichen 
und  Privatlebens  eingedrungene  Anwendung  seiner  Gnindsätze  *).  Zwar 
machten  sich  neben  seiner  Religionslehre  noch  zwei  andere  religiöse  Sy- 
steme geltend,  das  des  indischen  Budda,  den  die  Chinesen  Foe  *)  nennen 
und  das  des  Taotse.  Der  Buddismus  drang  in  China  gegen  64  n.  Chr. 
ein,  verunstaltete  sich  aber  auf  eine  seiner  Grundlage  sehr  widersprechende 
Weise  und  rief  eine  Unzahl  Mönchsklöster  hervor,  welche  die  Kaiser  spä- 
ter zu  beschränken  sich  gcnölhigl  sahen  *). 

Das  zweite  Religionssystem,  das  des  etwa  50  Jahre  vor  Confucius 
geborenen  Taotse  4),  wird  uns  als  eine  rationalistisch  pantheistische 
mit  einer  eudämonistischen  Moral  verbundene  Lehre  geschildert,  die  aber 
gleichfalls  in  den  gröbsten  Aberglauben  ausartete.  Beide  Systeme  stehen 
dem  noch  jetzt  officiell  gellenden  des  Confucius  als  die  Lehren  von  Sec- 
ten  gegenüber  und  erlangten  auf  die  Staats  - und  Rcchlsentwicklung  eben 
so  wenig  einen  bedeutenden  Einfluss  als  das  nach  China  dringende  Chri- 
stenthum. 

Im  Jahr  256  v.  Chr.  wurde  das  ganze  Reich  unter  Tshin  wieder 
vereinigt  und  den  Lehren  Confucius  gemäss  reorganisirt,  auch  die  be- 
kannte gTosse  Mauer  im  Norden  Chinas  erbaut.  Seine  Dynastie  erhielt 


classischcn  (oder  heiligen)  Schriften  der  Chinesen  bilden : in  dem  geschichtlichen, 
welches  den  Titel  Schuking  führt,  sind  seine  Aussprüche  über  Recht  und  Po- 
litik enthalten.  S.  über  dieselben  Wells- Will iams  S.  490  folg. 

1)  Noch  Wel Is- Williams  S.  517  „sind  die  Grundzüge  der  Plülosophie  des  Con- 
fucius“ die  Unterordnung  unter  Vorgesetzte  und  aufrichtiges  freundliches  Ver- 
halten gegen  die  Mitmenschen.“  — „Von  der  Pflicht  der  Verehrung  und  des 
Gehorsams,  welche  ein  Kind  seinen  Eltern  schuldig  ist,  schreitet  er  dazu  fort, 
die  Verbindlichkeiten  der  Frauen  gegen  ihre  Gatten,  der  Unterthancn  gegen  ihre 
Fürsten  und  der  Minister  gegen  ihren  König  oinzuschärfen  und  alle  Verpflichtun- 
gen, die  aus  den  verschiedenen  gesellschaftlichen  Verhältnissen  entspringen. 
Politische  Moral  muss  sich  auf  Privalrcchllidikcit  stützcu  und  der  Anfang  jede» 
wirklichen  Fortsclireitens  ist  begriffen  im  JYosre  te  ipsum .“  Vergleiche  Kleltom 
S.  320  folg. 

2)  K lern  in  S.  409  und  Roth  in  Baur’s  Jahrbüchern  d.  Theologie  B.  VI 
S.  175  fulg. 

3)  Ein  Verbot  neue  Klöster  des  Foe  zu  gründen,  findet  sich  im  CW.  final 
Scet.  77,  die  erlaubten  stehen  unter  gesetzlicher  Aufsicht.  Ebendas.  Sect.  42. 

4)  G ros  icr  XIII.  S.  570  folg.  Wachsmulh,  Culturgcschichtc  1.  S.  141.  Klemm 
S.  405  folg.  Taotse  gründete  einen  die  Menschen  mit  Gott  vermittelnden 
Priest  erstand. 
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sich  aber  nicht  lange,  desgleichen  mehrere  auf  sie  folgende,  die  gewöhn- 
lich mit  einem  ausgezeichneten  Ahnherrn  beginnen  und  nach  cingelrelener 
Entartung  gestürzt  werden.  Von  1260  an  bemächtigten  sich  die  Mongolen 
des  Reichs  und  gründeten  1280  eine  neue  Dynastie , deren  Stifter  Hon-pi- 
li  den  Buddismus  in  China  begünstigte;  aber  auch  diese  Dynastie  er- 
schlaffte; 1368  gründete  Tail-sou  der  Sohn  eines  einfachen  Landmanns  die 
Dynastie  der  Ming,  welche  bis  1611  herrschte,  wo  sie  von  den  Mant- 
schu-lortaren  gestiirtzl  wurde,  von  deren  Haupt  die  jetzt  noch  regierende, 
aber  sehr  bedrohte  Dynastie  der  Thai-Ising  abstammt  *) 

Was  nun  den  Staats  und  Rcchtszusland  Chinas  betrifft,  so  wird  man 
sagen  dürfen,  dass  derselbe  in  den  Lehren  des  Confucius  seine  rationelle, 
in  der  Ursitte  und  der  Nationalität  der  Chinesen  seine  historische  Grund- 
lage hat.  Nach  demselben  ist  der  Staat  das  Erste  Allbcherrschende;  das 
Recht  nur  ein  Produkt  der  Staatsordnung  und  zwar  nur  Gesetzgebung: 
denn  obwohl  dessen  Elemente  auf  dem  Boden  der  Sitte  wurzeln,  so  hat  es 
keine  andere  formelle  Geltung  als  die  des  Gesetzes,  d.  h.  des  Befehls,  des 
kaiserlichen  Willens. 

62.  Am  bekanntesten  ist  I.  das  Prinzip  und  der  Gmndcharakier  der 
Staalsverfassung  Chinas  1 2 ) (wenn  man  das  Regierungssyslem  des  Reiches 
so  nennen  will).  Es  ist  dies  (der  chinesischen  Theorie  nach)  eine  pa- 
triarchalische absolute  Monarchie.  Der  Kaiser  ist  der  vom  höch- 
sten Vater  der  Menschen  (der  Gottheit)  dem  Reiche  gesetzte  Vater  des 
ganzen  Volks.  Die  Vorsteher  der  Provinzen  sind  die  von  ihm  diesen  gc- 
gegebenen  Väter  ihrer  in  Familien  gruppirten  Bewohner,  deren  Glieder  zu 
ihren  Häuptern  in  einem  Verhältniss  strenger  Unterwürfigkeit  stehen.  So- 
wohl in  der  Lehre  des  Confucius  als  in  den  uns  zugänglichen  gesetzlichen 
Vorschriften,  so  wie  den  Mittbeilungcn  der  Reisenden  gemäss  erscheint 
das  Familienband  als  das  heiligste,  und  die  höchste  Verehrung  der  Eltern 
als  das  erste  Prinzip  der  Moral,  dessen  geringste  Verletzung  schon  durch 
sehr  schwere  Strafen  geahndet  wird.  3)  Das  ganze  Erziehungs  und  Un- 
terrichtssystem ist  darauf  berechnet,  diesen  Grundsatz  als  ein  religiöses 
Dogma  den  Gemiilhern  einzuprägen,  und  auf  diese  Weise  wird  die  ganze 
aus  so  vielen  Millionen  bestehende  Nation  planmässig  zum  absoluten  Ge- 
horsam im  Privat-  und  öffentlichen  Leben  erzogen,  indem  der  Kaiser  von 
jedem  als  der  über  allen  stehende  Vater  noch  mehr  als  der  des  Hauses 
zu  verehren  ist.  Aus  diesem  Verhältniss  der  Unterthnncn  zu  ihrem  Herrn 
erklärt  es  sich , dass  die  chinesische  Gesetzgebung  und  Regierung  die  der 
Zucht  ist.  Die  absolute  Unterwürfigkeit  des  Volks  unter  den  kaiserlichen 


1)  S.  über  die  Reihenfolge  der  Dynastien  Schlossers  Geschichte  der  alten  Welt 
Bd.  1.  1826.  S.  78—79. 

2)  Klemm  a.  a.  0.  S.  136 — 172.  Wells-Williams.  S.  293  f. 

3)  S.  den  Code  Pdnal  Sect.  281—87.  294.  300.  315-323.  328-331.  338. 
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Willen  und  alle  seine  Gebote  wird  durch  alle  erdenklichen  Mittel,  durch 
ein  bis  ins  feinste  ausgebildctes  Polizeisyslcm , durch  die  strengste  Contro- 
lirung  der  sich  gegenseitig  überwachenden  Bcainlen  und  durch  eine  das 
ganze  Recht  beherrschende  Strafgesetzgebung  auf  eine  so  energische  Weise 
durchgeführt , dass  der  zur  Aufrechthaltung  auch  aller  moralischer  Vor- 
schriften zulässige  materielle  Zwang,  bei  welchem  die  Bambusstreiche  schon 
die  blose  Verwarnung  zu  begleiten  pflegen , die  Freiheit  gänzlich  aufhebt.  * ) 
China  ist  daher  schon  begrifflich  ein  und  zwar  theoretisch  auf  die  Ehr- 
furcht, praktisch  aber  auf  die  Furcht  und  die  Nationalabsperrung  sich 
stützender  wahrhaft  despotischer  Staat. 

In  demselben  entsprechen  aber  nach  den  übereinstimmenden  Nach- 
richten der  Reisenden  die  faktischen  Zustande  keineswegs  der  theoretisch 
so  fein  ausgebildelen  und  im  schönsten  moralischen  Licht  sich  darstellen- 
den Ordnung  der  Dinge.  Das  der  Theorie  nach  die  Befestigung  des  Ge- 
meinwohls bezweckende  Nützlichkeitsprinzip,  welches  der  ganzen 
chinesischen  Gesetzgebung  zu  Grunde  liegt , verkehrt  sich  im  praktischen 
Leben  in  den  rnlfmirlesten  Egoismus,  dem  die  Privaten  wie  die  Beamten 
huldigen,  so  dass  trotz  der  streng  orgnnisirten  Controle  die  Bestechlichkeit 
der  letzten  in  China  an  der  Tagesordnung  ist.  Sie  erscheint  sogar  als  eine 
der  Willkürherrschaft  gesetzte  Schranke,  zu  welcher  sich  noch  die 
des  Mangels  eines  gut  organisirlen  Heeres  und  der  dem  Kaiser  durch  seine 
hohe  Stellung  gebotenen  Achtung  der  öffentlichen  Meinung  gesellen. 

Der  Kaiser  in  China  ist,  wie  neuestens  Wells-Williams  (S.  304) 
sich  ausdrückt,  die  Quelle  aller  Macht,  alles  Ranges,  aller  Ehre  und  jedes 
Vorrechts  für  Alle  innerhalb  seiner  Gebiete,  welche  nach  den  unwissenden 
Voraussetzungen  der  Chinesen  alle  Theile  des  Erdkreises  umfassen ; denn 
so  wie  es  am  Himmel  nur  eine  Sonne  gibt,  kann  auch  nur  Ein  Ilnangti 
(Erhabener  Beherrscher)  auf  Erden  die  Quelle  und  der  Spender  aller 
Wohlthaten  für  die  ganze  Welt  sein.  Der  Kaiser  ist  das  Haupt  der  Reli- 
gion und  allein  befähigt  den  Himmel  (d.  h.  die  höchste  Gottheit)  anzube- 
ten und  ihr  die  Opfer  für  das  Reich  darzubringen,  er  ist  die  Quelle  des 
Gesetzes  und  der  Verwalter  der  Gnade;  kein  Recht  kann  im  Widerspruch 
mit  seinem  Wohlgefallen  besessen , kein  Anspruch  gegen  ihn  erhoben  wer- 
den und  kein  Privilegium  vor  seinem  Zorn  schützen.  Alle  Kräfte  und  Ein- 
nahmen des  Reichs,  ja  das  ganze  Reich  sind  sein  Eigenthum;  er  hat 
Anspruch  auf  den  Dienst  aller  männlichen  Personen  zwischen  16  und  60 
Jahren,  obgleieh  er  selten  versucht  sich  dessen  zu  bedienen. 

Dieselbe  absolute  executivc  Gewalt,  die  er  besitzt,  ist  auch  in  die 
Hände  seiner  Commissäre  und  Generalgouverncure  gelegt,  um  sie  innerhalb 


1)  Nach  Wells-Williams  S.  317  gibt  es  für  Freiheit  nicht  einmal  ein  Wort  in 
. der  chinesischen  Sprache. 


Digitized  by  Google 


118 


der  Grenzen  ihrer  Geriet) Isbarkcil  auszuüben.  Diese  höchste  Stellung 
und  Allmacht  des  Kaisers  wird  auch  durch  verschiedene  ihm  zustehende 
Titel  bezeichnet,  die  zugleich  ihn  als  den  Inhaber  aller  Tugenden  und  den 
Sohn  und  Stellvertreter  des  Hinmiels  dorslcllcn.  1 2 ) 

Man  begreift,  dass  ein  so  ausgedehnter  über  380  Millionen  Men- 
schen beherrschender  despotischer  Staat  nicht  würde  bestehen  können 
ohne  die  strengste  und  consequcntesle  Durchführung  eines  richtig  berech- 
neten und  gut  gegliederten  Verwaltungs-  und  Hegierungssyslems.  Das- 
selbe ist  seit  vielen  Jahrhunderten  stets  verbessert  und  verfeinert,  jetzt 
das  Ideal  des  vollendeten  Policeistaales  geworden,  der  sich  auf  die  Herr- 
schaft der  jezl  sog.  Capacitüten  stützt,  deren  Bildung  durch  ein  alther- 
gebrachtes öffentliches  Unterrichts  und  Staatsprüfungssystem  gesichert  wird. 

Es  gibt  acht  Rangklasscn  der  Geprüften;  die  aus  den  höheren  werden 
zu  den  Slaalsämlem  ernannt,  wozu  ihr  Grad  sie  befähigt  und  bilden  alle 
zusammen  die  fast  einen  eigenen  Stand  bildenden  Mandarinen,  der  nur 
in  sofern  als  geistlicher  Stand  aufgefasst  werden  darf,  als  sie  auch  die 
mit  ihrem  Amlsbcruf  verbundenen  öffentlichen  Gebete  und  Cultuslmndlun- 
gen  vorzunehmen  haben.  Sie  sind  indessen  durchaus  keine  Priester,  in- 
dem nach  der  Religionslehre  des  Confucius  es  keiner  dritten  Vermitt- 
ler der  Menschen  mit  Gott  bedarf,  sondern  nur  Organe  für  die  Vornahme 
der  heiligen  Handlungen,  welche  für  das  ganze  Reich  der  Kaiser  für  die 
Provinzen  und  Bezirke  die  Beamten  und  in  leder  Familie  die  Hausväter  sind, 

Ein  näheres  Eingehen  auf  die  Rangordnung  und  Hierarchie  der  Man- 
darinen, so  wie  auf  den  chinesischen  Staatsorgnnismus,  kann  liier  nicht 
versucht,  sondern  nur  angeführt  werden , dass  der  Kaiser  von  einem  geheimen 
durch  sechs  Kanzler,  zur  Hälfte Mantschus  und  zur  Hälfte  Chinesen,  gebildeten 
Cabinet  (Nui-ho)  umgeben  ist,  einen  allgemeinen  Staatsrath  (h’i nn-A'i- Ts chu) 
hat,  der  aus  Prinzen  von  Geblüt,  den  Kanzlern  des  Kabincls  und  aus  den 
höchsten  Central  - und  Provinzialbeamten  besteht  und  dass  die  verschiede- 
nen Zweige  der  Regierung  eigenen  Ministerien  anvcrlraut  sind.  Es  finden 
sich  deren  für  die  innere  Civilvcrwaltung , die  Finanzen,  den  Cultus,  das 
Kriegswesen,  die  Criminalsachen,  die  öffentlichen  Bauten,  die  Angelegen- 
heiten der  Fremden,  und  ein  Censoraml  oder  Alles  prüfender  Gerichtshof, 
nebst  zwei  andern  höchsten  Justizbehörden  und  endlich  die  auch  das  Un- 
terrichtswcsen  und  die  Staatsprüfungen  überwachende  kaiserliche  Akademie, 
zu  der  die  llofgelehrten  und  Hofhistoriographen  gehören. 

63.  In  dem  wir  II.  zu  einer  Skizzirung  des  Privatrechts  übergehen, 
bemerken  wir 


1)  Eine  Zusammenstellung  denselben  hat  Wells-Williams  S.  305—306. 

2)  Eine  sehr  lesenswert!«;  übersichtliche  Darstellung  des  Kegierungsorganismus  des 
chinesischen  Heidin  gibt  Wells-Williams,  S.  321 — 355. 
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A)  dass  rücksichtlich  der  Rechtsfähigkeit  die  Sklaven  1 ) anf  der  un- 
tersten  Stufe  stehen , jedoch  durch  die  Freilassung  Rechtsgleichheit  mit 
den  Freien  erlangen;  dass  die  Fremden  nur  ein  auf  die  Gnade  des  Kaisers 
sich  stützendes  Gaslrecht  und  die  freien  Eingebomen  alle  die  gleiche 
Rechtsfähigkeit  haben,  dass  jedocli  einigen  Klassen  von  Personen  Vorrechte 
zuslchcn  und  dass  die  Ehen  zwischen  den  Vornehmen  und  Gemeinen,  so 
wie  die  zwischen  Manisches  und  Chinesen  verboten  sind  und,  wenn  sie 
stalliindcn,  eine  Standeserniedrigung  des  höherstehenden  zur  Folge  haben. 
Zu  den  höchst  privilegirten  Personen  gehören  die  Mitglieder  der  kaiser- 
lichen Familie  und  ilie  Beamten  des  ersten  und  zweiten  Rangs,  ferner  die 
des  dritten,  wenn  sie  ein  Amt  mit  Coinmando  haben.  Die  neun  Stufen  2 3) 
eines  Ehren-  und  Titular-Adels  geben  keine  bürgerlichen  Vorrechte,  sondern 
nur  eine  besondere,  namentlich  durch  Kleidung  und  Knöpfe  an  der  Kopf- 
bedeckung auszeiehnende  Stellung  im  bürgerlichen  Leben. 

Eine  den  Indiern  nachgebildelc  Kuslcncinthcilung  des  Volkes  soll  ein- 
mal doch  erfolglos  von  einem  Kaiser  versucht  worden  sein.  Es  finden 
sich  indessen  zwei  Arten  anrüchiger  Personen  im  Reiche,  nämlich  die  Schif- 
fer in  Canton  und  die  Min’s  in  Ningpo,  welche  letzte  kein  anderes  Gc- 
werb  treiben  dürfen  als  das  von  Musikanten , Schauspielern  oder  Sänfte- 
trägem.  *) 

B)  In  der  Familie  4)  hat  der  Vater  eine  so  ausgedehnte  Gewalt,  ‘dass 
er  gleichsam  als  der  Alleinberechtigte  erscheint.  Die  Kinder  sind  lebens- 
länglich der  väterlichen  Gewalt  unterworfen,  haben  kein  eigenes  Vermögen, 
sondern  erwerben  alles  für  das  Haus.  Sie  können  vom  Hausherrn 
verkauft  werden,  wogegen  er  aber  für  die  von  ihnen,  so  wie  von 
der  Frau  begangenen  Rechtsverletzungen  verantwortlich  ist  5)  Doch  ragt 
die  Stellung  des  erstgebornen  Sohnes  über  die  aller  übrigen  Mitglieder  der 
Fanülie  hervor,  sie  sind  ihm,  nach  dem  Vater,  die  höchste  Achtung  schul- 
dig. lieber  das  Ehcrecht  hat  das  Gesetzbuch  von  1612/1725  im  dritten 
Kapitel  der  zweiten  Abtheilung  v.  Seclion  101  bis  117  ins  Einzelne  gehende 
jedoch  einfache  und  klare  Bestimmungen,  deren  Nichtbeachtung  immer  Be- 
strafungen von  wenigstens  vierzig  Bambusslrcichen  zur  Folge  hat.  Der 
Chinese  kann  nur  eine  rechtmässige  Ehefrau  aber  noch  Nebenfrauen  haben, 


1)  lieber  die  rechtliche  Stellung  der  Sklaven  und  der  dienenden  Klasse  in  China 
vergleiche  Biol  im  Journ.  aeint.  III  Serie  t.  3.  v.  1837.  S.  210  f. 

2)  Eine  Bezeichnung  derselben  gibt  der  Code  Final  Sect.  3 und  Wells-Wil- 
liams, S.  319 — 320. 

3)  Wells-Williams,  S.  318. 

4)  Ausführlich  handelt  vom  Familienleben  in  China  Klemm  a.  a.  0.  S.  102. 
Ungcr,  die  Ehe  in  ihrer  welthistorischen  Entwicklung  S.  14.  Er  folgt  Vor- 
zugsweise Davis  ch.  7.  in  der  frnnz.  Urbersetzung  Bd.  I.  8.  264  f.  S.  ferner 
Gans,  Erbrecht).  S.  98  f.  Grosier  t.  9.  S.  464  f. 

5)  Gans,  S.  107. 
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deren  Zahl  die  von  drei  nicht  übersteigen  soll,  aber  doch  nicht  selten  über- 
steigt. Er  darf  ihnen  nicht  den  Rang  einer  Hauptfrau  geben.  1 2 3 ) Ihre 
Kinder  gelten  als  die  der  letzten  und  stehen  den  von  dieser  Gehörnen 
gleich.  Väter  die  keinen  Sohn  haben,  nehmen  einen  Knaben  eines  Bru- 
ders oder  sonstigen  Anverwandten  an  Kindesslall  an  und  im  Nothfall  aus 
einem  Findelhause.  *) 

Die  Frauen  sind  immer  der  Schutzgcwalt  eines  Mannes  unterworfen; 
wenn  nicht  des  Gatten,  der  des  Vaters  «der  (als  Wiltwen)  des  ältesten 
Sohnes.  Die  wirkliche  Ehefrau  steht  dennoch  neben  dem  Galten  an  der 
Spitze  des  Hauses;  die  Kinder  sind  ihr  Gehorsam  und  Verehrung  schuldig; 
die  Nebenfrauen  haben  dagegen  eine  sehr  untergeordnete  Stellung.  *) 

Die  Ehen  werden  meistens  durch  die  Eltern  der  Brautleute  festgesetzt 
oder  durch  Zustimmung  der  Familien  der  sich  verbindenden,  auch  wohl 
durch  weibliche  Unterhändlerinncn  zu  Stande  gebracht.  Erst  beim  Abschluss 
derselben  sieht  der  Mann-  seine  künftige  Frau.  Die  juristische  Form  der 
Verheirathung  besteht  aber  weder  in  dem  sehr  häufig  vorkommenden  Kauf 
der  Frau,4 5 6)  noch  in  einer  religiösen  Feierlichkeit,  sondern  entweder  im 
Abschliessen  eines  schriftlichen  Ehevertrags  oder  im  Geben  und  Anneh- 
men der  vom  Manne  kommenden  Brautgeschenke.  *)  Der  Vollzug  der 
Ehe  darf  jedoch  erst  nach  den  an  bestimmten  Tagen  vorzunehmenden 
Hochzeilsfcierlichkciten  statlfmden.  Es  gibt  eine  Anzahl  Eheverbote,  deren 
Uebertretung  nicht  blos  die  Nichtigkeit  der  Ehe,  sondern  auch  die  Bestra- 
fung der  Parteien  zur  Folge  hat,  zu  denselben  gehört  auch  das  der  Ver- 
wandtschaft, welches  nach  Sect.  107  so  ausgedehnt  ist,  dass  Personen 
des  gleichen  Familiennamens  sich  nicht  mit  einander  verheirathen  dürfen; 
beide  Theile  und  der,  welcher  die  Heirath  unter  ihnen  bewerkstelligte,  *) 
erhalten  60  Streiche,  die  Verbundenen  sind  zu  trennen  und  die  Hochzeitsgc- 
schenke  werden  conflscirt:  ausserdem  sind  die  Ehen  unter  Blutsverwandten 


1)  Cod.  pen.  Scct.  103. 

2)  Klemm,  S.  112. 

3)  Gans,  S.  104. 

4)  Dos  Eiiiehen  schöner  Jungfrauen,  um  sic  für  hohe  Summen  als  Ehefrauen  obzu- 
setzen,  ist  in  manchen  Ocrtlichkeitcn  Chinas  eine  sehr  bereichernde  Industrie. 

5)  Dies  ergibt  sich  aus  Sect.  101  des  Gesetzbuches,  bei  St.  Croi.\  I.  S.  181.  Es 
heisst,  wenn  der  Vollzug  der  Ehe  verweigert  wird,  soll  der  Weigerer  50  Streiche 
erhalten  und  dann  wird  gesagt:  Qtttiml  les  articlei  du  contrAt  n'nurnient 
pnt  itd  mach  cs  pnr  icrit , tncceptalion  du  pritnnt  de  nocet  suffit  pour 
ältester  te  consentement  des  pnrties  contractanlet.  Vor  dem  Abschluss  des 
Vertrags  werden  jedoch  die  Sterne  befragt:  ob  die  Ehe  glücklich  sein  werde? 
Davis,  S.  268.  Gans,  S.  101  nach  Grosier  u.  a.  nimmt  den  Kauf  der  Frau 
als  den  Vennälilungsact  an  und  liilt  das  Brautgeschenk  für  den  Kaufpreis. 

6)  d.  h.  nicht  der  die  Ehe  schliesscnde  Beamte  oder  dergl.  (denn  eines  solchen 
bedarf  es  nicht),  sondern  der,  durch  dessen  Vermittlung  die  Ehe  zu  Stande  kam. 
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und  Verschwägerten  bis  zum  vierten  Grade  verboten  (Sect.  106.  109.) 
Den  Priestern  des  Foe  und  des  Taotse  ist  die  Ehe  ganz  untersagt 
(Art.  114).  Es  gibt  sieben  Gründe  der  Ehescheidung  nacli  chinesischem 
Rechts  Unfruchtbarkeit  der  Frau,  Schamlosigkeit,  Verachtung  der  Schwie- 
gereltern, lästernde  Plauderhafligkeit,  Dieberei,  Eifersucht  und  verjährte 
Gebrechen.  1 2 ) Die  auf  der  Thal  ertappte  Ehebrecherin  kann  der  Mann  tödten, 
so  wie  ihren  Mitschuldigen,  doch  auch  diesen  allein,  wo  aber  die  Frau 
dem  Strafgericht  zu  überantworten  ist.  *)  Wegen  Ehebruch  und  einiger 
anderen  Verbrechen  der  Frau  hat  die  Scheidung  von  selbst  statt;  auch 
ist  mit  Bewilligung  beider  eine  solche  möglich.  3) 

C)  Dass  bei  den  Chinesen  Privateigenthum  besteht,  welches  sowohl 
durch  dingliche  Klagen  als  durch  eine  Menge  Strafbestimmungen  4 ) gegen 
die  welche  es  verletzen  geschützt  wird,  ist  unbezweifelt.  Jeder  Rechts- 
fähige, der  sein  eigener  Herr  ist,  kann  Eigenthum  erwerben.  Ob  es  aber 
ein  wahres  Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  gibt,  oder  ob  nicht  viel- 
mehr der  Kaiser  der  alleinige  Grundeigenlhümer  im  Reiche  sei,  ist  noch 
jetzt  (1812 — 1838)  eine  unter  den  mit  dem  chinesischen  Rechte  sich  beschäf- 
tigenden Gelehrten  5)  bestrittene  Frage.  Selbst  in  den  juristischen  Schrif- 
ten der  Chinesen  scheint  sieh  keine  befriedigende  Auskunft  hierüber  zu 
finden.  B i o t hat  den  wesentlichen  Inhalt  eines  Werkes  über  diesen  Ge- 
genstand , welches  den  Chinesen  Ma-touan-Lin  zum  Verfasser  hat,  in  einer 
Abhandlung  (im  Journal  asiatique  von  1836,  Serie  III.  T.  6.  S.  226  folg.) 
mitgelheill , aus  welchem  sich  folgendes  entnehmen  lässt. 

Vor  der  Mitte  des  dritten  Jahrhunderts  vor  Christus  war  der  Kaiser 
der  einzige  Grundherr  im  Reiche,  und  veriheille  in  den  ältesten  Zeiten 
Grund  und  Boden  unter  den  Privaten  dergestalt,  dass  sie  von  einem  be- 
stimmten Ackermaass  9 Theile  zum  eigenen  Vortheil  bebauten,  und  den 
zehnten  für  den  Kaiser.  Später  wurden  die  Provinzen  im  Ganzen  an  die 
Gouverneure  auf  eine  feudale  Weise  überlassen,  und  von  diesen  unter  die 
Landbauem  so  verlheilt,  dass  sie  einen  Theil  für  sich,  einen  andern  für 
die  Provinzialvorsteher,  und,  wie  es  scheint,  einen  lür  den  Kaiser  zu  be- 
bauen hatten.  Erst  später  veräusserten  die  Kaiser  den  grössten  Theil  von  Grund 
uud  Boden  zu  bleibendem,  vererblichem  und  vcräusserlichcm  Privateigen- 
thum an  Einzelne,  legten  ihnen  aber  die  Zehnlpflicht  auf,  sowie  Frohndienste. 


1)  Davis,  S.  ?07  Code  pcnal  Seel.  06. 

2)  Code  pd/ittl  Seel.  285  und  366  f. 

3)  Code  pdnal  Sect.  90. 

4)  Z.  B.  die  gegen  den  Diebstahl  und  gcwalllhätigc  Verteilung  fremder  Sachen. 
Code  pinal  Sect.  257—281  und  93,  96,  98,  99. 

5)  Wir  verweisen  auf  Staunlon  im  Zusatz  XU1.  seines  Appendix  bei  de  Sainte-Croix 
T.  11.  S.  426,  auf  die  im  Texte  angeführte  Abhandlung  von  Biot  im  Jourit. 
asiatique  und  auf  Klemm,  S.  436. 
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Ein  Theil  blieb  Krondnmiinc,  ein  anderer  wurde  Leben  oder  Dotation  der 
Provinzialgouverneure 1 ).  Des  Zehntens  wegen  wurde  die  Verpflichtung  der 
Bodencultur  (der  Seidenzucht  u.  dgl.)  sehr  geschärft ; und  diess  Alles  durch 
eine  Menge  einzelner  Verordnungen  bis  ins  Einzelnste  regulirl,  vor  allem 
um  Betrügereien  vorzubeugen.  Das  ganze  Reich  ist  cataslrirt,  und  jeder 
Eigcnthumsübcrgang,  wie  auch  die  hypothekarischen  Belastungen,  sind  in 
die  dazu  bestimmten  Register  einzutragen.  Ein  Blick  auf  die  Bestimmungen 
des  Gesetzbuchs  in  secl.  90—100  und  einige  andere  Stellen,  z.  B.  78 — 88 
reicht  hin,  um  zu  zeigen,  dass  dieser  Zustand  noch  jetzt  besteht.  Das 
Grundeigcnthum  der  Krone  und  der  Provincialgouvcmeure  ist  in  Pacht  ge- 
geben, und  desshalb  sind  deren  Bebauer  mehr  belastet,  als  die,  welche 
wirkliches  Eigcnlhum  an  Grund  und  Boden  haben.  Mit  Sorgfalt  werden  Im 
französischen  Texte  des  Gesetzbuchs  immer  Terres  und  Tenement  (Allod. 
und  Pachtgut)  unterschieden,  obgleich  viele  gesetzliche  Bestimmungen  sich 
auf  beide  beziehen.  Die  Vertheilung  des  Grundbesitzes  bildet  die  Haupt- 
grundlage  des  chinesischen  Steuersystems1). 

D.  Das  chinesiche  Erbrecht  ist  in  seinen  Grundzügon  bei  Gans 
dargeslellt*).  Wir  heben  hier  hervor,  dass  der  einzige  und  wahre  Erbe  des 
Hausvaters  jeder  Zeit  der  älteste  Sohn  der  ersten  Frau  oder  dessen  älte- 
ster Desccndent  ist4).  Entgegenstchende  Verfügungen  des  Erblassers  sind 
nichtig.  In  Ermangelung  eines  solchen  Sohnes  ist  der  älteste  der  zweiten 
Frau  des  Erblassers  Erbe  und  wenn  er  keine  von  ihm  selbst  erzeugte 
Söhne  hat,  der  Adoptivsohn.  Auf  gleiche  Weise  gehen  auch  die  erblichen 
Würden  und  Titel  und  die  mit  ihnen  verbundenen  einträglichen  Rechte  je- 
desmal nur  auf  den  ältesten  Sohn  und  seine  Dcscendcnz  über*).  Ein  kai- 
serliches Statut  gestaltet  dem  kinderlosen  Erblasser  sich  aus  dem  nächsten 
Grade  seiner  ngnatischcn  Verwandtschaft  seinen  Erben  zu  ernennen  •). 
Ohne  Beeinträchtigung  des  nothwendigen  gesetzlichen  Erben  sind  lelztwil- 
ligc  Verfügungen  möglich. 

Das  chinesische  Recht  will  die  Einheit  der  Familie  so  lang,  wie  mög- 
lich, erhallen,  und  verbietet  daher  nicht  blos  die  Vernwgenstheilung  zu 
Lebzeiten  des  Familienoberhauptes,  sondern  auch  nach  dessen  Ableben  vor 
Beendigung  der  Trauerzcit1)  und  selbst  nachher  können  die  dem  Erben 


1)  In  «einer  Provinz  ist  kein  Beamter  Piivaieigen thum  zu  erwerben  fähig.  SceL  91. 

2)  Diess  ist  sehr  gut  ausgeführt  in  der  Abhandlung  von  Biot,  und  durch  verschie- 
dene Tabellen  beleuchtet,  z.  B.  S.  314  — 319. 

3)  Gans,  Erbrecht  1.  S.  98.  IT.  Aus  dein  Code pdnal dein  Chine  gehören  hierher 
Sech  47,  78  und  88. 

4)  Code , Seel.  78.  Gans,  S.  117—121. 

5)  Codi-,  Sect  47. 

6)  St  Croix,  t 11.  p.  425. 

7)  Code,  Sect  87. 
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untergebenen  Familien  Glieder  sich  nicht  straflos  Saclien  aus  der  Gemein- 
schaft willkürlich  ancignen.. 

E.  Bestimmungen  über  Schuldvcrhüllnissc  finden  sich  nur  in  geringer 
Zahl  im  chinesischen  Gesetzbuch.  Es  ist  erlaubt,  drei  Procent  Zinsen  im 
Monat  zu  nehmen ; rückständige  Zinsen  können  das  Capital  nicht  über- 
steigen. Unterpfänder  können  immer  eingclöst  werden,  so  lange  sie  nicht 
auf  gehörige  Weise  für  verfallen  erklärt  sind.  Wer  ein  ihm  anvertrautes 
Gut  veruntreut,  muss  es  zweimal  ersetzen1 2 3). 

Wer  Frau  oder  Kinder  verpfändet,  erhält  100  Hiebe ; wer  seinen  Schuld- 
ner gewaltsam  zu  zahlen  zwingt,  verliert  das  Forderungsrecht  und  erhält 
100  Streiche,  wenn  er  des  Schuldners  Frau  oder  Kinder  wegführl1).  Wer 
gefundene  Sachen  binnen  fünf  Tagen  nicht  anzeigt,  erhält  auch  100  Streiche. 
Nur  ein  zufällig  gefundener  Schatz  gehört  ihm  *). 

64.  Obwohl  F)  das  ganze  Gesetzbuch  China's  ein  Strafgesetzbuch  ge- 
nannt werden  kann,  weil  jeder  gesetzlichen  Bestimmung,  über  was  für  immer 
einen  Zweig  des  Rechts  oder  der  Staatsverwaltung,  eine  Strafbestimmung 
beigefügt  ist , so  verdient  doch  die  mit  der  Ucberschrifl  Strafgesetzgebung 
versehene  sechste  Hauptabtheilung  desselben  diesen  Namen  im  eigentlichen 
Sinne  des  Worts,  indem  sie  ausschliesslich  von  den  Verbrechen,  deren 
Bestrafung  und  Verfolgung  handelt.  Doch  ist  mit  ihr  die  erste  Abtheilung, 
d.  h.  Sect.  1—46  zu  verbinden. 

Man  kann  jenen  Ilnupttheil  einen  systematisch  geordneten  Codex  des 
Strafrechts  und  des  Strafverfahrens  nennen.  Das  erste  Capitel  handelt  von 
Hochverrat!)  in  3 Sech;  Cap.  II.  von  Diebstahl  und  Raub  in  25;  Cap.  III. 
von  der  Tödlung  in  20;  Cap.  IV.  von  Schlägereien  und  Verwundungen  in 
22;  Cap.  V.  von  Ehrenkränkungen  in  8;  Cap.  VI.  von  falschen  Anklagen 
und  Denuncialioncn  in  12;  Cap.  VII.  von  der  Bestechung  in  11;  Cap.  VIII. 
von  Fälschuug  und  Betrug  in  11;  Cap.  IX.  von  Inccst  und  Ehebruch  in  1; 
Cap.  X.  von  verschiedenen  besondem  Verbrechen  in  1 1 ; Cap.  XI.  von  der 
Verhaftung  und  der  Flucht  der  Gefangenen  in  8,  und  Cap.  XII.  von  der 
Einspemmg  und  Aburtheilung  derselben  und  dem  Vollzug  der  Strafen  in 
29  Sectionen. 

Das  höchste  Princip  der  ganzen  chinesischen  Strafgesetzgebung  ist  das 
der  Zucht,  und  zwar  sowohl  durch  Abschreckung,  als  durch  Besserung. 
Es  soll  sein  Ziel  durch  fünf  Strafarten  erreichen;  sie  sind  10  — 50  Streiche 
mit  dem  kleinen,  und  51  — 100  mit  dem  grossen  Bambus;  Transportation 
an  einen  bestimmten  Ort,  beständige  Verbannung  und  die  Todesstrafe  durch 
Enthauptung,  Erdrosselung  oder  Zerschneidung  des  Schuldigen  in  Stücke. 


1)  Code,  Sect.  89. 

2)  Code  Pdnal,  139.  130  u.  95.  W e II «-Willi am s,  S.  410. 

3)  Code  JPtfnal,  151. 
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Die  öffentliche  Ausstellung  auch  mit  Belastung  durch  einen  schweren  Block 
wird  mehr  als  Tadel  und  Zurechtweisung  betrachtet,  und  das  Gefängniss 
als  Untersuchungshaft.  Die  Gerechligkeilsidee  erscheint  als  leitende  Maxime 
für  die  Bestimmung  des  Strafmasses,  freilich  mehr  nach  der  Grösse  des 
Verbrechens,  als  nach  der  Intensität  des  verbrecherischen  Willens.  Die 
Folter  war  ein  Ilauplinittel,  um  Angeschuldigte  zum  GesUindniss  zu  bringen, 
soll  aber  nach  Berichten  von  Reisenden  jetzt  selten  zur  Anwendung 
kommen  *). 

Sehr  ins  Einzelne  gehend  sind  die  Bestimmungen  über  die  Prügel- 
strafe; indem  nicht  blos  nach  der  Grösse  des  Verbrechens,  z.  B.  nachdem 
Werlhe  des  gestohlenen  Gegenstandes  die  Zahl  der  Streiche  genau  festge- 
setzt ist,  sondern  auch  die  Dicke  des  Bambus,  und  zwar  Beides  verschie- 
den nach  dem  Stande  des  Schuldigen;*)  dann  sind  aber  auch  die  Summen 
bestimmt,  wofür  man  die  Strafe  abkaufen  kann*).  Es  ist  übrigens,  freilich 
nicht  allgemein,  gestaltet,  einen  andern  z.  B.  einen  Verwandten  zur  Erste- 
hung der  Prügelstrafe  für  sich  cinlreten  zu  lassen. 

Die  chinesische  Gesetzgebung  ist  nicht  die  eines  barbarischen,  sondern 
die  eines  übercivilisirten  Volks,  einer  durch  Jahrhunderte  gereiften  in  al- 
len Beherrschungskünslen  auf  das  gründlichste  erfahrenen  Staatsregierung, 
über  welche  in  der  Edinburgcr  Revue  folgendes  Urtheil  gefüllt  wird. 

„Wenn  wir  uns,  so  heisst  es  da,  von  dem  Unsinn  der  Zendavesta  der 
Perser  oder  der  Puranas  der  Inder  zur  chinesischen  Gesetzgebung  wenden, 
so  ist  es  gerade,  als  ob  wir  von  der  Finstemiss  zum  Lichte,  vom  kindi- 
schen Aberwitze  zum  gereiften  Verstände  übergingen,  und  so  umständlich 
und  ins  kleinliche  gehend  auch  diese  Gesetze  in  vielen  einzelnen  Stücken 
sind,  so  kennen  wir  doch  kein  morgenländisches  Gesetzbuch,  das  eben  so 
reichhaltig  und  zusammenhängend,  oder  in  einem  solchen  Grade  frei  von 
Verwickelung,  Bigotterie  und  Erdichtung  wäre.  An  allem , was  politische 
Freiheit  oder  individuelle  Unabhängigkeit  betrifft,  mangelt  es  diesen  Gese- 
tzen freilich  gänzlich,  was  dagegen  die  Unterdrückung  der  Unordnung  und 
den  gelinden  Zwang  einer  ungeheuren  Bevölkerung  betrifft,  so  scheinen  sie 
uns  im  Allgemeinen  mild  und  wirksam  zu  sein.  Man  findet  darin  nichts 
von  der  übertriebenen  Weitschweifigkeit  der  meisten  andern  asiatischen 
Erzeugnisse,  vielmehr  eine  Reihe  von  klaren,  gereinigten  und  bestimmten 
Anordnungen,  welche  durchaus  von  practischem  Unheil  und  gesundem  eu- 
ropäischen Verstände  zeugen,  und  wenn  sie  auch  nicht  immer  mit  unsern 


1)  Eine  olTicicUc  Angabe  der  Slrafartcn  sieht  mit  Beleuchtung  im  CodePdnnl,  S.  1. 
S.  noch  Klemm,  S.  210—217.  und  Wells- William s S.  403  ff. 

2)  Klemm,  S.  216.  Ein  Statut  über  die  Anwendung  der  Folter  findet  sich  im 
Appendix  mm  Code  Pe'nnl  Nr.  V.  B.  2.  S.  367. 

3)  Tabellen  hierüber  und  über  andere  Strafen  finden  sich  im  Gesetzbuch,  Seetion 
1.  7.  8.  9. 
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geläuterten  Begriffen  von  Schicklichkeit  und  Zweckmässigkeit  übereinslim- 
raen,  so  nähern  sie  sich  ihnen  doch  mehr,  als  die  der  meisten  anderen 
Völker.“ 


Das  Recht  der  Hindus.1 2 3 4) 

65.  Erst  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ist  das  gelehrte  Eu- 
ropa mit  der  alten  Literatur  Indiens,  zu  der  auch  dessen  Rechlsdenkmnle 
gehören,  bekannt  geworden.  Die  erste  Mitlheilung  des  ältesten  derselben 
verdankt  man  dem  Engländer  Jones,  sowie  die  genaue  Darstellung  des 
indischen  Rechts,  um  welche  sich  noch  eine  Anzahl  englischer  Rechlsge- 
Jehrten,  wie  Colebrookc,  Strange,  Macnaghten,  Ellis  u.  A.grosse 
Verdienste  erworben  haben.  Seitdem  beschäftigen  sich  auch  französische  *) 
und  deutsche 1 ) Gelehrte  mit  diesen  Studien,  doch  hat  noch  keiner  dersel- 
ben eine  historisch -systematische  Darstellung  des  indischen  Rechts 
versucht. 

Wir  können  hier  nur  ein  Bild  desselben  in  allgemeinen  Zügen  geben. 

Es  gilt  für  ausgemacht,  dass  in  sehr  früher  Zeit  ein  dem  jetzt  sog, 
indogermanischen  Stamme  angehörendes,  zunächst  den  Persern  verwand- 
tes Volk  von  Norden  her  nach  der  vordem  indischen  Halbinsel  erwan- 
derte, auf  alle  Bewohner  stiess,  dieselben  theils  in  die  Gebirge  zurückdrängte, 
theils  unterwarf  und  zu  einer  ihr  dienenden  Menschenklasse  machte,  die 
sie  Sudras  (Cudras)  u.s.  w.  nannte,  während  sie,  die  Herrscher,  Ar  ja  (Arier) 


1)  Uebcr  Indien  sind  zu  vergleichen:  Heeren,  Ideen  über  Politik  etc.  B.  I.  S. 

291  d.  Ausgabe  von  1815.  Bohlen,  das  alle  Indien  mit  Rücksicht  auf  Egyp- 
ten, 1830.  2.  Bd.  Lassen,  indische  Alterthumskunde,  bis  jetzt  2.  Bde.  Benfe y, 
in  Ersch  und  Gruber’s  Encyclopädic,  Sect.  II.  B.  17.  S.  1 IT. 

Ucbcr  indische  Rechtslileratur  : Spangen  berg,  in  der  Zeitschrift  für  die 
Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  B.  IV.  S.  64  ff.  Gildemci- 
ster,  Eibl iothecae  Sanskritae  Specimen . Bonn  1847.  S.  121  ff.  u.  Weber, 
Vorlesungen  über  indische  Literaturgeschichte.  Berlin  1852.  S.  341.  Die  neuesten 
englischen  Darstellungen  der  indischen  Zustande  finden  sich  inElphinston's 
Hittory  of  India  3.  Bd.  1851,  und  G.  Cambell,  Medien  India.  Lond.  1852. 

2)  Von  Colebrookc  hat  man  Two  trealiset  an  tke  Hindu  Law  of  inheri- 
tence.  Calcutta  1810.  enthaltend  die  Ucbcrselzung  von  2 Abhandlungen 
indischer  Rechtsgelchrtcn  über  das  Erbrecht  und  a Digest  of  Hindu  law  on 
contrncts  and  tuccessiont.  Lond.  1801. 

3)  Unter  den  Franzosen  hat  sich  Loisclcur  de  Longe  hamps  durch  seine  gute 
Ausgabe  und  treffliche  Uebcrsetzung  des  Manu-Rcchlsbuchs  (1830)  verdient  ge- 
macht. Ein  misslungenes  Buch  des  indischen  Rechts  verglichen  mit  dem  römi- 
schen, germanischen  u.  s.  vc.  schrieb  1846—47  Gibclin  in  Pondichcrie  unter 
dem  Titel : Elm/es  sur  le  droit  civil  des  Hindout  etc.  2 Bd. 

4)  Zu  nennen  sind  Gans,  Erbrecht  I.  S.  71  ff.  Spangenberg  a.  a.  0.  1851. 
S I e n z 1 c r,  als  Herausgeber  des  Rechtsbuches  von  Ynjnavalkya.  Schon  1797  gab 
Hüttner  eine  deutsche  Ucbcrselzung  des  Manu-Rcchtsbuchcs  heraus. 
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die  Ehrwürdigen  also  Höheren  und  Dwidshas  d.  h.  zweimal  Geborenen 
hiessen  das  letzte,  weil  sie  bei  ihrer  Mündigwerdung  durch  eine  eigene 
religiöse  Weihe  nach  sorgfältig  erhaltenem  priesterlichem  Unterricht  in  die 
Klasse  der  Vollberechtigten  aufgenommen,  und  zum  Zeichen  dieser  Weihe 
mit  einem  von  der  linken  Schulter  unter  den  rechten  Arm  gehenden  heili- 
gen Gürtel  oder  Strick  geschmückt  werden:  eine  Ehre,  zu  welcher  die  Su- 
drns  nie  zugelassen  sind,  weil  sie  keines  der  des  Vorrechte  der  Dwidshas 
ihcilhaflig  waren,  namentlich  nicht  der  Vornahme  der  Opfer  und  der  Le- 
sung der  heiligen  Schriften  (der  Veda),  was  für  das  Höchste  bei  den  In- 
diern gilt.  In  der  Milte  der  Arier  steigen  aber  zwei  Klassen  über  die  Ge- 
sammtheit  empor,  deren  eine  durch  die  nur  mit  religiösen  Dingen  sich  be- 
schäftigende Brahmanen  gebildet  wird,  die  zweite  aus  den  Kriegern  ( Kschn - 
tri/as,  homines  castri),  während  der  Rest,  bestehend  aus  Ackerleuten,  Vieh- 
züchtern und  Kaufleulen  unter  der  das  Volk  überhaupt  bezeichnenden  Be- 
nennung Vaisyas  (Vaipyas)  begriffen  wird.  Es  besteht  unter  den  Kasten 
eine  regelmässige  Stufen-  oder  Rangordnung,  so  dass  die  niedere  Classe 
um  etwas  weniger  Rechte  hat,  und  eine  geringere  rechtliche  Schätzung  als 
die  vorgehende.  Ueber  zweitausend  Jahre,  in  deren  Mitte  Alexanders  des 
Grossen  Zug  nach  Indien  (327  Jahre  v.  Chr.)  fällt,  bestand  in  diesem  Lande 
eine  grössere  oder  kleinere  Anzahl  solcher  Kastenslaaten  mit  unter  der  Be- 
vormundung der  Brahmanen  stehenden  Königen,  die  in  der  Regel  der  Krie- 
gerkasle1)  angehörten.  Doch  gab  es,  wenigstens  zur  Zeit  Alexanders , auch 
Republiken.  Die  Kasten,  welche  eine  höchst  einfache  Gliederung  haben, 
und  aus  den  äusseren  und  inneren  Entwickelungen  des  Volks*)  zu  erklä. 
ren  sind,  werden  theoretisch  auf  ursprünglich  göttliche  Ordnung  gegründet, 
von  welcher  übrigens  der  Indier  Alles  ableitet,  was  für  ihn  Gesetz  ist  in 
Thun  und  Wissen. 

Die  früheste  auf  uns  gekommene  Aufzeichnung  des  Rechts,  Dharma, 
von  dem  genannten  Gesichtsspunkte  aus,  führt  den  Namen  des  Manu  nicht 
als  denjenigen  des  Verfassers,  sondern  als  den  des  Lehrers.  Manu  ist  keine 
historische  Person,  sondern  der  Mensch,  in  abstracto  der  Urmensch,  und 


1)  Manava  «f  Herma  Sastra  IV.  84. 

2)  Eine  höchst  befriedigende  Erklärung  derselben  giebt  Roth  in  der  deutschen  mor- 
ländischcn  Zeitschrift  Bd.  1.  S.  1 IT..  Die  Brahmanen  waren  (nach  ihm)  anfangs 
nur  einzelne  Hausgenossen  der  Könige,  deren  Beruf  und  Würde  sich  vererbte, 
ln  Folge  der  Gleichheit  der  Interessen  schlossen  sich  ihre  Familien  an  einander, 
und  bildeten  eine  durch  die  Fortschritte  der  Göttcrlehre  und  des  Cultus  fest  zu- 
sammenhängende Gemeinschaft,  welcher  die  Leitung  aller  öffentlichen  Angelegen- 
heiten anheimfiel,  nachdem  das  Land  von  einer  Menge  kleiner  lleirscliaften  über- 
deckt war,  die  sich  unter  einander  bekämpften,  des  Rathes  dieser  Höhcrgebildcten 
bedurften,  und  mit  ihrem  überhaupt  sehr  gottcsfürchtigen  Volke  nach  und  nach 
dieser  zur  Kaste  emporsteigenden , mit  einer , der  christlichen  des  Mittelalters 
ähnlichen,  Kirchcngcwalt  ausgerüsteten  Pricslcrschaft  sich  unterordneten. 


Digitized  by  Google 


127 


zwar  der  verständige  Mensch,  welcher  die  Dinge  um  sich  her  und  die 
Verhältnisse  zu  dem  Göttlichen  ordnet.  Das  Buch,  welchem  man  den  Namen 
eines  von  Manu  stammenden  Gesetzes  gegeben  hat,  Manava-  Dharma - 
Castra , und  in  das  offenbar  kleine  vereinzelte  Sammlungen  von  Rechlsleh- 
ren  aus  dieser  Zeit  aufgenommen  sind,  reicht  keineswegs  bis  in  die  Zeit 
der  Entstehung  und  Ausbildung  des  indischen  Kastenstaats  zurück,  son- 
dern mag  nach  den  wahrscheinlichsten  Vermuthungen  in  die  letzten  Jahr- 
hunderte vor  Christus  fallen,  ist  also  kein  grundlegendes  Gesetzbuch , son- 
dern ein  das  bisher  Geltende  zusammenfassendes  und  für  die  Folgezeit 
feststellendes  Sammelwerk , das  man  ein  Kechtsbuch  1 2 3 ) nennen  kann  und 
in  welchem  mit  dem  Rechte  die  Vorschriften  der  Religion  und  des  Cultus, 
moralische  Regeln  und  philosophische  Grundanschauungen  innig  verbunden 
sind.  Man  könnte  einen  im  Anfang  desselben  aufgel'ührten  Weisen,  der 
Brigu  genannt  wird,  für  dessen  Verfasser  zu  nehmen  geneigt  sein,  er  ist 
aber  wie  Manu  auch  wohl  nur  eine  mythische  Person.  *) 

Das  ganze  Werk  zerfällt  in  12  Bücher  und  jedes  in  eine  Anzahl  Verse 
( Slokas ),  die  in  der  Uebersetzung  Artikel  bilden.  Das  erste  Buch  von  der 
Schöpfung  enthält  deren  119,  das  zweite  über  die  Erziehung  und  die 
Priesterkaste  249,  dae  dritte  von  der  Ehe  u.  s.  w.  286,  das  vierte 
von  den  häuslichen  Tugenden  u.  s.  w.  260,  das  fünfte  mit  der  Auf- 
schrift überDiaet,  Reinigung  und  Weiber  160,  das  sechste  von  den 
Pflichten  der  Anachoreten  und  Asketen  97,  das  siebente  handelt 
in  226  Artikeln  von  den  Verpflichtungen  des  Königs  und  der  Krieger 
und  ist  eine  nach  indischen  Begriffen  aufgestellle  Rcgierungslehre.  Das 
achte  in  420  Artikeln  handelt  von  den  Gerichten,  dem  gerichtlichen 
Verfahren  und  vom  Civil-  und  Strafrecht,  von  diesem  auch  noch 
das  neunte  in  336  Art  unter  der  Rubrik  von  den  Pflichten  der  Acker- 
bauer, der  Kaufleulc  und  der  dienenden  Klasse,  insbesondere  von 
den  Pflichten  der  Ehegatten  und  vom  Erbrecht,  das  zehnte  von  den 
vermischten  Klassen  enthält  134  Artikel,  das  eilfte  von  der  Busse 
und  den  Opfern  266  und  das  zwölfte  von  der  Seelenwanderung,  den 
göttlichen  Strafen  der  Sünden  und  der  ewigen  Glückseligkeit 
126  ») 

Diese  2685  Artikel  geben  ein  klares  Bild  von  dem  Religions-  und  Rechts- 
zustande des  Sanskrits  Volkes,  liefern  aber  insbesondere  durch  die  in  den 
einzelnen  Bestimmungen  enthaltenen  Widersprüche  den  Beweis,  dass  das 
Buch  eine  Zusammenstellung  von  Salzungen  ist,  die  in  verschiedenen  Oerl- 
lichkeiten  gellen,  doch  bildet  cs  die  Hauptgrundlage  des  gesummten  indi- 


1)  Nach  Weber  S.  243  hat  cs  verschiedene  Umarbeitungen  erlitten. 

2)  S.  über  Brigu,  Jones  Vorrede  im  Hüttners  Uebersetzung  des  Werks  S.  XII.  f. 
und  dessen  Glossar  8.  475. 

3)  Eine  genauere  Uebersicbt  des  Manureclitsbuches  gibt  Klemm.  VII.  S.  572— 407. 
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sehen  Rechts  und  den  Ausgangspunkt  einer  sehr  reichen,  theils  in  San- 
crits-,  theils  in  modernen  indischen  Sprachen  geschriebenen  juristischen 
Literatur.  Die  Zahl  der  in  den  englischen  und  französischen  Werken  auf- 
geführten indischen  rechtsgelehrten  Schriftsteller  ist  sehr  beträchtlich  und 
bedeutend  grösser  als  die  schon  ansehnliche,  welche  Spangenberg  in 
Bd.  IV.  der  Zeitschrift  für  die  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des 
Auslandes  in  einem  Artikel  über  die  Rechtsbücher  der  Hindus  und  deren 
gegenwärtige  Gültigkeit  in  den  Besitzungen  der  Ostindischen  Compagnie 
(S.  64 — 74)  genannt  hat.  Die  grösseren  juristischen  Werke  Indiens  wer- 
den von  den  englischen  Rechtsgelehrlen  meistens  Digest  genannt,  andere 
Elements  of  Indou  Lam  und  haben  die  verschiedensten  Titel , z.  B.  Smriti, 
Mitaschara*)  u.  s.  w.  Von  den  allgemeinen  Gesetz-  oder  Rechlsbü- 
cliem  ist  ausser  Manu  bisher  nur  ein  einziges  zugänglich  gemacht  worden, 
das  im  Urtext  und  einer  deutschen  Ueberselzung  von  Herrn  Prof.  Stenz- 
ler  in  Breslau  hcrausgegebene,  zwischen  dem  2.  u.  5.  Jahrhundert  n.  Ch. 
geschriebene  Gesetz  des  Yqjnavalkga  *J  Yaynavalkya  (oder  Yadschnavalkya). 
Es  ist  im  allgemeinen  ausreichend,  um  mit  jenem  ältesten  Werk,  das  wir 
in  zwei  englischen  Ueberselzungen  besitzen,  einer  französischen  und  einer 
deutschen,  *)  uns  ein  Bild  des  altindischen  Rechts  zu  geben.  Mit  den- 
selben verbinden  wir  die  Benützung  der  von  Raspe  1778  gemachten  Ueber- 
selzung der  sog.  Gentoo-law's,  d.  h.  einer  zuerst  ins  persische  dann  von 
Hallt  gd  ins  englische  übertragenen  Darstellung  des  indischen  Rechts.  1 2 3 4 ) 
Das  indische  Recht  erscheint  in  diesen  Quellen  durchaus  nicht  als  das 
Recht  eines  noch  auf  der  Stufe  der  Kindheit  stehenden  Volks,  sondern 
als  eine  bis  ins  kleinste  Detail  ausgebildelc  Rcligions  - und  Rechtsgeselz- 
gebung  in  einiger  Verschmelzung  mit  Grundsätzen  der  Moral  und  der  Klug- 


1)  Eine  vollständige  Aufzählung  der  sehr  zahlreichen  von  den  Indiern  sogenannten 
Gesetzbücher , die  übrigens  häufig  Schriften  von  sehr  unbedeutenden  Umfang  sind, 
findet  man  hei  Stenz  ler,  zur  Literatur  der  indischen  Gesetzbücher  in  Wcbcr’s 
indischen  Studien  1.  S.  232.  Die  Werke  über  einzelne  Thcilc  des  Rechtes,  z. 
B.  Prozess,  Erbrecht,  Adoption,  von  welchen  viele  schon  mehrfach  herausge- 
geben und  bearbeitet  sind,  zählen  Gildemeister  in  der  Bibliutkeca  s inn- 
er i tu  und  F.  Adelung,  Literatur  der  Sanskritsprachc  auf. 

2)  lieber  das  Verhällniss  dieses  Werks  zu  Manu  und  dem  von  zu  der  ganzen  indi- 
schen Rcchtslitcratur  gibt  der  Herausgeber  die  erwünschten  Aufschlüsse  in  der 
Vorrede  seiner  Ausgabe  ferner  Weber  in  seinen  Vorlesungen,  S.  245—46. 

3)  Die  zweite  englische  von  Haughton  ist  die  bessere. 

4)  Der  vollständige  Titel  ist : Gesetzbuch  oder  Sammlung  der  Gesetze  der 
Pundit,  d.  li.  der  indischen  Rechtsgelehrlen , Hamb.  1778.  Der  Inhalt  des  Werkes 
stimmt  im  WcsentUchen  mit  Manns  und  Yajnavalkyas  Rechtsbüchern  über- 
ein; nur  sind  die  meisten  sanskritischen  Worte  auf  eine  oR  unkenntliche  Weise 
verunstaltet.  Nach  der  Einleitung  S.  78  wurde  das  Werk  zwischen  1773  und 
1775  von  11  dort  aufgeführten  Bralimanen  verlasst,  d.  h.  compilirt. 


Digitized  by  Google 


129 


heit.  Wir  möchten  es  sogar  mehr  für  ein  rationell  festgestelltes  als  ein, 
wie  man  zu  sagen  pflegt,  naturwüchsiges  Nationalrechl , mehr  iür  Juristen- 
(d.  h.  Brahmanen)  als  für  Volksrceht  erklären,  und  stellen  es  daher 
dem  römischen  Recht  der  Kaiserzeit  und  den  kanonischen  des  Mittelalters 
an  die  Seile.  Wenn  jedoch  seine  Bestimmungen  zuweilen  mit  den  des 
römischen  oder  germanischen  Rechts  übereinslimmen,  so  ist  die  Ursache 
davon  wohl  selten  in  der  den  Römern  und  Germanen  gemeinsamen  Ursilte 
zu  suchen,  sondern  mehr  darin,  dass  sie  aus  einer  richtigen  Auflassung 
der  socialen  Verhältnisse  hervorgehen,  welche  bei  einem  Volke  mit  Pri- 
vateigenthum und  einem  sehr  entwickelten  Verkehrsleben  sich  sehr  nahe 
kommen.  Wenn  die  so  oft  phantastischen  Religionslheorien  1 ) nicht  mass- 
gebend werden , sind  die  Satzungen  des  indischen  Rechts  meistens  richtige 
Ableitungen  aus  der  Natur  der  Sache  und  Schlusslolgerungen  eines  gesun- 
den juristischen  Denkens. 

Da  das  achte  und  neunte  Buch  des  Manu-Rechtsbuchs  der  Hauptsilz 
der  indischen  Rechtslehre  sind,  so  mag  eine  Inhaltsangabe  derselben  hier 
folgen.  Das  erste  beginnt  init  der  Vorschrift:  dass  der  König  selbst  die 
Rechtssachen  untersuchen  und  entscheiden , in  Verhinderungsfällen  diess 
Gcschäll  einem  Brahmanen  mit  drei  Beisitzern  übertragen  soll  (Art  3.). 
Es  soll  Recht  gesprochen  werden  nach  Gründen , entnommen  aus  den  Orts- 
gewohnheiten, den  der  Kasten  und  Familien,  sowie  den  Bestimmungen 
des  Manugeselzes , 1 ) die  in  achtzehn  Hauptsalzungen  enthalten  seien, 
und  handeln,  die  erste  von  den  Schuldverhältnissen,  die  zweite  von  den 
zum  Aulbewahrcn  gegebenen  Sachen,  die  drille  vom  Verkauf  fremder  Sa- 
chen, die  vierte  von  den  Verbindlichkeiten  der  in  Handelsgesellschaft  befind- 
lichen Personen,  die  fünfte  von  der  Zurücknahme  geschenkter  Sachen,  die 
sechste  von  der  Nichtbezahlung  der  Pfandschulden  und  Lohngelder,  die 
siebente  von  ungültigen  oder  auflösbaren  Vertrügen,  die  achte  vom  Kaufen 
und  Verkaufen,  die  neunte  von  Streitigkeiten  zwischen  Herrn  und  Dienern, 
die  zehnte  von  Gränzstrcitigkciten,  die  eilfle  und  zwölfte  von  Ehrenkrän- 
kungen und  thätlichenMisshandlungcn,  die  dreizehnte  und  vierzehnte  von 
Diebstahl,  Raub  und  Gcwaltlhüligkeiten , die  fünfzehnte  von  Ehebruch,  die 
sechszehnte  von  den  gegenseitigen  Miehlen  der  Ehegatten,  die  siebenzehnte 
von  Erbschaften,  die  achtzehnte  vom  Spiel  und  Thiergefechlen. 

Die  einzelnen  Artikel  enthalten  auch  hier  nicht  immer  gesetzliche 


1)  Eine  höchst  anziehende  kürzere  Darstellung  der  Brahmanenreligion  und  des  Bud- 
dhismus von  Herrn  Prof.  Roth  findet  sich  in  den  theologischen  Jahrbüchern 
v.  Baur  und  Zeller  Bd.  V.  S.  346.  Bd.  VI.  S.  175  f. 

21  Darauf  wird  auch  hingewiesen  bei  Y ajnavalk  yn  II.  21.  im  Manu  VIII.  46. — 
Jener  sagt  noch:  wenn  zwei  Rechtsvorschriften  miteinander  im  Widerspruch 
stehen , so  soll  eine  Folgerung  gelten , welche  sich  aus  dem  Prozesse  ergibt,  aber 
eine  Rechtsvorschrift  müsse  mehr  gelten  als  eine  die  den  Nutzen  betreffe. 
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Vorschriften  oder  eigentliche  Rechtsnormen,  sondern  nicht  selten  allgemeine 
Betrachtungen  über  Tugend  und  Laster  oder  Bemerkungen  über  das  was 
bei  Rechtsslreitigkeiten  Vorkommen  kann  lind  Verhallungsregeln  für  den 
Richter.  Auch  sind  die  einzelnen  Rechlsmaterien  oft  mit  ferner  liegenden 
Bestimmungen  vermischt  oder  führen  Verwandtes  weiter  aus.  Es  gehen 
übrigens  die  Satzungen  des  allindischen  Rechts  sehr  ins  Einzelne  und  setzen 
ein  sehr  ausgebildcles  von  vielfachen  Interessen  durchkreuztes  Verkehrs- 
und Familienleben  voraus,  dessen  rechtliche  Festsetzung  vorzüglich  des- 
halb verwickelt  ist,  weil  die  Kasteneintheilung  auf  alle  Rechtsverhältnisse 
einen  so  durchgreifenden  Einfluss  äussert,  dass  bei  den  meisten  das  Recht 
jeder  Kaste  ein  anderes  ist.  Desshalb  ist  es  auch  eine  schwierige  Auf- 
gabe ein  Bild  dieses  Rechts  in  allgemeinen  Zügen  oder  Umrissen  zu  geben 
Doch  soll  es  hier  versucht  werden. 

C6.  Was  I.  die  Rechlsfähighei t betrifft,  so  ist  A.  die  des  Brah- 
manen  den  übrigen  Kasten,  *)  selbst  dem  König  gegenüber,  so  bevorzugt, 
dass  dig  Rcchtsnachlheile,  welche  Personen  der  anderen  Kasten  treffen 
können,  ihm  in  der  Regel  nicht  schaden,  während  er  eine  Menge  politi- 
scher und  bürgerlicher  Vorrechte  geniesst,  die  ihn  weit  über  die  andern 
Menschen  stellen.  Doch  werden  Handlungen  desselben , wodurch  er  seinen 
Stand  verletzt  oder  entehrt,  schwer  geahndet. 1  2) 

Der  Brahmanc  kann  nach  dem  Gesetze  nicht  mit  Tod  bestraft  und 
keiner  körperlichen  Züchtigung  unterworfen  werden ; 3 * 5 ) jedes  gegen  ihn 
begangene  Verbrechen  wird  strenger  geahndet  als  das  gleiche  gegen  Mit- 
glieder einer  andern  Kaste.  Aus  der  Kaste  der  Brahinanen  als  den  För- 
derern und  Trägem  des  ganzen  geistigen  Lebens  der  Indier  werden  die 
Lehrer,  die  höheren  Staatsbeamten  und  höheren  Richter  u.  s.  w.  gewählt 
und  jeder  Indier  der  drei  höheren  Klassen  muss  durch  einen  Brnhmanen, 
der  sein  Guru  (geistlicher  Rath)  genannt  wird  und  wie  sein  Vater  von  ihm 
verehrt  werden  muss,  seinen  Unterricht  und  die  Vorbereitung  auf  den  Act 
der  Wiedergeburt  erhalten.3)  Das  Vermögen  des  Brahmanen  ist  nicht 
besteuerbar.  Der  Brahmane  schändet  sich  durch  eine  Ehe  und  Kindeser- 
zeugung *)  mit  einer  Frau  der  Klasse  der  Sud  ras  und  wird  aus  seiner 
Kaste  ausgestossen.  Auch  Verbrechen  und  Vergehen  sowie  ein  seinem 


1)  Von  den  Brnhmanen  handelt  besonder»  Bd.  VI.  des  Manurechtsbnchs : Ihre  hohe 
Stellung  ist  sehr  häufle  wörtlich  ausgesprochen  in  dem  Gesetzbuch  z.  B.  111.  81. 

2)  M.  VIII.  102. 

3)  Benfey  S.  218.  Manau.  XI.  72,  75,  76,  82.  Der  König  greife  nie  sein  Ver- 
mögen an,  nnd  ehre  ihn  hoch.  IX.  313  — 319.  Der  sterbende  König  soll 
ihnen  alle  seine  Reichthümer  schenken !!  IX.  323.  S.  Dr.  Stenzlcr's  Speci- 
men  Juris  Criminnlit  lndor.  Bresl.  1812  S-  10  und  Heeren  Ideen  über  Polil- 
Bd.  1.  Ausgabe  1815.  S.  600  f. 

1)  M.  VI.  1 f. 

5)  Jl.  III.  17. 
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Stande  nicht  gemüsses  Leben  setzen  ihn  herunter  (oft  zum  Sudra),  er 
muss  sich  dann  reinigen  durch  verschiedene  religiöseAcle,  Gebete,  Opfer, 
Einsiedlerleben  u.  s.  w.  ')  Die  Hauptbeschäftigungen  des  Brahmanen  sol- 
len nach  dem  Manurechte  sein:  Lesen  der  Veda  und  Erklären  derselben, 
Opfern,  Beistandleisten  beim  Opfern  Anderer,  Almosen  geben  und  empfan- 
gen. *)  Der  Brahmane  kann  jedoch  auch  der  Lebensbeschäfligung  der 
andern  Kaslen  sich  widmen  aus  Nolhbedarf  für  seinen  Unterhalt,  doch 
muss  er,  wenn  die  Noth  vorüber  ist,  sich  gleichfalls  reinigen.  1 2 3 4 ) 

B.  Die  zweit  höchste  Rechtsfähigkeit  ist  die  der  Kshalrjjas  *)  und 
ihr  Beruf  der  Kriegsdienst.  Aus  ihrer  Kaste  soll  der  König  sein.  Die 
gegen  einen  solchen  Edeln  begangenen  Verbrechen  werden  zwar  geringer 
als  die  gegen  einen  Brahmanen , aber  strenger  als  die  gegen  jeden  Andern 
verübten  bestraft,  während  er  als  Verbrecher  milder  behandelt  wird  als 
die  Angehörigen  der  niederen  Kaslen  und  verschiedene  privatrechtliche 
Vorzüge  geniesst,  welche  die  letzten  nicht  beanspruchen  können. 

C.  Die  beschränktere  Rechtsfähigkeit  des  Vaisyas5 6)  steht  jedoch 
als  die  eines  Dwidshas  oder  Wiedergeborenen  weit  über  der  eines 
Sudra;  er  gehört  zum  herrschenden  Stande,  während  dieser  dienender 
ist.  Man  findet  eine  Menge  Unterklassen  in  dieser  Kaste ; unter  denselben 
haben  die  von  bösen  Geistern  abstammenden  Tshandaläs  •)  und  später 
die  unter  der  Benennung  der  Parias  in  Europa  allgemein  bekannten  fast 
Rechtlosen  eine,  nicht  einmal  die  volle  persönliche  Freiheit  begreifende, 
Rechtsfähigkeit;  sie  gelten  als  Unreine  und  ernähren  sich  durch  die  niedrig- 
sten zum  Theil  ekelhaftesten  Gewerbe.  Der  Kern  derselben  ist  wahrscheinlich 
aus  den  Ueberreslen  eines  uralten  unterdrückten  Volksslamnies  gebildet,  doch 
gehören  auch  Kinder  aus  den  Ehen  eines  Brahmanen  und  einer  Sudri  u.a.  dazu. 7 ) 
Ueberhaupt  gehen  aus  ungleichen  Ehen  oder  Missheirathen  Zwischcnkaslen 
hervor,  die  ebenso  durch  besondere  Benennungen  von  einander  unlerschic- 


1)  M.  XI.  87-98,  149,  153—157,  162  — 105. 

2)  Manava-Dharma,  VI  1 f. 

3)  M.  X.  104,  116.  Yaynnr  III  35:41—43.  Beschränkungen  enthalt  der  Art.  36— 40. 

4)  Von  derselben  handelt  M.  Bd,  VII  und  IX.  320—325.  Es  wird  der  Kriegerkastc 

die  herrlichste  Einverständnis  mit  der  der  Brahmanen  zur  Pflicht  gemacht;  nur  durch 
sie  können  Beide  glücklich  sein ! M.  IX.  322.  ’ 

S.  Heeren  a.  a.  0.  S.  603  f. 

5)  Von  derselben  handelt  M.  IX.  326  u.  335  und  Heeren  a.  a.  O.  S.  607 f. 

6)  Es  Ist  öfter  in  den  Rechtsbüchern  von  ihnen  die  Bede  z.  B,  M.  X.  12.  Y.  1.  93. 

7)  Benfcy  S.  220-25.  Die  sehr  zahlreichen  Parias  sind  nur  befugt  als  Tag- 
löhncr  sich  zu  ernähren.  An  Verachtuug  stehen  ihnen  übrigens  die  Cliakily’s 
(Schuhflicker)  gleich.  Tritt  ein  Paria  in  das  Haus  eines  Brahmanen,  so  soll 
er  sogleich  getödtet  werden,  ln  Malabar  sind  sic  an  die  Scholle  gebundene 
Leibeigene. 

9* 
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denwerden,  wie  in  Westindien  die  Kinder  der  Mischehen.  *)  Endlich  bilden  auch 
alle  das  gleiche  Gewerbe  treibenden  Personen,  da  alle  Gewerbe  sich  dort  gleich- 
falls zu  vererben  pflegen , eigene  Klassen,  die  aber  zu  der  der  Sudras  gehören. 
Wie  sehr  nun  auch  das  indische  Rcchldie  Erhaltung  der  drei  Stände  beabsichtigt, 
so  ging  doch  die  Kricgskasle  fast  ganz  unter.  *)  Die  der  Vaisyas 
ist  mit  der  der  Sud  ras  fast  ganz  vermengt,  so  dass  jetzt  sich  nur  noch 
zwei  Kasten,  die  der  Brahmanen  und  die  der  Nichtbrahmanen  gegen- 
überstehen. 8)  Deni  Sudra  ist  es  jelzt  möglich  sich  Heichthümer  zu  erwer- 
ben und  nach  Art  der  Vaisyas  zu  leben,  nur  in  religiöser  Beziehung  ist 
er  den  Brahmanen  untergeordnet  und  hat  deren  Vorrechte  heilig  zu  ach- 
ten. 4)  Das  Volk  zerfällt  jetzt  nach  seinen  Lebensbcschäftigungen  in  eine 
Menge  zunflarliger  Gruppen  (welche  ungenau  auch  als  Kasten  aufgeführt  zu 
werden  pflegen),  jede  Zunft  sieht  unter  einer  eigenen  Jurisdiction.  •) 

D.  Es  finden  sich  in  Indien  auch  Sklaven  und  es  ist  von  denselben 
öfter  in  den  allen  Rcchlsqueltcn  die  Rede.  Sklaven  werden  die  Kriegsge- 
fangenen, Personen  welche  eine  Geldstrafe  nicht  zahlen  können, 
der  welcher  sich  als  Sklave  verkauft,  oder  seine  Freiheit  durch  das  Spiel 
verlor,  das  von  einer  Sklavin  im  Hause  ihres  Herrn  geborene  Kind,*)  und 
Sklave  des  Königs  wird  der,  welcher  den  Stand  des  frommen  Bettlers 
aufgibt  T.)  Nach  Manus  Rechtsbuch  IX.  113  scheint  jeder  Sudra  Sklave  zu 
sein;  allein  die  Stelle  sagt  nur:  dass  der  Brahmane,  wenn  er  es  nüthig 
hat,  jeden  Sudra  zwingen  kann,  ihm  Sklavendienste  zu  verrichten.  Einen 
Dwidsha  darf  er  nicht  dazu  nöthigen  (M.  IX.  412.  Nicht  Idos  er,  son- 
dern auch  die  Vaisyas  und  Kshatryas  können  Sklaven  werden.  •) 
Der  Sklave  kann  kein  Eigcnlhum  haben,  erwirbt  daher  für  seinen  Herrn , er 


t;  Yajnavalk:  I.  91—96.  M.  X.  8 f. 

2)  Zu  derselben  gehören  jedenfalls  die  noch  vorkommenden  R ad sk  a s und  den  Vasal- 
len ähnliche  Kadschaputts. 

3)  Aus  einem  Artikel  in  der  Revue  det  deu.v  Mundet  vom  1.  Januar  1833.  S. 
60—61.  La  dominntion  hollandaitc  dam  Parrhipel  iudieu  von  Jurioti 
de  ln  Graviere  ist  zu  ersehen,  dass  bei  den  der  Brahmanenreligion  noch  ange- 
hörenden Eingeborenen  auf  einigen  zu  den  holländischen  Besitzungen  gehören- 
den Inseln  des  stillen  Meeres  noch  die  4 Kasten  bestehen. 

4)  Bcnfey  S.  520  - 224.  Dieser  Schriftsteller  führt  44  Gruppen  auf,  unter  wel- 
chen aber  auch  die  Brahmancnkaslo  und  diu  Hechte  der  beiden  andern  Kasten 
begriffen  sind. 

5)  Von  dem  Sklavenhandel  M.  Vlll.  413 — 16.  Y.  II.  282,  283  und  das  Gesetzbuch 
der  Gentoos  S.  300 — 306. 

6)  M.  IX.4I5. 

7)  Y.  II.  183. 

8)  Das  Gesetzbuch  der  Gentoos  S.  302.  Aus  diesen  S.  306  ergibt  sich,  dass 
der  Sudra  seinem  Stande  nach  eben  so  wenig  Sklave  ist  wie  der  Krieger  und 
der  V a i s y a. 
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wird  vererbt,  kann  verkauft  und  verschenkt  werden.  ')  Er  ist  jedoch 
gegen  Misshandlung  von  Seiten  seines  Herrn  geschützt,  *)  die  Freilassung 
ist  sehr  begünstigt  und  kriegsgefangene  Sklaven  und  als  Sklaven  Verkaufte 
können  ihre  Freiheit  durch  ein  Lösegeld  erlangen.  *) 

Der  Brahmane  kann  nie  Sklave  werden  und  das  Mitglied  einer  höhe- 
ren Kaste  nie  der  eines  Mannes  aus  einer  Kaste  die  niederer  als  die 
scinigc  ist.  1 2 3 4 5 6 * 8 J 

GT.  Den  nächsten  Einfluss  hat  II.  das  Kastensystem  auf  das  Ehe- 
recht, *)  über  welches  das  indische  Recht  sehr  viele  Bestimmungen  enthält. 
Die  Ehe  hat  vor  allem  den  Zweck,  die  Familie  zu  erhalten,  zunächst  durch 
Geburt  eines  ersten  Sohnes  und  zwar  aus  einem  religiösen  Grunde, 
nämlich  dem  der  Vornahme  der  Todlenopfer  ( rinria ) für  den  verstorbenen 
Vater,  Grossvater  und  Urgrossvaler  zum  Behufe  der  Befreiung  ihrer  See- 
len aus  der  Hölle.  Dazu  ist  in  erster  Linie  der  ebenbürtige  Erstge- 
borene berufen  und  in  Ermanglung  desselben  andere.  ®)  Ist  durch  die 
Geburt  eines  ersten  Sohnes  dieser  religiöse  und  gesetzlich  vorgeschriebene 
Zweck  erreicht,  so  hat  die  Ehe  ferner  keinen  andern  Zweck  als  den  des 
Vergnügens.  T)  Der  Begriff  der  Ehe  ist  ein  sehr  weiter,  indem  jede  für 
bleibend  eingegangene  Geschlechtsverbindung  Ehe  ist.  Daher  auch  eine 
grosse  Zahl  von  Eingchungsurlen  derselben.  Es  werden  deren  8 in  den 
Quellen  aufgeführt,  H)  die  sich  jedoch  auf  vier  zurückführen  hissen,  näm- 
lich die  religiös  eingegangenc  Ehe;  die  durch  Kauf  der  Frau,  die 
durch  blosen  Conscns  und  die  durch  den  unmittelbaren  Vollzug. 

Die  religiöse  Eingehung  der  Ehe  ist  entweder  die  des  Brahma,  oder 
die  der  Götter  (die  Brahma-  und  Dalvas-Ehe),  die  erste  wird  dadurch  ge- 
schlossen, dass  der  Vater  die  in  ein  einziges  Gewand  gekleidete  Tochter 


1)  M.  IX.  415,  416.  Y.  H.  291. 

2)  Das  Gesetzbuch  der  Gentoos  S.  300 — 303  macht  indes»  viele  Unterschiede  in 
dieser  Bcxiehung. 

3)  Y.  IX.  182.  Das  Gesetzbuch  der  Gent.  a.  a.  0. 

4)  Das  Gesetzbuch  der  Gentoos  S.  30. 

5)  Wir  besitzen  eine  gute  Abhandlung  fiber  das  indische  Elterecht  von  J.  II.  Kall- 
hoff  )ut  miiti  imoitii  veterum  Jndorum.  Auch  Gans  S.  71  f.  behandelt  es 
befriedigend , nicht  so  Gibclin  I.  5 f.  der,  indem  er  es  dem  römischen  und  ger- 
manischen gleich  zu  (teilen  versucht,  davon  ein  Zerrbild  gibt.  Die  neueste 
Darstellung  desselben  gibt  Herr  Rossbach  in  seinem  Buche  Ober  die  römische 
Ehe.  Im  Manu  Rcchlsbuch  Bd.  I.  handelt  der  Anfang  des  3.  und  der  grössere 
Theil  des  9.  Buchs  von  der  Ehe  und  der  Vaterschaft. 

6)  Gans  S.  7*.  S.  über  diese  Opfer  M.  111.  122  f.  Y-  1.  232  f.  Die  durch  Ver- 
wandtschaft gegenseitig  zu  Todlenopfer  verpflichteten  heissen  Sapindas;  M.  V. 
60.  IX.  167. 

T)  M.  III.  12. 

8)  M.  111.  20  f.  Yaj.  1.  58  - 63. 
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dem  Bräutigam  (einem  Vedagelehrten,  also  Brahmanen)  übergiebt,  den  er 
zuvor  achtungsvoll  aufnahm ; die  zweite,  wenn  er  die  stattlich  geschmückte 
Tochter  dem  die  Opfer  - Ccremonien  verrichtenden  Priester  überantwortet. 
Die  eine  Ehe  durch  Kauf,  die  aber  nicht  dafür  gelten  soll '),  besteht  darin, 
dass  der  Bräutigam  zwei  für  das  Mädchen  selbst  bestimmte  Kühe  schenkt, 
und  heisst  Risc/iis-  oder y/rscArt-Vermählung,  die  zweite,  wenn  er  soviel  Gut, 
als  er  entbehren  kann,  dem  Vater,  oder  dem  väterlichen  Verwandten,  oder 
der  Braut  schenkt;  sie  heisst  -Ehe  (d.  h.  Ehe  der  bösen  Genien). 

Wird  die  Ehe  durch  gegenseitige  Neigungserklärung  eingegangen,  so  heisst 
sie  Gandharva-  oder  Ehe  der  himmlischen  Harmonie,  und  wird  sie  durch 
Uebcrgabe  der  Braut  mit  dem  väterlichen  Segen  bewerkstelligt,  so  heisst 
sic  Prqjapatya-,  nach  Yajnavalkya  I.  60  Kaja- Ehe.  Nimmt  sich  der 
Bräutigam  z.  B.  als  Krieger  gewaltsam  die  Braut,  so  heisst  sie  Rakshasa 
(Riesenehe),  und  eignet  er  sie  sich  durch  Betrug,  d.  h.  Ueberrasehung  im 
Schlafe,  oder  in  Folge  einer  Berauschung  an,  so  heisst  sie  Paisacha-,  d.h. 
Vampir-Ehe.  Die  beiden  letzten  Arten  werden  im  Manurcchtsbueh  als  sünd- 
haft untersagt,  sind  aber  dennoch  Ehen,  wenn  sie  Vorkommen,  aber  den 
Brahmanen  nicht  erlaubt,  welche  sogar  nur  nach  den  vier  ersten  Vermäh- 
lungsarten sich  verheirathen  sollen*) 

Die  erste  Frau  des  Indiers  soll  ein  Wreib  aus  seinerKaste  sein,  damit 
der  aus  ihr  erzeugte  Sohn  ebenbürtig  werde*);  die  folgenden  Frauen,  de- 
ren man  noch  drei  haben  darf,  können  auch  aus  niederen  Kasten,  ja  beim 
Sudra  auch  Sklavinnen  sein 1 2 3  4 * * ).  Männer  der  beiden  ersten  Kasten  sollen 
ihre  Nachfrauen  der  Ordnung  der  Kaste  nach  wählen,  der  Brahmane  also  die 
zweite  aus  der  der  Kshatryas,  die  dritte  aus  der  der  Vaisyas  u.  s.  w.  s). 

Das  indische  Recht  hat  auch  eine  Anzahl  Eheverbote,  unter  welchen 
die  wegen  zu  naher  Verwandtschaft  bei  Männern  bis  zum  siebenten,  bei 
den  Frauen  bis  zum  fünften  Grade  sich  erstrecken  * ). 

Der  Mann  einer  niederen  Kaste  darf  seine  Augen  nicht  zur  Frau  einer 
höheren  erheben 7 ). 

Die  verbotenen  und  missbilligten,  auch  die  ungleichen  Ehen  haben 
nicht  blos  rechtlich  nachtheilige  Wirkungen,  sondern  es  werden  ihnen  auch 


1)  Nach  M.  111.  51.  53.  54. 

2)  M.  III.  23.  25. 

3)  M.  III.  12—17. 

4)  Ucbcr  die  Vermählangsfeicrlichkcitcn  u.  s.  w.  nach  der  Kaste  vergleiche  M.  111. 
43  IT.  Nimmt  der  Mann  eine  zweite  Frau,  so  soll  er  der  ersten  für  die  Hintan- 
setzung einen  Theil  seines  Vermögens  geben.  Y.  II.  148. 

* 5)  Yaj.  I.  57.  M.  111.  12—14. 

8)  M.  111.  5 ff.  Y.  I.  53  ff 

7)  Y.  I.  92.  93. 
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natürliche  und  übernatürliche  Wirkungen  dieser  Art  zugeschrieben,  wäh- 
rend die  gebilligten  Ehen  glückliche  Folgen  hätten 1 2 3 ). 

Die  Frauen  sind  der  Gewalt  des  Mannes  auf  eine  ähnliche  Weise  un- 
tergeordnet, wie  sie  bei  den  Römern  in  Folge  der  strengen  Ehe  ( manu * 
genannt)  es  waren;  doch  ist  diese  Gewalt  eine  Schulzgewalt,  so  dass  der 
Mann  die  Frau  Ihällich  zu  misshandeln  nicht  befugt  ist*).  Ueberhaupt  ste- 
hen Frauen  immer  unter  einer  solchen  Schutzgewalt,  die  Töchter  unter  der 
des  Vaters,  die  Schwestern  und  die  verwillwete  Mutter  unter  der  des  erst- 
gebomen  Sohnes,  oder  dessen,  der  an  seiner  Stelle  das  Haupt  der  Familie  * ) 
ist.  Ehescheidungen  sind  möglich  von  beiden  Seiten , sollen  aber  nur  aus 
den  gesetzlichen  Gründen  slallfmden.  Sie  sind  von  der  Art,  dass  dem  Mann 
die  Scheidung  sehr  leicht  werden  musste4 5 6 7 8 9 10). 

Die  ohne  Grund  vom  Manne  verabschiedete  Ehefrau  erhält  ein  Drittheil 
seines  Vermögens,  und  ist,  wenn  er  vermögenlos,  von  ihm  zu  alimentiren  • ) 
Auch  die  ohne  Gmnd  sich  scheidende  Ehefrau,  sowie  die  mit  Recht  verslos- 
sene  erleidet  Vermögensnachtheile  und  Strafen*). 

Was  die  Frau  während  der  Ehe  erwirbt,  gehört,  wie  das  vom  Scla- 
ven  Erworbene,  dem  Manne,’)  doch  kann  sie  auch  ein  Sondergut  haben, 
und  zwar  werden  in  den  Rechtsquellen  sechs  Fälle  desselben  aulgezählt, 
zu  welchen  z.  B.  der  gehört,  dass  die  Heiralhsgeschenke,  von  wem  sie 
kommen  mögen,  ihr  eigen  sind  *).  In  Nolhlallen  kann  der  Mann  über  solche 
Sachen  verfügen  *a).  Auf  dieselbe  Weise,  wie  die  Frau,  sind  auch  die 
Kinder  dem  Manne  als  Hausvater  unterworfen;  auch  was  sie  erwerben, 
gehört  ihm  •),  doch  kann  der  Sohn  gleichfalls  ein  Sondergut  haben , dazu 
gehört  alles,  was  er  durch  eigene  Industrie  erwirbt,  oder  wus  ihm  für  ihn 
geschenkt  wird14).  Die  väterliche  Gewalt  ist  lebenslänglich,  doch  ist  die 


1)  M.  IR.  36-42  u.  58  IT.  83  IT.  Y.  I.  88—06. 

2)  M.  IX.  1 — 17.  Yai-  I.  85.  86.  Nach  M.  IX.  45  sind  Mann  und  Weib  nur  eine 
Person;  Entlassung  derselben  aus  der  elieherrliclien  Gewalt  ist  nicht  möglich.  M. 
IX.  48. 

3)  Y.  148.  149.  M.  IX.  3.  Die  Frauen  werden  für  leicht  verführbar  angesehen,  IX. 
5.  6.  Y.  85. 

4)  M.  IX.  72.  73.  77.  80.  IT.  XI.  77-84.  Yaj.  1.  07.  70  - 73. 

5)  Yajn.  I.  76.  M.  IX.  95. 

6)  M.  IX.  78.  79.  Y.  I.  70.  Die  Ehebrecherin  troffen  ausserdem  schwere  Criminal- 
strafen.  Gesetz  der  Genloos.  S.  411-412.  M.  Vlll.  371  ff. 

7)  M.  VIII.  416. 

8)  M.  IX.  131.  164—199.  Ygj.  II.  143-144.  Das  Gesetz  der  Gentoos  S.  176. 

8a)  Y.  11.  147. 

9)  M.  Vlll.  416. 

10)  M.  IV.  208-  Gesetz  der  Gent-S.  211-212.  Y.  U.  118. 
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Emancipalion  zulässig  und  soll  sogar  stattfinden , wenn  der  Sohn  ein  An- 
wesen zu  gründen  oder  sich  zu  erhallen  lähig  ist1 2 3). 

Als  Kinder  des  Hauses  gellen  nicht  blos  die  vom  Vater  erzeugten 
(wobei  die  Regel  pater  is  est  quem  nuptiae  demonstrant  in  der  weitesten 
Auslegung  gilt)1),  sondern  auch  elf  andere  Arten  von  Söhnen,  die  Adop- 
tirten  u.  s.  w.  *)  Namentlich  gelten  als  Söhne  des  kinderlosen  Hausvaters 
die,  welche  in  Folge  von  ihm  erhaltenen  Auftrags  ein  Dritter,  z.  B.  ein  jün- 
gerer Bruder  mit  dessen  Frau  erzeugte4),  oder  der  Sohn  oder  Enkel  der 
Tochter,  wenn  der  Hausvater  diess  förmlich  als  seinen  Willen  ausgespro- 
chen hat5 6).  Alle  diese  Söhne  sind  erbfähig,  wenn  auch  nicht  in  gleichem 
Umfange.  Diese  Bestimmung  des  indischen  Rechts  gehl  aus  der  Fürsorge 
dafür  hervor,  dass  stets  Söhne,  Enkel  oder  Urenkel  vorhanden  sind,  wel- 
chen die  Verpflichtung  die  Todtenopfer  für  die  väterlichen  Aseendentenbis 
zum  dritten  Grade  vorzunehmen  zur  Last  fällt0).  Dafür  hallet  selbst  der 
in  Adoption  gegebene  Sohn,  der  in  dieser  Beziehung  zwei  Familien  ange- 
hört und  beide  Väter  beerbt,  wie  auch  der  Tochtersohn  und  der  aus  Auf- 
trag von  einem  Andern  erzeugte7). 

68.  III.  Die  Personen  aller  vier  Kasten  erscheinen  als  vermögensfähig  8 ), 
doch  giebt  es  einzelne  Gründe  der  Unfähigkeit  9 10 ) ; alle  können  daher  be- 
erbt werden.  Ob  aber  alle  fällig  gewesen,  Grundeigentum  zu  haben,  ist 
eine  (wenigstens  unter  den  englischen  Gelehrten)  bestrittene  Frage  ,0).  Aus- 
ser Zweifel  ist,  dass  die  Könige  und  die  Brahmanon  achtes  Eigentum  an 
Grund  und  Boden  hatten.  Was  aber  den  Grundbesitz  der  Angehörigen  der 
übrigen  Kasten  betrifft,  so  könnte  man  demselben  den  Charakter  des  äch- 
ten Eigentums  abzusprechen  geneigt  sein,  theils  dcsshalb,  weil  derselbe 
notwendig  bedeutenden  Grundabgaben  unterliegt,  die  bis  zum  vierten 


1)  Y.  II.  116. 

2)  Wer  eine  Schwangere,  selbst  ohne  Kenntniss  der  Schwangerschaft,  heirathet,  wird 
Vater  des  Kindes.  M.  IX.  173.  S.  jedoch  M.  V.  162. 

3)  Es  weiden  daher  12  Arten  von  Haussöhnen  aufgeführt  in  M.  159  ff.  180.  181. 
Das  Kind  der  Liebe  eines  Brahmancn  mit  einer  Sclavin  gilt  jedoch  für  einen  gc. 
bornen  Leichnam,  und  ist  Kamtshalas.  M.  IX.  178. 

4)  Zwar  wird  diese  Art  sich  einen  Sohn  zu  verschaffen  getadelt,  M.  IX.  66  — 68, 
allein  sehr  oft  in  den  Rechtsbüchern  erwähnt  und  ihren  Wirkungen  nach  naher 
bestimmt.  M.  58—69.  143—115.  203.  Yaj.  11.  127.  128.  146. 

5)  M.  IX.  127.  130.  134—136.  139.  Th.  11.  127. 

6)  M.  III.  216  220.  229.  IX.  137—138.  Gans,  S.  77  ff. 

7)  M.  IX.  120.  121.  134-136.  145.  190.  Th.  11.  127. 

8)  Yty.  II.  24-29.  33-36.  116—123.  143—147.  150-158.  168-175. 

9)  Yaj.  II.  140.  Kinder  solcher  Personen  konnten  indessen  eiben,  also  Eigenthum 
haben. 

10)  Auf  die  Streitfrage  weisen  hin:  Heeren  a,  a.  0.  Gans,  S.  94.  Gibclin  I. 
133  ff 
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Theil  der  gezogenen  Früchte  steigen  können,  und  es  daher  auch  dem  Be- 
sitzer nicht  erlaubt  ist,  sein  Feld  unbebaut  liegen  zu  lassen  1 2 3 ) , theils  des- 
halb, weil  ein  grosser  Theil  des  Landes  Grundbesitz  der  Gemeinden  ist  *). 
Allein  indem  Manurechlsbuch  kommt  auch  nicht  eine  Aeusserung  vor, 
aus  der  man  eine  solche  Ansicht  ableiten  könnte,  eben  so  wenig  bei  Yaj- 
navalkya;  es  wird  der  Grundbesitz  aller  Kasten  auf  gleiche  Weise  behan- 
delt und  vererbt;  wo  bewegliches  und  unbewegliches  Gut  unterschieden 
wird , geschieht  es  auf  eine  allgemein  maassgebendc  Weise J) , und  die 
Rechtssalzungen  über  die  Grenzstreiligkeiten  machen  gleichfalls  keinen  Un- 
terschied nach  dem  Stande  der  Besitzer4).  Nur  das  wird  man  sagen  kön- 
nen, dass  die  Sudras  in  der  früheren  Zeit  seilen  Grundeigentum  werden 
gehabt  haben,  weil  sie  den  Beruf  halten,  die  Diener  der  höheren  Klassen 
zu  sein. 

Das  Eigenthum  erscheint  in  den  indischen  Rechtsquellen  auch  als  ein 
dingliches  Recht,  indem  der  Eigentümer,  freilich  nicht  so  allgemein,  wie 
im  neuesten  römischen  Recht,  seine  Sache  von  jedem  Besitzer  zurückfor- 
dem  kann  5 6).  Dabei  muss  er  sich  auf  einen  Erwerbstilei  stützen  können 
und  wir  finden  Bestimmungen  über  solche  *).  In  der  von  Colebrooke 
übersetzten  Mitakshara  über  das  Erbrecht  werden  S.  241 — 245  sowohl  die 
allgemeinen,  als  die  jeder  Kaste  eigentümlichen  Erwerbungsarien  des  Ei- 
genthums aufgeführt,  jene  sind  Erbrecht,  Jagd,  Theilung,  das  Finden  her- 
renloser Sachen7);  diese,  für  den  Brahmanen  die  ihm  gemachte  Schen- 
kung oder  das  Almosen,  für  den  Katisehrya  die  Beute  oder  Eroberung  und 
für  den  Vaisya  und  Sudra  der  Gewinn  durch  Industrie  und  Handel.  Ein 
öfter  erwähnter  Erwerbstitei  ist  die  C-ullur  unbebauten  Landes.  Auch  die 
Verjährung  kommt  vor  zunächst  als  erlöschende,  z.  B.  bei  Yajnavalkya 
11.  249,  wo  es  heisst:  ein  Stück  Land,  welches  von  einem  Fremden  benutzt 
wird,  geht  in  20  Jahren  verloren,  wenn  der  Eigentümer  es  sicht  und 
nichts  dazu  sagt,  anderes  Eigentum  in  10  Jahren.  Schenkungen  sind  dem 
Eigentümer  zu  machen  erlaubt,  in  wie  weit  der  Haushalt  dadurch  nicht 


1)  Y.  11.  258.  Der  richtige  Sinn  der  Stelle  ist  der,  dass  der  König  ein  Feld,  da« 
der  Besitzer  unbebaut  liegen  lies«,  ihm  entziehen,  einem  Andern  zur  Belohnung 
übertragen , und  noch  den  dazu  einer  Strafe  unterwerfen  kann.  Es  folgt  jedoch 
hieraus  nicht,  dass  der  Besitzer  nur  Pächter  war,  der  König  hatte  schon  der  Ab- 
gaben wegen  ein  Interesse,  dass  alles  Izmd  gehörig  bebaut  wurde. 

2)  Aus  dieser  Thatsachc  folgt  aber  nur,  dass  der  auch  bei  Grundeigentum  hatte, 
z.  B.  Weideland.  Y.  II.  166. 

3)  M.  IX.  146. 

4)  M.  IX.  243  ff. 

5)  Yaj.  II.  168—175.  M.  IX.  201.  203.  208.  209. 

6)  M.  VIII.  31.  Y.  II.  26-29. 

7)  Vom  Erw-erb  gefundener  Sachen  handeln  51.  VIII.  32  — 39.  Y.  II.  33 — 35.  Der 
König  hat  einen  Anthcii  am  gefundenen  Schatze. 
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leidet1).  Ererbter  Grundbesitz  ist  nur  mit  Bewilligung  der  Söhne  veräus- 
serlich  * ). 

Ob  Eigenlhum  nur  durch  Tradition  oder  schon  durch  blossen  Ver- 
trag auf  einen  andern  übertragen  werden  konnte,  ist  eine  bestrittene 
Frage*);  übrigens  gab  es  selbst  eine  symbolische  Uebertragungswei.se  der 
Sachen,  z.  B.  durch  Hingabe  eines  Halmes  oder  Getreides,  während  von 
Seiten  des  Käufers  Wasser  auszugiessen  und  eine  Münze  zu  überreichen 
ist  4). 

IV.  Die  Grundsätze  des  indischen  Erbrechts  sind  sehr  zahlreich  und 
verwickelt,  in  Indien  selbst  sind  darüber  viele  Monographien  geschrieben 
worden*),  und  Colebrookc  hat  deren  zwei  ins  Englische  übersetzt*). 
Es  ist  Gans  gut  gelungen,  die  Grundzüge  desselben  zu  geben,  die  wir 
aber  hier  sehr  abzukürzen  genölhigt  sind. 

A.  Hat  ein  Vater  Descendenz,  so  kann  er  durch  eine  Erblheilung 
seine  Suceession  im  Voraus  reguliren , und  das  von  ihm  selbst  er- 
worbene Vermögen  nach  seinem  Belieben  unter  seine  Kinder  vertheilen, 
das  angestammte  aber  nur  mit  ihrer  Zustimmung7).  Auch  die  Frau  jnuss 
einen  Antheil  erhalten.  Für  mögliche  nachgeborene  Kinder  kann  der  Vater 
einen  Vermögenstheil  Vorbehalten;  that  er  es  nicht,  so  ist  für  sie  ein 
Erblheil  auszuscheiden*). 

B.  Macht  der  Vater  keine  Erblheilung,  so  sind  die  Sühne,  Enkel  und 
Urenkel  seine  Erben,  jedoch  keine  entfernteren  Descendenten , die  auch  an 
dem  Todlcnopfer  nicht  Theil  zu  nehmen  haben*).  Das  Vermögen  derMul- 
tcr  fällt  an  die  Töchter  und  ihre  Descendenten  bis  zum  3.  Grad  ausschliess- 
lich 1 °),  doch  theilen  ihre  Brüder  blos  von  der  Mutter  Seite  mit  ihnen. 

„Was  ein  Erbe  selbst  erworben,  ohne  Nachtheil  des  väterlichen  Ver- 
mögens, als  Geschenk  von  einem  Fremden  oder  als  Hochzeitsgeschenk,  das 
soll  den  Miterben  nicht  zufallen.“  1 1 ).  Sonst  sind  unter  ebenbürtigen  oder 


t)  Y.  II.  175. 

2)  Y.  II.  12t.  Gibelin  II.  14. 

3)  Sic  ist  behandelt  von  Gibelin  I.  S.  137  fT. 

4)  Gibelin a.  a.  0.  S.  140-141. 

5)  Haupk|uc!lc  in  M.  IX.  103-220.  Yaj.  II.  114  — 149.  Da*  s.  g.  Gesetzbuch  der 
Gentoos,  übersetzt  von  Raspe,  S.  161  — 238.  Eine  Darstellung  desselben  in 
Gans,  Erbrecht  I.  S.  71  — 91. 

6)  Es  ist  oben  aufgeklärt  und  hat  den  Titel:  Tivo  treatise»  on  the  Hindu  law 
of  Inheritnnre  etc.  Calculta  1810. 

7)  Yaj.  II.  114—115.  Gesetzbuch  d.  Cent  S.  216.  Gans,  S.  93 — 97.  Denn  das  vom 
Grossvater  Ererbte  ist  gemeinsames  Eigenthum  des  Vaters  und  des  Sohnes. 
Yaj.  II.  120 

8)  Man.  IX.  216.  Yaj.  II.  122. 

9)  M.  IX.  185.  Ygj.  II.  117  ff.  Gans,  S.  64—86.  Ges.  d.  Centoos  S.  163  IT. 

10)  M.  IX.  131.  192.  Y.  II.  117.  145. 

11)  Worte  V.  Yaj.  in  II.  118.  123.  M.  IX.  206.  208. 
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für  ebenbürtig  gellenden  Geschwistern  gleiche  Theile  zu  mnchcn  1 2 ) ; die 
Enkel  und  Urenkel  erhalten  den  Theil,  den  ihr  Vater,  wäre  er  noch  am 
Leben,  würde  erhallen  haben,  mir  wenn  blos  Enkel  oder  Urenkel  da  sind, 
theilen  sie  nach  Köpfen.*) 

Auch  die  Mutter  muss  ein  Erbtheil  haben3). 

Kinder  von  Müttern  niederer  Kasten  haben  geringere  Theile  anzuspre- 
chen.4 * 6 7 8 * 10), Doch  soll  die  Theilung  nach  des  Vaters  Tod  nicht  sofort  statt- 
finden , die  Familien-Vermögens-Gemeinschafl  soll  unter  den  Kindern,  dem 
ältesten  Sohn  und  der  Mutter,  so  lange  diese  lebt,  fortgesetzt  werden.  Der 
älteste  Sohn  vertritt  als  Familienhaupt  den  Vater,  ist  er  tugendhaft,  so  hat 
er  die  alleinige  Disposition  über  das  Vermögen*).  Wird  die  Trennung  be- 
schlossen, so  erhält  er  */,,  des  Vermögens  zum  Voraus  und  das  beste 
Stück  der  Verlassenschaft,  der  zweite  erhält  */,,0,  der  jüngste  1 ,0  als  Vor- 
aus ; der  sehr  tugendhafte  Sohn  soll,  wenn  kein  Abzug  Statt  hatte,  sogar 
zwei  Erblhcile  erhalten.  * ) 

Die  Söhne  müssen  die  Töchter  unterhalten  und  doliren  ’). 

Sind  keine  Urenkel  da,  so  geht  die  Erbschaft  auf  die  Frau  über  und 
wenn  diese  nicht  mehr  lebt,  auf  die  Töchter  und  zwar  zuerst  auf  die  un- 
verheiratheten  ’).  Nur  wenn  der  Verstorbene  auch  keine  Töchter  hinter- 
lassen hat,  sind  andere  Verwandte  zur  Erbschaft  berufen  und  zwar  zuerst 
die  Ascendentcn  desselben,  dann  die  Seilenverwandle  nach  einer  Lineal - 
und  Gradualordnung.  In  den  nächsten  Linien  gehen  Vollbürtige  den  halb- 
bürtigen von  Seiten  des  Vaters  vor*).  Das  Vermögen  der  kinderlosen 
Frau  fällt  an  den  Gatten,  wenn  sie  nach  einer  den  Brahmanen  erlaubten 
Vermählungsart  verheiralhct  war,  sonst  aber  an  ihre  Eltern  ,0). 

C.  Erbloses  Gut  gehört  dem  König,  ausgenommen  das  des  Brahmanen, 


1)  M.  IX.  158.  157.  159.  102.  Yaj.  120.  Die  unlegilimen  Kinder  sind  von  den  le- 
gitimen, als  den  Erhen  zu  ornthren.  51.  IX.  163.  Audi  der  Adoptivsohn  soll  er- 
ben IX.  168.  166. 

2)  Gans,  S.  86.  Y.  If.  120. 

3)  Yajn.  II.  123. 

4)  31.  IX.  125.  149  — 153.  160.  Yajn.  II.  125.  Ebenso  der  von  einem  Sudra  mit  einer 
Sklavin  erzeugte  Sohn  Y.  II.  133.  134  31.  IX.  179.  Hatte  ein  Prahmane  aus  jeder 
der  vier  Kasten  eine  Frau,  so  erhält  der  Sohn  der  Frau  der  ersten  •/ ,s,  der  der 
zweiten  '/is>  der  der  dritten  3/,s  und  der  der  Sudra  ,/,l  31.  IX.  151. 

5j  31.  IX.  101.  105-110.  Gans,  S.  82. 

6)  31.  112—117.  123  — 124.  Gans,  S.  83.  Nach  3f.  IX.  104  kann  der  tugendhafte 
Sohn  das  ganze  VermSgen  nehmen  und  die  Brüder  unter  seiner  Vormundschaft 
haben. 

7)  31.  IX.  118,  119.  Y.  II.  124. 

8)  31.  IX.  185,  196.  Gans  S.  85-86.  Gesetzbuch  d.  Gentoos  S.  180. 

91  31.  IX.  145,  185,  217.  Y.  II.  117,  135.  folg.  Gans  S.  40-93. 

10)  31.  IX.  196,  197.  Y.  II.  145. 
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welchem  zuerst  derjenige  sueccdirl,  durch  den  er  die  Wiedergeburt  erhielt, 
sonst  die  besondere  Brahmanen  Corporation,  der  er  angehörte.  Doch  soll  auch 
der  König  das  ihm  zufallende  Erbgut  tugendhaften  Bralnnanen  überlassen  1 2 3 ). 

D.  Für  die  Schulden  (so  wie  für  die  Todlenopfer)  haften  die  Erben 
nach  ihren  Antheilen  mich  über  den  Betrag  der  Erbschaft  *). 

Es  giebt  verschiedene  aus  besonderen  Gründen  zu  erben  unfähige  Per- 
sonen, als  Zwitter,  Verschnittene,  Wahnsinnige,  Lahme,  Blinde,  ein  mit 
unheilbarer  Krankheit  Behafteter  u.  a.  Doch  haben  sie  Ansprüche  auf  Ali- 
mente; ihre  nicht  dcfeclen  Kinder  treten  aber  als  Erben  ein  *). 

V.  Die  auf  die  Forderungsrechte  bezüglichen  Satzungen  betreffen  vor 
allem  die  Eingehung  der  Verträge,  die  Datiehenschulden,  die  Pfänder,  das 
Depositum,  den  Kauf  und  Ansprüche  aus  Beschädigungen, 

A.  Eigene  Formen  über  die  Eingehungen  der  Verträge  schreibt  das 
indische  Recht  nicht  vor,  giebt  aber  den  Rath,  ohne  Sicherheitsbcstellung 
von  Seiten  des  Schuldners  keine  Verträge  zu  sehliessen.  Die  mit  willens- 
unfähigen  Personen  erzwungenen  oder  durch  Betrug  herbeigeführlen  oder 
verbotenen  Verträge  sollen  ungültig  sein.  Auch  der  Irrthum  vernichtet  den 
Vertrag4 5 6 7).  Der  von  einem  Sklaven  für  die  Familie  geschlossene  Vertrag 
ist  bindend  *). 

B.  Der  Gläubiger  kann  vermittelst  Selbsthilfe  seinen  Schuldner  zur 
Zahlung  einer  anerkannten  Schuld  zwingen,  erliegt  aber  Strafen,  wenn  er 
nichts  zu  fordern  hatte,  desgleichen  der  welcher  eine  nicht  bestehende 
Schuld  einklagt,  jedoch  auch,  wer  eine  bestehende  abläugnet.  Einen  un- 
vermögenden  Schuldner  aus  einer  niedern  Kaste  kann  der  Gläubiger  nö- 
thigen  für  die  Schuld  zu  arbeiten  •).  Für  den  Haushalt  gemachte  Schulden 
lasten  auf  allen  Mitgliedern  des  Hauses,  sonst  hallet  weder  die  Frau  für 
den  Mann,  noch  dieser  für  sie,  doch  muss  sie  die  vom  Mann  anerkannte  Schuld 
bezahlen  T).  Die  Schulden  des  ausgewanderten  Vaters  haben  die  Söhne 
und  Enkel  zu  entrichten  •).  Eine  Schuld  die  vor  Zeugen  conlrahirl  ist. 


1)  M.  IX.  188,  189.  Nach  Y.  II.  137.  Das  Vermögen  eines  Einsiedlers,  eines 
Düssenden  und  eines  geistlichen  Schülers  füllt  der  Heilie  nach  an  seinen  Lehrer, 
einen  tüchtigen  Schüler  oder  an  einen  durch  Frömmigkeit  ihm  verbündeten  An- 
gehörigen derselben  Einsiedelei. 

2)  M.  IX.  104.  2I&  Y.  II.  51,  117.  Gans  S.  05. 

3)  M.  IX.  201,  202,  214.  Y.  140.  Gesetzbuch  d.  Centoos  S.  306. 

4)  M.  VIII.  163  - 166,  168,  179.  Y.  II.  89. 

5)  M.  VIII.  167. 

6)  Y.  II.  40-43. 

7)  Y.  II.  45,  46,  48,  49.  M.  VIII.  Wahrscheinlich  gilt  die  vom  Manne  anerkannte 
Schuld  für  eine  für  die  Familie  gemachte. 

6)  Y.  II.  50.  Schulden  für  Cclriink,  Spiel  u.  s.  w.  brauchen  die  Familicnglicder 
nicht  zu  zahlen.  Y.  II.  47,  166. 
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soll  vor  Zeugen  bezahlt  werden  1 2 3 4 ).  Wird  die  Annahme  einer  Zahlung 
verweigert,  so  soll  die  Summe  einem  sichern  Depositar  übergeben  werden  *). 

C.  Die  Zinsbeschränkungen  J)  gehen  dahin,  dass  der  Annlocismus 
verboten  ist  und  rückständige  Zinsen  das  Capital  nicht  übersteigen  *). 

Der  Zinsfuss  ist  verschieden  je  nachdem  auf  Pfänder  geliehen  wird 
oder  nicht,  im  ersten  Fall  sind  l1/«  Procent  im  Monat  erlaubt,  im  zweiten 
kann  man  von  Brahmanen  2,  vom  Kschatrya  3,  vom  Valsya  1 und  vom 
Sudra  5 Procent  nehmen  oder  sich  versprechen  lassen.  Wer  über  Wälder 
leiht,  kann  10,  und  wer  über  das  Meer,  kann  20  Procent  nehmen  und  sich 
auch  mehr  versprechen  lassen.  Was  über  den  Zinsfuss  hinaus  verspro- 
chen wird,  ist  ungültig  versprochen  5 * 7 8). 

D.  Ein  Pfand  geht  verloren,  wenn  es  nicht  eingelöst  wird,  nachdem 
das  geliehene  Capital  durch  den  Zinsenrückstand  verdoppelt  ist;  das  auf 
eine  bestimmte  Zeit  einzulösende  mit  dem  Ablauf  derselben,  nicht  aber 
ein  solches,  von  welchem  der  Gläubiger  den  Genuss  hat  e).  Wenn  ein 
blos  aufzubewahrendes  Pfand  benützt  wird,  fällt  die  Zinsenzahlung  weg. 
Zufällige  Beschädigungen  trägt  der  Schuldner.  Wer  ohne  des  Schuldners 
Willen  ein  Pfand  benützt,  verliert  auch  die  Hälfte  der  rückständigen  Zin- 
sen 1).  Hat  der  Schuldner  mehrere  Gläubiger,  so  ist  zuerst  derBrahmane 
und  zwar  selbst  vor  dem  Könige  zu  befriedigen  *). 

E.  Bürgschaft  kann  geleistet  werden  für  das  Erscheinen  des  Schuld- 
ners, für  Zutrauen  d.  h.  für  die  Gewährleistung  seiner  Ehrlichkeit  und 
für  die  Bezahlung.®) 

In  beiden  ersten  Fällen  halten  die  Söhne  des  Bürgen  nicht,  wohl  aber 
im  letzten.  Mehrere  Bürgen  sind  jeder  pro  rata  gehalten,  ausser  sie  hätten 
sich  alle  in  „denselben  Schatten“  gestellt,  d.  h.  solidarisch  verpflichtet. 
Mitglieder  des  Hauses  können  nicht  für  einander  Bürgen  werden.  Dem 
zum  Zahlen  öffentlich  gezwungenen  Bürgen  muss  der  Hauplschuldner  das 
Gegebene  doppelt  erstatten.  Wer  Geld  erhielt  um  Bürge  zu  werden,  dessen 
Erben  sind  immer  haftbar10). 


1)  Y.  II.  94. 

2)  Y.  II.  44. 

3)  Die  Angaben  über  die  Zinsbeschränk u ngen  in  d.  Gesctzb.  d.  Gentoos  S.  134  IT. 
nnd  bei  Gibclin  1.  185  sind  nicht  sehr  klar. 

4)  IH.  VIII.  151  — 153. 

5)  Y.  11.  37  , 98.  M.  VIII.  140—143,  152,  157. 

8)  Y.  II.  5a  M.  VIII.  144. 

7)  M.  VIII.  145—151.  Y.  II.  60  — 64,  87.  (wo  noch  andere  Bestimmungen  über 
die  Pfänder  sicli  finden.) 

8)  Y.  II.  41. 

9)  Y.  II.  52,  53. 

10)  M.  VIII.  159.  Y.  II.  52  — 58.  Nach  Gibclin  I S.  175  unterscheiden  die  in- 
dischen Rechtsgelehrten  meistens  fünf  Hau|ittällc  der  Bürgschaft. 
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F.  Wer  statt  verkaufter  unladelhafler  Waare  fehlerhafte  liefert,  oder 
mit  heimlichen  Mängeln  behaftete  verkauft,  muss  doppelten  Ersatz  leisten 
und  eben  so  viel  Busse  zahlen;  dessgleichen  wer  zweien  dieselben  Sachen 
verkauft.  Wer  imbesehene  Waaren  kauft  und  nachher  Mängel  entdeckt, 
kann  innerhalb  gesetzlich  bestimmten  Fristen  sie  zurückgeben,  nicht  aber 
wenn  er  die  Sachen  vorher  besah  '). 

Die  indischen  Rechlsbücher  haben  noch  mehr  oder  weniger  Bestim- 
mungen über  den  Leihe-  den  Pacht-  den  Mietvertrag,  die  Societät 
u.  s.  w.  *). 

69.  Sehr  ins  Einzelne  gehen  VI.  die  Bestimmungen  über  Beschädig- 
ungen *)  anderer  und  zwar  sowohl  ihrer  Ehre,  als  ihres  Körpers,  ihres 
Eigentums  und  über  die  Angriffe  auf  ihr  Leben.  Auf  sehr  vielen  stehen 
Gcldstralcn,  die  in  die  niederste,  die  mittlere  und  die  höchste  zerfallen, 
so  dass  gewöhnlich  bei  den  einzelnen  Verbrechen  gesagt  wird,  wann  die 
eine  oder  die  andere  den  Schuldigen  treffe.  Wenn  das  Verbrechen  von 
dSn  Angehörigen  einer  niederen  Klasse  gegen  den  einer  höheren  begangen 
wird,  trifft  ihn  meistens  die  erste,  im  umgekehrten  Fall  die  niederste.  Hat 
der  König  mit  Unrecht  eine  Geldstrafe  erhoben,  so  soll  er  selbst  sie  dreissig- 
faeh  zurückbezahlen  und  zwar  an  die  Brahmanen  *).  Zuweilen  liegt  den 
Strafbestimmungen  das  Princip  der  Wiedervergeilung  5 ) zu  Grund,  sehr  oft 
das  der  Schadloshallung,  meistens  aber  das  der  Repression,  indem  die 
Strafen  als  das  sicherste  Mittel  des  Schutzes  des  Rechts  und  der  Staats- 
ordnung angesehen  werden  *).  Das  indische  Strafrecht  hat  mit  dem  alt- 
germanischen  nichts  gemein,  es  kennt  keine  Familienrache  und  keine  eigent- 
liche Composilion  troz  der  genauen  Bestimmungen  über  die  zu  zahlenden 
Ccldbussen.  Dagegen  kömmt  die  Vermögensconflscalion  öfter  vor1 2 3 4 5 * 7).  Die 
übrigen  Slrafurlen  ausser  den  Geldbussen  sind  sehr  zahlreich  und  grösslenlheils 
grausam.  Nach  einer  Zusammenstellung  derselben  in  Dr.  S lenz ler’ s 


1)  Gesetzbuch  d-  Gentoos  S.  319.  Gibcliu  I.  S.  249  — 297. 

2)  Dieselben  werden  cingcthcilt  im  GeseUb.  d.  Gentoos  S.  275  folg.  300  folg, 
und  bei  Gibelin  1 S.  221  folg.  299  folg.  II.  S.  170  — 197.  Es  gehören  hier- 
her nus  Yajnavalkya  II.  177 — 180,  164,  167  — 198. 

3)  Y.  II.  203  -307  und  111.  257  folg.  M.  V1U.  267  folg.  IX  230  folg,  und  B.  XI. 
im  Bd.  III.  Yajnavalkya  handelt  zwar  von  den  göttlichen  Strafen  der  Ver- 
brecher und  Sünde  und  der  Bussen,  jedoch  sehr  häufig  auch  von  den  bürger- 
lichen Strafen  derselben. 

4)  Y.  II.  307. 

5)  Y.  II.  215. 

0)  Z.  B.  M.  IX.  263.  Y.  I.  352  , 356. 

7)  Z.  B.  M.  IX.  242.  Der  König  soll  die  Geldstrafen  den  Priestern  schenken.  IX. 
244.  Die  religiöse  Sühne  ist  jedoch  bei  schweren  Verbrechen  durch  Busse  von 
Kühen  zuwcilcu  von  anderen  Thicrcn  zu  machen.  Y.  111.  266  f.  M.  XI.  117  folg. 
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Specimen  juris  crimiruilis  veterum  Indorum  1 ) sind  sie  Lebens-,  Leibes-, 
Ehren-  und  Freiheitsstrafen.  Die  ersten  bestehen  im  Spiessen  auf  spitzigen 
Pfühlen , oder  im  Sliickezersehneiden  des  Verbrechers  mit  Scheermessern, 
im  Vorwerfen  desselben  an  Elephanlen  oder  Hunde,  und  im  ErsäufTen 
oder  im  Verbrennen  in  einem  glühenden  Eisenhütte  2 3 ).  Die  Lcibesstmlcn 
bestehen  in  Verstümmlungen  aller  Art  *),  Slossen  eines  glühenden  Eisens 
in  den  Mund,  Elingiessen  siedenden  Oehles  in  die  Ohren  und  Stockschlage. 
Die  Freiheitsstrafen  bestehen  in  der  Kerkerstrafe  und  der  Verbannung  4 5 ) ; 
die  Ehrenstrafen  im  Abseheeren  der  Haare,  der  Brandmarkung  namentlich 
auf  der  Stirne  und  in  der  Degradation  d.  h.  der  Ausstossung  des  Verbrechers 
aus  seiner  Kaste  6 7 8).  Dass  der  Brahmanc  als  Verbrecher  anders  behandelt 
wird,  wie  die  Angehörigen  der  übrigen  Kasten,  ist  schon  bemerkt  worden ; 
wenn  er  auch  eines  der  schwersten  Verbrechen  begieng,  trifft  ihn  nur  die  mitt- 
lere Geldstrafe,  die  Verbannung  u.  s.  w.  Er  unterliegt  daher  nicht  blos  nicht 
der  Todes,  sondern  auch  keiner  Leibesstrafe  *).  Die  mit  den  schwersten 
Strafen  belegten  Verbrechen  sind  Mord  und  Todtschlag,  Kaub  und  schwe- 
rer Diebstahl,  in  vielen  Fällen  der  Ehebruch,  Fälschung  des  Geldes,  die 
Ehrenkrünkung  und  Verletzung  eines  Brahmanen  T). 

Die  Strafrechtspflege  erscheint  im  M.  - Rechtsbuch  besonders  Bd.  IX. 
als  eine  der  ersten  Verpflichtungen  des  Königs  ®),  zu  deren  Ausübung  er 
auch  die -nötige  Polizei-Gewalt  hat.  • 

VII.  Es  ist  schon  bemerkt  worden,  dass  die  indischen  Rechtsbücher 
viele  Bestimmungen  über  den  Beweis  und  das  Beweisverfahren  enthalten. 
Zu  den  eigentümlichsten  gehören  die  über  die  Ordalien.  •)  Sie  führen 
deren  fünf  auf:  Wage,  Feuer,  Wasser,  Gift  und  Weih wasser; 
auch  kommt  das  Gottesurteil  von  sieben  Waizenkömern  vor. 

Nach  Yajnavalkya  (II.  98)  ist  die  Wage  für  Frauen,  Kinder,  Greise, 
Blinde,  Lahme,  Brahmanen  und  Kranke.  Das  E'euer  oder  Wasser  und 
die  Waizenkömer  für  die  Sudras.  Die  Gottesurteile  werden  unter  Hersagen 


1)  Breslau  1812. 

2)  M.  IX.  276,  292.  VIII.  31,  371.  IX.  279.  Vlll.  377.  - Stcnzler  S-  5. 

3)  M.  Vlll.  270,  277,  281—283,370,371,  299.  IX.  276,  277,  230.  Stcnzler  §.  6. 

4)  M.  VIH.  220,  310,  352,  365,  375.  IX.  288.  VIII.  219,  234.  IX.  271,  289. 
X.  96.  Stcnzler  S.  7. 

5)  M VIII.  129,  370,  375,  381,  ferner  237,  238,  239.  II.  37.  III.  16.  X-  92, 
93  , 97.  Stcnzler  $.  8. 

6)  Stcnzler  $.  10.  M.  IX.  211.  Vlll.  380  , 381.  Y.  II.  81,  82. 

7)  M.  IX.  226  folg. 

8)  Y.  I.  352  — 367.  Es  heisst  im  M.  IX.  310.  Wider  Verbrecher  brenne  der  König 
vor  Zorn,  verzehre  ruchlose  Minister  u.  s.  w. 

0)  M.  Vlll.  114-116.  Y.  II.  95-113.  Bcnfey  a.  a.  0.  S.230.  Duhuit  Moeurt 
det  lud.  //.  546  f.  Spangenberg,  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und 
Rcchtswisscnsch.  des  Auslands  Bd.  VI.  S.  232  f. 
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von  Gebeten  oder  Zauberformeln  vorgenommen.  Das  Verfahren  bei  der 
ersten  Probe  besteht  darin;  dass  der  Angeklagte  gewogen  und  bemerkt 
wird,  wie  tief  die  Wage  herabsank;  dann  heftet  man  ein  Stück  Papier, 
worauf  das  ihm  vorgeworfene  Verbrechen  geschrieben  ist,  an  den  Kopf 
und  wiegt  ihn  noch  einmal;  sinkt  die  Wage,  so  ist  er  schuldig;  steigt  sie 
so  ist  er  unschuldig,  bleibt  sie  gleich,  so  wird  die  Probe  wiederholt  u.s.w.  1 2 ) 
Die  zweite  Art  des  Gotlesurtheils  besteht  darin,  dass  der  Angeschuldigte 
eine  feurige  Kugel  in  den  Händen  hallen  muss,  nachdem  er  Reis  mit  der 
Hand  zerrieben,  diesen  nachher  nochmals  reiben,  und  ist  unschuldig,  wenn 
die  Hand  nicht  verbrannt  ist.*)  Die  dritte  besteht  darin,  dass  er  nach 
Anrufen  des  Varnna  und  des  Wassers  die  Schenkel  eines  Mannes  fasst, 
der  bis  zum  Nabel  im  Wasser  steht,  dann  untertaucht  und  so  lang  unter 
dem  Wasser  bleibt,  bis  ein  Schnellläufer  einen  abgeschossenen  Pfeil  zu- 
rükbringt,  findet  er  den  Mann  noch  mit  untergetauchtem  Körper,  so  ist 
dieser  unschuldig.  3 ) Die  vierte  Probe  besieht  im  Verschlucken  eines  be- 
stimmten Giftes,  schadet  es  nichts,  so  ist  der  Angeklagte  unschuldig.  4 5 6 7 8) 
Das  Trinken  des  geweihten  Wassers  ist  Beweis  der  Unschuld , wenn  dem 
Angeklagten  in  14  Tagen  darauf  kein  Unfall  zuslüsst  vom  König  oder  vom 
Schicksal.  *) 

Beim  Eide  berührt  man  Feuer  und  Wasser;  der  Brahmane  schwört 
bei  seiner  Wahrheit,  der  Krieger  bei  seinem  Pferd,  Schwert  u.  s.  w.,  der 
Vaisya  bei  seinen  Schätzen,  Kühen  oder  Korn,  der  Sudra  indem  er  alle 
Verbrechen  auf  sein  Haupt  ladet.  •)  Bei  den  Zeugen  kommen  auch  Gol- 
tesurl heile  vor;  wenn  einem,  der  eine  gerichtliche  Aussage  that,  in  den  7 
darauf  folgenden  Tagen  ein  Unglück  wiederfährt,  so  soll  er  die  Schuld 
und  die  Strafe  zu  zahlen  venirtheilt  werden.  ’ ) Was  den  Urkundenbeweis 
betrifft,  so  liefert  ihn  nicht  blos  ein,  mildern  Datum  versehenes,  von  einem 
öffentlichen  Schreiber  ausgefertigles,  von  ihm  und  drei  Zeugen  unterschrie- 
benes, sondern  auch  ein  von  des  Schuldners  eigener  Hand  ganz  geschrie- 
benes Dokument.  ®) 


1)  Y.  It.  100-102. 

2)  Y.  II.  103 — 107.  Nach  Benfey  muss  er  baarfuss  über  brennendes  Holz  gehen 
und  ist,  wenn  er  die  Fusssohle  nicht  verbrennt,  unschuldig. 

3)  Y.  II  108.  109. 

4)  Y.  II.  110,  Ul. 

5)  Y.  II.  112,  113.  Dies  letzte  Cottcsurtheil  beschreibt  dieser  Rochtsgolohrtc  nicht.  In 
andern  Büchern  werden  noch  Gottesurthcilc  angeführt,  durch  Reis,  kochendes 
Oehl,  durch  glühendes  Eisen  und  durch  Bilder,  lieber  dieselben  Benfey  und 
Dubois  a.  a.  O. 

6)  M VIII.  113. 

7)  M.  VIII.  109. 

8)  Y.  II.  84-  89. 
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Die  Staats-  und  Rechlsenlwickhtng  bei  den  Persern1)  und 

Aegyptern. 

70.  Denlndieni  ganz  nahe  steht  das  mit  ihnen  stammverwandte  Volk 
der  Iranier,  2)  deren  Hauplzweig,  die  Perser,  einen  weltgeschichtlich  wich- 
tigen Staat  gegründet  haben:  doch  sind  dieselben,  was  die  Entwicklung 
des  Rechts  betrifft,  so  sehr  hinter  den  Ariern  zurückgeblieben,  dass  sie 
in  der  Ilechlsgcschichtc  kaum  genannt  zu  werden  verdienen.  Sie  haben 
keine  Ueclitsdcnkmale  hinterlassen,  welche  den  indischen  an  die  Seite  ge- 
stellt werden  können.  Zwar  besitzen  wir  in  ihren  heiligen  Schriften,  dem 
Zend  Avesla  *),  eine  sehr  alle  Kcnnlnissquclle  nicht  blos  ihrer  religiösen 
Anschauungen  und  eines  Tlieils  ihres  Cultus,  sondern  auch  ihrer  Gesittung; 
allein  selbst  der  Thcil  derselben,  welcher  Vorschriften  hat,  die  ciniger- 
massen  das  bürgerliche  Leben  berühren,  der  Vendidad  da  Sude  ist  doch 
wesentlich  Religionsbueh  und  enthüll  keine  eigentlichen  Salzungen  des  Rechts.*) 

Ausgemacht  ist  es,  dass  diese  in  ein  sehr  hohes  Atlcrlhum  ltinnuf- 
reichen  und  durch  den  in  der  altpersischen  Geschichte  so  gefeierten  Zo- 
toasler  ( Zarathustra ) nicht  sowohl  eingcfülirt,  als  vielmehr  nur  genauer 


1)  lieber  Persien  ist  zu  vergleichen : Flolhc  und  Lassen  in  der  Encyclopacdie  v. 
Ersch  u.  Grub  er  Sect.  HL  Bd.  17.  S.  317—  500.  Pu  störet  hist.  (Ie  te'gis- 
latiait  t.  9.  Klemm,  Cullurgeschielite  Bd.  7.  S 360.  I.oebell,  Weltgeschichte 
I.  S.  132,  362.  Heeren,  Ideen  über  Politik  etc.  3.  Aull.  v.  1S15.  S.  155  f. 
in  den  sttinnitl.  Werken  Bd.  X. 

2)  Die  ursprüngliche  Stnmmeinhcil  der  Arier  und  Tränier  ist  neusten*  über  ollen 
Zweifel  erholen  worden , unter  andern  v.  11  o t h in  den  theologischen  Jahrbüchern 
von  Baur  u.  Zeller  Bd.  VIII.  S.  281.  f in  einer  Darstellung  der  Ormuzd  Reli- 
gion; ferner  v.  Spiegel  in  der  Einleitung  seiner  Ausgabe  des  Avesta  Bd.  I.  den 
Vendidad  enthaltend.  Leipzig  1852. 

3)  Er  besteht  aus  5 Itauplheilen  : a)  dem  Izeschnc  oderJaschna,  einer  Sammlung  von 
Lobpreisungen  des  höchsten  Wesens  ( Ortnuxd) ; b)  dem  V i s p e r e d gleichfalls  einem 
liturgischen  Werk;  c)  dem  Vendidad,  d.  h.  dem  gcolTcnbartcn  Gesetz  wider  die 
Oews  (Feinde  des  Gesetzes)  in  22  Abschnitten  ( Fargardt  genannt) ; d)  die 
Tetschis  Sudes  in  07  Abschnitten,  religiösen  Inhalts  und  c)  dem  Siruxn , Lob- 
preisung der  llimmclsgeister.  Klemm,  S.  364. 

4)  Die  erste  Miltheilung  des  Zcndnvesla  wurde  in  Europa  von  Anguetil-Dnpcr- 
ron  gemacht,  der  einen  Text  und  Uebersclzung  derselben  1771  herausgab; 
Klcuker  übertrug  das  Werk  ins  Deutsche  t781/6.  Allein  noch  in  der  neusten 
Zeit  haben  englische  und  französische  Gelehrte,  besonders  Burnouf  (der  auch 
ein  Facsiinilc  des  Texls  des  Vendidad  1842,3  bekannt  machte)  in  seinem  Com- 
meHtaire  Marie  Yiuna  etc.,  Sylvestrc  de  Sacy  u.  a.  das  kritische  Studium 
dieser  alten  Religionsdenkmalc  ins  Leben  gerufen,  welches  nun  auch  in  Deutsch- 
land sorgfältig  gepflegt  wird,  z.  B.  von  Olshausen,  Spiegel,  Roth.  1852 
Textausgaben  von  Spiegel  und  Wcslergaard  und  die  schon  angeführte 
Uebcrsctzung  von  SpiegcL 
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feslgeslellt  wurden  zwischen  dem  Jahr  5G0  und  1000  vor  Christus;  dass 
der  Vendidnd  aber  nicht  sein  eignes  Werk,  sondern  eine  Sammlung  von 
Bruchstücken  der  seihe  Lehre  enthaltenden  Traditionen  ist,  die  wir 
aber  keineswegs  in  der  Ursprache,  sondern  in  dem  zur  Zeit  der  Sasani- 
den  und  zwar  Sopors  H.  (gegen  2T0  nach  Christus)  in  Persien  herr- 
schenden halbsemitischen  Dialekte  besitzen.  ')  Von  einer  Gleichstellung 
des  Zcndavesta  mit  dem  Manurechtsbuch  kann  daher  schon  in  den  oben- 
bczeichncten  Beziehungen  keine  Hede  sein;  allein  auch  in  anderer  Bezie- 
hung besieht  zwischen  ihnen  der  grösste  Gegensatz.  Während  das  letzte 
uns  das  Bild  eines  sehr  entwickelten  und  wissenschaftlich  fein  ausgebildclen 
Bechtszuslandes  gibt;  enthält  der  Vendidnd  nur  Hindeutungen  auf  die  An- 
fänge des  Cullurzuslnndes  eines  Volkes,  das  aus  dem  Nomadenleben  in 
das  des  Ackerbaues  übergeht  und  selbst  durch  religiöse  und  andre  Zwangs- 
mittel zu  diesem  angchaltcn  werden  musste,  dessen  wichtigste.  Schutz  Wäch- 
ter gegen  Itaublhierc  und  Diebe  noch  die  Hunde  sind  und  das  durch 
Androhung  von  500  bis  1000  Schlägen  mit  dem  Pfcrdcstachcl  die  Befol- 
gung selbst  religiöser  Vorschriften  einschärfl.  * ) 

Uebrigens  finden  sich  bei  den  Persern  gleichfalls  vier  Kasten  wie  bei 
den  Indiern;  die  der  Magier  als  der  Priester,  die  der  Krieger,  der  Ackers- 
leute und  Viehzüchter  und  die  der  Handwerker. 

Das  Prinzip  der  Erblichkeit  scheint  entweder  gar  nicht  oder  doch 
nicht  durchgreifend  bei  denselben  bestanden  zu  haben,  noch  die  Scheide- 
wand zwischen  ihnen  so  streng  gewesen  zu  sein,  wie  bei  den  indischen 
Kasten.  *)  Beweise  einer  organischen  Entwicklung  der  Grundlagen  des 
allpersischen  Rechts  sind  keine  auf  uns  gekommen.  Dieselbe  ist  gewiss 
in  Folge  der  vielfachen  gewaltsamen  Erschütterungen  des  persischen  Reichs 
beständig  unterbrochen  worden  und  konnte  zu  keinem  Abschlüsse  kommen,  * ) 


1)  Man  nalim  Zoroastcr  gewöhnlich  für  den  Rcligionsstifler  und  Urgesolzgeber 
der  Perser  und  setzte  ihn  in  ein  hohes  Alterthum  zurück,  später  machte  man 
ihn  zum  Zeitgenossen  des  Dnrius  Ilvstaspis,  weil  in  dem  Zendavesta  ein 
Gusthaps(Hystaspis)  erwähnt  wird;  allein  die  Kritik  hat  das  Ergehn  iss  ge- 
liefert, dass  er  nur  Reformator  war  und  zwischen  500  und  1000  nnd  zwar  näher 
dem  letzten  als  dem  ersten  Jahrhundert  lebte  Spiegel,  a.  a.  O.  S.  40  f.  Er  sch 
und  Grober  a a.  0.  S.  398. 

2)  Die  das  Recht  berührenden  Satzungen  dem  Vcndidad  hat  Rhode  in  seinem  Werke: 
die  heilige  Sage  und  das  gcsanmite  Religionssystem  der  allen  Baktrier,  Meder 
und  Perser  oder  des  Zendvolks,  Frankfurt  1820.  S.  413  f.  u.  536  hervorgeho- 
ben. Aus  dem  Vcndidad  gehören  vorzugsweise  hierher  der  3.  u.  13.  Fargnrd 

3)  Heeren  a.  a.  O.  nach  Klcukcrs  Zendavesta  S.  141.  305.  Flathe  hei 
Ersch  u.  Gruhcr  a.  a.  O.  S 370  und  Rhode,  die  heilige  Sage  S.332  hallen 
die  Magier  nicht  für  eine  erbliche  Priesterkaste. 

4)  Man  endet  mit  dem  Sturze  Darhis  Codomamius  338  v.  Chr.  die  erste  Periode, 
aut  welche  die  206  Jahre  dauernde  der  Arsacidcn  und  Sclcucidcn  folgt,  von  188 
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Persien  war  von  Anfang  an  ein  erobernder  Staat,  der  das  Assyrische 
und  Babylonische  Reich  verschlang,  selbst  Aegypten  eine  Zeit  lang  (von 
525  bis  332  v.  Chr.)  unter  seine  Herrschaft  beugte.  Im  Kampfe  mit  den 
Griechen  unterlag  cs,  und  wurde  die  Beule  der  Macedonier.  Es  schliefen 
nun  mehrere  Jahrhunderte  lang  die  mit  semitischen  vermischten  Elemente 
der  von  der  griechischen  Ch  ilisalien  überflügelten  persischen  Nationalität 
und  Cultur,  und  erhielten  nach  ihrer  künstlichen  Restauration  durch  die 
sasanidischen  Könige  (22(5  n.  Chr.)  doch  nicht  so  viel  Kraft  und  Festig- 
keit in  den  Volksansichlcn  und  der  Sille,  dass  nicht  das  ganze  Rechts- 
leben im  siebenten  Jahrhundert  in  dem  aus  Arabien  erobernd  hereinbre- 
chenden Islamismus  aufging.  l) 

Uebrigens  war  Persien  von  Darius  Hystaspis  an  der  erste  organisch 
feslgegliederte  Militärstaat  und  sein  Prinzip  das  des  monarchischen  Abso- 
lutismus. Rem  König  stehen  keine  Bürger,  sondern  nur  knechtisch  ge- 
horchende Untcrlhanen  gegenüber;  *)  selbst  die  Magier  waren  eine  unter- 
würfige Kaste.  Der  König  war  das  Ein  und  das  All  des  Staates,  er  .allein 
ist  frei,  die  andern  sind  Knechte,  er  allein  Herr  über  die  Person  und  das 
Gut  der  Unlerlhanen.  Wenn  die  Könige  es  für  ihre  Regentenpflicht  achteten, 
die  Staatsverwaltung  auf  das  Zwcckmässigste  zu  ordnen,  an  die  Spitze 
der  zuerst  von  Darius  eingesetzten  Salrapnte  *)  tüchtige  Oberhäupter  zu 
stellen  und  die  Gerechtigkeit  auf  das  strengste  zu  handhaben,  so  waren 
es  nicht  Slaalsgeselze , sondern  ihre  eigne  Ansichten  von  ihrem  Herrscher- 
berufc,  welche  diese  Pflicht  ihnen  aufleglen. 

71.  Auch  die  Staats-  und  Rcchlsenlwicklnng  Aegyptens4)  hat  keine 
welthistorische  Bedeutung  erreicht.  Keine  grössere  Rechtsdenkmale  dieses 


v.  Chr.  an  beginnt  die  3.  Periode,  welche  780  Jahre  umfasst  und  mit  dem  Sieg 
der  Chalifen  über  die  Könige  von  Persien  endigt , Ertch  und  Grubcr,  Ency- 
clopidie  Seel  III.  B.  17.  S.  370  f. 

1)  Ersch  und  Grubcr  a.  a.  0.  S.  376  f.  Ausführlich  wird  die  neuere  Verfassung 
des  persischen  Reichs  dargeslellt  von  Heeren  a.  a.  0.  S.  410  f.  bes.  S.  435  f. 
Wachsmut h,  Cullurgeschtchle  Bd  I.  S.  18-1. 

2)  Heeren  S.  454  f.  • 

3)  Heeren,  a.  a.  0.  S.  508  f. 

4)  Hauptschriftsteller  über  das  Staats  - und  Rechtslebcn  der  Aegyplicr  sind  bei  den  Alten 
Herodot  B.  II.  und  Diodor  von  Sicilion  B.  I.,  unter  den  neuern  l*.  Paw 
Keckrrchet  pkilotopkiquet  mr  lei  Egyptieni , Palt  or  et,  hittuire  de  la 
tdgittatim , Tom  II.  von  1817.  Heeren,  Ideen  über  Politik  u s.  w.  ß.  II. 
Abtb.  II.  S.  550.  Klemm,  Culturgcschichle  B.  V.  S.  255  — 474.  Sehr  lescns- 
vrcrlhe  Charakteristiken  desselben  geben  Loebcll,  Weltgeschichte  I.  S.  282  f. 
Wachsmuth,  Culturgeschichte  I.  S.  120  f. 

Henry,  CEgypte  pkaraonigue  o u hittoir  e det  • nttit  u - 
tiani  det  Egyptient  toutleur  roil  HHtiouaHX.  Paris  1846. 
2 V.  8.  Bunsen,  Aegyptens  Stelle  in  der  Weltgeschichte  1841» 
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Landes  sind  nur  die  Nachwell  gekommen,  sondern  nur  Nachrichten  über 
ägyptische  Staalseinrichlungen  und  einzelne  Gesetze.  Die  Aegyptier  sind 
nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Bildung  der  Israeliten  und  Griechen  geblieben, 
während  später  griechische  Cultur  und  das  römische  Hecht  wieder  auf 
das  Land  zurückgewirkt  haben.  Wir  verdanken  unsere  Kennlniss  der  frü- 
hem socialen  Zustände  desselben , theils  den  Büchern  des  allen  Testamen- 
tes, theils  den  Griechen,  insbesondere  Her odol  und  Diodor  von  Sicilien. 
Die  Anfänge  des  ägyptischen  Volkslebens  verlieren  sich  im  Dunkel  einer 
uralten  Vorzeit,  so  dass  die  Ursprünge  der  Staalseinrichlungen  desselben 
nicht  zu  ermitteln  sind ; sic  bestanden  seit  vielen  Jahrhunderten  vor  der 
Zeit,  aus  welcher  wir  Millltcilungen  über  dieselben  besitzen. 

Die  Bevölkerung  des  Landes  scheint  eine  uralte,  einheimische  ge- 
wesen zu  sein,  welche  durch  cinwandernde  indische  Stämme  in  Abhän- 
gigkeit gerielh.  Der  Volks-  und  Slaalseinheit  ging  eine  Mehrheit  staat- 
licher Genossenschaften  vorher.  In  Oberägyplen,  von  wo  aus  die  Cultur 
nach  dem  Norden  sich  verbreitete,  scheinen  verschiedene  kleine  priesler- 
lich-politische  Vereine  bestanden  zu  haben,  während  Niederägyplen  von 
Nomadenhäupllingen  oder  Hirlcnkönigen  (den  llyksos ) besetzt  war,  mit 
deren  Vertreibung1)  der  ägyptische  Gcsammtslaal,  das  Reich  der  Pharao- 
nen, deren  Hoflager  Memphis  war,  begann.  Sesostris  auch  Ramases 
genannt  (1389  v.  Chr.)  wird  als  der  Beherrscher  und  Ordner  desselben 
genannt.  Der  Staat  ist  wie  die  Staaten  Indiens  Kastenstaal.  Es  Anden  sich 
zuerst  drei  Kasten  oder  Stände,  zwei  herrschende  der  Priester  und  Krie- 
ger, welchen  das  übrige  Volk  als  untergeordnete  Kaste  gegenüber  steht, 
das  sich  aber  wieder  in  mehrere  Kasten  spaltete,  deren  Zahl  verschiedent- 
lich angegeben  wird;  es  werden  von  Herodot  deren  lünT,  Rinderhir- 
ten,  Schweinehirten,  Krämer,  Dollnietscher  und  Schiffer,  von 
Diodor  drei:  Hirten,  Ackerbauer  und  Handwerker  unterschieden.  *) 
Die  Priesterkaste  *)  war  nach  dem.  Rang  und  den  Gottheiten  gelheilt  und 
eine  Genossenschaft,  deren  Beruf  sich  nicht  auf  den  Cullus  beschränkte, 
sondern  der  auch  die  höheren  Staatsdiener,  die  Richter,  Schriftgelehrten, 
Acrzlc , Baukundige  u.  s.  w.  angehörlen  und  ursprünglich  auch  die  Könige. 
Die  Krieger  können  den  germanischen  Grundherrn  nach  der  Völkerwande- 
rung verglichen  werden. 

Nach  Diodors  Angabe,  welche  durch  die  Denkmale  befestigt  wird,  ge- 
hört der  Grundbesitz  nur  den  Königen,  den  Priestern  oder  vielmehr  den 
Tempeln  und  den  Kriegern,  die  Ackersleule  waren  nur  Pächter  oder  Guts- 
unterlhanen  und  diess  ist  vielleicht  der  Grund,  weshalb  sie  Herodot  nicht 
als  eine  eigne  Kaste  aulführt,  indem  in  Folge  dieser  ihrer  Lage  kein  ge- 


ll Der  letzte  (Uykiot)  König  wurde  1771  v.  Chr.  vertrieben.  Henry  I.  S.  65. 

2)  Diodor  I.  70. 

3)  Diodor  I.  73.  80. 
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nossenschaflliches  Band  unler  ihnen  bestehen  konnte,  wie  unter  den  andern 
niederen  Klassen.  Das  Königthum  war  erblieh.  Beim  Erlöschen  einer 
Dynastie  wurde  der  neue  König  aus  der  Priester-  oder  Kriegerkaste  ge- 
wählt, musste  jedoch  im  letzten  Falle  durch  eine  förmliche  Einweihung  in 
die  ersle  aufgenommen  werden;  und  wie  hoch  auch  sein  Ansehen  war, 
so  stand  er  dennoch  unler  der  Prieslerschafl.  *)  Die  Gerechligkeits- 
pflege  war  auch  in  Aegypten  eine  erste  Staatsangelegenheit 

Man  findet  fiber  den  Richtern  der  bewohnten  Orte  und  Landbezirke 
ein  aus  dreissig  Männern  (ohne  Zweifel  Priestern)  gebildcles  Richter-Col- 
legium, zu  welchem  die  drei  ersten  Städte  Theben,  Memphis  und  Heliopo- 
lis  je  zehn  stellten.  Das  gerichtliche  Verfahren  war  schriftlich1 2 3),  das  älteste 
Recht  war  auf  dem  Boden  der  allägyptischen  Religion  wurzelndes  Gewohn- 
heitsrecht das  aber  durch  Gesetze  einzelner  Könige  *)  weiter  ausgebildet 
wurde.  Der  Charakter  der  meisten  derselben  ist  polizeilich,  so  dass  man 
Aegypten  den  ältesten  Polizeisinnt  4 5 6),  wie  Persien  den  ältesten  Heer- 
staat genannt  hat.  Das  Land  war  in  dreissig  Verwaltungskreise  (Nomen) 
eingetheilt,  welchen  ein  königlicher  Oberbeamler  Vorstand;  die  Priester  je- 
des Tempels  hatten  ihre  eigenen  Verwallungsbeamlen , wie  ihren  eigenen 
Schatz.  Unter  Androhung  der  Todesstrafe  war  jeder  gehalten,  sich  jährlich 
Ober  seinen  Erwerb  und  Lebensunterhalt  auszuweisen*).  Die  Gesetzgebung 
war  zwar  vorzugsweise  strafrechtlich,  doch  erstreckte  sie  sich  auch  über 
das  Privalrecht.  Was  z.  B.  die  Scliuldverhällnisse  betrifft,  so  fand  nur 
Vollzug  am  Vermögen,  nicht  nn  der  Person  des  Schuldners  statt;  der  eine 
Schuld  läugnendc  Beklagte  konnte,  wenn  kein  schriftlicher  Beweis  gegen 
ihn  vorgebracht  wurde,  durch  den  Eid  sich  reinigen;  rückständige  Zinsen 
durften  (wie  in  Indien)  die  Summe  des  Capitals  nicht  übersteigen*) 

Eine  grosse  Berühmtheit  hat  die  ägyptische  Diebspolizeigesetzgebung 
erlangt  Die  Diebe  bildeten  eine  geschlossene  Gewerbsinnung  mit  einem 
Vorsteher,  bei  welchem  sie  sich  eiuzuschreiben,  und  dem  sie  sofort  jeden 
gestohlenen  Gegenstand  zu  überbringen  halten.  Die  Bestohlenen  machten 
von  der  bei  ihnen  vorgekommenen  Entwendung  Anzeige  mit  einer  genauen 
Beschreibung  des  Objects,  der  Angabe  des  Orts  und  der  Zeit  des  verübten 
Diebstahls,  und  konnten  dann  jenes  gegen  Erlegung  des  vierten  Theils  des 
Werthes  desselben  zurücknehmen.  Man  rühmte  dieser  Einrichtung  nach, 
dass  sie  dem  Eigenlhum  eine  grössere  Sicherheit  gewährt  habe,  als  die 


1)  Diodor  I.  70.  71. 

2)  Diodor,  I.  75.  76 

3)  Diodor,  I.  77—60. 

4)  Wachamuth  a.  a.  0.  S.  125. 

5)  H e r o d o t II.  177.  D i o d o r I.  77. 

6)  Diodor  I.  79  und  Bip.  I.  S.  235. 
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Gesetzliche  Verfolgung  der  Diebe  nn  andern  Orten.  ■)  Die  Strafen  waren 
die  Todesstrafe,  die  der  Verbannung,  der  Slralarbeit  und  die  Slockprügel, 
von  deren  Anwendung  selbst  auch  bei  Frauen  die  Abbildungen  allägyptischer 
Denkmale  Zcugniss  geben.  *)  Die  Aegyplier  waren  in  so  fern  ein  poly- 
gamisches Volk,  nl3  der  Mann  neben  der  Hauptfrau  noch  Nebenfrauen 
haben  konnte;  doch  war  die  Stellung  der  ersten  im  Hause  so  hervorra- 
gend, dass  sie  mit  dem  Manne  dessen  Haupt  bildete.  Die  Priester  hallen 
nur  eine  Frau. 1 2  3)  Auch  kommt  die  s.  g.  Leviratsehe  bei  den  Aegyp- 
tem  vor  und  scheint  von  ihnen  zu  den  Hebräern  gekommen  zu  sein.  Die 
Eingehungsf'orm  der  Ehe  war  nicht  der  Frauenkauf,  sondern  ein  religiöser 
Act.  4 5)  Nicht  der  Mann,  sondern  der  Vater  der  Frau  halle  den  Braut- 
schatz zu  geben,  wie  bei  den  Römern.  Die  Ehe  unter  Geschwistern  war 
möglich.  Uebrigens  werden  die  Aegypter  als  ein  sehr  sittenloses  Volk  geschil- 
pert,  bei  welchen  die  gröbsten  Verirrungen  des  Geschlcchtstriebes  vor- 
gekommen , welchen  zu  steuern  die  Pricslerschaft  vergebens  bemüht  gewe- 
sen sei.  6 7)  Weder  Schrillen  noch  Nachrichten  zeugen  davon,  dass  die 
Rechtswissenschaft  bei  den  Aegyplem  geblüht  habe.  Ueber  manche  un- 
mittelbar vor  der  Eroberung  Aegyptens  durch  die  Hörner  bestehende  pri- 
vatrechtliche Verhältnisse  geben  die  seil  1850  von  Brugsch  entzifferten 
ägyptischen  im  königlichen  neuen  Museum  in  Berlin  befindlichen  Urkunden 
einige  Aufscldüsse.  *) 

Die  Israeliten  und  ihr  Recht.  T) 

T2.  Das  Recht  der  Israeliten  bildet  den  Uebergang  vom  Rechte  des 
Orients  zu  dem  des  Westens,  ob  es  gleich  nach  seinem  Urcharakler  noch 
dem  ersten  angehört. 


1)  Diodor  I.  80.  Klemm,  S.  358.  Locbell,  S.  308. 

2)  Klemm,  S.  357.  Pastoret,  S.  265 — 292  führt  jedoch  noch  viele  andere 
Strafartcn  auf. 

3)  S.  Uber  die  Ehe  bei  den  Aegyptcrn  Pastoret,  S.  222  — 225. 

4)  Diodor  I.  80.  u.  Bip.  1.  237. 

5)  Pastoret  S.  305  f Wachsmuth  S.  127. 

6)  Der  Verfasser  kannte  darüber  nur  die  .Mittheilungen  v.  Brugsch  in  dessen 
kleiner  Schrift:  Uebersichtlichc  Erklärung  der  ägyptischen  Denkmäler  etc  etc 
Berlin  1850.  S,  46  f.  Eine  Anzaiil  andrer  privatrechtlicher  Urkunden  sind  auf- 
gefubrl  in  Idelers  Ilemiarionl.  App.  p.  1—6  (1841).  Die  meisten  befinden  sich 
in  Turin. 

7)  Die  wichtigsten  Werke  hierüber  sind:  Michaelis  Mosaisches  Recht  6Tb.  2tc 
Aull.  1793.  Pastoret  hist,  de  ln  Edghlut.  t-  3.  4.  Salvador  Aitloire 
dee  lmtitutionet  de  Motte.  4.  V.  120. 

V.  H e n e q u i n , IntroductioH  hittnrir/ite  n t Etüde  de  ln  Ldglt- 
lation.  Fran  falte  ( Legitl . Sitive)  Paris  1842.  2 V.  8.  Saal  schätz  das 
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Der  älteste  Name  dieses  Semitischen  Volkes  ist  der  der  Hebräer, 
ein  Name,  der  zwar  von  Heber , einem  Stammvater  derselben,  hergeleitet 
wird,  aber  wohl  richtiger  in  ihren  ältesten  bekannten  Wohnsitzen 
ihnen  gegeben  ward,  um  zu  bezeichnen,  dass  sie  ein  von  Osten  (aus 
Chaldaea  her)  eingewanderter  Stamm  waren.  Ihr  ältester  Cullurzusland  ist 
der  nomadische;  sie  treten  in  der  Geschichte  zuerst  als  ein  Hirtenvolk 
auf.  Ihr  Slaalsverband  war  der  patriarchalische;  der  Erstgeborene  der  je- 
desmalige Patriarch.  Oie  Sille  war  ihr  ältestes  Recht,  das  von  dem  der 
andern  uralten  Volker  des  Orients  sich  dadurch  unterschied,  dass  das 
demselben  zu  Grunde  liegende  Princip  der  Monotheismus  war.  Doch  er- 
scheint Jehova  mehr  als  Nnlionalgott,  wie  als  die  abstracte  reine  Idee  der 
alleinigen  Gottheit. 

Unter  dem  dritten  Patriarchen  Jacob  oder  Israel  (gegen  1900  Jahre  vor 
Christus)  nach  dem  sie  sich  nun  [nannten,  wunderte  das  Volk  nach  Aegyp- 
ten aus,  wo  sic  zur  Kaste  der  Hirten  gehörten,  und  eigene  Wohnsitze  hal- 
ten. Ihre  Vermehrung  war  stark  und  bald,  vielleicht  aus  Furcht  vor  ihrer 
grossen  Zahl,  mussten  sie  von  den  Pharaonen  den  grössten  Druck  erdulden, 
wobei  es  auf  ihre  Vertilgung  abgesehen  war.  Da  ward  ein  überaus  hochge- 
bildeter Mann  dieses  Volkes  sein  Retter,  führte  es  aus  der  Knechtschaft 
und  legte  als  Gesetzgeber  den  Grund  zu  einem  zweckmässig  gegliederten, 
auf  einer  religiösen,  moralischen,  bürgerlichen  und  politischen  Gesetzgebung 
befestigten  Staate.  Man  muss  es  für  unbezweifelt  erklären,  dass  Moses  (ge- 
gen 14T0  vor  Chr.)  von  den  ägyptischen  Priestern  gebildet,  in  die  Slaats- 
wissenschaft  des  Landes  eingeweiht,  aus  Liebe  zu  seinen  Stammgenossen, 
unterstützt  von  seinem  Bruder  Aaron,  den  Plan  fasste,  das  durch  die  lange 
Knechtschaft  tief  herabgekommene  Volk  politisch  zu  einigen,  es  in  das 
Slammland  zurückzuführen , auf  dem  langen  Ileimznge  religiös  und  mora- 
lisch zu  erziehen,  und  durch  eine  weise,  für  seinen  Culturzustand  wohl 
berechnete,  Gesetzgebung  dessen  politische  Verhältnisse  so  zu  ordnen,  dass 
das  Bestehen  der  Nalionalreligion  und  des  Staates,  und  so  das  Glück  des 
Volkes  gesichert  war.  Er  trat  als  Gesandter  Jchova’s  auf,  der  durch  ihn 
mit  dem  von  ihm  erwählten  Volke  einen  Bund  schloss,  dass  er  es  schü- 
tzen und  regieren  werde.  Vom  Berge  Sinai  herab  verkündet  Moses  feierlich 
die  von  Jehova  ihm  geollenbarlen  Gebote,  und  das  Volk  versprach  deren 


mosaische  Recht  mit  Berücksichtigung  des  spätem  jüdischen.  Berlin  1848  — 48. 
2.  Bdc.  I).  Aufl.  1 853.  Hirsch.  B.  Fasse):  das  mosaische  rabbinischc  Civilrecht 
I.  Bd.  Thl.  1 und  2.  Wien  1852. 

Zu  vergleichen  auch  Jost,  Allgemeine  Geschichte  des  israelitischen  Volks. 
Berlin  1832.  2.  Bd. 

Ewald,  Geschichte  des  Volkes  Israel,  2.  Ausg.  I.  Bd.  Einteilung  in  diese 
Geschichte.  Göllingen  185t.  bcs.  S.  157 — 191. 
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Befolgung.  ')  Die  mosaische  Gesetzgebung  bestand  aus  drei  Hnuptlheilen, 
sie  enthicll  Vorschriften  der  Mora!  und  zwar  unter  diesen  schon 
das  Gebot  der  Nächstenliebe,  dann  die  Einrichtung  und  Feststellung 
des  Cultus  und  eigentliche  Staats  - und  Hechlsgcselze.  Die  letzten  waren 
theils  althergebrachtes  Gewohnheitsrecht,  theils  auf  Verbesserung 
desselben  gerichtete  Neuerungen.  *)  Die  Satzungen  Moses  sind  in  den 
ihm  zugeschriebenen  fünf  Büchern  des  Pentateuchs  enthalten.  Sie  gelten 
als  göttliches  von  Jehova  selbst  publicirtes  Recht,  *)  dessen  Hauptgrund- 
sälze  in  den  Grundgesetzen  des  Dckalogs  enthalten  sind. 

Ein  Krieger  ( J o s u a)  eroberte  mit  ihnen  ihr  Stammland  *)  Canaan,  das 
als  ihr  Ursitz  und  von  Jehova  selbst  ihnen  angewiesen  von  ihnen  occu- 
pirl  werden  müsse. 

Moses  machte  im  Interesse  ihres  Staates  und  ihres  Cultus,  die  Ver- 
tilgung der  damaligen  Bewohner  desselben  ihnen  zur  Pflicht;  doch  führten 
sie  zu  ihrem  Nachlheil  diess  Gebot  nicht  ganz  aus.  Es  war  für  die  Lei- 
ter des  Volkes  der  Israeliten  eine  schwere  Aufgabe,  die  mosaische  Ge- 
setzgebung zu  vollständiger  Geltung  und  Anwendung  zu  bringen.  Diess 
gelang  erst  dem  zweiten  ihrer  Könige. 

Das  eroberte  Land  wurde  unter  die  von  Jacobs  zwölf  Söhnen  abge- 
leiteten Stämme  so  vertheilt,  dass  elf  derselben  (nach  der  Zahl  ihrer 
Familien)  ihre  besonderen  Wohnsitze  erhielten,  die  unter  diesen  Familien 
gleich  verlheilt  und  für  unveräusserlich  erklärt  wurden,  so  dass  alle  50 
Jahre  der  veräusserle  oder  verpfändete  Grundbesitz  jeder  Familie  an  die 
durch  Erbrecht  dazu  berufenen  Glieder  wieder  zurückfallen  sollte;  das  Jahr 
in  welchem  diess  statt  hatte,  heisst  das  Jobei  oder  Jubeljahr.  Auch 
sollte  alle  sieben  Jahre  das  Land  Sabbalh  haben , d.  h.  brach  liegen. 


1)  Exod.  19  — 24. 

2)  Jost,  1.  S.  127  129. 

3)  Die  Grundzüge  desselben  gibt  Jost  I.  S.  114.  Ausführlicher  stellt  sic  Ilcnc- 
q u i n inr  Bd.  1.  dar.  Man  nimmt  indessen  mit  Gewissheit  an , dass  von  Moses 
selbst  nur  die  allgemeinen  Grundsätze  dos  im  Pentateuch  niedergelegten  Rechts 
herrühren  und  dass  das  im  De/ttcrnitomiiim  so  atifgezeichnetc  Recht  das  ist, 
welches  unter  den  Königen  etwa  zur  Zeit  Josias  025  v.  dir.  gegolten  hat  S. 
de  Welte  Lehrbuch  d.  hist  kritische  Einleitung  in  die  Bibel  öle  Aull.  B.  I. 
§.  156.  Ewald,  Geschichte  des  isrnrl.  Volks  a.  a.  0.  S.  11t.  u.  bos.  S.  153. 
ff.  Vom  Deuteron  sagt  Ewald  S.  116:  sein  Verfasser  macht  darin  den  Versuch: 
das  alte  Gesetz,  so  wie  es  verändert  und  verjüngt  für  die  Zeiten  passen  konnte, 
mit  der  Macht  prophetischer  Rede  noch  einmal  auf  das  kräftigste  und  nachdrück, 
liebste  als  das  einzige  Heil  des  Reiches  zu  empfehlen  «md  zwar  auf  dem  Ge- 
biete der  Urgeschichte , also  in  mosaischen  Weisen  und  Farben , aber  mit  feinster 
Bearbeitung  des  Stoffes. 

4)  Jost,  1.  135. 
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Auch  der  zum  Sklaven  gewordene  Israelite  mussle  nach  6 Jahren  Knecht- 
schaft seine  Freiheit  wieder  erhalten;  Anordnungen,  die  jedoch  nicht  zur 
vollständigen  Ausführung  kamen.  Der  zwölfte  Stamm  bildete  die  durch 
das  ganze  Land  vertheilte  Priesterkasle  der  Leviten,  aus  welcher 
die  Beamten,  die  Richter  und  Schreiber  genommen  wurden.  Der  Zweck 
Moses  war,  aus  den  Israeliten  ein  ackerbauendes  und  zwar  nur  ein  acker- 
bauendes Volk  zu  machen.  Des  Landes  Griinze  erstreckte  sich  bis  an  die 
Meeresküste , welche  indess  meist  die  Handeltreibenden  Phönizier  im  Besitze 
hatten.  Auch  die  Gewerbe  wurden  anfangs  von  ihnen  nicht  betrieben; 
erst  unter  den  Königen  linden  wir  sie  in  dieser  Beziehung  auf  einer  höhe- 
ren Cullurstufe;  sie  bereicherten  sich  nun  auch  durch  Handel  mit  den 
sie  umgebenden  handeltreibenden  Völkern. 

Zur  Zeit  der  Eroberung  stand  das  Volk  unter  der  Regierung  eines 
sowohl  bürgerlichen  als  mililairischcn  Oberhaupts,  das  einen  Senat  von 
Aeltesten  zur  Seite  hatte.  Die  Familienoberhäupter  oder  Stammt ürslen  vertraten 
dasselbe  und  zwar  oft  förmlich  in  Volksversammlungen.  Doch  bildete 
jeder  Stamm  eine  eigene  Slnatsgenosscnschafl.  Das  wichtigste  Band  der 
Einheit  war  die  Religion  und  der  Cultus,  der  Cenlrnlpunkt  desselben  die 
Bundeslade  und  später  der  sie  aufbewahrendc  Tempel.  Ein  Hohepriester 
stand  an  dessen  Spitze.  Doch  zerfiel  die  Volkseinheit  immer  mehr,  auch 
den  Richtern  gelang  es  nicht,  >)  die  Staatsordnung  und  die  Reli- 
gion der  Väter  rein  zu  erhalten:  und  desshalb  führte  der  Hohe- 

priester Samuel  (um  1080  v.  Chr.)  nach  des  Volkes  Wunsch  das 
Königthum  ein,  das  sich  aber  von  der  prieslcrlichcn  Bevormundung  un- 
abhängig zu  machen  wusste.  Doch  dauerte  die  Einheit  des  Staates  nicht 
lange;  nach  Salomons  Tod  (975  v.  Chr.)  zerfiel  er  in  zwei,  die  sich  oft 
befehdeten;  dadurch  und  durch  das  ödere  Verlassen  ihrer  Religion  wurde 
ihr  Land  die  Beute  mächtiger  Nachbarstaaten.  Vergebens  suchten  die 
Propheten,  d.  h.  die  nach  Moses  Gebot  audretenden  religiös  begeisterten 
Volksredner  die  Nationalität  krädig  zu  beleben  und  die  Reinheit  des  jüdi- 
schen Glaubens  zu  erhallen.  Von  Nebucadnczar  besiegt,  wurde  nach 
verschiedenen  erfolglosen  Aufständen  beinahe  der  ganze  Rest  der  Bevölke- 
rung nach  Babylon  nbgeführL  (596  v.  Chr.)  Doch  kehrten  536  ein  Thcil 
der  Juden  und  gegen  458v.  Chr.  die  übrigen  wieder  in  das  Heimalhland  zu- 
rück, in  wie  weit  sie  nicht  vorzogen  im  Ausland  zu  verbleiben.  Ihr  Staat 
war  aber  nur  noch  eine  bürgerliche  Genossenschad  und  die  Selbstständig- 
keit des  Volkes  für  immer  verloren.  *) 

Ihre  Befreiung  167  — 137  war  nur  von  kurzer  Dauer;  sie  wurden  un- 
ter dem  Namen  von  Bundesgenossen  Unlcrlhnnen  der  Römer.  Mit  der  Er- 


1)  Jost,  I.  10S,  115,  154,  175.  Scholz,  $.  63. 

2)  Jost,  I.  S.  438. 
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oberung  und  Zerstörung  Jerusalems  unter  Vcspasian  im  Jahre  70  n.  Chr. 
hörte  auch  ihr  bis  dahin  noch  bestehender  Scheinslaat  auf. 

Doch  erhielt  sich  die  jüdische  Nationalität  und  ihr  Cullus,  so  dass 
beide  nie  untergiengen ; ja  bald  nach  der  Rückkehr  belebte  sich  das  Judcn- 
thum  aufs  Neue  und  ward  nicht  mehr  gefährdet;  in  diese  Zeit  fällt  die 
Sammlung  der  alten  Geschichts  und  der  licchlsdenkmale  des  Volkes.  Der 
Mittelpunkt  des  ganzen  Volks  wurde  das  Hohcpriesierthum , dessen  höchste 
Behörde  später  (142  J.  v.  Chr.)  das  Synedrium,  ein  den  Hohenpriester  um- 
gebender Rath  und  zugleich  das  höchste  Gerichlscollegium  mit  einem 
Nasi  oder  Patriarchen  an  der  Spitze  war.  In  den  einzelnen  Städten  ent- 
standen Zusammenkünfte  in  eigenen  Bethäusern,  Synagogen  genannt.  In 
ihnen  wurde  die  Auslegung  der  heiligen  Bücher  ( Midrasch ) durch  Gotles- 
und  Rechtsgelehrle  (Rabbi)  vorgclragen ; die  grösste  Wirksamkeit  ent- 
wickelte die  mit  dem  Namen  der  grossen  Synagoge  benannte  Reihe 
von  Gesetzlehrcrn , die  bis  220  vor  Chr.  blühten. 

73.  Die  Grundzüge  der  mosaischen  Civil-  und  Criminalgcsetzgebung  * ) 
lassen  sich  auf  folgende  Hauptpunkte  znriieklühren. 

n)  Rechtsfähigkeit  und  zwar  die  gleiche  haben  nur  die  Israeliten;  der 
Fremde  blos  Gastrecht.  Die  Leviten  bilden  zwar  ihres  besonderen  Berufes 
wegen  eine  eigene  Kaste,  sind  aber  in  rechtlicher  Beziehung  von  den 
übrigen  Staatsbürgern  nicht  verschieden.  *)  Factisch  bestand  eine  Timo- 
cralie  der  Reichen. 

b)  Die  Israeliten  hatten  Sklaven,  die  jedoch  unter  dem  Schulze  der 
Gesetze  standen , und  eher  Leibeigene  genannt  werden  können.  Der  Israe- 
lit konnte  in  Knechtschaft  eines  andern  kommen,  wurde  aber,  nach  sechs 
Dienst  - oder  im  Jobeljahre  wieder  frei.  Der  freigelassene  behält  seine  Frau. 
Hat  der  Herr  einer  Sklavin  mit  ihr  einen  Geschlechtsverkehr,  so  kann  er 
sie  nur  freilassen,  nicht  aber  verkaufen.  3) 

c)  Die  Ehe  ist  die  Polygamie  und  der  Mann  ist  befugt  neben  den 
Ehefrauen  noch  Concubinen  zu  haben.  Die  Eingehung  der  Ehe  ist  der 
Kauf,  und  zwar  wird  der  Preis  an  die  Eltern  der  Braut  bezahlt.  Auch 
Ehverträge  kommen  vor.  Die  Jungfrauschafl  ist  wesentliche  Bedingung 
der  Gültigkeit  einer  Ehe  mit  einer  nie  vcrheiralhet  gewesenen.  Der  Getäuschte 
kann  die  Frau  ihren  Eltern  zurückgeben;  ist  er  betrogen  so  soll  die 


t)  Das  mosaische  Recht  ist  vollständig  dargestcllt  in  dem  berühmten  Werke  ▼. 
Michaelis  «her  dasselbe.  (Hierher  gehört  vor  allen  B.  II.  n.  V.) 

Grössere  und  gedrängtere  Uebcrsichten  desselben  geben  Hcnequin  I.  529. 
Salvador,  l.ivrc  VII.  Jost,  S.  114.  In  Verbindung  mit  dein  rabbinischcn 
gibt  es  Saalschutz. 

2)  Hcnequin,  I 529. 

3)  Michaelis,  §.  122  — 128.  Salvador,  VII.  eil.  5.  Hcnequin  t.  533 — 537. 
Scholz  5-  90.  Saalschutz,  II.  079 — 724. 
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Schuldige  die  Strafe  der  Steinigung  erleiden.  1 2 3 4 5 6 7 ) Der  Incest  unter  Ver- 
wandten der  geraden  Linie  wird  gleichfalls  mil  dem  Tode  bestraft.  Auch 
unter  Geschwistern,  Oheim  und  Nichte,  Muhme  und  Neflc  ist  die  Ehe  ver- 
boten, doch  kam  sie  vor.  Eigenlhiimlich  ist  dagegen  das  Gebot  der  sog. 
Leviratsehe,  d.  h.  der  Verheirathung  des  Schwagers  mil  der  kinder- 
losen Willwe  des  verstorbenen  Bruders,  welche  die  Wirkung  hatte,  dass 
der  erslgeborne  Sohn  aus  derselben  als  der  des  verstorbenen  Bruders 
galt  und  sein  Vermögen  bekam.  *)  Sonst  ist  die  Ehe  unter  Verschwäger- 
ten im  gleichen  Grade,  wie  unter  Verwandten  verboten.  Die  eheherrliche 
Gewalt  ist  sehr  ausgedehnt,  doch  die  Scheidung  freilich  nur  zu  Gunsten 
des  Mannes  erlaubt.  Die  gewaltsame  Verletzung  einer  Jungfrau  verpflich- 
tet den  Mann  sie  zu  ehelichen,  oder  ihr  eine  Abstandssumme  zu  zahlen.  ’) 

d)  Die  väterliche  Gewalt  ist  zwar  sehr  ausgedehnt,  so  dass  der  Vater 
die  Kinder  selbst  als  Sklaven  zu  verkaufen  befugt  ist;  doch  hat  er  nicht 
das  Recht  über  Leben  und  Tod  der  Kinder;  allein  er  kann  den  unverbes- 
serlichen Sohn  vor  Gericht  stellen  und  wenn  derselbe  schuldig  befunden 
wird,  zu  Tod  steinigen  lassen.  *) 

e)  Die  Verhältnisse  des  Grundbesitzes  sind  schon  oben  (S.  152.)  an- 
gegeben worden.  Das  Eigenlhum  ist  vererblich  und  zwar  zuerst  an  di# 
nächsten  männlichen  Verwandten.  Der  Erstgeborene  hat  ein  Vorzugsrecht 
z,  B.  das  des  doppelten  Erbtheils,  den  ihm  der  Vater  nicht  entziehen  soll. 
Diu  Töchter  schliesscn  entferntere  Verwandte  auch  des  männlichen  Ge- 
schlechtes aus.  s)  Es  gibt  kein  testamentarisches  Erbrecht.*) 

f)  Die  Verträge  unterliegen  keiner  besondern  Form,  der  Beweis  durch 
Eid  ist  der  gewöhnliche.  Das  verzinsliche  Darlehen  unter  Israeliten  ist 
verboten,  den  Fremden  so  zu  leihen  aber  sogar  geboten.  Auch  die  Ver- 
pfändung unterliegt  Beschränkungen ; Privatpfändung  und  die  Misshandlung 
zahlungsunfähiger  Schuldner  sind  streng  untersagt.  1 ) 


1)  Michaelis,  jj.  85 — 120.  Gans  I.  S.  121  IT.  Hcnequin,  I.  537.  Salva- 
dor VII.  ch.  2.  Scholl,  S 91.  Saalschutz,  II.  725—607. 

2)  Michaelis,  §.  98.  Hcnequin,  I.  545.  Saalschutz,  II.  754. 

3)  Hcnequin,  I.  548—  50.  Jost  I.  114 — 115.  Saulschntz,  II.  799. 

4)  Michaelis,  $.  83.  Gans,  S.  134.  Saalschütz,  II.  816.  Hcnequin,  I. 
550 — 52.  Scholz  S.  365.  Salvador  VII.  cli.  3. 

5)  Michaelis,  J.  78.  79.  Gans,  S.  147—151.  Salvador  VII.  ch.  4.  Hcrc- 
quin,  I.  553 — 557.  Scholz.  365.  Saalschutz  II.  820. 

ln  der  patriarchalischen  Zeit  erbten  die  Frauen  nie,  die  hintcrlasscnen  Töch- 
ter gehörten  zur  Erbschaft  und  konnten  von  den  Söhnen  als  Frauen  verkauft 
werden.  Später  durfte  die  Erbtochter  sich  nicht  aus  dem  Stamm  verehelichen. 
Scholz,  366—69. 

6)  Gans  und  Hencquin  a.  a.  0.  Michaelis  häk  Testamente  für  möglich. 

7)  Michaelis,  $.  147 — 159.  Hcnequin,  I.  557.  Jo, 'st,  S.  115.  Saal- 

schütz, II.  653. 
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g)  Auf  dem  Diebstahl  sieht  mehrfacher  Ersatz,  die  Vernachlässigung 
geliehener  oder  in  Verwahrung  gegebener  Sachen  verpflichtet  zur  Schad- 
loshaltung oder  zum  Reinigungseid.  Hilfleistung  im  Unglück  anderer  und 
das  Wiederbringen  des  Gefundenen  sind  rechtliche  Verpflichtungen.  1 2 3 ) 

h)  Nach  dem  alten  Strafrecht  der  Hebräer  galt  der  Gmndsalz  derWie- 
dcrvcrgeltung  und  der  Blutrache.  Leben  für  Leben , Auge  für  Auge , Zahn 
für  Zahn,  Hand  für  Hand,  Fuss  für  Fuss,  Brandmal  für  Brandmal,  Wunde 
für  Wunde,  Beule  für  Beule  heisst  es  im  2.  Buch  Mosis  C.  21.  23 — 25. 

Moses  milderte  diess  Prinzip  und  trat  der  Blutrache  entgegen.  Nur 
bei  vorsätzlich  oder  durch  schwere  Schuld  begangenen  Verbrechen  sollte 
sie  noch  gelten.  Statt  der  Strafe  konnte  der  Berechtigte  mit  einem  Löse- 
geld sich  begnügen,  wenigstens  beim  culposcn  Verbrechen  (B.  IV.  35. 
V.  31.)  Auch  gestattet  Moses  das  Asylrecht,  das  jedoch  den  vorsätzlichen 
Verbrecher  nicht  schützte;  er  musste  gerichtet  und  wenn  schuldig  befun- 
den bestraft  werden.  Ellern  sollen  aber  nicht  für  Kinder  und  Kinder  nicht 
für  Ellern  sterben.  Mos.  V.  24.  16.  Nur  Gott  straft  die  Sünde  der  Väter 
an  den  Kindern  bis  in  das  dritte  und  vierte  Glied  B.  1L  20.  5.  Oeflfenllicbe 
Verbrechen  und  desshalb  Abgötterei  und  Dienst  anderer  Götter,  sowie 
skandalöse  Verletzung  der  Sittlichkeit,  z.  B.  Ehebruch  und  Nothzucht  wur- 
den von  Slaatswegen  mit  dem  Tode  bestraft:  manche  Attentate  unterliegen 
körperlichen  Züchtigungen  oder  Geldbussen.  Die  Staats verrälher  und  Volks- 
nufwieglcr  haben  den  Tod  am  Kreuze  zu  erleiden.  Die  häutigste  Todes- 
strafe war  die  offenbar  aus  dem  steinigen  Arabien  stammende  Steinigung.  *) 
Nach  Saal  schütz  war  im  mosaischen  Rechte  der  Zweck  der  Strafe 
nicht  immer  derselbe,  sondern  ausser  der  Wiedervcrgeltung  auch  der  der 
Tilgung  des  Bösen,  durch  Sühne,  Entschädigung  oderanch  Abschreckung.  *) 
74.  Nach  der  Zerstörung  Ierusalems  hörten  zwar  die  letzten  Reste  des 
Staats  verbands  der  Juden  auf;  sie  bildeten  aber  immer  noch  ein  Volk  mit  eige- 
ner Religion  und  eigenem  auf  dieser  ruhendem  Rechte,  wurden  auch  von  den 
Römern  als  eine  grosse  religiöse  und  bürgerliche  Volksgemeinde  behandelt.4) 


1)  Michaeli»,  §.  160—163.  Jost,  S.  115.  Saalschutz,  II.  554. 

2)  Michaelis.  Bd.  4.  §.  229 — 271.  Menequin,  1.  565—599.  Saalschutz, 
VI.  438,  592. 

3)  Saalschutz,  II.  441 — 444. 

4)  Der  Verfasser  folgt  hier,  jedoch  in  der  Reget  in  freier  Darstellung,  den  Unter- 
suchungen und  Darstellungen  von  Jost  im  4len  u.  Sten  Band  seiner  Geschichte 
der  Israeliten  seit  der  Zeit  der  Makkabäer.  Vergl.  ausserdem  Hone- 
quin,  II.  201  IT.  und  Pinner  Einleitung  seines  Compendiums  des  Talmud. 
Itd.  I.  Berlin  1832.  Zun:,  die  gottesdiensUichcn  Vorträge  der  Juden,  historisch 
entwickelt.  Berlin  1832.  S.  35 — 57.  Gfroercr,  das  Jahrhundert  des  Heils 
Stuttgart  1838.  S.9  — 32.  und  Steinschneider  in  Ersch  u.  Grubcrs  All- 
gemeiner Encyclopadic  II.  SecL  Bd  27.  8.  357  ff.  (unter  dem  Wort:  jüdische 
Literatur.) 
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In  ihrem  Schoosse  und  dem  von  den  römischen  Imperatoren  geschützten  Frie- 
den erstarkte  und  entwickelte  sich  au  Ts  Neue  die  jüdische  Nationalität, 
welche  gelehrte  oder  geistliche  Oberhäupter  auf  eine  unzerstörbare  Weise 
zu  befestigen  Jahrhunderte  lang  bemüht  waren.  So  erhielt  sich  das  Juden- 
thum mit  seiner  Religion  und  seinem  auf  die  mosaische  Gesetzgebung  sich 
stützenden  Rechte.  Es  war  freilich  nicht  das  rein  mosaische , sondern  ein- 
theils  auf  derselben  theils  auf  Rechlsideen  der  laufenden  Jahrhunderte  und 
sogar  auf  Grundsätzen  des  römischen  Rechts  ruhendes  Gewohnheits- 
recht, das  von  einer  langen  Reihe  Religions-  und  Rechtslehrern,  die  wie 
schon  bemerkt  den  Namen  Rabbi  (Meister)  führten,  und  zwar  mit  grossem 
ja  spitzfindigem  Scharfsinn  zu  einer  ausgedehnten  Casuistik  technisch 
verarbeitet,  in  ein  Juristenrecht  überging.  Als  Hauptquelle  desselben 
gelten  die  schon  von  Moses  Zeiten  herrührenden,  oder  ihm  und  seinen 
Nachfolgern  zugeschriebenen  nicht  aufgezeichncten  mündlichen  Uebcr- 
lieferungen,  so  wie  die  der  Propheten  u.  s.  w.,  und  desshalb  nannte  man 
den  Inbegriff  seiner  Satzungen  Misch  na  ■)  oder  das  zweite  Gesetz.  Die 
Erhaltung  desselben  für  die  kommenden  Generationen  war  ein  Hauptberuf 
der  einer  Synagoge  angehörenden  Rabbincnschulc.  Einige  solcher  Schu- 
len erlangten  beim  Volke  eine  grosse  Berühmtheit,  wie  die  zn  Jamnia 
(nach  40  n.  Chr.)  und  nach  ihrem  Verfall  die  von  Tiberias  (blühend  gegen 
ISO  n.  Chr.) 1  2 3 4).  Auch  die  Namen  der  berühmtesten  Rechtslehrer  haben 
sich  erhallen,  sie  waren  Zeitgenossen  der  grossen  römischen  Juristen  von 
Hadrian  an  und  namentlich  unter  Septimius  und  Alexander  Sever. 
Dass  sie  in  die  Wissenschaft  des  römischen  Rechts  eingewcihl  waren,  er- 
gibt sich  nicht  blos  daraus,  dass  sic  das  nationale  Recht  aus  demselben 
ergänzten,  sondern  besonders  auch  daraus,  dass  sie  technische  Rechtsbe- 
griffe, wie  z.  B.  Servitus,  Condictio,  Traditio,  Usurpatio  u.  a durch  neue 
von  ihnen  geschaffene  hebräische  Kunstworte  wieder  zu  geben  wussten.  *) 
War  nun  aber  gleich  die  Mischna  eine  gemeinsame  Doktrin  der  Itab- 
binen,  so  hatte  doch  jeder  Lehrer  in  derselben  (Thnnnaim  genannt)  mich 
seine  cigenthümlichen  Ansichten  über  diese  oder  jene  Rechtsfrage , oder 
wie  wir  werden  sagen  dürfen , sein  eigenes  System , so  dass  man  auch 
von  der  Mischna  dieses  oder  jenes  Lehrers  spricht.  *)  Es  fand  eine  Rang- 


1)  S.  109  sagt  Jost:  Der  Mischna  liegt  der  Begriff  vom  Dasein  eines 
mündlichen  Gesetzes  neben  dem  geschriebenen  zum  Grunde. 
Es  bestellt  in  einer  vorgeblichen  Uebcrliefcrungsrcihc  von  Moses  auf  Josua,  von 
diesem  wieder  auf  die  Acltcsicn,  dann  auf  die  Propheten,  zuletzt  auf  die  Männer 
der  grossen  Synagoge,  die  unmittelbaren  Vorgänger  der  Rabbincn. 

2)  J o s t , S.  29— "4. 

3)  Diess  zeigt  Jost  u.  a.  0.  S.  238—40. 

4)  Jost,  S.  84,  107. 
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Dränung*)  unter  ihnen  slntl;  und  an  der  Spitze  jeder  Schule  Stand  ein  so- 
gar erbliches  Oberhaupt,  welches  den  Titel  Nasi  führte.*) 

Die  grosse  durch  das  Zusammenwirken  mehrerer  ausgezeichneter 
Rabbinergenerationen  *)  bewirkte  rechls  Wissenschaft  liehe  Bewegung  kam  end- 
lich dadurch  zum  Abschluss, 1 2 3 4 5 6 7 ) dass  gegen  220  ein  über  alle  hervorragender 
Nasi,  Jehuda  Hakudosch  (der  Heilige,  der  unter  Caraealla  lebte)  und  auch 
Rabbi  schlechtweg  genannt  wurde,*)  eine  so  sehr  den  Bedürfnissen  der 
Zeit  entsprechende,  wissenschaftliche  Darstellung  der  Mischna  machte,  dass 
die  Trüberen  Werke  dieser  Art,  woraus  er  nlles  Vorzügliche  in  das 
seinige  aufnalun  in  den  Hintergrund  traten,  seine  den  Pandeeten  Justinians 
Ähnliche  Arbeit  nur  den  Namen  der  Mischna  führte,  und  in  der  Anwen- 
dung gesetzliches  Ansehen  erhielt,  Diess  war  so  gross,  dass  sie  neben 
die  Bücher  Mosis  gestellt  und  als  Gesetz  von  den  Juden  befolgt  ward. 
Die  Mischna  des  Jehuda  Hakadosch  ist  zugleich  Religion s-  und  Rechls- 
buch  •)  In  erster  Beziehung  enthüll  sie  die  religiösen  moralischen  und 
liturgischen  Vorschriften  des  Judenlhums  nach  der  Grundanschauung  der 
Rabbinen , in  letzter  ist  sie  eine  ziemlich  vollständige  Aufzeichnung  des 
Civil-  und  Criminalrechls  mit  beständiger  Anführung  der  Aussprüche  der 
berühmten  Rabbis',  durch  welche  das  Werk  seine  Ausbildung  erhallen  hatte.  *) 
Nach  Jost  C.  IV.  S.  102  ist  die  Mischna,  abgesehen  von  der  Eigen- 
thümlichkeit  ihres  Verfassers,  die  Darstellung  der  Art  und  Weise,  wie 
die  jüdischen  Weisen  nach  der  Zerstörung  des  Tempels  und  bei  der  Aus- 
sicht auf  eine  längere  Dauer  der  Unterwürfigkeit,  die  Forterhaltung  des 
mosaischen  Gesetzes  sich  möglich  dachten.  Zu  diesem  Ende  sind  ihr  sowohl 


1)  Mnn  unterscheidet  die  Snferitn , Thannnim , Amornim , Snboraim  u.  flna- 
nim.  S.  Ersch  u.  Gr  uh  er  S.  36  ff. 

2)  Jost.  S.  4t  und  151  — 152. 

3)  Man  nennt  dieses  Zeitalter,  in  welchem  die  Mischna  entstand,  das  Zeitalter  der 
Weisen , T li  a n n a i m.  Die  Kamen  der  berühmtesten  sind  bekannt ; cs  folgen  deren 
mehrere  Generationen  aufeinander.  Die  erste  Abfassung  von  Hisclma-Ordnungcn  war 
von  ft.  A k i b o , der  im  hadrianischen  Kriege  hingerichtet  wurde.  Nach  ihm  haben 
der  Patriarch  Simon  Ben  Gninalicl  (gegen  166)  und  seine  Schüler  die 
Hauptverdienste  um  deren  Richtung  und  Sammlung,  sein  Sohn  war  der  gegen 
220  berühmte  Jehuda  Hakadosch;  er  vollendete  das  Werk,  an  das  seine 
Schüler  die  letzte  Hand  legten.  Zunz,  S.  46. 

4)  Jost,  S.  120  fl.  u.  S.  126.  Nach  Pinncr  wurde  die  Mischna  gegen  250  nach 
(Ihr.  verfasst. 

5)  Jost,  S.  97.  Näheres  über  ihn  ebendas.  S.  126,  145  IT 

6)  Eine  allgemeine  Inhaltsangabe  der  Mischna  findet  sich  bei  Jost,  S.  103 — 112. 
S.  113-119. 

7)  Nach  Jost  S.  !06  beziehen  sich  die  Aussprüche  der  älteren  Thannaim  mehr  auf 
religiöse  Gebräuche,  die  der  jüngeren  sind  mehr  Entscheidungen  bürgerlicher 
Rechtsfragen. 
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alle  bis  dahin  gemcingtilligcn  oder  vielmehr  unter  den  Lehrern  ausgemachten, 
als  auch  streitigen  Lehrsätze  einverleiht. 

Diese  Lehrsätze  reichen  jedoch  nicht  über  das  hcrodüischc  Zeitalter 
hinauf,  einige  wenigo  ausgenommen,  die  den  hcrodäischen  Lehrern  zuge- 
schrieben werden  (S.  105).  Das  Werk  umfasst  einen  Zeitraum  von  un- 
gefähr 350  Jahren,  wenn  die  Nachträge,  die  übrigens  nicht  fünfzig  volle 
Jahre  jünger  sind,  davon  ausgeschlossen  werden.  Der  Zeitraum  bezeichnet 
genau  die  neujüdische,  oder  richtiger  gesagt,  die  römisch-jüdische  Rechls- 
I>eriode.  (S.  106.)  *) 

Die  Mischna  des  Jchuda  wurde  nun  der  Mittelpunkt  der  Rabbinischen 
Religions-  und  Rechtswissenschaft.  Mehrere  Generationen  von  Auslegern 
folgten  auf  einander,  um  den  Sinn  ihrer  Satzungen  feslzuslcllen,  und  neue 
Rechtsfragen  ihrem  Texte  gemäss  zu  entscheiden. 

Die  Aufzeichnungen  dieser  Ausleger  der  Mischna  (die  Gaonim 
hiessen)  wurden  zu  einer  fortlaufenden  Glosse  derselben  zusammcngelra- 
gen  die  Gemara  (d.  h.  die  Lehre)  genannt , und  stehen  zu  ihr  in  einem 
ähnlichen  Verhältnisse,  wie  die  Mischna  zum  Pentateuch.  Eine  erste  Re- 
daction der  Gemara  wurde  (wie  die  Kritik  nun  annimmt)  im  letzten  Viertel 
des  vierten  Jahrhunderts  in  Palästina  verfasst,  die  zweite  gegen  521  zu 
Sura  bei  Babylon;  sie  heissen  mit  dein  Texte  der  Mischna  der  Talmud 
(das  Buch  der  Lehre^),  von  welchem  daher  zwei  Redaclionen,  die  palästi- 
nische oder  hierosolymitanische  und  die  babylonische  unterschieden  werden; 
die  erste  diente  mit  als  Grundlage  der  zweiten,  unendlich  viel  ausführliche- 
ren*). Er  ist,  wie  es  scheint,  bis  429  Landrecht  in  Palästina  gewesen, 


t)  Die  Lehrsätze  des  Midrasch  sind  theils  die  unabänderliche  Regel  Ilalacha.  oder 
blos  Gesagtes  Ilagnda;  beide  Arten  werden  auch  in  der  Mischna  unterschieden. 
Zant,  S.  42.  Nach  Jost  S 1 09  zerfallen  die  Sätze  der  Misehnn  in  acht  ver- 
schiedene Arten,  als  die  reine  Mischna  oder  Erklärung  des  Grundtextes  der 
mosaischen  Schriften  zur  Entwicklung  des  Rechts  in  den  dort  nicht  erwähnten 
Fällen,  dicHalncha  oder  allgemein  üblicher  Gebrauch,  der  I>  i br  e-H  ac  h a kam  i in, 
oder  Lehrsätze  der  Weisen,  wie  sie  in  Zusammenkünften  sich  vernetimen  Hessen, 
Dibre-Jeehidiin . Ansichten  einzelner  Rabbis  von  Ansehen,  Klaliin  im  allgemei- 
nen Grundsätzen  u.  s.  w. 

2)  Man  ist  Uber  das  Alter  der  beiden  Gemaraeedactionen  nicht  einig.  Gewöhnlich 
setzt  man  die  palästinische  in  das  Jahr  300.  die  babylonische  in  d.  J.  500.  Am 
genauesten  haben  diese  Fragen  Zuuz,  P i nn c r und  G f rö rer  untersucht.  Die  neu- 
sten Monographien  Ober  die  Mischna  und  Gemara  sind  die  von  Rotenberg 
die  Rcchtsgutachlcn  des  Jchuda,  Berlin  1046,  und  faselt  die  Rrrlitsgularhtcn 
der  Gaortim,  Prag  1847.  4.  Das  Wort  Gemara  und  Talmud  haben  die  gleiche 
Bedeutung,  doch  begreift  man  unter  der  letzten  die  Mischna  mit. 

Die  vollständigste  Ausgabe  des  Talmud , hebräisch  und  lateinisch  ist  die  von 
Stirrnhusias  Amsterdam  1696 — 1703.  3 V. ff.  Deutsch  erschien  die  Mischna 
von  Rabe  in  Onolsbach  1760  - 63.  2 Bdc.  4.  Eine  neue  mit  deutscher  Ucber- 
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bis  auf  den  heutigen  Tag  das  Religions-  und  Rechlsbuch  der  Juden  ge- 
blieben und  der  Mittelpunkt  einer  überaus  reichen  Literatur.  *) 

Unter  den  spätem  Talmudislen  ist  vor  allem  Mosch  ben  Maimon 
(aus  Spanien)  oder  Maimonides  f 1205,  berühmt.  Er  suchte  die  jü- 
dische Religions-  und  Rcchtslehre  philosophisch  zu  begründen  und  zu  be- 
leuchten, ward  aber  von  seinen  Glaubensgenossen  desshalb  sehr  nnge- 
feindeL  *) 

Unter  den  späteren  Werken  über  die  Talmudische  Religions-  und 
Rechtslehre  hat  ein,  im  sechzehnten  Jahrhundert  verlasstes,  für  den  täg- 
lichen Gebrauch  sehr  bequemes,  Lehrbuch  von  Joseph  Karo  Ben 
Ephraim,  das  den  Titel  Schulchnn  Anteil  (der  gedeckte  Tisch)  führt, 
besonders  grosses  Ansehen  erlangt.  *)  Der  Verfasser  der  neuesten  dog- 
matischen Darstellung  des  mosaisch  rabbinischcn  Civilrechts  Jo.  Hirsch 
B.  Fasssei  nennt  cs  (1852)  den  rabbinischen  Codex,  und  benützt 
es  als  eine  Hnuptquellc  seiner  eigenen  Codiflkation  dieses  Rechts.  Aus 
derselben  wurde  zuerst  1778  auch  von  Moses  Mendelsohn  unter  Auf- 
sicht des  Oberrabbiners  Herschcl  Lewin  in  Berlin  ein  kleines  Buch  ge- 
fertigt, nämlich  die  Ritual-Gesetze  der  Juden  betreffend  Erbschallen, 
Vcrwandlschallssachen , Testamente  und  Ehesachen,  in  so  weit  sie  dem 
Mein  und  Dein  angehören.  4) 

Ganz  vollständig  sind  nur  die  neuesten  Darstellungen  des  mosaischen 
rabbinischen  Rechts  von  Saalschütz  und  Kassel,  *)  deren  erste  eine 
historisch  systematische  Beleuchtung,  und  die  letzte  eine  nach  der  Ordnung 
des  üslreichischen  Gesetzbuchs  entworfene  Fassung  dieses  Rechts  in  kur- 
zen Artikeln  mit  einem  historisch  dogmatischen  Commcnlar  enthält.  — ln 


Setzung  und  Commenl.  hat  1842  in  Berlin  Pin  ne  r begonnen,  der  lS32das  schon 
angeführte  Compcndium  des  Talmud  herauszugeben  anfing. 

1)  Vergleiche  Uber  diese  Literatur  Wolf  Bihliotheea  Hehvnica  3 Bdc.  und 
die  grosse  Encyclopodie  von  Erschund  Gr  über  Bd.  27.  Seriell),  unter  dem 
Wort:  jüdische  Literatur  v.  Steinschneider. 

2)  Er  schrieb  in  arabischer  Sprache  und  wurde  ins  hebräische  Übersetzt.  S.  Uber 
ihn  Jost  Bd.  VI.  S.  109  und  dessen  allgemeine  Gescliichte  des  israelitischen 
Volks  Bd.  II.  258  und  Two  Lecturet  <m  the  Life  and  Writingt  of  Ultimo- 
nidet  etc.  von  A.  Benisch.  London  1847.  8. 

3)  Es  ist  zuerst  in  Venedig  1507  erschienen;  dann  öfter  z.  B.  1802  in  Amsterdam, 
zuletzt  deutsch  in  Hamburg  1837 — 1840  von  Locwc. 

4)  Die  vierte  Auflage  erschien  1779,  eine  fünfte  1826. 

5)  bas  Werk  von  Saalschutz  schon  öfter  angeführt.  Von  Fasscls  Buch  erschienen 
zwei  Theile  oder  Hefte  deren  erstes  das  Personen  (Familien)  das  zweite  das 
Sachenrecht  (d  h.  die  Lehre  von  den  eigentlichen  Hechten  und  dem  Erbrecht)  enthalt. 
Im  Jahre  1848  gab  derselbe  Verfasser  eine  Tugend  - und  Rechlslehrc  bearbeitet 
nach  den  Principicn  des  Talmud  heraus. 

Eine  systematische  Darstellung  des  talmudischen  Rechts  gibt  auch  Ilenc quin 
II.  S.  231  ff. 


Digitized  by  Google 


161 


wie  weit  den  jüdischen  Gemeinden  in  den  neueren  Staaten  das  Recht  der 
Religionsfreiheit  und  das  der  Autonomie  aucli  in  bürgerlichen  Angelegen- 
heiten zusieht,  hat  das  rabbinischc  Recht  noch  praktische  Geltung,  indem 
es  theils  als  Gewohnheitsrecht  in  allen  mit  der  Religion  in  Verbindung 
stehenden  Verhältnissen  zu  achten  ist,  theils  in  den  Gülerverhältnissen  zur 
Anwendung  kömmt,  die  der  Privatdisposition  der  Parteien  überlassen  sind 
und  denselben  gemäss  regulirt  werden.  Doch  darf  es  nicht  den  unabän- 
derlich geltenden  allgemeinen  Rechten  des  Staats  ')  widersprechen. 

Auch  steht  den  in  den  Judengemeinden  angestellien  Rnbbinen  keiner- 
lei Art  der  Jurisdiction  zu,  wogegen  sie  aber  häufig  das  Amt  von  Schieds- 
richtern führen.  *) 


Moslemitisches  Recht.  *) 

T5.  Die  vielfachen  Berührungen  der  christlich  europäischen  Völker  mit 
den  dem  Islamismus  huldigenden , namentlich  die  der  Engländer,  Franzosen 
und  Russen,  haben  eine  nicht  geringe  Zahl  in  europäischen  Sprachen  geschrie- 
bener Werke  veranlasst , durch  welche  die  Kennlniss  des  muselmännischen 


1)  Dosshalb  ist  nicht  hlos  die  Polygamie  nicht  erlaubt,  sondern  auch  die  Leviratsehe 
und  die  Scheidung  durch  blosen  Scheidebrief  des  Mannes 

2)  Gerber  deutsches  Privatrecht  §.  46.  Geschichtliche  Untersuchungen  über  die 
Anwendung  des  jüdischen  Rechts  in  den  neueren  Staaten  haben  angestellt  Schroc- 
der,  Abhandlungon  B.  1.  S.  112.  Bes  sei  im  Rhein.  Museum  für  Jurisprudenz 
B.  111.  S.  443.  (v.  1829)  Zu  vergleichen  sind  noch  Mittcrmaier,  deutsches 
Privatrecht  $.  118  wo  viel  Schriften  angeführt  sind,  Philipps  deutsches 
Privatrecht  I.  316  und  Falk  juristische  Encyelopacdie  $.  63.  64. 

3)  Notizen  über  die  moslemilischc  Rcchtslitcratur  bei  den  Arabern,  Persern  und 
Türken  finden  sich  in  Zenkers  Rihliatheea  Orientalin  ou  Manuel  de  Bihlio- 
prapkie  orientale.  Leipz.  S.  167.  Nr.  1361  — 1507.  Unter  den  deutschen 
Rechlsgelehrlcn  unseres  Jahrhunderts  haben  sich  vorzüglich  von  Hammer  und 
Gans  mtl  dem  moslcmitischcn  Recht  beschäftigt , jener  1815  in  seiner  Staats- 
verfassung und  Staatsverwaltung  des  osmanischen  Reichs.  Wien  1812. 
B.  I.  S.  1.  f. , seiner  Geschichte  desselben  u.  s.  w. ; dieser  in  seiner  Geschichte  des 
Erbrechts,  B.  I.  S.  178  f.  und  zwar  letzter  meistens  nach  englischen  Schriftstel- 
lern, wie  Jones,  Obson,  Hamilton  u.  a.,  endlich  Klemm  im  B.  Vll  sei- 
ner Culturgcschichte  S.  281.  Neuestens  haben  sich  die  Franzosen  um  dessen 
Studium  Verdienste  erworben,  insbesondere  Worms,  Ducaurroy,  Perron 
und  Vincent  in  den  von  ihnen  anzuführenden  Abhandlungen  und  Werken.  Der 
erste  hat  eine  gute  Kritik  einiger  Ansichten  Hammers  und  der  Engländer  ge- 
geben. Auch  hat  der  jetzt  in  Petersburg  früher  in  Casan  lebende  orientalische 
Gelehrte  Mirza  Kazcm  Beg  wichtige  Aufschlüsse  über  den  allgemeinen  Ent- 
wicklungsgang des  moslcmitischcn  Rechts  in  der  noch  vom  ihm  anzuführenden 
Schrift  gegeben. 

ln  gegenwärtiger  Darstellung  folgt  der  Verfasser  vorzugsweise  dem  letztge- 
nannten Schriftsteller. 

11 
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Rechts  sehr  gefördert  worden  ist,  doch  hat  man  noch  keine  vollständige, 
gewisse,  mit  dem  Rechte  Europas  zu  vergleichende  systematische  Darstellung 
desselben.  Das  moslemilische  Recht  hat  nicht  nur  eine  religiöse  Grund- 
lage, sondern  ist  in  allen  seinen  Satzungen  von  den  Grundsätzen  des  Is- 
lams durchdrungen,  obwohl  es  in  zwei  Haupltheile:  das  religiöse  und 
das  nicht  religiöse  oder  bürgerliche  Recht  zerfällt. 

I.  Die  Quellen  desselben  sind  in  zwei  Hauptarten  zu  scheiden,  die 
ursprünglichen  nicht  mehr  fliessenden  unabänderlichen  und  das  ganze 
Rechtssyslem  beherrschenden  und  die  noch  fliessenden,  welche  mit  den 
ersten  in  keinem  Widerspruch  sein  dürfen. 

A.  Die  ersten  zerfallen  in  die  des  Gesetzes,  Seltene  oder  Scherial 
genannt,  und  das  Recht  der  Autorität  und  der  Wissenschaft. 

a)  Die  ersten  bestehen  im  Koran  ')  und  der  Sunna  oderSunnet;  der 
Koran  oder  Alkoran  enthält  die  von  Muh  am  tu  cd  selbst  aufgezeichnelen  von 
seinen  Nachfolgern  erst  in  ein  Werk,  das  in  111.  Suren  zerfällt,  vereinig- 
ten Salzungen;  die  Sunna  ist  der  Inbegriff  der  nicht  auf  diese  Weise,  son- 
dern durch  den  Propheten  mündlich  gegebenen  und  befolgten  Vorschriften, 
die  durch  Tradition  ermittelt,  von  dessen  unmittelbaren  Schülern  (Imams) 
im  zweiten  Jahrhundert  aufgezeichnet  wurden,  desslmlb  Tradition  Sunna 
oder  Iladis  genannt  und  als  Gewohnheitsrecht  angesehen  werden  können. 
Die  einzelnen  Satzungen  der  Scherial,  sie  mögen  im  Koran  oder  der  Sunna 
enthalten  sein,  werden  Ahkäms  genannt. 

Man  hat  vier  verschiedene  Aufzeichnungen  der  Sunna,  die  nach  ihren 
Verfassern  (Jmatns)  benannt  werden.  Unter  denselben  sind  die  von 
Abu  Hanifa  + 764,  und  Malek  + 795  n.  Chr.  die  berühmte- 
sten *)  Daher  die  Unterscheidungen  des  Hanefltischen  und  des  Malckili- 
schen , sowie  der  beiden  andern  Ritus.  Die  Anhänger  jedes  Imam  bilden 
eine  eigene  Schule. 

b)  Sehr  früh  wurden  sowohl  die  religiösen  Dogmen  und  Vorschriften 
als  die  Rechlssatzungen  des  Gesetzes  der  Gegenstand  wissenschaftlicher 
Bearbeitung,  welche  Jahrhunderte  lang  fortgesetzt  eine  sehr  reiche  mosle- 
mitische  Rechtsliteralur  zu  Tag  gefördert  hat.  Die  Doctrinen  der  ältesten 


1)  Man  bat  viele  Ausgaben  de»  Koran  i.  B.  arabische,  erschienen  Leipzig  1834.  1837. 
1842  sowie  Uebersclzungen  in  occidcntalisrhcn  Sprachen,  S.  Zenker  V.  1365 — 137t 
u.  1386—1405.  Deutsch  gab  8.  Fr.  G.  Wahl  ihn  heraus:  Halle  1828.  Der  Koran 
oder  das  Gesetz  der  Moslemin  durch  Muhammed,  den  Sohn  Abdallahs.  Koch 
neuer  ist  die  1840  in  Crcfeld  erschienene  Uebersetzung  v.  Uli  mann. 

2)  Die  beiden  andern  sind  Schafi’i,  f 819.  Hanbal  f 855. 

Mirza-Kazcnt-Beg  a.  a.  0.  S.  17Z.  Uebcr  die  vier  Ritus  und  die  ihnen 
anhängenden  Schulen  verbreitet  sich  ausführlich  F e r r o n in  Apercu  per limi- 
naire seiner  Uebersetzung  v.  Khalils  Lehrbuch  de»  muselmännischen  Rechts 
Die  Naiucn  der  vier  Jmams  werden  verscliiedcntlich  geschrieben. 
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Rechtsgelehrten  erhielten  gesetzliches  Ansehen  und  zwar  a)  die  von  den 
mit  höchster  Autorität  bekleideten  Rechlsgelehrlen  (Mudschteh  ids)  aufge- 
stellten Rechtssälze,  Idschma's  genannt  und  b)  die  auf  sie  gestützten 
vermittelst  der  Analogie  (Kijäs)  festgesetzten. 

Die  Religions-  und  Reehtswissenschalt  galt  bei  den  Arabern  als  einer 
der  drei  Hauplzweige  des  Wissens  überhaupt.  J ) 

Die  moslemitischen  Gelehrten  lassen  niimlieh  alles  gelehrte  Wissen  in 
drei  Hauptzweige  zerfallen  *),  die  Literatur  (Al-arahjt) , die  Reli- 
gions- und  Rechtswissenschaft  (Asch - schat {je)  und  die  Philosophie 
(Al-hikcmije).  Die  zweite  bestand  in  der  Auslegung  des  Korans,  der  Kunde 
der  Tradition,  der  practischen  Theologie,  die  die  Rechtswissenschaft  in 
sich  begreift,  und  Fikh  genannt  wird,  die  scholastische  Theologie,  die 
speciellc  Rechtskunde,  vorzüglich  die  des  Erbrechts,  und  endlich  die  Ele- 
mentarwissenschall des  Rechts,  Ussul-ul  - Fikh  genannt.  Der  im 
Rechte  kundige  heisst  F a k i h . und  die  Fakih  sind  aus  dem  Stande  der 
Gottes  - und  Rechtsgelehrten , Ulcma's ; aus  ihrer  Mitte  werden  die  Richter 
genommen,  sie  mögen  Mufli's,  Mollah's  oder  blose  Cadi’s  sein.  *) 
Aber  nicht  aller  Rechtsgelehrten  Lehren  und  Ansichten  haben  die 
Krall  der  Autorität , sondern  nur  die  derjenigen,  die  Mukellefs  heissen  und 
deren  sechs  Rangklassen  unterschieden  werden,  von  welchen  aber  nur 
die  Aussprüche  der  drei  ersten  Klassen  ein  bindendes  Ansehen  haben. 
Die  erste  der  letzten,  Mudschtehids  genannt,  besieht  aus  Rechlsgelehrlen,  die 
in  den  zwei  ersten  Jahrhunderten  lebten,  welche,  wie  die  (unten  §.  111) 
aufzuführenden  Lagmänner  in  Skandinavien , die  Satzungen  der  Scheriat 
auswendig  her  zu  sagen  im  Stande  und  verpflichtet  waren.  Sie  galten 
ihres  frommen  Lebens  wegen  für  von  Gott  Erleuchtete  und  ihre  Aussprüche 
hallen  absolut  bindende  Autorität  (Idschtihäd).  Sie  stützten  sich  unmittel- 
bar auf  die  Quellen  *),  die  zweite  Klasse  der  Mudschtehids  stehen  weni- 
ger hoch;  ihre  Aussprüche  haben  nur  eine  relative  Autorität,  sie  gelten 
in  wie  weit  sie  den  Lehrsätzen  der  ersten  nicht  entgegen  sind;  sie  sind 
die  Schüler  von  den  sechs  ersten  Imams  der  zwei  ersten  Jahrhunderte 
und  stützen  diese  ihre  Aussprüche  auch  auf  die  Ansichten  ihrer  Lehrer, 


1)  Der  Verfasser  folgt  hier  vor  allein  der  schönen  Abhandlung  von  Mirza  Kazcm 
Heg  im  Journal  Asiatfjue  Serie  II'.  A'  f.  p.  158  f.  Kotice  lur  la  marche 
et  let  progret  de  la  Jurisprudeuce  parmi  let  teclet  orthodoxes  Uutul- 
mant.  (v.  J.  1850.) 

2)  Mirza  Katern  Beg  a.  a.  0.  S.  158 — 160. 

3)  M u f t'  i s heissen  berathende  Gesetzgclehrlc , Mollah's  die  Richter  ganzer  Provin- 
zen und  einiger  grossen  Städte;  die  ftbrigen  Richter  heissen  Cadi’s.  S.  v. 
Hammer:  die  Osm.  Reichsverfassnng  und  Staatsverwaltung  B.  II.  S.  372  — 392. 

4)  Mirza  Katern  Beg  a.  a.  0.  S.  167—  68.  Dieser  Schriftsteller  führt  aus  dem 
ersten  Jahrhundert  nach  Muhammed  zehn  und  aus  dem  zweiten  7 solcher  Rechts- 
gelehrten  auf. 
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und  die  Analogie.  *)  Sie  sind  Verfasser  systematischer  Darstellungen  der 
Ussul-ul-Fikh,  welchen  sich  die  Mudschtchids  der  dritten  Klasse,  deren  Au- 
torität nur  in  Entscheidungen  einzelner  Rechtsfragen  bindend  ist,  zu  con- 
formiren  haben.  Die  zwei  folgenden  Klassen  der  Mukellefs  werden 
Mukallid's  Nachahmer  (von  taklid  Nachahmung)  genannt  und  sind 
Auserwählte  (Gelehrte),  die  sich  durch  besondere  Gründlichkeit  und 
Klarheit  in  Entscheidung  der  Streitfragen  auszeichnen , aber  von  den  Doc- 
trinen  der  drei  ersten  Klassen  sich  nicht  entfernen  dürfen. 1  2)  Man  unter- 
scheidet zwei  Unterklassen  derselben,  nämlich  die,  welche  über  zweifel- 
hafte oder  dunkle  Punkte  des  Rechts  eine  klare  überzeugende  Ansicht  auf- 
stellen und  solche,  die  unter  verschiedenen  Ansichten  anderer  die  eine  oder 
die  andere  als  die  richtigere  vertheidigen.  Die  Rechlsgelehrten  des  ersten 
Grades  heissen  Ta  khrid  sch,  die  des  zweiten  Tardschih.  Die  übrigen  Mu- 
kellefs  gehören  einer  letzten  Klasse  an,  unter  welcher  sich  auch  noch  Ge- 
lehrte und  zwar  die  meisten  berühmten  juristischen  Schriftsteller  vom 
achten  Jahrhundert  der  muselmännischen  Zeitrechnung  an  befinden,  deren 
Zahl  sich  auf  gegen  zweihundert  beläuft.  3)  Die  Anzahl  der  moslemili- 
schen  Rechlsgelehrten  von  der  ältesten  Zeit  an  bis  in  die  letzten  Jahrhun- 
derte ist  sehr  gross,  wie  sich  schon  aus  der  von  uns  befolgten  über- 
sichtlichen Geschichte  der  muselmännischen  Rechtswissenschaft  von  Mirza 
Kazem  Beg  ergibt 

Es  gibt  viele  zum  Theil  sehr  alte4 5 6)  ausführliche  Hand  - und  Lehrbücher 
dieses  Rechts,  die  zugleich  eine  ausgedehnte  Casuistik  enthalten  und  den 
Pandeclen  Juslinians  verglichen  werden  können.  Eines  der  verbreitetsten 
ist  die  Multeka  des  Imam  Ibrahim  el  Haie  hi4)  und  der  Mukh- 
t'aijar  des  Rechtsgelehrten  Klialil  *)  + 1122  nach  dem  Malekitischen 
Ritus,  welcher,  weil  der  in  Algerien  im  grössten  Ansehen  steht,  auf  Ko- 
sten der  Französischen  Regierung  von  Perron  ins  französische  übersetzt 
und  prachtvoll  von  184T  bis  1852  in  sechs  Bänden  4.  gedruckt  wurde. 
Das  Werk  bildet  einen  Theil4)  der  grossen  Sammlung:  Exploration 


1)  Ebend.  S.  169. 

2)  Ueber  diese  3 Klassen  verbreitet  sich  Mirza  a.  a.  0.  S.  206—214. 

3)  Mirza  a.  a.  0.  S.  213.  Diese  Rangklnsscn  erinnern  an  die  iin  rabbinischen 
Zeitalter  der  Juden  vorkommenden , im  $.  74  berührten  der  Gottes-  und  Rechts- 
gelehrtcn. 

4)  Perron  führt  sieben  der  ältesten  Reehtsgelehrten  des  malekitischen  Ritus  auf. 
S.  XII -XUI. 

5)  Der  eigentliche  Titel  seines  Werks  ist  Multeka  el  abkur  (Ebkar).  Perron  l. 
S.  XI.  Hammer  Slaatsverfassung  I.  3 f.  Die  Capitel  derselben  geben  Ham- 
mer a.  a.  0.,  Klemm  VII.  S.  281—82.  S.  17  f.  an. 

6)  Uebcr  Khalil  S.  Perron  B.  I.  S.  XIV.  Er  lehrte  in  Kairo,  Ueber  den 
Werth  seines  Werks  verbreitet  sich  Perron  S.  XVIII.  f. 

4)  Das  Lehrbuch  des  Reehtsgelehrten  Sadru-sch-Shari'e  hat  Mirza  Kazem 
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scientifique  de  l'Alyerie,  Abtheilung  der  Sciences  historiqucs 
et  geoyraphiques  t.  X — XV. 

Die  Salzungen  der  Sunna  haben  aber  nicht  in  allen  Ländern  des  Is- 
lams gesetzliche  Geltung;  sie  werden  wenigstens  grösslenthcils  in  den  dem 
Schisma  des  Ali  anhängenden  nicht  als  Gesetz  angesehen;  man  theilt  dess- 
halb  die  Muselmänner  in  Sunniten  und  Schiiten,  welche  letzte  jedoch  auch 
ihre  Hadis,  aber  nur  4 haben.  Das  schiitische  moslemilische  Hecht  ist  daher 
von  dem  sunnitischen  sehr  abweichend 1 ).  Es  wird  besonders  in  Persien 
befolgt , während  das  sunnitische  in  der  gesummten  Türkei  lind  ihren  Ne- 
benländern, in  der  Tarlnrei  und  in  Hindoslan  gilt  und  jene  reiche  Literatur 
besitzt,  von  welcher  bisher  die  Rede  war. 

II.  Die  noch  messenden  Rechtsquellen  der  moslemitischen  Staaten  be- 
stehen in  den  Gesetzen  und  Verordnungen  in  denselben,  dem  Localgewbhn- 
heitsrecht  und  der  Praxis  der  Gerichte. 

Das  Geselzesrecht  ist  vor  allen  in  den  Kamins  oder  eigentlichen  Ver- 
ordnungen2) des  Staatsoberhauptes,  erlassen  in  Formans  oder  in  H at- 
tisch erifs,  in  den  reglemenlarischen  Verfügungen  (Auamos)  und  sogar  in 
den  von  der  Willkür  des  Herrschers  ausgehenden  mannigfachen  Cabinetsbefchlen 
(Urfs)  enthalten;  das  Gewohnheitsrecht  heisst  Aadct,  und  die  Praxis  stützt  sich 
vorzugsweise  auf  die  Aussprüche  ( Fetwas ) der  Mufli's,  von  welchen  in 
Conslanlinopel  ein  residirendes  Collegium  besteht,  dessen  Chef  der  höchste 
Ausleger  des  Gesetzes  ist,  und  den  Titel  Scheik  ul  Islam  führt  *). 

76.  Hier  einige  Grundzüge  der  moslemitischen  Reehtsverfassung : 


Bcg  1845  in  Kasan  herausgegeben.  Als  andere  berühmte  Werke  werden  auf- 
geführt das  Mochtasser  des  Kuduri,  geschrieben  1029,  aus  welchem  Hei- 
mersdorf das  erste  der  10  Bücher  des  Ehorechts  ins  deutsche  übersetzte, 
Frankfurt  1832.  Der  Ilidajet  oder  Hidaia,  (Gans  S.  184 — 85.)  englisch 
übersetzt  von  Hamilton  1791.  Die  Mouradgcn  englisch  übersetzt  von 
Obsson.  Eine  eigene  systematische  Darstellung  des  moslemitischen  Privat- 
rechts nach  dem  Ha  ne  fit  sehen  Ritus  hat  Ducauroy  begonnen  im  B.  XII  u. 
XIII.  XIV.  XVI.  XVII!  der  IV.  Serie  des  'Journal  arintique.  Doch  hat  er 
bis  jetzt  (1852)  nur  die  Lehre  vom  Eigcnlhumserwcrb  herrenloser  Sachen  durch 
Occupation  behandelt  in  350  Artikeln. 

Eine  Darstellung  der  Lehren  vom  Grundeigen  thum  gibt  Worms  in  vier  Fort- 
setzungen des  Journals,  Serie  III  t.  13.  14.  Serie  IV.  t.  1.  2 die  auch  beson- 
ders erschienen  sind  1846. 

1)  Gans,  a.  a.  0.  S.  182—183. 

2)  Nach  Gans'  „Staatsgrundgesetzen14.  Sie  enthalten  nach  Klemm  S.  282 
— 83  Verfügungen  über  die[Lcbre,  Finanzen,  Verwaltung,  das  Ceremoniel  und  alle 
Theile  der  öffentlichen  Staatsverwaltung.  Sie  können  durch  das  Staatsoberhaupt 
wieder  aufgehoben  oder  abgeändert  werden.  Es  giebt  Sammlungen  der  Kanuns, 
welche  Kanunnamc  heissen.  S.  v.  Hammer  a.  a.  0.  I.  S.  XVII.  ff.  u.  S.  87  ff« 

3)  Gans  a.  a.  0.  S.  184  — 185.  Hammer  a.  a.  0.  I.  S.  32. 
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a)  Nur  die  Muselmänner  haben  volle  Rechtsfähigkeit  *).  Die  Ungläubi- 

gen sind  aulzufordern,  zum  Islamismus  sich  zu  bekennen,  und  erlangen  dann 
dieselben  Rechte,  wie  die  Moslemilen;  thun  sie  diess  nicht,  so  sind  sie  zu 
bekriegen,  und  werden,  wenn  besiegt,  dem  Tribut  unterworfen.  Der  Um- 
fang ihrer  Rechtsfähigkeit  hängt  von  der  Gnade  der  Sieger  ab;  sie  unter- 
liegen der  Kopfsteuer  und  sind  nicht  lähig,  wahres  Eigcnlhum  an  Grund 
und  Boden  zu  haben;  ihr  bisheriges  Grundcigcnlhum  geht  an  den  Staat 
über,  der  es  ihnen  als  willkürlich  besteuerbaren,  also  als  Tribularbesilz  zu 
überlassen  pflegt.  Sie  haben  nur  Anspruch  aur  das  halbe  Sühngeld  eines 
Muselmannes  in  den  Fällen  unvorsälilichcr  Tödtung1 2 3),  und  leben  sonst 
nach  dem  Rechte  ihres  Volkes.  ' 

b)  Das  eigentliche  wahre  Eigenthuin  an  Grund  und  Boden  stellt  dein 
Landesherrn  zu. 

Der  Grundbesitz  der  Einzelnen  ist  entweder  ein  dem  wahren  und  vol- 
len Eigenthum  gleichkommendcr,  der  keinen  andern  Lasten  unterliegt,  als 
dem  Zehnten,  oder  Tributland,  ln  dem  muselmännischen  Stammlande , also  in 
Arabien,  istaller  Grundbesitz derersten  Art,  kann  aber  nur  Muselmännern  zusle- 
hen.  Ungläubige  können  in  demselben  keinen  Grundbesitz  haben,  ln  den  eroberten 
Ländern  ist  der  Herrscher  gleichfalls  Eigentümer  von  Grund  und  Boden, 
so  dass  selbst  die  Gläubigen  in  denselben  nur  einen,  dem  Tribut  ’)  unterlie- 
genden, jedoch  vererblichen  und  veräusserlichen  Grundbesitz  haben  ; es  sei 
denn,  dass  durch  besondere  Conccssion  des  Regenten  oder  seines  Stellver- 
treters ihnen  freies,  nur  mit  dem  Zehnten  belastetes  Recht  daran  gestaltet 
ist,  oder  dass  sie  todles  (d.  h.  brachliegendes)  Land  durch  Cultur  leben- 
dig (d.  h.  urbar)  gemacht  haben4).  Indessen  können  auch  z.  B.  Paschas 
als  Vasallen,  oder  die  Provinzen,  die  Bezirke,  die  Ortsgemeinden  und  die 


1)  Worms,  im  Journ.  Asiat.  111.  13.  S.  344 

2)  Im  türkischen  Reiche  wurde  durch  einen  Haltischoi  if  von  Gulhake,  d.  d,  vom 
21.  Novbr.  1839  die  rechtliche  Stilluni;  aller  Ungläubigen  auf  eine  an  Rechts- 
gleichheit mit  den  Musclm&nnern  glänzende  Weise  erweitert,  bisher  aber  wenig 
geschützt.  Vergleiche  über  diess  Gesetz  Petermann,  Beiträge  zu  einer  Ge- 
schichte der  neuesten  Reformen  des  osmanischcn  Reichs.  Berlin  1842.  8. 

3)  Der  Tribut  ist  entweder  eine  üxe  Summe,  die  auch  von  unbebautem  Land  bezahlt 
wird,  oder  eine  Quote  des  Ertrags,  oft  die  Hälfte  desselben.  Perron,  B XIV. 
S.  657-  Note  1.  Genauer  handelt  vom  Zehnten  und  vom  Tribut  Worms  (Journ. 
Asiat.  III.  13.  S 347  IT.)  Auch  auf  der  Insel  Java  gelten  die  Sultane  für  die 
wahren  Eigcnlhümcr  von  Grund  und  Boden,  und  die  Besitzer  sind  nur  Erbpächter ; 
Revue  det  deux  mundet  vom  1.  Januar  1853,  S.  42  IT. 

4)  Das  hier  Gesagte  ergiebt  sich  aus  den  Recherche t tur  tu  Constitution  de  ln 
propricti  territoriale  des  Idutulmiuit,  von  Worms.  Paris  1846  und  der 
kurzen  Darstellung  von  Dareste  in  Wolowki’s  Revue  von  1852  B.  1.  S.  255. 
Perron  nimmt  an:  auch  der  Grundbesitz  des  Zchnllands  sei  kein  wahres  Eigen- 
thum, sondern  nur  ein  geschützter  Besitz.  Note  zu  Khalil  XIII.  p.  526.  Ebenso 
Worms,  S.  397  und  462.  126  ff. 
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ein  Territorium  bewohnenden  Stämme  eine  Art  Obereigenthum  haben,  so 
wie  die  Moscheen  1 ).  Diess  letzte  ist  unveräusserlich  und  unverletzlich  : 
wer  sein  Land  einem  Gott,  d.  h.  einer  Moschee  fiberlässt,  von  dem  heisst 
es : er  thue  es  in  Wakff  oder  mache  cs  unbeweglich  *).  Das  mosleniilische 
Recht  hat  sehr  ausführliche  Bestimmungen  über  die  Occupation  herrenloser 
Sachen,  über  die  Benützung  der  Quellen  in  wasserarmen  Ländern  *),  und 
über  die  Vindicntion  der  in  fremdem  Besitz  befindlichen  Sachen  * ). 

c.  Die  Ehe  der  Moslemiten  ist  die  durch  viele  sehr  ins  Einzelne  ge- 
hende Bestimmungen  regulirte  Polygamie  *).  Doch  kann  ein  Muselmann 
nur  4 rechtmässige  Frauen*)  haben,  sowohl  Gläubige,  als  Ungläubige;  ja 
(mit  Bewilligung  ihres  Herrn)  eine  fremde  Sclavin1).  Daneben  sind  ihm 
so  viele  Concubinen  erlaubt,  als  ihm  beliebt.Die  Eingehungsform  war  ursprünglich 
der  Kauf,  und  noch  jetzt  kann  keine  Ehe  ohne  ein  Brautgeschenk  (Morgengabe) 
geschlossen  werden.  Es  muss  dem  Bang  der  Frau  gemäss  (wenigstens 
von  10  Dirrhen)*)  sein,  kann  indessen  auch  blos  versprochen  werden.  Es 
gibt  über  dasselbe  viele  sehr  ins  Einzelne  gehende  Bestimmungen.  Die  Ehe 
ist  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  einzugehen  • ),  kann  auch  durch  Bevollmäch- 
tigte geschlossen  werden,  ferner  durch  den  Vater  oder  Vormund  der  noch  min- 
derjährigen Brautleute  **).  Es  bestehen  viele  Ehehindernisse,  unter  diesen  die 


1)  Worin*  a.  a.  0.  S.  321.  Die  Sunna  sagt:  „wer  lodtes  Land  lebendig  macht, 
dem  gehört  et.“ 

2)  Er  wird  Erbpächter  seine*  vormaligen  Eigenthums  und  verliert  nun  sein  Besitz- 
recht nicht  mehr,  weil  das  Moscheeneigenthum  unverletzlich  ist  und  nie  conflscirt 
werden  kann.  Khalil  X.  S.  417  und  I’crron’s  Note  113.  S.  424;  ferner 
Worms,  Recherche».  S.  288.  447,  im  Journ.  As.  a.  a.  ü.  p.  395.  Eine  klare 
Darstellung  des  Rechts  der  Waktfs  giebt  Reunion t in  seiner  deutschen  Bear- 
beitung von  C.  White ’s  Werk  üher  das  häusliche  Leben  der  Türken.  Berlin 
1844.  B.  I.  S.  233  ff. 

3)  Ausführlich  handelt  hiervon  Ducaurroy  in  den  angeführten  Artikeln  in  dem 
Journ.  asiat.  t.  XIII. — XVIII. 

4)  Khalil  ch.  37. 

5)  Ausführlich  behandelt  das  Ehercchl  Khalil  T.  XI.  ch.  5.  t.  XII.  ch.  8 — 12. 
Ganz  kurz  Gans,  Erbrecht  I.  186.  Sehr lesenswerth  ist  Heimersdorf’ s schon 
angeführte  Uebersetzung  des  1.  Capitels  des  Eherehls  aus  Kudnri's  Lehrbuch. 
Frankfurt  1832.  S.  Kind  in  der  Zeitschrift  für  Gesetz-  u.  R.-W.  des  Auslände» 
VI.  135. 

6)  Heimersdorf,  §.  58.  Khalil  XI.  p.  316  IT. 

7)  Derselbe  J-  11-  12  43.  44.  49.  56.  60.  61. 

8)  Derselbe  |.  33.  Khalil  VI.  p.  429—487. 

9)  Derselbe  $.  31.  35. 

10)  Derselbe  *•  2.  3.  14.  Khalil  XI.  p.  323  — 345.  Von  der  Nichtigkeit  der  Ehe 
handelt  der  letzte  S.  346  ff. 
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weitgehenden  der  Verwandtschaft 1 2 3 4 5 6 7 ).  Auch  die  Hochzeilsförmlichkeiten  sind 
rechtlich  normirt*). 

Alle  Krauen  haben  gleiche  Ansprüche  auf  Unterhalt,  Kleidung  u.  s.  w. 
und  die  Leistung  der  ehelichen  Pflicht;  es  ist  in  letzter  Beziehung  eine  ge- 
regelte Allernation  dem  Manne  vorgesch riehen  *).  Die  Frau,  welche  an  der 
Reihe  ist,  kann  jedoch  mit  Zustimmung  des  Eheherrn  auf  ihr  Recht  zu  Gun- 
sten einer  der  Milfrauen  verzichten.  Die  eheherrlichc  Gewalt  besteht  in  ei- 
nem sehr  ausgedehnten,  den  Mann  selbst  zur  Auslhciluug  von  Schlägen 
berechtigenden  Züchtigungsrecht,  das  die  Bcfngniss  begreift,  die  ehebreche- 
rische Frau  zu  tödlen  *).  Dem  Stande  nach  ungleiche  Ehen  können  von  den 
Curatoren  getrennt  werden  •). 

Ehescheidungen*)  sind  zulässig,  sowohl  von  Seilen  des  Mannes,  als 
aus  bestimmten  Ursachen  von  Seiten  der  Frau  1 ) ; die  ohne  Grund  und 
ohne  ihre  Einwilligung  vom  Mann  geschiedene  Frau  behält  ihr  Brautge- 
schenk und  kann,  wenn  cs  ihr  noch  nicht  cingehändigt  war,  dessen  Aus- 
zahlung verlangen8 9 10).  Die  Ehescheidung  geschieht  unter  Mitwirkung  eines 
Richters*). 

d.  Ueber  die  väterliche  Gewalt  giebt  es  (nach  Gans  S.  195 — 96)  we- 
der positive  Bestimmungen  des  Koran,  noch  finden  sich  im  letzten  Abwei- 
chungen von  der  orientalischen  Sitte.  Die  Kinder  werden  in  ihren  ersten 
Jahren  im  Harem  erzogen,  treten  dann  unter  die  nicht  gnr  strenge  Zucht 
des  Vaters,  aus  der  sie  durch  Errichtung  einer  eigenen  Hauswirthschafl 
scheiden.  Der  erstgeborene  Sohn  hat  im  Hause  eine  bevorzugte  Stellung, 
ist  nach  des  Vaters  Tod  der  Repräsentant  desselben  und  Erbe  seiner  Würde. 

e.  Ueber  das  moslemitischq  Erbrecht  giebt  es  viele  sehr  ins  Ein- 
zelne gehende  Bestimmungen  1 #),  so  dass  dasselbe  für  die  Hälfte  der  gan- 
zen Rechtswissenschaft  erklärt  wird11).  Es  findet  nicht  immer  eine  Aus- 
schliessung der  entfernteren  Verwandten  durch  die  näheren  Stall.  Bestimmte, 
ganz  nahe  Verwandte  erhalten  nämlich  als  Theilnehmer  */*  der  Erb- 
schaft, die  zweiten  ’ , kommen  an  die  Erben,  und  zwar  zuerst  an  die 
Residunrien  und  in  ihrer  Ermangelung  an  entferntere  Verwandte  nach  ziem- 


1)  Derselbe  V 30  ff. 

2)  Kbalil  p.  500. 

3)  Khalil  ebendas. 

4)  Khalil  XI.  p.  503. 

5)  Khalil  XI.  p.  809. 

6)  Helm  ol  d §.  29. 

7)  Gans  a.  a.  0.  S.  193.  Khalil  XI.  p.  514  ff.  627. 

8)  Gans  S.  194.  Khalil  p.  517. 

9)  Gans  S.  195. 

10)  Gans  I.  S.  196  ff. 

11)  Gans  S.  205  und  Ober. 
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lieh  verwickelten  Theilungsnormen,  welche  selbst  im  Allgemeinen  anzugeben 
nicht  thunlich  ist  '). 

Die  Schulden  sind  von  der  Erbschaft  abzureehnen  und  die  Erbnehmer 
können  von  den  Gläubigern  nach  Maasgabe  ihres  Antheils  an  derselben 
belangt  werden.  Ucber  den  den  ersten  gebührenden  Vermögenstheil  hinaus 
können  Vermächtnisse  hinterlasscn  werden,  die  gleichfalls  im  Voraus  von 
der  Erbschaft  abzuziehen  sind*).  Die  moslcmitische  Erbfolge  hat  daher 
den  Charakter  eines  Notherbenrechts. 

f)  Sehr  ausführlich  ist  bei  Khalil  die  Rcchlslchrc  von  den  Obligatio- 
nen, besonders  die  von  den  Verträgen ; sie  handelt  vom  Kauf  im  C.  13  (in 
13  Sect.)  und  C.  14  (in  6 Seel.),  vom  Faustpfand  in  C.  15  (8  Sect.) 
dem  Darlehen  in  C.  16  (2  SecL),  von  Verträgen  der  Minderjährigen  und 
Mundtodten in C.  17.  (in  5 Sect.),  vom  Vergleich  in  C.  18  (6  S.),  der  Ces- 
sion  in  C.  19  (9  S.),  der  Bürgschaft  in  C.  20  (8  Sect.),  C.  21  den  Gesell- 
schaften (10  S.),  C.  22  dem  Mandat  (9  S.),  C.  23  der  Anerkennung  von 
Schulden  und  dem  Gesländniss  (5  Sect.),  C.  24  von  Paternitätsklage  (4 
Sect.),  C.  25  vom  Depositum  (5.  S.),  C.  26  dem  Leihvertrag  (6  Sect,),  von 
unrechtlicher  Aneignung  fremder  Sachen  und  deren  Zurückforderung  C.  27 
(8  SecL),  vomRelract  im  C.  28.  (11  SJ,  C.  29  von  der  Theilung  (10  S.), 
C.  30  der  Societe  en  Parlicipation  (43  Sect.),  von  Pacht-  und  Mietver- 
trägen C.  31 — 32  (17  Sect.),  von  bedingten  Verträgen  C.  33  (4  Sect.) 

g)  Das  moslemitische  Strafrecht  ist  eine  Verbindung  des  Princips  der 
Wiedervergeltung  und  des  Composilionssystems'*).  Es  ist  älter,  als  der 
Islamismus,  die  Blutrache  war  von  jeher  bei  den  Arabern  ein  Recht  der 
Stämme,  der  Familien,  der  Individuen,  und  zwar  ein  vererbliches.  Der  Ab- 
kauf des  Blutes  ist  gleichfalls  Ursittc,  und  dieKanfsumme  bestand  in  einer 
Anzahl  Kameele.  *)  Nach  der  moslemitischen  Auffassung  ist  das  Weergeld 
(Dieh)  bei  absichtlicher  Tödlung  nicht  der  Preis  der  Strafe  der  Talion,  in 
welche  der  Schuldige  verfallen  ist,  sondern  eine  Belohnung  für  die  ihm 
von  dem  zur  Blutrache  Berechtigten  gewordene  Verzeihung  * ) ; bei  einem 
getödtelen  Sclaven  ist  es  die  Entschädigungssumme  für  dessen  Verlust1 2 3 4 5 6 7). 


1)  Sic  werden  aufgefübrt  bei  Gans  S.  209  ff. 

2)  Gans  8.  207. 

3)  Khalil  B.  III.  S.  170  — 557.  B.  IV.  S.  1 — 650.  Es  giebt  über  die  Verträge 
viele Monographien : französisch  erschien  eine  von  E.  d’Adclbourg.  Recueil 
des  F et  was  on  decision s de  loi  Mnsulmnns  concrrnant  le  contrnt  de 
Lounge  prdcedd  principe»  du  dit  Contrnt  dapres  le  Moulateka.  Con- 
stantinopcl  1838. 

4)  Khalil  t.  XIV.  p,  340.  ch.  40.  Vincent,  Etüde»  »ur  ln  loi  Masut mnnc. 
Rite  de  Mnleki , Legislation  criminelle.  Paris  1842.  Hammer  1.  143—  160. 

5)  Perron  XIV.  p.  543 — 44. 

6)  Khalil  XIV.  S.  348. 

7)  Ebend.  S.  349. 
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Der  nächste  männliche  Verwandte  hat  das  Recht  der  Blutrache  (er  ist 
Kali) ; bei  vorsätzlichen  Verstümmlungen  hat  es  der  Verstümmelte  selbst 
Den  Muselmann  kann  die  Strafe  der  Talion  nicht  treffen  für  den  Mord  eines 
Ungläubigen  oder  Sclaven1 2 3 4 5 6 7 8 9).  Wegen  unvorsätzlicher  Tödtung  (homicidiun 
culposum)  tritt  gleichfalls  die  Talion  nicht  ein,  der  Repräsentant  des  Blutes 
kann  nur  ein  Wcergeld  ( Dieh ) fordern,  dessgleichen  bei  eulposen  Körper- 
verletzungen der  Verletzte  *).  Der  Beweis  des  Verbrechens  wird  Oft  ver- 
mittelst fünfzig  hinter  einander  geleisteten  Eide  geführt*). 

Die  Bestimmungen  über  die  Grösse  des  Weergeldes  gehen  sehr  ins 
Einzelne,  nach  dem  verschiedenen  Stande  der  Person  und  bei  Verletzungen 
nach  der  Grösse,  der  Art  der  Verletzung,  nach  der  Verschiedenheit  des 
verlorenen  Gliedes,  der  Wunde  u,  s.  w.  *).  Das  regelmässige  Weergeld  für 
einen  freien  Muselmann  ist  in  Arabien  noch  die  Summe  von  hundert  Ka- 
meelen,  sonst  und  wenn  man  solche  dort  nicht  besitzt,  1000  Dinare  (nach 
Perron’s  Berechnung  zur  Zeit  Khalil's  in  Aegypten  13000  Franken): 
das  Weergeld  für  eine  getödtete  Frau  ist  die  Hüllte  des  Weergeldes  des 
Mannes  ihres  Standes  *).  Das  Weergeld  eines  gelödlelen  Sklaven  ist  das 
seines  Werthes*).  Es  giebl  indessen  doch  auch  Verbrechen,  die  von  Slaats- 
wegen  bestraft  werden*),  z.  B.  der  Aufruhr,  die  Gotteslästerung,  die  Apo- 
stasie u.  a. 

g.  Die  rechtliche  Stellung  der  Herrscher  des  Orients  ist  die: 

„Sie  sind  die  Herren  der  Völker  und  der  Schallen  Gottes  auf  Erden.“ 
Sie  vereinigen  die  geistliche  und  weltliche  Macht  Sie  sind  die  Kriegs- 
fürslen  und  Vorsteher  der  Gerechtigkeit,  — die  Herren  alles  Grunds  und 
Bodens,  sowie  der  Güter,  des  Lebens  der  Menschen.  Alles  eroberte  Land 
ist  ihr  Eigenthum.  Der  Herrscher  soll  goltesfürchtig,  gerecht  und  weise, 
mild  und  wohlthälig  sein;  wenn  er  es  über  nicht  ist,  so  tröstet  sich  das 
Volk  damit,  dass  er  als  König  ja  das  Recht  habe,  gewalUli&tig  und  unge- 
recht zu  sein  *). 


1)  Ebend.  S.  350. 

2)  Ebend.  S.  352. 

3)  Ebend.  S.  354. 

4)  Ebend.  S.  350.  352.  355.  Ausführlich  hievon  ist  die  Rede  S.  480—488.  u.  N.7. 
S.  538. 

5)  Sehr  ausführlich  handelt  von  allen  erdenklichen  Fällen  Khalil,  S.  370—459. 

6)  Khalil  a.  a-  0.  S.  S.  413  — 418  und  555 — 58.  Er  sagt  indessen  B.  X.  S.  583, 
der  ursprünglich  gesetzliche  Dinar  (von  Mekka)  sei  zu  6 Fr.  3 Ctnies  zu  be- 
rechnen, demnach  wäre  das  Wcergeld  nur  6300  Fr. 

7)  Ebend.  S.  415. 

8)  Khalil  a.  a.  O.  B.  XIV.  ch.  41.  42.  Worms  a.  a.  0.  S.  344.  359. 

9)  Nach  Klemm  VII.  192.  S auch  Worms  a.  a.  0.  S.  342. 
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U.  Capilel. 

Die  StaaU-ud  RechlseuUickelung  bei  den  dassischrn  Völkern  des  Allerthums 

I.  Die  Griechen.  1 2 ) 

77.  Bei  dem  hochgebildeten  Volke  der  Hellenen  gestaltete  sich  das 
sociale  Leben  auf  eine  von  der  im  Orient  gewöhnlichen  sehr  verschiedene 
Weise.  Es  kam  bei  ihnen  nicht  zu  einem  das  Ganze  umfassenden  Reiche, 
zu  einem  eigentlichen  Gesammtstaale,  sondern  nur  zu  nationaler  Einigung 
kleiner,  jedoch  freier  Gemeinwesen.  Doch  hat  sich  bei  keinem 
Volke  die  Staatsidec  so  vollständig,  sowohl  practisch,  als  theoretisch  ent- 
wickelt, wie  bei  ihnen.  Ihre  Zersplitterung  in  eine  Menge  solcher  kleinerer 
Staatseinigungen  war  eine  notliwendige  Folge  der  Ursprünge  und  der  Entwi- 
ckelung der  Griechen.  Hellas  war  durch  Einwanderer,  die  in  verschiedenen 
Oertlichkeiten  sich  ansiedelten,  Städte  bauten  und  bürgerliche  Gemeinden 
errichteten,  bevölkert  worden.  Jede  Stadt  ward  ein  Staat  oder  eines  Staates 
Millelpunct;  jeder  Staat  hat  seine  eigene  Entwicklungsgeschichte.  Der 
Particularismus  ist  das  herrschende  Princip  der  griechischen  Uechtsbildung. 
Selbst  der  Gesammtname  Hellenen  entstand  erst  später,  und  noch  später 
der  der  rQaixot.  In  den  Anfängen,  ihrem  mythischen  und  zum  Theil  noch 
im  sog.  heroischen  Zeitalter,  lagen  die  einzelnen  Völkergruppen  beständig 
mit  einander  im  Kriege;  die  von  ihren  Feinden  Besiegten  wurden  meistens 
leibeigene  oder  hörige  Unlerthanen  der  Sieger*).  Ein  geregelter  Rechlszusland 


1)  Das  umfassende  Studium  des  griechischen  AUerthuinx  hat  sich  auf  das  des  grie- 
chischen Rechts,  mehr  jedoch  der  griechischen  Staatscnt  Wickelung  erstreckt,  und 
Deutschland  hat  eine  Reihe  höchst  verdienstvoller  Schriftsteller  über  dasselbe1, 
seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  aufzuweisen;  die  für  den  Rechtsgelehr- 
ten  besonders  wichtigen  sind : 

Bunsen  1815.  Hcffter  1822.  Meier,  Schoemann  1824  — 1839.  Gans 
1824.  Ottfricd M ül I c r,  Plalner;  Boeckh,  Hermann  1831 — 185t.  Wachs* 
mtith  bes.  seit  1846.  Becker  (im  Chariclcs).  Unter  den  Werken  des  Auslands 
sind  zu  nennen  Pastoret,  hitt.de  in  leg.  iom.  6 — 8 und  10  — 11  und  L c r- 
mi  liier,  hittaire  de  la  Initiation  et  des  Constitution»  de  ln  Grece  an- 
tique.  Paris  1853. 

ln  den  encydopadischen  Darstellungen  der  deutschen  Rechtswissenschaft  wird 
Griechenland  fast  nur  von  Putter  (S.  70 — 119)  berücksichtigt.  Wir  beschränken 
uns  gleichfalls  auf  das  Allgemeinste,  und  nehmen  vor  Allen  Schöinann,  Her- 
mann und  Wachsmuth  zu  FuhrcVn  in  ihren  fortlaufend  von  uns  angeführten 
Hauptwerken. 

2)  Hermann,  Lehrbuch  der  griechischen Slaatsallerthümer,  zuerst  1831,  dann  1836, 
und  zuletzt  1841,  als  erster  Theil  eines  Lehrbuchs  der  griechischen  Antiquitäten. 
3.  Bd.  8. 
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begann  erst,  nachdem  durch  Bündnisse  ein  gemeinsamer  Frieden  unter  ih- 
nen gestiftet  und  durch  ein  religiöses  Band  befestigt  worden  war.  Die  äl- 
testen dieser  Bündnisse  waren  die  der  Amphictyonen,  geschlossen  unter 
den  benachbarten  Staaten  und  mehr  und  mehr  erweitert.  Durch  sie  wurde 
Griechenland  ein  Völker-  oder  Staatenbund.  Ein  Hauptzweig  seines  Rechts 
ist  das  Völkerrecht  1 2 ).  In  jedem  Staate  entwickelt  sich  wieder  dessen 
öffentliches  oder  Verfass  ungs-  und  Verwaltungsrechl,  das  sich 
theils  auf  Verträge  der  Stände,  theils  auf  die  Anordnungen  berühmter  Ge- 
setzgeber stützt,  so  wie  das  mehr  als  Gewohnheitsrecht  geltende  und 
durch  die  Gesetzgebung  nur  geregelte  oder  modificirte  Privatrecht. 
Diess  hat  aber  in  Griechenland  eine  viel  geringere  Bedeutung,  als  jenes, 
und  ist  in  welthistorischer  Beziehung  nicht  einmal  von  so  grosser  Wichtig- 
keit, wie  das  der  Hauptvölker  des  Orients.  Auch  ging  die  Rechtsentwicke- 
lung der  Griechen  nie  über  das  Stadium  des  Volksrechls  hinaus,  gelangte 
nie  zu  dem  der  wissenschaftlichen  Behandlung,  so  dass  sie  in  dieser  Be- 
ziehung einen  vollkommenen  Gegensatz  zu  den  Römern  bilden.  Warum  sie 
keine  Rechtswissenschaft  haben,  ist  ein  vielfach  von  den  neueren  Gelehrten 
besprochenes  Problem,  das  nicht  einmal  ganz  befriedigend  gelöst  werden 
kann  *).  Der  Genius  des  hellenischen  Volkes  war  offenbar  der  Pflege  der 
Rechtswissenschaft  nicht  günstig.  Die  Kunst  und  die  Philosophie  sprachen 
dasselbe  mehr  an,  als  das  trockene  juristische  Studium;  das  rege  in  alles 
so  lief  eingreifende  Staatsleben  weit  mehr  als  die  Verhältnisse  des  Privat- 
lebens; die  Rechtsidee  ward  von  ihnen  nicht  in  ihrer  Fülle  und  Strenge 
erfasst,  wie  bei  den  Römern.  Sie  hielten  das  Nützlichkeilsprincip  höher, 
als  die  Justitia  und  die  Heiligkeit  des  Rechts.  Die  Beschäftigung  mit  die- 
sem blieb  den  Practikern  und  der  Routine  überlassen ; sie  bot  kein  höheres 
Interesse.  Ihre  Rechtsgelehrten  sind  die  Sophisten.  Auch  war  das  griechische 
Privatrecht  zu  einer  dialectischen  Behandlung  nicht  so  geeignet,  wie  das 
römische;  seine  Satzungen  waren  meistens  nur  gewohnheitsrechtliche  Vor- 
schriften, es  gab  keine  so  genau  und  fein  redigirle  Civilgesetze  oder  ge- 
naue Aufzeichnungen  concreler  Nonnen,  wie  z.  B.  die  in  den  Ediclen  der 
römischen  Präloren  enthaltenen.  Von  einer  Formular-Jurisprudenz  und  festen 
und  feineren  Auslegungen  der  Rechlsstatulen  oder  Verträge  war  nicht  die 
Rede;  Rechtsstreitigkeilen  wurden  mehr- ca:  aequo  et  bono  entschieden,  und 

1)  Die  Geschichte  des  griechischen  Völkerrechts  behandeln  Scho  mann,  Antiqui- 
tatet  jurit  puhlici  Graeci.  Gryphiswaldine  1838.  S:  364—447.  Wachs- 
mut h , hellenische  Alterthumskunde  aus  dem  Gosichtspunct  des  Staats.  Bd.  1. 
Halle  1846.  S.  139 — 326,  und  in  Kürze  Müller-Jochmus,  Geschichte  des 
Völkerrechts  im  Alterthum.  Leipzig  1848.  §.  45  ff. 

2)  S.  über  dasselbe  Wachsmuth  II,  160.  und  J.  Hornung:  Ettai  hittnriqur 
sur  cette  queition , pourquoi  let  Komaint  ont  iit  dtd  le  peuple  Juridique 
de  iantiquitj.  G c n e v e 1847.  p.  35  ff. 
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selbst  ihre  grossen  Philosophen  beschäftigten  sich  mehr  mit  der  Fest- 
stellung moralischer,  ethischer  und  politischer  Principicn , als  mit  der  ei- 
gentlicher Rechtsgrundsätze.  Nur  Aristoteles  that  tiefere  Blicke  in  die 
höchsten  Principien  und  das  Wesen  des  Rechts  '),  doch  erscheint  selbst 
bei  ihm  die  Rechlslehre  nur  als  ein  Gapilel  der  Ethik  oder  der  Politik. 

78.  Die  Geschichte  rühmt  übrigens  eine  Anzahl  grosser  griechischer 
Gesetzgeber,  die  sogar  einen  welthistorischen  Namen  haben.  Sie  regulirlen 
entweder  schou  vorhandenes  Gewohnheitsrecht  oder  traten  als  ideokratische 
oder  idealistische  Verbesserer  der  socialen  Zustände,  sogar  wie  Lykurg 
eine  utopistische  Richtung  verfolgend,  auf*).  Was  das  Staats-  und  das  Straf- 
recht betrifft,  sind  ihre  Gesetzgebungen  von  Bedeutung.  Das  Alterthum 
rühmt  und  feiert  folgende  *) : 

a)  Die  Gesetze  des,  noch  dem  mythischen  Zeitalter  angehörenden  Kö- 
nigs Minos  für  den  dorischen  Staat  aufCrela;  sie  sind  eine  Urquelle  des 
spartanischen  Rechts;  jedoch  wird  manches  Frühere  und  Spätere  seiner 
Gesetzgebung  zugeschrieben  *). 

Die  884  Jahre  vor  Christus  von  Lykurg  ausgegangenc  Gesetzgebung 
Sparla’s 1 2 3 4  5 6 7 8 ). 

c.  Die  Gesetzgebungen  des  Zaleukos  für  Grossgriechenland  und  des 
Charondas  für  Sicilien  v.  J.  660  und  661  vor  Christus*). 

d.  Die  Atheniensische  Gesetzgebung  Drako’s  624,  Soloirs  564.  und 
Klisthenes  510  vor  Christus  T). 

,e.  Die  des  Kleobulus  für  die  Stadt  Lindos  auf  Rhodos  aus  Solon's 
Zeilen,  und  des  Demonax  in  Cyrene  *). 

Unter  diesen  Gesetzgebungen  sind  die  Lykurg’sche  und  Solon'sclie 
bei  Weitem  die  bekanntesten  und  wichtigsten. 

Was  die  erste  betrifft,  so  hatte  Manches,  was  ihm  zugeschrieben  wird, 
schon  früher  bestanden,  Vieles  entwickelte  sich  später  aus  den  Grundlagen, 
die  er  gelegt  halte.  Die  spartanische  Verfassung  bezweckte  die  Erhaltung 
der  Nationalität  und  der  strengen  Volkssitte ; die  Gesetzgebung  war 
die  der  Zucht.  Durch  Staatserziehung  sollte,  oft  ganz  naturwidrig,  ein  nach 


1)  In  seiner  Ethik  tib.  VI. 

2)  Ueber  den  allgemeinen  Charakter  dieser  Gesetzgebung  vgl.  W a c h s m u t h I.  S. 

416—458. 

3)  Eine  Zusammenstellung  der  altgriechischen  Gesetzgebungen  hat  Pastoret,  Ai- 
itoire  de  ln  le/fulation  B.  6 IT.  Allein  sic  enthält  eines  Theils  nicht  hierher 
Gehörendes,  und  ist  andererseits  dennoch  lückenhaft. 

4)  Wachsmuth  I.  S.  348.  Hermann  J.  20.  Scliömann  S.  123—30. 

5)  Wachsmuth  1.  $-  55.  II.  S.  101.  Hermann  123—30. 

6)  Wachsmuth  I.  S.  455.  Hermann  $.  23.  89. 

7)  Wachsmuth  L *.  56.  U.  102. 

8)  Wachsmuth  1.  S.  455. 
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einem  politischen  Ideal  künstlich  geschaffener  socialer  Zustand  und  strenge  Tu- 
gend Kir  alle  Zeiten  erhalten  werden,  das  Streben  nach  Reichthum  verbannt  blei- 
ben und  die  höchste  Vaterlandsliebe  die  Spartaner  beseelen1 2 3 4 5 6).  Allein  die 
Sitte  war  stärker,  als  das  Gesetz,  und  die  aus  einer  mit  Heuchelei  verbun- 
denen Selbstsucht  hervorgehende  Entartung  konnte  nicht  aufgehaltcn  wer- 
den. Die  auf  eine  gut  eingerichtete  Heerverfassung  sich  stützende  lacedä- 
tnonische  Hegemonie  in  Griechenland  war  nicht  von  langer  Dauer  *). 

Solon  ist  nicht  sowohl  Begründer  einer  neuen  Slaatsverfassung,  als 
vielmehr  Vermittler  des  Demos,  mit  der  eupatridischen  Herrschaft  und  Ord- 
ner des  Staates*).  Sein  Zweck  war  eine  zeitgemässcre  Lösung  der  Aufgabe 
Drako’s:  durch  schriftliche  Bestimmungen  der  richterlichen  Willkür  Manss 
und  Ziel  zu  setzen.  Er  suchte  dieselbe  durch  eine  umfassende  Gesetzge- 
bung zu  erreichen,  die  sich  über  alle  Verhältnisse  des  öffentlichen  und  Pri- 
vatlebens erstreckte,  und  ohne  die  festen  Grundlagen  der  Zucht  und  Sitte 
aus  dem  Auge  zu  lassen,  die  Fesseln  sprengte,  welche  die  Mehrzahl  des 
alheniensischen  Volkes  in  politischer  und  rechtlicher  Unmündigkeit  gehal- 
ten batten  *).  Er  ersetzte  den  Maassstab  der  Geburt  durch  den  der  Begei- 
ferung und  darauf  begründete  Beiträge  zu  den  öffentlichen  Lasten,  und  ge- 
staltete sowohl  die  Administration,  als  das  Gerichtswesen  auf  eine  zweck- 
mässige Weise  um  *).  Indesssen  halten  Solon's  Einrichtungen,  vielleicht 
ihrer  Mässigung  wegen,  nicht  den  von  ihm  bezweckten  Erfolg.  Erst  als 
nach  dem  Sturze  der  pisistratischcn  Tyrannis  durch  Klisthenes  das  de- 
mokratische Element  eine  grössere  Stärke  erlangt  hatte,  entwickelte  sich 
die  Ireie  Verfassung  dieses  Staates  vollständig*).  Die  griechische  Staats- 
entwickelung7 8 ) war  überhaupt  die  des  allmähligen  Ueberganges  des  ur- 
sprünglich patriarchalischen  erblichen  Königthums  zur  aristokratischen  Herr- 
schaft •);  von  dieser  zur  Demokratie  und  in  Folge  deren  Maasslosigkeit  zur 


1)  Hermann  $.  26. 

2)  Hermann  SS-  29-50. 

3)  Hermann  $.  106  IT. 

4)  Worte  Hermann' s in  §•  107. 

5)  Hermann  SS-  106-109. 

6)  Hermann  S-  110-112. 

7)  Der  Verfasser  folgt  in  seiner  Beschauung  der  griechischen  Stoatscntwickclnng 
von ugsweise  der  geistreichen  Darstellung  Hermann**  1.  S-  51—72.  Mit  voll- 
ständigem  Kingehen  auf  alles  Einzelne  behandelt  diesen  Gegenstand  Schümann 
in  seinem  ganzen  Buche  und  Wachsmuth  1.  S-  36  — 87.  Eine  genaue  Verfas- 
sungsgeschichte Athens  gieht  Hermann  in  $.  91  — 173  und  Spartas  in  S-  20 — 
50.  Auch  Schümann  giebl  eine  Sloatsgcschichte  Spartas  in  S.  114—118  und 
Athens  in  S.  161 — 363. 

8)  Es  gab  zwar  ständische,  aber  keine  kastenartige  Gegensätze  bei  den  Griechen. 
Eine  Zeit  lang  hielt  man  für  einen  solchen  die  älteste  Abtheihmg  der  Athenien- 
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Tyrannis,  Anarchie  und  zuletzt  zum  Untergang  der  staatlichen  Selbststän- 
digkeit. 

Die  nos  den  Gründern  der  Staaten  hervorgegangenen,  vom  Volke  als 
Wesen  höherer  Art  verehrten  Könige  waren  in  der  heroischen  Zeit  An- 
führer im  Kriege,  Vorstände  der  Staatsopfer  und  höchste  Richter  1 ).  Ihre 
Gewalt  hatte  nie  einen  orientalischen  Charakter  und  war  nicht  verfassungs- 
mässig oder  gesetzlich,  wohl  aber  faclisch  durch  die  religiösen,  von  ihnen 
getheillen  Volksansichten  und  durch  den  Einfluss  ihres  Halbes  ((ptbtij),  die 
Volksversammlungen  ( erj-oga» ) und  die  durch  die  Sitte  gewährleisteten 
Rechte  der  Stände,  Geschlechter  oder  anderer  corporaliver  Volksgenossen- 
schaften beschränkt.  Die  Rechte  der  Könige  verminderten  sich  nach  und 
nach,  hörten  in  den  meisten  Staaten  auf,  und  die  Herrschaft  gieng  nul  die 
aristocratischen  Elemente,  zunächst  eines  kriegerischen  durch  Landbesitz 
mächtigen  Geburtsadels  und  später  an  die  Reichen  über*),  diess  auch  da. 
wo  wie  z.  B.  in  Sparta  das  Königthum  fortheslnnd.  Ihre  Mitglieder  bildeten 
die  Volksversammlungen  oder  herrschten  in  denselben  und  führten  als 
Magistrate  die  Regierung*).  Der  Staalsorgnnismus  war  schon  künstlicher 
Art,  und  meistens  das  Werk  berühmter  Gesetzgeber.  Die  Stantsidee  war 
bald  fest  begründet  und  beruhte  nul  der  Grundanschnunng,  der  Staat  sei 
das  organisch  gegliederte  Volk  und  zwar  so,  dass  der  Einzelne  nur  inner- 
halb der  Staatsgemcinschafl  Mensch  und  Person,  und  als  Bürger  für  rechts- 
fähig zu  betrachten,  der  Staat  sein  alleiniger  Zweck,  und  der  Bürger, 
der  ihm  Alles  verdanke,  ihm  daher  auch  Alles  zu  opfern  verpflichtet  sei*). 
Der  Bürger  nimmt  aber  auch  an  allen  Slaatsinleressen  Theil,  das  Gesetz 
ist  der  alleinige  Souverän,  gleich  dem  Willen  eines  Autokraten.  Die  Magi- 
strate sind  seine  Organe  und  Vertreter;  alle  rechlsmässigen  Staatsformen 
Griechenlands  sind  republikanisch -freie  *).  Entartungen  derselben  waren 
indessen  unvermeidlich;  die  (gemässigte)  Monarchia  ward  oft  Tyrannis, 
die  Aristocratie  Oligarchie  und  die  Democratie  durch  Demagogen  geleitete 
Willktirhcrrschaft  der  Massen*). 

Drei  Gewalten  standen  im  Staate  sich  gegenüber,  die  befehlende 


tischen  Bevölkerung  in  Eupatridon  (Ritter),  Geomoren  (Bauern)  und  De- 
miurgea  (Handwerker).  Siebe  über  dieselben  Hermann  I.  $.  99. 

1)  Wachamnth  I.  311.  Hermann  $.  55.  Schümann  S.  64  - 74. 

2)  Hermann  J.  56  — 60.  Schümann  S.  75. 

3)  Welche  aristokratisclicn  Elemente  in  diesem  Zeitalter  in  den  verschiedenen  grie- 
chischen Staaten  das  Regiment  in  Händen  halten,  führt  Wachsmuth  I,  §.  50. 
in  einer  statistischen  Ucbcrsicht  auf. 

4)  Worte  Hermann's  $.  51. 

5)  Derselbe  a.  a.  0. 

6)  Hermann  $.  52. 
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und  gesetzgebende  der  Herrscher,  die  administrative1 2 3 4)  und  die 
richterliche;  sie  gerielhen  nicht  selten  mit  einander  in  Collisionen  und 
in  Kämpfe,  deren  Ergebniss  das  der  Absorbirung  der  minder  Starken  durch 
die  Mächtigeren  war.  Eine  völlige  Trennung  der  Justiz  und  Administration 
hatte  nicht  statt.  Die  Verantwortlichkeit  der  Beamten  ward  jedoch  früh 
Princip  des  griechischen  Strafrechts*).  Als  der  Demos  der  stärkere  ward 
und  die  zur  Oligarchie  gewordene  Aristokratie  besiegte,  gieng  zunächst 
die  Herrschaft  über  den  schon  organisch  gestalteten  Staat  auf  ihn  über, 
wurde  aber  vermittelst  deinocratischer  Institutionen  theilweise  umgestaltet  * ). 
Die  Idee  der  griechischen  Democrotie  im  Allgemeinen  bestand  in  der  der 
gleichen  Berechtigung  aller  Mitglieder  des  Staates  zur  entscheidenden 
Theilnnhmc  an  allen  wesentlichen  Altributionen  der  Staatsgewalt , sowohl 
was  die  Rechtspflege,  als  was  die  Leitung  der  allgemeinen  Angelegenheiten 
des  Landes  betraf.  Daher  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze  und  das 
Recht  der  freien  Rede;  jedoch  auch  eine  eifersüchtige  Ueberwachung  alles 
Hervorragenden  und  dessen  Zurückdrängung  selbst  durch  den  an  den 
Besten  geübten  Ostracismus*). 

So  lange  die  Demokratie  durch  gesetzliche  Schranken  gemässigt  und 
die  vermögenslose  Masse  von  der  Theilnahme  an  den  Volksberathungen 
noch  ausgeschlossen  war,  konnte  das  Staatsregiment  mit  Festigkeit  und 
Gerechtigkeit  geführt  werden.  Allein  nachdem  diese  Schranken  gefallen, 
entstand  das  durch  die  Demagogen  geleitete  Faclionswesen,  und  die  abso- 
lute Democratie  ward  zur  Willkürherrschafl  des  Demos,  der  ohne  ein  hö- 
heres Interesse  zu  beachten,  sich  seinen  augenblicklichen  Launen  und  Be- 
dürfnissen, ja  den  Eindrücken  des  Moments  hingab;  dann  gelang  es  den 
Rednern  das  Volk  zu  leiten  und  sogar  die  Herrschaft  an  sich  zu  bringen. 
Schenkte  nun  das  Glück  im  faclischen  Herrscher  einen  Mann  von  Einsicht 
in  die  höheren  Slaatsinleressen  und  frei  von  niedrigen  Leidenschaften,  so 
genoss  der  Staat  alle  Vortheile  der  Tyrannis  ohne  ihre  Mängel.  Doch  nur 
zu  oft  fand  das  Gegenlheil  statt;  die  Besseren  wurden  unterdrückt,  und 
nicht  selten  ward  die  Bestechlichkeit  der  Demagogen  das  Rellungsmittel. 
Es  organisirte  sich  auch  das  Clubbwescn,  und  der  Staat,  durch  fortlaufende 
innere  Stürme  erschüttert,  verlor  seine  Selbstständigkeit.  Nachdem  in  den 
meisten  Ländern  an  die  Stelle  der  Vaterlandsliebe  und  der  Achtung  für 
Recht  und  Sitte  die  schnödeste  Selbstsucht  getreten  war,  und  jeder  seine 
Privalinleressen , Neigungen  und  Lüste  für  sein  natürliches  Recht  hielt, 


1)  Ucbor  die  Finanz  Verwaltung  Athens  hat  die  deutsche  Literatur  ein  Hauptwerk 
aufzuweisen,  nämlich  Bückh,  Ober  den  Staatshaushalt  der  Athener.  2.  Auflage. 
Berlin  1851.  2 Bdc.  Einen  Auszug  daraus  giebt  Schümann,  ä.  302 — 32. 

2)  Hermann  $.  53. 

3)  Hermann  $.  54 — 65.  Schümann  S-  88  ff. 

4)  U ermann  $.  66. 
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wurde  zuletzt  ganz  Hellas  die  Beute  des  macedonischen  Philipps,  und  ge- 
wann auch  nach  dem  Untergänge  der  Monarchie  Alexanders  des  Grossen 
die  verlorene  Freiheit  nicht  wieder  1 2 3 ). 

Doch  erreichte  mitten  in  diesen  Stürmen  die  griechische  Humanitäls- 
bildung  und  insbesondere  die  Philosophie  ihre  glänzendste  Höhe,  und  durch 
sie  auch  die  theoretische  Entwickelung  der  Slnatsidee.  Es  entstanden  die 
in  der  Weltgeschichte  ewig  denkwürdigen  Theorieen  der  Politik  oder  Staats- 
wisscnschafl,  die  in  zwei,  schon  in  der  Natur  der  Sache  liegenden,  entge- 
gengesetzten Richtungen  sich  bewegten,  der  idealistischen,  die  in  Plato, 
und  der  historisch-practischen,  die  in  Aristoteles  ihren  grössten  Vertre- 
ter fand. 

T9.  Indem  wir  einige  Grundzüge  des  hellenischen  Rechts,  namentlich 
des  Privat-  und  Strafrechts  den  bewährtesten  Forschern  des  griechischen 
Alterlhums  folgend,  hier  wiedergeben,  müssen  wir  die  allgemeine  Bemerkung 
vorausschicken,  dass  wir  sowohl  auf  die  ältesten  bekannten  Rechtszuslände 
am  Ende  des  heroischen  Zeitalters,  als  die  der  späteren  Zeiten  unser  Au- 
genmerk richten  und  das  Athen  oder  Sparta  eigenlhfimliche  Recht,  wo  es 
uns  von  Wichtigkeit  erscheint,  besonders  hervorheben  werden. 

I.  Was  die  Standesrechte  betrifft,  so  ist  die  Haupteinlheilung  der  Per- 
sonen die  in  Bürger,  Fremde  und  Sclaven.  In  jeder  (Masse  finden 
sich  wieder  Rechtsunlerschiede  *). 

A.  In  jedem  griechischen  Staate  konnte  von  jeher  nur  der  eigentliche 
Genosse  oder  Staatsbürger  die  v o 1 1 e Rechtsfähigkeit  haben;  doch 
steht  sie  nicht  jedem  gleichtnüssig  zu. 

a)  Im  heroischen  Zeitalter  haben  sie  nur  die  Mitglieder  der  von  Alters 
her  stammenden  Familien,  oder  wie  Wnchsmuth  sie  nennt,  die  des  He r- 
renstandes*);  einen  politisch  berechtigten  Stand  von  Gemeinfreien 
gab  es  nicht;  sie  waren  als  Demos  dem  Adel  schon  dadurch  entge- 
gengesetzt, dass  dieser  in  Burgen  auf  den  Höhen,  jene,  das  Volk,  auf  dem 
Lande  in  den  Niedemngen  wohnten4 5 6).  In  Sparta  gehörten  zu  dem  Herren- 
stande die  Abkömmlinge  der  Ilerakliden,  in  Athen  die  der  ältesten  Fami- 
lien, die  die  Stadt  gegründet  hallen  *). 

Selbst  in  privatrechllicher  Beziehung  war  die  Rechtsfähigkeit!  der  Mit- 
glieder des  niederen  Volks  beschränkter,  als  die  der  Vornehmen*  ).  Unter 
den  letzten  hatten  die  Familien,  welchen  die  Beherrscher  der  Staaten  an- 


1)  Hermann  §•  67—72. 

2)  Schümann  S.  186—210.  De  hnmi/unn  in  Atlica  generihni. 

3)  Wachamuth  I.  333. 

4)  W a e h * m u t h a.  a.  0.  und  335. 

5)  Wachamuth  a.  a.  0. 

6)  Wachsmuth  II.  115. 
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gehören  mussten,  noch  besondere  (politische)  Vorrechte,  indem  nur  sie 
den  Staat  zu  regieren  für  belobigt  galten  und  demgemäss  den  höchsten 
erblichen  Geschlechlsadel  besassen;  Wachsmuth  schreibt  ihnen  daher 
die  Fürstenwürde  zu.1) 

b)  Im  Zeitalter  der  vollendeten  Demokratie,  nachdem  das  Königlham 
theils  verschwunden,  theils  (z.  B.  in  Sparta)  nur  noch  von  geringer  politi- 
scher Bedeutung  war,  kann  man  immer  noch  einen  höheren  oder  Herren- 
und  einen  niederen  Stand  unterscheiden  *).  Zu  jenem  gehörten  die  Nach- 
kommen der  Fürstenramilien,  oder  die,  deren  Ahnen  den  Staat  halten  grün- 
den helfen,  die  berühmten  Krieger  und  vor  allen  die  reichen  Gutsbesitzer. 
Ueberhaupt  war  in  vielen  griechischen  Staaten  z.  B.  in  Athen  der  Adel 
Tiinokratie.  *) 

Der  niedere  Stand  halle  nun  auch  politische  und  eine  gleiche  bür- 
gerliche Rechtsfähigkeit  mit  den  Vornehmen;  doch  war  ihr  Umfang  durch 
die  Verfassung  und  Gesetzgebung  eines  jeden  Staates  bestimmt.  In  man- 
chen war  die  der  Stadtbürger  grösser  als  die  der  Bewohner  des 
Landes.  *)  Auch  die  mit  der  Staatsverfassung  zusammenhängende  Einthei- 
lung  der  Staatsbürger  in  Klassen,  Genossenschaften,  Geschlechter  u.  s.  w. 
war  jedem  Staat  eigentümlich.  *)  Am  bekanntesten  sind  die  atheniensi- 
schen  Abteilungen  der  tf.vi.at  ( tribusj  tfQatQiai  ( curiae ) yevri  (gentesj, 
Trittyen  und  Naucrarien,  welche  übrigens  mehrfachen  Umgestaltungen 
unterlagen.  •) 

B.  Der  Fremde  war  im  griechischen  Staate  zwar  bürgerlich  recht- 
los, doch  hatte  er  Goltesrccht,  war  als  Gast  geschützt  und  konnte 
durch  besondere  Vergünstigung  oder  in  Folge  von  Stanlsvertrügen  vor 
andern  eine  bevorzugte  rechtliche  Stellung  haben.  1 ) Das  Gastrecht,  wel- 
ches Sicherheit  der  Person  gab,  wurde,  nicht  blos  einzelnen  Personen 
sondern  förmlich  auch  ganzen  Staaten  erteilt.  Es  gab  Gebäude  zur  Auf- 
nahme von  Fremden,  und  zur  Beförderung  des  Verkehrs  bestellten  die 
Staaten  gegenseitig  s.  g.  ngo$evot  oder  nagu%ai  als  Schützer  der  Frem- 
den, *)  so  wie  oft  eigene  Richter  •)  z.  B.  der  Polemarch  in  Athen; 
hier  gab  es  eigene  Gesetze  über  die  Verhältnisse  der  Fremden.  ,#) 


1)  a.  a.  0.  I.  337. 

2)  Wachsmuth  I.  382. 

3)  Wachsmuth  I.  S.  382.  391.  Hermann  I.  §•  56 — 62. 

4)  Wachsmuth,  I.  392  — 401.  Hermann,  1.  §•  67 — 69. 

5)  Wachsmuth,  I.  368-375. 

6)  Wachsmuth,  I.  351 — 367.  Hermann,  Jj-  97  — 101. 

7)  Wachsmuth,  1.  334.  406.  11.  113.  Hermann  III.  S-  55.,  Müller-Joch- 
mus, §.  47  — 52. 

8)  M ü 1 1 e r- Joch  m u s §.  47.  48. 

9)  M ü 1 1 e r - J o c h m u s tj  52. 

10)  Müller-Jochmus  s 49. 
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Höhere  Berechtigungen  hatten  die  Metocken,  d.  h.  die  als  Beisitzer 
oder  Schntzverwandte  im  Staate  zugelassenen,  jedoch  auch  besondem 
Leistungen  unterworfenen  und  unter  dem  Schutze  eines  Patrons  ( TiQotTTa ■ 
rtj$)  stehenden  Fremden , und  noch  grössere  die , welchen  die  Ausübung 
der  bürgerlichen  Rechte  gestattet  war  ftgoralei;)  und  die  Bürger  der  Staa- 
ten, die  sich  durch  Völkerverlrügc  das  Recht  der  Isopolitia,  d.  h.  der 
privatrechtlichen  Gleichstellung  gegenseitig  zugeslanden  hatten.  ') 

C.  Die  Sklaven  gehörten  zum  Hausstand  und  Vermögen  ihrer  Herrn, 
selbst  wenn  sie  Griechen  von  Geburt  waren.  Sic  waren  z.  B.  in  Athen 
durch  Gesetze  gegen  Mord  und  Misshandlungen  geschützt,*)  halten  Asyl- 
recht  gegen  die  Grausamkeit  des  eigenen  Herrn.  Doch  konnten  nur  die  im 
Staatseigentum  sichenden  Sklaven  Vermögen  haben.  Eine  grössere  Rechts- 
fähigkeit halten  die  blosen  Leibeigenen,  tuqioixoi,  auf  Staats-  oder  Pri- 
valbesitzungen , doch  unterlagen  die  Heloten  Spartas  dem  grössten  Druck.*) 
Der  freigelassene  Sklave  erhielt  nicht  das  Bürgerrecht,  sondern  wurde 
nur  Metock.  *) 

II.  Die  Familie  wurde  nicht  blos  durch  die  Ehe , sondern  auch 
durch  Adoption  *)  begründet. 

A.  Die  älteste  Eingehungsweise  der  (nur  monogamischen)  Ehe  *)  war 
der  Frauenkauf;  später  ein  Vertrag;  auch  die  religiöse  Weihe  kommt  vor 
in  Bezug  auf  die  Fortpflanzung  des  Geschlechts.  *)  Ferner  ist  später  die 
Milgilt,  nQOi$,  sehr  gewöhnlich.  •)  Wenn  von  einem  Geschlecht  nur 
noch  eine  Erb- Tochter  übrig  war,  so  gehörte  die  Sorge  für  deren  Ver- 
mählung zu  den  heiligsten  Pflichten  ihrer  Angehörigen  und  der  Magistrale.  •) 
Zu  nahe  Verwandtschaft,  die  zwischen  Ellern  und  Kindern  abgerechnet, 
ist  im  heroischen  Zeitalter  kein  Ehehinderniss,  *•)  später  waren  in  Athen 
Ehen  zwischen  Kindern  derselben  Mutter  nicht  erlaubt.  **)  Auch  die 
Ehe  mit  einem  oder  einer  Fremden  ist  ungültig.  Der  Concubinat  war  eine 
rechtlich  zulässige  Geschlechtsgemeinschalt.  **)  Ehescheidungen  sind  mög- 


1)  M Oller- Jochmus  §.  49—52.  Hermann,  I.  jj.  115.  116.  Wachamulh, 
II.  S.  99. 

2)  Wachsinuth,  I.  334.  402.  Hermann,  I.  §■  9.  19.  114. 

3)  Wachsmuth,  II.  a.  a.  0.  u.  394.  Hermann  §.  19  und  1—7.  S-  25  n.  10. 
J.  28.  n.  6.  $.  48  n.  7—9. 

4)  Wachsmuth,  I.  406.  Hermann  tj  58. 

5)  Wachsmuth  II.  117.  167. 

6)  Wachsmuth,  II.  S.  116.  127.  163.  Hermann  III.  129—31. 

7)  Wachsmuth,  S.  115. 

8)  Wachsmuth,  S.  129. 

9)  Wachcmuth,  S.  127.  165. 

10)  Wachsmuth,  S.  116. 

11)  Wachsmuth,  II.  164. 
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lieh,  ja  nicht  einmal  erschwert  von  Seilen  des  Mannes,  doch  erhielt  die 
ohne  Grund  verlassene  Frau  ihre  Mitgift  zurück  oder  einen  Unterhalt.  *) 
In  Athen  ging  heim  Ehebruch  die  ehcherrliche  Gewalt  bis  zur  Tödlmig.  *) 

B.  Die  Gewalt  des  Hausvaters  über  die  Kinder  war  schon  in  der 
ältesten  Zeit  milder  als  bei  den  Römern,  doch  hat  er  das  Recht  der  Aus- 
setzung und  später  ein  ausgedehntes  Strafrecht.  *)  Sie  dauerte  bei  den 
Töchtern  bis  zur  Verheirathung,  bei  den  Söhnen  bis  zur  Mündigkeit.'*) 

C.  Die  Vormundschaft  war  Pflicht  der  nächsten  Verwandten  und  stand 
unter  der  Aufsicht  der  Obrigkeit.  s) 

III.  Was  das  Sachenrecht  betrifft,  so  konnte  A ijur  der  Bürger  Eigen- 
thum an  Grund  und  Boden  haben  und  genoss  dafür  des  vollständigsten 
Schutzes.  8)  Nicht  blos  in  Sparta,  sondern  auch  in  andern  Staaten  halte 
ursprünglich  eine  gleiche  Vcrtheilung  des  Grundbesitzes,  xltjgoi , statt; 
in  einigen  war  der  Grundbesitz  sogar  unveräusserlich,  in  andern  ein 
Maas  für  denselben  bestimmt.  Auch  gab  es  polizeiliche  Beschränkungen 
desselben.  1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 ) 

B.  Es  gab  Inlestal-  und  testamentarisches  Erbrecht,  doch  konnten 
Kinder  aus  wichtigen  Ursachen  enterbt  werden.  Die  Töchter  standen  den 
Söhnen  nach,  gingen  aber  entfernteren  männlichen  Verwandten  vor.  Eine 
verschuldete  Erbschaft  konnte  selbst  von  Söhnen  nusgeschlcgen  werden. 
Die  Grundsätze  des  attischen  Erbrechts  sind  so  ins  Einzelne  atisgebildel, 
dass  die  Neuern  es  in  eigenen  Abhandlungen  beleuchtet  haben.  *) 

IV.  Das  Schuldrceht  war  streng,  es  konnte  für  den  Zahlungsunfähi- 
gen der  Verlust  der  Freiheit  und  das  Verfallen  in  Knechtschaft  nach  sich 
ziehen.  Für  Verträge  gab  es  keine  besonderen  Formen,  sie  konnten 
schriftlich  (durch  Gvyqa<pai)  abgeschlossen  werden,  vor  ja  ohne  Zeu- 
gen , das  letzte  jedoch  nicht  in  Athen , und  konnten  dann  durch  den  Eid  be- 
wiesen werden.  ®) 

Das  Pfandrecht  ward  mit  Härte  geübt;  in  Chios  halte  man  Hypothe- 
kenbücher, in  Athen  sicherte  eine  an  der  Gränze  des  verpfändeten  Grund- 
stücks errichtete  Säule,  worauf  es  cingehauen  war,  dasselbe.  ,0)  Der  Zins- 
fuss  war  hoch,  und  in  Solons  Gesetzgebung  keinen  Schranken  unler- 


1)  Wachsmuth,  II.  129.  166. 

2)  Wachsmuth,  II.  101. 

3)  Wachsmuth,  117.  129.  Hermann,  HL  §.  56. 

4)  Wachsmuth,  129  — 130. 

5)  Wachsmuth,  130.  169. 

6)  Wachsmuth  I).  130—131.  170-171.  Hermann,  §■  63. 

7)  Wachsmuth,  S.  131. 

8)  Wachsmuth,  II.  S.  131 — 132.  171 — 179.  Bunscn  1815.  Gans,  Erbrecht 
B.  1.  S.  28t  folg.  Hermann,  $.  62—65. 

9)  Wachsmuth,  I.  132-133.  179—181.  Hermann,  §.  66-  69. 
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worfen.  1 * 3 ) Das  attische  Recht  enthalt  Grundsätze  über  Bodmerei  und  fast 
alle  Scehandels- Verträge.  *)  Das  Seerecht  der  Insel  Rhodus,  von  dem 
wir  jedoch  ausser  den  von  den  Römern  adoptirten  lex  Hhodiu  de  juctu 
keine  alten  Ueberbleibseln  mehr  haben,  lmt  eine  welthistorische  Wichtig- 
keit erhalten,  indem  es  sogar  (juelle  des  Secrechts  der  neueren  Völker 
geworden  ist.  *) 

V.  Das  Strafrecht  des  heroischen  Zeitalters  beruht  auf  dem  Grund- 
satz der  Wiedervergellung  und  aul  der  Blutrache.  Es  galt  Leben  um 
Leben,  der  nächste  Blutverwandte  musste  den  Todtschlügcr  verfolgen.  Der 
Zorn  der  Götter  wurde  sogar  durch  Menschenopfer  gesühnt,  Blutschuld 
konnte  auf  einer  ganzen  Gemeinde  haften.  4 5 6 7)  Der  Verbrecher  kann  die 
Blutschuld  durch  Knechtschaft  bei  dem  Berechtigten  tilgen  und  durch  das 
Exil  sich  der  Verfolgung  entziehen,  auch  für  den  Augenblick  durch  das 
Asyl  eines  Tempels.  Der  flüchtig  gewordene  unvorsälzliche  Todtschläger 
kann  durch  Erlegung  eines  Bussgeldes,  verbunden  mit  der  religiösen  Sühne 
oder  Reinigung  durch  Opfer  eines  Widders  sich  frei  machen.  Im  Aus- 
bruche des  Zorns  übte  das  Volk  auch  die  Steinigung  des  Verbrechers.  *) 

In  dem  historischen  Zeitalter  ist  dem  Einzelnen  nicht  mehr  gestaltet, 
das  ihm  oder  seinen  Angehörigen  widerfahrene  Unbild  selbst  zu  rächen. 
Der  Staat  verschafft  durch  die  Bestrafung  des  Verbrechers  den  Verletzten 
Genugtuung  und  rächt  den  verletzten  Frieden.  Es  entstand  nun  eine  sehr 
ins  Einzelne  gehende  Strafgesetzgebung.  Man  findet  Vermögens-,  Lebens- 
und Leibes-,  so  wie  Ehrenstrafen  und  die  Verbannung;  das  Gclängniss 
diente  meistens  zur  Aulbewahrung  der  Angeschuldigten  oder  in  ihren  Staats- 
leistungen zurückgebliebener  Personen.  • ) 

II.  Die  Römer  und  ihr  Recht. 

Bestandteile  des  römischen  Rechts  und  Perioden  seiner 

Entwicklung.  *) 

80.  Von  einer  ganz  andern  Bedeutung  sind  für  die  Rechtsentwicklung 
der  Menschheit  die  Römer.  Sie  waren  von  der  Vorsehung  dazu  berufen, 
nicht  nur  die  Verwirklichung  der  Rcchtsidee  auf  ihre  Vollendung  im  Alter- 
tum zu  führen,  sondern  auch  für  die  Völker  der  späteren  Zeilen  ein  Nor- 
malrecht aufzustellen,  die  Rechtsbegriffe  auf  das  feinste  auszubilden,  die 

1)  Wachsmuth,  S.  180.  Man  zahlt  10—36  vom  Hundert  monatlich  S.  184. 

3)  Wachsmuth,  S.  182—183.  S.  184—193. 

3)  Pardcssus,  Collection  des  Loit  maritimet.  T.  I.  Paris  1828.  S.  21.  269. 

4)  Wachsmuth,  11.  118  — 119. 

5)  Wachsmuth,  a.  a.  0.  119—121. 

6)  Wachsmuth,  II.  133—144.  Hermann,  S-  60—62.  71.  72. 

7)  Zu  vergleichen  die  verschiedenen  Lehrbücher  des  römischen  Rechts  v.  Hugo, 
Zimmern,  Walter,  Pu c h ta’ s Cursus  der  Institutionen.  Bd.  1.  und  Jhcring, 
Geist  des  römischen  Rechts.  Bd.  1.  Leipzig  1852. 
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Kunst  der  Rechtsanwendung  auf  eine  unüberlreffliche  Weise  den  Rechts- 
gelehrten aller  Völker  und  Jahrhunderte  zu  zeigen,  die  Rechtswissenschaft 
zu  schaffen  und  in  unsterblichen  Werken  zu  verewigen. 

Das  römische  Recht  ist  in  materieller  wie  in  formeller  Beziehung  ein 
Mussterrecht,  welches  zu  iibertreffen  noch  keinem  Volke  gelang.  Es  zer- 
fallt in  drei  Hauptbestandteile,  deren  jeder  einer  andern  Periode  der  römi- 
schen Rechtsgeschichte  angehörl:  sie  sind  1)  das  altquiritische  Recht, 
2)  das  durch  die  klassischen  Juristen  zum  Weltrechtausgebildete,  vor  allem 
in  Justinians  Pandecten  enthaltene  Recht  der  Blüthczeit  der  römischen 
Rechtswissenschaft  und  3)  das  durch  die  byzantinischen  Kaiser  bis  zum 
Tode  Justinians  sanctionirtc  Verordnungs-  oder  ConslitulionenrechL 

Das  erste  entstand  in  den  ersten  sechst  halbhunderl  Jahren  Roms: 
das  zweite  von  dieser  Zeit  an,  in  welcher  das  gerichtliche  Verfahren  eine 
grosse  Umgestaltung  erlitt:  das  letzte  begann  mit  Conslanlin.  Das  wäh- 
rend dieser  1300  Jahre  sich  vollendende  römische  Recht  kam  durch 
dessen  Codifikution  in  Justinians  Rechtssammlung  zu  einem  definitiven  Ab- 
schluss und  wurde  in  derselben  später  das  gemeine  Recht  fast  aller  neue- 
ren Völker  Europas. 

Das  altquiritische  Recht.  ') 

81.  Der  römische  Staat  war  nicht  der  eines  Urvolks,  sondern  von 
Ansiedlern  verschiedener  mehr  oder  weniger  sich  verwandter  Völkerstämme 
geschaffen , ein  mit  Waffengewalt,  selbst  gegen  seine  Nachbarstaaten  ver- 
teidigter, und  auf  gleiche  Weise  im  Laufe  der  Zeiten  so  sehr  erweiterter,  dass 
diese  zuletzt  in  ihm  aufgingen  und  mit  ihm  der  Mittelpunkt  eines  Reiches 
wurden,  das  die  ganze  Welt  des  Alterthums  umfasste. 

Die  Gründer  dieses  Staates  waren  der  Mehrzahl  nach  Angehörige  von 
drei  Völkerstämmen,  nämlich  der  Latiner,  der  Sabiner  und  der  durch  eine 
vorgerücktere  Bildung  über  diese  hervorragenden  Etrusker. 

Die  ersten  Bewohner  des  römischen  Staatsgebietes  zerfielen  in  zwei 
Klassen,  dio  als  zwei  Stände,  der  der  herrschenden  Volberechtigten , der 
Patricicr,  und  der  der  zwar  freien  aber  von  diesen  regierten  Plebejer  *J 
einander  gegenüber  standen,  aber  bald  in  einen  Kampf  um  Rechtsgleich- 
heit geriethen,  der  damit  endigte,  dass  zuletzt  ein  gemeinsames  Recht 
aller  Quirlten  daraus  hervorging. 

Wie  der  römische  Staat  anfangs  nur  eine  Stadt  war,  die  der  all- 
einige Mittelpunkt  selbst  des  Weltreiches  blieb,  so  hatte  und  behielt  auch 


1)  Besonders  wichtig  sind  die  Hauptwerke  über  die  römische  Geschichte  seit  Nie- 
buh r,  vor  allen  das  neuste  v.  Schwegler.  Thl.  1.  Abthl.  1.  Tüb.  1853. 

2)  I.ivius  II.  1 sagt  von  ihnen:  ilia  paitorum  convenarumi/ue  pleht  tränt- 
fuga  ex  mit  populil  tuh  tutet a inviolati  templi  aut  liier tatem  aut 
certe  impunitatem  ndept«. 
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das  römische  Recht  den  Charakter  der  Einheit,  war  also  nicht,  wie  das 
Recht  vieler  anderer,  z.  B.  der  germanischen  Völker,  nur  ein  Aggregat 
von  untereinander  sich  verwandten  Parlicularrechlen.  Dieser  Charakter 
des  römischen  Rechts  ist  eine  Hauptursache  seiner  inneren  Vollendung 
und  Ausbildung.  Das  Festhallen  der  Römer  an  ihrer  Nationalität  gab  ihm 
Festigkeit  und  Beharrlichkeit  und  verhinderte  dessen  Verflachung  und  Auf- 
gehen im  jus  Gentium  des  Alterthums.  Auch  besassen  die  Römer  alle 
die  Eigenschaften,  welche  Grundbedingungen  einer  glücklichen  Rechtsent- 
wicklung sind.  Der  Römer  legte  einerseits  den  höchsten  Werth  auf  seine 
Freiheit  und  seine  Rechte,  hielt  sich  aber  anderseits  an  übernommene  Ver- 
bindlichkeiten für  streng  gebunden  1 ) und  den  Eid  für  unverbrüchlich; 
doch  war  der  Uebergang  der  Rechte  und  die  bindende  Kraft  der  Verträge 
meistens  nn  die  Vornahme  feierlicher  Acte  geknüpft.  Damit  verbanden  die 
Römer  Götlerfurcbl  und  gaben  den  wichtigsten  auch  juristischen  Handlun- 
gen des  öffentlichen  und  Privatlebens  die  religiöse  Weihe  oder  priesler- 
liche  Bestätigung. 

Alles  Recht  beruhte  auf  der  freien  Zustimmung  des  Volkes  oder  des 
jedesmaligen  Standes  und  war  nicht  das  Werk  eines  über  ihm  stehenden 
Gewalthabers;  Gesetz  war  nur:  qttod populus jussit.  Die  Rechtsverhältnisse 
erhielten  früh  Bestimmtheit  und  Abgränzung.  Die  Genauigkeit  der  Rechts- 
begriffe ward  durch  die  an  juristischen  Kunstworlen  reiche  Sprache  ausser- 
ordentlich gefördert.  Eine  gewisse  egoistische  Richtung  ist  in  dem  altrö- 
mischen Rechte  nicht  zu  verkennen,  doch  gienge  man  zu  weit,  wenn  man, 
wie  neuslens  ein!  geistreicher  Bearbeiter  der  Geschichte  des  römischen  Rechts, 
den  Urquell  des  römischen  Rechts  in  das  Princip  des  subjectiven  Willens  setzen 
wollte,  * ) denn  die  Römerslützen  doch  alles  Recht  selbst  auf  di e Justitia; 
die  Aequitas  galt  für  das  höchste  Ziel  des  Rechts.  3)  Im  Beginne  des 
Staats  befanden  sich  die  Römer  im  Uebergange  von  der  zweiten  zur  drit- 
ten Culturstufe ; Sclaven,  Vieh  und  Grundbesitz  bildeten  ihren  Hauptreich- 
thum,4) Geld  war  ursprünglich  nur  zugewogenes  Metall;  die  Wage  ward 
auch  später  bei  feierlichen  Verüusserungsaclen  als  Symbol  gebraucht. 

Ein  Gewerb-  und  Handeltreibendes  Volk  wurden  sie  nie:  *)  sie  über- 


t)  Bei  Gellius,  NocL  Att  XX.  1 rühmt  der  Reehtsgclehrte  Scxtus  Cäcilius 
von  den  Römern:  Omnibus  quidetn  virtutnm  generibus  exercendis  colen- 
disque  populus  ßtomanus  e parva  origine  ad  tnnl  amplitudinis  instar 
emieuit;  std  omnium  mnxime  atque  praecipue  fidem  coluit  san- 
ctamque  habuit  tarn  privatim , quam  publice. 

2)  Jhering,  Geist  d-  römischen  Rechts.  Th.  I.  S.  103  folg. 

3)  Tacitus  Anna).  III.  27  rühmt  v.  d.  XII  Tafeln:  sie  seien  finis  aequi  juris 
gewesen. 

i)  Cicero  de  Republica  II.  9:  die  ältesten  Bussen  wurden  in  Rindern  und  Scha- 
fen geleistet. 

5)  Cicero  rühmt  diess  seinem  Volke  nach , de  Republica  I.  5. 
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Hessen  diese  Geschäfte  Sklaven,  Freigelassenen  oder  Fremden;  doch  kam 
gegen  das  Ende  der  Republik  der  Grosshandcl  zu  Ehren. 

Rom  war  wie  alle  Staaten  des  Alterlhunis  ein  jetzt  s.  g.  Sklavcnslaat. 
Die  Sklaverei  war  ja  Juris  gentium ; doch  schützten  die  Person  des  Skla- 
ven anfänglich  die  Sitte,  später  Gesetze.  Die  Freilassungen  waren  begün- 
stigt, der  Freigelassene  ward  römischer  Staatsbürger,  ln  privatrechllicher 
Beziehung  war  die  Gruppining  nach  Familien  von  erster  Wichtigkeit.  Nur 
dem  Haupte  der  Familie  gehörte  das  Vermögen;  die  Hausfrau  und  die  Haus- 
kinder waren  dessen  nicht  fähig,  sondern,  wie  die  Sklaven  dem  Herrn,  der 
Gewalt  des  Hausvaters  und  zwar  lebenslänglich  unterworfen;  cs  sei  denn 
dass  ein  feierlicher  Austritt  aus  der  Familie  statt  gefunden  halte.  Der 
Paterfamilias  war  Priester  im  eignen  Hause  und  mit  der  ganzen  Familie 
für  die  Erhaltung  der  Sacra  privata  verpflichtet.  Die  aus  dem  Familienband 
hervorgegangene  Verwandtschaft  durch  Männer  ( Agnatio ) ist  Hauptgrund- 
lage des  Erbrechts.  Testamente  konnten  ursprünglich  nur  in  der  Volks- 
versammlung gemacht  werden  und  erhielten  so  die  Kraft  eines  Gesetzes. 

Ein  weiteres,  theils  privatrechlliches,  theils  politisches  Band  einigle 
eine  Anzahl  Familien  in  der  Gens,  und  aus  den  Gentes  war  die  poli- 
tische Volksabthcilung  der  dreissig  Curien  gebildet,  nach  welchen 
in  den  ältesten  Volksversammlungen  ( Comitia  curiata ) abgestimmt  wurde. 
Nur  die  Palricier  hatten  in  denselben  Stimmrecht,  wie  denn  auch  aus 
ihnen  der  Senat  gebildet,  die  Könige,  später  zuerst  auch  die  Consuln 
gewählt  wurden.  Wie  die  Herrschaft  dieser  Geburtsanstokraten  durch 
die  in  der  Weltgeschichte  so  berühmte  und  ihrem  Princip  nach  noch  heute 
nicht  selten  als  Vorbild  dienende  Verfassung  des  Servius  Tullius, 
durch  die  neben  ihr  sich  erhebende  Macht  der  Reichen  beschränkt,  wie 
durch  die  Aufhebung  des  Königthums  und  die  Einsetzung  zweier  jährlich 
wechselnder  und  verantwortlicher  Beamten  die  Liberias  romana  (keinem 
Herrn  auzugehören)  bleibend  begründet  und  wie  endlich  durch  die  Ein- 
führung des  Tribunals  und  der  Comilicn  nach  den  Tribusdislricten  die 
Plebejer  einen  eigenen  den  Patriciern  gegenüberstehenden  politischen  Stand 
bildeten,  der  nachdem  er  drei  Jahrhunderte  lang  um  volle  Rechtsgleich- 
heit mit  seinen  Gegnern  gerungen,  mit  diesen  das  vollständig  politisch 
geeinigte  grosse  Volk  der  Römer  ausmachle;  diess  alles  verdiente,  weil 
zu  bekannt,  zum  Vcrstiindniss  des  römischen  Staats-  und  Rechlslebens 
hier  nur  der  Erwähnung.  Die  Hauptergebnisse  dieses  grossen  Kampfes 
der  Stände  waren  303  die  Abfassung  des  sowohl  das  Privat  als  das  Process,- 
das  Straf-  und  Staalsrecht,  sowie  das  auf  die  Religion  und  den  Cultus 
sich  beziehende  jus  sacrum  feststehenden  Gesetzes  der  XII.  Tafeln ; 309 
die  Zulässigkeit  der  Ehen  zwischen  Patriciern  und  Plebejern,  von  387  an 
die  allmähligc  Zulassung  der  letztem  zu  allen  Staalsämtem  und  zuletzt 
zur  WTürde  eines  Pontifex  maximus,  dann  die  freilich  nur  wenig  wirksa- 
men agrarischen  Gesetze,  endlich  die  Einsetzung  neuer  Magistraturen , unter 
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■welchen  die  zum  erstenmal  387  ernannten  Prätoren  für  die  Weiterbildung 
des  römischen  Rechts  vom  grössten  und  nachhaltigsten  Einfluss  waren. 
Obwohl  neben  den  XII  Tafeln  noch  altes  Gewohnheitsrecht  fortbcsland, 
weil  man  nicht  alles  durch  dieselben  zum  Geselzesrecht  zu  erheben  für 
nöthig  gehalten  hatte,  so  waren  sie  dennoch  die  die  ganze  Rechlsentwick- 
lung  der  Römer  beherrschende  Grundlage  des  quiritischen  Rechts,  das 
durch  seine  Steifheit  und  Strenge  zwar  drückend,  aber  als  das  weiseste 
Recht  auch  nach  Jahrhunderten  hoch  verehrt  und  mehr  umgeslnllel  als 
abrogirt  wurde , so  dass  man  ihren  bleibenden  Einfluss  noch  aus  dem  Justi- 
nianischen Rechte  ersieht.  1 ) 

Die  ängstliche  Belolgung  des  geschriebenen  Wortes  in  den  Gesetzen, 
und  die  Sitte,  bei  Rechtsstreitigkeiten  die  zu  entscheidende  Frage  auf  das 
genaueste  zu  fassen,  rief  eine  Rechtspraxis  hervor,  in  welcher  das  Ab- 
fassen von  hergebrachten  Formeln  ( Legis  actiones  genannt^  mit  zum  ge- 
richtlichen Verfahren  gehörte.  Durch  die  früher  in  die  eigentliche  Rechts- 
kunde allein  eingeweihten  Palricier  wurden  diese  Formeln  lange  geheim 
gehalten,  bis  ein  Schreiber  des  Appius  Claudius  sie  öffentlich  bekannt 
machte  und  dadurch  milwirkte,  dass  auch  die  Plebejer  sich  der  Juris- 
prudentia  zuwandten,  woraus  der  nachher  so  hoch  stehende  Jurislen- 
sland  der  Römer  hervorging. 

Die  Periode  des  quiritischen  Rechts  dauert  bis  gegen  das  siebente 
Jahrhundert  fort.  Es  begann  dann  in  Folge  der  allgemeinen,  besonders 
von  den  Griechen  überkommenen  Humanitätsbildung  eine  neue  Periode  in 
der  Geschichte  des  römischen  Rechts.  Man  erweiterte,  milderte  oder  mo- 
diflcirle  die  alten  Rechtsnormen,  machte  sie  biegsamer;  es  entstand  das 
oft  nur  Billigkeitsgrundsätzen  huldigende  Recht  der  von  uns  s.  g.  klassi- 
s chen  Periode. 

Im  fünften  und  sechsten  Jahrhundert  tragen  übrigens  die  Gesetze  noch 
den  Stempel  der  allquiritischen  bis  zur  Zeit,  wo  an  die  Stelle  der  stren- 
gen Legis  actiones  ein  neues  Gerichtsverfahren  trat.  Zu  denselben  gehört 
unter  andern  noch  die  464  sanctionirle  Lex  Aquilia  über  den  Ersatz  des 
durch  Zerstörung  oder  Verletzung  körperlicher  Sachen  verursachten  Schadens. 

Das  klassische  Pandecten recht. 

82.  Die  so  enge  an  die  Buchstaben  des  Gesetzes  sich  haltenden  Klagformen 
mussten  mit  der  Erweiterung  und  Neugestaltung  der  Rechtsverhältnisse  als  un- 
zureichend , ja  als  ein  Hinderniss  einer  befriedigenden  Rechtspflege  erschei- 

1)  Nur  wenige  Stellen  der  XII  Tafeln  sind  rein  erhalten  auf  uns  gekommen;  neuere 
Gelehrte  haben  aber  das  ganze  Gesetz  wieder  hcrzustcllen  versucht. 

Die  gelungenste  Arbeit  dieser  Art  ist  die  des  Genfer  Rechlsgelchrten  Jac.  G o th  o- 
fredus  v.  J.  1612.  Neuerdings  hat  Prof.  Dirksen  in  Berlin  diese  Restitution 
einer  Revision  unterworfen,  theilweisc  verbessert  und  neu  aufgefundene  Test- 
steilen  in  dieselbe  eingetragen. 
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nen  und  so  wurden  endlieh  die  Legis  actinnes  durch  eine  Lex  Aebutia, 
deren  Dalum  man  übrigens  nicht  kennt,  und  die  späteren  Leges  Juliae  ju- 
diciariae  aufgehoben  und  dem  mit  der  Instruction  der  Prozesse  beauftrag- 
ten Magistrate  das  Hecht  crtheill,  der  Beschaffenheit  der  vorkonunenden 
Kälte  gemäss  die  Klage  zu  formuliren  und  überhaupt  auf  eine  einer 
freien  Gestaltung  des  Rechts  gemiisse  Weise  zu  verfahren.  Ihre  Gewalt 
war  weil  ausgedehnter,  als  die  der  Richter  jelzt  zu  sein  pflegt,  nament- 
lich die  der  Präloren,  so  dass  cs  ihnen  auch  überlassen  blieb,  von  den 
strengen  Formen  des  alten  CIvilrechls  abzuweichen,  ihnen  Ausnahmsfälle 
beizufügen,  für  neue  Fälle  neue  Klagen  und  andere  Rechtsmittel  zu  ge- 
stalten; doch  waren  sie  für  ihre  ganze  Amtsführung  streng  verantwortlich 
und  konnten  nach  dem  Ende  ihres  Amtsjahrcs  vor  das  Volksgericht  ge- 
stellt werden.  Sie  hatten  also  das  grösste  Interesse,  ihren  Ruf  als  gerechte 
Leiter  der  Justiz  zu  erhalten  und  fanden  ein  Mittel,  im  Voraus  sieh  gegen 
spätere  Anklagen  zu  verwahren.  Diess  bestand  darin:  dass  sie  wie  auch 
andere  Magistrale  z.  B.  die  Consuln,  Tensoren  und  selbst  die  Volkstrihu- 
nen  *)  beim  Antritt  ihres  Amts,  die  Grundsätze,  nach  welchen  sie  ver- 
fahren und  die  Rechtsmittel,  die  sie  gestatten  wollten,  genau  redigirt  öffent- 
lich bekannt  machten  und  zwar  auf  Tafeln , die  vor  dem  Tribunal , auf  dem 
sie  sassen,  so  aufgeslellt  waren,  dass  Jedermann  dieses  (wie  man  jetzt 
sagen  würde)  ihr  juristisches  Programm  leicht  lesen  konnte.  Diese  Auf- 
stellung hiess  ihr  Edictum  und  weil  es  die  bleibende  Richtschnur  im  Recht- 
sprechen sein  sollte,  Edictum  perpetuae  jurisdictionis  causa  propositum 
oder  Edictum  perpetuum.  2 ) Bald  wurden  in  Rom  jährlich  zwei  solcher 
Edicte  publicirt,  das  Edictum  vrbanum  für  die  Cives,  das  Edictum  pere- 
grinum  für  die  Rechtssachen  der  Fremden.  Auch  die  Aedilen  edicirten  für 
die  ihrer  Jurisdiction  unterliegenden  Sachen.  In  den  Provinzen  machte 
jeder  Proconsul  oder  Propraetor,  selbst  der  Quacstor,  sein  Edic- 
tum provinciale  bekannt. 

Bei  der  Abfassung  der  Edicte  hielten  sich  die  Prätoren  an  die  Reehls- 
ansichlcn  der  Zeit,  an  das  ncuentstandene  Gewohnheitsrecht,  an  die  von 
allen  gebildeten  Völkern  befolgten  Rechtsregeln  des  jus  gentium  und  an  das, 
was  die  bewährtesten  Rechtsgelehrten  für  recht  und  billig  zu  erklären 
pflegten.  Da  diese  Edicte  jedesmal  für  ein  Jahr  galten  und  mit  der,  von 
der  Mitte  des  siebenten  Jahrhunderts  Roms  so  rasch  fortschreitenden 
allgemeinen  Bildung  immer  entsprechender  wurden,  so  konnte  man  sagen, 
das  in  ihnen  enthaltene  Recht  (welches  jus  hnnnrarium  genannt  wurde) 
sei  die  viva  vox  juris  civilis.  Die  Präloren  und  andere  höhere  Magistrate 


1)  Walter',  Rechtsgeschichle  II.  Nr.  409.  Gell.  XIII.  15.  Liv.  XXV.  1.  Cicero 
in  Verrem  II.  41. 

2)  Fr.  7 pr.  D.  2.  I.  (Je  juritd.)  fcicero  in  Verrem  III.  14. 
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mit  Jurisdiction  waren  daher  die  Orgnne  der  neuen  und  fortschreitenden 
Rechtsüberzeugung  des  römischen  Volkes,  und  ihre  Edicte  die  Formulirungen 
und  Aufzeichnungen  des  materiell  das  Volksleben  schon  beherrschenden 
Rechts.  Nachdem  die  Sille,  solche  Edicte  zu  erlassen,  schon  längere  Zeit 
in  Uebung  war,  sanctionirte  689  eine  Lex  Cornelia : dass  die  Magistrate 
gehalten  seien , stets  nach  solchen  Edictis  perpetuis  Recht  zu  sprechen.  * ) 
Diese  erweiterten  sich  nach  und  nach;  die  Präloren  nahmen  aus  dem  Ci- 
vilrecht  das  auf,  was  etwa  einer  näheren  Bestimmung  bedurfte,  modillcirten 
die  allzu  strengen  Bestimmungen  des  letzten,  namentlich  durch  Zulassungen 
von  Ausnahmen,  und  ergänzten,  wo  es  nölliig  war,  das  ganze  Privnlrecht. 
Sie  edicirten  confinnandi,  supplendi  und  corrigendi  juris  civilis  ffrntia*). 
In  diesen  Edicten  wurden  dnlier  eine  grosse  Zahl  von  Klagen  (actioncs) 
gestattet  gegen  als  unbillig  sich  erweisende  Klagen  gerichtete  Einreden 
(exceptionex).  Gegen  zu  befürchtende  Reehtsbeeinlräehtigungen  wurden  Si- 
eherheitsmittel  ( cautiones ) angeordnel  und  als  Zwangsmittel  Besitzeinwei- 
sungen ( missiones  in  potsessionem).  Gegen  Handlungen  der  Eigenmacht  und 
unerlaubter  Selbsthilfe  fanden  Inlerdicla  statt,  und  diejenigen,  welche  auf 
eine  ihnen  nicht  zur  Last  lallende  Weise,  z.  B.  durch  jugendliche  Unerfah- 
renheit, Abwesenheit  oder  durch  Ueberiistung  Anderer  Rechte  verloren  hat- 
ten, konnten  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  (in  integnim  restitutio) 
erhalten. 

Endlich  ertheilten  die  Prätoren  denen,  welche  Ansprüche  auf  Verlas- 
senschaften  hatten,  durch  Gestaltung  des  Erbsehaflsbesilzes  (bonorum pos- 
sessio) ein  schnelles  Mittel,  um  zur  Ausübung  ihres  Rechts  zu  gelangen. 
Aus  diesem  letzten  gieng  nach  und  nach  ein  neues  System  der  Erbfolge 
hervor.  Da  aber  durch  die  Salzungen  des  Edicts  nicht  alle  mögliche  Fälle, 
in  welchen  der  Rechtsschutz  nölhig  war,  im  Voraus  bestimmt  werden  konn- 
ten, so  dehnten  die  Magistrate  ihre  Rechtsmittel  nach  dem  Grundsätze  der 
Analogie  auf  neue  Fälle  aus  und  ertheilten  für  dieselbe  eine  deren  Eigen- 
thümlichkeit  angepasste  actio  oder  exceptio  utilis , ein  interdietum  utile , eine 
bonorum  possessio  extraordinaria  oder  dccretalis  u.  dgl.  Ebenso  modiflcirten 
sie  das  gerichtliche  Verfahren  in  Folge  ihrer  Machtvollkommenheit,  und  es 
gab  nun  judiciu  legi t im  n und  solche,  tpiae  imperin  contmebanlur.  Allmählig 
umfasste  das  prätorische  Ediet,  welches  eine  Art  allgemeine  Gerichtsord- 
nung oder  Klagspicgel  war,  das  gesammte  Privnlrecht  und  trat,  weil  sein 
Hauptinhalt  (als  edictum  tralatitium ) von  den  auf  einander  folgenden  Prä- 
toren beibehaltcn  wurde,  an  die  Steile  der  XII  Tafeln,  konnte  jedoch  diese 
als  ein  durch  das  Volk  unmittelbar  sanctionirtes  Gesetz  nicht  formell  auf- 
heben.  Diese  grosse  Umgestaltung  des  römischen  Rechts  fällt  in  das  Zeil- 


1)  Cicero  pro  Cornet.  Dio  Cast.  XXXVI.  23. 

2)  f.  7.  g.  1.  D.  t.  1.  (de  just,  et  Jure). 
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aller  Cicero's,  der  erzählt,  dass,  wie  man  früher  die  jungen  Leute  die 
XII  Tafeln  habe  auswendig  lernen  lassen,  jetzt  es  bei  ihnen  Sitte  sei,  das 
Edict  dem  Gediichtniss  einzuprägen  1 2 3 ). 

Die  Fassung  des  Edicts  wurde  von  Zeit  zu  Zeit  von  rechlsgelchrlen 
Prätoren  einer  Umarbeitung  unterworfen,  zuletzt  unter  Kaiser  Hadrian  nahm 
der  berühmte  Jurist  Julian  eine  solche  vor.  Sie  wurde  vom  Senate  ge- 
billigt, erlitt  später  keine  Aenderung  mehr,  und  kam  grösstenlheils  mit  den 
Auszügen  aus  den  Commenlaren  späterer  KechUgelehrten  in  die  Pandeclen. 
In  wie  weit  ursprüngliche  Texte  fehlen,  hnben  neuere  Gelehrte  das  Edict 
aus  dessen  übriggebliebenen  Fragmenten  und  durch  Conjeclur  wieder  her- 
zustellen versucht  *). 

Auf  diese  Weise  ward  endlich  das  prätorische  Edict  der  Miltelpuncl 
des  ganzen  Privatrechts;  neben  ihm  fanden  sich  aber  noch  zahlreiche 
Rechlsquellen  der  verschiedensten  Art,  als  das  alte  Civilrecht,  welches  die 
mit  der  Entscheidung  einer  Hechtssache  beauftragten  Judices  immer  an- 
wenden  mussten,  wenn  nicht  auf  Antrag  der  Parteien  der  Magistrat  in  ihrer 
Instruction  (/ ormula ) sie  auf  Grundsätze  des  Edicts  hingewiesen,  oder  ein 
Abgehen  vom  Civilrecht  gestattet  halte.  Es  galten  ferner  viele  llieils  in  den 
Ccnlurial,  theils  in  den  Tributcomitien  sanclionirte  leges,  deren  einige  noch 
unter  Kaiser  Augustus,  die  letzten  unter  Tiber  und  Claudius  volirt  wurden, 
und  eine  grosse  Zahl  auch  in  das  Civilrecht  theils  als  Reformen,  theils  ver- 
mittelnd eingreifende  Senatsschlüsse.  Dazu  kamen  endlich  noch  zwei  wich- 
tige neue  Rechlsquellen : das  unter  der  Benennung  responsa  oder  aucloritas 
prudentium  von  den  Alten  aufgelührte  Juristenrecht  und  von  Augustus  an 
die  Verfügungen  der  Kaiser  ( constitutione*  principum). 

Mit  dem  Emporkommen  des  Juristenstandes  und  des  freien  gerichtlichen 
Verfahrens  musste  in  der  Rechtspraxis  noch  ein  neues  Element  sich  gel- 
tend machen,  ncmlich  die  Ansichten  der  Rechlsgelehrten  über  streitige  und 
solche  Fragen,  die  nur  der  Natur  der  Sache  gemäss  entschieden  werden 
konnten,  ln  Folge  der  gerichtlichen  Verhandlungen  ( disputaliones  fori)  *) 
wurden  viele  Rechtsfragen  erledigt,  es  entstanden  neue  auf  Ansichten  der 
Prudentcs  sich  stützende  Rechtssätze.  Sie  waren  „ opiniones  et  sententiae 
eorum  guibus  concessum  erat  jura  condere “,  galten  ihrer  inneren  Wahrheit 
wegen  als  Aucloritas , und  gingen  zum  Theil,  zu  gelehrten  Rechtsspriich- 
wörtern  erhoben,  in  Gewohnheitsrecht  über,  sie  wurden  receptae  sententiae 
oder  jus  receptum  4 ) . 


1)  Cicero,  de  l.tgih.  I.  5.  II.  23. 

2)  Die  besten  Restitutionen  des  Edicts  sind  die  von  Ranchinus,  Westenberg 
und  Hein  ec  ei  us.  und  die  auf  alle  sich  stützende  von  v.  Weyhe.  Güttingen 
1823. 

3)  Poniponius  in  f.  2.  §.  5.  D.  1.  2.  (i ie  orig,  jw.) 

4)  Paulus  gab  einem  vom  ihm  verfassten  Lehrbuch  des  römischen  Rechts  den  Ti- 
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Ln  Anfänge  des  Kaiserreichs,  wo  es  schon  eine  grosse  Zahl  wissen- 
schaftlich gebildeter  Uechlsgelehrlen  gab,  war  das  auf  diese  Weise  mate- 
riell geltende  Juristenrecht  schon  in  hohem  Ansehen.  Allein  es  sollte  bald 
auch  eine  formelle  Geltung  erhalten.  Auguslus  ermächtigte  einzelne  Juristen, 
in  seinem  Namen  Responsa  zu  erlheilen,  auf  welche  man  vor  den  IVielUem 
sich  berief.  Das  Ansehen  derselben  stieg  nach  und  nach  so  sehr,  dass 
Hadrian  verordnete,  die  Richter  hätten  sich  an  die  Aussprüche  dieser  au- 
torisirten  Rechtsgelehrten  zu  halten,  wenn  dieselben  über  eine  Sache  oder 
Rechtsfrage  einig  wären.  Ein  auf  diese  Weise  durch  Einstimmigkeit  der 
Juristen  festgesetzter  Rechtssalz  hatte  Gesetzeskraft  ( vicem  legis  obtinebat)  *). 
Da  die  bedeutendsten  Rechlsgelehrten  der  Kaiserzeit  dieses  Jus  respondendi 
hatten,  so  erklärt  es  sich  leicht , von  welcher  Bedeutung  auch  ihre  Schriften 
werden  mussten,  und  wie  cs  kommen  konnte,  dass  diese,  obgleich  nur  Er- 
kenntnissquellen  des  Rechts,  später  in  Folge  gesetzlicher  Bestätigung  wirk- 
liche Rechtsquellen  wurden. 

B.  Was  die  Verordnungen  der  Kaiser  betrifft,  so  mussten  sie  in  Folge 
der  ganzen  staatsrechtlichen  Stellung  der  Imperatoren  im  Laufe  der  Zeiten 
immer  wichtiger  werden  und  zuletzt  die  übrigen  Quellen  des  Hechts  absor- 
biren  *). 

Schon  als  Oberbefehlshaber  des  Heeres  erliessen  sic  Ordres  an  die- 
ses, als  Vorsteher  der  Provinzen  an  ihre  Stellvertreter  in  denselben  {man- 
data),  dann  als  Inhaber  verschiedener  magistratischer  Gewalten  Ediele;  bald 
gaben  sie  Entscheidungen  ( decretn ) über  Rechtssachen,  die  durch  Berufung 
an  sie.  gelnngt  waren  und  von  ihnen  in  ihrem  höchsten  Ralhscollegium 
( consistorium  principis)  erledigt  wurden.  Endlich  entstand  die  Sitte,  dem 
Kaiser  geradezu  Rechtsfragen  vorzulegen  und  sich  eine  schriftliche  Lösung 
derselben  durch  ein  Rescript  zu  erbitten,  mit  welchem,  wenn  sie  günstig 
waren,  der  Impelrant  vor  die  Gerichte  treten  konnte,  um  eine  für  ihn  glück- 
liche Entscheidung  mit  Sicherheit  zu  erzielen.  Auf  diese  Weise  wurde 
durch  diese  verschiedenen  Verfügungen  der  Kaiser,  die  man  alle 
Constifutiones  principum  nannte,  theils  neues  Recht  eingeführl,  theils  die 
Anwendung  des  schon  geltenden  vermittelt  und  befestigt,  und  je  länger  das 
Kaiserreich  bestand,  um  so  reicher  floss  diese  Rechtsqnellc,  in  der,  wie 
schon  bemerkt,  zuletzt  das  ganze  römische  Recht  aufging.  In  der  Blüthe- 
zeit  des  römischen  Rechts  waren  also  dessen  Quellen  theils  das  als  allge- 
meines Recht  aller  Völker  angesehene  Jus  gentium,  das  auf  Leges,  piebiscita, 


tel : receptae  sent  online.  Beispiele  des  jus  receplum  kommen  in  J u s t i n i n n's 
Pandecten  in  grosser  Anzahl  vor. 

1)  f.  2.  §.  47.  D.  1.  2.  ( de  orig,  jur.)  Gaj.  Inst.  I.  7.  Puchta,  Curs.  d.  Instit. 

I.  S ff- 

2)  Es  galt  bald  der  Grundsatz  : i/itod  principi  plncuit,  legis  bähet  vigorem,  f.  I. 
D.  1.  4.  {de  const.  princ.) 
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seuatus-consulta  und  Constitufiones  principum,  als  vier  verschiedene  Formen 
des  geschriebenen , und  das  aul  die  Mores  mqjorvm , das  jus  honorarium 
und  die  Itcsponsa  prudenlum  sich  stützende,  ungeschriebene  Jus  civile. 

Dieses  Recht  nun  wurde  der  Gegenstand  der  feinsten  Bearbeitung  vom 
Zeitalter  Cicero’s  an  bis  zum  Anfang  des  vierten  Jahrhunderts  nach  Chri- 
stus und  die  Grundlage  der  klassischen  Rechtswissenschaft  der  Römer,  von 
der  niilier  zu  handeln  ist. 

Die  Rechtswissenschaft  der  Römer. 

83.  Es  ist  schon  bemerkt  worden  (§.  81)  dass  die  Verbreitung  der 
Rechlskunde  unter  den  Plebejern  die  Entstehung  eines  eigenen  reehtsge- 
ichrlen  Standes  der  Jure-  oder  Jurisconmlti , Jurisperiti  oder  Prudenles 
(der  Weisen  des  Volkes)  veranlassle.  Das  Rechtsstudium  wurde  eine 
Lieblingsbeschäftigung  hervorragender  Männer,  verband  sieh  mit  der  öffent- 
lichen Bercdlsamkeil  und  war  ein  Mittel,  zu  den  höchsten  Slautsslellen  zu 
gelangen.  Schon  im  seclisten  Jahrhundert  machten  sich  mehrere  Juristen 
durch  Schriften  berühmt  wie  Aelius,  der  ältere  Cato,  Brutus,  Mani- 
lius  und  noch  mehrere  im  siebenten,  in  welchem  eine  Art  Jurislenfamilie 
die  der  Scaevolae  zum  höchsten  Ansehen  gelangte.  Mehrere  dieser 
Männer  waren  zugleich  Rechlslchrer  und  so  die  Gründer  der  Rechtswis- 
senschaft. Anfangs  war  freilich  ihre  Beschäftigung  eine  blos  praktische, 
sie  bestand  im  Erlheilen  von  Gutachten  (respondere),  von  Cautclen  bei  der  Vor- 
nahme von  Rechtsgeschäften  ( Covere ) oder  in  Abfassen  der  Verträge, 
Testamente  und  gerichtlicher  Anträge  (scribere)  oder  endlich  in  der  Füh- 
rung und  Verteidigung  [der  Rechtssachen  vor  den  Gerichten  (causas  orare). 
Die  frühsten  juristischen  Schriften  sind  nur  praktische.  Erst  zur  Zeit  Cice- 
ros  begann  die  Umgestaltung  der  Rechtskunde  in  die  Rechtswissenschaft, 
und  er  selbst  sowie  sein  Freund  Servius  Sulpicius  (t  711)  waren  1 2 ) 
ihre  Schöpfer;  von  dem  letztem  rühmt  dicss  der  Erste  auf  eine  Weise, 
dass  man  ihn  für  den  Urheber  der  systematischen  Bearbeitung  des  Rechts, 
vielleicht  sogar  der  von  so  vielen  späteren  Rechlsgelehrten  wie  Gajus 
und  Ulpian  und  von  Justininan  beibehallenen  Syslematisirung  des  Privat- 
rechls,  d.  h.  bei  der  Instilutioncnordnung  halten  möchte.*) 

Unter  August  begann  ein  immer  höher  steigender  Aufschwung  der 
Rechtswissenschaft,  der  unter  den  Kaisern  Seplimius  Severus,  Cara- 
calla  und  Severus  Alexander  seinen  Culminalionspunkl  erreichte, 
dann  nachliess  und  unter  Constantia  sich  verliert.  Er  wurde  besonders 


1)  Die  besten  Darstellungen  der  Rechtswissenschaft  der  Römer  sind  die  von  S a- 
vigny:  Vom  Beruf  unsrer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft.  2te 
Aufl.  S.  17.  Walter,  Geschichte  des  römischen  Rechts  Bd.  II.  Nr.  407 — 415. 
Puchla  Cursus  der  Institutionen  I.  n.  XCVI — CV. 

2)  Dicss  ist  Hugos  Ansicht. 
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gefördert  durch  zwei  seit  Augustus  in  Rom  cxistirendc  miteinander 
wetteifernde,  in  zwei  verschiedenen  Richtungen  die  Jurisprudenz  culli- 
virende  Rechtsschulen,  deren  Stiller  Laben  und  Capito  und  nach- 
hcrige  Häupter  Proculus  und  Sabinus,  dann  Pegasus  und  Cnssius 
und  ein  jüngerer  Sabinus  waren  und  welche  unter  dem  Namen  der  Sa- 
biniancr  und  Proculejaner  als  zwei  Seelen  noch  unter  Hadrian  sich 
gegenüber  standen.  Die  Sabinianer  scheinen  mehr  an  das  entschieden  Prak- 
tische sich  gehalten  zu  haben,  die  Proculejaner  versuchten  Neuerungen  vermit- 
telst rationeller  blos  auf  ein  allgemein  wissenschaftliches  Erfassen  des  Rechts 
gestützter.  *)  Es  ist  aber  vor  allem  die  schriftstellerische  Thätigkeit, 
wodurch  die  römischen  Rechlsgelchrlcn  sich  um  das  menschliche  Geschlecht 
verdient  gemacht  haben ; sie  schrieben  eine  unendliche  Anzahl  Werke  aller  Art, 
worin  wir  ihre  grossarlige  unübertreffliche  Methode  in  der  Behandlung  des 
ganzen  Rechts  und  aller  einzelnen  Fragen  und  Anwendungen  zu  bewundern 
haben.  Sie  machten  kürzere  Lehrbücher  des  Rechts  unter  dem  Titel : 
Institutiones , Defiiiitiones,  Regulue , grössere  unler  dem  von  Libri  Juris  Civilis, 
Digesta,  receptae  sestentiae ; Commenlare  über  die  Lehrbücher  früherer  Rechts- 
gelehrten, exegetische  Werke  über  die  Xfl  Tafeln  und  andere  Gesetze, 
besonders  aber  eine  grosse  Zahl  über  das  Edict,  Monographien  über 
einzelne  Rechtslehren,  ferner  praktische  Werke  als  Responsa,  Epistolae, 
Quaestiones,  Libri  factorum,  endlich  Bücher  vermischten  Inhalts , zu  welchen 
auch  die  gehörten,  welche  den  Titel  Principien  Pandectae  führten. 
Die  bewunderungswürdige  Behandlungsweise  des  Rechts  durch  diese  klas- 
sischen Juristen  ist  immer  anerkannt,  aber  erst  im  gegenwärtigen  Jahr- 
hundert von  Snvigny  *)  auf  das  tiefste  erfasst  und  auf  das  treffendste 
geschildert  worden,  so  dass  seine  Charakteristik  der  Wissenschaft  der 
römischen  Juristen  die  glücklichste  ist,  die  man  geben  kann. 

Er  sagt  von  ihnen: 

„Die  Begriffe  und  Sätze  ihrer  Wissenschaft  erscheinen  ihnen  nicht  wie 
durch  ihre  Willkür  hcrvorgebracht,  es  sind  wirkliche  Wesen,  deren  Da- 
sein und  Genealogie  ihnen  durch  langen  vertrauten  Umgang  bekannt  gewor- 
den ist,  darum  hat  eben  ihr  ganzes  Verfahren  eine  Sicherheit,  wie  sie 
sich  fast  ausser  der  Mathematik  nicht  findet,  und  man  kann  ohne  Ueber- 
treibung  sagen , dass  sie  mit  ihren  Begriffen  rechnen.  Diese  Methode  aber 
ist  keineswegs  das  Eigenthum  eines  oder  weniger  grosser  Schriftsteller, 


1)  Auf  diese  Weise  wird  uns  wenigstens  der  Gegensatz  zwischen  Capito  und  La- 
be o von  Pomponius  S- geschildert , der  von  jenem  sagt : Capito  i/t  Ms  t/uae 
tradita  er  aut , perteverahtU , Lnheo  ingenii  qualitate  et  fiducia,  t/ui  et 
eeleris  operis  sapientiae  operam  dederat , plurima  ittnovare  studuit. 
Uebrigcus  haben  die  Neuern  über  den  Charakter  des  Gegensatzes  der  beiden 
Schulen  versrlüedene  Ansichten.  S.  Puchta  Cursus  n.  XCVIII.  XCIX. 

2)  Vom  Beruf  unsrer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswisscnschalt  2te  Aufl.  S.  29  f. 
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sie  ist  vielmehr  ein  Gemeingut  aller,  und  obgleich  unter  sie  ein  sehr  ver- 
schiedenes Maas  glücklicher  Anwendungen  vertheilt  war,  so  ist  doch  die 
Methode  überall  dieselbe.  Selbst  wenn  wir  ihre  Schriften  vollständig  vor 
uns  hätten,  würden  wir  darin  weit  weniger  Individualität  Anden,  als  in 
irgend  einer  andern  Literatur;  sie  alle  arbeiten  gewissennaassen  an  einem 
und  demselben  gemeinsamen  Werke,  und  die  Idee,  welche  der  Compila- 
tion der  Pandekten,  Juslinians  zu  Grunde  liegt,  ist  darum  nicht  völlig 
zu  verwerfen.  Wie  lief  bei  den  römischen  Juristen  diese  Gemeinschaft  des 
wissenschaftlichen  Besitzes  gegründet  ist,  zeigt  sich  auch  darin,  dass  sie 
auf  die  äusseren  Mittel  dieser  Gemeinschaft  geringen  Werth  legen,  so  sind 
z.  B.  ihre  Definitionen  grösstenlheils  unvollkommen,  ohne  dass  die 
Schärfe  an  Sicherheit*  der  Begriffe  im  geringsten  darüber  leidet.  Dagegen 
steht  ihnen  ein  viel  wichtigeres  Mittel  zu  Gebote,  eine  treffliche  Kunst- 
sprache, die  mit  der  Wissenschaft  so  zusammenhängt,  dass  beide  ein  un- 
auflösliches Ganzes  zu  bilden  scheinen.  Mit  diesen  Vorzügen  aber  könnte 
sich  eine  schneidende  Einseitigkeit  sehr  wohl  vertragen.  Das  Recht  näm- 
lich hat  kein  Dasein  für  sich,  sein  Wesen  vielmehr  ist  das  Leben  der 
Menschen  selbst,  von  einer  besondem  Seile  angesehen.  Wenn  sich  nun 
die  Wissenschaft  des  Rechts  von  diesem  ihrem  Object  ablöst,  so  wird  die 
Wissenschaft  ihren  einseitigen  Weg  forlgehen , ohne  von  einer  entsprechen- 
den Anschauung  des  Rechtsverhältnisses  selbst  begleitet  zu  sein,  die  Wis- 
senschaft wird  dann  einen  hohen  Grad  formeller  Ausbildung  erlangen 
können  und  dieselbe  eigentlicher  Realität  entbehren.  Aber  gerade  von 
dieser  Seile  erscheint  die  Methode  der  römischen  Juristen  am  vortrefflich- 
sten: haben  sie  einen  Rechtsfall  zu  bcurtheilen,  so  gehen  sie  von  der 
lebendigsten  Anschauung  desselben  aus  und  wir  sehen  vor  unsern  Augen 
das  ganze  Verhällniss  Schrift  vor  Schritt  entstehen  und  sich  verändern. 
Es  ist  als  ob  dieser  Fall  Anfangspunkt  der  ganzen  Wissenschaft  wäre, 
welche  von  hier  aus  erfunden  werden  sollte.  So  ist  ihnen  Theorie  und 
Praxis  eigentlich  gar  nicht  verschieden , ihre  Theorie  ist  bis  zur  unmittelbar- 
sten Anwendung  durehgebildet,  und  die  Praxis  wird  stets  durch  wissen- 
schaftliche Behandlung  geadelt.  In  jedem  Grundsätze  sehen  sie  zugleich 
einen  Fall  der  Anwendung,  in  jedem  Rechtsfall  zugleich  die  Regel,  wo- 
durch er  bestimmt  wird,  und  in  der  Leichtigkeit,  womit  sie  so  vom  Allge- 
meinen zum  Besondem,  und  vom  Besonderen  zum  Allgemeinen  übergehen, 
ist  ihre  Meisterschaft  unverkennbar.  *)“ 

Auf  diese  Weise  cultivirten  die  römischen  Rechtsgelehrlen  die  Wissen- 
schaft des  Rechts,  aber  fast  blos  von  ihrer  praktisch  systematischen  Seite; 
das  geschichtliche  Studium  gilt  ihnen  nur  als  Hilfsmittel  für  das  Versländniss 


1)  Sehr  gut  charakterisiron  die  Methode  der  römischen  Juristen  und  die  römische 
Rechtswissenschaft  aoeh  Waller,  Köm.  Rechtste  schichte  B.  II.  Nr.  413  und 
Puchta  Cursus.  Jj.  C.  II. 
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des  praktisch  Geltenden;  doch  schrieb  der  unter  Hadrian  lebende  Jurist 
Pomponius  eine  Art  äusserer  Rechtsgeschichte,  in  seinem  in  Justinians 
Pandekten  (I.  2.)  fast  ganz  erhaltenen  Buch  de  origine  et  progressu  Juris 
Civilis.  Gelegentlich  werden  von  andern  Rechtsgelehrten  Nachrichten  über 
das  frühere  Recht  milgetheill.  Noch  weniger  thaten  die  römischen  Juri- 
sten für  die  philosophische  Beleuchtung  des  Rechts,  doch  stellten  sie  eine 
Art  von  Theorie  über  den  Urgrund  des  Rechts  auf,  welchen  sie  in  der 
Justitia,  d.  h.  dem  angeborenen  Triebe,  jedem  das  Seinige  zuzugestehen, 
finden,  sie  suchten  (wie  schon  §.  3T  ausgeführt)  die  Grundlagen  der 
Rechtsinslitule  entweder  in  der  thicrischcn  oder  vernünftigen  Natur  der 
Menschen  oder  in  der  Nationalität  und  fassten  die  Jurisprudentia  auf  als  die: 
rerurn  divinurum  atque  humanarum  notitiu,  Justi  atgue  iigusti  scientia , 1 ) 
oder  als  ars  boni  et  aequi ; *)  sie  stellten  drei  höchste  Juris  praccepta  auf: 
nämlich  honeste  vivere,  alium  non  laedere , suum  cuique  tribuere;  *)  und 
sehen  sich  selbst  als  Priester  der  wahren  Weisheit  an:  verum  non  simu- 
Uitam  phUosophiam  uffectantes.  *) 

Es  bleibt  uns  hier  nur  noch  übrig,  die  Namen  derjenigen  Rechlsge- 
lehrlen  aulzuführen,  die  vor  andern  einen  unsterblichen  Ruhm  sich  erwor- 
ben haben.  Es  sind  dies  vor  allen  aus  dem  Zeitalter  Ciceros  der  dritte 
Muciu  s Scaevola,  zwischen  August  und  Hadrian  die  schon  genannten 
Labco,  Proculusund  Sabinus  (der  ältere),  Callistratus,  Trypho- 
ninus,  Pomponius,  Ccrvidius  Scaevola  und  Julian  (der  schon  ge- 
nannte Verbesserer  des  prätorischen  Edicts)  unter  Antoninus  Pius  der  Jurist 
Gaj  u s und  unter  den  Kaisern  des  Severischen  Hauses  die  vier  grössten  Rechts- 
gelehrten des  Alterthums  Papinian,  Ulpian,  Paulus  und  Modestinus, 
aus  deren  Werken  die  Hälfte  aller  in  den  Pandekten  Justinians  enthaltenen  Aus- 
züge der  Schriften  der  klassischen  Juristen  Roms  entnommen  ist,  wäh- 
rend die  andere  Hälfte  aus  den  von  35  andern  Rcchlsgelehrten  unmittelbar 
stammt,  obwohl  der  Gesammtinhalt  dieses  merkwürdigen  Rechtsbuches  das 
gemeinsame  Werk  aller  römischen  Juristen  ist 

Das  kaiserlich  byzantinische  Recht  bis  auf  Justinian.  *) 

Im  Anfang  des  vierten  Jahrhunderts  der  christlichen  Zeitrechnung  gab 
es  längst  kein  römisches  Volk  mehr.  Das  unermessliche  Reich  war  be- 


ll I,  1.  1.  (de  justitiu  et  jure)  f.  10  p.  D.  1.  1,  ( eod .) 

2)  S-  3-  I.  eod.  f.  10.  $.  3.  D.  eod. 

3)  1.  1.  pr.  1).  eod. 

4)  *•  2-  I.  eod.  f.  10.  §•  2-  D.  eod. 

5)  f.  1.  S 1.  D.  eod. 

1)  Waller  Geschichte  des  römischen  Rechts  II  n 421—425.  Puchla  t’ursus  I n. 
CXIX  fol.  Beide  Schriftsteller  beginnen  die  teilte  Periode  des  römischen  Rechts 
auch  mit  Ilioctctian. 
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wohnt  von  Millionen  Unlerthanen,  die  allen  Nationen  angehörten,  theils  über- 
bildete,  theils  halbbnrbarische  oder  barbarische  Menschen,  die  nur  durch  die 
Waffengewalt  des  jeweiligen  Herrschers  zusammen  gehalten  werden  konnten. 
Genusssucht  war  das  Lebensziel  der  Zeit,  Verweichlichung  und  Corruption 
herrschten  im  Osten  und  im  Westen,  nur  ein  freilich  überall  zerstreuter 
Theil  der  Bevölkerung  huldigte  höheren  Lebensansichlen , nämlich  die 
Christen,  ')  deren  Zahl  trotz  des  allgemeinen  Verfalls  der  Sitte  und  der 
grausamsten  Verfolgungen  so  angewachsen  war,  dass  sie  beim  Tode  Dio- 
clelians  eine  mächtige  Partei  im  Reiche  bildete,  auf  die  ein  neuer  Kaiser 
gegen  andere  Compclilorcn  sich  stützen  konnte.  Diess  tlint  Constantin, 
mit  dem  312  eine  neue  Periode  in  der  römischen  Geschichte,  insbesondere 
in  der  Staats  - und  Rechlsgesehichtc  beginnt.  Man  würde  eine  Umwandlung 
der  öffentlichen  Verhältnisse,  wie  sic  mit  ihm  und  durch  ihn  stattfand, 
jetzt  eine  Revolution  nennen. 

Obgleich  der  heidnische  Ctiltus  nicht  sogleich  aufgehoben  wurde, 
so  musste  er  doch  untergeben.  Die  christliche  Weltanschauung  und  zwar 
dife  der  katholischen,  d.  h.  allgemeinen  Kirche  beherrschte  die  Sille,  be- 
herrschte den  Staat  und  wurde  maasgebend  für  die  neue  Gesetzgebung  in 
allen  Dingen,  die  das  christliche  Prinzip  berührte.  Die  längst  organisirte 
von  den  Bischöfen  regierte  Kirche  ward  als  solche  anerkannt,  ihr  Orga- 
nismus dem  Staate  einverleibt.  Die  geistlichen  Behörden  üblen  eine  vom 
Staate  anerkannte,  sogar  in  die  Verwaltung  eingreifende  äussere  Gewalt. 

Der  Einfluss  des  zur  Staatsreligion  erhobenen  Christenlhums  war  über- 
all sichtbar,  sogar  die  lateinische  Sprache  nahm  z.  B.  bei  den  Kirchen- 
vätern einen  andern  Charakter  an.  Doch  war  die  durch  dasselbe  bewirkte 
Aenderung  in  den  Staatsverhällnissen  nicht  die  einzige;  die  Verlegung  des 
Sitzes  des  Kaisers  nach  dem  fast  im  Orient  liegenden  Byzanz  und  die  Er- 
hebung dieser  Stadt  als  Conslantinopolis  zum  zweiten  Rom  gaben  dem  Reiche 
einen  neuen  Mittelpunkt.  Das  vollständig  aulocraliseh  regierte  Kaiserthum 
behandelte  es  als  Eigenthum  des  Herrschers,  der  nun  auch,  um  die 
Herrschaft  auf  das  Stärkste  zu  befestigen  und  eine  schnell  wirkende  Cen- 
tralregierung  zu  schaffen,  einen  ganz  neuen  Staalsorganismus  einführte 
und  den  freilich  schon  lang  mehr  nur  dem  Schein  nach  bestehenden  Ge- 
gensatz zwischen  Italien  und  den  Provinzen  aufhob.  Die  Einthcilung  des 
Reichs  in  vier  oft  mehrere  Königreiche  in  sieh  begreifende  Praefecturae 
Praetorio,  die  Einlheilung  dieser  in  Diocoeses  und  der  letzten  in  IYovinciae 


1)  Eine  sehr  lesenswerthe  Darstellung  des  sittlichen  Cullurzuslandes  im  römischen 
Reiche  zur  Zeit  Constantins  enthalt  der  Btttti  histori'/ue  tur  !a  socictd  cit'ile 
dam  le  monde  romniit  et  tur  sa  tramformation  par  le  Ckrittianitme 
pnr  C.  Schmidt.  Strasburg  et  Paris  1853.  8. 

2)  Diess  geschah  erst  311 , 12  C.  Th.  18.  10.  Die  Tempel  wurden  348  geschlos- 
sen, z.  B.  c.  4. 
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ist  bekannt,  sowie  die  Trennung  der  Militiir-  und  Civilgewalt  in  den  Pro- 
vinzen und  Civitates  und  die  Bildung  der  Centralregierung  mit  höchsten 
Beamten,  die  mit  den  Ministern  in  den  neueren  Staaten  verglichen  werden 
können.  *)  Noch  bestand  der  Senat  und  zwar  einer  in  Rom  und  ein  zwei- 
ter in  Knnstnntinopel  fort,  desgleichen  die  älteren  mit  Gerichtsbarkeit  aus- 
gerüsteten Beamten,  aber  ihre  Stellung  war  eine  ganz  andere.  Auch  wurde 
das  Gerichtsverfahren  umgestallet,  indem  der  alte  Formularprozess  auf- 
hörte und  der  Magistrat,  bei  dem  eine  Sache  anhängig  gemacht  wurde,  sie 
selbst  zu  entscheiden  pflegte.  Damit,  sowie  in  Folge  der  freilich  schon 
früher  ungeordneten  *)  Gleichstellung  der  I’cretjrim  mit  den  Citrs  wurde 
vieles  im  bisherigen  Pri valrecht  nntiquirt,  und  da  alle  politische  Kraft  aus 
dem  Volke  gewichen  war  und  nur  des  Kaisers  Wille  als  Gesetz  galt,  trat 
ein  Rechtszusland  ein,  der  einen  ganz  andern  Charakter  als  der  frühere 
hatte,  denn  alles  Recht  gieng  nur  allein  vom  Herrn  aus.  So  begreift  man, 
warum  nun  von  Constantin  an  die  Zahl  der  kaiserlichen  Verordnungen  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  vennehrte,  und  alsbald  zu  einer  grossen  Masse  sich 
häufig  widersprechender  Gesetze  anwuchs,  welche  im  Gediichtniss  zu 
behalten,  nicht  einmal  für  die  Behörden  mehr  möglich  war.1 2 3) 

Zwar  griffen  die  neuen  Verordnungen,  die  hauptsächlich  Verwaltungs- 
recht enthielten,  in  die  bürgerliche  Rechtspflege  und  das  Privatrecht  wenig 
ein;  allein  die  Kenntniss  dieses  letzten  wurde  immer  schwieriger  und 
seltener,  obgleich  sie  aus  den  Schriften  der  klassischen  Juristen  geschöpft 
wurde ; denn  der  Rückgang  der  allgemeinen  Bildung  sowie  der  Rechts- 
wissenschaft war  so  gross,  dass  es  den  praktischen  Juristen  sehr  schwer 
war,  den  Inhalt  jener  Schriften  gehörig  zu  verstehen,  und  noch  schwieri- 
ger ihm  auf  verwickelte  Fälle  anzuwenden. 

Auch  waren  die  juristischen  Werke  nur  für  wenige  zugänglich,  und 
so  war  der  Verfall  der  alten  feineren  Rerhtskunde  und  der  juristischen 
Kunst  nicht  mehr  aufzuhalten.  Man  griff,  um  wenigstens  das  Nolhwen- 
digsle  zu  erhalten,  zur  Anwendung  mechanischer  Mittel.  Man  legte  (und 
zwar  thaten  diess  vorerst  nur  Private)  Sammlungen  der  kaiserlichen  Con- 


1)  Ein  treues  Iiild  des  ganzen  Staalsorganismus  gibt  die  unter  dem  Titel  der  Aotitia 
Dignitatum  bekannte  Reichsslaüslik  au»  dem  Anfang  des  fünften  Jahrhunderts. 
Neueste  Ausgabe  von  Büking  in  Bonn  1840.  Pie  Minister  waren  für  die  Ju- 
stiz und  die  höchste  Staatsregierung  der  Quaeitor  saeri  pnlntii , lur  die  Finan- 
zen der  Cnmet  snernrum  largitionum , für  das  Innere  nnd  die  Polizei  der 
Magister  officiorum , erster  Staatssekretär  war  der  printirerius  notnriorum. 
Eine  sehr  gute  Darstellung  der  Reiehsverfassung  von  Pioclctian  bis  Justitiian  gibt 
Walter,  Rechtsgesehichte  1.  von  338—307. 

2)  Sie  soll  unter  Caracalla  slxdtgefunden  haben. 

3)  Sehr  gute  Schilderungen  des  Rcchtszuslandcs  zwischen  Constantin  und  Juslinian 
geben  von  Savigny,  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  B.  I.  1. 
Cap.  1.  und  Pochta  Cttrstts  d.  Institutionen  /.  N.  CXX1X — CXXXV1I. 
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slitutionen  vor  Conslantin,  die  noch  alle  mit  dem  klassischen  Recht  zu- 
sammen hien sen , an , im  Codex  Gregorianus  und  Hermogenianus.  1 2 3 4 5 6 ) 

Man  gab  neben  allen  Schrillen  des  Juristen  Paulus  einem  Lehrbuch 
desselben  (den  receptae  sententiae)  ausdrücklich  eine  höhere  Autorität  für  die 
Rechlsunwendung,  (321)  1 ) und  als  über  hundert  Jahre  nach  der  grossen 
Umgestaltung  des  Reichs  verflossen  waren,  sanclionirtc  426  Kaiser  Valen- 
linian  III.  eine  Art  Regulativ  für  den  Gebrauch  und  die  Geltung  der  Schrif- 
ten der  fünf  berühmtesten  Rcchlsgelehrten  aus  der  vorhergehenden  Periode, 
nämlich  des  Gajus,  Pnpinian,  Paulus,  Ulpian  und  Modestinus, 
und  zwar  so,  dass  wenn  in  ihren  Werken  verschiedene  Lösungen  von 
Rechtsfragen  sich  linden  sollten,  diejenige  Ansicht  vom  Richter  zu  befol- 
gen sei , wofür  die  Mehrzahl  dieser  Juristen  sich  ausspreche  und  bei  Gleich- 
heit der  Autoritäten  für  und  wider,  die  Ansicht  Papiniuns.  Durch  diese  in 
Deutschland  das  Citirgeselz  genannte,  auch  von  Theodosius  II.  bestätigte 
Verordnung  *)  erhielten  die  Schrillen  der  Rcchlsgelehrten  förmliche  Ge- 
setzeskraft. 

Es  bedurfte  aber  auch  eines  Mittels,  die  kaiserlichen  Constitutionen 
seit  Conslantin  leichter  zu  kennen  und  anzuwenden.  Aber  der  Plan  einer 
429  angeordneten  Reform  1 ) des  römischen  Rechts  vermittelst  einer  durch- 
greifenden Codiflcalion  wurde  nicht  ausgeführt,  dagegen  wurde  eine  nach 
dem  Muster  der  früheren  Codices  angelegte,  ausführliche  Conslitulionen- 
sammlung  von  16,  in  viele  Titel  zerfallenden  Büchern  veranstaltet 
und  unter  dem  Titel  Codex  Theodosianus  438  für  das  ganze  Reich 
sanctionirt  •).  In  denselben  wurden  die  grösseren  Verordnungen  dem 
Inhalt  ihrer  verschiedenen  Artikel  gemäss  zerrissen,  und  in  die  besonders 
hiezu  rubricirten  Titel  eingetragen,  wie  diess  im  Cod.  Gregorianus  und  Her- 
mogenianus geschehen  war. 

Der  Rcchtszustand  war  jetzt  der,  dass  zweierlei  Gesetzgebungen  neben 
einander  bestanden,  die  des  ällern  classischen  Rechts,  deren  Kunde  aus 
den  Schriften  der  fünf  Juristen  dem  Cilirgesetz  gemäss,  und  aus  dem  Co- 
dex Gregorianus  und  Hermogenianus  geschöpft  wurde,  und  unter  der  Be- 
nennung Jus  begriffen  war,  und  das  in  dem  neuen  Codex  Theodosianus 
codifieirte  kaiserliche  Constitutionsrecht,  Leges  genannt  Diess  letzte  ver- 
mehrte sich  aber  beständig,  indem  auf  diesen  Codex  eine  Menge  Constitu- 
lioncs  novcliae  folgten,  welche  zu  sammeln,  bald  auch  Bedürfnis  wurde*). 


1)  Die  neueste  Ausgabe  derselben  ist  die  in  Bd.  1.  des  in  Bonn  erschienenen  Cor- 
pus Juris  enthaltene. 

2)  C.  2.  Cod.  Theod.  1.  2. 

3)  Sic  steht  in  Cod.  Theod.  1.  4.  Consb  3. 

4)  Die  Instructionen  dazu  finden  sich  in  Cod.  Theod.  I.  1. 

5)  Die  vollständigste,  von  H a e n c 1 besorgte  Ausgabe  des  Codex  Theodosianus  ist 
die  im  Corpus  Juris  civilis  Antejustianei  von  Bonn. 

6)  Die  auf  uns  gekommenen  sind  gedruckt  im  ß.  1.  des  Corp.  jur.  Ante  just. 
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Es  gab  nur  noch  einige  gelehrte  Juristen;  die  wenigen  juristischen 
Schriften  dieser  Zeit  sind  traurige  Beweise ')  des  allgemeinen  Verfalls,  den 
auch  die  berühmten  Rechlsschulen  zu  Rom,  Constantinopel  und  Beryl  auf- 
zuhalten nicht  im  Stande  waren. 

Juslinian's  Reformen  und  seine  Rechtsbücher*). 

85.  Nachdem  der  so  eben  beschriebene  Rechtszustand  fast  ein  Jahrhun- 
dert gedauert  und  sich  noch  dadurch  bedeutend  verschlimmert  hatte,  dass 
die  Schriften  der  allen  Rechtsgelelirlcn  immer  schwerer  aufzulreiben  waren, 
ihr  Verstündniss  und  ihre  Anwendung  wegen  des  vielen  Veralteten,  das  sie 
enthielten,  schwieriger  geworden  war,  während  zugleich  die  Zahl  der  No- 
vellen sich  sehr  vermehrt  hatte,  rief  die  Vorsehung  zwei  Männer  an  die 
Spitze  des  römischen  Reichs,  welche  sich  für  berufen  hielten,  diesem  Ver- 
falle durch  Reformen  ein  Ziel  zu  setzen,  durch  die  das  klassisch  durchge- 
bildele  Recht,  in  wie  weit  es  noch  practisch  sein  konnte,  nicht  nur  nicht 
aufgehoben,  sondern  in  seiner  Geltung  bekräftigt,  sein  Studium  und  seine 
Anwendung  erleichtert  und  für  die  künftigen  Zeiten  gesichert,  dessen  Ge- 
gensätze mit  dem  neueren  Constitulioncnrecht  ausgeglichen , und  dieses 
selbst  so  viel  wie  möglich  vereinfacht  werden  sollte. 

Diese  Männer  waren  der  seit  527  zur  Regierung  gekommene  Juslinian  I. 
und  sein,  einen  hohen  Rang  als  Rechlsgelehrler  einnehmender  Minister  Tri- 
bonian.  Man  begann  den  13.  Februar  528  mit  der  Umschmelzung  der  drei 
Codices  kaiserlicher  Constitutionen  in  einen,  worin  sie  in  Einklang  gebracht 
wurden.  Er  ward  den  7.  April  529  unter  dem  Titel  eines  Codex  Justinia- 
ncus  bestätigt  und  publicirt. 

Es  war  aber  auch  ein  dringendes  Bedürfniss  vorhanden,  die  Anwen- 
dung des  älteren  Rechts  zu  erleichtern.  Zu  diesem  Behuf  fing  man  damit 
an,  den  1 April  530,  die  wichtigsten  Streitfragen  des  älteren  Rechts  durch 
kaiserliche  Decisionen  zu  erledigen,  deren  nach  und  nach  50  erlassen  und 
wie  es  scheint,  in  einer  Sammlung  vereinigt  wurden.  Es  zeigte  sich  aber 
dieses  Mittel  als  ungenügend,  und  so  schlug  man,  um  die  Kenntnisse  die- 
ses Rechts  zu  sichern,  den  Weg  der  Redaction  eines  umfassenden  Rechts- 
buches ein,  welches  aus  Auszügen  aus  den  Schriften  der  classischen  Juri- 
sten bestehen  sollte,  und  entnahm  diese  aus  den  Originalwerken*)  von 


1)  Z.  B.  die  sogenannten  CoHSultationes  Veteris  JCH  aus  dem  5.  Jahrhundert, 
im  C orp.  jnr.  Antej.  I.  p.  396. 

2)  Zu  vergleichen  mit  diesem  Paragraphen  v.  Savigny,  System  Bd.  1.  Cap.  III. 
Puchta,  Curaus  der  Institutionen  I.  §$.  CXXXVIII  — CXL.  Waller,  Geschichte 
des  römischen  Rechts  II,  V 426 — 432. 

3)  Ein  freilich  nicht  ganz  richtiges  Verzeiehniss  dieser  Werke  ist  der  s.  g.  Index 
FlorettlinHS  d.  h.  eine  Angabe  dieser  Schriften,  die  an  der  Spitze  des  berühm- 
testen aller  Manuscripte  der  Pandecten  steht,  das  in  Florenz  aufbewahrt  wird. 
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neun  und  ilreissig  Rechtsgelehrten,  die  von  Augustus  an  bis  unter  Con- 
slnntin  gelebt  hatten.  Zu  diesem  Zwecke  ernannte  Justinian  den  15.  Decbr. 
530  eine  Commission  von  17  Rechisgeielirtcn , an  deren  Spitze  Tribonian 
stand.  Sic  (heilten  sich  in  drei  Seclionen,  deren  eine  die  exegetischen 
Schriften,  vor  allen  die  Commentnre  zum  Edicl,  die  zweite  die  dogmatischen, 
besonders  die  Lihri  juris  civilis  des  Sabinus,  eine  dritte  die  unmittelbar 
practischen  Schriften,  vor  allem  die  Papinians  zu  excerpiren  hatten  ').  Nach 
Beendigung  dieser  Arbeit  vereinigten  sich  die  drei  Commissionen  und  ver- 
theilten die  ausgezogenen  Fragmente  in  fünfzig  Bücher,  deren  jedes  in  eine 
Anzahl  im  Wesentlichen  nach  der  schon  in  den  drei  Codices  verkommen- 
den Ordnung  der  Materien  und  unter  den  Rubriken  des  Edicts  oder  der 
excerpirten  Werke  übersehriebener  Titel  (gegen  440)  so  ordnete,  dass  je 
mit  einer  der  drei  Fragmcnlmasscn  der  einen  oder  der  andern  Commission 
begonnen  wurde,  und  die  andern  darauf  folgten*).  Das  ganze  Werk  erhielt 
die  Namen  Pandectae , Diges/a  und  Codex  enucleati  juris.  Justinian  rühmt 
es,  dass  300,000  Stellen  (<rr i%oi)  auf  15,000  darin  zuriickgefiihrt  worden 
seien.  Die  Pandectcn  wurden  den  16  Decbr.  533  bestätigt,  publicirt  und 
mit  drei  grossen  Proclamationen  *),  nämlich  einer  griechischen  und  einer 
lateinischen  an  das  Volk  und  einer  in  letzterer  Sprache  an  die  Professoren 
der  Rechtsschulen  begleitet , in  welchen  der  Zweck  und  der  Plan  dieser 
grossen  Sammlung  ausführlich  entwickelt  werden. 

Die  Pandecten  waren  sowohl  für  die  unmittelbare  Rechtsanwendung 
als  für  den  Rcchtsunterricht  bestimmt,  in  letzter  Beziehung  sogar  der  bis- 
her üblichen  jedoch  verbesserten  Sludicnordnung  angcpnssl,  so  dass  nur 
ausschliesslich  aus  diesem  zugleich  theoretischen  und  practischen  Werk, 
das  zugleich  eine  umfassende  Rechlscasuistik  enthielt,  die  Kcnntniss  des 
alten  Rechts  geschöpft  werden  sollte.  Alles  Veraltete  wurde  weggelassen, 
alle  Widersprüche  unter  den  alten  Juristen  (wie  Justinian  glaubte  und  an- 
zunehmen befahl)  aufgehoben,  so  dass  es  des  Cilirgeselzes  zu  deren  Lö- 
sung nicht  mehr  bedurfte,  und  dieses  daher  in  den  Rechtsbüchern  Jusli- 


1)  Pass  die  Compilaloren  der  Pnndectcn  auf  diese  Weise  verfuhren,  haben  die  Un- 
tersuchungen Blumes  iu  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft 
B.  IV.  S.  257  mehr  als  wahrscheinlich  gemacht  und  alle  deutschen  Rechts- 
gelehrten seitdem  angenommen. 

2)  Man  nennt  sie  nach  Blume  die  Edict-,  Sabinus-  und  PajüaninsmasKC.  DicMasscn- 
ahthcilung  ist  in  grösseren  Titeln,  z.  B.  f’.  E.  45.  t.  1 und  C.  t 10.  16.  u.  17 
durch  die  Buchstaben  «.  ß.  y.  angedeutet  und  meistens  in  der  K r i e g e 1’  sehen 
Ausgabe  der  Pandclen  durch  die  Buchstaben  E.  S.  P.  unter  jedem  Fragmente 
vollständig  angedentet  worden. 

3)  Sic  finden  sieh  nebst  den  auf  die  Ausarbeitung  der  justinianischen  Rcchtsbücher 
bezüglichen  Verordnungen  Juslinians  im  B.  I.  tit.  17  des  Codex  oder  an  der 
Spitze  der  Sammlungen  selbst. 
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nians  sich  nicht  findet.  Man  war  genöthigt,  die  ursprünglichen  Stellen  viel- 
fach zu  ändern,  (hat  diess  jedoch  nur  in  wie  weit  es  durchaus  nölhig  war, 
so  dass  wir  in  den  Pnndeclen  den  zu  Juslinians  Zeit  noch  anwendbaren 
Inhalt  der  Schriften  der  classischen  Juristen  so  treu  wie  möglich  wieder- 
gegeben besitzen.  Um  alle  Gegensätze  auszugicichen  und  alle  Unpractische 
formell  aufzuheben,  bedurfte  es  ausser  den  50  Decisioncs  noch  vieler  kai- 
serlicher Constitutionen,  und  da  der  Codex  vom  Jahre  529  nun  nicht  mehr 
zu  dem  Itcchlsbuche  der  Pandecten  passte,  nahm  man  eine  Revision  dessel- 
ben vor,  nach  deren  Vollendung  er  den  17.  November  5-14  als  Codex  rc- 
pefitae  praeleclionis  aufs  Neue  publicirt  wurde. 

Nach  der  früheren  Sludienordnung  begann  der  Rechtsunterriehl  mit  der 
Erklärung  der  Institutionen  des  G a j u s.  Diess  Lehrbuch  musste  nothwen- 
dig  durch  ein  neues  ersetzt  werden,  und  desslmlb  liess  Juslinian  schon 
während  der  Ausarbeitung  der  Pandecten  ein  solches  verfertigen , in  wel- 
chem aber  ausser  Stellen  jenes  ersten  Werks  noch  viele  andere,  aus  Frag- 
menten der  Pandecten  entnommen,  kamen,  sowie  Auszüge  aus  kaiserlichen 
Constitutionen,  insbesondere  Juslinians.  Diess  kleinere  Werkchen,  in  4 Bü- 
chern und  98  Titeln,  war  den  25.  November  533  bekannt  gemacht  worden, 
sollte  auch  als  eine  ausführliche  Verordnung  gelten,  die  mit  den  Pandecten 
den  30.  December  533  Gesetzeskraft  erhielt.  Auf  diese  Weise  wurden  Ju- 
slinians  Reformen  des  Rechts  und  der  Rechtswissenschaft,  vielleicht  nach 
den  schon  unter  Theodosius  II.  gefassten  Plänen  binnen  nicht  ganz  sechs 
Jahren  ausgeführt.  Er  machte  sich  dadurch,  mancher  Mängel  derselben  un- 
geachtet, um  die  ganze  Nachwelt  verdient,  weil  er  die  unsterblichen  Denk- 
male der  Rechtsweisheit  der  Römer  und  der  nie  zu  übertreffenden  Wissen- 
schaft ihrer  grossen  Juristen  erhielt,  und  allen  Völkern  zugänglich  machte. 
Würde  er  ein  in  Artikeln  abgefasstes  Gesetzbuch  im  eigentlichen  Sinne  ha- 
ben redigiren  lassen,  so  hätte  er  jene  juristischen  Schätze  grösslentheils 
dein  Untergang  geweiht,  und  nie  hätte  die  Rechtsbildung  der  neueren  Völ- 
ker das  werden  können , was  sic  vermittelst  des  Studiums  jener  grossen 
Meister  geworden  isL  Dieser  Erfolg  der  Reformen  Juslinian's  wiegt  alle 
mit  der  Einführung  seiner  RcclUsbiicher  verbundenen  Nachlheile  auf1). 

Wenn  die  kaiserlichen  Constitutionen  vielleicht  den  schon  aus  dem  na- 
türlichen Entwickelungsgang  der  europäischen  Staaten  sich  fast  mit  Noth- 
wendigkcil  ergebenden  Absolutismus  gefördert  haben,  so  milderte  die  ganze 


1)  Schon  im  16.  Jahrhnndcrt  griff  man  das  römische  Recht  an  (Holm an  in  seinem 
Antilribonianus).  Im  19.  sali  man  nicht  selten  dessen  Reception  als  eine  grosse 
l'alamitäl  an.  Gegen  diese  Auffassung  sind  die  Aeusscrungcn  im  Texte  des  Para- 
graphen gerichtet.  Die  neuesten  Acusscrungen  gegen  oder  für  die  Reeepiion  des 
römischen  Rechts  finden  sich  in  B esc  ler ’s  und  Thöl>  Büchern  über  Volks- 
rccht  und  Juristenrecht;  früher  in  Thibaut’s  Schrift  über  die  Piolhwcndigkcit 
eines  allgemeinen  bürgerlichen  GcsoUbuches,  in  v.  Savigny’s  Schrift  vom  Be- 
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Gesetzgebung  ihn  wieder  durch  die  Formen  strenger  Gerechtigkeit,  die  die 
ganze  Sammlung  enthielt.  Wenn  das  römische  Hecht  durch  seine  Receplion 
bei  den  neueren  Völkern  der  freien  Entwicklung  mancher  nationalen  Rechts- 
institute entgegenwirkle,  so  beschleunigte  sie  dagegen  die  technische  Aus- 
bildung des  Rechts,  führte  dieses  schnell  in  das  dritte  Stadium  der  Reehts- 
entwickelung  und  verdrängte  durch  seinehumanen,  freisinnigen  und  aufVer- 
nunflgründen  ruhenden,  höheren  Rechtsgrundsätze  die  oll  engherzigen  Reehts- 
ansiehlen  der  noch  hnlbbarbnrischen  germanischen  Völker.  Das  Justinianei- 
sche  Recht  ward  ein  Weltrecht,  ein  neues  jus  commune  omnium  gentium, 
das  ein  heiliges  Band  um  alle  schlang,  und  zu  einer  grossen  privalrechl- 
lichen  Rechlsgemcinschafl  einigle.  Allerdings  hat  Juslininn  durch  eine  An- 
zahl, oft  tief  eingreifender,  Novellen  von  535 — 516  manches  in  seiner  Ge- 
setzgebung geändert,  aber  einige  derselben  enthalten  einen  wahren  Fort- 
schritt, wie  z.  B.  die  eine  neue  Inleslaterbfolge  sanclionirende  Nov.  1 18,  welche 
ihres  zweckmässigen  Inhalts  wegen  fast  überall  Aufnahme  fand.  Andere 
Novellen  waren  der  Befestigung  des  Chrislenlhums  und  den  kirchlichen 
Einrichtungen  günstig.  Die  Novellen  wurden  gesammelt  und  bilden  den 
vierten  Theil  der  Gesetzgebung  Justinians,  die  unter  dem  Namen  des 
Corpus  juris  civilis  in  ganz  Europa  bekannt,  und  in  vielen  Ländern  gemei- 
nes Recht  und  Mittelpunkt  des  gesummten  Rechlssludiums  geworden  ist. 

Die  Schicksale  des  Corpus  juris  im  Orient.  *) 

86.  Um  das  von  ihm  für  immer  festgesetzte  Recht  in  seiner  Reinheit 
zu  erhalten  und  neuen  StrcitlYagen  vorzubeugen,  halte  Justinian  das  Schrei- 
ben von  Commentaren  über  seine  Rechtsbüchcr  verboten.  Das  practische 
Bedürfniss  rief  aber  Uebersetzungen  und  Scholien  derselben  hervor  und 
bald  erschienen  auch  Werke  über  einzelne  Theile  desselben.  Eines  der  äl- 
testen ist  eine  griechische  Paraphrase  der  Institutionen  von  Thcophilus, 
Rcchtslehrer  in  Conslantinopel  und  einer  der  drei  Redactoren  der  Institu- 
tionen: sie  scheint  ein  Collegienhcft  zu  sein  und  ist  öfter  mit  lateinischen  Ueber- 
selzungen,  am  besten  von  Otto  Reitz,  1751,  2Vol.  4.  herausgegeben,  und 
sogar  (von  Wüstemann)  ins  Deutsche  übertragen  worden.  Bald  nach 


ruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft, 
und  in  verschiedenen  durch  beide  veranlassten  Streitschriften.  In  Frankreich  trat 
1837  Professor  Bravard  in  Paris  in  seiner  Schrift  de  Cetude  et  de  l'emeig- 
nement  du  droit  romnin  als  heftiger  Gegner  des  römischen  Rechts  auf.  S.  d. 
Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands.  B.  IX.  S.  325. 

1)  C.  E.  Zachariac,  hi  stör  ine  juris  graeeorum  detinentio.  Heidelberg  1839. 
M o n t r e u i I , hittoire  du  droit  hyxuntin  ou  du  droit  romnin , dann  C em~ 
pire  d'  Orient  depuis  la  mort  de  Justininn,  jutqu'  n la  prite  de  Con- 
stantinople  en  1453.  11.  Vol.  und  derselbe  in  Wolo  wski,  Revue  de  Idgislation 
v.  1847.  B.  2.  S.  30 — 97.  Böking,  Institutionen  I.  S-  23  und  Zachariae  in 
der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  RW.  des  Auslandes  XVI.  180. 
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Juslinian  wurden  auch  Werke  über  die  Novellen,  oder  vielmehr  Auszüge 
aus  denselben  geschrieben,  z.  B.  eine  schon  lange  bekannte  Abkürzung 
der  Novellen  von  Julian  in  lateinischer  Sprache.  Einige  dieser  Werke 
sind  erst  in  unsem  Tagen  herausgegeben  worden  *). 

Im  neunten  Jahrhundert  (gegen  878)  wurde  von  dem  Kaiser  Basilius 
und  seinen  Söhnen  und  Mitregenten  Conslantinus  und  Leo  ein  Hand- 
buch des  Bechts  in  40  Titeln  unter  dem  Titel  o jtq o%{iqoi;  i >ofiog  als  (Jesetz 
publicirt*).  Endlich  867 — 68  veranstaltete  der  Kaiser  Basilius  und  sein  Sohn 
Leo,  der  Philosoph,  eine  mit  Hille  früherer  Uebersetzungen  gemachte  grie- 
chische Umarbeitung  des  ganzen  Corpus  juris,  in  welchem  alle  Stellen  des- 
selben in  sechszig  Büchern  unter  den  bisherigen  Titeln  verlheilt  wur- 
den. Das  Werk  erhielt  den  Namen  der  Basiliken  (ßatsütxai  diarageii)  und 
wurde  945  nach  einer  vorgenommenen  Revision  von  C o n s t a n l i n u s Phor- 
phyrogenetus  als  als  slvaxaDaQGtcr  twr  ßaailtxöiv  aufs  Neue  sanclio- 
nirt  und  theilweise  im  16.,  17.  und  18.  Jahrh.  jetzt  aber  vollständig  nebst  den 
Scholien  und  beigefügter  lateinischer  Ueberselzung  von  Heimbach  in  7 
Bänden  quarto  1833 — 1845  herausgeben*). 

Später  wurde  eine  (schon  1537  von  Leunclavius  hcrausgegebene) 
Synopsis  Basilicorvm  gefertigt. 

Ausserdem  kennt  man  noch  eine  Anzahl  kleinerer  im  oströmischen 
Reiche  verfasster  Werke  über  das  griechisch-römische  Recht.  Das  letzte 
Werk  von  Bedeutung  ist  ein  1345  von  Harmenopulus  geschriebenes 
kürzeres  Lehrbuch  desselben 1 2 3  4 5),  das  nach  dem  Verfall  des  griechischen 
Reiches  in  einzelnen  Theilen  desselben  gesetzliches  Ansehen  erhielt.  Auch 
halten  die  Kaiser  nach  Justinian  noch  Novellen  erlassen*),  unter  welchen 
die  Leo’s  des  Philosophen,  113  an  der  Zahl,  die  bekanntesten  sind.*) 

Nach  der  Eroberung  des  griechischen  Reichs  durch  die  Türken  (1453) 
ging  der  Gebrauch  des  römisch-griechischen  Rechts  nicht  unter.  Die  christ- 
liche Bevölkerung  liess  ihre  Rcchlsstreiligkeiten  durch  die  geistlichen  Ge- 
richte, die  freilich  keine  materielle,  aber  eine  desto  höhere  religiöse  Zwangs- 


1)  Noch  zu  Lebzeiten  Justinians  erschien  der  Novcllenauszug  des  Athanasius,  ge- 
druckt in  Heimbach’s  ’Ayfxior a,  Leipzig  1838,  4.;  am  Ende  des  0.  Jahrhun- 
derts der  von  Theodorus  hcrausgegebene,  von  Znchariac  in  seinen  ' Avix- 
dorit.  Leipzig  1843. 

2)  Im  Jahre  1837  gab  es  Zachariae  in  Heidelberg  heraus. 

3)  Zachariae  lieferte  dazu  einen  Band  von  Ergänzungen  und  zumTheil  aus  neu 
untersuchten  Handschriften  bessern  Text  einzelner  Titel  1846. 

4)  Beste  Ausgabe  von  0.  Heitz  in  Mal  man,  Thesaurus  jur.  eiv.  B.  VII. 
1780.  Ein  Abdruck  derselben  erschien  1835  in  Athen. 

5)  S.  Witte  und  Bien  er  in  der  Zeilzchrilt  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft 
B.  VIII.  S.  153  und  263. 

0)  Sie  sind  häufig  in  lateinischer  L’ebersetzung  ahgedruckt  in  den  Anhängen  des 
Corpus  juris  civilis. 
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gewalt  hatten,  entscheiden,  und  diese  wandten  fortwährend  das  altherge- 
brachte nationale  Recht  an,  als  dessen  Quelle  die  Basiliken  und  die  spä- 
tem kaiserlich  byzantinischen  Verordnungen  galten.  Allein  man  schöpfte 
die  Rechlskundc  nur  selten  unmittelbar  aus  denselben , sondern  aus  dem 
angeführten  Lehrbuch  des  Harmcnopulus,  welcher  den  Griechen  das  römi- 
sche Recht  selbst  war.  Ausserdem  berücksichtigte  man  die  gleichfalls  aur 
einer  römisch-griechischen  Basis  ruhenden  Locnlgewohnheilen.  Auch  noch 
jetzt  sind  die  Basiliken  in  Griechenland  die  wichtigste  Civilrechtsquelle,  und 
Harmenopul  hat  daselbst  das  Ansehen  eines  Gesetzbuchs1). 


IU.  Capilel. 

Das  Recht  und  die  Rechtswissenschaft  der  christlichen  Völker. 

Allgemeiner  Entwickc  lungsgang  derselben. 

87.  Das  Recht  der  christlichen  Völker  Europas  beruht,  wie  das  aller 
Nationen,  auf  zwei  allgemeinen  natürlichen  Grundlagen,  auf  der  Nationa- 
lität und  der  Cultur.  Die  erste,  der  Genius  der  Nationen,  giebl  ihm  sei- 
nen individuellen  Charakter;  die  letzte,  bestehend  in  der  Stufe  der  gesamm- 
(cn  geistigen  oder  Vernunflcntwickelung  der  Völker  bringt  die  der  Mensch- 
heit immanenten  sittlichen  Ideen  zur  Herrschaft,  und  mit  ihnen  das  Allge- 
meine, das  in  sich  Nolhwendige  nuch  im  Rechte.  Der  Fortschritt  der  Civi- 
lisation  wird  theils  im  Schoosse  der  einzelnen  Völker  selbst  durch 
die  friedliche  Thätigkeit  der  Menschen  bewirkt  oder  durch  die  Conflietc 
der  Interessen  und  Ideen  und  die  in  Folge  derselben  entstehenden  inneren 
Kämpfe  der  Stände  und  Parteien,  theils  durch  den  Znsammcnsloss  und  die 
gegenseitigen  Einwirkungen  der  Völker.  Bei  den  christlichen  Nationen  Eu- 
ropas zeigt  sich  diese  als  eine  gemeinsame,  wie  auch  ihre  staatliche  Ent- 
wickelung. Es  geht  diese  mit  einer  inneren  Nothw’endigkeit  vor  sich,  indem 
die  Entfaltung  der  in  einem  Zeitabschnitt  bestehenden  socialen  Verhältnisse 
zu  Um-  oder  Neugestaltungen  derselben  führt,  die,  obwohl  oft  gehemmt 
doch  im  Laufe  der  Zeilen  bei  allen  einlrelen.  Das  Recht  der  stammverwandten 


1 ) Ucker  die  Geltung  des  römischen  Rechts  iui  türkischen  Reiche  und  in  Griechen- 
land schrieben  C Iconares  in  der  Themis  B.  1.  Nr.  201  und  G.  Gcib,  dieser 
in  seiner  Darstellung  des  Rechtszustandes  in  Griechenland  «rührend  der  türkischen 
Herrschaft  und  bis  zur  Ankunft  des  König  Otto,  Heidelberg  1B35,  und  llc  im- 
bach  i.  d.  n.  Zeitschrift  B.  2.  S.  191.  Die  Quellen  griechischen  Rechts,  insbe- 
sondere die  Basiliken  sind  ein  wichtiges  Hilfsmittel  für  die  Interpretation  des 
Corpus  jurit.  Auch  hat  man  eine  Anzahl  verlorner  Stellen  oder  Stücke  aus  den 
Basiliken  in  den  Ausgaben  desselben  wieder  hcrgestcllt  und  nennt  sic  desshalb 
leget  restitiitne. 
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Völker  hat  einen  gemeinsamen  Charakter,  welcher  dem  Eindringen  des 
fremden  Rechts  entgegen  wirkt,  indessen  nicht  seilen  von  der  Macht  neue- 
rer Ueberzetigungen  besiegt  wird.  Die  Rechlsenlwickelung  der  christlichen 
Völker  Europas  ist  ein  grosser,  nie  stillsichender  moralischer  Gährungspro- 
cess,  und  der  Rechlszusland  in  jedem  Zeitabschnitt  dessen  jeweiliges  Er- 
gebniss. 

Die  neueren  christlich  - europäischen  Völker  zerfallen  in  drei  grosse 
Gruppen;  sic  sind  romanische,  germanische  und  slavische.  Zwi- 
schen der  romanischen  und  germanischen  Nationalität  trat  mit  der  Völker- 
wanderung eine  Wechselwirkung  ein,  welche  im  Süden  eine  Mischung  der 
nationalen  Elemente  zur  Folge  hatte,  aber  auch  einen  beständigen  Einfluss 
der  romanischen  Cullur  auf  den  Norden.  Die  rechlsbildende  Einwirkung  der 
germanischen  Völker  auf  die  slavischen  begann  später;  die  Rückwirkung 
der  letzten  auf  die  ersten  ist  von  geringerer  Bedeutung. 

Abgesehen  von  der  Nationalität  kann  man  die  christlichen  Völker  Eu- 
ropas auf  fünf  Hauplgruppen  ')  zurückführen,  als  solche,  die  eine  mehr 
oder  weniger  gemeinsame  Rechtsgeschichte  haben:  sie  sind 

a)  die  in  der  Monarchie  Carl’s  des  Grossen  vereinigt  gewesenen  Völ- 
ker von  Mitteleuropa:  also  die  Deutschen,  mit  Inbegriff  der  Niederländer, 
die  Franzosen  und  die  Italiener. 

b)  die  Spanier  und  Portugiesen  *); 

c)  die  skandinavischen  Völker, 

d)  die  Engländer  (und  die  von  ihnen  ausgegangenc  Bevölkerung  Nord- 
amerika^). 

e)  die  slavischen  Völker,  wie  die  Böhmen,  Polen,  Russen  u.s.  w.  und 
die  freilich  ihnen  nicht  stammverwandten  Ungarn. 

Die  überall  nach  und  nach  zur  Herrschaft  gelangte  europäische 
Cultur  ging  ursprünglich  von  dem,  einst  zum  grossen,  unter  zwei  Ober- 
häuptern stehenden,  germanischen  Christenreich  Carls  des  Grossen  aus, 
wurde  später  in  ihren  verschiedenen  Richtungen  vorzugsweise  von  dem 
einen  oder  dem  andern  der  in  ihm  vereint  gewesenen  Völker  gepflegt  oder 
gefördert  und  durchlief  (im  Ganzen)  bei  alten  dieselben  Stadien.  Diese 
Cultur  war  zuerst  mehr  die  des  Glaubens  und  der  Autorität,  und  zwar 
nicht  blos,  was  die  religiösen,  auf  dem  Christenthum  beruhenden  Ideen  be- 
trifft, sondern  selbst  rücksichllich  der  wissenschaftlichen  und  industriellen 
Bildung.  Seil  dem  sechszehnten  Jahrhundert  entwickelte  sich  die  Cultur 
des  Wissens;  sie  gieng  aus  der  selbstständigen,  durch  das  Studium  des 
classischen  Alterthums  erweckten  Geisleslhiitigkeit  der  Völker  hervor,  de- 
ren leitendes  Princip  das  der  Philosophie,  d.  h.  das  Suchen  der  Wahrheit 


1)  Das  sechs!«  europäische  Volk,  die  Türken,  gehören  zu  den  Völkern  des  Orients. 

2)  Zu  denselben  gehört  auch  die  eingewanderte  Bevölkerung  von  Süd-  und  Miltcl- 
amerika. 
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ist,  aber  freilich  oft  nur  einen  neuen  Glauben  erzeugt,  dessen  Richtigkeit 
kritisch  zu  priifen  die  Völker  jedoch  nie  aulhören. 

Die  Stadien  der  socialen  und  Rechtsentwickelungder  christ- 
lich-germanischen Völker  im  Mittelalter.  1 ) 

88.  Aus  dem  soeben  Gesagten  ergieht  sich,  dass  man  zwei  grosse  Pe- 
rioden in  der  socialen  und  daher  auch  in  der  Rechtsentwickelung 
der  neueren,  insbesondere  der  germanisch-christlichen,  Völker  zu  unterschei- 
den hat:  es  sind  die  zwei  bekannten  des  Mittelalters,  als  die  Periode 
der  Cultur  des  Glaubens,  und  die  neuere  Zeit  als  die  des  Wissens. 
In  jener  ist  die  Kirche  die  allbeherrschende  Trägerin  der  Ideen,  in  dieser 
sind  es  die  Gelehrten,  besonders  die  Philosophen,  dieses  Wort  im  wei- 
testen Sinne  genommen. 

A.  Der  sociale  Entwickelungsgong  der  germanisch-christlichen  Völker 
in  jener  war  seil  der  Vollendung  der  Völkerwanderung  im  fünften  Jahrhun- 
dert der  christlichen  Zeitrechnung  folgender:  Nach  der  Gründung  der  ger- 
manischen Staaten  der  Burgunder,  Weslgothen.  Franken,  Alemannen,  Bay- 
ern, Angelsachsen  und  Longobarden  stehen,  (vollständig  jedoch  nur  in  den 
bisher  durch  Völker  romanischer  Bildung  bewohnten,  und  von  den  Germa- 
nen eroberten  Ländern)  die  ihrem  Verfalle  entgegengeeilte  römische  Cultur, 
und  die  noch  rohe  germanische  N'alurnalionalilät,  also  das  Römer-  und 
Germanen thum  sich  gegenüber.  Beide  gestanden  sich,  namentlich  in 
rechtlicher  Beziehung,  nationale  Anerkennung  und  Geltung  zu,  so  dass  in 
demselben  Staate  eine  zweifache  Staats-  und  Rechtsordnung  sich  neben 
einander  finden.  Dieselben  treten  jedoch  sogleich  in  einen  Kampf  mit  ein- 
ander, der  im  Süden  die  Wirkung  halte,  dass,  was  Sprache  und  Gesittung 
betrifft,  das  romanische  Element  siegte,  was  die  Rechts-  und  Staatsordnung, 
das  Germanische.  Die  Gegensätze  Beider  wurden  durch  das  Chrislenthum 
und  dessen  Organismus,  die  Kirche,  vermittelt. 

Es  fand  jedoch  keine  Verschmelzung  derselben  statt,  denn  man  hat 
im  Recht  des  Mittelalters,  auch  noch  vor  der  Wiedererweckung  des  Stu- 
diums des  römischen,  Rechts  drei,  freilich  nur  im  Süden  vollständig  her- 
vortretende, geschichtliche  Grundlagen  des  Rechts  zn  unterscheiden,  eine 
römische,  eine  germanische  und  eine  christlich-kirchliche.  Zur 
formellen  Einigung  gelangte  indessen  dieser  ganze  Zustand  in  der  fränki- 
schen Monarchie,  nachdem  fast  alle  germanischen  Staaten  des  Conlinents 
Theile  desselben  geworden  waren,  und  zwar  vermittelst  einer  organischen 
Gestaltung  derselben  durch  das  Genie  Carls  des  Grossen.  Er  hatte  aus  den 
so  verschiedenartigen  Ländern  seines  grossen  Reiches  einen  Einheits- 


l)Guizot,  hittoire  gindrale  de  ta  civilitation  nt  Eitrope.  Paris  1828. 
Wachsmulh,  allgemeine  Kulturgeschichte  B.  II.,  ferner  dessen  europäische 
Sittengeschichte,  Leipzig  1831 — 36.  4.  Theile. 
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Staat  geschaffen,  dessen  Fortbestehen  freilich  er  selbst  nicht  für  möglich 
hielt,  wie  sein  Theilungsplan  v.  J.  806  beweist.  Auch  die  von  ihm  und 
seinem  Sohne  Ludwig  dem  Frommen  beabsichtigte  bundesstaatliche  Ein- 
heit konnfe  nicht  befestigt  werden:  doch  ging  in  jedem  der  drei  843  ge- 
gründeten Reiche  die  Weiterentwicklung  des  Rechts  und  des  Staates  auf 
eine  gleichmässige  Weise  vor  sich.  Der  staatliche  Organismus  bildete  sich 
als  Lehnswesen  aus,  der  kirchliche  als  eine  hierarchisch  geglie- 
derte, zunächst  nur  geistliche  aber  bald  auch  politische  Theocratie. 
Zwei  Stände  herrschten  in  jedem  Land,  der  geistliche  und  der  aus 
dem  Vasallenthum  hervorgegangene  und  zum  Adel  sich  emporschwingende 
ritterliche.  Die  gesammle  arbeitende  Klasse  der  Bevölkerung  ward 
zu  Unterthanen,  theils  freien  theils  hörigen  und  leibeigenen.  Alle  Staaten 
waren  Herrschaften  geistlicher  oder  weltlicher  Grossen,  die  zwei 
höchste  Oberhäupter  über  sich  erkennen  sollten , den  Pabst  als  geistliches 
und  den  Kaiser  als  weltliches.  Sie  strebten  aber  dem  Letzten  gegenüber 
sich  so  unabhängig  wie  möglich  zu  machen , was  zuerst  den  Königen  dann 
auch,  obwohl  nicht  so  vollständig,  den  subordinirlen  Fürsten  des  deutschen 
Reichs  gelang. 

In  der  Milte  des  neunten  Jahrhunderts  ging  das  erste  in  der  carolin- 
gischen Monarchie  zur  Vollendung  gekommene  Stadium  der  socialen  Völ- 
kerentwicklung zu  Ende;  das  zweite  nämlich  das  der  ausschliess- 
lichen Herrschaft  der  Hierarchie  und  der  Fcudalilüt  im  Anfang  des  zwölf- 
ten. Ihr  Cuiminalionspunkl  waren  die  ersten  Kreuzzüge,  während  welcher 
in  dem  geistlichen  Ritterorden  sich  beide  gegenseitig  durchdrangen  und 
verschmolzen.  letzt  kam  zu  den  zwei  herrschenden  Ständen  im  Biirger- 
thum  ein  dritter,  später  olt  der  dritte  Stand  genannt,  hinzu.  In  den 
ursprünglich  römischen  Städten  war  die  freie  Bevölkerung  nicht  ganz  un- 
lergegangen,  sie  trieb  Grosshandei  oder  bestand  aus  gewerblichen  Unter- 
nehmern, welche  freie,  obwohl  einem  Herrn  untergebene  Gemeinden  bilde- 
ten. Auch  neue  Städte  entstanden,  oder  für  den  Handel  und  die  Gewerbe 
sehr  günstig  gelegene  Dörfer  erweiterten  sich  zu  Städten.  Sowohl  die 
freien  als  die  hörigen  Einwohner  aller  dieser  Orte  wurden  durch  ihre  Thä- 
ligkeit  reich  und  wohlhabend,  was  möglich  war,  indem  auch  die  letzten 
nur  zu  bestimmten  Leistungen  an  ihre  Herrn  verpflichtet  waren.  In  Ita- 
lien seit  der  Mitte  des  elften  und  in  den  übrigen  Ländern  seit  dem  zwölf- 
ten Jahrhundert  gelang  cs  den  städtischen  Gemeinden,  politische  Selbst- 
ständigkeit von  ihren  Herrn  zu  erwerben,  theils  durch  freiwillige  Conces- 
sionen,  theils  in  Folge  glücklicher  Aufstände.  Sie  hüllen  ihr  eigenes  städ- 
tisches Regiment,  waren  waffenfähig.  Die  Corporation  der  Stadt  trat  zu 
ihrem  Herrn  in  ein  ähnliches  Verhältniss,  wie  der  Vasall  zum  Lehns- 
herrn. So  blühte  das  Bürgerlhum  auf,  wurde  mächtig  und  war  nicht  sel- 
ten mit  dem  Landesherm  im  Bunde  gegen  den  rebellischen  Adel.  Die 
Hörigkeit  verschwand  fast  gänzlich  innerhalb  der  städtischen  Mauern  und 
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Wällen  und  damit  war  die  Sellung  der  Städtebörger  als  eines  dritten  politi- 
schen Standes  vollendet.  Diess  geschah  nicht  blos  in  Italien, 1 ) wo  die  Städte 
sogar  aus  langen  und  blutigen  Kämpfen  mit  dem  Kaiser  siegreich  hervor- 
gingen, sondern  auch  in  Frankreich,  Spanien,  England,  den  Niederlanden 
und  in  Deutschland.  Die  Alleinherrschaft  des  Ritterthums  war  gebrochen. 
Im  Schoosse  der  städtischen  Gemeinden  entwickelte  sich  ein  neues  freilich 
meistens  nur  loknles  Recht,  aber  mehr  oder  weniger  in  allen  dasselbe.  In 
Italien  kam  das  römische  Recht  nie  ganz  ausser  Anwendung,  auch 
Justinians  Rechlsbücher  waren  nicht  aus  dem  Andenken  der  späteren  Ge- 
nerationen verschwunden.  Als  später  das  Bedürfniss  eines  unbezweifelten 
und  geregelten  Privatrechts,  namentlich  eines  für  alle  Städte  gemeinsamen 
immer  lebhafter  geworden  war,  erwachte  das  Studium  des  römischen,  das 
ja  für  die  socialen  Verhältnisse  des  städtischen  Lebens  und  des  grossen 
Weltverkehrs  sich  so  gut  eignete.  In  der  ersten  Hälfte  des  zwölften  Jahr- 
hunderts erblühte  die  Rechtsschule  zu  Bologna , zu  welcher  man  bald,  auch 
aus  fernen  Ländern  hinströmte.  In  andern  italienischen  Städten  erhoben 
sich  deren  gleichfalls,  sowie  in  Frankreich.  Das  (heilige)  römische  Reich 
galt  als  die  Fortsetzung  des  alten,  die  Kaiser  als  Justinians  Nachfolger; 
und  so  erhielt  das  Corpus  Juris  Civilis  von  selbst  im  ganzen  Reiche  Ge- 
setzeskraft und  zwar  diesseits  der  Alpen  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert. 
Aber  auch  die  Könige  von  Neapel,  Spanien  und  Frankreich  hielten  sich 
für  die  legitimen  Nachfolger  der  Imperatoren;  das  römische  Recht  war 
noch  llicilweise  in  Uebung  geblieben.  Die  Kirche  und  die  Völker  be- 
trachteten Justinians  Rechlsbücher  für  das  gemeine  weltliche  Reeht  der 
ganzen  Christenheit.  Am  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  war  es  nebst 
dem  kirchlichen  Rechte  iin  Süden  überall  praktisch  geworden  und  drang 
allmälig  in  alle  Länder,  die  einst  zur  Monarchie  Karls  des  Grossen  gehört 
hatten,  ja  selbst  nach  Spanien  und  nach  England,  in  welchem  letzten  in- 
dessen die  Könige  und  die  Feudnlilät  ihm  entgegen  traten,  so  dass  es  dort 
nicht  das  gemeine  Landrecht  wurde,  aber  auf  dessen  Entwicklung  nicht  ohne 
Einfluss  blieb.  Die  nordischen  Reiche  waren  zu  ferne  und  die  slavischcn  hiel- 
ten mit  dem  Entwicklungsgang  der  Germanischen  nicht  gleichen  Schritt. 
Die  Zeit  des  aufblühenden  Bürgerthums  und  der  Verbreitung  des  römischen 
Rechts  ist  das  dritte  Stadium  in  der  Rechlsentwicklung  der  christlich  ger- 
manischen Völker,  auf  das  ein  viertes  im  vierzehnten  und  fünfzehnten 
Jahrhundert  folgte,  nämlich  das  der  sich  ausbildendcn  monarchischen 
Staats-  und  der  germanischen  Ständeverfassung. 

Alle  Länder  wurden  durch  Könige  regiert , unter  welchen  der  Deutsche 
die  von  den  Päbsten  ihm  verliehene  Kaiserkrone  trug.  Diese  Länder  gal- 


1)  Pie  besten  Darstellungen  der  Einancipation  der  italienischen  Städte  sind  die  von 
Bethmann-  Holweg  (1846)  u.  v.  Hegel  (1847)- 
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ten  als  Eigenthum;  ihre  Einkünfte  bestanden  im  Ertrag  der  Domänen  und 
anderen  Gerechtsamen,  besonders  der  Zölle  und  (meistens  vcrtragsmässig) 
regulirlen  Abgaben  des  dritten  Standes  und  der  Hörigen  der  Krone.  Die 
Kriegsdienste  hatten  die  Vasallen  unentgeltlich  zu  leisten.  Allein  diese 
Quellen  reichten  im  vierzehnten  Jahrhundert  nicht  mehr  zur  Bestreitung  der 
Bedürfnisse  aus;  ohne  Geldunterslülzung  der  herrschenden  Stände  wäre 
keine  geregelte  Landesregierung  mehr  möglich  gewesen.  Die  Landesherrn 
baten  also  diese  um  Geldhilfe  und  erhielten  sie  gegen  das  Versprechen 
der  Abstellung  ihrer  Beschwerden  und  der  Herstellung  eines  befriedigen- 
den Landesregiments.  Um  diess  zu  erlangen,  waren  die  Landesherm  ge- 
nöthigt,  die  Stände  zusammen  zu  berufen  und  ihnen  zu  gestatten  sich  zu 
berathen.  Diess  that  jeder  Stand  lür  sich  und  so  wurden  die  geistlichen 
und  weltlichen  Grossen  politische  Corporationen , zu  welchen  sich  eine 
dritte  aus  Abgeordneten  der  Städte  gesellte.  Auf  diese  Weise  und  in  Folge 
der  vielen  innern  und  äussem  Bedrängnisse  gestalteten  sich  die  meisten 
Staaten  zu  Monarchien  mit  Ständeverfassung,  und  ihr  öffentliches  Recht 
erhielt  einen  dem  Princip  desselben  gemessen  Organismus.  Die  Stände 
der  Königreiche  bestanden  aus  den  Bischöfen  und  Aebten,  den  Fürsten. 
Grälen  und  Herrn  und  den  Repräsentanten  der  Reichsstädte.  Aber  auch 
in  den  zu  Staaten  heranwachsenden  Ländern  der  nicht  souveränen  Fürsten 
bildete  sich  eine  solche  Ständeverfassung  aus:  sie  hatten  ihre  Prälaten, 
ihre  Ritterschaft  und  die  Landstädte  waren  durch  ihre  Abgeordneten  ver- 
treten , hie  und  da  auch  die  s.  g.  Landschaft , d.  h,  die  freie  Ackerbau  trei- 
bende Bevölkerung 

Auf  diese  Höhe  der  staatlichen  Entwicklung  und  des  Rechts  hatten 
sich  die  germanisch  christlichen  Völker  am  Ende  des  Mittelalters  erhoben. 
Auf  der  Basis  des  Germanen-,  des  Römer-  und  des  Christenthums,  des 
ursprünglich  germanischen,  des  römischen  und  des  kirchlichen  oder  kano- 
nischen Rechts,  woran  die  Völkergenossenschaflen  zu  Staaten  herangereift; 
ihr  Organismus  ruhte  auf  der  Hierarchie,  der  Feudalilät,  den  städtischen 
Gemeinheiten  und  der  städtischen  Vertretung;  die  sie  beherrschende  Cen- 
tralgewalt  war  die  des  monarchischen  Princips.  Nur  in  der  Schweiz  war 
dieses  in  Kämpfen  mit  der  freien  Bevölkerung,  der  sich  auch  die  Geistlich- 
keit und  der  Adel  anschlosscn,  untergegangen,  desgleichen  in  verschiede- 
nen Theilen  Italiens,  wo  mehrere  Städte  begünstigt  durch  glückliche  Um- 
stände und  Ereignisse  zu  Mittelpunkten  reicher  Republiken  sich  erhoben. 

Die  Stadien  der  socialen  Entwicklung  der  germanisch  christ- 
lichen Völker  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert.  i) 

89.  Der  Charakter  der  s.  g.  neueren  Zeit  ist  überhaupt  der  einer  auf 
den  Fortschritt  des  Wissens  und  des  Wohls  gerichteten  nie  ruhenden  gei- 


1)  Wachsmnth,  allgemeine  Cullurgcschichlo  III.  Theil.  Leipzig  1852. 
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sligen  und  materiellen  Thäligkeil  der  gebildeten  Völker.  Diese  Thätigkeit 
hat  eine  theoretische  und  praktische  Seite:  sic  strebt  nämlich  nicht  blos 
nach  der  Erkenntniss  des  Wahren  in  allen  Dingen,  sowohl  des  Wesens 
des  menschlichen  Geistes  als  auch  der  Natur  und  der  Geschichte,  selbst 
der  Gottheit,  sondern  auch  nach  Vervollkommnung,  und  wo  cs  nölliig 
war,  nach  Umgestaltung  aller  insbesondere  der  socialen  Lebens  Verhältnisse. 

Sie  setzte  sich  zum  Ziel  eine  richtigere  und  reinere  Erkenntniss  der 
göttlichen  Dinge  und  daher  auch  die  Läuterung  der  positiv  geltenden  reli- 
giösen Ideen , und  ein  tiefer  gehendes  Begreifen  der  Bestimmung  des  Men- 
schen. Der  praktische  Zweck  dieses  Slrebens  ist  die  Förderung  der  gei- 
stigen Interessen. 

Die  europäische  Menschheit  strebte  auch  nach  einer  vollständigeren  Kennt- 
niss  der  Natur  und  ihrer  Gesetze  und  nach  einer  ihr  gemässcn  Förderung 
der  materiellen  Interessen.  Es  erwachte  endlich  in  ihr  das  Bcdürfniss 
eines  richtigen  Erfassens  der  höchsten  Principicn  des  Hechts  und  des  Staa- 
tes, zum  Zwecke  der  Befestigung  und  Erweiterung  der  Freiheit  einer  und 
eines  gulgeordneten  Slaalsorganismus  andererseits. 

Wie  verschieden  die  durch  diese  drei  Hauplrichlungen  der  nach  hö- 
herer Cultur  ringenden  Völker  ihrem  Ziele  nach  sind,  so  halten  doch 
alle  entschiedene  Rückwirkung  auf  die  Gestaltung  des  Rechts,  weil  jede 
Reform  des  socialen  Lebens  auf  was  immer  für  einem  Gebiete  entweder 
zugleich  eine  Reform  des  Rechts  ist  oder  eine  solche  nach  sich  zieht. 
Die  drei  Hauptrichtungen  waren  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  im  Ent- 
wicklungsgänge der  europäischen  Civilisalion  in  allen  Ländern  sichtbar, 
doch  trat  bald  die  eine  bald  die  andere  in  den  Vordergrund.  Die 
durch  sie  bewirkte  Umgestaltung  von  Recht  und  Staat  gieng  aber  nicht 
immer  auf  dem  friedlichen  Wege  der  alliniihligen  Reform  vor  sich,  sondern 
oft  auf  dem  gewaltsamen  der  Revolution  oder  des  Krieges.  Das  letzte  war 
der  Fall  in  den  grossen  politischen  Bewegungen  der  Reformulion,  des 
dreissigjährigen  Krieges  und  denen  der  französischen  Revolution,  welche 
die  drei  Stadien  der  europäischen  Staats-  und  Rechtsentwicklung  dieser 
Periode  bilden  und  oll  ganz  andere  Enderfolge  hatten,  als  die,  welche 
durch  dieselben  von  der  einen  oder  der  andern  Seite  der  Kämpfenden  be- 
zweckt worden  waren.  Die  Reformation  war  der  auf  die  Vernichtung  der 
Hierarchie,  die  französische  Revolution  der  auf  die  der  Feudalilät  gerichtete 
Kampf,  der  dreissigjiihrigc  Krieg  ein  durch  die  erste  herbeigefültrter  Ent- 
wicklungsprozess des  durch  den  westphälischen  Frieden  zum  erstenmal 
formell  sanlionirlen  europäischen  Völkerrechts. 

Die  Reformalion  war  durch  die  Verweltlichung  und  den  inneren  Verfall 
der  Kirche  einer-  und  durch  die  durch  das  Studium  des  klassischen  Alter- 
thums wieder  erweckte  nur  durch  die  Buchdruckerkunst  schneller  verbrei- 
tete Humanitätsbildung  andrerseits  hervorgerufen  worden.  Man  gab  dem 
Rufe  nach  innerer  Reform  im  Schoosc  der  Kirche  kein  Gehör  und  als  die 
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ersten  ernstlich  zu  fürchtenden  Angriffe  auf  die  kirchlichen  Missbrauche  ge* 
macht  wurden,  bekämpfte  die  Hierarchie  ihre  Gegner  mit  Waffen,  die  sie 
nicht  mehr  schützen  konnten.  Es  entstanden  neue  Confessionsgenossen- 
schallen,  welche  Gleichberechtigung  mit  der  katholischen  Kirche  verlang- 
ten und  nach  fast  vierzig  Jahren  auch  erhielten.  Das  kirchliche  Recht  er- 
litt dadurch  in  den  protestantischen  Ländern  eine  radicale  Umgestaltung, 
die  auf  die  gesummte  Staats-  und  Rechtsordnung  zurückwirktc.  Durch 
den  Religionsfrieden  von  1555  wurde  der  kirchlichen  Reformbewegung 
kein  Endziel  gesetzt,  auch  trat  in  vielen  katholischen  Ländern  eine  oft  ge- 
waltsame Reaction  ein ; es  begann  ein  zweites  Kampfstadium  schon  im  An- 
fang des  siebenzehnlen  Jahrhunderts;  allein  der  kirchliche  Streit  verwan- 
delte sich  in  einen  Eroberungskrieg  der  europäischen  Mächte ; jetzt  ward 
die  Feststellung  eines  geregelten  und  sicheren  internationalen  Rcchlszu- 
slnndcs  in  Europa  ein  gemeinsames  Bedürlniss,  welches  der  Friede  von 
1648  zugleich  mit  der  Feststellung  des  staatlichen  Verhältnisses  der 
drei  grossen  christlichen  Confessionen  in  Deutschland  zu  befriedigen  be- 
stimmt war.  Diess  gelang  in  so  weil,  als  dieser  Friede  die  Basis  des 
auf  ein  System  des  Gleichgewichts  der  Staaten  sich  stützenden  europäischen 
Völkerrechts  wurde,  das  obwohl  oft  verletzt,  ja  sogar  gebrochen,  doch 
nicht  mehr  unterging.  Eine  weitere  Wirkung  des  dreissigjährigen  Krieges 
war  die  Begründung  der  unbeschränkten  Gewalt  der  Lnndesherm. 

Es  folgte  von  1648  an  eine  s.  g.  organische  Periode  der  europäischen 
Staatengeschichte,  in  welcher  zwar  viele  Eroberungskriege  geführt  wurden, 
aber  ein  allgemeiner  Fortschritt  der  Geistesbildung  statt  hatte.  Zunächst  war 
es  der  der  intellectuellen  Cultur  und  die  Förderung  der  materiellen  Interessen. 
Gewerbe  und  Handel  schwangen  sich  in  Folge  des  Verkehrs  mit  dem  neu 
entdeckten  Welltheile  und  vieler  Erfindungen  auf  eine  früher  nicht  geahnte 
Höhe.  Die  Philosophie,  die  s.  g.  schöne  Literatur  so  wie  die  historischen  und 
naturwissenschaftlichen  Studien  wurden  mit  einem  unermüdlichen  Eiter  ge- 
pflegt, der  gelehrte  und  der  Volksunlcrrieht  eine  Hauplangclegenheit  der 
Staatsverwaltung.  Diese  bestrebte  man  auch  nach  allen  andern  Richtun- 
gen zu  vervollkommnen  und  so  kam  es,  dass  am  Ende,  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  die  europäische  Menschheit  (freilich  nicht  in  allen  Ländern 
gleichmässig)  auf  einer  über  die  der  vergangenen  Jahrhunderte  hoch  em- 
porragenden Bildungsstufe  stand. 

Nur  die  politische.  Freiheit  war  auf  dem  europäischen  Festland  zurück- 
geblieben, während  sie  in  England  auf  eine  Weise  gereift  war,  dass  die- 
ses von  den  gebildeten  Klassen  der  übrigen  Länder  darum  beneidet  wurde. 
Einen  noch  grösseren  Fortschritt  machte  diese  Freiheit  in  den  brittischen 
Colonieen  Nordamerikas,  als  dieselben  nach  einem  siegreichen  Aufstande 
einen  republikanischen  Staatenstaat  schufen. 

Als  nun  die  auf  den  Feudalismus  und  den  Absolutismus  sich  stutzende 
Staatsordnung  Frankreichs  in  sich  selbst  zusainmenbrach , beganu  das 
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neueste  Stadium  der  europäischen  Staats-  und  Rechtsentwicklung:,  deren 
Ziel  politische  Freiheit  der  Völker  und  ein  auf  rationellen  Grundsätzen 
ruhender  Organismus  des  Staates  ist.  Die  revolutionäre  Bewegung  über- 
schritt die  Gränzen  jenes  Landes  und  wurde  eine  allgemeine  europäische, 
die  obwohl  öfters  stillstehend,  noch  nicht  zum  Abschluss  gekommen 
ist  Allein  dieser  ganze  Abschnitt  der  europäischen  Völkergeschichte  ist 
nicht  ausschliesslich  eine  Zeit  reinpolitisclier  Bewegung;  er  ist  noch  mehr 
die  des  höchsten  Aufschwungs  jeder  Art  von  Cultur,  wie  noch  keiner  in 
der  Weltgeschichte  statt  hatte.  Er  ist  eine  allgemeine  kritische  Periode 
der  Geschichte  für  die  Geistesbildung  überhaupt,  für  die  religiösen  Ideen, 
für  die  physischen  und  ökonomischen  Wissenschaften,  für  die  Entdeckun- 
gen und  Erfindungen,  für  den  Ackerbau,  für  alle  Gewerbe,  den  Handel, 
die  schönen  Künste  und  für  das  gesammte  Social-l-eben , für  welches  die 
Sicherung  des  Wohls  ein  allgemeines  Bedürfnis  geworden  ist.  Zwar  ist 
dieses  Ziel  noch  lange  nicht  erreicht,  allein  man  kann  nicht  in  Abrede 
stellen,  dass  schon  bleibende  Ergebnisse  dieses  grossartigen  Slrebens  der 
Völker  und  ihrer  Leiter  erzielt  worden  sind  und  dass  der  sociale  Zustand 
Europas  im  Ganzen  ein  glücklicherer  ist,  als  er  vor  hundert  Jahren  noch 
war.  Namentlich  haben  das  Recht  und  seine  Wissenschaft  glänzende  Fort- 
schritte gemacht,  obgleich  die  politische  Freiheit,  meistens  in  Folge  voo 
Ueberslürzungen , einen  grossen  Theil  ihrer  Errungenschaften  wieder  ver- 
loren hat. 

Die  Periodisirungen  der  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der 
germanisch  christlichen  Völker. 

89.  Man  pflegt  zum  richtigen  Erfassen  des  Entwicklungsganges  der 
Staats  • und  Rechtsordnung  eines  Volkes , deren  Geschichte  in  Perioden 
einzulheilen.  Dabei  wird  die  Periodisirung  nach  allgemeinen  Gesichtspunk- 
ten oder  vielmehr  geschichtlichen  Entwicklungsgesetzen  des  Völkerlebens 
empfohlen.  Bekannt  sind  die  (seit  1829/30)  von  den  Saintsimonislen  be- 
folgte Unterscheidung  von  kritischen  und  organischen  Perioden,  und 
die  Periodisirung  des  berühmten  Italieners  Giambatista  Vico  + 1744, 
nach  welchem  alle  Völkergeschichte  mit  einer  theocratischen  Periode  be- 
ginnt, dann  in  das  heroische  Zeitalter  übergeht  und  mit  dem  der  allge- 
meinen staatsbürgerlichen  Freiheit  endet.  Weder  das  erste  noch  das  zweite 
Periodisirungssystem  würde,  angewendet  aur  die  Staats-  und  Rechlsge- 
schichte  der  germanisch  christlichen  Völker,  zu  einem  festen  Ergebniss 
führen.  Man  hat  allerdings  kritische  und  organische  Perioden  derselben 
zu  unterscheiden,  es  sind  aber  nur  zwei  in  jeder  Geschichtsperiode  vor- 
kommende Stadien , nämlich  das  des  Werdens  oder  der  Umgestaltung  eines 
neuen  geselligen  Zustandes  und  das  seiner  organischen  Vollendung.  Dieser 
Gegensatz  ist  sichtbar  in  der  Periode  der  Völkerwanderung  und  der  voll- 
endeten der  karolingischen  Monarchie,  vom  Beginn  der  Reformation  bis 
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zum  Ausbruch  der  französischen  Revolution;  während  die  Gegenwart  wie- 
der ein  kritisches  Zeitalter  ist.  Aber  zur  Fixirung  conereler  Perioden 
führt  dieses  Entgegensetzen  der  Entwicklungsstadien  nicht. 

Was  Vicos  Periodisirung  betrifft,  so  ist  sie  allerdings  im  Grossen  an- 
wendbar auf  die  Staats-  und  Rechlsgeschichle  der  neueren  Völker,  aber 
die  drei  Perioden  gehen  allmälig  in  einander  über;  von  Gregor  dem  Vllten 
bis  Bonifaz  VIII  war  zwar  die  Theocratie  allmächtig,  doch  neben  ihr  die 
Feudalität  nieht  unselbstständig,  und  wenn  die  erste  später  aufhörte  der 
politische  Schwerpunkt  im  Völkerleben  zu  sein,  so  ward  das  theocralische 
Princip  nicht  machtlos , und  neben  ihm  gewann  das  Bürgerlhum  Schon  Ein- 
fluss. Es  würde  daher  schwer  halten,  genaue  Zeitabschnitte  für  den  An- 
fang oder  das  Ende  solcher  Perioden  zu  finden.  ') 

Man  hat  meistens  die  Zeitabschnitte  nach  dem  jedesmal  vorherrschen- 
den Charakter  oder  Princip  der  Reehts-  und  Staatsordnung  gemacht.  In 
Belgien  theilen  J.  J.  Rae p säet  und  in  Frankreich  die  neueren  Rechts- 
hisloriker  die  Geschichte  des  französischen  Rechts  vom  Beginn  der  frän- 
kischen Monarchie  bis  zur  Revolution  in  drei  Hauplperiodeo,  nämlich  die 
Periode  franque , endigend  843  oder  888  (oder  989  mit  der  Thronbestei- 
gung HugoCapels),  die  periode  feodale  von  da  bis  zum  16len  Jahrhundert 
und  von  diesem  an  bis  1789  die  s.  g.  periode  coutumiere.  Maassgebend 
sind  für  Recht  und  Staat  in  dem  ersten  Zeitraum  die  fränkischen  Institu- 
tionen und  die  fränkische  Gesetzgebung;  in  der  zweiten  das  Feudalitäts- 
princip  und  in  der  dritten  das  aus  einer  Verschmelzung  des  einheimischen 
Gewohnheits-  und  des  römischen  Rechts  entstandene  eigentlich  französische, 
welches  aber  vor  allem  in  jedem  grösseren,  sehr  oft  in  kleineren  Landes- 
theilen  als  Coutume,  d.  h.  als  mit  Gesetzeskraft  ausgerüstetes  Gewohnheits- 
recht galt.  *) 

Auf  diese  drei  Perioden  folgt  als  vierte  die  durch  die  Revolution 
herbeigeführte  der  Codificirung  des  französischen  Rechts , die  mit  unserem 
Jahrhundert  eintrat. 

Der  Gang  der  deutschen  Reehlscntwicklung  ist  im  Wesentlichen  der- 
selbe, nur  fehlen  uns  zur  Bezeichnung  der  einzelnen  Perioden  solche  Schlag- 
worte, wie  die  Franzosen  sie  haben.  Doch  wird  man  unbedenklich  die 
erste  Periode  bis  843  oder  bis  zum  Aussterben  der  Caroünger  (911)  die 
fränkische,  die  darauffolgenden  bis  zur  Redaktion  der  Land-  und  Stadt- 
rechte  im  16ten  Jahrhundert  die  feudale,  diese  selbst  die  des  ro- 


ll Man  könnte  vielleicht  die  Periode  von  der  Einführung  des  Christenthums  bei  den 
germanischen  Völkern  bis  rum  Anfang  des  Ilten  Jahrhundert!  die  theocra- 
tische,  die  von  da  an  bis  sur  französischen  Revolution  die  heroische  and 
die  neueste  Zeit  die  demokratische  Periode  nennen. 

2)  £s  gab  allerdings  auch  ein  aus  jenen  Elementen  bestehendes  jedoch  nicht  buch- 
stäblich fisirte*  droit  ctmmwt  de  l*  Prtutce. 
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misch-ger  manischen  Rechts,  und  die  neuste  die  Codificationsperiode 
nennen  dürfen.  Auch  vom  rein  staatlichen  Standpunkt  aus  kömmt  man 
auf  eine  solche  Pcriodisirung.  In  der  ersten  erscheint  Deutschland  als 
Theil  der  fränkischen  Monarchie,  in  der  zweiten  als  ein  feudaler 
Einheitsstaat,  in  der  dritten  wo  die  Landesherrlichkeit  der  deutschen 
Fürsten  sich  zur  Landeshoheit  gesteigert  hat,  als  (feudaler)  Bundes- 
staat, und  seil  dessen  Auflösung  als  Staatenbund. 

Will  man  die  Perioden  blos  nach  den  Ursprüngen  des  Rechts,  das  in 
jeder  herrschte,  feststellen,  so  beginnt  die  deutsche  Rechtsgeschichle  mit 
einem  germanisch-canonischen  Zeitalter,  von  der  Griindnng  der  ger- 
manischen Reiche  an,  bis  zur  Receplion  des  römischen  Rechts,  etwa  im 
Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts.  Von  nun  an  werden  germani- 
sches canonisches  und  römisches  Recht  zur  Einheit  gebracht  und 
dessen  gemeinsame  Principien  herrschen  als  das  s.  g.  Gemein-Recht  Deulsch- 
lands  (§.  34).  Darauf  folgt  die  neuere  Zeit,  die  man  das  philoso- 
phische Zeitalter  nennen  kann,  als  in  welchem  auf  dem  rationellen 
Wege  entstandene  Rechtsprincipien  theils  zu  den  früheren  hinzukamen, 
theils  dieselben  modificirten  oder  ganz  und  gar  aulhoben. 

Weil  es  aber  oft  schwierig  ist,  manche  Zeitabschnitte  zu  charakteri- 
siren,  oder  den  Anfang  einer  rechtsgeschichtlichen  Periode  genauer  zu  be- 
stimmen und  weil  überdiess  auch  die  Rechtswissenschaft  in  ihre 
eigenen  Perioden  zerlüllt,  so  ist  es  einfacher  sich  nur  in  so  weit  an  eine 
allgemeine  Pcriodisirung  zu  halten , als  sie  zu  einer  geeigneten  Bezeichnung 
des  jedesmaligen  Zeitabschnittes  passt. 

Die  Perioden  der  europäischen  Rechtswissenschaft.  *) 

90.  Die  Perioden  der  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  sind  viel 
leichter  zu  bestimmen  als  die  des  Rechts  selbst.  Es  sind  folgende : Die 
Zeit  des  Abslcrbens  und  des  Untergangs  der  Wissenschaft,  welche  mit 
Justinians  Tode  beginnt  und  mit  der  Wiederherstellung  des  Studiums  des 
römischen  Rechts  durch  Irnerius,  nach  1118,  endet;  dann  die  in  zwei 
Zeiträume  zerfallende  Periode  der  Glossatoren  und  der  auf  sie  folgenden 
s.  g.  Scribentes.  Die  Wissenschaft  besieht  fast  nur  in  der  Exegese  des 
Corpus  Juris  civilis  und  der  seit  1151  nach  einander  gemachten  Samm- 
lungen des  canonischen  Rechts,  welche  zusammen  das  Corpus  Juris  cano- 
nici bilden,  sowie  der  germanischen  Rechtsbücher  Italiens  als  der  Libri 
feudorum  und  der  sogenannten  Lombarda.  Mit  dem  exegetischen  Unter- 
richt verbindet  sich  allmülig  der  dogmatische,  doch  ist  das  Studium  so- 
phistisch, casuislisch,  unerleuchlct  und  geschmacklos,  oder  wie  man 
später  sagte  barbarisch.  Der  Mittelpunkt  der  Rechtswissenschaft  ist  Italien ; 


1)  Zu  vergleichen  H u g o s civilistische  Lilerargescliichle  3te  Auflage  1828  und  de*  Ver- 
fassers Vorschule  der  Institutionen  und  Fandecten  S.  163  lf. 
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die  Rechlsgelehrlen  dieses  Landes  geben  den  Ton  an  und  sind  auch  für  . 
die  Lehrer  anderer  Länder  die  Muster.  Während  des  ganzen  Zeitabschnit- 
tes herrschte  so  die  italienische  Schule. 

Mit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  verbindet  sich  das  Rechtsstudium 
mit  dem  des  klassischen  Alterthums,  es  wird  historisch,  philologisch  und 
kritisch  und  verfolgt  wie  andere  Wissenschaften  die  s.  g.  humanistische 
Richtung.  Diese  Periode  zerfällt  in  zwei  Zeiträume.  Im  ersten  steht  die 
französische,  im  zweiten  die  holländische  Juristenschule  an  der 
Spitze  der  Wissenschaft,  doch  besitzen  auch  andere  Länder  humanistisch  ge- 
bildete das  Recht  auf  eine  edlere  Weise  behandelnde  Rechlsgelehrlen.  Der 
erste  Zeitraum  mit  dem  italienischen  Rechtsgelehrten  Alciati  f 15fV0  er- 
reicht seinen  Höhepunkt  in  C-ujacius  t 1596  und  endigt  in  der  ersten 
Hälfte  des  siebenzchnlen  Jahrhunderts.  Aber  schon  beginnt  der  zweite 
Abschnitt  der  Periode,  in  welchem  die  historisch  philologische  Behandlung 
des  Rechts  noch  einen  höheren  Grad  der  Ausbildung  durch  die  hollän- 
dischen Rechlsgelehrten  erreicht,  zugleich  auch  praktische  Werke  von 
humanistisch  gebildeten  Rechtsgelehrten  zu  Tage  fördert.  Die  holländische 
Schule,  welche  unter  Noodt  f 1725  und  Schulling  f 1724  ihren  Glanz- 
punkt hat,  bleibt  die  erste  in  Europa  bis  um  die  Milte  des  achtzehnten 
Jahrhunderts. 

Doch  längt  mit  Thomasius  gegen  1680  eine  drille  Periode  an  in 
welcher  mit  dem  geschichtlichen  und  dogmatischen  das  syste- 
matische und  philosophische  Studium  des  Rechts  verbunden  wird. 
Sie  zerfällt  gleichfalls  in  zwei  Zeiträume,  in  einen  früheren  unkritischen, 
der  im  Zeitalter  des  Heineccius  + 1741  seine  höchste  Stufe  erreicht,  aber 
mit  einer  geschmacklosen  Verflachung  der  Rechtswissenschaft  endigt,  und 
in  einen  hochanstrebenden  kritischen,  der  1789  mit  Hugo  beginnt  in  Sa- 
vigny  seine  schönsten  Blüthen  entfallet  und  noch  fortdauert.  Deutschland 
wird  der  Mittelpunkt  der  Rechtswissenschaft,  die  eine  Allseitigkeit  und 
eine  Höhe  erreicht,  wie  sie  sie  in  der  Weltgeschichte  noch  nicht  halte,  ob- 
wohl mehr  von  ihrer  theoretischen  als  ihrer  praktischen  Seile. 

In  allen  diesen  Perioden  ist  das  römische  Recht  der  Ausgangspunkt 
und  der  Hauptgegenstand  des  wissenschaftlichen  Studiums;  doch  ward 
neben  ihm  zunächst  dem  canonischen,  später  auch  dem  germanischen  eine 
gleiche  Pflege  zu  Theil ; und  die  Rechtsphilosophie  gilt  als  wesentlicher 
integrirender  Theil  der  Rechtswissenschaft.  In  keiner  dieser  Perioden  ge- 
hören die  berühmten  Rechlslchrer  und  juristischen  Schriftsteller  ausschliess- 
lich dem  Lande  der  herrschenden  Schule  an:  alle  europäischen  Länder 
haben  während  der  drei  letzten  Jahrhunderte  Reehtsgelehrte  ersten  Ranges 
aufzuweisen. 
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IV.  Capitel. 

ReeMsqnellen  und  Rechtswissenschaft  i«  Mittelalter  besonders  in  den  eiut  »r 
Monarchie  Carls  des  Crossei  gebärenden  Lindern.  ') 

Rechtszustnnd  in  den  nach  der  Völkerwanderung  gegründe- 
ten germanischen  Staaten..1 2 3 4 5) 

91.  Da  sich  in  den  durch  die  Germanen  gegründeten  Reichen  zwei 
Völker  mit  Anerkennung  ihrer  Nationalität  einander  gegenüberslanden,  (§.  88) 
so  bildete  sich  derjenige  Rechtszustand  aus,  den  man  das  System  des 
persönlichen  Rechts,  auch  System  des  Stammrechts  im  Gegensatz 
des  der  Territorialgesetzgebung  zu  nennen  pflegt.  Die  früheren  Bewohner 
der  eroberten  Länder  lebten  nach  dem  römischen,  die  Eroberer  nach 
germanischem  Recht  und  wurden  auch  durch  Richter  ihrer  Abstammung 
gerichtet  Alles  Recht  hiess  Lex  und  daher  das  erste  lex  romarut,  das 
letzte  lex  barbara.  Als  nach  und  nach  die  Königreiche  der  Alemannen, 
Burgunder,  Baiern,  Westgothen  und  der  Longobarden  Theile  der  fränki- 
schen Monarchie  wurden,  befolgte  man  den  gleichen  Grundsatz  rücksicht- 
lich dieser  Stämme,  indem  jeder  Germane,  wo  er  auch  im  grossen  Fran- 
kenreiche sich  befinden  mochte,  nach  dem  Rechte  seines  Stammes  gerich- 
tet wurde,  *)  sogar  der  Salier  nach  salischem,  der  ripuarische  Franke 
nach  ripuarischem  Rechte.  Verheiralhete  Frauen  lebten  übrigens  nach 
dem  Rechte  ihrer  Männer,  Geistliche  immer  nach  römischem.  Oft  war  es 
aber  das  Recht  des  Verletzten,  oll  des  Beklagten,  welches  befolgt  wurde.  •) 
Oft  war  eine  sogenannte  professio,  d.  h.  eine  Erklärung  der  Betheiligten 
darüber  nöthig,  nach  welchem  Recht  sie  lebten.  *)  Es  gab  jedoch  auch 


1)  Zu  vergl.  Eichhorn  deutsche  Staat«-  und  Rechtügeschichte.  5.  Auf).  1843/44. 
B.  I.  g.  29  ff.  Zöpfl  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  Thl,  III.  g.  1 ff. 
Walter,  deutsche  Rcchtsgcschichtc  erste  Lieferung.  Bonn  1852.  g.  136  ff. 
v.  S a v i g n y , Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  C.  I u.  II.  E.  Th. 
Gau  pp,  die  germanischen  Ansicdlungen  und  Landesthcilungcn  in  den  Provinzen 
des  römischen  Westreichs.  Breslau  1844.  bcs.  S.  218  ff. 

2)  Savigny  a.  a.  0.  C.  1 g.  30 — 51.  Walter  g.  136-  Pardcssus,  loi  Sa- 
lique.  Paris  1842.  4. 

3)  So  wurde  in  Schwaben  nach  einer  Urkunde  in  Neugart  Codex  dtp/.  Atemanniae 
/.  pag.  705  nach  alemannischen  und  römischen  Recht  gerichtet  und  in  Tirol 
1183  nach  der  Lex  Sollen,  Longoharda  und  Romano  nach  Rapp  Beitrage 
zur  Geschichte  von  Tirol  S.  53.  S.  f.  Gaupp  a.  a.  0.  S.  250  ff 

4)  Näheres  hierüber  findet  sich  bei  Savigny  g 46.  Pardessus  p.  44.  Walter 
g:  137-138. 

5)  Dies«  war  insbesondere  in  Rom  der  Fall,  wo  sogar  824  alle  Einwohner  eine 
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gemeinsame  Rechtsvorschriften  für  Alle,  und  zwar  wurden  nicht  blos  durch 
allgemeine  Verordnungen  solche  festgesetzt , 1 ) sondern  zuweilen  auch  im 
besonderen  Rechte  eines  germanischen  Stammes.  Dass  auch  das  christ- 
lich kirchliche  Recht  allen  gemeinsam  war,  lag  in  der  Natur  der  Sache. 
Dieser  Zustand  der  persönlichen  Gesetze  ist  schon  in  Verfügungen  der 
mcrowingischen  Könige  ausgesprochen,  z.  B.  in  einer  von  560,  findet  sich 
noch  in  Verordnungen  Königs  Karl  des  Kahlen  (v.  864)  sanctlonirl  und 
bestand,  sich  jedoch  allmälig  verlierend,  bis  ins  zwölfte  Jahrhundert  fort, 
ja  er  kommt  selbst  noch  hie  und  da  im  vierzehnten  Jahrhundert  vor.  *) 

Man  hat  daher  in  den  Reichen  der  germanischen  Völker  dreierlei 
Recht  zu  unterscheiden,  germanisches,  römisches  und  kirchliches,  und  es 
ist  zu  zeigen,  aus  welchen  Quellen  jedes  geschöpft  wurde. 

Die  germanischen  Rechtsquellen  während  der  fränkischen 

Periode.  *) 

92.  Man  kann  die  verschiedenen  Quellen  des  germanischen  Rechts  dieser 
frühen  Zeit  des  Mittelalters  auf  die  drei  Hauptarten  der  Reehlsquellen  über- 
haupt, also  auf  Gewohnheits-,  Gesetzes-  und  Jurislenrecht  zurückführen. 

I.  Das  germanische  Gewohnheitsrecht  dieser  Periode  ist  in  den  unter 
dem  Namen  der  Leget  Barbarorum  bekannten,  in  lateinischer  Sprache  un- 
ter Mitwirkung  der  Geistlichkeit  abgefassten  Volksrechten  enthalten.  Ausser 
den  Grenzen  der  fränkischen  Monarchie  gehören  zu  denselben  die  Leget 
Anglotaxonicae  in  England,  die  jedoch  grösslenlheils  in  angelsächsischer 
Sprache  redigirt  sind,  * ) das  nur  kurze  Zeit  geltende  ostgothische  Gesetz- 
buch (Edictum  Theodorici  genannt)  (506)  welches  eigentlich  ein  Regulativ 
für  die  Anwendung  des  römischen  Rechts  im  ostgothischen  Reiche  ist,  •) 
das  in  seiner  letzten  Gestalt  gegen  750  vollendete  Westgothische,  das  in 
dem  759  fränkisch  gewordenen  Septimanien  fortbestend,  •)  das  schon  468 
begonnene,  gegen  500  vollendete  und  517 — 534  revidirte  und  vermehrte 
burgundische  (Lex  Burgvndiorum) , welches  gleichfalls  nach  der  Einverlei- 


solehe  professio  iu  machen  halten,  nach  einer  Verordnung  des  Kaisers  Lothar. 
Man  glaubte  eine  Zeitlang,  diese  Verordnung  habe  jedem  die  freie  Wahl  des 
Rechts  gestattet  t.  Savigny  $•  45.  Gaupp  a.  a.  0.  S.  24t. 

t)  V.  Savigny  g.  47. 

2)  v.  Savigny  g.  48-51.  Wir  besitien  in  den  aus  einer  Set  Galler  Handschrift 
karrt  ich  von  Haenel  im  Anhang  rur  Lex  Witigothorum  p.  455,  besser  aber 
von  Herrn  Prof.  Wyss  herausgegebenen  Gesetsen  des  Bischofs  Remedius  von 
Chur  aus  den  Jahren  808—820  ein  treues  Bild  der  Anwendung  des  römischen 
Rechts  in  Rhilicn. 

3)  Eichhorn  g.  29-44.  Züpfl  B.  11.  g.  1—19.  Walter  g.  141  ff. 

4)  s.  unten  g.  107. 

5)  Savigny  Bd.  1.  S.  33.  11.  S.  172 — 183. 

«)  Unten  g.  105.  Savigny  I 132.  133.  163—166.  11.  37-67. 


Digitized  by  Google 


21G 


bttng  Burgunds  in  die  fränkische  Monarchie  seine  Geltung  behielt:  *)  end- 
lich dns  aus  einzelnen  Gesetzen  nach  und  nach  von  643  bis  T53  gebildete 
longobardisehe,  welches  Carl  der  Grosse  als  longobardisches  Volks- 
recht bestätigte. 

Im  fränkischen  Reiche  selbst  entstanden  das  Volksrecht  der  Sanlfran- 
ken  (Lex  Salica ) in  Brabant,  welches  gegen  486  aufgezeichnet,  gegen 
496  unter  dem  Einflüsse  christlicher  Ideen  revidirt,  dann  vielfach  auch 
durch  Zusätze  der  fränkischen  Könige  erweitert  wurde;  die  zuerst  zwischen 
511  — 534  redigirte  Lex  Ripuaria  für  die  Kranken  an  der  Maas  und  am 
Rhein,  revidirt  zwischen  628  und  638;  das  in  dieser  Zeit  aulgezeichnete 
bairische  Volksrecht,  (Lex  Ilrrjuvariomm) , das  der  Alemannen,  Lex  Ala- 
mannorum  oder  Alamanica,  wie  es  scheint,  zum  erstenmal  gegen  550  ver- 
lasst und  zwischen  622  und  638  revidirt;  endlich  die  unter  Carl  dem  Gros- 
sen erst  nach  800  aufgczcichneten  Volksrechte  der  Friesen , der  Sach- 
sen und  der  Angeln  und  Weriner  (oder  Thüringer),  Leges  Frisionum , Suxo- 
num,  Anglorvm  et  Werinorum  i.  e.  Thüringorvm.  *)  In  vielen  Handschrif- 
ten der  Lex  salica  finden  sich  im  lateinischen  Texte  der  einzelnen  Stellen 
Worte  der  Volkssprache  eingeschaltet,  die  als  Schlagworle  dem  Gedächt- 
niss  des  der  lateinischen  Sprache  unkundigen  Richters  zu  Hülfe  zu  kom- 
men, bestimmt  gewesen  zu  sein  scheinen;  man  nennt  sie  die  Malber- 
gische  Glosse.  *) 

Es  besieht  unter  einigen  der  verschiedenen  Volksrechte  eine  Ver- 
wandtschalt, als  unter  den  zwei  fränkischen,  dem  allemannischen  und 
selbst  dem  bairischen.  Doch  ist  dieses  auch  dem  westgothischen  verwandt, 
aus  welchem  eine  Anzahl  Stellen,  es  ist  schwer  zu  erklären,  auf  welchem 
Wege  in  dasselbe  Übergiengen.  *) 

Der  Hauplcharakler  aller  dieser  Yolksrechte  (mit  Ausnahme  das  West- 


1)  Savigny  I.  270.  II.  20-26.  127. 

2)  Ausführlich  handeln  von  den  Volksrcchlon  Eichhorn,  Savigny,  Geschichte 
des  röm.  Hechts  im  Mittelalter  und  besonders  der  türkische  Gelehrte  Davoud 
Oghlou  in  seiner  Hiitoire  de  (a  Ugislation  des  nnciens  Vermnins.  Paris 
1845.  2 Volumes. 

lieber  die  Geschichte  der  einzelnen  I.eges  schrieben  v.  Türck,  Gaupp, 
M öderer,  Pardcssus,  Waitz  und  McrkcL  Kürzere  Notizen  über  die 
Leges  Barkarorum  geben  Zöpfl  und  Walter  in  den  a.  W. 

3)  Ob  die  von  der  Gerichtsstältc  (Malberg)  genannte  lnterlinearglosse  der  Lex 
salica  in  altfränkischer  oder  in  celtiacher  Sprache  geschrieben  sei,  ward 
der  Gegenstand  mehrerer  Streitschriften  von  Leo,  Clement,  Grimm  u.  a. 
Der  germanische  Charakter  derselben  ist]  aber  unstreilbar,  doch  mag  das  eine  oder 
andere  eeltischc  Wort  sich  darin  finden;  denn  manche  Dinge  mögen  im  nörd- 
lichen Gallien  in  jener  Zeit  doch  wohl  noch  cellisch  selbst;  von  den  Franken  be- 
zeichnet worden  sein. 

4)  Savigny,  II.  30.  VII.  47. 
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gothischen  (isl  der,  dass  sie  vorzugsweise  Criminalrecht  enthalten  und 
zwar  ein  sogenanntes  Compositionssyslem , d.  h.  die  Feststellung  der  für 
begangene  Verbrechen  an  den  Verletzten  oder  seine  Familie  zu  entrichten- 
den Abkaufssummen,  Weergeld  oder  Widrigild  (Vergeltungsgeld)  ge- 
nannt Doch  kommen  in  allen  auch  mehr  oder  weniger  prozessualische 
Bestimmungen  vor,  auch  einige  privatrechtliche  und  sogar  auf  kirch- 
liche Verhältnisse  bezügliche. 

Diese  Rechtsdenkmale  sind  ein  höchst  wichtiger  Sitlenspiegel , aus 
welchem  der  Cullurzusland  der  Germanen  in  dieser  frühen  Zeit  erkannt 
werden  knnn,  und  beweisen,  dass  er  ursprünglich  eih  sehr  niederer,  doch 
im  siebenten  Jahrhundert  schon  fortgeschritten  war.  Auch  finden  sich  in 
ihnen  manche  Elemente  des  spätem  germanischen  Rechts , dessen  Anfänge 
man  auf  diese  Weise  verfolgen  kann.  1 ) 

Das  westgothische  Rechtsbuch  isl  ein  wahres  dem  Codex  von  Jusli- 
nian  ähnliches  Gesetzbuch  von  12  Büchern  mit  54  Titeln  und  595  Artikeln, 
deren  nicht  wenige  mit  der  Ueberschrifl  tmtiqua  Stellen  eines  früheren 
Gesetzbuches  zu  sein  scheinen.  Das  Werk,  welches  durch  seine  ganze 
Fassung  als  ein  von  einem  höheren  Standpunkt  aus  concipirles  erscheint 
und  viele  abstrakte  Sätze  enthält,  ist  ebenso  ein  Gesetzbuch  der  Moral 
und  des  christlichen  Glaubens  als  des  Rechts  im  eigentlichen  Sinne  und 
besteht  eben  so  aus  christlich-kirchlichen  nnd  römischen  als  germani- 
schen Elementen. 

Von  den  früher  im  fränkischen  Reiche  verfassten  Leges  wurden  unter 
Carl  dem  Grossen,  wie  es  seheint  803,  corrigirle  Abschriften  gefertigt,  zu 
welchen  die  sogenannte  Lex  Salica  emendata  gehört. 


1)  Auf  einen  sehr  rohen  Zustand  lässt  die  Lex  t alten  schliessen,  auf  einen  vor- 
gerückteren die  lex  Kipunria.  Nach  den  Untersuchungen  Guizot's  in  seinem 
Court  tTkittoire  modern e L I.  p.  338  enthält  jene  lex  343  Bestimmungen  über 
Criminalrecht,  65  andere;  unter  den  ersten  handeln  150  von  Diebstählen  und 
zwar  20  von  Diebstahl  von  Schweinen , 16  von  Pferden , 13  von  Fairen , Och- 
sen und  Kühen,  7 von  Schaafcn  und  Geissen , 4 von  Hunden,  9 von  Vögeln 
und  7 von  Bienen,  113  handeln  von  Gewaltlhätigkeiten  gegen  Personen,  die 
meisten  von  Tüdtungcn,  30  von  Verstümmelungen,  24  von  Angriffen  auf  Frauen, 
ln  der  Lex  Ripunria  enthalten  164  Stellen  strafrechtliche  Bestimmungen  und 
zwar  94  über  Gewaltlhätigkeiten  an  Personen,  16  über  Diebstähle,  64  Uber  an- 
dere Verbrechen,  113  beziehen  sich  auf  öffentliches  Recht,  Privatrecht  und  das 
gerichtliche  Verfahren. 

ln  den  älteren  Ausgaben  der  Lex  Alamannicu  und  der  Additio  dazu 
handeln  27  Artikel  von  Verbrechen  gegen  die  Kirche,  18  von  Verbrechen  gegen 
den  Herzog  und  die  Volksversammlungen,  11  von  Gewaltth&ligkcitcn  gegen  Pri- 
vaten, 10  von  Kirchenraub  und  Kirchendiebstahl,  46  von  andern  Diebstählen, 
11  von  Brandstiftungen,  13  von  Fleiscbesverbrcchcn , 30  von  Mord  und  Todt- 
schlag,  60  von  Verwundungen,  46  von  andern  Verbrechen  verschiedener  Art. 
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Seit  der  zweiten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  machte  man 
mehrere  Ausgaben  der  Leges  Barbarorum,  aber  ganz  befriedigende  kritische 
hat  man  nur  von  der  Lex  Salica  (von  Pardessus  1843  Waitz  1846  und 
Merkel  1850)  und  der  Lex  Atamannica  von  Merkel  (1851). 

II.  Das  eigentliche  Gesetzes-  oder  Verordnungsrecht  des  fränkischen 
Reichs  ist  in  den  unter  der  allgemeinen  Benennung  der  Capitularien  1 2 3 ) ent- 
haltenen Rechtsdcnkumlen  der  merowingischen  und  carolingischen  Zeiten.*) 
Man  hüte  sich  aber  wohl  jedes  Capitulare  für  ein  Gesetz  oder  eine  Ver- 
ordnung zu  halten : diess  sind  allerdings  die  als  Cons/ilulio,  decretio , prae- 
ceptio,  edictum,  pactum  auch  wohl  Capitulare  u.  dgl.  sanctionirten ; aber 
viele  dieser  Akte  der  fränkischen  Könige  und  Kaiser  sind  Anreden  oder 
Ermahnungen,  Memoranda,  gerichtliche  Entscheidungen,  oft  nur  Inhaltsan- 
gaben von  Verordnungen  oder  Vorträge  in  den  Nationalversammlungen, 
Instructionen  für  Beamte  u.  a.  mehr.  Der  Inhalt  der  eigentlichen  Verord- 
nungen *)  ist  sehr  mannichfaltig:  manche  sind  religiöse  kirchliche  Gebote 
oder  Einschärfungen  der  christlichen  Sitlengesetze ; andere  enthalten  poli- 
zeiliche Verfügungen  entweder  für  das  ganze  Reich  oder  einzelne  Provin- 
zen, Bestätigungen  der  Volksrechte  oder  Zusätze  zu  solchen,  Staalsverlräge 
unter  den  verschiedenen  Königen  der  gelheilten  carolingischen  Monarchie, 
gelegentliche  Erlasse  und  häufige  Wiederholungen  früherer  Verfügungen.4) 

Man  hat  kritische  Ausgaben  der  erst  nach  und  nach  entdeckten  Capi- 
tularien veranstaltet,  unter  welchen  die  von  Baluzius  zuerst  1677,  dann 
revidirt  von  Chiniac  1780  und  die  streng  kritische  von  Pertz  in 
der  Sammlung  Monumcnta  Germaniae  historica  Lrgum  t.  /.  1835  die 
besten  sind. 

Aus  den  einzelnen  Stellen  der  Capitularien  Carls  des  Grossen  und 
Ludwigs  des  Frommen  veranstaltete  im  Jahr  827  ein  Mönch  Namens  An- 
segisus  f 833  ein  nach  Materien  geordnetes  Rechlsbuch  in  vier  Büchern, 
deren  erstes  die  auf  kirchliche  Verhältnisse  sich  beziehenden  Verordnun- 


1)  Der  Name  Capitulare  scheint  dadurch  entstanden  zu  sain,  dass  ihr  Inhalt  ( Capi - 
tut n)  in  den  Reichsvcrsammlungen  verlesen  wurde.  Vergl  dieselben  Eich- 
horn §.  149-157.  Zöpfl  S-  17.  Walter  150.  151. 

2)  Den  verschiedenen  Charakter  und  den  Inhalt  der  Capitularien  hat  am  besten  nnd 
vollständigsten  beleuchtet  Guizot  im  Court  ffkittoire  moderne  //.  289.  S. 
auch  Philipps  deutsche  Geschichte  II.  S. 289.  Von  den  merowingischen  Köni- 
gen hat  inan  nur  wenige  Capitularien,  aber  sehr  viele  von  Carl  dem  Grossen, 
Ludwig  dem  Frommen  und  dessen  Söhnen. 

3)  Sie  gingen  ausschliesslich  von  der  Machtvollkommenheit  des  Herrschers  aus.  Nur 
vom  Volksrccht  heisst  es  in  einem  Capit.  Carls  des  Kahlen  v.  864.  c.  6:  Lex 
populi  eontent « ßt  et  comtitutione  regit.  Pertz  Leg.  t.  I.  p.  490. 

4)  Nach  Guizot  finden  sich  in  den  Capitularien  Carls  des  Grossen  87  moralische  Vor- 
schriften , 283  politische  Gesetzesbestimmungen , 85  religiöse , 305  canonisch- 
kirchliche,  73  über  Finanzen  nnd  Hauswesen. 
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gen  (Capitularia  ecctesiastica)  Carls  des  Grossen  das  drille  die  gleichen 
Inhalts  Ludwigs,  das  zweite  und  vierte  die  weltlichen  Gesetze  des  ersten 
und  des  zweiten  enthalten.  *) 

Diess  Werk  erhielt  auf  einem  Reichstage  zu  Worms  im  Jahr  829  die 
Kraft  eines  Reichsgesetzbuches,  welche  später,  jedoch  ohne  nachhaltigen 
Erfolg,  die  Kaiser  Friedrich  I.  u.  II.  und  Otto  IV.  aufs  Neue  ihm  erlheil- 
len.  Auch  wurden  Fortsetzungen  zu  der  ansegisischen  Sammlung  gemacht 
unter  welchen  die  aus  den  heterogensten  Bestandtheilen  gebildete,  aus 
den  verschiedensten  Quellen  geschöpfte  und  viele  falsche  Stellen  enthaltende 
vom  Diaconus  Benedict  von  Mainz  gegen  845  in  drei  Büchern  veranstal- 
tete die  berühmteste  ist.  *) 

111.  Das  Juristenrecht  dieser  Zeit  bestand  in  der  eigentlichen  Praxis, 
d.  h.  in  dem  praktisch  befolgten  Rechte,  das  ersichtlich  ist  aus  unendlich 
vielen  Urkunden  der  ganzen  Periode,  aus  den  unter  dem  Namen  der  For- 
mulae *)  bekannten  Formularen  für  Rechtsgesehäflte  aller  Art,  welche  in 
der  Rechlspraxis  gut  erfahrene  und  mit  dem  Recht  ihrer  Zeit  vertraute 
Juristen  zu  Verfassern  hatten , unter  denselben  hat  sich  jedoch  der  Name 
nur  eines  einzigen  der  Nachwelt  erhallen.  Es  ist  diess  der  (560  noch  in 
der  Gegend  von  Paris  lebende  Mönch  Marculph,  weicher  92  solcher 
Formulae,  in  zwei  Bücher  vertheilt,  hinterlassen  hui  Sie  werden  Formulae 
Marculph*  genannt  Die  nach  und  nach  entdeckten  andern  Formelsamm- 
lungen oder  auch  einzeln  aufgefundene  und  von  ihren  Herausgebern  zu 
einer  Sammlung  verbundenen  Formulare  werden  theils  nach  dem  Lande  ge- 
nannt, dem  sie  angehören  oder  zugeschrieben  werden,  wie  z.  B.  69  For- 
mulae Andegavenses , 12  Arvemenses , 7 Alsaticae  die  eigentlich  Sangallen- 
ses  heissen  sollten  und  23  jedoch  in  das  dreizehnte  Jahrhundert  gehörende 
Formulae  Longobardicae ; theils  nach  ihren  Herausgebern,  wie  26  Formu- 
lae Bignonianae,  49  Baluzianae , 46  Sirmondicae , 184  Lindenbrogicae.  Aus- 
serdem hat  man  noch  den  Appendix  zu  Marculph  mit  58  Formulae,  elf 
Formulae  Exorcismorum  *)  und  jetzt  noch  einige  neu  entdeckte  theils  zu- 
erst in  Frankreich,  theils  in  der  Schweiz  gedruckte.  s) 


1)  Peru  L c.  p.  353  IT. 

2)  Die  Capituiariensammlung  des  Ansegisus  findet  sich  in  Walter  Corp  jur. 
Germanic i t.  II.  p.  401  IT.  Pertz  lege*  t.  I.  p.  250  IT.  l)ie  Sammlung  des 
Benedict  ist  als  eine  Capitula  spuriu  enthaltende  gedruckt  in  Pertz  leg. 
t.  II.  Pars  II  p.  17  IT. 

3)  Et  sind  verschiedene  Schriften  über  die  Formulae  geschrieben.  Die  neueste  Notiz 
über  dieselben  enthüll  Wallers  Geschichte  des  deutschen  Rechts  1852.  S.  auch 
Eichhorn  $.  156.  v.  Savigny  Bd.  II.  $■  44.  Bd.  VII.  S.  49. 

4)  Alle  diese  Formulae  sind  gedruckt  in  Walters  Corpus  Juris  Germanici  l III. 
p.  283  - 580. 

5)  BMiotkeque  de  V Ecole  des  Charles  l I et  11  und  daraus  in  dein  Anhang 
zu  des  Verfassers  französischer  Staats-  und  Rech  tage  schichte  t.  I.  p.  1. 
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Eine  neue  kritische  Ausgabe  aller  bis  jetzt  gedruckten  und  neu  ent- 
deckten (olt  in  der  linr/un  rustica  nbgefassten)  Formeln  steht  in  Aussicht. 1 ) 
Manche  dieser  Formulare  gehören  sehr  frühen  Zeilen,  z.  B.  dem  fünften 
Jahrhundert  an,  enthalten  aber  dann  meistens  römisches  Recht,  wie  denn 
dieses  überhaupt  in  den  Formeln  sich  als  praktisches  Recht  oft  mit  ger- 
manischem oder  kirchlichem  Rechte  vermischt  vorflndet,  so  dass  diese 
bis  ins  zehnte  Jahrhundert  herabgehenden  Rechtsdokumente  den  Beweis 
liefern,  dass  das  römische  Recht  im  Frankenreiche  immer  in  Uebung  war.  *) 

Man  hat  gemeinsame  Sammlungen  aller  dieser  von  uns  aufgeführten 
germanischen  Rechlsquellen  der  fränkischen  Periode  nebst  verschiedenen 
Zugaben  veranstaltet,  worunter  vor  allen  die  mit  einer  Vorrede  von  Hei- 
neccius  begleitete  von  Georgisch  (Halle  1738),  die  von  Canciani  in 
fünf  Bänden  folio  (1781)  ff.  und  des  öfters  von  uns  angeführten  Corpus 
Juris  Germamci  von  Walter  in  3 Bänden  (Berlin  1824)  die  bekann- 
testen sind. 

Das  römische  Recht  in  den  germanischen  Königreichen.*) 

93.  Die  Fortdauer  des  römischen  Rechts  in  den  von  den  Germanen 
eroberten  Provinzen  des  römischen  Reichs  war  eine  natürliche  Folge  des 
Zustands  der  persönlichen  Gesetze  und  wird  nicht  blos  wie  schon  bemerkt 
durch  die  vielen  Formulae  und  eine  grosse  Zahl  Urkunden  bestätigt,  son- 
dern auch  noch  auf  andere  Weise,  *)  nämlich  durch  eigene  in  einigen 
jener  Länder  abgefasste  Sammlungen  des  römischen  Rechts,  durch  Nach- 
richten über  Gelehrte,  die  als  des  römischen  Rechts  kundige  Männer  in 
der  Geschichte  genannt  werden,  und  durch  die  kirchenrechllichen  Samm- 
lungen, endlich  durch  Werke  über  das  römische  Recht  zwischen  dem 
neunten  und  dem  Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts,  von  welchen  §.  95 
die  Rede  sein  wird. 

Die  Quellen  aus  welchen  die  Kenntniss  des  römischen  Rechts  geschöpft 


Die  letzten  11  an  der  Zahl  sind  als  formulae  Alamanicae  1850  von  Herrn 
Prof.  Wyss  in  Zürich  bekannt  gemacht  worden  in  den  Mittheilungen  der  anti- 
quarischen Gesellschaft  von  ZQrich.  Bd.  VII.  Heft  11. 

1)  Sie  wird  vorbereitet  von  Herrn  Prof,  de  Rotiere  in  Paris. 

2)  Die  letzten  Spuren  der  Anwendung  des  römischen  Rechts  in  Alemannicn  Anden 

sich  in  Neugart  Codex  Dipl.  Allemanmae  Urk.  14 — 15  von  744 — 745.  Es 

wird  dort  die  Slipulatio  legis  Ar/ ui! ine  et  Arcnditte  erwähnt,  was  «ich  auf 
Pauli  recept.  sent.  I.  1.  3 und  Cod.  Theod.  II.  9.  bezieht;  wie  gut  ausge- 
führt ist  von  Pardessus  in  der  Bibliotheque  de  PEcole  des  Chartas  Serie  f. 
L 11.  p.  425. 

3)  Das  Hauptwerk  über  die  Fortdauer  des  römischen  Rechts  in  den  einst  zum  römi- 
schen Reiche  gehörenden  und  von  den  germanischen  Völkern  eroberten  Ländern 
ist  v.  Savigny's  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  Bd.  II, 

4)  Ein  doppeltes  Verzeichniss  aller  im  frühen  Mittelalter  verkommenden  Stellen  und 
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werden  konnte,  waren  Anfangs  im  Oecident,  wie  im  oströmischen  Reiche 
die  Schriften  der  alten  Juristen,  die  drei  ältesten  Codices  und  die  nach 
dem  Theodosischen  erschienenen  Novellen  der  Kaiser.  Um  die  Anwen- 
dung desselben  bequemer  zu  machen,  hatte,  wie  schon  angeführt  wurde, 
der  Ostgolhenkönig  Theodorich  506  sein  für  Gothen  1 ) und  Römer  be- 
stimmtes Edikt  erlassen.  Mehr  geschalt  bei  den  Westgothen.  *)  Ihr  König 
Alnrichll.  war  von  einem  ähnlichen  Gedanken  geleitet,  wie  später  Justi- 
nian.  Er  liess  ein  Rechts-  oder  Gesetzbuch  ausarbeiten,  in  welchem  lür 
den  Gebrauch  des  noch  erhaltenen  älteren  römischen  Rechts  (die  forrnu- 
laejuris),  der  grösste  Theil  der  Receptae  Sententiae  des  Paulus  und  Aus- 
züge aus  dem  Codex  Gregorianus  u.  Hermogenianus , eine  Steile  aus  Pa- 
pi nians  Responsa , ferner  eine  abgekürzte  Umarbeitung  der  Institutionen 
des  Gajus  enthalten  waren , für  das  neuere  (die  leget)  der  grösste  Theil 
des  Codex  Theodosianus  und  viele  Novellen.  Die  meisten  Stellen  (Gajus 
Institutionen  abgerechnet)  sind  mit  einer  sogenannten  Interpretation  die 
aber  keine  blose  Auslegung  derselben  ist,  versehen.  Das  Werk  wurde 
506 , im  zwei  und  zwanzigsten  Regierungsjahre  Alarichs  II.  zu  Toulouse 
mit  einem  Commentarium  des  Pfalzgrafen  Gojarich  begleitet  in  von  einem 
Schreiber  Anianus  beglaubigten  Exemplaren  bekannt  gemacht:  als  Codex 
de  Tbeodosiani  legibus  atque  sententiis  juris  vel  diversis  libris  electus.  Es 
wurden  später  Abkürzungen  desselben,  Breviaria  veranstaltet  4 ) und  aus 
Versehen  dieser  Name  der  Rechlssammlung  selbst  beigelegt,  welche 
daher  unter  dem  Titel  des  Breviarium  Alarici  oder  auch  Amani  in  der 
juristischen  Literatur  bekannt  ist. 

Im  Jahre  1528  war  zu  Basel  von  Sichard  eine  sehr  wenig  befrie- 
digende erste  Ausgabe  dieser  Lex  Romana  Wisigothorum  gemacht  worden, 
die  nun  durch  eine  höchst  vortreffliche  auf  die  Vergleichung  aller  bekann- 
ten Handschriften  derselben  sich  stützende  kritische  Ausgabe  von  G.  Haenel 
im  Jahr  1848  ff.  entbehrlich  gemacht  wurde. 

Dem  Beispiele  der  Westgothen  folgten  die  Burgunder,  bei  welchen 
eine  freilich  sehr  kurz  gefasste  Lex  Romana  aus  Stellen  von  Paulus  und 
der  drei  Codices  so  wie  den  Novellen  vor  Juslininn  gebildet  in  47  in  der- 
selben Ordnung  wie  in  ihrem  germanischen  Rechtsbuch  auf  einander  fol- 


An Wendungen  des  römischen  Rechts  im  Oecident  gibt  v.  Savigny  im  Uten 
Anhang  zum  zweiten  Bande  seines  Werks. 

2)  Siehe  über  dieses  Edikt,  das  am  besten  1810  Klion  in  Halle  herausgab,  v.  Sa- 
vigny a.  a.  0.  ltd.  II,  171 — 182. 

3)  Ausführlich  handelt  hievon  v.  Savigny  a.  a.  0.  S.  37 — 68.  Bd  VII.  S.  40—46. 

4)  Einige  davon  sind  schon  im  sechzehnten  Jahrhundert  gedruckt;  neustens  gab  die 
wichtigsten  II  a c n e 1 heraus  und  zwar  neben  der  lex  Romana  Wisigothorum 
selbst  Vcrgl.  über  alle  v.  Savigny  II.  Nr.  20  ff.  u.  Haenels  Protegomena 
zu  seiner  Ausgabe  dieses  Rechts  buclia. 
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genden  Titeln  (denen  jedoch  noch  elf  andere  beigefügt  sind)  im  Jahr  517 
publicirt  wurde.  In  Folge  eines  Versehens  und  Missverständnisses  nannte 
der  erste  Herausgeber  das  Werk  Papiani  liber  Responsorum;  *) 
erst  Savigny  hat  den  wahren  Charakter  desselben  ins  Klare  gesetzt. 

Nach  der  Wiedereroberung  Italiens  wurde  Justinians  Gesetzgebung 
dort  promulgirt  (544)  und  die  Longobarden  Hessen  sie  nachher  als  Recht 
der  romanischen  Bewohner  ihres  Königreichs  fortbeslehen. 

Auf  diese  Weise  wurde  dann  im  fränkischen  Reiche  die  Kunde  des 
römischen  Rechts  und  zwar  fast  allenthalben  theils  unmittelbar  aus  den 
erhaltenen  Schriften  der  Juristen  *)  u.  s.  w.  dem  Codex  Theodosicmut  ge- 
schöpft, theils  aus  der  Lex  Romana  der  Westgothen  und  der  der  Burgun- 
der, endlich  aus  Justinians  Gesetzgebung,  die  man  selbst  in  Gallien  schon 
früh  anwandte,  namentlich  die  Novellen  (und  zwar  oft  nach  Julians  Auszug 
aus  denselben)  auf  welchen  die  Kirche  und  die  Geistlichkeit  viele  ihrer 
Vorrechte  stützen  konnten.  So  erklärt  6ich  auch  um  so  leichter,  wie  man 
spater  ohne  Bedenken  das  Juslinianeische  Recht  ausser  Italien  und  Deutsch- 
land so  schnell  recipirle  und  wie  es  namentlich  die  Hauptrechtsquelle 
des  südlichen  Frankreichs  werden  konnte , wo  schon  früh  das  germanische 
Recht  wegen  der  Präponderanz  romanischer  Bewohner  seltener  zur  An- 
wendung kam,  als  im  Norden,  wo  das  Gegentheil  statt  hatte,  so  dass 
König  Kart  der  Kahle  864  von  einer  terra  sprechen  konnte:  in  qua  judi- 
cia  secundum  legein  romanam  terminantur,  im  Gegensatz  zu  einer  andern 
in  qua  judicia  non  secundum  legem  romanam  terminantur.  *) 

Von  den  Quellen  des  kirchlichen  Rechts. 1 2 3  4) 

94.  Das  kirchliche  Recht  entstand  mit  der  Gründung  der  religiösen 
Vereine  der  Christen , halte  aber  vor  Constantin  im  Staate  keine  rechtliche 

1)  v.  Savigny  a.  a.  0.  S.  38  II.  14-30.  u.  Bd.  VII.  S.  30—40.  Die  licher- 
liche  Benennung  rührt  davon  her,  dass  diese  lex  Romana  hinter  der  Stelle 
Papinians  ln  einer  Handschrift  der  Lex  Romana  Witigothorum  stand,  deren 
Coberschrift  mit  dem  verstümmelten  Namen  Papi  an  für  den  Titel  des  Werks 
nicht  blos  von  ihrem  ersten  Herausgeber  Cujacius  (1568)  sondern  schon  frü- 
her von  sehr  alten  Copisten  desselben  gehalten  wurde,  v.  Savigny  Bd.  VH. 
S.  23  ff.  Die  neueste  Ausgabe  der  Lex  Romana  Burgundiontim  machte 
1826  Barkow  in  Greifswalde. 

2)  Vielleicht  erhielten  sich  so  die  Fragmente  aus  Ulpiano  liier  regulär  um  und 
die  Institutionen  des  Gajus. 

3)  Dass  man  aus  den  CapiL  Karls  des  Kahlen,  804,  worin  er  diesen  Unterschied 
macht,  nicht  auf  das  System  des  Territorial  rocht«  in  seinem  Reiche  sehlicssen 
darf,  haben  v.  Savigny  S.  178  und  Eichhorn  $.  IS7  (ln  einer  eignen  An- 
merkung) sehr  überzeugraid  dargetban.  Später  ging  aus  dem  Gegensatz  aller- 
dings die  Unterscheidung  des  paffi  du  droit  ecrit  und  des  pagt  du  droit 
cotUumier  hervor. 

4)  Zu  vergl.  vor  allen  die  Geschichte  des  Kirchenrechts  von  T.  W.  Bikcli  Bd.  1. 


Digitized  by  Google 


223 


Geltung,  weil  ja  bis  dahin  jene  Vereine  zu  den  verbotenen  Genossenschaf- 
ten gehörten.  In  dem  Sinne  gab  es  jedoch  für  die  Christen  kirchliche 
Rechtsvorschriften,  als  die  Befolgung  der  kirchlichen  Satzungen  durch  den 
Zwang  der  geistlichen  Gewalt  geschützt  war  und  die  Strafe  des  Aus- 
schlusses aus  der  Gemeinschaft  den  durchaus  Widerspenstigen  traf.  Diese 
Satzungen  waren  theils  ausdrücklich  vom  göttlichen  Stifter  der  christlichen 
Religion  ausgegangene  Belehle  oder  Vorschriften  der  die  ersten  Christenge- 
meinden stiftenden  Apostel  oder  Beschlüsse  der  Kirchenversammlungen: 
(ffvvodot,  Concitia)  also  kirchliche  Gesetze:  oder  sie  stützten  sich  auf 
Herkommen  und  waren  (durch  die  Tradition  erkennbares)  Gewohnheits- 
recht, oder  endlich  auf  Belehrungen  ( Epistolae  canonicae)  der  höheren 
geistlichen  Obern  und  somit  Autoritälsrecht.  Alles  was  für  acht  kirchlich 
erklärt  war,  hiess  Canon  und  so  wurden  die  kirchlichen  Rechtssälze  auch 
alle  Canones  genannt,  woraus  dann  später  die  Benennung  jus  canonicum 
als  des  auf  der  kirchlichen,  durch  Canones  ausgesprochenen  Autonomie 
beruhenden  Rechts , sich  erklärt. 

Mit  der  Anerkennung  des  Christenthums  und  der  katholischen  Kirche 
erhielt  das  bis  jetzt  blos  geistlich  bindende  Recht  den  Charakter  eines 
vom  Staate  geschützten  und  die  drei  so  eben  aufgeführten  Quellen  beka- 
men nicht  blos  eine  vollständige  staatliche  Gültigkeit,  sondern  flössen  auch 
ferner  sehr  reichlich.  Es  wurden  ausser  den  bisher  sehr  häufigen  Pro- 
vinzial- auch  allgemeine  (oecumenische)  Concilien  gehalten,  (325  zu 
Nicaea,  381  zu  Konstantinopel,  431  zu  Ephesus,  451  zu  Calcedon.  Ihre 
Beschlüsse,  Canones  auch  Decrela  genannt,  die  theils  das  geltende  Ge- 
wohnheitsrecht constatirten,  theils  neues  festsetzten,  wurden  von  den  Kai- 
sern, z.  B.  von  Jusünian  bestätigt  und  für  verbindlich  erklärt.  Da  die 
Bischöfe  von  Rom  schon  im  vierten  Jahrhundert  als  die  ersten  über  die 
übrigen  emporgestiegen  waren,  so  galten  ihre  Belehrungen  und  Entschei- 
dungen gleichfalls  für  bindend  und  bildeten  so  als  epistolae  decretales  eine 
eigne  Rechlsquelle.  ln  den  germanischen  Königreichen  nannte  man  das 
gesammte  kirchliche  Recht  lex  ecclesiastica  und  setzte  es  dann  dem  üb- 
rigen Recht,  lex  mundana  genannt  entgegen.  1 ) 

Da  es  aber  schwierig  war,  die  Kennlniss  der  einzelnen  Synodalbe- 
schlüsse  und  Decretalbriefe  sieh  zu  verschaffen,  so  wurden  Sammlungen 
derselben  angelegt  und  zwar  die  ersten,  last  alle  ia  griechischer  Sprache 
abgeiasslen  in  den  griechischen  Provinzen  des  Reichs.  Es  gab  eine  Cano- 
nensammlung  dieser  Art  schon  451,  die  auf  der  Kirchenversammlung  zu 
Cholcedo  ngekraucht  wurde  und  nicht  blos  die  Beschlüsse  der  öcumenischen 


Giessen  1843  — 49,  ferner  Eichhorn,  Handhuch  des  Kirchenrechts  Bd.  I. 
$.  151  ff.  Walter,  Lehrbuch  des  Kirchenreehts  $.  84  ff.,  desgleichen  Rich- 
ter, Lehrbuch  des  K.-R.  $.  83—71. 

1)  v.  Savigny,  Geschichte  des  r&mascben  Rechts  im  Mittelalter  Bd.  L 138.  175. 
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Concilien,  sondern  auch  die  der  zahlreichen  Provinzialsynoden  enthielt. 
Sie  wurde  im  Laute  der  Zeilen  vermehrt  und  veranlasste  verschiedene 
andere,  auch  in  den  westlichen  Theilen  des  Reichs  veranstaltete  lateinische 
Sammlungen  ')  dieser  Art,  und  zwar  eine  ältere  italische  (Prisca  genannt), 
eine  gallische  und  eine  ältere  spanische ; welche  alle  mehr  Synodalbe- 
schlüsse  enthalten,  als  die  griechischen,  aber  bald  durch  andere  Samm- 
lungen verdrängt  oder  verdunkelt  wurden.  Es  wurde  nämlich  in  Italien 
eine  weiter  als  die  Prisca  gehende  Sammlung  derselben  von  Dionyaius 
Exiguus  (wie  er  sich  nennt)  veranstaltet,  welche  die  Decrete  des  Orients, 
des  Occidenls  bis  zu  seiner  Zeit  und  die  der  afrikanischen  Kirche  bis  zu 
419  enthält;  dann  eine  Sammlung  päbstlicher  Decretalbriefe  von  Pabst  Si- 
ricius  (395 — 398)  an  bis  zu  Anastasius  II.  (490 — 498.)  Beide  Werke 
wurden  zu  Einem  verbunden  und  eine  Hauplgmndlage  aller  andern  kirchenrecht- 
lichen Sammlungen  der  nachfolgenden  Jahrhunderte.  Vermittelst  derselben 
wurde  im  siebenten  Jahrhunderte  die  spanische  Sammlung  erweitert , die  von 
dem  bey  deren  Rednction  Ihöligcn  gelehrten  Bischof  Jsidor  von  Sevilla  t 636 
den  Namen  der  isidorischen  erhielt.  Die  dionysische  Sammlung  wurde 
von  ihrer  Entstehung  an  bis  auf  Carl  den  Grossen  durch  Beifügung  neuer 
Concilienschlüsse  und  päbstlicher  Briefe  vermehrt.  Im  Jahr  774  schenkte 
Pabst  Hadrian  jenem  einen  Codex  derselben,  und  diese  dionysisch-hadria- 
nische  Sammlung  wurde  nun  am  Hofe  und  auf  den  Reichstagen,  wie  die 
Anführungen  der  Capitularien  beweisen,  ausschliesslich  gebraucht.  Doch 
ward  allmählich  auch  die  isidorische  Sammlung  im  Frankenreiche  bekannt 
und  zu  einer  in  der  Geschichte  des  Kirchenrechts  sehr  berühmt  geworde- 
nen Fälschung,  nämlich  zur  Ausarbeitung  der  sogenannten  pseudoisidori- 
schen  Sammlung  *)  benützt:  über  deren  Entslchungszeit , Zweck,  Vater- 
land und  Verfasser  man  sich  noch  in  der  neuesten  Zeit  streitet  Doch 
haben  die  gründlichen  Untersuchungen  der  deutschen  Gelehrten  fast  zur 
Gewissheit  erhoben,  dass  diese  Sammlung,  welche  gegen  hundert  dreissig 
uniichlc  Stücke,  namentlich  59  den  ältesten  Päbsten  von  Clemens  bis 
Melchiades  zugeschriebene  Decretalbriefe  enthält,  in  Mainz  gegen  845 
unter  Mitwirkung  des  Erzbischofs  Ollgar,  wie  es  scheint  von  demselben 
Benedict  veranstaltet  ward,  der  die  Fortsetzung  von  Ansegisus  Capilularien- 
sammlung  in  3 Büchern  machte,  und  zwar  nicht  mit  der  Absicht  die  Ge- 
walt des  Pabslcs  zu  steigern,  sondern  um  die  Bischöfe  im  Frankenreiche 
von  der  weltlichen  Gewalt  und  der  der  Metropoliten  soviel  wie  möglich 
unabhängig  dadurch  zu  machen,  dass  das  Recht  schwere  Strafen  und 
insbesondere  das  der  Absetzung  über  sie  zu  verhängen  als  eine  Prärogative 


1)  Von  den  sonstigen  griechischen  Sammlungen  zu  sprechen  ist  hier  nicht  der  Ort. 

2)  Sie  wird  so  genannt,  weil  sic  für  die  achte  gehalten  wurde,  auch  ein  Jsido- 
rus  Mercator  oder  Peccator  in  der  Vorrede  genannt  ist. 
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des  Pabsles  durch  dieselbe  begründet  werden  sollte.  *)  Noch  im  neunten 
Jahrhundert  verdrängte  die  pseudoisidorische  Sammlung  die  andern  und 
wurde  eine  Quelle,  aus  welcher  die  falschen  Stücke  in  alle  spätem  Samm- 
lungen des  canonischen  Rechts  Übergiengen. 

Eine  andre  Quelle  des  Kirchenrechts  in  der  fränkischen  Periode  und 
noch  lange  nacher  waren  auch  die  den  Cultus  anordnenden  Ritual-  und 
die  auf  kirchliche  Rechtsgeschäfte  sich  beziehenden  Formular-,  so  wie 
ausserdem  die  Bussbüch er*)  (libri  poenitenliales) , in  welchen  die  Bi- 
schöfe die  Art  und  Zahl  der  Bussübungen  für  begangene  Sünden  bis  ins 
Einzelnste  gehend  festselzten.  Sie  erinnern  an  die  Wehrgeldsbestimmun- 
gen  in  den  Volksrechten  und  sind  wie  diese  ein  sehr  belehrender  zugleich 
auch  sehr  betrübender  Sillenspiegel  dieser  Zeiten.  *) 

Ausser  den  bisher  genannten  auf  der  kirchlichen  Autonomie  beruhen- 
den Satzungen  gab  es  noch  andere  Quellen  des  Kirchenrechts,  nämlich 
die  auf  religiöse  Dinge  oder  kirchliche  Verhältnisse  sich  beziehenden  welt- 
lichen Gesetze,  und  zwar  schon  eine  bedeutende  Zahl  kaiserlicher  Consti- 
tutionen von  Constanlin  bis  Juslininn,  die  sich  im  Codex  Theodosianus  und 
dem  des  letzten  Kaisers  wieder  finden,  und  nebst  vielen  Novellen  Justi- 
nians  von  kirchlichem  Inhalt  im  oströmischen  Reiche  als  vofio(  den  Ca- 
nones  entgegengesetzt , auch  oft  mit  letzten  in  eigenen  Sammlungen , daher 
vopoxavov  genannt,  zusammcngeslellt  sind.  1 2 3 4 ) 

Bei  den  Germanen  enthielten  die  Volksrechte  viel  kirchliches  Recht  und 
noch  mehr  die  Capitularien , besonders  die  Carls  des  Grossen , Ludwigs  des 
Frommen  und  dessen  Söhne.  Wie  die  römischen  Kaiser,  wurden  auch  die 
germanischen  Könige  für  berechtigt  gehalten  über  kirchliche  Angelegen- 


1)  Jiicss  ist  das  von  W a s s c r sc  hiebe  n in  seinem  Beitrag  zur  Geschichte 
der  falschen  Decretalcn  Breslau  1844  nachgewiesene  Ergebniss  der  vielen 
Schriften  aber  die  pscudoisidorischen  Sammlungen,  über  welche  besonders  zu 
vergleichen  sind:  Knust  de  funtihut  et  cotitilio  Pteudoitidori  Collect. 
Göttingac  1832.  Eichhorn,  über  die  spanische  Sammlung  des  Kirchenrechts 
in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft  Bd.  XI.  S.  119  IT.  und 
Walter  Kirchenrecht  $,  95  — 99.  Richter  desgl.  S-  6®'  10. 

2)  S.  über  diese  Quellen  des  Kirchenrcchls,  die  man  zum  Juristenrecht  jener  Zeit  rech- 
nen könnte,  Walter  S-  93.  94. 

3)  Man  hat  jetzt  eine  so  weit  es  möglich  ist  vollständige  Ausgabe  der  Libri  poeni- 
teutinle»  nebst  deren  Geschichte  in  dem  höchst  verdienstvollen  Werke  von 
Wasserschlebcn,  1851. 

4)  Man  kennt  zwei  Werke  dieser  Art  aus  dein  sechsten  Jahrhundert,  den  Xopoxcr 
yof  des  Joannet  Scholatticue  und  den  den  Balxnmon  zugeschriebenen. 
Später  wurde  der  des  Patriarchen  Pholius,  vollendet  883,  sehr  berühmt.  Er 
ist  noch  jetzt  als  die  wichtigste  Rechtssammlung  der  griechischen  Kirche  berühmt. 
S.  das  Handbuch  des  Kirchenrechts  von  Permanedcr.  Bd.  1.  5 120.  Biencr, 
Geschichte  der  Novellen  Justinions  S.  194  so  wie  dessen  Beitrage  zur  Revision 
des  Just.  Code*  S.  90.  Walter,  Kirchenrecht  |.  70—76. 
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heilen  und  Einrichtungen  Verordnungen  zu  erlassen ; sie  ertheilten  der 
Kirche,  dem  Klents  und  den  Klöstern  bedeutende  Privilegien.  So  bestand 
das  Kirchenrecht  dann  aus  zwei  Hauplarten  von  Quellen,  dem  cnnonischen 
also  dem  eigentlichen  canonischen  Hechte,  und  den  die  Kirche  betreffen- 
den Staatsgesetzen,  die  man  daher  auch,  wie  man  jetzt  zuweilen  von  den 
neueren  Gesetzen  dieser  Art  sagt,  das  Staatskirchenreeht  nennen  könnte. 

Die  Rechts  wissenschalt  im  Westen  Europas  vom  sechsten 
bis  zum  zwölften  Jahrhundert.  *) 

1)5.  Der  Zustand  der  wissenschaftlichen  Bildung  in  Westeuropa  ist 
eine  Fortsetzung  des  römischen  wie  er  vor  dessen  Eroberung  durch  die 
Germanen  war.  Man  unterscheidet  die  profanen  und  die  kirchlichen  Schrift- 
steller. Aber  es  war  eine  Zeit  des  immer  weiter  gehenden  Verfalls  der 
höheren  Cultur,  den  Carl  der  Grosse  aufzuhalten  sich  vergebens  bemühte.  *) 
Nach  Guizot  lebten  vom  fünften  bis  zum  Ende  des  zehnten  Jahrhunderts 
nur  88  namhafte  Gelehrte,  im  fünften  13,  im  sechsten  7,  im  siebenten  6, 
im  achten  5,  im  neunten  45,  im  zehnten  12.  Der  Benediclinerorden  war 
zwar  dazu  besjimmt  die  gelehrte  Bildung  zu  pflegen , was  er  auch  thiu : 
aber  er  vermochte  wenig  gegen  die  allgemeine  Barbarei,  welche  auch 
durch  die  Verbrennung  der  klassischen  Autoren,  die  Pabst  Gregor  I. 
t 604  ungeordnet  hatte,  gefördert  werden  musste.  Doch  bestanden  immer 
Domschulen,  und  wurden  später  auch  Mittelpunkte  der  wieder  aullebenden 
Studien.  Sie  zerfielen  in  zwei  Hauptabtheilungen,  das  Trivium,  welches 
den  Unterricht  in  der  Grammatik,  der  Rhetorik  und  der  Dialeetik  in  sich 
begriff  und  das  Quadrivium,  in  welchem  die  Arithmetik,  die  Geometrie, 
die  Astronomie  und  die  Musik  gelehrt  wurden.  *) 

Was  die  Rechtswissenschaft  und  den  Rechtsunterricht  betrifft,  so 
haben  die  Untersuchungen  Savignys  den  Beweis  geliefert,  dass  die  erste 
von  einigen  Gelehrten  gepflegt  und  der  letzte  in  den  Domschulen  in  Ver- 
bindung mit  der  Dialeetik  betrieben  wurde.  Man  findet  im  Rechte  bewan- 
derte Männer  vom  fünften  Jahrhundert  an  in  verschiedenen  westeuropäi- 
schen Ländern.  Im  fünften  Jahrhundert  lebten  in  der  Auvergne  ein  des 
römischen  Rechts  kundiger  Freigelassener  Namens  Andarchus  und  Pau- 
lus Diaconus,  später  gegen  700  Bonitus,  in  England  der  gelehrte 
Adelmus  aus  derselben  Zeit,  später  Alcuin  f 804.  der  berichtet,  dass 
in  York  die  Rechtswissenschaft  gelehrt  werde.  Dasselbe  geschah,  wie 


1)  Hugo,  Geschichte  des  rörn.  Rechts  seit  Justinian  3.  Auil.  S.78  0.  v.  Savignv 
Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  Bd.  I.  Kr.  133  — 140.  Bd,  II. 
Nr  84.  ff. 

2)  Guizot  Court  (Thistoire  moderne.  I.  II.  Wachsmutb,  Cuiturgeschichle 
Bd.  II.  $.  91—96- 

3)  Lafcrricro  hi t toi re  du  droit  fr  nur  Olt  t.  IV.  p. 
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Wippo  erzählt,  in  Italien  und  in  Toul  zur  Zeit  des  Pabstes  Leo  IX. 
(+  1058.)  Im  neunten  Jahrhundert  werden  als  der  Rechtswissenschaft, 
kundig  genannt,  der  Erzbischof  Hinkmnr  von  Rheins  f 882,  Pabst  Johann  VIII. 
f 882  und  Desiderius  Bischof  von  Cahors,  im  zehnten  Jahrhundert  der 
Bischof  Otto  von  Vercelli,  Abo  in  Aquitanien;  dass  die  im  eitlen  Jahrhun- 
dert lebenden  Gelehrten  Lantranc  f 1080  und  Petrus  Damiani  f 1072  es 
gleichfalls  waren,  ergibt  sich  theils  aus  Nachrichten  ihrer  Zeitgenossen, 
theils  aus  ihren  Schrillen.  Auch  halten  die  vielen  im  neunten,  zehn- 
ten und  eitlen  Jahrhundert  lebenden  Compilntoren  des  canonischen 
Rechts,  von  welchen  noch  die  Rede  sein  wird,  allgemeine  Rechlskenntnisse, 
sowie  die  Verfasser  der  Formttlae  und  die  Notnrii  oder  Tabelliones.  Es 
werden  zwar  in  diesen  Zeiten  öfter  auch  juris  Doctores,  juris  magistri  und 
legislalores  genannt,  allein,  wie  v.  Snvigny  nach  weist,  hiess  man  so 
die  Finder  des  Rechts  d.  h.  die  Richter.  1 2 ) 

Eine  öffentliche  Rechtssehule  hatte  noch  551  unter  den  Ostgolhen  in 
Rom  bestanden.  Justinian  organisirle  sic  nach  dem  Muster  der  von  Con- 
stanlinopel  und  Beryt  im  Jahr  554.  * ) Nach  einer  allen  noch  iin  drei- 
zehnten Jahrhundert  geglaubten  und  sehr  wahrscheinlichen  Sage  wurde 
sie,  nachdem  Rom  aufgehört  halle  zum  oslrömischen  Kniseribum  zu  ge- 
hören, nach  Ravenna  verlegt,  von  wo  aus  sie  nach  Bologna  übersiedelte, 
in  welcher  Stadt  gegen  1050  ein  freilich  weniger  bedeutender  Rechtsge- 
lehrter Namens  Pepo  lebte  3 4 5 6 7).  Einen  Hauplbeweis  für  die  Fortdauer  der 
Rechtswissenschaft  liefern  verschiedene  über  das  römische  Recht  geschrie- 
bene Werke  aus  diesen  Jahrhunderten  und  die  canonischen  ReclilsbGcher. 
Jene  sind  die  sog.  Lex  Romana  Utinensis  *),  welche  v.  Savigny  für  eine 
zum  Gebrauche  in  der  Lombardei  bestimmte  Bearbeitung  des  römischen 
Rechts  gehalten  halle*),  die  aber  unbezweilell  ein  gegen  900  verfasstes 
für  lthätien  bestimmtes  Werk  ist  *).  Dagegen  entstanden  in  der  Lombar- 
dei gegen  das  Jahr  1000  die  von  Muratori  zuerst  herausgegebenen, 
grösstenlheils  aus  den  Quellen  des  römischen  Rechts  entnommenen  Monita 
ac  quaestiones , vielleicht  auch  ein  aus  Exemplaren  des  Corpus  juris,  beson- 
ders den  Pandeclen,  gebildetes  Lehrbuch  des  römischen  Rechts,  dessen 
Verfasser  den  Namen  Petrus  1 ) hat,  (wenn  nicht  vielmehr  diese  Excep- 


1)  v.  Savigny  I.  $.  140. 

2)  v.  Savigny  I.  $.  133. 

3)  v.  Savigny  11.  $.  138  u.  IV.  1.  Hugo  a.  a.  0.  S.  94. 

4)  Sie  ist  gedruckt  in  Walter*  Corpus  juris  Germanici  t.  11.  p.  691,  genauer 
bei  Haenel,  neben  der  lex  Romana  Wisigothorum. 

5)  v.  Savigny  a.  a.  0.  II.  $.  48. 

6)  Dies*  haben  Hegel,  Geschichte  der  Slödteverfassung  von  Italien  11.  S.  104 — 
127 und  Haenel  in  den  Proleg.  zur  lex  Rom.  If’isigoti.  (1848)  p.  XXXI— XL. 
unwiderleglich  dargethnn,  was  nun  Savigny  auch  anerkennt.  Bd.  VII.  S.  28. 

7)  E*  ist  beschrieben  von  Savigny  Bd,  II.  S.  134  if.  und  iin  Anhang  A.  dieses 
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tiones  Icgum  Romanarum  aus  dem  elften  Jahrhundert  dem  burgundischen 
Reiche,  nämlich  Valenee,  angehören.  Die  Schrill  ist  eine  systematische 
Darstellung  des  Rechts  meistens  des  römischen  in  vier  Büchern.  Das  erste 
enthüll  Personenrechl,  das  zweite  Conlrakle,  das  dritte  die  Dclicle,  das 
vierte  Prozessrecht;  nur  ist  diese  Ordnung  nicht  immer  auf  das  strengste 
durchgefühlt  ').  Endlich  gehört  hieher  ein  mit  grosser  Sorgfalt  nach  dem 
Muster  der  Institutionen  ausgearbeilclcs  Lehrbuch  des  römischen  Rechts, 
das  unter  dem  Namen  „ ßrttcfiylogus‘‘  seit  mehreren  Jahrhunderten  bekannt 
ist,  dessen  wahrer  Titel  nach  Hugo  aber  „Summa  Aovellantm“  sein 
soll.  Es  gehört  dem  Ende  des  elften  oder  dem  Anfang  des  zwölften  Jahr- 
hunderts an  l).  Einen  Beweis  für  die  Fortdauer  des  Studiums  des  römi- 
schen Rechts  enthalten  auch  die  Glossen  in  einer  zur  Turin  bellndlichen 
Handschrift  der  Institutionen  aus  dem  Ende,  des  ersten  Jahrhunderts  *). 

Die  bis  jetzt  bekannte  Zahl  der  Compilationen  des  kanonischen  Rechts 
von  Benedikt  dem  Leviten  bis  in  die  Mitte  des  elften  Jahrhunderts  ist 
sehr  beträchtlich  4).  Obgleich  die  meisten  nur  für  den  praktischen  Ge- 
brauch waren,  so  zeugen  doch  mehrere  derselben  liir  eine  ausgedehnte 
juristische  Kennlniss  (auch  des  römischen  Rechts)  und  eine  wissenschnlt- 
liche  Richtung  ihrer  Verfasser.  Dazu  gehören  die  gedruckten  Sammlun- 
gen des  Abts  Regino  von  Prüm,  verfasst  zwischen  906  und  915  *) , 
Burcharis  von  Worms,  verfasst  zwischen  1012 — 1023,  Jvos  von  Char- 
tres f 1125  und  des  Algerus  vonLüttich;  unter  den  ungerlruckten  sind 
vor  allen  von  Bedeutung  die  zwischen  888  und  89T  in  Mailand  veranstal- 
tete Collectio  Anselmo  dedicata,  und  die  des  Bischofs  Anselm  von  Lucca 
t 1086. 


Bandes  abgodnickt.  Früher  war  es  1500  in  Slrassburg  erschienen  und  findet 
sieh  in  8 Handschriften. 

1)  Sie  sind  einem  Vicarius  Odilo  gewidmet,  der  nach  einigen  Handschriften  „S/iten- 
tiitlissimus  Valentinne nach  andern  „ Flore/itinae  Civitatis  Magister  mag - 
nificur ‘ genannt  wird. 

2)  Es  gab  davon  wenigstens  7 Handschriften,  wovon  inan  jetzt  noch  vier  hat.  Es 
wurde  zwei  und  zvvanzignial  gedruckt,  sogar  als  ein  noch  anzuwendendes  Lehr- 
buch von  Sc  nk  c n be  rg  1743  und  von  N o li  s in  l.oewen  1701.  Die  neueste  voll- 
ständig kritische  Ausgabe  ist  die  1827  von  Boccking  in  Bonn  gemachte  unter 
dem  Titel:  Car/ias  irgttm  sii'e  Uracbylagus  Juris  civilis. 

3)  Savigny  liess  sie  gleichfalls  Abdrucken  im  Anliang  zum  zweiten  Bande  seines 
Werks  S.  297  — 392  und  beleuchtet  sic  in  diesem  S.  130 — 55  , ferner  in  B.  V. 
229  VII  52—63. 

4l  Genauere  Notizen  über  36  Sammlungen  des  kanonischen  Recht*  aus  diesen  Zei- 
ten gibt  Walter,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts  §.  100,  nach  den  Untersuchungen 
der  Gelehrten  ßallerini,  Theincr,  Wasserschieben  u.  v.  Savigny 
a.  a.  0.  II.  $■  100 — 109  und  auch  im  Bd.  VII.  S.  71  — 77. 

5)  Sie  ist  neuestens  wieder  herausgeg.  worden  und  fuhrt  den  Titel : Regi/mnis  Abbat  is 


Digitized  by  Google 


229 


Die  Rechtsenlwicklung  im  zehnten  und  elften  Jahrhundert.  ') 

96.  Das  zehnte  und  elfte  Jahrhundert  sind  eine  Uebergangsperiode 
zu  der  Gestaltung  des  Rechtszustandes  der  christlich  germanischen  Völker 
im  zwölften  und  dreizehnten.  Welches  der  Zustand  des  römischen  und 
des  kanonischen  Rechts  während  derselben  war,  ergibt  sich  schon  gröss- 
lentheils  aus  unsrer  Schilderung  der  Rechtswissenschaft  in  derselben.  Die 
Anwendung  des  ersleren  war  stets  im  Abnehmen,  ohne  doch,  wie  inan 
lange  geglaubt  hat,  gänzlich  aufzuhören;  dagegen  war  der  Fortschritt  des 
letztem  der  kräftigste  und  entschiedenste,  was  sich  ganz  natürlich  erklärt, 
indem  in  diesen  zweihundert  Jahren  die  kirchliche  Gesetzgebung  nie,  stille 
stand  und  von  der  Mille  des  elften  an  das  Pabsthum  eine  allbeherrschende 
iheokratischc  Macht  entwickelte,  in  Folge  welcher  neben  den  Concilienbe- 
schlüssen  die  päbstlichen  Deeretalbriefe  eine  reiche  immerfliessende  Rechls- 
quelle  wurden.  Sie  gingen  schnell  in  die  zahlreichen  kanonischen  Samm- 
lungen dieser  Periode  über  und  blieben  maasgebende  Rechtsnormen  für 
die  kommenden  Zeilen. 

Dagegen  herrscht  über  den  Zustand  des  germanischen  Rechts  im  zehn- 
ten und  elften  Jahrhundert  eine  grosse  Dunkelheit.  Die  Volksrechle  kamen 
als  solche  und  als  geschriebenes  Recht  ausser  Gebrauch,  *)  auch  die 
Capitularien  geriethen  allmählig  in  Vergessenheit,  die  grosse  Umgestaltung 
des  ganzen  socialen  Zustands  durch  das  Lehnswesen  brachte  eine  gleiche 
im  Rechte  hervor,  das  sich  von  einem  allgemeinen  in  ein  pnrtikulares  ver- 
wandelte, ohne  gerade  seine  gemeinsamen  früheren  leitenden  Prinzipien 
zu  verlieren.  Eine  gesetzgebende  Gewalt  der  Könige  in  dieser  Zeit  ist 
kaum  bemerkbar,  es  trat  wieder  ein  Zustand  des  Gewohnheitsrechts  ein, 
der  weil  dieses  auf  der  Autonomie  der  Beiheiligten  beruhte  und  sich  nur 
allmählig  ausbildete  in  vielen  Beziehungen  ein  anarchischer  war. 

Was  die  Formen  der  Rechtsgeschäfte  betrifft,  so  bleiben  sie  im  Gan- 


Prumentit  lihri  dito  de  tynodalihut  cautit  et  ditciplittne  eccletiattieae 
rntione.  ven  F.  G.  A.  Wasser  sc  hieben  Lcipz.  1840. 

1)  Eichhorn  deutsche  Staats-  und  Rcchtsgeschichle  Bd.  II.  $.  257.  258.  'Wal- 
ter, deutsche  Rechtsgeschichte  §.  290  — 296.  Des  Verfassers  französische  Rechts- 
geschichtc  II  §.  14  Zöpfl  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichtc  Thl.  II. 
$.  2t,  Gaupp  die  germanischen  Ansiedlungen  S.  228  IT. 

2)  Zuweilen  berief  man  sich  jedoch  noch  auf  dieselben , z.  B.  in  Belgien  und  an- 
derswo auf  die  /.er  Salten*  Walter  S.  333.  Nr.  1 und  des  Verfassers  fland- 
rische Rechtsgeschichtc  Bd.  III.  Abth.  I.  S.  73  ff.  sowie  desselben  Rede  über  die 
Wichtigkeit  des  Rechts  der  belgischen  Provinzen  S.  76.  77. 

S.  ferner  Zöpfl  a.  a.  0.  S.  74-75.  Mittermaier  deutsches  Privatrecbt 
Jj.  7.  Note  1. 
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zen  dieselben,  wie  zur  carolingischen  Zeit.  1 2 3 ) Oie  meislen  wurden  ver- 
mittelst Urkunden  abgeschlossen,  deren  Zahl  so  gross  ist,  dass,  weil  man 
keine  andern  Rechtsqucllen  kennt,  man  diese  zwei  Jahrhunderte  sogar  die 
diplomatische  Periode  genannt  hat,  *)  d.  h.  eine  Zeit,  in  welcher 
die  Kunde  des  geltenden  Rechts  nur  aus  Urkunden  geschöpft  werden  kann. 
Die  befolgten  Rechtsnormen  waren  aber  theils  nach  dem  Stande  der  Per- 
sonen verschieden,  theils  nach  dem  Charakter  des  Besitzes,  theils  nach 
den  genossenschaftlichen  und  Vertrags-Verhältnissen.  Das  Recht  der  nun 
zur  höheren  Klasse  gewordenen  Freigeborenen  kam  dem  ursprünglichen  ger- 
manischen am  nächsten;  erhielt  aber  eine  genauere  Entwicklung  als  Lelin- 
rechL  Mit  diesem  war  das  nach  den  Dienstverhältnissen  sich  vielfach  aus- 
bildende Dienstrecht  verwandt,  das  jedoch  viel  weniger  gemeinsame  Grund- 
sätze hatte,  als  das  Lehnrecht,  so  dass  man  von  Dienslrcchlen  ( Jura  mi- 
nisterialium)  sprach.  Am  mannichfalligsten  gestalteten  sich  die  Rechtsver- 
hältnisse der  unendlich  grossen  Zahl  der  als  Hintersassen  aller  Art  lebenden 
Unlerthancn,  indem  ihr  Recht  lediglich  Lokalrecht  und  zwar  das  Recht 
kleiner  Oerllichkeiten  war,  als  der  Höfe  und  der  Dörfer,  so  wie  doch 
auch  der  Städte.  Es  bestand  aus  Ortsgewohnheiten,  die  man  durch  Zeu- 
genabhör  constatirlc,  wenn  es  nicht,  was  selten  der  Fall  war,  urkundlich 
bewiesen  werden  konnte.  Ueberall  wurden  die  Keime  zu  den  Rechtsnor- 
men gelegt,  die  man  im  zwölften  Jahrhundert  als  Ortsrechte  aufzuzeichnen 
pflegte,  so  dass  das  neunte  und  zehnte  Jahrhundert  als  die  Zeit  anzusehen 
ist,  in  welcher  der  in  den  zwei  folgenden  als  ein  schon  fester  hervor- 
tretender Rechtszustand  Ihatsächlich  begründet  oder  vorbereitet  wurde. 

Nur  wenige  Aufzeichnungen  aus  dieser  Zeit  haben  sich  erhalten;  als 
solche  können  die  so  gen.  Polyptyehen  *)  angesehen  werden,  deren  es 
schon  in  der  carolingischen  Zeit  gab,  die  GrossbriUanien  angehörendeu 
RectUudines  singularum  personarum,  4 5)  ferner  die  leget  el  Statutae  Familiae 
sancli  Petri  H'onnaliensis,  d.  h.  das  von  Bischof  Burchard  von  Worms 
gegen  1031  aufgezeichnete  Recht  für  die  Grundherrschaflen  der  Stifter  und 
Klöster  seines  Ländchens,  *)  hie  und  da  ein  Dorfrechl,  Entscheidungen 


1)  Dies  gilt  sowohl  was  die  Eingehung  von  Verträgen  vermittelst  Urkunden  betrifft, 
als  auch  rücksichtlieh  der  altgemianischen  Uobertragiing  des  Eigenthmns. 

2)  La/roulaye  de  In  Condition  des  Fernnies  p 194. 

3)  Besonders  wichtig  ist  das  von  Gucrurd  in  Paris  herausgegebene  In  einem  vor- 
trefflichen Commentar  begleitete  Polyptichon  Irminonis  (Paris  1840—  42.  2 Bde.  4. 
Verschiedene  andere  sind  demselben  angehängt. 

4)  Sie  sind  wie  es  scheint  aus  dem  zehnten  Jahrhundert  und  zuerst  von  Lappenberg 
im  rhein.  Museum  VI.  145  und  von  Leo  mit  einer  einleitenden  Abhandlung  neu 
herausgegeben  Halle  1842  und  zwar  von  diesem  sowohl  in  angelsächsischer  als 
in  lateinischer  Sprache.  Lappenberg  gibt  sie  unter  dem  Titel:  de  Dignitate 
hominum  Auglosiumnum. 

5)  Gcdr.  in  Walters  Corp.  Juris  Germ.  III.  T75. 
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der  Könige  oder  des  Kaisers  *)  sowie  einige  wenige  allgemeine  Verord- 
nungen derselben.  Manche  Lokalrechle  aus  dieser  Zeit  mögen  verloren 
gegangen  sein,  *)  manche  noch  unbekannte  linden  sieh  vielleicht  in  den 
Carlularien  der  Klöster.  „ 

Kine  wichtige  Rechtsquelle  waren  indessen  schon  die  immer  zahlrei- 
cher werdenden  Privilegienbriefe  der  Könige  und  sonstigen  Landesherrn. 

Hauplarten  der  germanischen  Rechtsquellen  des  zwölften 
und  dreizehnten  Jahrhunderts.  *) 

97.  In  den  ersten  Jahrzehnten  des  zwölften  Jahrhunderts  war  die 
Umwandlung  des  Systems  der  persönlichen  Rechte  in  das  des  Territorial- 
rechts vollendet  und  nur  ausnahmsweise  kam  das  dem  ersten  zu  Grunde 
liegende  Prineip  (oder  eine  professio)  noch  zur  Anwendung. 

Die  Territorialrechle  waren  aber  von  sehr  verschiedenem  Umfang;  sie 
waren  Hof-,  Dorf-,  Stadt  , Land  - oder  Reichsrecht,  welch  letzteres  sich 
aber  allmälich  als  das  gemeine  Recht  eines  ganzen  Volks  ausbildete,  in 
Deutschland  häutig  Kaiserrecht  genannt  wurde,  in  Frankreich  droit  entn- 
imm de  ta  France  und  in  England  Commun  law , auch  kanonische  Rechts- 
grundsätze enthielt  und  in  beiden  ersten  Ländern  römisch -rechtliche  in 
sich  aufnahm. 

Seinem  Inhalte  nach  war  alles  Recht  Privatrechl  oder  öffentliches  und 
dieses  wieder  Staats-Criminal-Prozess  oder  Kirchenrecht.  Allein  man  un- 
terschied nach  den  das  Recht  anwendenden  (geistlichen,  Lehn  - oder  an- 
dern Gerichten)  nur  kirchliches  und  weltliches  und  theiltc  dieses 
in  Lehnrechl  und  Landrecht  ein.  Die  andern  Gegensätze  waren  noch 


.1)  Die  der  Könige  von  Frankreich  finden  sich  im  ersten  Bande  der  Ordonnance t 
dei  Rois  de  France  und  dem  Rccuf.il  det  conciennes  loit  franr/tists  v. 
Üecrussy  u.  a.  Die  reichsgcselzlichen  Akte  der  deutschen  Könige  und  Kaiser, 
welche  immer  sehr  verschiedenen  Charakter  haben,  sind  von  922  bis  1085  nur 
31 , und  zusammcngeslellt  bei  Pcrtz  Monument u Germaniae  historicu  t,  IV. 
oder  legum  t.  II.  S.  16 — 49. 

Von  den  Gesetzen  der  angelsächsischen  und  normannischen  Könige  in  England 
wird  unten  %.  107  die  Rede  sein. 

2)  Ein  Dorfrecht  von  Bourg-Saint  Martin  in  Frankreich  aus  dem  Jahr  984  ist  ge- 
druckt in  des  Verfassers  französischer  Staats-  und  Rcchtsgeschichtc  t.  I.  p.  20 
im  Anhang ; andere  gibt  Giraud , Essais  tur  r histoire  du  droit  frangni* 
t.  II.  pag.  509  , nämlich  das  Laudrecht  von  Keule  aus  dem  Jahr  977 , ein  Land- 
recht  von  Bigorre  v,  1097  Bd.  I.  p.  9.  Die  Rechtsstatuten  von  Oleron  im 
Land  Bearn  hat  Petrus  de  Maren  hist,  de  Bearn  drucken  lassen.  Ferner 
ist  ein  Wcisthum  v.  Echternach  v.  1095  bei  Grimm,  Wcissthümer  1.  2fi9  an- 
zuführen und  das  älteste  ins  10.  Jahrhundert  gehörende  Stadtrecht  v.  Strassburg ; 
bei  Walter  Corp.  Jur  Germ.  III.  p.  780. 

3)  Eichhorn  a.  ».  0.  $.  257  fl.  Zöpfl  §•  21  IT.  Waller  a.  a.  O. 
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nicht  von  vorherrschender  Bedeutung;,  besonders  da  in  Folge  des  Lehns- 
syslems  das  Slaalsrecht  auch  unter  der  Herrschaft  privatrechtlicher  Prin- 
zipien stand  und  jede  landesherrliche  Gewalt  als  das  Eigenlhum  ihres 
Inhabers  angesehen  wurde. 

Was  die  Entstehungsweise  der  Rechtsnormen  betrifft,  so  kann  man 
auch  jetzt  alle  Rechlsquellen  auf  die  drei  Hauptarten  des  Gewohnheits-Ge- 
setzes und  Jurislenrechts  znriickführen , doch  ist  es  nicht  seilen  sehwcr 
zu  bestimmen,  zu  welcher  derselben  ein  Rechlsdenkmal  gehört,  besonders 
desshalh,  weil  die  Quellen  häufig  in  einander  übergehen,  so  dass  z.  B. 
das  Gewohnheitsrecht  eines  Orts  den  Charakter  eines  geselzlichgellenden 
annimmt  und  daher  auch  wohl  lex  et  consuetudo  genannt  wird,  oder  so  dass 
das  Juristenreehl  vorzugsweise  in  aufgezeichneten  Rechtsgcwohnheilen  be- 
steht. Man  wird  am  geeignetsten  die  Rechtsquellen  dieser  Zeit  eintheilen ; 

in  A.  Ungeschriebenes  Recht,  bestehend 

I.  in  eigentlichem  unaufgezeichnetem  (oder  aufgezeichnetem)  Gewohn- 
heitsrecht ; 

II.  in  Recht  der  Gerichtspraxis; 

beides  oft  mit  Normen  des  geschriebenen  in  den  Rechtsbüchem  zusam- 
mengestellt. 

B.  Geschriebenes  Recht  zerfallend 

I.  in  eigentliche  Gesetze  oder  Verordnungen  des  Landesherm 

II.  Privilegienbriefe 

III.  in  das  vertragsmässig  errichtete  Recht.  *) 

Diese  verschiedenen  Rechtsquellen  verdienen  eine  nähere  geschicht- 
liche Beleuchtung: 

a)  Während  der  Dauer  des  anarchischen  Zustands  des  Gewohnheits- 
rechts war  das  Hauptmittel,  die  anerkannt  geltenden  Rechtsnormen  zu  con- 
stntiren,  das  des  in  Deutschland  *)  sogen.  Weis th ums,  d.  h.  in  der  Be- 
zeugung durch  die  competenlen  Personen , dass  ein  angerufener  Rechtssatz 
befolgt  werde;  sie  geschah  thcils  in  Folge  einer  Umfrage  bei  den  Ortsan- 
gesessenen, *)  den  Standesgenossen, 1 2 3  4 5)  der  Umgebung  am  Hofe  des  Kai- 
sers *)  oder  Königs,  theils  von  Anfragen  bei  den  Richtern,  z.  B.  den 


1)  Vergl.  mit  dieser  Einfheilung  der  Rcchtsquellcn  die  ähnliche'  in  Eichhorns 
deutscher  Staats-  und  Rechtsgeschichte  Bd.  II.  $j.  258—265. 

2)  Holländisch  heisst  das  gerichtliche  Urtheil  Wijs-  (spreche  Weis)  dom.  Die 
unter  dem  Titel  Weisthümer  von  Grimm  veranstaltete  Sammlung  deutscher  Rcchls- 
quellcn  enthält  bei  weitem  mehr  andere  Rechtsdenkmale  als  Weisthümer  im 
eigentlichen  Sinne  des  Worts,  wenn  solche  auch  oft  vielleicht  aus  Weisthümcrn 
hervorgingen. 

3)  Weisthümer  dieser  Art  gibt  es  sehr  viele  z.  B.  bei  Grimm  Bd.  1. 

4)  Der  Verfasser  kennt  Weisthümer  der  Adclichen  in  Lüttich  über  Rechte  ihres 
Standes. 

5)  Davon  nachher  im  $.  100. 
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Schöffen  bevor  ein  zweifelhafter  Rechtsfall  vor  sie  gebracht  wurde,  1 2 3 4 5 * ) bald 
aber  auch  bei  feierlichen  Gelegenheiten,  z.  B.  einem  Regentenwechsel  u. 
dgl.  wo  zuweilen  ein  solches  Zeugniss  über  die  wichtigsten  Rechtsge- 
wohnheiten der  Ocrtlichkeit  u.  s.  w.  sich  erstreckte , aufgeschrieben  und 
von  den  Zeugen  beurkundet  wurde.  J)  Die  Aufzeichnung  wurde  oft  auf 
eine  Pergamentrolle  ( rotulus ) gemacht,  so  dass  die  Rotuli,  französisch 
röles,  deutsch  Rodel  zu  den  ältesten  Rechlsdenkmalcn  gehören.  Be- 
rühmt sind  die  Rotuli  Normanniae , ferner  die  die  Weisthümer  des  ältesten 
Seerechts  enthaltenden  Röles  d'Oleron;  und  im  südlichen  Deutschland  gab 
es  noch  im  neunzehnten  Jahrhundert  aus  sehr  früher  Zeit  stammende 
Ding-,  Stadt-  und  Dorf- Rodel.  *)  Sonstige  Bezeichnungen  für  Weis- 
thümer waren  die  von  Reccords,  recordationes  oder  Attestationes  z.  B.  Scabi- 
norum,  * ) die  sogar  oft  ausführlichere  Schöffenbriefe  s)  sein  konnten,  ln 
Frankreich  wurde  das  Conslaliren  eines  Gewohnheitsrechts  durch  iru/uestae 
per  turbas,  d.  h.  durch  das  Abhören  von  zweimal  zehn  Zeugen  (wenn 
man  so  viel  erhallen  konnte)  bewerkstelligt.  Da  deren  Ergebniss  ein 
Weisthum  war,  so  hat  man  diese  Enquetes  par  Turbes , •)  die  bis  zur 
Redaction  der  Gewohnheitsrechte  der  Provinzen  und  Oertlichkeiten  in  Frank- 
reich überaus  häufig,  zugleich  auch  sehr  schwierig  waren,  gleichfalls  zu 
den  Weisthümern  zu  rechnen. 

b)  Aus  der  Aufzeichnung  der  hauptsächlichen  Rechtsgewohnheiten  einer 
Ocrtlichkeit  gieng  alsbald  eine  andere  dem  Weisthum  und  namentlich  dem 
Rotulus  Seinem  Gehalle  nach  gleichstehende  aber  formell  von  ihm  ver- 
schiedene Rechlsquelle,  nämlich  die  Willküre,  auch  Küre  oder  Köhre, 
flamändisch  Keure,  7)  hervor,  welche  in  der  vom  Landesherrn  förm- 


1)  Im  Landfrieden!- Instrument  Kaisers  Friedrichs  II.  v.  1235  c.  15  (bei  Fertz 
leget  1.  II.  S.317I)  werden  solche  Erklärungen  der  Richter  besam mt-U r tc i 1 
genannt. 

2)  S.  Thöl  Einleitung  in  das  deutsche  Privatrecht  J.  21.  In  der  Schweiz  und 
im  Eisass  wurden  diese  Aufzeichnungen  auch  Oeffnungen,  d.  h.  Eröffnungen 
genannt.  Bl umc r Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  schweizerischen  Bemocra- 
ten  Till.  I.  St.  Gallen  1650.  S.  43. 

3)  ln  den  Urkundcnbüchem  der  Abtei  St.  Blasius  noch  vor  kurzem  im  Archiv  zu 
Freiburg  bewahrt,  steht  am  Ende  der  Urkunden  för  jedes  Dorf  der  Rodel,  d.  h. 
das  Ortsrecht. 

4)  Reccords  hiessen  z.  B.  die  von  den  Schöffen  der  Stadt  Lüttich  ausgefertigten 
WeisthtUner,  die  spater  im  Grand  Receord  des  Eckevint  de  Lüge  zusanimen- 
gefasst  wurden.  Lateinisch  hiess  inan  sie  Atteitatianet  Scal/inorum. 

5)  Berühmt  ist  in  Deutschland  der  Gatter  Schöffenbrief  von  1235. 

«)  S.  die  Eneycloptdie  Methwlvfue  ,*  Jurit/trudeuce  t.  IV.  pag.  291. 

7)  Alle  flandrischen  Keuren  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  sind  herausgegeben  und 
geschichtlich  beleuchtet  in  des  Verfassers  flandrischer  Staats-  und  Rechlsgcschichlc 
Bd.  III.  Tübingen  1834-1642. 

Auch  Brabant,  Zeeland,  Holland  u.  s W.  haben  viele  Keuren. 
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lieh  anerkannten  und  bestätigten  Aufzeichnung  des  Orlsrechls  bestand, 
oft  den  Charakter  des  Vertrags  massig  festgesetzten  Rechts  hatte,  den 
oben  angeführten  .Namen  lex  et  consuetudo  (z.  B.  in  den  flandrischen  Städten) 
führte  oder  den  latinisirten  Chora,  ')  auch  wohl  Eleclio  *)  (Jus 
electum ) genannt  wurde  und  zugleich  als  Privilegienbriel  galt,  weil 
eine  solche  Anerkennung  der  Rechte  eines  Orts,  mit  der  häufig  die  Ge- 
stattung mancher  Vorrechte  verbunden  war,  ihren  formellen  Geltungsgrund 
in  der  Gnade  des  Landesherrn  hatte. 

c)  Nicht  selten  war  aber  das  ganze  Ortsrecht  seiner  ganzen  Natur 
nach  nichts  anderes  als  ein  Privilegium  oder  Freiheitsbrief,  wenn  nämlich 
der  ganze  Akt  vom  Landesherrn  ausgieng,  unter  andern,  wenn  eine  Stadt 
neu  gegründet  wurde  und  ihr  Herr  durch  die  im  Voraus  gemachte  Zu- 
sicherung eines  liberalen  Orlsrechls  dieselbe  schnell  bevölkern  wollte,  wie 
z.  B.  die  Herzoge  von  Zähringen,  als  sie  1120  die  Stadt  Kreiburg  gründe- 
ten ; oder  wenn  ein  Landesherr  ein  Dorf  in  eine  Stadt  umwandelle  oder 
nach  einem  Aufstand  einer  Stadt  ein  feststehendes  Recht  crtheilte,  das  zu- 
weilen in  dem  aus  einer  andern  Stadt  geholten  Lokalrecht  bestand.  Da 
solche  Rechte  durch  besiegelte  Urkunden  bekräftigt  waren,  wurden  sie 
auch  wohl  Hand vesten  genannt. 

Die  Köhren,  Privilegien-  oder  Freiheitsbriefe  und  die  Hand  vesten  sind 
ihrem  Inhalte  nach  (fremdes  oder  einheimisches)  Gewohnheitsrecht, 
der  F’orm  nach  aber  zum  Gesetzrecht  zu  zählen. 

d)  Vertragsmässig  festgesetztes  Recht  ist  vor  allem  in  den  Dipnst- 
rechlen  enthalten,  deren  Inhalt  jedoch  oft  erst  nach  sehr  langer. Zeit  ur- 
kundlich in  einem  Rotulus  *)  oder  einer  Urkunde 1 2 3  4 5)  aufgezeichnel  wurde, 
so  dass  cs  gleichfalls  den  Charakter  eines  ausdrücklich  durch  den  Dienst- 
herrn bestätigten  Gewohnheitsrechts  hatte,  ein  Dienstrodel  (z.  B.  die 
Rotuli  Ministerialium  Himoniae  *)  oder  Handveste  war.  Durch  Verträge 
wurde  indessen  auch  zuweilen  eine  Rechtsnorm  zwischen  dem  Landes- 


1)  Diesen  Namen  fahrt  das  Landrocht  von  Zeelaml  v.  J.  1257  in  einer  Handschrift 
der  Zeit  auf  der  Universitätsbibliothek  zu  Loewen.  Es  ist  gedruckt  in  Smalle- 
gangs  Geschichte  von  Zeeland. 

2)  Diese  Uebcrschrifl  führt  in  der  Handschrift  die  Keure  der  Stadt  Brüssel  v.  J.  1229 
gedruckt  hinter  der  a.  Rede  des  Verfassers  S.  57.  Auch  das  Älteste  Recht  von 
Soest  in  Westphalcn  wird  in  einer  Urkunde  von  1292  electa  SustUetisis  oft- 
ftidi  justitia  genannt.  Eichhorn  $.  259.  n.  d. 

3)  Es  gibt  berühmte  Dienstrechte  dieser  Art,  die  ältesten  in  Deutschland  sind  von 
Bamherg  und  Köln.  Diese  gedruckt  bei  Walter  Cor/t.  Jur.  Germ.  III  775. 
Andere  theilt  mit  Fürth,  die  Ministerialen.  Köln  1836. 

4)  Eine  Anzahl  flandrischer  Dienslrechle  von  1163 — 1250  in  des  Verf.  flandrischer 
Staats  - und  Rechtsgeschiehle.  B.  III.  Abth.  2 Urkdb.  Nr.  34 — 43. 

5)  Abgedruckt  im  diplomatischen  Anhang  zur  Rede  dos  Verf. : Von  der  Wichtigkeit 
der  Kunde  des  Rechts  der  belgischen  Provinzen  S.  50  - 58. 
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herrn  und  seinen  Unterlhanen,  den  Grundherrn  und  seinen  Hintersassen, 
dem  König  und  den  Grossen  des  Reichs  (z.  B.  die  Landfrieden)  oder 
zwischen  dem  Pnbst  und  den  Königen  oder  dem  Kaiser  (also  durch  Con- 
cordate festgesetzt.  Audi  war  das  Lehensverhiillniss  seiner  Grundlage  nach 
ein  vertrngsmässiges , doch  durch  allgemeine  oder  partikulare  gewohnheits- 
rechtliche Normen  bis  ins  Einzelnste  regulirl,  so  dass  sich  sogar  ein  ge- 
meines Lehnrecht  für  einen  grossen  Theil  Europas  (nämlich  das  longobar- 
dische)  bildete. 

e)  Das  Recht  der  Gerichtspraxis  bestund  theilweise  in  gelegentlich  er- 
theillen  Weisthümern  ( Records  des  Echevins),  dann  in  Entscheidungen  ein- 
zelner Fälle,  auf  die  man  sich  beim  Wiedervorkommen  derselben  berief, 
theils  in  Observanzen , die  man  bald  auch  den  Stylus  curiue  nannte ; ferner 
in  Frankreich  in  den  verschiedenen  beim  Abhalten  von  Gerichtstagen  pu- 
blicirten  Salzungen,  die  den  Namen  Assisiae  (Assises)  führten.  ')  Es 
wurden  für  die  Welslhümer  und  die  gerichtlichen  Entscheidungen  oft  Regi- 
ster angelegt,  welche  gleichfalls  zu  den  wichtigen  Rechtsdenkmalen  dieser 
Periode  gehören.  Sehr  berühmt  sind  als  solche  in  Frankreich  die  sog. 
Olm,  d.  h.  die  gegen  1254  begonnenen  Register  der  Entscheidungen  des 
Parlaments  zu  Paris:  *)  auch  aus  der  Normandie  sind  solche  Register  aus 
dem  13.  Jahrhundert  bekannt  und  England  hat  deren  gleichfalls  aufzuwei- 
sen. Sie  wurden  spater  auch  wohl  zu  Rechlsbüchern  verarbeitet  * ) oder 
gaben  einen  Theil  des  Stoffes  dazu  her.  *) 

f)  Von  den  vor  allem  gegen  die  Milte  des  13.  Jahrhunderts  beginnen- 
den Rechlsbüchern  wird  in  §.  99  besonders  gehandelt  werden. 

g)  Von  geringerer  Bedeutung  sind  auch  in  diesen  Jahrhunderten  in 
vielen  Ländern  die  landesherrlichen  Verordnungen:  freilich  zahlreicher  in 
Frankreich  und  England,  als  im  deutschen  Reiche,  auch  häufig  schon  in 
den  Ländern  der  Herzoge,  Grafen  und  Fürsten.  Sie  beziehen  sich  mehr 
auf  die  Staatsverwaltung  und  insbesondre  auf  das  Finanzwesen,  als  auf 
das  Privatrecht.  *) 


1)  Mim  hat  deren  von  der  Normandie  aus  dem  13.  Jahrhundert , abgedruckt  in  des 
Vert.  französischer  Rechtsgeschiehte  Bd.  II.  Anhang  8.  48  folg.  Doch  wurden 
auch  auf  diese  Weise  putilieirte  Verordnungen  der  Landesherrn  Assises  genannt, 
z.  B.  die  des  Grafen  GeoiTroi  von  der  Bretagne  Ebern!.  Oer  Name  gieng  auf 
ganze  Rechtsbacher  Aber,  z.  B.  die  von  lerusalem. 

2)  8,  des  Verf.  französische  Staats*  und  Rechtsgeschiehte  Bd.  II.  8.  55. 

3)  Anzuführen  sind  z.  B.  das  Lütticher  Rechtsbuch  Pavillart  genannt,  aus  dein  14, 
Jahrhundert;  das  von  Lille  nach  seinem  Verfasser  Roisin  genannt  und  die  sog. 
Thalamus  von  Montpellier  herausgegeb.  1840  S.  des  Verf.  franz.  St-  u.  R. 
Gesch.  II.  S.  63 

4)  z.  B.  zu  den  Reehtsbachern  des  Königreichs  lerusalem  (wovon  unten.) 

5)  Eichhorn  g.  262.  Zöpfl  g.  26  Des  Verf.  franz.  Staats-  nnd Rechtsgeschiehte 
Bd.  II.  Nr.  19. 
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Was  die  Acle  der  deutschen  Kaiser  anbelangt,  die  meist  Privilegienbriefe 
waren  oder  einzelne  Personen  betreffen,  so  haben  nur  wenige  derselben 
in  dieser  Periode  den  Charakter  von  wahren  Gesetzen  des  deutschen  Reichs. 
Unter  der  grossen  Zahl  der  von  Pertz  zusammengestcllten  Kaiserakle  von 
1100—1300  sind  über  1T5  nur  Regierungsakte,  freilich  der  verschieden- 
sten Art,  z.  B.  auch  Krönungsakte  und  Friedensschlüsse.  Gegen  45  der- 
selben sind  Gesetze  oder  allgemeine  Verordnungen,  wozu  auch  Concordate 
und  die  Landfrieden  gehören,  welche  eine  Hauplquelle  des  Criminalrechts 
wurden , und  wie  verschiedene  andere  legt's  in  Folge  von  Vereinbarungen 
mit  den  Stünden  des  Reichs  erlassen  wurden.  Allgemeine  Rechtssalzungen 
enthalten  indessen  noch  die  sehr  häutigen  auf  Reichs-  oder  Hoflagen  aus- 
gesprochenen Senlenliae  über  Rechtsfragen ; die  Zahl  derselben  ist  gegen 
75.  Viele  dieser  Kaiserakle  beziehen  sich  auf  Italien.  *) 

Von  den  Stadt-  und  Land-Rechten.  *) 

98.  Stadtrechle  entstanden  entweder  dadurch,  dass  die  städtische 
Bevölkerung  ihr  eigenes  Gericht  erhielt  und  von  diesem  entweder  nach 
althergebrachten  Gewohnheiten  oder  einem  neuertheillen  Rechtsstatut  ge- 
richtet wurde , oder  dass  eine  unfreie  Stadt  sich  einen  Privilegienbrief  dieser 
Art  erkämpfte  oder  sonst  errang,  oder  dass  einer  neu  anzulegcndcn  Stadt  oder 
einem  gewesenen  Dorf  ein  Landrecht  verliehen  wurde.  Es  bedurfte  jeden- 
falls der  Genehmigung  des  Herrn  der  Stadt  und  bestand  anfänglich  in 
wenigen,  theils  straf-  privat-  oder  prozessrechllichen  Satzungen,  durch 
welche  die  wichtigsten  Rechtsverhältnisse  der  Stadtbürger  regulirt  wurden. 
Die  Ältesten  * ) auf  uns  gekommenen  Stadlrechte  von  Mitteleuropa  sind  das 
der  Stadt  Valenciennes  von  llM1 2 3 4 5)  und  das  der  Ziihringischen  Stadt  Frei- 
burg von  1120.  s)  Auf  sie  folgen  ("von  1128  an)  die  zahlreichen  Lokal- 

1)  Monumcntn  Gernianitie  hiitorica  Leg.  II.  8-  59  — 474. 

2)  Eichhorn  «.  a.  C.  §-  259.  des  Verf.  franz.  Staats-  lind  Rechtsgcschichte  Bd.  I. 
8.  119  ff.  Bd.  11.  8'  18-  Thöl  a.  a.  0.  8-  23.  Ein  alphabetisches  Verzeichniss 
von  gegen  400  deutschen  Stadtrechten  des  Mittelalters  mit  geschichtlichen  Nach- 
weisungen und  zum  Theil  dem  Abdruck  ihrer  Texte  gibt  G e n g I e r in  seinem 
Werke:  deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters.  Erlangen  1852. 

3)  Für  das  älteste  Sladtrecht  Deutschlands  gilt  das  von  Köln:  doch  hat  man  davon 
keine  alte  Aufzeichnung,  Zwar  benützt  man  ein  noch  älteres  von  Strassburg  (von 
982)  allein  diess  ist  ein  Hechtsstatut  ganz  verschiedener  Art,  indem  es  nicht  so- 
wohl ein  Recht  der  damals  noch  gar  nicht  existirenden  Bürger  dieser  Stadt,  son- 
dern eine  Verordnung  über  die  Gerechtsame  des  Bischofs  sowie  der  Reichxbeain- 
len  in  Strassburg  enthält. 

4)  Es  ist  abgedruckt  aus  der  Honegnuischen  Chronik  von  Jnquet  de  Gut/ir  hinter 
des  Verf.  Rede  über  die  Wichtigkeit  der  Kunde  des  belgischen  Rechts  etc. 

5)  Man  hat  verschiedene  Ausgaben  den  entschieden  älteren  Text  machte  in  einem 
Programm  zu  den  Winlervorlesungen  von  1833  an  der  Universität  Freiburg  H. 
Schreiber  bekannt 
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rechte  der  französischen  Conimunalslädte,  d.  h.  derjenigen  Städte,  die  in 
Folge  einer  s.  g.  Communia,  d.  h.  einer  Gildeverschwörnng  von  ihren 
Herrn  meistens  Bischöfen,  Bcchlsslalulen  erhielten,  welche  die  Könige  von 
Frankreich  bestätigten  und  in  Schutz  nahmen;  ferner  die  der  flandrischen  ') 
und  andrer  niederländischer  Städte  und  vieler  deutscher.  Eine  verbreitete  Sille 
des  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhunderts  war  die  vollständige  oder  theilweise 
Uebertragung  des  Hechts  einer  Stadt  auf  eiuc  andere,  in  Folge  welcher  man 
sog.  Familien  der  Stadtreehle  und  Mutterrechle  2 ) unterscheiden  kann. 
Beweise  hievon  liefern  nicht  nur  Frankreich  und  Flandern,  sondern  auch 
Deutschland  und  andere  Länder.  Die  Anfangs  nur  aus  wenigen  Bestim- 
mungen bestehenden  Stadtreehle  wurden  oft  verbessert  und  im  Verlauf 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  besonders  dadurch  erweitert,  dass  die  Ver- 
ordnungen der  städtischen  Behörden  mit  denselben  verbunden  wurden  oder 
einzelne  urkundlich  constatirte  Weisthömer,  oder  dass  die  in  den  Entschei- 
dungen der  Stadtgerichte  befolgten  Rechtsmaximen  gleichfalls  in  dasselbe 
kamen,  sowie  die  von  dem  Herrn  der  Stadt  weiter  verliehenen  Privilegien. 
Olt  wurde  das  erweiterte  Stadlrechl  wieder  in  einer  eigenen  Urkunde  sanc- 
tionirt.  3)  Es  erweiterte  sich  aber  bald  der  Begriff  des  Stadlrechls  selbst, 
indem  man  auch  alle  andern  nicht  völlig  als  Lokalrechl  sanklionirlen  Rechts- 
normen, die  man  in  der  Stadt  an  wandte,  unter  denselben  Begriff  brachte, 
also  ungeschriebenes  Gewohnheitsrecht  und  Rechtssätze,  die  man  aus  allge- 
meinen Quellen  entnahm,  z.  B.  aus  den  in  der  zweiten  Hallte  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  entstandenen  Rechtsbfichcrn,  z.  B.  in  Süddeutschland 
aus  dem  sog.  Schwabenspicgel  (§.  99).  Eine  vor  allem  von  diesen  Grund- 
lagen ausgehende  noch  grössere  Erweiterung  der  Stadtreehle  gehört  den 
folgenden  zwei  Jahrhunderten  an.  Das  Gerieht  einer  Stadt,  von  welcher 
eine  andere  ihr  Stadlrechl  erhallen  halte,  wurde  bald  dasjenige,  an  wel- 
ches Berufungen  von  den  Urtheilen  des  Gerichts  der  letzteren,  als  an 


t)  Als  das  Älteste  gilt  das  von  Grainmont  v.  1087,  docli  ist  sein  Alter  zweifel- 
haft ; darauf  folgt  das  Sladlrccht  v.  St.  Omer  v.  1127,  dann  die  mehrerer  kleine- 
ren Städte,  v.  1172  an  das  gemeinsame  der  Sudle  Gent,  Brügge  und  Ypern. 
S.  des  Verf.  flandrische  Staats-  und  Rechtsgeschichte  Bd.  1.  Urkundenbuch 
S.  27  u.  33. 

2)  I»  Deutschland  ist  vor  allen  das  schon  erwähnte  Stadl  red)  t von  Köln  eil)  solches 
Mutterrocht;  aus  ihm  stammen  int  südlichen  Deutschland  das  von  Freibarg  und 
die  aus  ihm  entnommenen  von  gegen  30  Städten;  hn  nördlichen  Deutschland  das 
der  Stadl  Soest  in  Westplialen , von  welcher  Lübeck  sein  erstes  Kocht  erhielt, 
welches  das  Mutierrecht  sehr  vieler  Städte  des  Nordens,  ja  sogar  mehrerer  Länder 
wurde.  Namhafte  Mutterrechle  waren  die  von  Magdeburg,  Münster.  Zütpheii. 
Augsburg,  Frankfurt,  Kolmar.  In  Flandern  war  das  Stadrecht  voll  Gent  « in 
Mullerrechl,  im  nördlichen  Frankreich  waren  esdie  Stadtreehle  v.  Laon,  Drauvuis. 
Soissuns  u.  a. 

3)  So  z.  13.  das  Augsburger  1276,  das  Freiburger  1292.  das  von  Gent  129(5. 
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ihren  Oberhof  slallhatlen.  Dadurch  entstand  eine  Gemeinschaft  der  Sladt- 
rechle  und  ein  solches  Verhältniss  unter  manchen,  dass  das  Stadt  recht, 
welches  Mutierrecht  von  andern  war,  zu  grossem  Ansehen  gelangte  und  eine 
gemeinsame  Rechtsquelle  oft  vieler  Stiidlc  wurde.  In  Deutschland  nannte 
man  das  Recht  einer  Stadt  auch  ihr  Weichbild1),  ein  Name  über  dessen 
Ursprung  und  Bedeutung  man  nicht  einig  ist.  Ein  berühmtes  Stadtrechl 
Norddeutschlands , nämlich  das  von  Magdeburg,  das  für  viele  sächsischen 
Städte  eine  Art  Normalrecht  war,  wurde  sogar  das  sächsische  Weichbild 
genannt,  wohl  auch  dcsshalb,  weil  es  aus  dem  berühmten  Rechtsbuche 
der  sächsischen  und  thüringischen  Lande,  dem  Sachsenspiegel,  viele  Be- 
stimmungen in  sich  aufgenommen  halle.  *) 


1)  Die  gewöhnliche  Erklärung  ist  die : es  bezeichne  das  innerhalb  der  heiligen  Bil- 
der  der  Stadt  gellende  Recht.  Richtiger  erklärt  man  das  Wort  wohl  von  Wie 
oder  Wyck  (Ort,  Stadt  in  Holland  nach  dem  Namen  des  Stadtviertels)  und  Bill- 
Recht,  so  dass  Wyckbill  oder  Wyckbillcdc  wörtlich  nichts  bedeutet  als  Ortsrecht. 

2)  Alle  flandrischen  Sladtrcchlc  des  12.  u 13.  Jahrhunderts  sind  abgedruckt  in  den 
3 Binden  der  öfter  angeführten  flandrischen  Staats-  und  Rechlsgcschiehte  des 
Verf.  Ein  chronologisches  Verzeichniss  der  Sladlrcchte  der  übrigen  belgischen 
Provinzen  gibt  der  Verf.  in  den  Zusätzen  zu  seiner  Rede  über  die  Wichtigkeit 
des  Rechts  der  belgischen  Provinzen  S.  50;  eine  Zusammenstellung  der  1844  be- 
kannten Stadtrechte  Frankreichs  nebst  dem  Abdruck  einiger  der  ältesten  findet 
sich  in  desselben  französischen  Rechlsgcschiehte  Bd.  1.  §.  132  fT.  Urkundenbuch 
S.  30—52.  Nachweisungen  über  die  ältesten  deutschen  Stadtrechte  gaben  vor 
allen  Ricci us:  Zuverlässiger  Entwurf  von  Stadtgesetzen  1740.  Kraul  Grund- 
riss zu  Vorlesungen  über  das  deutsche  Privatrecht  §.  21  und  Gengier  deutsche 
Stadtrechte  des  Mittelalters,  Erlangen  1852.  Gau  pp,  deutsche  Stadtrechtc  des 
Mittelalters,  Breslau  1851  — 3.  2 Bdc.  Die  ältesten  Schlesischen  sind  gedruckt  # 
in  Tschoppes-  und  Stcnzels  Urkunden  von  Schlesien. 

Folgende  sind  die  ältesten  dem  12.  Jahrhundert  angehörenden  Deutschlands 
Stadtrechtc : 

1120  Freiburg  i.  Brsg. 

1135  Mainz  und  zwischen  1120  u 1150.  Soest. 

1156  Worms,  Schleswig. 

1158  Köln,  das  Stadtrecht  des  Niederreichs. 

1158  Lübeck. 

1158  Speyer. 

1164  Hagenau. 

1169  Gelnhausen. 

1170  Lübeck,  erneuert  1187. 

1171  Osnabrück,  Freiburg  in  der  Schweiz,  Andernach. 

1180  Wezlar,  Mez  (damals  zu  Deutschland  gehörend.) 

1182  Triest. 

1186  Bremen. 

1188  Magdeburg. 

1193  Hamm. 

1197  Crefcld. 
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Viel  weniger  zahlreich  waren  im  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert 
die  Landrechte  d.  h.  Reehlsslaltilen  ganzer  Landesbezirke,  ln  Deutschland 
schreibt  man  das  Oestreichisehe  diesem  Jahrhundert  zu  und  zwar  nach 
einigen  dem  Jahr  1198,  nach  andern  dein  Jahr  1235  l).  Dagegen  ist  Flan- 
dern reich  an  Rechlsdenkmalen  dieser  Art:  ihm  gehören  an  das  Recht  des 
Landes  der  Vryen*)  d.  h.  der  Landschaft  um  Brügge  von  1190,  das  der 
Chalelenien  Fumes,  Bergk  und  Bourbourg  von  1240,  das  des  Waeslandes 
von  1241  und  der  s.  g.  4 Aemter,  von  1242.  Die  Territorien  beider  lezten 
gehörten  noch  zum  deutschen  Reiche  3 ) , desgleichen  die  schon  erwähnten 
Chora  Zeekuidiae  von  125T,  so  wie  die  friesischen  Landrechte,  deren  An- 
fang in  das  12.  Jahrhundert  gesetzt  wird4).  Auch  die  zum  deutschen 
Reiche  gehörende  Grafschaft  Hennegnu  hat  ein  Land-  und  ein  Lehenrecht 
vom  Jahr  1200.  In  diesem  findet  man  das  Landrecht  der  Grafschaft  Bergk 
von  1248  und  Curzoli  in  Tyrol  von  12TI  5). 

Einige  Gegenden  des  südlichen  Frankreichs  haben  gleichfalls  Land- 
rechte aus  diesen  Jahrhunderten  aufzuweisen,  z.  B.  das  Land  Bearn,  des- 
sen Recht  (Fürs  de  Bearn)  *)  von  1080  im  dreizehnten  Jahrhundert  neu  re- 
digirt  wurde,  die  Provence,  die  allgemeine  Privilegienbriefe  von  1142 — 45 
hat,  und  die  Normandie,  deren  fdtesle  Statuta  et  Contuetudines  aus 
dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  sind  (gedruckt  im  Anhang  zu  Bd.  II. 
der  franz.  St,  u.  R.-Geschichte  S.  3).  Sie  sind  eine  Quelle  der  gellenden 
alten  Coutumier  dieses  Landes. 

Die  Rechtsbücher  dieser  Periode  7). 

99.  Schon  in  der  ersten  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  machte  sich 
das  Bedürfniss  allgemein  gellender  Rechtsnormen  bei  den  christlich  germa- 
nischen Völkern  überall  fühlbar  und  wurde  die  Hauptursache  der  Wieder- 
herstellung des  Studiums  des  römischen  Rechts.  Es  führte  aber  noch  zu 
Anderem,  nämlich  zu  Aufzeichnungen  der  in  einem  Lande  gemeinsam  na- 
mentlich in  den  Gerichten  befolgten  Rechlsgrundsälze,  die  von  Männern  ge- 


1198  Wien. 

1199  Braunschweig- 

1)  Ludwig  Rciu/ume  Manuicript.  iV.  1.  Eichhorn  $.  443.  Walter  sein 
§■  30S  die  Abfassung  des  öslreiehiscsen  Landreohts  gegen  das  Jahr  1300. 

2)  Diese  flandrischen  Landrechle  in  lateinischer  Sprache  sind  gedruckt  in  des  Verf. 
flandrischer  Staats-  und  Rechtsgeschichte  1,'rkdb.  v.  Bd.  I.  Nro.  43.  Bd  II.  Nro. 
160.  210.  232. 

3)  Lamey  Geschichte  von  Bergk  und  Jtilieh  Urk.  78. 

4)  Eichhorn  $ 285.  bu.  c.  Walters  277.  Eine  neue  Ausgahr  der  friesi- 
schen Rechtsquellcn  machte  1840  v.  Richthofen. 

5)  Ho  r rn  a y r , Geschichte  von  Tyrol  II.  448. 

6)  Franz.  Hechtageschichte  U.  S 18. 

7)  Eichhorn  S278  - 284.  Zöpfl  S29  — 34.  Walter  S 293.  294.  297  - 302. 
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macht  wurden,  welche  eine  ausgedehnte  Reehtskenntniss  besassen,  oder 
auf  den  Rechtsschulen  durch  das  Studium  des  römischen  und  kanonischen 
Rechts  eine  Art  wissenschaftlicher  juristischer  Bildung  sich  angeeignet  hatten. 

a)  Das  älteste  Rechtshuch  dieser  Zeit  ist  die  s.  g.  Lombardei  oder  Lex 
Longnbardorum 1 ) d.  k.  vpinc  schon  im  11.  Jahrhundert  verbreitete,  je- 
denfalls im  Anfang  des  zwölften  vollendete  systematische  Bearbeitung  des 
Longobardischen  Rechts,  wie  es  sich  bis  dahin  auch  durch  Capitularien 
und  Verordnungen  der  deutschen  Kaiser  fortgebildcl  hatte.  Sie  erhielt  ein 
so  grosses  Ansehen,  dass  Vorlesungen  darüber  gehalten  und  Glossen  dar- 
über geschrieben  wurden,  ln  nächster  Beziehung  zu  derselben  steht  das 
in  ganz  Europa  berühmt  gewordene  Rechtsbuch  der  Consuetudines  oder  Liber, 
auch  Libri  feudorum,  das  aus  verschiedenen  zum  Theil  schon  1137  vor 
allen  von  mailändischen  Rechlsgclehrten  verfassten  und  gegen  1150  zu 
einem  Ganzen  verbundenen  Werken  über  das  in  der  Lombardei  geltende 
Lehenrecht  besteht,  und  weil  dieses  als  kaiserliches  Recht  galt,  eine  so 
grosse  Autorität  erlangte,  dass  gleichfalls  über  dasselbe  nicht  blos  Vor- 
lesungen an  den  Rechlsschulen  gehalten  wurden,  sondern  dass  es  sogar 
die  Geltung  einer  Quelle  des  gemeinen  Rechts  erhielt,  die  man  mit  dem 
Corjms  Juris  civilis  verband  *). 

b)  Zwei  andere  berühmte  Rechlsbücher,  jedoch  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts, gehören  Deutschland  an ; nämlich  der  S a c h s e n s p i e g e I * ) und  der 
von  einem  seiner  ersten  Herausgeber  sogenannte  Schwabenspiegel. 
Beide  sind  von  Privaten  gemachte  Zusammenstellungen  des  Rechts  ihrer 
Zeit,  das  erste  des  in  Norddculschland  besonders  in  Sachsen  und  Thürin- 
gen, das  letzte  des  in  Deutschland  überhaupt,  besonders  aber  in  Siiddeulsch- 
land  geltenden.  Beide  zerfallen  in  zwei  Hauptlheile,  gewissermassen  zwei 
Werke,  in  ein  Landrechts-  und  in  ein  Lehenrechlshuch. 

Das  erste  in  vielen  Handschriften  niederdeutscher  oder  thüringischer 
Mundart  erhalten,  ist  rein  germanisch  und  nur  mit  einigen  kanonistischen 
Reehtsgnindsätzen  vermischt;  das  letztere  enthält  auch  mehrere  aus  den 
römischen  Recht  entlehnte  Sätze.  In  dem  sächsischen  Landrecht  folgen 


1)  v.  Savigny  Gesch.  des  R.  R.  im  Mittelalter  II.  S.  210  folg.  Eichhorn  $265. 
Gans  Erbrecht  111.  S.  168 — 210.  Walter  $293.  294.  Besonders  aber  Merkel 
Geschichte  des  Lombarden  rechts.  Berlin  1850; 

2)  Man  hat  gründliche  Geschieht«  werke  über  das  Longobardische  Lehen  recht  von 
Dieck  v.  1828  und  vonLaspcyres  (1830).  S.  ferner  v.  Savigny  a.  a.  0. 
II.  S.  211.  III.  S.  420.  511.  519*  Eichhorn  $ 278.  Zöpfl  $29.  Walter 
§ 29G.  Nach  der  gewöhnlichen  Reccnsion  besteht  das  Werk  aus  2 Büchern, 
das  1.  v.  28,  das  2.  v.  58  Titeln. 

3)  Eichhorn  $.  279.  280.  282.  Zöpfl  $ 30.  33.  Walter  $ 297—303.  Be- 
sonders aber  H o m c y e r in  der  Einleitung  zu  seiner  trefflichen  Ausgabe  des 
Sachsenspiegels  und  einem  den  5.  Aug.  1852  in  der  Akademie  zu  Berlin  gehal- 
tenen Vortrag  desselben  über  das  Verhfiltniss  beider  Rechtsbücher. 
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die  einzelnen  Rechtssiilze  in  grösster  Unordnung  auf  einander  und  das 
Werk  war  ursprünglich  nicht  in  Bücher  getheilt;  in  dem  zweiten  ist  ein 
plnmnüssig  syslemalisirendes  Verfahren  sichtbar  und  eine  umfassende  Ge- 
lehrsamkeit seines  Verfassers,  der  nicht,  wie  der  des  Sachsenspiegels  blos 
das  atifzeichnen  wollte,  was  er  aus  der  Praxis  als  gellendes  Recht  kennen 
gelernt  halte,  sondern  auch  Sätze,  die  er  den  Volksrechten,  den  Capitularien, 
den  Institutionen  und  dem  Brachylogus , so  wie  aus  der  heiligen  Schrift, 
den  kanonischen  Rechtsquellen  jener  Zeit,  endlich  aus  dem  Freiburger  und 
Augsburger  Stadtrecht  und  den  Reiehsgesetzen  bis  Rudolf  I.  entnahm,  aber 
für  noch  anzuwendendes  Recht  hielt.  Man  hielt  bis  in  die  neueste  Zeit 
den  Sachsenspiegel  für  das  ältere  Werk  dieser  Art,  dessen  Verfasser  man 
kannte  und  das  zweite  für  eine  Nachahmung  des  erstem.  Man  glaubte 
zuletzt,  die  beiden  Werke  seien  aus  einem  gemeinsamen  alteren  lateini- 
schen Rechtsbuch  entnommen1 2),  ja  man  wollte  dem  sog.  Sehwabenspiegel 
sogar  ein  höheres  Alter  zuschreiben  *). 

Allein  die  von  den  gründlichsten  Forschern  der  deutschen  Rechtsnller- 
thümer,  namentlich  des  genauesten  Herausgebers  des  Sachsenspiegels  haben 
unwiderleglich  dargethan,  dass  das  Werk  zwischen  1231  und  1235  von 
dem  thüringischen  Ritter  Eike  von  Repgow  verfasst  ist.  Es  gab  aller- 
dings einen  lateinischen  Urtext  beider,  wenigstens  ist  gewiss,  dass  das 
Lehenrecht  eine  deutsche  Bearbeitung  eines  ursprünglich  in  Versen  ge- 
schriebenen sog.  Vetus  auclor  de  benefieüs  ist  und  dass  Eike  auch  das 
Landrecht  verdeutscht  hat,  allein  er  war  selbst  der  Verfasser  der  lateini- 
schen Texte,  von  denen  der  letztere3 4)  sich  jedoch  nicht  erhallen  hat. 

Der  Verfasser  des  sog.  Schwabenspiegels  ist  noch  nicht  ermittelt  *). 
Das  Werk  scheint  zwischen  1276  — 87  verfasst  zu  sein,  es  hat  in  den  äl- 
testen Handschriften  den  Titel  Landrechts-  und  Lehcnrechlsbuch  und  im 
15.  Jahrhundert  den  von  Kaiserrecht.  Alles  speciell  sächsische  ist  weg- 
gelassen, das  allgemeine  aus  dem  Sachsenspiegel  stammende  beibehallen 
und  mit  anderem  vermehrt.  Der  Zweck  des  Verfassers  war  offenbar  der, 
ein  zum  Gebrauche  für  ganz  Deutschland  bestimmtes  Rcchlsbuch  zu 
schreiben. 


1)  Dieser  Ansicht  huldigte  Zöpfl,  modificirte  sic  aber  in  $.  30  seines  Werks. 

2)  Diess  suchte  neucstens  v.  Daniels  auszuführen  in  seiner  Schritt:  de  tpeeuli 
tn.ro/fici  origine  etc.  Berol.  1852,  ist  aber  v.  Homeyer  in  einer  Rc- 
cension  in  dem  2.  Hefte  der  kritischen  Jahrbücher  der  Rechtswissenschaft  voll- 
ständig widerlegt  worden.  Doch  sucht  der  Verf.  neustens  (1853)  seine  Ansicht 
in  einer  eignen  Schrift  zu  verteidigen. 

3)  Dass  er  das  Werk  zuerst  lateinisch  schrieb,  ist  bestritten,  wird  jedoch  jetzt  von 
Homeyer  und  Walter  angenommen. 

4)  Man  glaubte,  aber  ohne  hinreichenden  Grund,  ihn  kürzlich  gefunden  zu  liaben, 
ein  Mönch  David  von  Augshurg  oder  ein  Ritter  Borthold  von  Gemünden  oder 
ein  Mönch  Bert  hold  von  Regensburg. 

16 
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Beide  Werke  erlangten  das  höchste  Ansehen  nicht  blos  in  Deutschland, 
wo  sie  glossirl  und  in  allen  Gerichten  zugezogen  und  später  zur  Erörterung 
der  Studlrechle  benutzt,  nticb  zu  grösseren  Rechisbiichern  verarbeitet  wur- 
den, sondern  auch  auswärts;  der  Sachsenspiegel  besonders  in  Polen  und 
den  Niederlanden  und  der  Schwabenspiegel  in  der  französischen  Schweiz  *). 

Man  hat  von  beiden  viele  Ausgaben,  die  beste  des  Sachsenspiegels 
ist  die  von  Homeyer  1835 — 1844;  die  des  Schwabcnspiegels  eine  von 
Lnssbcrg  und  eine  von  Wackcrnagel,  beide  v.  J.  1840.  Auch  hat 
man  von  beiden  Werken  lateinische  Uebersetzungen. 

c.)  Es  entstanden  aber  auch  Reehlsbiicher  in  andern  Ländern,  nament- 
lich in  Frankreich,  in  England  und  in  den  skandinavischen  Reichen.  Die 
des  erstem  Landes  hängen  aber  mit  dem  daselbst  beginnenden  Einlluss 
des  wicdererwecklen  Studiums  des  römischen  Rechts  zusammen  und  sollen 
alsbald  angegeben  werden;  von  den  beiden  letzten  wird  in  der  Geschichte 
ihrer  Rechts-Entwicklung  die  Hede  sein. 

Die  Wiederherstellung  der  Rechtswissenschaft 
in  Italien  *). 

100.  Die  welthistorische  Thatsache  der  Wiedererweckung  des  Studiums 
des  römischen  Rechts  im  zwölften  Jahrhundert  und  dessen  schneller  Ver- 
breitung ist  nicht  die  plötzliche  Wirkung  eines  ausserordentlichen  Ereig- 
nisses, sondern  durch  innere  Kolhwcndigkeit  herbeigeführt  worden.  Lange 
glaubte  man  das  erste  und  schrieb  die  Entstehung  einer  Rechlsschule  ge- 
gen das  Jahr  1136  der  durch  Kaiser  Lothar  II.  befohlenen  Ueberscndung 
einer  bei  der  Eroberung  der  Stadt  ArnalQ  durch  ihn  und  die  Pisaner  ent- 
deckten nachher  sehr  berühmt  gewordenen  Handschrift  der  Pandecten  zu. 


t)  Auf  diese  Weise  wurden  beide  Werke  an  den  üussersten  Grenzen  Deutschlands 
nach  Frankreich  hin  naturalisirl ; vom  Schwabenspicgel  hat  kürzlich  Malilc 
eine  allfranzösischc  Ucbersetziing  herausgegelx'ii  1943 ; aus  dem  Sachsenspiegel 
machte  man  ein  abgekürztes  flandrisches,  sehr  wenig  bekanntes  Rechlstiuch,  das 
1500  in  Antwerpen  erschien  unter  dem  Titel:  tle  Spiegel  der  Sauen  von  alle 
Kaiscrlyke  Hechten.  4. 

2)  Durch  das  klassische  Werk  Savigny's  Geschichte  des  röm.  Hechts  im  Mittel- 
alter  2.  Aufl.  Bd.  I— VII.  ist  die  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  von  Anfang 
des  12.  bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  so  vollständig  beleuchtet  worden, 
dass  man  ihm  in  einer  abgekürzten  Darstellung  derselben  nur  zu  folgen  hat. 

Dies  geschah  schon  in  des  Verf.  Vorschule  der  Institutionen  uud  Pandecten 
S.  161 — 295;  andere  kcachtungswerthe  Werke  sind  Rugo’s  Gesell,  des  röm. 
Rechts  seit  Justinian  und  llaubold  Institutiones  Juri*  romnni  liternriae. 
I.ips.  1909.  I.  Eichhorn  deutsche  Staats-  und  Rcchtsgcschiehtc  II.  $.267 — 269. 
Ein  Hauptwerk  für  die  Geschichte  der  Reehtssehuie  zu  Bologna  ist:  Sarti , de 
Claris  Archigymnmii  /tononientia  professoribu*.  Bononiac  1767.  2 Vol.  Fol. 
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Aber  abgesehen  davon,  dass  die  Nachricht  von  dieser  Entdeckung  auf  ei- 
ner erst  bei  den  Chronisten  des  1 1.  Jahrhunderts  angeführten  Sage  beruht, 
lässt  sich  nicht  einsehen,  warum  Kuiser  Lothar  diese  Handschrift  gerade 
nach  Bologna  schickte,  wenn  in  dieser  Stadt  nicht  schon  Männer  gelebt  hätten, 
von  welchen  man  annahm,  dass  sie  dazu  berufen  seien,  dieselbe  zu  inler- 
pretiren.  Es  müssen  also  jedenfalls  die  Anfänge  einer  Rechtsschule  in  die- 
ser Stadt  schon  bestanden  haben  1 2 3 ).  Lticss  erklärt  sich  leicht  daraus,  dass 
die  römische  Rechtsschule  über  Ravenna  dorthin  gewandert  und,  obwohl 
verfallen,  dennoch  iin  Andenken  der  Menschen  geblieben  war  und  dass 
schon  gegen  das  Jahr  1120  ein  oder  der  andere  Rechtslehrcr  von  Ansehen 
lebte.  Und  einen  solchen  nennt  die  Geschichte,  nämlich  den  so  berühmt 
gewordenen  Irnerius,  der  schon  11  IS  lebte  und  unbezweifelt  der  Restau- 
rator des  Studiums  des  römischen  Rechts  war.  Allein  wären  keine  inneren 
Gründe  für  diese  Restauration  vorhanden  gewesen,  so  würde  dies  gewiss  nicht 
begonnen  worden  sein  und  noch  weniger  einen  so  entschiedenen  Erfolg 
gehabt  haben.  Einer  dieser  Gründe  war  (wie  schon  angeführt  in  §.  99) 
das  Bedürfhiss  eines  gemeinsamen  Rechts  für  Italien  und  dessen  städtische 
Bevölkerung;  ein  weiterer  Grund,  ohne  welchen  dieses  Bedürfnis  nicht 
befriedigt  werden  konnle,  war  der,  dass  um  jene  Zeit  ein  reges  geistiges 
Streben  erwacht  war,  welches  jenem  Bedürlniss  entgegen  kam,  und  dass 
die  Quellen  des  römischen  Rechts,  insbesondere  die  Pandekten,  nie  in  Ver- 
gessenheit gernthen  waren.  Sandte  also  Lothar  das  Pandectenmanuscript 
von  Amalfl  nach  Bologna,  so  folgte  er  nur  der  Richtung  seiner  Zeit  und 
förderte  dieselbe. 

Wie  dem  sei,  Irnerius  trat  gegen  das  Jahr  1120  als  Stiller*)  ei- 
ner neuen  Rechtsschule  dort  auf  und  halle  eine  Anzahl  Rechtslehrer  zu 
Nachfolgen),  die  besonders  zur  Zeit  Kaisers  Friedrich  I.  berühmt,  zum  Theil 
seine  Freunde  waren  und  unter  dein  Namen  der  Glossatoren  bekannt  sind, 
so  benannt  nach  der  von  ihnen  befolgten  Lehrweise,  die  Rechtsbücher 
Justininns  Stelle  für  Stelle  zu  interpreliren  und  auch  schriftlich  durch  kürzere 
Noten,  die  man  Glossen  nannte,  zu  beleuchten  *).  Irnerius  erscheint  schon 
1112 — 1118  in  öffentlichen  Geschäften,  Wird  auch  als  Logicus  bezeichnet4) 


1)  Ausführlich  handelt  von  den  Ursachen  der  Wiederherstellung  der  Rechtswissen- 
schaft in  Bologna  V,  Savigny,  Bd.  111.  jj.  32 — 38. 

2)  Was  man  über  Irnerius,  der  auch  Warnerius,  Guarnerius  und  Wern e- 
rius  genannt  wird,  aber  kein  Deutscher  war,  weiss  — stellt  v.  Savigny  zu- 
sammen!!) lid.  IV.  seiner  Geschichte  S.  9 — 64. 

3)  Nach  Savigny  III.  S 5S3  waren  die  Glossen  diejenigen  Erklärungen,  die  ein 
Jurist  seinem  Exemplar  des  Textes  brigeschiichen  halte,  dass  sie  sowie  andere 
Bücher  erhallen,  abgeschriebeu  und  verbreite!  werden  sollten. 

4)  Hugoa.  u.  0.  S.  103.  und  Eichhorn  $.  269  meinten,  es  habe  in  Bologna 
vorerst  eine  Schule  von  Artisten  (Philosophen)  bestanden,  sie  sich  auch  mit 
dem  römischen  Rechte  beschäftigt  hätten. 

IC* 
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und  als  derjenige,  der  zuerst  Glossen  zu  den  Pandecten  gemacht, 
die  in  den  Handschriften  oft  angeführt  werden,  endlich  als  Interpret  der 
Novellen,  die  er,  weil  er  erst  Julians  Auszug  dafür  gehalten,  Authenticae  oder 
das  Authenticum  genannt  habe.  Viel  bedeutender  als  er  waren  vier  als 
seine  Schüler  in  der  Geschichte  verkommende  Glossaloren  die  zwischen 
1152  und  1180  eines  über  Italien  hinaus  verbreiteten  Rufes  als  grosse 
Rechtslehrer  genossen  und  eine  Krosse  Zahl  Studirender  nach  Bologna  zo- 
gen. Es  waren  diess  Bulgarus  f 1166.  Marlinus  (Gosia)  Freund  Friedrich 
Barbarossas  + vor  1166,  Jacobus  f 1178  und  Hugo  f gegen  1171.'  Man 
kennt  verschiedene  Handlungen  einiger  derselben.  Die  Glossen  und  son- 
stige Schriften  aller  sind  grossenlheils  noch  erhalten  '). 

Auch  wird  schon  als  Zeitgenosse  derselben  ein  Jurist,  Burgundio  t 
1194  genannt,  dem  man  die  unter  dem  Namen  der  Vulgata  bekannte  alte 
lateinische  Uebersetzung  der  Novellen  Juslininns  zuschreibt. 

An  dieselben  reihen  sich  mittelbar  die  Glossaloren  Rogerius  f 1 192, 
Albericus  t gegen  1194,  Plnccnlinus,  Johannes  Bassianus  + vor  1200, 
Pillius  f 1207,  Lothar  t vor  1200  und  der  England  angehörige  Magister 
Vacarius  + nach  1176.  Von  allen  haben  wir  Glossen  und  verschiedene 
Schriften  *}.  Auf  sie  folgt  mit  Azo  (t  1220)  * ) an  der  Spitze  eine  wei- 
tere Generation  Glossaloren,  die  auch  auf  Universitäten  ausser  Bologna 
lehrten.  Unter  ihnen  werden  Hugolinus  t 1233  Jacobus  Balduini  t 1234 
Petrus  de  Vincis  + gegen  1249  (Friedrichs  II.  Freund  und  Minister)  und 
RofFredus  t 1213  besonders  ausgezeichnet 1 2 3  4).  Die  ganze  Schule  schliesst 
mit  Azos  Schüler  Acctirsius  t 1260,  dessen  Söhne  jedoch  auch  noch  als 
Glossaloren  genannt  werden5 6 7 8).  Ein  Zeitgenosse  von  ihm  war  der  durch 
seine  gedruckten  Schrillen  namhafte  Odofrcdus  t 1265*). 

Unter  den  ersten  vier  Nachfolgern  des  Irnerius  erhielt  die  Rechtsschule 
eine  Organisation  und  die  Sludirenden  von  Kaiser  Friedrich  1.  1158  das 
Privilegium’)  der  Befreiung  von  der  gewöhnlichen  städtischen  Jurisdiction. 
Sie  bildeten  nun  eine  eigene  zunflmässige  organisirte  Corporation  (Univer- 
sitas Scholarium) , die  aus  ihrer  Milte  ihre  Beamten  und  namentlich  den 
Rector  wühlte  *).  Zugleich  entstanden  die  academischen  Grade  des  Bacca- 


1)  Ausfuhr),  handelt  von  diesen  vier  Glossaloren  v.  Savigny  a.  a.  O.  S.  68 — 193. 

2)  Ausfuhr).  Nachrichten  llbcr  diese  und  die  andern  Glossatoren  dieser  Zeit  bei  v. 
Savigny  S.  1 94 — 580.  Ueber  Vacarius  schrieb  ein  eigenes  Werk  in  lateinischer 
Sprache  Prof.  Wenk  in  Leipzig  1820. 

3)  v.  Savigny.  Bd.  V.  S.  1— 46. 

4)  Savigny  V.  p.  99—261. 

5)  Savigny  V.  262—352. 

6)  Savigny  V.  359. 

7)  Das  Privilegium  ist  in  der  s.  g.  constitutio  Unhitn  enthalten,  die  Friedrich  in  den 
Codex  1.  4.  Tit.  13.  einschallen  licss. 

8)  v.  Savigny  IV.  p.  159-172. 
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laureus,  Licenliatns  und  des  Doclor,  welcher  letzte  das  Recht  zu  lehren 
gab  und  die  einem  jeden  Rechtslehrer  als  dominus  über  seine  Zuhörer  zu- 
stehendc  Jurisdiction  *). 

In  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  entstand  in  Italien  eine  nicht 
unbedeutende  Zahl  Rechlsschulen  z.  B.  um  1222  in  Padua,  1224  eine  in 
Neapel  gestiftet  von  Kaiser  Friedrich  IL,  122b  in  Perugia,  1228  in  Ver- 
celli,  1241  in  Ferrara  und  in  demselben  Jahrhundert  die  in  Rom  und 
Pisa  *). 

Dass  auch  in  Frankreich  sich  berühmte  Rechtsschnlen  erhoben,  wird 
in  §.  103  näher  angegeben  werden. 

Die  Glossatoren  als  Rechtslehrer  und  als  Schriftsteller. 

101.  Die  Glossatoren  haben  ihre  Aufgabe,  das  römische  Recht  voll- 
ständig zu  erfassen,  in  ihrer  ganzen  Tiefe  und  ihrem  Umfange  erkannt  und 
in  wie  weit  es  durch  Scharfsinn  und  ein  tüchtiges  logisches  Verfahren 
ohne  historische  und  philosophische  Hilfsmittel  geschehen  konnte,  glück- 
lich gelöst  *).  Ihre  Auslegung  der  einzelnen,  auch  der  schwierigsten  Stel- 
len ist  meistens  richtig,  ihre  Gewandtheit  im  Anfünden  der  scheinbaren 
Widersprüche  unter  denselben  bewunderungswürdig  und  ihre  Versuche  zur 
Hebung  derselben,  wenn  auch  nicht  immer  befriedigend  doch  in  soweit  ge- 
lungen, dass  man  auch  noch  in  unsern  Tagen  oft  keine  bessere  zu  geben  weiss. 
Sie  beurkunden  eine  so  vollständige  bis  ins  kleinste  Detail  gehende  Quel- 
lenkunde, dass  man  in  dieser  Beziehung  sie  den  tüchtigsten  Auslegern  des 
römischen  Rechts  vom  16.  Jahrhundert  an  gleichslellen  kann.  Dagegen 
ist  ihre  Sprache  barbarisch,  sie  begehen  oft  die  gröbsten  historischen  Irr- 
thümer  und  sind,  was  die  allgemeine  Reehlsanschauung  betrifTt,  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  hin  befangen,  weil  sie  nicht  über  der  allgemeinen 
Bildungsstufe  ihrer  Zeit  standen. 

Ihre  wesentlich  exegetische  Lehrmethode  bildete  sich  nach  und 
nach  dahin  aus,  dass  sie  zuerst  eine  Uebersichl  (Summa)  des  Titels  gaben, 
dann  die  jedesmalige  Quellenslclle  lasen  und  zum  Verständnis  brachten, 
dann  das  Indische  Verhältnis,  auf  welche  sie  sich  bezieht,  so  genau  wie 
möglich  feststellten  (casum  finrjebant),  darauf  den  juristischen  Inhalt  dersel- 
ben vollständig  beleuchteten  und  rechtfertigten  (was  sie  rrprtitio  heissen). 


P)  Umständlich  handelt  von  diesem  Allem  v.  Savigny  Bd.  III.  S.  188—182. 

2)  Ueber  alle  diese  Rechtsschulen  gibt  v.  Savigny  Nachrichten  S.  273 — 

3)  v.  Savigny  111.  p.  41—536.  537—574.  611.  p.  222—261. 

4)  Sehr  anziehend  schildert  den  wissenschaftlichen  Charncter  der  Glossatoren 
Savigny  Bd.  V.  p.  81.  ff. 

Eine  reiche  Blumenlcse  geschichtlicher  und  sogar  rationeller  Irrthümer  der  Glos- 
salorcn  gibt  BerryatSt.  P r i x , in  seiner  Hiatoire  dt»  droit  romnin  p.  288.  folg. 
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War  der  Inhalt  der  Stelle  oder  die  Richtigkeit  der  in  ihr  gegebenen  Ent- 
scheidung bestritten,  so  fand  eine  polemische  Besprechung  derselben  ( dis - 
putalio ) statt.  ') 

Enthält  sie  eine  Recbtsregcl,  so  wurde  diese  in  ein  Rechlssprichwort 
( brocardn ) gefasst,  gab  sic  Veranlassung  zu  weiteren  Fragen,  so  wurden 
diese  als  quacstionrs  beleuchtet  und  gelost. 1  2 3 4 5 6 ) 

Diesen  verschiedenen  Lehroperationen  *)  gemäss  verfassten  die  Glos- 
satoren,  sowie  auch  ihre  Nachfolger  in  den  zwei  folgenden  Jahrhunderten 
eigene  juristische  Werke:  man  schrieb  ausser  den  Glossen  Casus,  *)  lec- 
turae  und  repetitiones , dispulationes , dissensiones  und  daher  auch  M erke 
über  dissensiones  dominorum,  *)  brocardica  und  quacstiones.  •)  Allein  ihre 
literarische  Thütigkeit  war  noch  ausgedehnter:  sie  machten  dogmatische 
Darstellungen  der  l’andekten  und  des  Codex  nach  den  Titeln  ( Surnmae), 
ausführliche  Commeutare  ( Apparatus ),  schrieben  7 8)  Monographien  über 
wichtige  Rechlslehren.  Auch  kommen  schon  früh  Consilia  vor.  ■)  Auf 
diese  Weise  hat  das  Zeitalter  der  Glossaloren  eine  sehr  reiche  juristische 
(ihrem  Charakter  nach  jedoch  cnsttislische)  Literatur  aufzuweisen. 

Auch  die  äussere  Behandlung  der  römischen  Rechtsquellen  durch  die 
Glossaloren  war  und  ist  noch  gegenwärtig  von  praktischer  Wichtigkeit. 

Sie  berücksichtigen  nicht  alle  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Corpus 
Juris  civilis  enthaltenen  Stellen  und  zwar  nicht  blos  die  zu  ihrer  Zeit  gar 
nicht  gekannten,  sondern  auch  nicht  die  griechischen,  von  welchen  sie 
keine  Uebersetzung  hatten,  und  unter  den  Novellen  diejenigen  nicht,  welche 
nicht  von  allgemeinem  Interesse  waren,  z.  B.  nur  Verwallungsnormen  oder 
dergl.  enthielten.  Alle  diese  Stellen,  deren  Zahl  nicht  unbeträchtlich  ist, 
blieben  daher  ohne  Glossen,  wurden  in  den  auch  für  die  Praxis  bestimm- 


1)  Eichhorn  §.  268  nach  Savigny  S.  552. 

2)  v.  Savigny  III.  $.  209. 

3)  v.  Savigny  III  V.  p.  240  folg. 

4)  i.  B.  die  in  den  meisten  glossirlen  Ausgaben  des  Corpus  juris  gedruckten  de« 
Viuiamts. 

5)  Sammlungen  der  berühmtesten  Dissensiones  gab  Haenel  1834  heraus. 

6)  Besonder»  berühmt  waren  die  t/uueslio/ies  sahatinae  von  Pillius  und  Aio» 
Brocarda  und  Qaarstiones. 

7)  Sehr  berühmt  ist  die  Summa  und  der  Apparatur  des  Codex  von  A z o.  Schon 
Rogerius  und  Placcntinus  hatten  Summac  zum  Codex  geschrieben  und 
B ulgar us  einen  Apparatus  zum  Pundektentilel  de  regulis  Juris. 

8)  Schon  I r n e r i u s schrieb  über  die  actiones.  Am  berühmtesten  waren  über 
diese  die  Schriften  v.  Placentinus,  Roffrcdus  u a.  Sehr  häufig  sind  die 
Schriften  de  ordine  judiciornm  z.  B.  die  kürzlich  von  Witte  1853  herausge- 
gebene von  Ricardus  Anglicus,  die  von  Pillius,  Otto,  Gratia  und  be- 
sonders die  von  Tancredus,  welche  1842  Bergmann  mit  den  von  Pil- 
lius und  Gratia  herausgab. 
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ten  Handschriften  nicht  mit  aufgenommen  und  kamen  demnach  in  den  Län- 
dern, wo  das  römische  Recht  recipirl  wurde,  nicht  zur  gesetzlichen  Gel- 
tung. Daraus  gieng  das  Reehtssprichworl  hervor:  „Quod  non  agnoscit 
Glossa , non  agnoscit  Curia.  Desshalh  erlangten  die  sog.  leges  restitutae, 
d.  h.  die  im  sechzehnten  Jahrhundert  in  den  Ausgaben  des  Corpus  Juris 
wieder  eingeschalteten  früher  fehlenden  Stellen  keine  Gesetzeskraft.  Die 
Glosse,  von  der  es  sich  aber  hier  handelt,  ist  die  sog.  Glossa  ordlnaria, 
welche  Accursius  vom  Jahr  1220  an  als  ein  fortlaufendes  Nolcnnetz  über 
alle  Fragmente  der  justinianischen  Rechtsqucllen  aus  den  zahlreichen 
Glossen  und  aus  andern  Schriften  der  früheren  Glossatoren  llicils  mit 
theils  ohne  Nennung  ihrer  Verfasser  und  aus  seinen  eigenen  nicht  immer 
glücklichen  Bemerkungen  auf  compilatorische  Weise  fertigte.  Sein  Werk 
erlangte  seiner  Mittelmässigkeil  ungeachtet  das  höchste  Ansehen.  1 2 3 4 5 ) 

b)  Was  die  von  den  Glossatoren  commenlirten  Stellen  betrifft,  so 
suchten  sie  durch  Vereinbarung  einen  festen  bleibenden  Text  derselben 
aufzustellen,  der  in  allen  seit  dem  13.  Jahrhundert  gemachten  Abschriften 
der  Rechtsbücher  beibehalten,  und  als  später  in  den  Ausgaben  andere  Text- 
recensionen  gemacht  wurden,  ja  vielleicht  schon  früher,  den  Namen  der 
Vulgata  erhielt,  aber  durch  Savignys  Forschungen  *)  als  Hiera  Hono- 
niensis , d.  h.  die  in  Bologna  festgesetzte  Texlreeension  erkannt  worden 
ist.  Bei  der  der  Pandekten  haben  sich  die  Glossatoren  auch  der  schon 
angeführten  florenlinischen  Handschrift  bedient  und  deren  Fehler  und  Ver- 
wirrungen in  einigen  Stellen  die  Vulgata  oder  litera  bononiensis  auf  das 
genaueste  wiedergibl,  so  dass  man  lange  Zeit  diese  Handschrift  für 
die  einzige  Quelle  aller  Pandeklenhandschriflen  hielt.  ') 

d)  Mit  dieser  Texlreeension  hängt  auch  die  Annahme  einer  mittelal- 
terlichen lateinischen  Uebersetzung  der  Novellen  zusammen , die  sogar  als 
eigenes  Werk  unter  dem  Titel  des  Authenticum  oder  liber  authenticorum 
bekannt  ist.  * ) 

e)  Höchst  eigentümlich  ist  die  hei  den  Glossatoren  übliche  und  Jahr- 
hunderte lang  beibehaltene  äussere  Einteilung  und  Aufeinanderfolge  der 
einzelnen  Theilc  des  Corpus  Juris  civilis.*) 


1)  S.  über  die  Glosse  des  Accursius  v.  S a v i g n y Bd.  V.  S.  279 — 305. 

2)  Geschichte  des  rom.  Hechts  im  M.A.  B.  111.  S.  461.  488.  499.  527.  563. 
IV.  4)8.  Die  Bücherabschreiber  Pcciarii  wurden  angehalten,  stets  den  ge- 
meinsam nrrangirten  Text  abiuschreiben.  Savigny  pag.  466.  ln  Folge  hie- 
von giengen  die  alteren  Urhandschriften  und  ijire  Texte  fast  alle  zu  Grunde. 

3)  Dies  nahm  der  Herausgeber  der  Florenlina  Taurellius  an  und  Brencmann  suchte 
es  später  in  seiner  Uistoria  Pundsctarum  zu  beweisen. 

4)  Savigny  111  S.  490  folg.  Bien  er  hat  in  einer  eigenen  Geschichte  der  Novel- 
len Justinians,  Berlin  1824,  nachgewiesen,  dass  schon  vor  Irnerius  diess 
aus  134  Novellen  bestehende  Authenticum  existirte. 

5)  v.  Savigny  111.  pag.  156  folg,  und  191  folg. 
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Sie  machten  den  Anfang  mit  den  Pandekten,  die  in  3 verschiedene 
Werke  zerlegt  waren,  das  Digestum  velus , infortiatum  und  novum,  eine 
Zerlliellung  und  Benennung  die  daraus  erklärt  wird,  dass  man  für  ge- 
schichtlich feststehend  annimmt,  Irnerius  iiabe  vorerst  nur  den  ersten 
Tlieil  der  Pandekten  von  L.  I bis  XXIV,  2 gekannt,  dann  den  letzten 
L.  XXXVI— L,  und  dass  der  mittlere  Theil  vorerst  nur  aus  L.  XXIV.  2 bis 
I.  82  pr.  D.  XXXVI.  2 bestanden  habe,  aber  dann  von  den  Worten  tres 
partes  in  dieser  Stelle  an  mit  den  darauf  folgenden  Titeln  und  Büchern 
aus  dem  Digestum  Novum  verstärkt  worden  sei.  1 ) 

Auf  die  drei  Bände  der  Digesta  licssen  die  Glossatoren  die  IX  ersten 
Bücher  des  Codex  folgen,  auf  diese  das  s.  g.  Volumen  parvum  legum  auch 
Volumen  schlechthin  genannt,  welches  die  3 letzten  Bücher  des  Codex, 
die  Institutionen  und  die  Novellen,  die  wieder  in  neun  Collaliones  ’)  ge- 
theill  waren,  enthielt  nebst  den  libri  feudorum.  *) 

f)  Endlich  rückten  die  Glossatoren  und  wie  es  scheint  schon  Irnerius 
in  dem  Codex  die,  einzelne  Constitutionen  desselben  abändemden  Verfü- 
gungen der  Novellen  ein  mit  der  Ueberschrift  Ex  authentica.  Diese  Ein- 
schiebsel, die  noch  jetzt  in  allen  Ausgaben  des  Codex  beibehallen  werden, 
führen  noch  jetzt  den  Namen  Authenticae.  4)  Es  gibt  Handschriften,  in 
welchen  auch  den  Institutionen  solche  Authenticae  einverleibt  sind.  s)  Ferner 
fügten  die  Glossatoren  einige  Verordnungen  der  Kaiser  Friedrich  I.  und 
Friedrich  II.  unter  der  Aufschrift:  Nova  constitutio  Friderici  auf  Befehl  dieser 
Kaiser  in  den  Codex,  die  man  auch  Authenticae  Fridericianae  zu  nen- 
nen pflegt.  •) 

Das  Studium  des  canonischen  Hechts  im  Zeitalter  der 
Glossatoren  7). 

102.  Die  Wiederherstellung  des  Studiums  des  römischen  Rechts  durch 


1)  v.  Savigny  III.  §.  137 — 162  in  Hught  Civil  Magaxin  111  n.  g.  V.  n.  I.  in 
dessen  Gesell,  des  R.  R.  seit  Justinian  S.  105  u.  148.  Eichhorn  deutsche 
Staats  - und  Rechtsgeschichte  Bd.  II.  §.  267  in  der  ersten  Anmerkung. 

2)  über  den  wahrscheinlichen  Ursprung  dieser  Einthcilung  der  Novellen  s.  v.  Sa- 
vigny  S. 501. 

3)  v.  Savigny  S.  520-  526. 

i)  Sie  werden  nach  den  Anfangsworten  citirt,  z.  B.  die  Authentica  Signa  mutier. 
Savigny  III.  $.  105.  Es  gibt  230  solcher  Authenticae. 

5)  Es  finden  sich  solche  Authentica  in  der  Göttinger  Handschrift  der  lnstittutionen. 
S.  Hugos  Civ.  Magazin  III.  281  u.  Savigny  Bd.  IV.  S.  34  folg. 

8)  Die  schon  in  $•  100  angeführte  Conetitutio  Hahita  in  1.  IV.  ist  eine  solche 
Authentica , desgl.  die  Auth.  Sacramenta  puherum  in  1.  II.  28  von  Fried- 
rich I.  welche  der  Glossator  Martinus  redigirt  haben  soll.  Von  Friedrich  II.  hat 
man  11  die  grösstcntheils  aus  den  Art  seiner  Conetitutio  für  die  Kirche  vom 
Jahr  1212  bestehen.  (Pertz  Keg.  t.  I S.  217.) 

7)  Savigny  III.  S.  514  und  der  von  ihm  angeführte  6arti  1.  p.  247  IT.  Eich- 
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die  Glossaloren  brachte  auch  das  des  canonischen  in  einen  bisher  unbe- 
kannten Aufschwung.  Obwohl  sorgfältiger  gepflegt,  als  das  römische,  war 
es  doch  nicht  Gegenstand  eines  geordneten  Unterrichts.  Allein  der  nun 
erwachte  wissenschaftliche  Geist,  welcher  ja  auch  die  philosophischen  und 
medicinischen  Studien  so  kräftig  belebte,  führte  zu  einer  neuen,  der  des 
römischen  Rechts  nachgebildeten  Behandlung  desselben. 

Bas  erste  Bediirfniss,  um  ein  solches  Studium  möglich  zu  machen, 
war  die  Fertigung  eines  geeigneten  Quellenwerks  des  canonischen  Rechts, 
indem  die  bisherigen  Sammlungen  dazu  nicht  ausreichlen.  Es  fand  sich 
aber  in  Bologna  selbst  gegen  das  Jahr  1140  der  Mann,  welcher  wohl  im 
Hinblick  nur  Juslinians  Pandcclcn  den  Plan  fasste,  ein  solches  Werk  zu 
schaffen  und  ihn  auch  wirklich  ausführte.  Dieser  Mann  war  ein  in  Bologna 
lebender  Mönch  Namens  Gratian1),  ein  Zeitgenosse  der  4.  ersten  Nach- 
folger des  Irnerius.  Er  veranstaltete  eine  umfassende  Excerptensamm- 
lung  aus  allen  bisherigen  Quellen  des  Kirchenrechts  (selbst  aus  weltlichen). 
Ob  er  es,  wie  man  glauben  möchte,  selbst  Decrelum  im  Gegensatz  zum 
Digestum  nannte  und  es  deshalb  in  drei  Partes  einlhcille,  ist  nicht  gewiss, 
doch  die  Sammlung  sogleich  nach  ihrem  Erscheinen  so,  oder  decreta 
genannt,  und  behielt  diesen  Namen.  *)  Dieselbe  sollte  nur  eine  Sammlung 
von  Belegstellen  sein  für  die , in  einem  systematischen  Lehrbuch  mit  gröss- 
ter Kürze  als  Dicta  Gratiani  zusammengestellten  Vorschriften  des  kanoni- 
schen Rechts.  Die  Zahl  der  Stellen  ist  aber  so  gross,  dass  die  Dicta  Gratiani 
nur  den  Verbindungsfaden  oder  Rahmen  für  den  aus  ihnen  bestehenden 
eigentlichen  Inhalt  des  Werkes  bilden.  Die  excerpirten  Stellen  sind  von 
Gratian  den  verschiedensten  Quellen  entnommen  worden;  die  meisten  stam- 
men aus  den  im  unmittelbar  vorhergehenden  Jahrhundert  veranstalteten 
kanonistischen  Sammlungen,  jedoch  auch  uns  früheren;  andere  entnahm 
Gratian  aus  den  Urquellen.  Die  Stellen  sind  Excerpte  aus  den  Kirchen- 
vätern, die  50  s.  g.  Canones  aposlolonim,  Conciiienbeschliisse  von  der 
ältesten  Zeit  bis  zum  Jahr  1139.  päpstliche  Decrelalen  bis  1143.  Stellen 
aus  dem  Ordo  romanus,  aus  dem  liber  diumus  der  Päbste,  aus  den  Pöni- 
tenlialbüchem , dem  Corpus  Juris  civilis,  der  Lex  romana  der  Weslgothen, 
den  Capitularien,  der  Sammlung  Benedikts  des  Leviten  und  aus  Isidors 
Etymologicum.  Nach  einem  flandrischen  Chronisten  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts vollendete  Gratian  sein  Werk  im  J.  1151.  Ein  Gehülfe  Gratians, 
Namens  Pauca  Palea,  dem  man  auch  die  Abtheilung  des  Ganzen  in  3 


horn  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichlc  B.  II.  §.  270  — 270.  Walter, 
Lehrbuch  des  Kirchenrechts  §.  101  103 — 107. 

1)  S.  über  ihn  Sarli  P.  II.  S.  Eich  ho  rn  §.  271. 

2}  Dass  es  auch  den  Titel  fti&cordnnti  um  Carum  um  Concor  di a führte,  hat 
übrigens  Savigny  111  S.  515  in  der  Note  aus  einer  sehr  alten  Summa  zum  De- 
kret nachgewiesen. 
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Bücher  und  dieser  entweder  (von  Buch  I u.  III)  in  Dislinctiones  oder  wie 
B.  II  in  Causae  rusch  reiht,  hat  noch  Stellen  beigefügt,  welche  man  durch 
die  Ueberschrifl  Palen  von  den  von  Grnlian  selbst  herriibrenden  zu  un- 
terscheiden pflegt.  Die  dem  Decreluin  einverleibten  Texte  sind  oft  un- 
richtig oder  corrumpirt.  ')  Da  aber  Grntian  gewiss  die  Absicht  halle,  die 
Stellen  in  ihrer  Aechlheit  zu  geben,  so  hat  man  sic  später  kritisch  ver- 
bessert, d.  h.  in  ihrer  ursprünglichen  Gcslalt  wieder  hergeslellt.  Diess 
geschah  auf  eine  durchgreifende  Weise  durch  die  1563  von  Pabst  Gre- 
gor XIII.  niedergeselzle  Commission  der  s.  g.  Correctores  Romani. 1  2 3)  — Gra- 
lians  Werk  erhielt  keine  päpstliche  Bestätigung,  fand  aber  so  viel  Beifall, 
dass  eine  andere  Compilation  dieser  Art,  die  Cardinal  Laborans  machte, 
keine  besondere  Beachtung  erhielt.  In  Bologna,  so  wie  später  auf  den 
andern  Rechtsschulen  wurden  Vorlesungen  darüber  gehalten  und  Glossen 
dazu  geschrieben.  Das  Rechlssltidium  gestaltete  sich  nun  so,  dass  neben 
der  schon  bestehenden  Schule  der  Ausleger  des  römischen  Rechts,  die 
man  Legisten  nannte,  eine  zweite  der  Decretisten  entstand,  und  dass 
auch  eigne  akademische  Grade  den  dem  kanonischen  Recht  sich  widmen- 
den Reehlsgelehrlen  erlheilt  wurden.  Diess  alles  war  der  Anschauungs- 
weise des  Mittelalters  ganz  gemäss.  Die  Christenheit  stand  ja  unter  einem 
doppelten  Oberhaupt,  dem  Pabst  und  dem  weltlichen  Regiment,  daher  ein 
doppeltes  Recht  und  eine  doppelte  Rechtswissenschaft,  welche  aus  den  zwei 
grossen  Zweigen  des  jus  canonicum  und  des  jus  citfilc  bestand.  Man  konnte 
sich  in  beiden  graduiren  lassen  und  ward  dann  Doctor  in  utroque  jure. 

Durch  das  Decreluin  Gra/iani  ward  die  Weiterbildung  des  kanonischen 
Rechts  keineswegs  gehemmt,  im  Gegenlheil  kralliger  belebt  und  gefördert. 
Die  Macht  der  Kirche  war  in  einem  beständigen  Steigen  begriffen.  Vier 
öcumenische  Concilien  wurden  von  1179  bis  1274  gehalten  (das  dritte  und 
vierte  lateranensische  und  zwei  Lyoner).  Die  Masse  der  päbstlichen  De- 
cretalen,  die  sogleich  nach  ihrem  Bekanntwerden  von  den  canonischen 
Glossaloren  beachtet  wurden,  vermehrte  sich  so  sehr,  dass  zwischen  tl85 
und  1221  zehn  Sammlungen  dieser  „Decreta/es  extra  decretum  vagantes“ 
rasch  auf  einander  folgten*).  Im  Jahr  1191  veranstaltete  der  Giossator 
Bernhard  von  Pavia  eine  nach  dem  Vorbild  des  justinianischen  Codex  in 
systematischer  Ordnung-  geordnete  in  fünf  Büchern,  deren  jedes  in  eine  An- 
zahl Titel  zerfiel. 

Die  von  ihm  befolgte  Ordnung  der  Materien  in  einem  allgemein  bekannt 
gewordenen  Verse  angedeutet  (Iudex,  Tudicium,  Cterus,  Sponsalia,  Crimen ) 
wurde  in  vier  folgenden  Compilationen  beibehalten  und  die  Grundlage  einer 


1)  Mnn  kennt  40  solcher  Stellen  im  Dekret. 

2)  Die  erste  durch  die  Correctores  gereinigte  Ausgabe  des  Dekrets  ist  die,  welche 
Gregor  XIII.  1582  voran  stallen  liess. 

3)  Eichhorn,  §.  171.  Walter,  J.  105. 
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1234  von  Pabst  Gregor  IV.  durch  den  Glossalor  Raimund  von  Perma 
forte  veranstalteten  olQziellcn  Deere  taten  Sammlung,  welche  von  diesem  Pabsle 
an  die  canonislischen  Fakultäten  gesandt  wurde,  um  neben  dem  Decretum 
Gratiani  erklärt  zu  werden. 

Auf  diese  Weise  ward  das  canonislische  Hechtsstudium  dem  civilisti- 
schen noch  ähnlicher,  indem  die  Deerelalen  sich  zu  Grations  Decret  im 
Ganzen  so  verhielten,  wie  der  Codex  zu  den  Digesten. 

Gegen  das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  machte  sich  aber  das 
Bedürfniss  einer  Erweiterung  der  Decretalensammlung  fühlbar : sie  wurde 
dadurch  bewerkstelligt,  dass  man  einen  Liber  sextus  den  fünf  Büchern  der 
Gregor' sehen  Sammlung  beifügte,  der  übrigens  streng  nach  der  Ordnung 
dieser  in  fünf  Bücher  und  dieselben  Titel  eingetheilt  wurde  und  als  ein 
Supplement  derselben  nnzusehen  ist.  Er  erschien  von  PabstBonifaz  VIII. 
bestätigt  1298  und  wurde  gleichfalls  zur  Auslegung  an  die  Rechlsschulen 
gesandt 

Allein  das  Quellenwerk  des  canonischen  Rechts  sollte  dem  civilisti- 
schen noch  ähnlicher  werden.  Clemens  V.  fügte  der  bisherigen  Samm- 
lung noch  eine  Art  Novellensammlung  bei,  welche  den  Namen  der  Clemen- 
tinen führt  und  aus  den  Decretalen  seil  1198  und  den  Decreten  des  13 1 2 */,  * 
abgehaltenen  Conciliums  zu  Vienne  besteht. 

Die  später  noch  immer  sehr  zahlreich  aufeinander  folgenden  Decretalen 
wurden  offiziell  nicht  mehr  gesammelt  und  behielten  daher  für  immer  den 
Namen  Extravagantes.  Die  vier  Sammlungen  von  der  Grnlians  bis  zu  den 
Clemenlinen  bilden  das  später  sog.  Corjnts  Juris  Canonici  clatisum  und  er- 
langten Gesezeskrafl. 

Die  Behandlungsweise  des  canonischen  Rechts  durch  die  Decretisten 
war  dieselbe,  wie  die  des  römischen  durch  die  Legisten.  Alle  Theile  des 
Corpus  Juris  canonici  erhielten  eine  Glossa  ordinaria  ' ) und  die  canonisli- 
schen Glossaloren  verfassten  juristische  Werke  derselben  Art,  wie  die 
andern,  d.  h.  Summae,  Apparutus,  Casus,  Dissensiones,  Distinctiones,  ( tuacs - 
tiones  u.  s.  w. 

Unter  den  Canonisten  dieser  Periode  ragen  besonders  hervor  H u g u c c i o 
t 1210,  der  schon  erwähnte  Bernhard  von  Pavia  t 1213,  Siccar- 
dus  f 1215,  der  auch  als  Legist,  doch  mehr  als  Canonisl  berühmte 
Tancred  t 1240,  Bartholomaeus  von  Brescia,  Bernard  Botlonus 
von  Parma  f J266,  und  Henricus  von  Susa,  Cardinal  von  Ostia  t 1271. 


1)  Die  Glosta  ordinaria  zum  Dekret  wurde  von  Johannes  Simcra  oder  Teu- 
tonicus  f 1243  gemacht  und  von  Bartholomäus  von  Brescia  + 1258 
überarbeitet.  Die  der  Dekrchden  besteht  im  Apparatus  Bernhards  von  Pavia. 
Die  Glossen  des  Liber  sextui  und  der  Clcmentinen  gehören  dem  folgenden 
Jahrhundert  an. 

2)  S.  über  dieselben  Sarti  und  Permaneder  Handbuch  $.  158  bis  165  u.  167. 
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Die  Rechtsschule  ausser' Italien ')  und  der  prnctische 
Einfluss  des  Rechts  Studiums1 2 3). 

103.  Das  Land  ausser  Italien,  in  welchem  die  ersten  Rechtsschulen 
entstanden,  war  Frankreich,  und  zwar  die  Universität  Paris  unabhängig 
vom  Einfluss  des  Rechtsstudiums  in  Italien,  die  übrigen  in  Folge  desselben. 
Paris  hatte  an  der  dem  Pabste  ungehörigen  Abtei  von  Sand  Genoveva  eine 
alle  Domschule,  die  sich  im  12.  Jahrhundert  zu  einer  berühmten  philoso- 
phischen theologischen  Untcrrichlsanslull  erhob.  Ihre  Lehrer  und  Schüler 
bildeten  schon  gegen  11M)  eine  anerkannte  gelehrte  Corporation,  die  im 
Jahr  1200  vom  Könige  ausgedehnte  Privilegien  erhielt  J).  An  derselben 
wurde  auch  das  Studium  des  canonischen  Rechts  betrieben,  so  dass  sich 
alsbald  eine  eigene  canonische  Faculläl  bildete.  Man  verband  mit  demsel- 
ben auch  das  des  römischen  Rechts.  Als  dies  aber  das  andere  zu  über- 
flügeln drohte,  verbot  1220  Pabst  Honorius  III.  an  der  ihm  unmittelbar 
untergegebenen  Anstalt  das  Lehren  des  römischen  Rechts  und  das  Erthei- 
len  des  Doctorgrads  in  demselben.  Nur  in  wie  weit  die  Kenntniss  seiner 
Grundsätze  zum  Versländniss  des  canonischen  Rechts  nölhig  war,  durfte 
es  gelehrt  werden.  Die  Könige  von  Frankreich  achteten  dies  Einschreiten 
des  Pabstes,  obgleich  die  Universität  nicht  den  Characlcr  einer  ausschliess- 
lich kirchlichen  Anstalt  halte  4 5). 

Das  privilegium  odiosum  jenes  päbstlichen  Verbots  rief  1234  eine 
Schule  des  römischen  Rechts  in  Orleans  ins  Leben,  welche  bald  einen 
grossen  Einfluss  auf  die  Rechtspraxis  im  nördlichen  Frankreich  erlangte*). 

In  den  südlichen  Theilcn  dieses  Reichs,  wo  das  röm.  Recht  seine  un- 
mittelbare Anwendung  immer  behalten  hatte,  erstanden  Rechtsschulen  nach 


1)  Savigny  B»l.  III.  S.  341.  IV.  431.  V.  506.  569. 

Hugo  Gesch.  dos  R R.  seil  Justinian  S.  158  und  161. 

Des  Verf.  franz.  Staats-  und  Rechtsgesch.  II.  Nro.  28  und  19  — 26. 

Terasson > hi  stowe  du  droit  romain  p.  440.  und  ncustens  Lnferriere  hist,  du 
droit  frnn^ais  1.  4.  Paris  1853.  p.  277. 

2)  Arthur  Duck  de  usu  et  autoritate  juris  romani  Lond.  1649.  und  Lips. 
1676.  Spangen  borg,  Einleitung  in  das  Römische  Just.  Rechtsbuch  S.  100— 
116.  Berry at  Saint- Prix,  histoire  du  droit  romain  p.  217— 231. 

3)  Der  Anfang  einer  neuen  Geschichte  des  Ursprungs  der  Universität  zu  Paris,  welche 
Prof.  Laferriere  zum  Verfasser  hot,  findet  sich  im  Januarheft  der  Se'ances  et 
Trnvaux  de  C Acndemie  des  Sciences  morales  et politii/u es  v.  J.  1853.  S.  109. 
Fol.  und  in  seiner  hist,  du  droit  frnn^ais.  a.  a.  0.  S.  172—271. 

4)  C re  vier  histoire  de  Cuniversite  de  Paris.  7.  Voll.  12.  Tom.  1.  und  II. 

Savigny,  a,  a.  0.  besonders  aber  Laferriere  a.  a.  0.  S.  261.  ff.  und  33  a.  ff. 

5)  Savigny  a.  a.  O.  Bd.  111.  S.  400. 
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dem  Muster  der  italienischen.  Die  ältesten  sind  die  von  Montpellier  *),  wo  der 
Glossator  Plncenlinus  lehrte  und  1192  starb,  und  die  von  Toulouse,  wo 
nach  den  Albigenser  Kriegen  eine  vom  Pabst  bestätigte  Universität  1233 
gestiftet  wurde.  Die  letzte  blühte  so  schnell  auf,  dass  am  Ende  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  sie  schon  2 Lehrer  von  europäischem  Namen  hesnss, 
die  noch  jetzt  in  der  civilistischen  Literörgeschichle  genannt  werden,  näm- 
lich Jncobus  a Ravanis  t 1296  und  Petrus  v.  Bellaperlica  t 
1308*).  Auch  in  Lyon  befand  sich  gegen  1290  eine  juristische  Univer- 
sität*). 

Paris  und  die  nach  ihr  organisirten  Universitäten  unterschieden  sich, 
was  ihre  Verfassung  betrifft,  wesentlich  von  den  italienischen*).  Hier 
bildeten  die  Zuhörer  ( Scholares ) die  academische  Corporation  und  wähl- 
ten den  Rector,  dort  bestand  sie  der  Privilegien  der  Schüler  ungeachtet 
unter  den  Lehrern.  Nach  dem  Vorbild  von  Paris  wurden  später  die  deut- 
schen und  andern  Universitäten  des  Nordens  organisirt*).  Die  Blülhe  der 
Rechtswissenschaft  in  Italien  und  Frankreich  musste  bald  auf  das  Rcchts- 
leben  und  die  praclische  Behandlung  des  Rechts  zurückwirken.  Die  Kö- 
nige und  Fürsten  wählten  gelehrt  gebildete  Rechtsgclehrte  zu  ihren  Räthen, 
und  in  den  Gerichten  fanden  die  römischen  Rechlsprincipien  bald  Eingang, 
zuerst  in  den  geistlichen,  dann  aber,  jedoch  langsamer,  auch  in  den  welt- 
lichen. Mehr  Einfluss  halte  das  römische  Recht  auf  die  Abfassung  der 
Rechtsgeschäfte , bei  welchen  man  theils  die  Cautelen  desselben  beobach- 
tete. thcils  die  Anwendung  verschiedener  seiner  Grundsätze,  namentlich  die 
Möglichkeit  des  Gebrauchs  der  Rechlswohllhaten  durch  die  Fassung  des 
Geschäfts  ausztischliessen  bemüht  war. 

Dass  in  Frankreich  die  Befolgung  römisch  rechtlicher  Grundsätze  am 
frühsten  statt  halte,  war  schon  deshalb  natürlich,  weil  in  dessen  südlichen 
Thcilen,  wie  schon  bemerkt,  dessen  Gebrauch  nie  aufgehört  hatte,  und  es 
jetzt  aus  besseren  Quellen  geschöpft  wurde.  Aber  auch  im  nördlicheu 
Frankreich  Hess  man  seine  Anwendung,  obwohl  mit  Widerstreben,  zu  *). 

Von  der  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  an  zweifelte  man  nicht 
an  seiner  Gültigkeit  überhaupt,  und  der  Streit  war  nur  der,  in  wieweit  das 


1)  Savigny  Bd.  III.  S.  375.  folg.  Bd.  IV.  S.  359.  Dass  Pillius  da  gelehrt  habe,  be- 
ruht auf  einem  lrrthum.  Savigny  IV.  S.  312.  Laferrierc  p.  339. 

2)  Savigny  a.  a.  0.  Bd.  III.  S.  408.  Bd.  V.  S.  C03.  VI.  S.  27. 

3)  v.  Savigny  III.  S.  408. 

4)  Ausführlich  handelt  hiervon  v.  Savigny  III.  159  und  337. 

5)  v.  Savigny  III.  S.  VIII.  157.  158. 

8)  Berry at  Saint  Prix  a.  n.  0:  S.  217.  ff.  Des  Verf.  französische  Staats-  und 
Rcchtsgeschichtc  Bd.  II.  S.  21.  ff. 

Aus  den  Olims  ergibt  sich,  dass  das  Parlament  zu  Paris  1254  das  römische 
Recht  schon  längst  anzuweuden  pflegte. 
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einheimische  Gewohnheitsrecht  demselben  weichen  müsse,  oder  nicht? 
Diess  zu  entscheiden  war  Sache  der  gelehrten  Praclikcr.  Der  erste,  der 
für  die  grösstmögliche  Anwendung  des  römischen  Rechts  auflral,  war  Pe- 
ter Des  Fontaines  in  seinem  Conseil  verfasst,  12521).  Ein  anderes  zu 
dem  gleichen  Zweck  bestimmtes  Buch  war  das  erst  vor  kurzem  ( 1850) 
herausgegebene  Livre  de  Juslice  et  de  Plet,  das  in  Orleans  wahrscheinlich 
von  einem  Rechtslchrer  geschrieben  wurde2 3);  endlich  übersetzte  man  ein- 
zelne Stücke  der  justinianischen  Rechlsbüchcr  ins  französische*).  Das 
schon  erwähnte  Coutumier  der  Normandie  blieb  frei  vom  Einfluss  des  rö- 
mischen Rechts.  Allein  das  einheimische  Recht  war,  besonders  wegen 
seiner  feudalen  Bestandteile,  nicht  so  leicht  zu  verdrängen.  In  den  gegen 
das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  entstandenen  Rechtsbüchern  erscheint 
es  mit  dem  römischen  vermischt,  jedoch  so,  dass  das  nationale  Element 
in  demselben  vorherrscht.  Die  hierher  gehörenden  Rechtsbücher  sind : 
die  s.  g.  Etablisscmens  von  Samt-Louis 4),  ein  wahrscheinlich  für  Anjou  ge- 
gen 1270  verfasstes  Rechtsbuch,  und  Beaumnnoir  vollendete  1283  die  höchst 
wichtige  und  berühmt  gewordene  Cnutume  du  Beauvoisis 5 6 ) 

Dieses  Werk  wurde  die  Grundlage  des  gemeinen  Rechts  ( droit  com- 
mun ) des  nördlichen  Frankreichs  und  Quelle  der  gemeinsamen  Grundsätze 
der  meisten  nordfranzösischen  Landrechte. 

An  die  französischen  Rechtsbücher  aus  der  zweiten  Hälfte  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  schliessen  sich  die  unter  dem  Namen  Assises  de  Je- 
rusalem *)  bekannten  des  christlichen  Königreichs  Jerusalem  an.  Anfangs 
halte  man  hier  nur  ein  allgemeines  in  lateinischer  Sprache  abgefasstes 


1)  Sein  Werk  wurde  neusten»  von  Marnicr  nach  den  besten  Handschriften  »um 
zweitenmal  herausgegeben.  Paris  1640.  Oes  Verf.  franz.  Staats-  und  Reehlsgescb. 
Bd.  II.  8.  42. 

2)  Es  erschien  herausgegobeu  vou  Kapctti.  Paris  1850.  4.  S-  die  franz.  Staats- 
und  llcchtsgcsch.  a.  a.  0.  S.  51. 

3)  Nach  einer  allen  Tradition  wurde  auf  Verlangen  der  Königin  Bianca,  Mutter 
Ludwigs  IX.  ein  umfassendes  Rechtsbuch  begonnen,  das  den  Namen  le  livre  de 
tu  reine  Blanche  führte  und  bestanden  haben  soll  aus  dem  Werke  v.  P.  D c s f o n- 
taines,  dem  allen  Coutumier  der  Normandie  und  Uebersetzungcn  verschiedener 
Bocher  der  Pandcclen  s.  Klimrath  Traveaux  eur  Phis  toi  re  du  droit  frattfais 
I.  II.  pag.  23.  und  des  Verf.  franz.  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  II.  S.  40  folg. 

4)  Franz.  Staats-  und  Hechtsgeschichte.  II.  S.  47. 

5)  Franz.  Staats-  und  Rcchtsgesch.  S.  48.  Eine  gute  Biographie  von  Bcauinanoir 
von  I.aboulayc  findet  sieh  in  Wolowski,  Revue  de  legislation  t.  XI.  p.  433  und 
in  Berry  als  Vorrede  zur  neuen  Ausgabe  der  Coutume  du  Beauvoitit  von 
1842.  2 Vol.  Bcauinanoir  ist  für  Frankreich,  was  Eike  von  Repgow  für 
Dcutscldand  war. 

6)  Die  neuste  Darstellung  der  Entstehung  und  Geschichte  der  Anises  de  Jerusalem 
ist  die  von  Laferriere  im  B.  IV.  seiner  hist,  du  droit  frunguis.  S.  473.  ff. 
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Statut,  zu  welchem  theils  Weislhümer  und  Praejudicien  theils  Verordnungen 
der  Könige  von  Jerusalem  kamen,  die  in  feierlichen  Gerichtssitzungen,  As- 
sisiae,  proclamirl  und  seihst  Assisiae  oder  Assises  genannt  wurden.  Dieser 
Name  ging  auf  die  von  den  Gerichten  ausgehenden  Weisthümer  und  die 
Rechtsbücher,  in  welchen  man  Aufzeichnungen  des  in  Palaeslina  gellenden 
Rechtes  zusammenslellle,  über,  indem  diese  Livres  des  Assises  genannt 
wurden.  Das  Bedürfnis«  solcher  Aufzeichnungen  musste  um  so  fühlbarer 
sein,  als  das  lateinische  Urstalul  früh  verloren  gegangen  war.  Doch  ent- 
standen deren  erst  im  J.  1250  als  König  Ludwig  IX.  in  Accon  verweilte. 
Auf  seine  Anordnung  traten  die  Mitglieder  der  Gerichtshöfe  sowohl  der 
Court  der  Barons  als  der  der  Bourgeois  zusammen  und  beschlossen  die 
Abfassung  von  Rechtsbüchem.  Für  die  Court  der  Bourgeois  scheint  ein  Ent- 
wurf zu  Stande  gekommen  zu  sein , der  praclische  Anwendung  erhielt 1 2 3 ). 
Ein  Rechlsbnch  der  Haute  Court  verfasste  der  Ritter  Gcrard  von  Montreal, 
allein  es  hat  sich  nicht  erhallen.  Dagegen  die  zweier  Mitglieder  der  zu 
Nicosia  im  Königreich  Cypern,  Philipps  von  Navarra*)  gegen  1251  und 
später  1206  Johanns  v.  lbelin.  Ihre  Aufzeichnungen  des  in  diesem  Reiche 
befolgten  Ritterrechts  stehen  den  Lehensrechlsbüchern  zur  Seite.  Bald  kamen 
Supplemente  zu  denselben  von  Geoffroy  und  Jaques  von  lbelin  und 
ein  kürzeres  Lehrbuch  dieses  Rechts.  Die  Assises  der  Court  der  Bour- 
geois, welche  wir  das  Lnndrechlsbnch  des  Königreichs  nennen  können, 
gehören  in  den  noch  vorhandenen  Reduclionen  erst  dem  11.  Jahrhundert  an, 
und  sind  offenbar  unter  dem  Einfluss  des  in  Italien  gelehrten  römischen 
Rechts  geschrieben. 

Nachdem  man  sich  lange  mit  einer  sehr  fehlerhaften  Ausgabe  eines 
Theils  der  Assises  und  einer  italienischen  Uebcrsclzung  derselben,  die  auf 
Cypern  unter  Venedigs  Herrschaft  praclisch  war,  behelfen  musste,  wurden 
fast  zu  gleicher  Zeit  drei  befriedigendere  Ausgaben  derselben  gemacht  und 
zwar  der  Assises  de  Bourgeois  in  Stuttgart  von  Kausaler  1839,  der  ganzen 
Assises  mit  der  italienischen  Uebersetzung  von  Fouchcr  in  Rennes  1839 
— 11,  und  endlich  eine  auf  Kosten  der  französischen  Regierung  1841  vom 
Grafen  Beugnot  veranstaltete  Prachtausgabe  in  2 Foliobänden,  welche  letzte 
indessen  in  verschiedener,  namentlich  in  kritischer  Beziehung  Manches  zu 
wünschen  übrig  lässt*). 

Aber  nicht  blos  in  Frankreich  sondern  auch  in  Belgien 4 ) und  Holland 


1)  Laferricrc  p.  486. 

2)  S.  über  diesen  Rechtsgelehrten  Beugnot  in  der  Bihl.  de  tEcole  da t Chnrtet 
Serie  I.  Bd.  II.  S.  1.  folg. 

3)  Die  beste  Ausgabe  der  Auier*  de  Bourgeni i ist  noch  immer  die  von  Kauss- 
I c r.  Sic  etlthSlt  zwei  Texte,  einen  filteren  aus  einer  Münchner  und  einen  späte- 
ren aus  der  Handschrift  zu  Venedig. 

2)  Ucber  die  Anwendung  des  römischen  Rechts  in  Belgien  sind  zu  vergleichen 
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sowie  in  Deutschland  *)  finden  sich  frühe  Spuren  der  Anwendung  des  rö- 
mischen Rechts:  dort  schon  1222,  in  Schwaben  1251  und  folgenden  Jah- 
ren*) und  im  nördlichen  Deutschland  seit  1282*).  Auch  schrieb,  wie 
schon  bemerkt,  der  Verfasser  des  s.  g.  Schwabenspiegels  unter  dem  Ein- 
fluss desselben. 

Noch  früher  wurde  den  Sammlungen  des  canonischen  Rechts  überall 
Geltung  zu  Theil,  und  durch  dasselbe  manchem  Satz  des  römischen  Rechts4), 
weil  sie  ja  ihrem  Inhalt  nach  schon  geltendes  enthielten  und  dam  dienten, 
die  Anwendung  des  unbezweifelten  kirchlichen  Rechts  zu  erleichtern. 

Die  Rechtsquellen  im  11.  und  ^.Jahrhundert1). 

104.  Im  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  beruhte  die  Rechtsord- 
nung im  Grossen  noch  auf  der  Basis  des  Feudalismus  und  des  Kirchen- 
thums. Das  Recht  der  hohem  Stünde  d.  h.  das  Lehenrechl  und  das  Kir- 
chenrecht war  am  festesten  begründet  und  wurde  aus  den  sichersten  und 
zweifellos  anerkannten  Quellen  geschöpft,  und  zwar  gab  es  allgemeine  und 
besondere,  jene  waren  vor  allem  das  Longobardische  Lehenrecht,  das 
Corpus  jttris  canonici  u.  s.  w.  Anders  verhielt  es  sich  mit  dem  Rechte 
des  Bürger-  und  des  Bauernstandes,  welches  ein  mehr  oder  weniger  rohes, 


Memoiret  cnnronndt  de  V Acndemie  de  Hrnxellet  1782  besonders  das  von  J. 
Bcrgh  und  Heylen  in  des  Verf.  flandrischer  Staats-  und  Rcchtsgeschichtc 
B.  III.  S.  5 — 8.  und  Urk.  78.  94.  95.  Uebcr  dessen  Anwendung  in  Holland: 
d'Hoop  und  Fagel  de  u tu  jnrit  romani  in  Hollandin.  Ilagae  Com.  1779. 
van  Hasselt  de  umh  jnrit  romtuti  »«Geldern  und  Arnlzenius:  Institalio - 
net  jnrit  Belgici  1789.  p.  20—38.  und  G.  de  Vrics,  Ditt.  eph.  hittoriatn 
introducti  in  prnvinc.,  Belgic.  jnrit  romani.  Lugd.  RA.  1839. 

1)  J.  Riecius  Spicilegium,  quo  nt  nt  jurit  romani  in  nnlit  Germanine  Sec.  XIII. 
et  XIV.  otlenditur.  Francof.  et  Liptiae  1738.  In  Urkunden  bei  Pertz  legum 
t.  II.  berufen  sich  die  deutschen  Kaiser  schon  im  Jahr  1200  auf  das  römische 
Recht.  Eichhorn  deutsche  Staats-  und  Rechtsgesch.  $.  269. 

2)  Neugarl  Codex  Bd.  11.  Urk.  944.  948.  957.  963.  968.  S.  Frey  die  Quellen  des 
Basler  Sladtrcchls  S.  124. 

3)  Nachweisungen  hierüber  gibt  Lappenberg  in  Hugo's  eiv.  Magazin.  Bd.  VI. 
Nro.  13. 

Zu  vcrgl.  auch  Senkenberg  Nova  Methodut  Juritprud  Francof.  1756. 
App.  III.  p.  138 — 149.  Laspeyres  in  der  Zeitschrift  f.  deutsches  Recht.  Bd. 
VI  S.  1.  ir. 

4)  Die  Päbste  sahen  das  röm.  Recht  als  das  gemeine  Recht  der  ganzen  Christenheit 
an.  Otto  v.  Freisingen  lib.  111.  bei  Eichhorn  $ 269.  Note  g.  Auch  Savigny 
sagt  HI.  S.  87,  man  habe  im  Mittelalter  das  römische  Recht  als  das  allgemeine 
christl.  europäische  Recht  betrachtet 

1)  Eichhorn  deutsche  Staats-  und  Rcchtsgeschichle.  Bd.  III.  $.  442.  folg.  Zöpfl 
$.  39-42. 
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technisch  noch  unentwickeltes  von  nicht  juristisch  gebildeten  Richtern 
(z.  B.  Schöffen)  angewendeles  Lokalreqjit  war.  Allgemeine  Rechtsgrund- 
sälze  für  diese  Klassen,  obwohl  schon  in  den  nationalen  Uechlsbüchern 
und  dem  römischen  Recht  vorhanden,  begannen  erst  eine  practische  Gel- 
tung zu  erhalten,  welcher,  was  das  letzte  betrifft,  die  stärksten  in  der  Na- 
tionalität und  den  Sitten  liegenden  Hemmungen  entgegcnlralen.  Es  ging 
daraus  ein  juristischer  Principienknmpf  hervor,  welcher  gegen  das  Ende 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  dahin  führte , dass  das  Verhältnis  des  rö- 
mischen zum  einheimischen  Rechte  als  das  des  gemeinen  und  des  Parli- 
ctilarrechls  sich  gestaltete  und  so  der  am  Ende  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts auch  in  andern  christlich  germanischen  Ländern  des  Conlinents  und 
einem  Theil  von  Deutschland  noch  jetzt  bestehende  Reehtszusland 
begründet  wurde. 

Um  sich  aber  ein  treues  Bild  der  Reehtsenlwieklnng  des  vierzehnten 
und  fünfzehnten  Jahrhunderts  zu  machen,  muss  man  vorerst  das  damalige 
Stadium  der  staatlichen  Entwicklung  des  Völkerlebens  dieser  Länder  in 
Betrachtung  ziehen. 

A.  Aus  den  meisten  feudalistischen  oder  bischöflichen  und  äblischen 
Herrschalten  waren  anfangende  Staaten  geworden,  die  ihre  Landesherren 
zu  organisiren  und  in  guter  Ordnung  zu  halten  beschäftigt  waren.  Diese 
Staaten  waren  aber  zu  dem  grösseren  Gesammtstaat  des  sich  mehr  und 
mehr  organisirenden  deutschen  Reichs  durch  das  feudalistische  Unterord- 
nungsprincip  verbunden.  In  Frankreich  war  zwar  der  König  zugleich  Lan- 
desherr fast  aller  früheren  kleinen  Staaten,  die  nun  Provinzen  des  grossen 
Staates  waren,  geworden;  aber  ihr  Recht  war  nicht  im  Rechte  des  letz- 
tem aufgegangen,  so  dass  die  Provinzen  in  dieser  Beziehung  sich  eben  so 
gegenüber  standen,  wie  in  Deutschland  die  einzelnen  Länder  mit  eigenen 
Landesherren  oder,  nach  ihren  Freiheitskriegen,  die  verschiedenen  Canlonc 
der  Schweiz. 

Derselbe  Zustand  war  der  der  burgundischen  Länder,  Italiens,  Spaniens, 
u.  s.  w.  Es  gab  überall  Reichs-  und  Landesgesetze  im  eigentlichen 
Sinne  des  Worts,  welche  man  gewöhnlich  lateinisch  Ordinationes , deutsch 
Verordnungen,  französisch  Ordonnances  nannte  und  häufig  nach  ihrem  spe- 
ciellen  Inhalt  noch  genauer  bezeichnelc  z.  B.  als  Malefiz -Polizei-Gerichts- 
und wenn  derselbe  allgemeinerer  Natur  war,  als  Lnndesordnungen.  Es 
gab  demnach  in  Deutschland  Ordnungen  oder  Verordnungen  sowohl  für 
das  ganze  Reich  als  für  einzelne  Länder;  die  ersteren  pflegt  man,  so  ver- 
schieden sie  auch  ihrem  Character  nach  sind,  unter  der  allgemeinen  Be- 
nennung der  Reich sgesjetze  zu  begreifen. 

Der  Inhalt  des  gesummten  Verordnungsrechts  war  dem  grössten 
Theile  nach  öffentliches  und  zwar  vorzugsweise  Verwaltungsrecht, 
welches  zu  reguliren  der  Kaiser,  König  oder  Landesherr  in  Folge  der  ihm 
zuslehendcn  Hoheitsrechte  für  unbedingt  befugt  galt,  so  dass  Gesetze 

17 
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nicht  erst  den  Reichs-  oder  Landstünden  zur  formellen  Berathung  und 
Discussion  vorgelegl  wurden. 

Deutschland  hat  aus  dem  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhundert 
schon  eine  nicht  kleine  Zahl  von  Rcichsgesclzen  aufzuweisen.  Desgleichen 
haben  Landes  Ordnungen  1309  schon  Preusscn,  1428  und  1430  Sachsen, 
1455  Hessen,  1474 — 1491  Baiem,  1475  u.  1498  Nassau,  1495  Würtemberg. 

Bei  der  Abfassung  dieser  Gesetze  waren  in  der  Regel  technisch  ge- 
bildete Rechlsgelehrlc  thütig,  so  dass  in  denselben,  wenn  sie  auch  im 
' Ganzen  das  Gepräge  der  Nationalität  und  der  Kirchlichkeit  tragen,  doch 
der  Einfluss  des  römischen  Rechts  mehr  oder  weniger  sichtbar  ist  Das 
Vcrordnungsrecht  wurde  alsbald  die  llauptquclle  nicht  blos  des  allgemei- 
nen Verwullungs,  d.  h.  des  Polizei-  und  Finanzrechts,  sondern  auch  des 
Criminal-  und  des  gesummten  Prozessrechts. 

B.  Verschieden  hievon  war  die  fortschreitende  Entwicklung  des  Pri- 
valrechts.  Man  kann  in  einem  gewissen  Sinne  sagen,  dass  das  Privat- 
recht  — Privatsache,  d.  h.  der  freien  Ausbildung  der  Betheiligten  über- 
lassen war.  Die  allgemeinen  Grundsätze  des  Civilrechts  schöpfte  man  in- 
dessen aus  den  Spiegeln  und  wo  diese  nicht  ausreichlen,  aus  dem  römi- 
schen Recht,  welches  man  schon  von  der  Milte  des  dreizehnten  Jahrhun- 
derts an  als  die  „geschriebenen  Kaiserlichen  Rechte,“  also  das 
gemeinsame  Privatrecht  des  deutschen  Reiches,  obwohl  mit  Widerstreben, 
anzusehen  sich  gewöhnte. 

Während  die  Doctoren  der  Rechte  dem  römischen  Rechte  die  grössl- 
mögliclic  Verbreitung  und  Ausdehnung  zu  verschaffen  bemüht  waren,  und 
die  nicht  in  dasselbe  eingeweihlen  Richter  aus  dem  Ritter-  oder  Bürgerstand 
der  Unwissenheit  und  der  juristischen  Barbarei  beziiehtigten , wurden  sie 
von  diesen  als  Nichlkenner  und  Verächter  des  heimischen  Rechts  ange- 
feindet und  dieser  Kampf  dauerte  in  manchen  Ländern  oder  Orlen  bis  ins 
sechszehnte  Jahrhundert.  Es  wurde  aber  von  den  s.  g.  Legisten  end- 
lich der  Sieg  besonders  dadurch  davongetragen,  dass  die  neueren  Gerichts- 
ordnungen die  Besetzung  der  höheren  Gerichte  durch  gelehrte  Juristen 
wenigstens  der  Mehrzahl  nach  vorschrieben , was  nach  und  nach  die  Folge 
hatte,  dass  auch  bei  den  gewöhnlichen  Stadt-  oder  Landgerichten  wissen- 
schaftlich gebildete  Richter,  wenigstens  als  Actuare  oder  Sekretäre  ange- 
stellt, auch  die  Acten  eines  Prozesses  an  Rechtsgelehrle  zur  Fällung  des 
Unheils,  z.  B.  in  Deutschland  an  die]  Juristenfakullät  einer  Universität 
gesandt  wurden.  * J 


1)  Die  Sitte  der  Gerichte,  den  Roth  auswärtiger  Rechtsgelehrten  vermittelst  Aclen- 
versendung  cinzuholen , war  froher  ziemlich  verbreitet , z.  B.  in  Italien  und  in 
den  Niederlanden.  Doch  waren  es  meistens  einzelne  Rechtsgclchrtc,  z.  B.  Advo- 
katen , die  das  Urlheil  fällten.  S.  H o 1 1 i u s de  Consilia  Sapientis  et  de  trans- 
tilissione  nctorum.  Amstelod.  1850. 


Digitized  by  Google 


259 


C.  Allein  der  Fortschritt  des  Privalrechls  war  weder  in  Deutschland, 
noch  in  andern  Ländern  hierauf  beschränkt.  Auch  in  den  beständig  noch 
reichlich  fliessenden  nationalen  Hechtsquellen  fand  eine  ununterbrochene 
Weiterentwicklung  statt. 

a)  Die  Stadt-  (und  zuweilen  selbst  die  Dorf)  Hechte  wurden  bestän- 
dig erweitert  und  revidirl  und  zwar  zuerst  unter  dem  Einfluss  der  Spie- 
gel, dann  von  der  zweiten  Hälfte  des  löten  Jahrhunderts  an  unter  dem 
des  römischen  Hechts. 

b)  Die  Zahl  der  Landrechle  vermehrte  sich.  Man  findet  deren  1301 
in  Ocstreicli,  1313  in  der  Grafschaft  zum  Bornheimer  Berg,  1321  die 
Landcharte  von  Saarbrücken , 1336  das  jiilichschc  Landrecht , eine  Anzahl 
friesischer  Landrechte  des  11.  Jahrhunderts,  1316  das  Rcchlsbuch  Kaisers 
Ludwig  für  Baieru,  1356  das  Landrecht  des  Fürslenlhums  Breslau,  1307 
das  Culmische  und  das  Rhcingaucr,  beide  ans  dem  11.  Jahrhundert;  das 
des  Bischofs  Balduin  von  Trier  von  1131  und  das  dilmarschc  von  1117. 

Das  Vcrhfdlniss  der  Landrechte  zu  den  Landesordnungen  war  im  All- 
gemeinen das  des  Privats-  zum  öffentlichen  Hecht  (in  Frankreich  das  der 
Coulume  zur  Ordonnance),  obgleich  nicht  immer  eine  strenge  Abgränzung 
ihres  Inhalts  stall  hatte. 

c)  Ausserdem  gab  es  noch  Stndt-  und  Landrechlsbücher,  d.  h. 
von  Rechlsgelehrlen  veranstaltete  Aufzeichnungen  des  gesummten,  in  einer 
Stadt  oder  einem  Land  oder  gar  in  einem  Complex  von  Ländern  gellen- 
den Rechts. 

Zur  Klasse  dieser  Werke  gehören 

1)  der  mit  dem  Sachsenspiegel  zusammenhängende  oder  unter  seinem 
Einfluss  entstandene  Richlsteig  des  Sachsenspiegels,  auch  Schevenelol 
(Schöflenglosse)  genannt  und  der  des  Lehenrechts,  die  Blume  des  Sach- 
senspiegels, das  sächsische  Weichbild  oder  Magdeburger  Sladtrechts- 
buch,  ')  das  Görlitzer  Rechtsbuch,  später  verbunden  mit  dem  Görlitzer 
Lehnrechl,  das  Rechtsbuch  nach  Distinctionen  oder  der  vermehrte  Sach- 
senspiegel *) , das  Rechtsbuch  von  Eisenach  J ) so  wie  ein  anderes  Rechls- 
buch  unter  dem  Titel  Distinctionen  herausgegeben  1571  v.  Poel  ein  an  n. 
Auch  halle  gegen  1310  der  Sachsenspiegel  von  Johann  von  Buch  eine 
mit  Rücksicht  auf  das  römische  Recht  ausgearbeilete  Glosse  erhallen,  die 
später  vermehrt  wurde.  1 2 3 4 ) 


1)  Neu  herausgegebrn  v.  Thüngen.  Heidelberg  1827  und  Möhler  in  Berlin  1838. 
S.  darüber  auch  G a u p p das  Magdeburg-Haitische  Recht  1829. 

2)  Neu  herausgegeben  v.  Orlloff  Jena  1830. 

3)  Gedruckt  hinter  dem  so  eben  angeführten  Rechtsbuch  nach  Distinctionen  S.  025. 

4)  Z&pfl  S.  38.  Eichhorn  II.  $.  281  fl.  III.  $.  443.  ThötlO— 15.  Walter 
$.  299  — 301  und  besonders  Hoineycr  Einleitung  zuin  Bd.  II  seiner  Ausgabe 
des  Sachsenspiegel». 
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2)  Unter  dem  Einfluss  des  Schwabenspiegels  entstanden  das  Stadt- 
rechtsbuch Rupprechls  von  Freisingen  (von  1328) , zu  dem  Spider  ein 
Landrechtsbuch  kam,  1 2 3 4 5 ) das  s.  g.  (kleine)  Kaiserrecht  in  vier  Büchern  1 ) 
und  andere  weniger  namhaft  gewordene.  *) 

D.  Zu  den  Hauptgegnern  des  römischen  Rechts  gehörte  der  Adel  und 
zwar  nicht  hlos  der  hohe,  sondern  auch  der  aus  den  Nachkommen  der 
allfreien  ritterlich  gebliebenen  Germanen.  Weil  schon  ihre  meisten  Rechts- 
verhältnisse durch  das  Lehenrechl  rcgulirl  wurden,  war  die  Anwendung 
des  römischen  Rechts  auf  dieselben  grösstentheils  ausgeschlossen.  Um  sich 
aber  vollständig  dagegen  zu  wahren,  jedoch  auch  aus  andern  Gründen 
machten  die  Adelslämilien  s.  g.  Hausgesetze,*)  durch  welche  insbe- 
sondere rücksichtlich  der  Ehe  und  des  Erbrechts  die  Grundsätze  des  römi- 
schen Rechts  ausgeschossen  wurden.  Es  gicng  hieraus  später  das  s.  g. 
Privatfürstenrecht  hervor. 

Man  hat  in  unsern  Tagen  oft  die  Frage  erhoben : ob  die  Receplion 
des  römischen  Rechts  ein  für  die  Kechlscnlwicklung  des  Vaterlandes  glück- 
liches oder  unheilbringendes  Ereigniss  gewesen  sei?  Manche  Verehrer  des 
germanischen  Rechts  glauben  das  letztere  oder  hallen  doch  die  Reception 
des  römischen  Rechts  nur  für  ein  nothwendiges  Uebel,  indem  cs  jedenfalls 
die  naturgemässe  selbstständige  Entwicklung  des  deutschen  Rechts  gehemmt 
habe*).  Aber  man  wird  mit  Recht  denselben  erwiedem  können,  dass, 
wäre  die  Anwendung  römischer  Rechtsgrundsälze  kein  Iiedürfniss  der  Zeit 
und  der  Rechtsentwicklung  Deutschlands  gewesen,  dieselbe  gewiss  nicht 
in  dem  Grade,  in  welchem  siestatlfand,  eingelrelen  wäre,  und  dass  sie  heil- 
sam war,  weil  sie  ein  vollkommeneres  und  der  allgemeinen  Freiheit  weil 
günstigeres  Recht,  als  das  germanische  war,  an  dessen  Stelle  setzte,  indem 
die  römischen  Rechtsgrundsälze  über  die  Sclavcrci  nicht  praetisch  wurden ; 
dass  die  genaue  Bestimmung  der  Rechlsbcgriffe  und  der  höchsten  leiten- 
den Grundsätze  des  Privalrechts  durch  die  Befolgung  des  römischee  Rechts 
viel  schneller  Platz  griff,  als  cs  ohne  dieselbe  geschehen  wäre;  dass  das 
Studium  des  römischen  Rechts  die  allgemeine  Humanilätsbildung  wesentlich 
förderte  und  dass  es  sonst  zu  einer  wahren  Wissenschaft  des  Rechts  in 
Deutschland  vielleicht  nie  gekommen  wäre,  wie  ja  in  Ländern,  wo  das  rö- 
mische Recht  nicht  recipirt  wurde,  diess  in  soweit  der  Fall  war,  als  dort 
nur  durch  die  Rückwirkung  der  Rechtswissenschaft  auf  dem  europäischen 

1)  Herausgegeben  ven  Maurer.  Stuttgart  1839. 

2)  Herausgegeben  v.  Senkenberg  in  dessen  Cor/iut  jurit  Germania  I.  T.  I.  S.  1 ff. 
u.  von  Ende  mann.  Kassel  1810. 

3)  Zöpfl  §•  4L  Eichhorn  *•  283.  Thöl  S-  17-  18. 

4)  Eichhorn  §.  428—429. 

5)  Zur  Klasse  dieser  Schriftsteller  gehören  aus  der  neuesten  Zeit  R e y sc  her  würtemb. 
Privatrecht  Bd.  I.  §.  26  folg.  Bcscler,  in  seinem  Buche:  Volksrecht  und 
J uri s ten recht  1843,  zum  Thcil  auch  Eichhorn  Bd.  III.  $.  444. 
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Festlande  eine  nach  wissenschaftlichen  Principien  verfahrende  Behandlung 
des  Rechts  statt  hatte;  dass  endlich  die  neueren  Völker  überhaupt  nie  auf 
die  hohe  Cullurslufe  gelangt  wären,  wenn  sic  nicht  die  Schriftsteller  des 
klassischen  Alterthums  zu  Lehrern  gehabt  und  die  Errungenschaften  der 
antiken  Bildung  sich  angeeignet  hätten.  (S.  oben  §.  86). 

Das  Rechlssludium  im  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahr- 
hundert '). 

195.  Neben  der  Entwicklung  des  Rechts  und  seiner  Quellen  nahm  die 
der  Rechtswissenschaft  ihren  eigenen  Gang  und  obwohl  das  römische  Recht 
zum  Behufe  der  Anwendung  gelehrt , schriftlich  bearbeitet  und  den  herr- 
schenden Doetrinen  gemäss  angewendel  wurde,  so  hat  doch  dessen  Stu- 
dium auf  den  Juristenfakultäten  der  sich  sehr  vervielfältigenden  Universitä- 
ten sowohl  in  als  ausser  Italien  seine  eigene  Geschichte.  Es  entstand  ein 
kluflartiger  Gegensatz  zwischen  der  Wissenschaft  und  dem  Leben,  der  seit- 
dem nie  aufgehörl  hat. 

Der  Zustand  der  Rechtswissenschaft  während  des  vierzehnten  und  liinf- 
zehnlen  Jahrhunderts  kann  kein  erfreulicher  genannt  werden  *).  Nach  der 
trefflichen  Schilderung  von  Savigny  Bd.  VI.  S.  1.  folg,  war  „das  neue  und 
fruchtbare  Leben  der  Wissenschaft,  welches  im  12.  Jahrhundert  einen  so 
erfreulichen  Anblick  gewährt  halte,  schon  um  die  Mitte  des  dreizehnten  wie- 
der erloschen  und  an  die  Stelle  einer  gebildeten  folgereichen  Thatigkeit 
eine,  unfruchtbare  geistlose  Arbeit  getreten.  Hätte  dieser  Verfall  ohne  Un- 
terbrechung fortgewirkt,  so  wäre  die  frühe  Wiedergeburt  der  Rechtswis- 
senschaft eine  vereinzelte  Erscheinung  geblieben  ohne  Einfluss  auf  die 
neuere  Zeit.  Allein  im  vierzehnten  Jahrhundert  erwachte  wieder  ein  neues 
Streben,  zwar  von  anderer  Art,  als  das  frühere,  auch  von  geringerem  Werth 
und  Erfolg,  aber  dennoch  hinreichend,  um  die  Thcilnahmc  wieder  in  Anspruch 
zu  nehmen  und  so  die  neu  entstandene  Rechtswissenschaft  in  ununterbrochener 
Fortpflanzung  lebendig  zu  erhallen,  bis  dieselbe  von  der  allgemeinen  W ieder- 
geburt  der  Wissenschaften  ergriffen  werden  konnte.  Aber  im  Allgemeinen  er- 
blickt man  doch  in  dem  Rechlsstudium  der  beiden  Jahrhunderte  die  traurigsten 
Zeichen  des  Verfalls.  Dieser  ist  nicht  sowohl  sichtbar  in  dem  Mangel  aller 
historischen  und  philologischen  Kenntnisse  der  Lehrer  (denn  an  diesen  gebrach 
es  auch  den  Glossatoren)  sondern  in  einem  ungebührlichen  Gebrauch  der 
dialectischen  Formen  der  damals  herrschenden  Scholastik,  die  so  gross  war, 
dass  man  über  den  Divisionen  und  Distinctionen,  Subdivisionen  und 
Subdislinklionen , Ampliationen  und  Limitationen  vergass,  nach  der  Her- 

1)  Das  Hauptwerk  ist  v.  Savigny's  Geschickte  des  römischen  Rechts  im  Mittel- 
alter,  der  6.  Band;  zu  vergl.  auch  Hugo  Geschichte  des  römischen  Rechts  seit 
Justinian  S.  16t— 19t.  Berryat  St.  Prix , Hittoire  det  drnit  rttmatn 
png.  300  ff. 

2)  Allgemeiner  wird  er  geschildert  v.  Savigny  a.  a.  0.  Cap.  4i  und  60. 
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kimfl  der  darin  verkleideten  Rechtsbegriffe  und  Hegeln  zu  tragen  und  dass 
so  der  Schein  von  WissenschalUichkeil,  der  aus  dem  fertigen  Gebrauch  jener 
Formen  entstand,  über  die  Leerheit  und  Ungründlichkeit  des  Inhalts  und 
über  die  fehlende  Anschauung  der  lebendigen  Rechtsverhältnisse  täuschte. 
Das  Wesen  dieses  verderblichen  Verfahrens  lässt  sich  am  besten  mit  dem 
Kamen  eines  leeren  Formalismus  bezeichnen  und  hat  die  nachtheiligsten  Fol- 
gen selbst  auf  die  Reehtsanwendung  gehabt  z.  B.  schon  durch  das  Ueber- 
handnehmen  der  Brocarda , d.  h.  willkührlich  fabricirler  abslrocler  Rechts- 
regeln, die  in  den  Rechlsquellen  nichts  weniger  als  begründet  waren.“ 

Das  Studium  hörte  auf,  ein  kritisches  zu  sein,  stall  auf  den  Text  der 
Quellen  wurde  jetzt  die  vorzüglichste  Aufmerksamkeit  der  Glosse  gewid- 
met'), man  stritt  sich  über  die  Richtigkeit  der  darin  enthaltenen  Ausle- 
gungen und  Sätze,  griff  sie  an  oder  vertheidigte  sie;  man  war  Gegner 
oder  Vertheidiger  derselben,  so  dass  die  Masse  der  Meinungen  und  des 
Geschriebenen  immer  grösser  und  schlechter,  zuletzt  ganz  unbezwingbar 
wurde.  Die  Zahl  der  Controversen  war  unendlich  geworden,  über  jede 
gab  es  von  einer  Menge  Juristen  vcrlheidiglc  entgegengesetzte  Ansichten 
und  im  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  war  die  Rechlsungewissheit, 
was  alle  diese  Fragen  betrifft,  fast  noch  grösser,  als  tausend  Jahre  früher, 
wo  Valentinin n’s  Citirgcselz  erlassen  wurde.  Man  bedurfte  wieder  ei- 
nes mechanischen  Mittels,  um  zu  sichern  und  festen  Entscheidungen  der 
Streitfragen  zu  gelangen  und  suchte  es  im  Constatiren  einer  sog.  communis 
opinio,  wofür  man  diejenige  Ansicht  erklärte,  wofür  sich  die  meisten  Au- 
toritäten anführen  liessen.  Und  dies  thal  inan  nicht  Idos  in  den  pracli- 
schen  Ausführungen  der  Consilia  und  Decisiones  (wovon  man  aus  diesem 
Jahrhunderte  eine  Masse  Folianten  besitzt)  sondern  selbst  auch  in  den  theo- 
retischen Schriften  der  weitläufigen  Repetitinnes  und  den  mehr  und  mehr 
sich  häufenden  Monographien.  „Alle  Originalität  der  Rechtslehrer  gieng 
verloren,  die  Autorität  berühmter  Vorgänger  verdrängte  die  eigene  Erfah- 
rung, und  die  Zusammenstellung  fremder  Meinungen  in  endlosen  Citaten 
wurde  die  Hauptarbeit  für  Lehrer  und  Schüler,  so  dass  es  schon  als  gros- 
ses Verdienst  gerühmt  werden  konnte,  wenn  zuweilen  in  diess  Chaos  von 
Citaten  etwas  Klarheit  und  Ordnung  gebracht  wurde.  So  entstand  eine 
von  Geist  und  Geschmack  ganz  cntblösle  *)  Weise  des  exegetischen  Un- 

1)  Ein  Schriftsteller  jener  Zeit  sagt:  tnalo  pro  tue  C/ossnni,  quam  texlutn,  quia 
tr.rf us  non  tarn  facile  intrat  in  Caput  judicis,  quam  (Huna.  Berry at 
St.  Prix  S.  298. 

2)  Als  Beispiele  mögen  dienen,  dass  A tberiens  Rosatc  •}■  1354  von  seinem  Re- 
pertorium Juris  sagt:  es  sei  liier  liians , weil  es  den  Leser  ergötze,  liier 
l Urans,  weil  es  inhaltschwer  schwer  und  liier  Hieraus,  weil  es  den  Leser 
von  seinen  lrrthtlinern  befreie.  Be r ry  a t p.  303.  ln  seiner  Stirn  nuptialis  sucht 
Nevizan  1 — 2 Cap.  darzuthun , dass  man  sich  nicht  vcrheiralhen  solle,  im  3., 
dass  man  es  tlion  soll.  Ebendas.  S.  306.  Von  der  Lage  der  Ehefrau  und  Matter 
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terrichts,  welche  für  die  einzig  richtige  galt,  so  dass  seihst  die  geist- 
reichsten Schriftsteller  es  nicht  hatten  wagen  dürren,  sich  darüber  weg- 
zuselzen. 

Es  gab  allerdings  in  den  damaligen  Rechlsschnlen  einen  Gebrauch,  der 
dazu  dienen  konnte,  einen  frischeren  lebendigeren  Geist  zu  erhallen,  näm- 
lich die  noch  aus  früheren  Zeiten  stammenden  Disputationes , welche  ge- 
eignet waren,  das  persönliche  Talent  glänzen  zu  machen.  Zu  denselben 
kam  eine  neue  Einrichtung,  die  der  Concurrrntea  auf  manchen  Rechlsschu- 
len  hinzu,  die  darin  bestand,  dass  dem  Lehrer  ein  förmlich  bestellter  Geg- 
ner sich  gegenüber  stellte  und  aus  dem  Stegreife  seine  vorgetragenen  Sätze, 
angriff  worauf  der  erste  sie  vertheidigen  musste.  Allein  alle  diese  Streit- 
Übungen  wurden  oft  mehr  mit  sophistischen  als  löblichen  Waffen  geführt 
und  arteten  nur  zu  oft  in  gehässige  Leidenschaftlichkeit  aus  1 ). 

Was  die  schriftstellerische  Thätigkeil  der  Heehtsgelehrten  dieser  Jahr- 
hunderte betrifft,  so  findet  man  in  ihr  eine  unerträgliche  Weitschweifigkeit 
und  vermisst  die  freigcwälillen  cigenthündichen  auf  gründlicher  Einsicht 
beruhenden  Bücherformen,  womit  zur  Zeit  der  Glossaloren  ein  schöner  An- 
fang zu  einer  eigentlichen  Litterntnr  gemacht  worden  war.“  Mil  vollem 
Recht  warf  Cujncius  im  sechszchntcn  Jahrhundert  den  Scribentcs  und 
Consiliatores  dieser  Periode  vor,  sie  seien  in  re  facili  verbosi,  in  di/ficili 
muti,  in  angustis  defusi *).  Es  gab  allerdings  einige,  die  über  ihre  Zeitge- 
nossen hervorragten , aber  sie  repriisenliren  immer  die  Geschmacklosigkeit 
ihres  Zeitalters. 

Als  Beiträge  zur  Dogmengeschichte  bieten  übrigens  die  Schriften  aus 
demselben  manniehfache  Belehrung,  indem  unendlich  viele  Theorien  der 
spätem  Zeit  in  ihnen  ihre  Wurzeln*)  haben.  Es  wird  dcsshalh  genügen, 
die  berühmtesten  Reehlslehrcr  dieser  Jahrhunderte  aufzuführen4);  diese 
sind : für  das  römische  Recht  im  vierzehnten  Jahrhundert  vor  allen  Barto- 
lus  f 1357  und  sein  Schüler  Baldus  i 1 100 l),  die  gewöhnlich  mit  einan- 


sagl  B»  r I o 1 u s »ie  sei : ante  partum  ouerosu,  in  parlu  dolorosa,  post  par- 
tum tu/toriosn  Eboinls.  S.  309.  Von  diesem  Keclilsgelchrlcn  ist  ein  juristi- 
sches Drama  berühmt,  nämlich  dessen  Quaestio  int  er  Virginem  Mariam  et 
Dinholum  de  genere  humnno. 

1)  Savign  y VI.  S.  18.  Ferner  Hl.  300  V.  27t.  g.  III.  293.  295.  300.  III.  332. 
Aehnlichkeil  mit  den  Streitübungen  der  Concurrentes  halten  im  18.  Jahrhundert 
die  in  manchen  kathulischcn  Ländern  abliehen  Conlroverspredigtcn. 

2)  Bcrryat  de  Prix  p.  313. 

3)  Savign  y S.  23. 

4)  Savign  v giebl  Nachrichten  über  einige  vierzig  Rechtsgolehric  der  beiden  Jahr- 
hunderte. 

5)  Savigny  Vf.  S.  137.  208. 

Die  sämmtllchcn  Werke  des  Bartolus  belaufen  sieb  auf  10  Bände  in  Folio 
und  sind  sehr  oft  gedruckt  worden. 
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der  genannt  die  höchsten  Autoritäten  auch  in  der  Praxis  waren,  so  dass 
man  die  ganze  Schule  sogar  die  der  Bartolisten  nennt;  im  canonischen  und 
im  Processrcchl  Joannes  Andreae  f 1348 '_),  welcher  pater  et  tuba  juris 
canonici  genannt  wurde.  Im  fünfzehnten  ragten  über  die  andern  hervor: 
Paulus  de  Castro  oder  Castrensis  f 1411,  Marinnus  Socinus  f 1467,  das 
Haupt  einer  ganzen  Jurislenfamilie  dieses  Namens,  Bartholomaeus  Caepolla 
1477,  dessen  Monographie  de  Servitutibuf.  noch  jetzt  von  Werth  ist,  Jason 
Maynus  f 1319,  und  der  glänzendste  Rechtslehrer  seiner  Zeit  Philippus 
Decius  f 1335.  Er  wurde  an  allen  Rechtsschulen  als  der  gefährlichste 
Concurrcns  gefürchtet 1 2 3 ). 

Eine  sehr  kleine  Zahl  von  Männern  begann  indessen  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  das  Studium  der  allen  Classiker  mit  dem  des  Rechts  zu  ver- 
binden und  die  ltechlsquellen  erilisch  und  philologisch  zu  behandeln  *). 
Es  waren  dies  vor  ajlem  die  zwei  berühmten  Philologen  Laurentius  Valla 
f 1465  und  Angelus  Politianus  und  der  Rechtsgelehrte  Ludov.  Bologni- 
cus4 5)  t 1508. 

Die  wahrend  der  zwei  Jahrhunderte  entstandenen  Rechtsschulen  oder 
Universitäten  sind  in  Italien  die  von  Pisa  1338,  Pavia  1361,  Turin  1412, 
Perugia  neu  privilegirt  1355;  in  Frankreich  die  von  Valence  und  Bourges  1464. 

In  Spanien  bestand  schon  seil  dem  dreizehnten  Jahrhundert  Salamanca, 
das  1422  neue  Statuten  erhielt. 

Portugal  erhielt  Coimbra  1309  (1311).  In  Deutschland,  entstanden  die 
Universitäten  von  Prag  1348,  Wien  1365,  Heidelberg  1386,  Cöln  1388,  In- 
golstadt 1410,  Rostock  1415,  (Loewen  1426),  Mainz  1441,  Basel  1459, 
Freiburg  1460  und  Tübingen  1477  ®). 

Auf  den  deutschen  Universitäten  kam  die  in  Italien  übliche  Lehrme- 
thode vollständig  in  Gang,  ja  es  wurden  anfangs  mehrere  italienische  Rechls- 
gelehrte  berufen,  die  sich  zum  Theil  einen  literarischen  Namen  machten, 
doch  glänzten  auch  einige  einheimische,  wie  z.  B.  in  Basel  Peter  v.  And- 
lau,  welcher  gegen  1460  durch  sein  freinhilhiges  in  anziehendem  Latein 
geschriebenes  Buch:  de  imperio  Romano- Gennanico,  libri  duo  der  erste 
namhafte  Schriftsteller  über  das  deutsche  Slaatsrecht  geworden  ist*). 

Unter  den  als  Schriftsteller  am  Ende  des  15.  Jahrhunderts  bekannt  ge- 
worden Juristen  sind  besonders  einige  Verfasser  von  Formularwerken  zu  nennen, 


1 ) Savigny  S.  96. 

2)  Savigny  S.  320.  342.  372.  397. 

3)  Hugo  163.  201.  205.  Savigny  VI.  433. 

4)  Den  letzteren  will  Savigny  (11)  VI.  360.  folg,  nicht  als  einen  Vorläufer  ei- 
ner besseren  Zeit  gelten  lassen,  wohl  aber  Hugo  S.  205. 

5)  Savigny  Bd.  111.  §.  152.  153. 

«)  Ueber  Peter  v.  Andlau  ist  zu  vergleichen  Ptltter  Litteratur  des  deutschen  Staats- 
rechts  I.  S.  77—60  und  Hugo  in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswis- 
senschaft 1.  S.  346. 
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wie  der  Stadlschreiber  Riederer  zu  Freiburg,  dessen  Rhetorica  und 
Sebastian  Brandt,  dessen  ihm  zugeschriebener  richterlicher  Klagspiegcl,  so- 
wie Ulrich  Tengler,  dessen  Layenspiegel  noch  lange  Zeit  im  16.  Jahrh. 
allgemein  verbreitete  Bücher  waren.  1 2 3 ) Von  weit  grösserer  Bedeutung  sind 
die  französischen  Praktiker  dieser  Zeit.  Der  noch  dem  dreizehnten  Jahr- 
hundert angchörende  Wilhelm  Durantis  t 1296,  dessen  Speculum  Judiciale 
eine  Hauplquellc  der  Rechtspraxis  auch  ausserhalb  Frankreich  wurde;*) 
der  als  Parlamentsrath  zu  Grenoble  gestorbene  frühere  Rechtslehrer  Gui 
Pape  ( Guido  Papae)  dessen Decisiones  Gratianopolitanue , auf  die  prakti- 
sche Entwicklung  des  römischen  Rechts  in  Frankreich  von  grossem  Ein- 
fluss waren.  Bouteiller's  *)  Somme  rurale  verfasst  um  das  Jahr  1400  war 
ein  weiterer  Fortschritt  zur  Bildung  eines  Systems  des  gemeinen  Rechts 
in  Frankreich  und  erhielt  das  grösste  praktische  Ansehen,  so  dass  das 
W’erk  ins  lateinische  und  selbst  in  das  flamandische  übersetzt  wurde. 

Andere,  Frankreich  angehörende,  einflussreiche  Werke  aus  diesen 
Zeiten  sind:  Decisiones  von  Jean  Desmarels  t 1338;  der  Styl  du  Par- 
lament von  Dubreuil  f 1344,  das  Grand  Coutumier  aus  der  Zeit  Karls  VI., 
der  Institutionencommentar  von  Joh.  Faber  t 1340  und  die  Practica 
Forensis  von  Masuer  + gegen  1450.  4) 

Capilel  V. 

Blicke  auf  die  Rechtsentwicklung  der  einst  nicht  zur  Monarchie  Carls  des  Grossen 
gebärenden  christlichen  Linder  Europas  im  Mittelalter. 

I.  Blicke  auf  die  Rechlsenlwicklung  Spaniens  und  anderer 
südlicher  Länder  im  Mittelalter.  ’) 

105.  Die  Entwicklung  des  Rechts  in  Spanien  ist  so  eigentümlich, 
dass  noch  in  der  neusten  Zeit  in  diesem  Lande  selbst  darüber  gestritten 


1)  S.  über  diese  Schriftsteller  Zöpfl  $.  54. 

2)  Er  hiess  desshalb  der  Speculalor  s.  über  ihn  Savigny  Bd.  V.  §.  171. 

3)  Eine  sehr  lobenswcrthe  Notiz  Ober  Boutciller  (heilte  kürzlich  Paillard  mit 
in  der  /fihliothei/ue  de  l'Ecole  des  Charles , Serie  11.  Bd.  IV.  p.  89  — 139. 

4)  Des  Verf.  französ.  Staats-  und  Rcchtsgcschichtc  11.  §.  31—33. 

1)  Zöpfl,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  11.  §.  47.  48.  Literatur  bei  Mitte  r- 
maier,  deutsches  Privatrecht  Jj.  43  n.  Als  die  besten  in  Spanien  über  die.  Rcchts- 
gcschichtc dieses  Landes  geschriebenen  Werke  sind  bekannt  Marino  Easayo 
historico  - eritico  sohra  Legistacion  etc.  edit.  2.  1843  und  Zuaznavar, 
Easayo  historico  critico  sohra  Legistacion  de  Navarra  1817 — 29.  3 S. 
Dazn  kommen  nun  die  guten  Einleitungen  zu  den  verschiedenen  spanischen 
Rechts-  und  Gesetzbüchern  in  der  seit  1847  erscheinenden  Sammlung  Les  Codi- 
gos  Espagaoles  concordatos  y anaotados  jetzt  12  Bde.  fol.  ln  Deutschland 
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wird,  in  welchem  Verhiiltniss  die  verschiedenen  auf  einander  folgenden 
KechlSquellen  zu  einander  sichen.  Man  findet  vom  eilten  Jahrhundert  an 
allgemeines,  provineiellcs  und  städtisches  Lokalrechl  neben  einander,  ohne 
dass  es  imitier  fcslsteht,  welches  dem  andern  derogire  und  in  wie  fern 
die  späteren  Gesetzbücher  die  früheren  aulheben  oder  nicht?  Die  mit  dem 
Lex  fFisigothorum  beginnende  spanische  Rechtsgeschichte  durchlief  im 
Mittelalter  verschiedene  legislative  Stadien  und  zwar  ein  erstes  bis  zur 
Redaktion  des  Rechtshuchs  der  Siete  Purtidas  v.  1263;  ein  zweites  kür- 
zeres von  da  bis  zu  den  Verordnungen  von  Alcala  1318.  ein  drittes  von 
diesem  bis  zu  den  L.eyes  de  Toro  von  7.  März  1305  und  endigt  erst  1567 
mit  der  Gesetzgebung  Philips  II.  in  der  Xueva  Rccompilacion.  Das  aus 
römischen,  kanonischen  und  germanischen  Elementen  unter  dem  Einfluss 
des  Clenis  gebildete  westgothische  Gesetzbuch  blieb  auch  in  den  von 
den  Mauren  eroberten  Thcilen  Spaniens  (als  Recht  der  Besiegten)  in  Kraft. 
Es  erhielt  bald  den  Namen  Forum  judicum  und  wurde  als  Fuern  Iu;go 
ins  Spanische  übertragen.  1 ) Die  christlichen  Könige  (von  Leon  und  Cas- 
tilion) ertheilten  nicht  nur  den  verschiedenen  Provinzen  und  zwar  den 
wiedergewonnenen  sogleich  nach  ihrer  Befreiung,  die  allgemeine  Freiheit 
und  neben  ihr  zugleich  das  Vasallenthum  organisirendc  Rechtsslalulen, 
sondern  gaben  auch  den  einzelnen  Gemeinden  namentlich  den  Städten  Ge- 
setze. Alle  führen  den  Namen  Fueros  (Fora),  sind  theils  Land,-  llieils 
Sladtrechle  und  enthalten  gewöhnlich  aufgezeichnctes  Gewohnheitsrecht, 
doch  auch  Privilegien  und  Freiheitsbriefe,  oder  im  Verlauf  der  Zeit  ver- 
anstaltete mit  königlicher  Bestätigung  versehene  Aufzeichnungen  des  ge- 
summten geltenden  Provineial-  oder  Lokalrechts.  *)  Die  berühmtesten 
Fueros  sind  die  der  Städte  Leon,  Villavicencia,  Noxcra,  Sepulveda,  Lo- 
grono,  Salamanca,  Toledo,  Mndrid  u.  s.  w.  Unter  den  Provineial-Fueros 


haben  Ober  die  Geschichte  des  spanischen  Rechts  geschrieben  Gans,  Erbrecht 
III.  S.  332  folg.  Lembkc,  Geschichte  von  Spanien  B.  I.  S.  und  Schäfer 
II.  II.  S.  412  folg.  Eine  Ucbersicht  gibt  Tcjada  in  der  Zeitschrift  lür  die  Ge- 
setzgebung und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  B.  XI.  S.  380.  Belehrend  ist 
eine  andere  v.  llaenel  in  derselben  Zeitschrift  XVI.  331.  Ein  wenig  brauch- 
bares Buch  ist  die  kürzlich  erschienene  Geschichte  des  spanischen  Rechts  v.  H. 
v.  Braue  Kitsch,  Berlin  1852.  Neue  spanische  Werke  aber  die  Geschichte  des 
spanischen  Rechts  schrieben  Sanchcz  1848,  Senipere,  AntcqUcra 
und  Romero  1819.  Ortit  de  Zuratn  1615.  Vergl.  auch  Labouiayc  und 
Wolowski,  Revue  de  Ldgithttinn  v.  1843.  B.  I.  S.  I fedg. 

1)  In  der  Sammlung  Lnt  Cndigot  ist  der  lateinische  Text  desselben  gedruckt  S.  I, 
der  altspanisehe  S.  97.  Jenem  geht  ein  erster  Titel:  de  Rtectinue  prinei- 
piim  voran,  der  in  den  bekannten  Ausgaben  der  Lex  IFieignthnrum  sich 
nicht  findet. 

2)  Pie  verschiedenen  Bedeutungen  des  Wortes  FuCros  sind  gut  erklärt  in  Schä- 
fers Geschichte  v.  Spanien  II.  S.  418  folg. 
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werden  als  die  ältesten  genannt  der  von  Leon,  welcher  auch  in  Asturien 
und  Gallizicn  galt  (v.  1020  an),  der  von  Caslilien,  dessen  Anfang  in  das 
Jahr  1017  zurückgeht  und  der  durch  Gesetze  vermehrt  im  Jahr  1250  vom 
König  D.  Pedro  als  Fuero  viego  de  Custilla  bekannt  ist. 1 ) Ausser  den  Fuc- 
ros  wurden  bald  die  königlichen  Verordnungen  ( Ordinanzas  reales)  eine 
reichlich  messende  Rechtsquelle.  Unterdessen  hatte  man  angefangen,  das 
juslinianeischc  Recht  in  Spanien  anzuwenden  und  aus  dem  Nebeneinander- 
beslehen  dieser  verschiedenen  Rechtsquellen  gieng  eine  grosse  Rechtsun- 
sirherheil  hervor,  welcher  nach  dem  Verlangen  der  Cortes  durch  ein  un- 
ter König  Ferdinand  begonnenes  und  von  Alphons  dem  Weisen  1254  vol- 
lendetes Werk  ein  Ziel  gesetzt  wurde.  Es  ist  den  verschiedenen  gelten- 
den Rechlsquellen  entnommen  und  führt  den  Titel:  £7  fuero  real  de  Espana, 
ward  jedoch  nicht  als  ein  von  den  Provinzen  und  Städten  nolhwendig  zu  be- 
folgendes königliches  Gesetzbuch  vorgeschrieben.  *)  In  den  andern  neu 
gebildeten  von  eigenen  Königen  regierten  christlichen  Staaten  von  Navarra  3) 
und  Arragonien  galt  der  Fuero  juzgo  ein  Provincial  und  verschiedene 
Sladlrechte;  in  Catalonien  bis  1137  nur  der  Fuero  juzgo,  nach  dessen 
Vereinigung  mit  Arragonien  aber  das  Recht  dieses  Landes  und  eine  ge- 
wohnheitsrechlliche  Compilation , die  unter  dem  Namen  der  Usnticos  oder 
Usages  bekannt  ist.  In  dem  1240  eroberten  Vallencia  wurde  catalonisches 
und  arrugonisches  Recht  befolgt.  König  Alphons  führte  für  sein  König- 
reich Leon  und  Castilien  aber  noch  einen  grösseren  Relbrmplan  aus,  er 
liess  1255  ein  umfassendes  Reehlsbuch  in  sieben  Theilen  (dessen  erster 
Entwurf  Septenaria  genannt  wird),  durch  eine  Commission  von  Rechlsge- 
lehrlen  abfassen , an  dem  er  selbst  milarbeitete.  Es  ist  das  unter  dem 
Titel  der  Siete  Partidas  bekannte  den  Pandekten  nachgebildete,  wie  es 


J)  Er  hat  noch  andere  Namen,  z.  B.  den  des  Fuero  di  flurgos  und  ist  gedruckt 
in  der  Sammlung  der  Codigos  B.  I.  S.  27  folg.  S.  Gans  S.  376.  Er  besteht 
aus  5 Büchern  und  33  Titeln. 

Eine  Darstellung  des  Rechtssystems  der  Fueros  des  zwölften  Jahrhunderts  in 
Umrissen  gibt  Schäfer  S.  420.  514.  Der  Fueros  von  Noxcrrn  (1174)  enthält 
ein  sehr  ins  Einzelne  gehendes  Compositionssyslein-  Suaznarar,  I.  S.  217  folg. 

Eine  neue  Sammlung  der  Texte  derselben  veranstaltet  Thomas  Munoz  y Ro- 
niero : Collection  di  fueros  munici pulet  y enrtus  pu/iticos  de  lu  Reynes 
de  Custilla , Leon  Aragon  y Navarra  I.  /.  Madrid  1847.  4. 

2)  Er  ist  gedruckt  in  R.  I.  der  Codigos  S 340  nach  einem  andern  aus  derselben 
Zeit  stammenden  Reehlsbuch,  welches  den  Titel  La  leget  de  Estilo  führt 
(S.  305.)  worauf  folgen:  Alclandalas  Cod.  Vll  208  und  die  Lcyesnue- 
vas  VII  215. 

3)  Eine  Geschichte  des  navarresischen  Rechts  gibt  Suaznavar ; sehr  alte  Fueros  eind 
abgedruckt  im  B.  II  S.  150  folg,  als:  I.  370  Nuxcra  1174.  II.  158  Antonnana 
1220.  III.  168  Bernedo  1220.  IV.  167  Estella  1220.  V.  100  La  Guardia  1203. 
VI.  104  Laragga  1231.  VII.  185  Larann  1230.  VIII.  107  Logrono  1133. 
IX.  204  Los-Arcos  1213.  X.  205  San -Sebastian. 
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scheint  1263  vollendete  Rechtsbuch , 1 * 3 4 ) auf  welches  die  Spanier  sehr 
stolz  sind.  König  Alphons  machte  nach  ihm  noch  ein  kleines  Werk,  das 
er  Especolo  *)  nannte. 

Das  kanonische  und  justininneische  Recht  haben  auf  die  Abfassung 
der  Siete  Partidas  den  grössten  Einfluss  gehabt,  doch  ist  auch  das  natio- 
nale Reeht  aus  den  früheren  Quellen  darin  aufgenommen.  *)  Allein  auch 
dieses  umfassende  Rechlsbuch  ward  nichl  als  eine  absolut  zu  befolgende 
Gesetzgebung  vorgeschrieben  und  kam  erst  zu  einer  durchgreifenden  Gel- 
tung in  Folge  der  von  den  Cortes  v.  Alculu  angenommenen  Verordnung 
des  Königs  Alphons  XI.  im  Jahr  1318.  Eine  unmittelbare  Anwendung  des 
justinianischen  Rechts  sollte  nicht  mehr  slnttfinden,  doch  dauerte  sie  fort 
so  wie  die  der  früheren  Gesetze  und  Reehlsbücher,  namentlich  auch  des 
Fuero  Juzgo,  Jene  wurde  jedoch  1-196  durch  Ferdinand  und  Isabella 
wieder  gestattet  und  zwar  Bartolus  und  Baldus  als  Autoritäten  zu  folgen 
erlaubt. 1 ) Diese  Regenten  erliessen  für  ihre  beiden  vereinten  Königreiche 
viel  einzelne  Gesetze,  von  welchen  81  als  ein  Ganzes  unter  der  Benen- 
nung der  Leyes  de  Toro  den  T.  März  1505  proclamirt  wurden,  5 6 7)  darin 
wurden  die  Verordnungen  von  Alcala,  der  Fuero  real  und  die  Siete  Par- 
tidas nochmals  eingeschärll,  den  Schriften  des  Barlolus  und  Baldus  aber 
ihre  Krall  als  Autorilälsrecht  entzogen.  Dem  ungeachtet  blieb  der  Rechts- 
zusland  unbefriedigend;  allein  Carl  1.  (in  Deutschland  Carl  V.)  befahl  die 
Fertigung  einer  neuen  Sammlung,  die  aber  erst  unter  Philipp  II.  156T  zu 
Stande  kam,  als  Nueva  (auch  wohl  Novissima)  Recopitulacion  de  las  leyes 
de  Espatui  sanctionirt  wurde  und  eine  durchgreifende  Reform  des  gelten- 
den Rechts  sein  sollte.  *) 

106.  II.  Die  Rechtsentwicklung  des  durch  die  spanischen  Könige  von 
den  Mauren  wieder  eroberten  Portugals1),  dessen  zweiter  Regent  Alphons 


1)  Von  der  Siete  Partidas  isl  eine  besondere  Ausgabe  1807  in  3.  Bdcn.  erschienen 
und  im  Bd  II.  u.  IV.  der  Codigos  eine  mit  einer  Glosse,  vielen  Anmerkungen, 
Vergleichungen  zum  Theil  in  lateinischer  Sprache  und  einer  geschichtlichen 
Einleitung. 

Eine  neue  Ausgabe  derselben  erschien  1843.  S.  bibliographische  Wochenblatt 
des  El  Commercio  v.  1852  VIII.  1376. 

*)  Gedr.  in  VI.  Bd.  d.  Codigos;  Ein  Grdinamento  de  let  Tafertas  v.  1276  im 
VII  Bd.  S.  235. 

3)  Eine  kurze  Inhaltsangabe  der  sieben  Thcilc  der  Siete  Partidas  hat  Zöpfl 
$.  47. 

4)  Gans,  S.  382. 

5)  Gans,  S.  382.  S.  auch  Assoij  Manuel , Institutiones  Int.  p.  105—6.  B.  VI 
der  Codigos  S.  549  und  Hanoi  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechts- 
wissenschaft des  Auslands  B.  4.  S.  416. 

6)  Diese  nueva  recopitulacion  findet  sich  im  B.  XI  der  Codigos. 

7)  Wir  folgen  den  sehr  guten  Mittheilungeil  über  das  portugiesische  Recht  die 
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I„  Sohn  des  Burgundisohen  Grafen  Heinrich  (1060 — 1112)  den  Königstitel 
annahm,  stimmt  im  Ganzen  mit  der  in  Spanien  überein.  Vor  der  mauri- 
schen Eroberung  war  die  Lex  Wisigothorum  (der  Fuero  Iuzgo)  das  allge- 
meine Recht  des  Landes,  zu  dem  aber  später  Gesetze  der  Cortes,  zuerst 
der  von  Lamego  1143'),  enthaltend  Bestimmungen  über  die  Thronfolge, 
den  Adel  und  die  Rechtspflege,  dann  Gesetze  von  Coimbra  1211  und  Lieiria 
von  1254  von  noch  allgemeinerem  Inhalt  hinzukommen 1 ).  Ausser  densel- 
ben gab  es  aber  eine  grosse  Menge  Localrechle  (Foraos),  in  ihrer  ersten 
Verfassung  den  Stadtrechten  des  Mittelalters  ähnlich,  die  als  Privilegien 
und  Freiheitsbriefe  den  Stadt-  und  Land-Gemeinden  der  Bevölkerung  sehr 
werth  waren*).  Allmählich  fand  aber  besonders  durch  den  Einfluss  des 
Reehtsgelehrlen  Joannn  de  Regras,  eines  Schülers  des  Bartolus  das  justi- 
nianeisehe  Recht  Anwendung4)  und  trat  unter  der  Regierung  von  Dieniz  (zwi- 
schen 12T9 — 1325)  fast  ganz  an  die  Stelle  des  Fuero  Iudzgo,  ohne  diesen 
jedoch  förmlich  aufzuheben  und  den  Foraos  wesentlichen  Eintrag  zu  thun. 
Dann  galten  die  knnonistische  Sammlung  Gratians,  die  Decrelalen  Gregors 
IX.,  und  der  Liber  sextus  Bonifaz  VIII.  als  Reichsrecht.  Dem  Könige  stan- 
den die  Cortes,  bestehend  aus  der  hohen  Geistlichkeit,  dent  sehr  zahlrei- 
chen und  stufenweis  gegliederten  Adel  (Ricos  Ho  mens)  und  die  Ver- 
treter der  Gemeinden  gegenüber  und  hatten  einen  wesentlichen  Einfluss 
auf  die  Gesetzgebung5),  vor  Allem  aber  die  Geistlichkeit,  mit  welcher 
mehrere  Könige  des  Landes  und  zwar  nicht  immer  glücklich  die  heftigsten 
politischen  Kämpfe4)  zu  bestehen  hatten  und  Vereinbarungen  ( Concordias ) 
schliessen  mussten.  Lange  war  das  Iheocralisehe  Princip  im  portugiesi- 
schen Rechte  vorherrschend.  Im  vierzehnten  Jahrhundert  kamen  aber  iin- 


Schäfcr  in  seiner  vortrefflichen  Geschichte  von  Portugal  t.  I und  II  (1930  und 
1930)  nach  den  bewährtesten  portugiesischen  Hechtshistorikern  u,  d.  Quellen  ge- 
geben bat,  besonders  nach  der  Vorrede  der  1792  zum  erstenmal  gedruckten  Ge- 
setzgebung Alphons  V.  und  der  tynoptit  Chronologien  d.  tnhtidiot  pnru  Hi- 
ttorin v.  Anastasio  Figurido  T.  I.  I.isboa  1790.  Ausführliche  Literarnotizcu 
Aber  das  portugiesische  Hecht  S.  bei  Mittcrmaicr  §.  7.  n.  8.  Lateinisch  geschrie- 
ben sind  eine  Geschichte  und  Institutionen  des  portugiesischen  Rechts  v.  Milli 
F ei  rerius,  1794. 

1)  Schäfer  I.  142. 

2)  Schäfer  I.  142,  220.  II.  39. 

3)  Schäfer  1.  S.  238—297. 

4)  Schäfer  I.  83 — 87.  Es  war  schon  zur  Zeit  Alphons  1IL  1248 — 97  ein  kurzes 
Lehrbuch  des  römischen  Hechts  in  portugiesischer  Sprache  aus  Justinians  Pandec- 
ten  und  Institutionen  geschöpft  geschrieben  worden.  Auch  ward  die  Stiftung  der 
Universität  Coimbra  1288  von  grossem  Einfluss.  Schaefer  II.  90. 

5)  S.  bei  Schaefer  II.  1 — 109  dessen  überaus  lehrreichen  Rückblick  auf  das 
Staatswesen  in  Portugal  vom  Regierungsantritt  des  Königs  Diniz  bis  zum  Erlö- 
schen der  rechten  burgundischcn  Linie. 

6)  Schaefer  I.  S.  148,  188,  231.  II.  45. 
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ter  D.  Jounno,  den  die  Cories  1383,  als  das  Reich  an  die  Könige  von  Ca- 
slilien  kommen  soillc,  zum  König  gewählt  hatten,  viele  allgemeine  Gesetze 
zu  Stand,  desgleichen  unter  seinem  Sohne.  Auf  sie  folgte  das  auf  Ansu- 
chen der  Cories  schon  unter  Joonno  begonnene  alles  umfassende  Gesetzbuch 
(die  Ordinacoens)  des  Königs  Alphons  V.  v.  1146.  In  demselben  wurden 
alle  als  zweckmässig  beibehallenen  Gesetze  seiner  Vorgänger  mit  aufge- 
nommen ’).  Die  Quellen,  aus  welchen  die  alphousinische  Gesetzgebung  ge- 
schöpft ist,  sind  nach  Schacfcr  S.  462  theils  einheimische  und  vaterländi- 
sche (Fontes  internas)  theils  fremde  (fontes  exlemas).  Zu  jenen  gehören 
die  allgemeinen  Gesetze,  die  Capitulos  der  Cortes,  die  Forans  und  das 
Gewohnheitsrecht,  (Coslumes  et  Usos),  zu  diesem  das  justininneische Recht 
mit  den  Glossen,  die  Siete  Partidas  und  das  canonische  Recht.  Die  s.  g. 
Vergleiche  der  Könige  Diniz,  Pedro  und  Joonno  I.  mit  der  Geistlichkeit 
schlicssen  sich,  obwohl  in  gewisser  Hinsicht  zu  den  ersten  gehörend,  doch 
ihrem  Wesen  nach  mehr  den  letzten  an*).  Die  Siete  Partidas  waren  schon 
lang  in  die  Landessprache  übertrugen,  und  eine  Quelle  aus  der  man  manche 
Bestimmungen  wörtlich  herüber  nahm.  Für  subsidiäre  Kechtsi|üellen  wur- 
den das  Römische  und  Canonische  Recht  erklärt.  Das  olphonsinische  Ge- 
setzbuch ist  nach  dem  Muster  der  Decrelensanmilung  in  lünf  Bücher  und 
entsprechende  Titel  eingetheilL 

III.  In  Oberitalien1 2  3 4 5)  waren  die  Lombarda,  das  römische  und  das  ca- 
nonische Recht  die  allgemeinen  Quellen.  Neben  denselben  hallen  aber  die 
Städte  ihre  Statuten,  die  bedeutendsten  derselben  sind  die  von  Pistoja  von 
1107,  1161,  Genua  1113,  von  Pisau,  Ferrara  von  1208,  Modena  von  1213, 
Mailand  von  1216,  Verona  von  1228.  Sie  bestehen  aus  lombardisch-ger- 
manischen und  römischen  Elementen.'*) 

Eine  eigene  Entwickelung  hatte  das  Recht  von  Neapel*)  und  Sicilien. 


1)  Scliacfer  II.  461.  Ausgabe  v.  Coimbra  aus  dem  Jahr  1792. 

2)  In  wie  weit  die  nlphonsnisclic  Gesetzgebung  aus  allen  diesen  Quellen  geschöpft 
ist  fuhrt  Schacfcr  S.  465  aus. 

3)  Literatur  bei  Mittcrmaior  43.  n.  3.  Hauptschrirtslcller  über  die  Rechtsge- 
schichtc  Italiens  sind  Gigliotti,  dittertationi  Luna  1817;  Sclopis  IJisto 
ritt  della  legitlation  de  Italia.  11.  Bd  Torino  1840/4.  Forti  liltri  due 
delte  Imtitutione  civile  Firenze  1841,  Cibrario,  della  oconomia  ftoli- 
tica  del  medio  evo.  Torin.  Eine  Rechtsgeschichte  von  Sicilien  schrieb  Clarenza. 
1839.  Unter  den  deutschen  Schriftstellern  sind  zu  vergleichen  die  sogleich  an- 
zugebenden, Gans,  v.  Raumer,  Zocpfl  u.  a. 

4)  Gans  S.  232  — 310.  Dieser  Schrifsteller  giebt  hier  eine  ausführliche  sehr  ins 
Einzeln  gehende  Darstellung  des  Familien-  und  Erbrechts,  der  meisteu,  zum  Theil 
nicht  gedruckten  Statularrechte  Oberitaliens.  S.  ferner  v.  Millcrmaicr  in  der 
Zeitschrift  f.  Gesetzgebung  u.  R.  W.  des  Auslandes  XIII.  S.  90.  XVII.  89. 

5)  Gans,  S.  310 — 332.  Torclli,  Lesioni  di  diritto.  Neapel  1834. 
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Es  gab  auch  in  diesem,  von  den  Normannen  gegründeten  Königreiche  thcils 
allgemeines  Hecht,  thcils  Localrechte.  Das  Lchnrccht  war  lombardisch. 
Das  juslininneische  Recht  ward  bald  allgemein  pruclisch,  Kaiser  Friedrich 
II.  liess  aber  ein  von  seinem  Kanzler  Petrus  de  Vineis  ausgearbeitetes  allge- 
meines Gesetzbuch  im  Jahre  1231  sanclionircn , welches  sehr  ins  Einzelne 
gehende,  grösstentheils  von  ihm  selbst  herrührende  Satzungen,  llieils  nach 
römischen  und  canonischen,  thcils  nach  germanischen  Rechtsgrundsälzcn 
und  zwar  über  alle  Zweige  sowohl  des  Privat-  als  des  öffentlichen,  jedoch 
vorzugsweise  des  Crirainal-  und  Processrechls  enthalt  und  aus  111  Büchcru 
mit  172  Titeln  besteht ' ). 

II.  Blicke  auf  die  Rechlsenlwicklung  Grossbrittaniens  im 

Mittelalter  1 2 ). 

107.  Nach  der  Eroberung  Englands  durch  die  Angelsachsen  gab  es  in 
Grossbrillanicn  mit  Hinzurechnen  Irlands  vier  Rechlsgebiete:  die  drei  ersten 
sind  das  des  alten  durch  römische  Cullur  humanisirlen  Landes  der  Britten 
oder  Wales ; das  der  Angelsachsen,  welches  in  verschiedene  Königreiche 
zerfiel1),  und  Schottland.  Das  erste  und  zweite  Gebiet  sind  die  für  die 
Rechlsenlwicklung  der  Insel  bei  weitem  wichtigeren. 

A.  Die  Rechtsgeschichte  des  zweiten  beginnt  mit  der  Aufzeichnung 
des  sächsisch-germanischen  Rechts,  das  sogleich  fortgebildet  wurde  durch 
Anordnungen  der  angelsächsischen  Könige ; seine  Denkmale  sind  die  s.  g. 
Leyes  Anglosaxonum. 

Die  älteste  Sta  tsordnung  der  Angelsachsen  war  die  bei  den  Germa- 
nen übliche  Gau  Verfassung.  An  der  Spitze  eines  Gaues  stand  ein  Prin- 


1)  Raumer,  Geschichte  der  Hohenstaufen  III.  462 — 555  giebl  ein  System  der  ge- 
summten Gesetzgebung  Friedrichs  II.  in  Sicilien,  Zuepfl  $.  16  eine  Inhaltsangabe 
jedes  der  III  Bücher.  Es  ist  mehrmals  besonders  gedruckt  und  im  Codex  Le- 
Kttm  \n\\<junrum  v.  Lindenbrog  p.  691  und  Canciani  lege»  Barhuror.  p.  300. 
Aus  dem  Anfang  der  Vorrede  Friedrichs  II.  hat  wohl  der  Verf.  des  s.  g.  Schwa- 
hcnspiegels  den  Eingang  zu  seinem  Rechtsbuch  genommen.  Eiuc  kurze  Rechls- 
gcschichte  v.  Corsika  entnommen  aus  umfassenden  Darstellungen  corsischer  Rcchts- 
gelehrten  findet  sich  in  Foeli-v,  Revue  Btrungere  v.  J.  1843.  8.  50.  056. 
883.  »86. 

1)  Literatur  bei  Miltcrmaicr  a.  a.  0.  §.  43.  n.  2.  u.  besonders  Lappenberg,  Ge- 
schichte v.  England  Hamburg  1836. 

Schmid,  die  Gesetze  der  Angelsachsen,  Leipzig  1832.  Crabb',  Geschichte 
des  englischen  Rechts,  deutsch  v.  Schitflrer.  Stuttg.  1842.  Philipps,  angelsäch- 
sische Rechtsgeschichte  1825  und  englische  Reichs-  und  Rechtsgeschichte 
1827  neustens  Kcmblc  tlie  Saxons  in  England  1849 ; deutsch  v.  Brandes  1853. 

2)  lieber  die  Stellung  der  siegenden  Germanen  über  die  Britten  siud  zu  verglei- 
chen: Lappenberg,  Geschichte  v.  England  I.  S.  65.  folg.  u.  Gaupp,  Ger- 
manische Ansiedlungen  S.  538.  ff. 
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ceps;  das  Gaugebiet  zerfiel  in  Vici,  welchen  Villici  vorstanden.  Im 
Kriege  wählte  man  sich  einen  Heerführer  (Dux)1 2 3). 

Aus  der  staatlichen  Einigung  vieler  Gauen  unter  den  Gefolgsherm 
Hengist  und  Horsa  gieng  schon  im  fünften  Jahrhundert  455  das  Kö- 
nigreich Kcnt  hervor.  Aella  gründete  491  das  Königreich  Sussex  (Süd- 
sachsen) Ardic  519  das  von  Wessex  (Westsachsen)  Erkenwin  524 
Essex,  Ida  und  Deira  547,  559  Northumberland,  Offa  559  Ostan- 
geln und  Creoda  585  Mercia.  Durch  den  päbstlichen  Missionär  Augusti- 
nus wurden  die  Angelsachsen  zum  Christenlhum  bekehrt.  Im  Anfang  des 
neunten  Jahrhunderts  (802 — 838)  wurden  die  sieben  Königreiche  zu  ei- 
nem verschmolzen  *). 

Der  Slaalsverband  war  eine  Friedenseinigung.  Der  König  war  Kla- 
ford  und  Mundbora  des  ganzen  Volkes,  d.  li.  Führer  der  Kriegsmacht  und 
Bewahrer  des  Friedens.  In  der  Ausübung  seiner  Gewalt  war  er  an  die 
Zustimmung  des  Witenngemot  d.  h.  einer  Versammlung  der  optima- 
les, principes,  mmjnates,  proceres  u.  s.  w.  gebunden.  Das  Witcnagemot 
bildete  das  höchste  Gericht.  Die  Gauen  standen  unter  Comites  und  Vice- 
comites  ( Eatdormms  und  Scirgere/a's)  hiessen  daher  Grafschaften  oder 
Shiregemeindcn,  die  in  eine  unbestimmte  Zahl  von  Hundcrschaltsgemein- 
den  und  diese  in  Zehnschaften  mit  Vorständen  zerfielen  *). 

Die  unter  dem  Einfluss  der  Geistlichkeit  stehende  Aufzeichnung  der 
Volksrechte  wurde  durch  das  Bedürfniss  der  Rechtsgewissheil  und  einer 
festeren  Staatsordnung  veranlasst.  Sie  enthalten  kein  vollständiges  Rechtssy- 
stem , sondern  meistens  Anordnungen , welche  die  Aufrechthallung  des 
Friedens  bezweckten,  die  Unterdrückung  des  Fchderechts,  die  Ordnung 
des  gerichtlichen  Verfahrens;  die  Bestimmung  der  Bussen  und  Wetten 
u.  s.  w.,  gelegentlich  auch  Bestimmungen  über  die  Standesunterschiede,  das 
Familiensehutzrechl  (Mundium)  und  das  Erbrecht,  ferner  polizeiliche  Ver- 
fügungen z.  B.  zur  Unterdrückung  der  Diebstähle,  die  Feststellung  einer 
Gesammtbürgschafi  der  Gemeinden  für  die  an  Fremden  begangenen  Ver- 
brechen durch  Mitglieder  derselben,  sowie  Rechtsnormen  über  kirchliche 
Verhältnisse4). 

Die  angelsächsischen  Gesetze  sind  in  der  Landessprache  abgefassl, 
doch  hat  man  von  mehreren  auch  alte  lateinische  Texte. 

Die  Zahl  der  Rechtsbücher  und  Gesetzsammlungen  vom  sechsten  Jahr- 
hundert an  bis  auf  Wilhelm  den  Eroberer  ist  beträchtlich. 


1)  Sclimid,  Einleitung  S.  LXV11. 

2)  Schm  id,  a.  a.  0.  S.  LXV1II.  fl.  Philipps,  Angolsächs.  Rechtsgeschichte.  S. 
18.  19.  32. 

3)  Sclimid,  S.  LXX— LXX1. 

4)  Schraid,  S.  LXXX— LXXXI.  Philipps,  a.  a.  0.  S.  60.  ff. 
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Wir  finden  ntimlich: 

n)  Die  des  Königreichs  Kenl,  herslnnnncnd  von  König  Aetlielbert  (Le- 
yes Aelhelberli ) von  591  bis  604.,  Lothars  und  Edrics  ( Leyes  fflotharii , 
Eadrici)  und  dessen  Bruders  Withraed  (Leget  Withraedi)  664— 694  1 2 3 ). 

b)  In  Wesscx  die  Gesetze  des  Königs  Ina  (Leget  InaeJ  v.  689 — 726  *) 

c)  Die  für  Mercia  sanctionirlen  Gesetze  Offas  giengen  verloren. 

d)  Nach  der  Vereinigung  der  Königreiche  wurden  nach  und  nach 
sanclionirt  die  Gesetzgebung  Alfreds  des  Grossen  t 900  (Leget  Aelfridi), 
Edwards  t 924,  Aethelslans  t 940,  Edmunds  f 959,  Edgars  t 975  und 
Etheireds  t 1015.  *) 

e)  Auf  alle  folgte  1032  die  eine  grössere  Einheit  und  Gleichförmigkeit 
des  Rechts  bezweckende  Gesetzgebung  des  dänischen  Königs  Knut  (Le- 
get Canuli).  4 5 6 7) 

f)  Für  die  letzte  Rechlsquellc  aus  der  sächsischen  Periode  möchte 
man  vielleicht  das  kleine  Rechtsbuch  halten,  das  den  Titel  Leget  Eduardi 
confettorit  führt  und  auch  in  die  Sammlungen  des  ältesten  englischen 
Rechts  aufgenommen  ist  *),  und  zwar  für  eine  Aufzeichnung  des  unter 
Edward  dem  Bekenner  (v.  1042 — 1066)  gellenden  Rechts,  veranlasst  durch 
eine  Erklärung  Wilhelms  des  Eroberers  v.  J.  1070,  in  welcher  er  die  an 
ihn  für  die  Aufrechlhaltung  dieses  Rechts  gerichtete  Bitte  gewährte.  Allein 
die  geschichtliche  Kritik  hat  unbezweifelt  dargclhan,  dass  das  Werkchen 
dem  letzten  Viertel  des  zwölften  Jahrhunderts  nngehört  und  das  zweit-ölteste 
der  im  zwölften  Jahrhundert  geschriebenen  Rcchlsbücher  Englands  ist.  *) 

g)  Dagegen  reiht  man  an  die  Gesetze  und  Rechtsbücher  der  sächsi- 
schen Könige  die  Leget  K'ilhelmi  conguaetlorit  in  allfranzösischer  Sprache 
an,  mit  welcher,  obwohl  sie  die  sächsische  Periode  schliessen,  eine  neue 
beginnt;  sie  waren  zum  Theil  dazu  bestimmt  das  Vcrhällniss  der  neuen 
Ankömmlinge  zu  der  älteren  Bevölkerung  zu  reguliren.  ’) 

1)  Diese  Gesetze  sind  gedruckt  mit  einer  deutschen  Ucbersetzung  begleitet  bei 
Sclimid  S.  1—13,  in  der  v.  d.  Reecord  Commiss.  1840  veranstalteten  Ausgabe 
S.  I - 19. 

2)  Bei  Schinid,  S.  11-31.  In  der  neuen  Ausg.  der  Recc.  Conan.  S.  15— G5. 

3)  Scbmid,  S.  32—138.  Recc.  Ausg.  S.  28-44.  u.  S.  66-152. 

4)  Bei  Schinid,  S.  138—174,  in  der  neuen  englischen  Ausgabe  S.  153  folg.  Sie 
erschienen  lateinisch  und  angelsächsisch  auch  1826  in  Kopenhagen,  herausge- 
geben von  Kolderup-Rosenvingc  4.  Falck  S.  XVII. 

5)  Es  findet  sieh  bei  Schmid,  S.  275—304,  in  der  Recc.  Samml.  S.  190—200. 
Auch  in  Houards  unten  anzuführender  Sammlung : Trnitet  sur  let  cautumet 
nngloHormmidet  /!.  I. 

6)  Diess  ist  überzeugend  nachgewiesen  in  Phillips,  englischer  Reichs-  und  Rechts- 
geacliichte  B.  I.  S.  222  — 231. 

7)  S.  über  dieselben  Phillips  a.  a.  0.  S.  185  folg  Sie  sind  gedruckt  bei 
Sclimid  S.  174  folg,  und  in  der  Recc.  Samml.  S.  201  und  zwar  hier  auch  in 
einem  lateinischen  Texte. 

18 
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h)  Entschieden  zu  den  Rechlsquellen  der  sächsischen  Periode  gehö- 
ren verschiedene  Verträge  oder  Verordnungen  angelsächsischer  Könige, 
das  der  Stadt  London  gegebene  Statut,  die  schon  oben  (§.  96)  genannten 
Rectitudines  personarum,  endlich  mehrere  Bussordnungen,  worunter  die 
Theodors,  Bedas,  Egberts  u.  a.  besonders  berühmt  sind. 

Von  allen  diesen  Rechtsdenkmalen  hat  1810  die  englische  Regierung 
auf  Verlangen  des  Parlaments  durch  die  Reccord-  (d.  h.  die  Reichsarchivs-) 
Commission  eine  kritische  mit  Anmerkungen  versehene  Prachtausgabe  ver- 
anstalten lassen  1 2 3 4 5 ) , wodurch  die  früheren  Ausgaben  verdunkelt  worden.  *) 
Die  englischen  Bussordnungen  sind  seitdem  noch  genauer  in  den  von 
Wasserschieben  1861  herausgegebenen  Sammlungen  aller  Bussord- 
nungen des  Mittelalters  wieder  erschienen. 

Die  auf  den  angelsächsischen  Quellen  beruhende  Rechts-  und  Staats- 
ordnung ist  durchaus  germanisch  und  kanonisch  ausser  einigen  römisch- 
rechtlichen  Bestimmungen  über  das  Erbrecht:  Phillips  hat  davon  eine 
sehr  gelungene  systematische  Darstellung  gegeben.  *) 

B.  Die  Sage  schreibt  den  Britten  Rechlsaufzeichnungen  aus  dem  vier- 
ten Jahrhundert  vor  Christus  zu:  allein  was  man  für  Ueberbleibsel  der- 
selben ausgegeben  hat,  (die  Gesetze  des  Königs  Dyvnwni  Moelmuds) 
trägt  nicht  den  Charakter  der  Aechlheit.  *)  Dagegen  ist  es  geschichtlich 
nicht  zu  bezweifeln,  dass  König  Hywel  oder  Howel  Dda  (der  Gute)  in  der 
Mitte  des  10.  Jahrhunderts  das  Recht  von  Wales  aufzeichnen  und  in  einer 
wie  es  scheint  943  im  weisen  Hause  abgehnllenen  Versammlung  des 
Volkes  und  der  Geistlichkeit  bestätigen  und  beschwören  liess.  Man  hat 
von  diesem  Werke  vier  verschiedene  Recensionen,  drei  in  gallischer  Sprache 
und  eine  in  lateinischer.  Jede  der  drei  ersten  ist  ein  in  einem  besondem 
Landeslhcii  geltender  Text  des  Rechtsbuchs,  nämlich  der  lür  Venedotia 
oder  Nord-Wales,  der  für  Dimclia  oder  Süd-Wales,  und  der  für  Gwent 
oder  Nordosl-Wales.  Die  in  einer  Handschrift  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
erhaltene  lateinische  Redaction  ist  conciser  als  die  in  der  Landessprache, 
(wie  die  Heidelberger  Handschrift  des  Sachsenspiegels)  mit  Zeichnungen 
verziert  und  stimmt  mit  der  Dimeliareeension  überein.  Der  erste  Heraus- 
geber der  Leges  Watliae,  If'oUon,  halle  1730  keine  Kenntniss  von  den 


1)  Sie  fahrt  den  Titel : Aneirnt  Lau>t  and  Inititutet  of  England  etc.  Lond, 
1840  fol. 

2)  Doch  lind  dieselben  noch  immer  brauchbar,  nämlich  die  von  Wilkins  v.  J. 
1721,  von  Canciani  in  B.  IV  der  Leget  Barbarorum  und  die  von  Schmid. 

3)  ln  seiner  angelsächsischen  Rechlsgeschichte  S.  68 — 258.  S.  ferner  Lappen- 

herg,  (losch,  v.  England  B.  1.  S.  561 — 614. 

4)  Zöpfl  in  seiner  deutschen  Staats-  und  Rechlsgeschichte  B.  II.  S.  54  — 57  und 
in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  B.  XIV 
(v.  J.  1841)  S.  339  folg.  Schmid,  S.  XXVIII  folg. 

5)  S.  darüber  Schmid,  S.  XIV  folg. 
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verschiedenen  Recensinnen  des  nltbriUischen  Rechtsbuchs,  weshalb  sein 
aus  verschiedenen  gebildeter  Texldesselbeu  unrichtig  ist.  Die  brittische  Re- 
gierung liess  1841  durch  die  Reccord-Commission  (vertreten  durch  Herrn 
Aneurin  Owen)  eine  kritisch  genaue  Ausgabe  der  drei  briltischen  Recen- 
sionen  nebst  einer  englischen  Uebersetzung  derselben  und  dem  lateinischen 
Texte  aus  der  Haupthandschrift  verglichen  mit  zwei  andern  machen,  und 
zugleich  noch  andere  einer  spiilem  Zeit  angehörende  Rechtsdenkmale  des 
Landes  Wales  damit  verbinden.  l 2 3)  Ob  wir  dus  Rechlsbuch  Howels  ge- 
rade so,  wie  es  9-13  redigirt  wurde,  in  diesen  Texten  besitzen,  oder  in 
späteren  Umarbeitungen,  ist  eine  nicht  mit  Sicherheit  zu  lösende  Frage. 
Das  Werk  zeichnet  sich  durch  seinen  für  jene  Zeit  sehr  auiTaltenden  Um- 
fang und  Reichthum  von  Bestimmungen  aus,  so  wie  durch  die  stets  nach 
Triaden  gemachten  Eintheilungen  in  den  einzelnen  Rechtslehren.  Sichere 
Spuren  des  römischen  Rechts  hat  man  darin  nicht  entdeckt , dagegen  eine 
Anzahl  germanisch  rechtlicher  Bestimmungen,  die  wohl  aus  den  angel- 
sächsischen Rechtsquellen  entlehnt  sind,  oder  auch  bei  diesem  celtischen 
Volke  auf  gleichmässige  Weise  vorkamen.  So  ist  z.  B.  das  Strafrecht 
ein  dem  germanischen  Compositionssyslem  verwandtes.  Es  sind  aber 
nicht  blos  strafrechtliche  Bestimmungen  in  dein  Rechlsbuch  Howels  ent- 
halten, sondern  auch  privalrechiliche  prozessualische  kirchliche  u.  a.  * ) 
Nach  der  Eroberung  von  Wales  wurde  das  englische  Recht  im  Lande 
eingeführt,  ohne  jedoch  das  angestammte  Nalionalrecht  ganz  zu  verdrän- 
gen. Es  geschah  durch  das  unter  Eduard  I.  1283  sanctionirte  Statutum 
fValliae  oder  de  Bothelon.  *) 

C.  Ueber  den  ältesten  Rechtszustnnd  Irlands  ermangeln  noch  genauere 
Aufschlüsse.  Durch  Richard  Löwenherz  soll  1171  das  englische  Recht 
auf  dieser  Insel  eingelührt  worden  sein.  4 5) 

Das  gleiche  fand  in  Schottland  statt,  nachdem  dessen  König  unter 
Eduard  I.  1292  Lehnsträger  der  Krone  Englands  geworden  war,  jedoch 
nur  allmälig  und  ohne  Vernichtung  des  schottischen  Nationalrechls  *), 


1)  Der  Titel  des  Werke*  ist:  Ancient  Lauft  and  Inititutet  af  Wale»,  comprin- 
ding  Iftwt  tuppottd  to  Ae  enacted  hy  Hawel  the  Coud  etc.  foL  Die  erste 
Reeension  steht  S.  1—3,  die  2.  S.  197,  die  3.  S.  307.  Darauf  folgen  umfang- 
reiche Rechtsaufzeichnungen  unter  dem  Titel:  ff'elth  Laut t S.  389  oder  Leget 
Wallicae  in  diplomatisch  genauem  Abdruck  d.  Handschrift.  Dann  der  lateinische 
Text  Howels  S.  771. 

2)  Einen  Anszug  derselben  giebt  Zöpfl  in  der  Zeitschrift  a.  a.  0.  S.  348  folg. 

3)  Crobb,  Geschichte  des  englischen  Rechts  S.  158  — 159.  Die  Statuta  von 
Bothelon  stehen  in  der  Sammlung  . Indent  Law  af  Watet  S.  868  folg. 

4)  Crabb,  S.  126.  163  u.  258.  Durch  die  Ordinatio  Hihtrniae  wurde  unter 
Eduard  1.  die  Rechtspflege  in  Irland  genauer  regulirt. 

5)  Crabb,  S.  162. 

18* 
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über  dessen  älteste  Gesichte  man  keine  so  sicheren  Nachrichten  hat,  wie 
über  die  des  englischen  Rechts.  ■) 

108.  Die  englischen  Könige  aus  dem  normannischen  Hause  waren 
durch  anderweitige  Beschäftigungen  abgehalten,  das  Recht  durch  neue 
ausführliche  Gesetze  oder  Rednclionen  neuer  Rechtsbücher  zu  pflegen.  * ) 
Es  war  hiezu  auch  kein  so  dringendes  Bedürfniss  vorhanden,  weil  die 
bisherigen  Rechlsquellen  und  die  Gesetze  Wilhelms  I.  mit  dem  ungeschrie- 
benen Gewohnheitsrecht  die  sichere  Grundlage  einer  für  die  bestehenden 
Zustände  geeigneten  Rechtsordnung  enthielten.  Dazu  kam  der  Anfang  einer 
durch  das  wieder  auflebende  Rechlsstudium  in  Italien  angeregten  oder 
geförderten  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  Rechts. 

Wilhelm  der  Eroberer  halle  seinen  Thron  auf  einen  engen  Bund  mit 
dem  Pabste  zu  stützen  gesucht;  das  kanonische  Recht  des  Conlincnls 
drang  daher  vollständig  in  England  ein  und  mit  ihm  kam  auch,  in  wie 
weit  diess  schon  in  den  geistlichen  Gerichten  überhaupt  der  Fall  war,  das 
römische  zur  Anwendung.  Schon  früh  wird  Wilhelm  von  Malmesbury  t 
1141  als  ein  in  der  Kenntniss  des,  wenn  auch  nur  in  der  weslgolhi- 
schen  Lex  Romana  enthaltenen,  Römischen  Rechts  bewanderter  Rechlsge- 
lehrter  genannt.  *)  Allein  der  schon  oben  (§.  100)  als  Zeitgenosse  der 
ersten  Glossaloren  aufgelührle  Magister  Vncarius  lehrte  v.  1149  an  das 
römische  Recht  in  Oxford,  suchte  in  seiner  Summa  Pauperum  in  legibus 
(eine  Art  Corpus  juris  reconcinnalum)  die  Kenntniss  desselben  für  alle 
zu  erleichtern  und  war,  obgleich  auf  die  Beschwerden  der  Praktiker 
König  Stephan  das  Lehren  des  römischen  Rechts  im  Reiche  verboten 
hatte,  noch  1170  als  Lehrer  desselben  thätig.  *)  Wir  Anden  nun  alsbald 
einige  juristische  Werke  über  das  vaterländische  Recht,  die  nur  von  Män- 
nern geschrieben  werden  konnten,  welche  eine  feinere  Rechlsbildung  ver- 
mittelst des  römischen  Rechlssludiums  sich  angeeignet  halten.  s)  Durch 


1)  Gans,  Erbrecht  B.  IV.  S.  695. 

2)  Man  hat  indessen  eine  Art  juristischer  Rcichsslatistik  in  dem  s.  g.  Domcsdaybook, 
d.  h.  Buch  der  Gerichtstage,  welches  eine  Aufzeichnung  aller  früher  Eduard  dem 
Bekenner  angchörcnden  KrongOtcr  und  ihrer  Rechte  uud  Belastungen  ist,  die  bei 
den  gerichtlichen  Verhandlungen  über  Eigenthum  und  sonstige  Rechte  zu  Rath 
gezogen  wurde.  Auszüge  daraus  giebt  II  oua  rd  in  Traitis  sitr  /es  caut.  Angto- 
normaudes  t.  1.  S.  195.  S.  über  dies  Werk  Phillips  englische  Reichs-  und 
Rechtsgeschichtc,  B.  I.  S.  196  felg. 

3)  8.  über  ihn  v.  Savigny  Geschichte  des  röm.  Rechts  im  Mittelalter  B.  II. 
S.  61  u.  B.  IV.  S.  436. 

4)  S.  über  ihn  und  seine  Summa  leg.  vor  andern  v.  Savigny  a.  a.  0.  111.  476. 
488.  IV.  422—30. 

5)  Sehr  belehrend  tlber  das  Studium  nnd  den  Einfluss  des  röm.  Rechts  in  England 
sind  zwei  Abhandlungen  hierüber  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  R.- 
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eine  solche  unter  dem  Einfluss  des  römischen  Rechts  entwickelte  Bear- 
beitung des  wesentlich  auf  Gewohnheit  sich  stützenden  nationalen  Rechts 
gestaltete  sich  der  Begriff  eines  gemeinen  ungeschriebenen  Rechts  des 
Landes,  das  unter  der  Benennung  des  Common  Law  ')  das  Ansehen  der 
ersten  Rechtsiiuelle  Englands  erlangt  hat.  Den  Gegensatz  davon  bildet, 
aber  erst  seil  etwa  1238,  das  auf  einzelnen  Gesetzen  d.  h.  Reichsbeschlüssen 
beruhende  Statut  Law  (Verordnungsrechl).  *) 

Die  in  der  Geschichte  des  englischen  Rechts  so  berühmten  Werke  von 
der  Mille  des  zwölften  bis  zum  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  *)  sind 
die  schon  angeführten  I.eges  Eduardi  con/essoris  aus  dem  letzten  Viertel 
des  zwölften  Jahrhunderts,  welche  schon  früh  einem  1190  gestorbenen 
Rechlsgelehrlen  Glanvilla  zugeschrieben  werden,  der  auch  als  Verfasser 
eines  grösseren  Werks,  des  Tractatus  de  legibus  et  consuetudini bus  regni 
Angliae  4)  gilt  und  es  auch  wohl  sein  dürfte.  Fenier  gehören  zu  der  ju- 
ristischen Literatur  Englands  aus  dieser  Zeit  die  s.  g.  Leyes  Henrici primi.  *) 
Auf  diese  Werke  folgen  in  chronologischer  Ordnung  das  Lehrbuch  des 
englischen  Rechts  von  Bracton,  das  unter  der  Regierung  Heinrichs  10. 
geschrieben  zu  sein  scheint  und  den  Titel  führt:  Bractoni  legum  et  con- 
suetudinvm  Angliae  libri  V.  •)  Dann  die  auf  Bracton  gebaute  Eleta,  d.  h. 
ein  von  seinem  Verfasser  in  einem,  Fleta  genannten,  Gefangniss  gegen  1288 


Wissenschaft  des  Auslands,  die  eine  von  Phillips  in  B.  1.  S.  400,  die  andere 
von  Biencr  in  B-  19.  S.  157  folg. 

1)  Das  Common  Law  beruht  nach  Bicners  überaus  gründlichen  Forschungen  im 
Anhang  seiner  Darstellung  des  Ccschwornengcrichts  S.  263  folg,  auf  folgenden 
Grundlagen:  dem  angelsächsischen  Gewohnheitsrecht  und  damit  verschmolzenen 
Gesetzen  der  angelsächsischen  Könige,  dem  aus  der  Normandie  gekommenen 
Gewohnheitsrecht,  auf  Begriffen  des  römischen  Rechts,  der  Doclrin  der  Schrift- 
steller und  auf  F.ntsehoidungen  der  Geriehtc. 

2)  Das  Common  Law  ist  daher  jus  non  scriptum , das  Statut  Law , jus  scrip- 
tum im  römisch  - rechtlichen  Sinn  des  Worts. 

3)  Ueber  den  Inhalt  und  die  Bedeutung  der  im  Texte  aufgefflhrten  Werke  sind  zu 
vergleichen  Reeves,  der  ihm  folgende  Gans,  S.  260—281,  Falcks  Vorrede 
zur  Uebcrsclzung  v.  Blackstone  S XXVII  — XL  und  Biener,  das  englische 
Geschwomengericht  B.  II.  S.  283  folg.  Einige  dieser  Werke  sind  gedruckt  in 
zwei  Sammlungen  v.  Houard;  nämlich  in  dessen  7'raites  sur  les  coutumes 
anglonormandes.  4.  Bd.  1776.  1.  und  Anciennes  loix  des  Franfois  conser- 
rics  dans  les  Coutumes  anglonormandes  1779.  2 Bd.  4. 

4)  Gedruckt  bei  Houard  Traitcs  t.  1 und  als  Anhang  zu  B.  I v.  Phillips  engli- 
scher Reichs-  und  Rechtsgeschichte.  Es  erschien  auch  in  englischer  Ueber- 
setzung  1780  u.  1812. 

5)  Gedruckt  bei  Houard  t.l,  bei  Schmid,  S.  221  foL  und  in  der  Reccord  Samm- 
lung der  Laws  of  England  S.  215  folg. 

6)  Ausgabe  v.  1569  u.  v.  1640. 
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geschriebenes  Handbuch  des  englischen  Rechts  *).  Ferner  gehören  dieser 
Zeit  an  die  Magna  et  parva  Summa  von  Ranulpfius  de  Hengham  (Lond. 
1616.)  und  die  Summa  von  Th  ornton.  Alle  diese  Bücher  sind  in  lateinischer 
Sprache  verfasst  und  beurkunden,  dass  deren  Verfasser  im  römischen 
Rechte  bewandert  waren,  ln  englischer  (eigentlich  noch  französischer) 
Sprache  schrieben  unter  Heinrich  IIF.  Brilton  t 1295  gleichfalls  aufBrac- 
ton  sich  stützend  seinen  treatise  of  ihe  La  ns  and  Customs  of  England,  *) 
und  gegen  das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  Horne  seinen  Mirror 
of  lustices.  *)  Auch  ist  noch  eine  das  schottische  Recht  darstellende  Nach- 
ahmung von  Glanvüla  zu  nennen,  die  von  ihren  Anfangsworten  den 
Titel:  regiam  mqjestatem  führt. 1 2 3  4)  Beinahe  zwei  Jahrhunderte  sind  nun, 
wie  Gans  S.  294  bemerkt,  die  eben  erwähnten  Schriftsteller  die  einzigen, 
die  eine  gewisse  Wichtigkeit  haben.  Erst  unter  Heinrich  VI.  (1422 — 1461) 
kamen  wieder  neue  Werke  zum  Vorschein,  welche  die  Aufmerksamkeit 
von  den  älteren  obwanden.  Es  sind  das  von  dem  Oberrichler  John  For- 
t es cue  gegen  1460  im  Exil  geschriebene  Buch  de  Laudibus  legum  Angliae, 
das  unter  Eduard  IV.  (1461 — 1481)  erschienene  Werk  Littlelon's  of  Tenures 
oder  Instituts,  welches  gleichsam  gesetzliches  Ansehen  erlangte  und  die 
Grundlage  des  berühmtesten  Lehrbuchs  des  englischen  Rechts,  jenes  des 
Lords  Coke  (von  1628)  wurde.  Zwischen  beide  fallen  unter  andern  Wer- 
ken das  Abridgement  of  the  Law  von  S tat  harn  und  das  Grand  Abridge- 
ment  von  Fitzherbert,  die  noch  jetzt  grosses  Ansehen  haben. 

Was  das  in  Sammlungen  der  Reichsbeschlüsse  enthaltene  Statut  Law 
betrifft,  so  ist  dessen  äussere  Geschichte  nach  Biene rs  öfter  von  uns 
in  den  Noten  angeführtem  neusten  JVerkc  B.  II.  S.  208  in  Kürze  wieder- 
gegeben folgende: 

„Die  Parlaments-Stalulen  in  England  fingen  in  den  ältesten  wie  in  den 
neueren  Sammlungen  mit  den  Provisiones  de  Merton  anno  20.  Henr.  III. 
1235  an,  welchen  aber  regelmässig  die  Magna  Charta  (Johanns  v.  1215) 
vorausgeschickl  wird.  Die  früheren  Parlamentsschlüsse  (vor  1235)  sind 
nicht  sorgfältig  redigirt  worden  und  für  das,  was  sich  von  ihnen  erhalten 
hat,  ist  Spelmans  t 16-11  Codex  Statutorum  eine  willkommene  Samm- 
lung. Für  die  älteren  Statuten  des  12.  Jahrhunderts  ist  der  zweite  Theil 
von  Cokes  Institutes  of  the  Lan-s  of  England  wichtig,  worin  sie  mit  ächt- 
historischer Gelehrsamkeit  erläutert  werden.  Die  neuste  vollständigste 
Ausgabe  der  englischen  Parlnmentsbeschlüsse  ist  auf  Staatskosten  veran- 
staltet und  führt  den  Titel : Statuts  of  Realm  — from  original  Reccords  and 
authentic  Manuscripts,  London  1810  u.  folg.  Jahre  (über  10  Bände  fol.) 


1)  Gedruckt  bei  Houard  kill. 

2)  Gedruckt  im  Bd.  IV.  v.  Houard's  TrniUt. 

3)  Ebend. 

4)  Sie  ist  gedruckt  bei  Houard  TraiUs  k 1. 
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Die  alleren  Statuten  sind  Anfangs  nach  dem  Orte,  wo  das  Parlament  ge- 
halten wurde,  benannt  worden,  z.  B.  Stal,  de  Mariebridge,  zuweilen  nach 
den  Anfangsworlen  oder  dem  Gegenstände.  Seitdem  ist  aber  bis  auf  die 
neuste  Zeit  in  Gebrauch  gekommen,  sie  mit  dem  Regierungsjahr  des  Re- 
genten zu  bezeichnen , und  da  das  Capilel  eine  ganze , oft  weitläufige  Par- 
lamentsakte bezeichnet,  so  kommt  noch  die  Zahl  der  Section  oder  des 
Paragraphen  hinzu,  z.  B.  Stat.  6.  Georg  IV.  Cap.  50.  sect.  3.“ 

109.  Die  Kenntniss  des  englischen  Rechts,  so  wie  die  seiner  Ge- 
schichte, hat  im  neunzehnten  Jahrhundert  auf  dem  europäischen  Fcstlande 
eine  weit  grössere  Wichtigkeit  erlangt,  als  sie  früher  halle,  weshalb  auch 
die  Zahl  der  in  Deutschland  erschienenen  Werke  über  dasselbe,  über 
seine  Geschichte  und  einzelne  Institutionen  oder  dessen  gegenwärtige  Wei- 
terentwicklung und  Literatur  beträchtlich  ist.  Vor  allem  hat  die  Geschichte 
des  englischen  Gerichtsverfahrens  und  insbesondere  der  Geschwornenge- 
richle,  so  wie  die  der  englischen  Slaatsverfnssung , die  deutschen,  desglei- 
chen auch  die  französischen  Rechtsgelehrten  beschäftigt. 

A.  Die  neusten,  olle  früheren  weit  hinter  sich  lassenden  überaus 
gründlichen  und  scharfsinnigen  geschichtlichen  Untersuchungen  Biencrs 
öder  das  englische  Geschworncngcricht  hoben  dessen  Ursprung 
und  Entwicklungsgang  in  das  klarste  Lieht  gesetzt  *)  Es  ist  eine  aus 
verschiedenen  Urinslitulen  hervorgegangene  Einrichtung,  ein  eigenes  Be- 
weisverfahren, sowohl  in  Civil-  als  in  Criminalsachen.  Wir  finden  näm- 
lich schon  im  zwölften  Jahrhundert,  sowohl  in  der  Normandie  als  in  Eng- 
land a)  die  s.  g.  recognitiones , d.  h.  ein  durch  Reichsgesetze  einge- 
führtes Verfahren,  wo  bei  Besitz,  Lehens-  und  Eigcnlhumsslreilig- 
keiten  (also  in  Civilsachen)  statt  des  gerichtlichen  Zweikampfs  eine  An- 
zahl (gewöhnlich  12  achtbarer  Männer)  aus  dem  Gerichtsbezirk  von  königli- 
chen Richtern  ernannt  wird , welche  sich  vom  Thal  - und  Rechtsbesland  der 
streitigen  Sache  (z.  B.  auch  dadurch , dass  sie  sich  an  Ort  und  Stelle  bege- 
ben) Kenntniss  zu  verschaffen  und  darüber  ihre  Ueberzeugung  auszuspre- 
chen haben.  In  England  wird  das  Verfahren  Recognitio  auch  Assisa  ge- 
nannt. Die  Klage  war  immer  auf  ein  Duell  gerichtet  und  nur,  wenn  der 
Beklagte  es  vorzog  „re  potiere  in  asttisatn  et  petere  recognitionem“  und  zu 


1)  Zuerst  in  «einen  Abhandlungen  aus  dem  Gebiet  der  Rcchlsgeschichtc  I.  S.  8.  II  . 
S.  124,  dann  in  einem  eigenen  Werk:  das  englische  G esch w orn enge- 
rieht 1851.  2 Bd.  Eine  auf  die  Ansichten  der  froheren  Schriftsteller  sieh 

stützende  sehr  kurze  Notiz  Uber  den  Ursprung  des  Geschwomcninstituts  in  Eng- 
land hat  auch  Mitlermaier,  das  englische,  schottische  und  amerikanische 
Strafverfahren.  Erlangen  1851.  S.  362 — 368.  Die  neuste  1852  in  England  er- 
schienene geschichtliche  Darstellung  der  Geschworncngcrichte  ist  v.  Forsyth. 
Einen  Auszug  daraus  giebt  (1853)  Bicner  in  B.  25  d.  Zeitschrift  for  Gesetzgeb. 
and  Hechtsw.  des  Auslands.  S.  200 — 208. 
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diesem  Zweck  vom  Kanzler  ein  breve  de  pace,  d.  h.  eine  Inhibition,  den 
Prozess  vor  dem  Niedergerichte  mit  Duell  forlzuführen , erlangt  hatte,  trat 
jenes  Verfahren  ein.  Die  den  Geschwornen  vorgelegte  Krage  gieng  ganz 
einfach  auf  die  Entscheidung  des  ganzen  Prozesses,  also  mit  Thalsnche 
und  Recht,  z.  B.  bei  der  Eigenthumsklage:  ulrum  A.  vel  B.  mtyus  jus  ha- 
beat  in  illa  terra?  ') 

b)  In  Streitsachen  bey  welchen  das  Duell,  aus  was  immer  für  einem 
Grunde  nicht  zulässig  war,  erreichte  man  den  Zweck  einer  solchen  Ent- 
scheidung durch  XII  Männer,  die  s.  g . juruta,  auch  testimonium  oder  vere- 
dictum  vicineti  genannt,  d.  h.  durch  die  Vereinbarung  der  Parteien,  die 
Sache  durch  12  sachkundige  Männer  der  Gemeinde  oder  der  Nachbarschaft 
entscheiden  zu  lassen.  Sie  unterschied  sich  von  der  Recognitio  dadurch,  dass 
sie  nur  durch  Gewohnheit  eingefiihrt  war  und  nur  auf  Vereinbarung  be- 
ruhte , während  diese  von  der  Wahl  der  Beklagten  abhing,  und  dass  durch 
dieselbe  nicht  der  ganze  Rechtsstreit,  sondern  nur  über  die  vorgelegle 
faktische  Krage  das  veredictum  ausgesprochen  wurde.  Auch  waren  die 
Eidesformeln  bei  beiden  verschieden.  *) 

Im  vierzehnten  Jahrhundert  fand  eine  Verschmelzung  der  beiden  In- 
stitutionen statt,  die  sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  als  gemeinsames  In- 
stitut weiter  entwickelten,  *) 

c)  Ausser  diesem  linden  wir  noch  das  Geschwomen-Institut  bei  den 
Rügcgerichl en  und  zwar  als  Rüge-Jury  der  Ucecomites  (der  Lokal- 
richter) und  der  umherreisenden  königlichen  Justitiare.*)  Sie  war  wie 
die  Rügegerichte  des  Continenls  keine  Urtheilsjury,  sondern  eine  zum  Zwecke 
der  Untersuchung  von  Vergehen  oder  Verbrechen  ursprünglich  mit  den 
Synodalgerichten  zusammenhängende  Einrichtung,  und  von  der  Staatsge- 
walt angeordnet  zur  Entdeckung  begangener  Verbrechen;  nach  Beendi- 
gung des  Rügeverfahrens  begann  erst  die  Aburlheilung  der  Sache,  welcher 
noch  der  Reinigungseid  u.  s.  w.  vorhergehen  konnte. 

d)  Die  Entstehung  der  Urtheilsjury  in  Criminalsachen  hängt  mit  dem 
Verschwinden  der  Gollesurlheile  und  des  gerichtlichen  Zweikampfs  (etwa 
seil  1220)  zusammen,  hatte  beim  Anklagcprozess  eines  auf  handhafler 
Thal  ergriffenen  Verbrechers  ( captus  cum  suo  opere)  statt,  und  erscheint 
ihrem  ursprünglichen  Zwecke  nach  als  ein  Vertheidigungsmillel  durch  ein 
ponere  se  super  patriam , d.  h.  durch  eine  Berufung  auf  zwölf  ehrbare  Män- 
ner vom  Stande  des  Angeklagten.  Allmühlig  entwickelte  sich  aus  dieser 
nur  fakultativen  Zulassung  der  Jury  der  Grundsatz:  dass  niemand  ohne 
Geschworene  verurtheilt  werden  könne.  ‘) 

t)  z.  B.  auch  wogen  ex eeptioues,  die  der  Beklagte  vorgebracht  halle. 

2)  Alles  nach  Biencr  1.  S.  62 — 80. 

3)  Biener,  S.  124 — 128  und  in  dessen  Beiträgen  S.  233.  265.  266. 

4)  Biener,  S.  88 — 92. 

5)  Biener,  S.  99-124. 
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e)  Endlich  fand  noch  die  grosse  Jury,  Magna  Assisa,  grandr  jvrie 
von  24,  zuletzt  23  Geschworenen  (ursprünglich  nur  Rittern)  statt,  deren 
Zweck  nnlnngs  ein  doppelter  war,  nämlich  zuerst  der,  dass  ein  von  der 
gewöhnlichen  (kleinen)  Civil-Jury  (von  12  Geschworenen),  sowohl  der 
assisa  als  seil  1275  auch  der  jurala , Verurtheilter,  durch  Falschschelien 
des  llrthcils  die  ersten  Geschworenen  vor  diese  höheren  stellen  und  die 
Sache  (durch  Berufung  auf  die  letzte)  nochmals  zum  Uriheil  bringen 
konnte;  es  wurden,  wenn  sie  den  Spruch  verwarf,  die  früheren  Urtheils- 
ünder  für  schuldig  ( attincts ) erklärt:  diese  Magna  jurala  hiess  daher  auch 
atlincla,  allincla  und  magna  assisia,  dann  aber  bildeten  diese  24  auch  die 
Rügejury  der  Grafschaft  (grandr  enqueste) , halten  aber  dann  nicht  über 
die  Schuld  des  Verbrechers  zu  urtheilen,  sondern  blos  darüber:  ob  er  vor 
das  Criminalgericht , also  die  Urlheilsjury  gestellt  werden  solle?  ln  dieser 
Richtung  hat  sich  die  grosse  Jury  weiter  ausgebildct  und  besteht  noch 
jetzt  *). 

110.  B.  Die  Urgrundlagen  der  englischen  Staatsverfassung  sind  theils 
die  alte  Staatsordnung  der  sächsischen  Könige,  theils  normannischen  Ur- 
sprungs; aus  der  Verschmelzung  beider  ging  der  öffentliche  Rechtszusland 
hervor,  der  durch  die  dem  König  Johann  ohne  Land  1215  abgenöthigte 
Magna  Charta  und  deren  Bestätigung  und  Erweiterung  durch  oder  vielmehr 
unter  Heinrich  III.  befestigt,  durch  viele  besondere  königliche  Verordnungen 
oder  Freibriefe,  besonders  aber  durch  eigentliche  Reichsbeschlüssc  unter 
Eduard  I.  genauer  regulirt  und  ausgebildet  wurde.  Er  stützte  sich  vor- 
zugsweise auf  die  Regierungsfomi  und  die  Einrichtung  des  Parlaments,  auf 
die  Freiheiten  der  Kirche  und  die  unverletzbaren  Rechte  der  Einzelnen. 

n)  Den  Mittelpunkt  des  Staats  und  der  Staalsrcgierung  bildete  die 
sowohl  bei  den  Sachsenkönigen  als  den  Herzogen  der  Normandie  bestehende 
Curia , dort  Curia  regis,  hier  Curia  ducis  und  nach  der  Eroberung  Eng- 
lands durch  die  letzten  für  dies  Reich  auch  Curia  regis  genannt.  Man 
kann  in  beiden  eine  engere  und  regelmässige  oder  eigentliche  Curia  und 
eine  weitere,  sich  auf  besondere  Veranlassungen  und  nach  ergangener 
Einladung  versammelnde  Curia,  gewöhnlich  Curia  cirium  genannt,  un- 
terscheiden. Die  eigentliche  Curia  bestand,  wie  auch  bei  den  germani- 
schen Königen  des  Continents,  aus  den  Hof-  oder  Kronbeamten,  als  dem 
Seneschalcus,  dem  Constabularius,  dem  comcs  Marescalsus,  alle  totius  Angliae, 
dem  Cancetlttrius  (gewöhnlich  einem  Geistlichen),  dem  Camcrarius  (Schatz- 
meister), dem  Cul/icularius  (Kämmerer)  und  dem  den  abwesenden 
König  vertretenden  Oberslrichter  des  Reichs  (Summus  judex  totius  Angliae). 
Zu  demselhcn  wurden  aber  noch  eine  Anzahl  ausgezeichneter  Grossen  des 
Reichs  ( Barones ) gezogen  und  zwar  so,  dass  sie  alsbald  in  der  Regel  aus 


1)  Biener  S.  68—70  u.  128  folg,  und  Mühry:  die  englische  grosse  Jury  in  der 
Zeitschrift  für  die  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  Bd.  22.  S.  194. 
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12  Personen  bestand.  ')  Durch  diesen  höchsten  Rath  übte  der  König 
zwei  seiner  höchsten  Hoheitsrechte  (wenn  wir  uns  dieses  Ausdrucks  be- 
dienen wollen)  aus,  die  Justiz-  und  die  Finanzhoheil  oder  vielmehr  Gerichts- 
barkeit; die  zu  diesem  letzten  Zwecke  gehaltenen  Sitzungen  wurden  seit 
Heinrich  II.  in  einem  getäfelten  Saale  in  Weslminsler  abgehalten,  und  der 
Rath  hiess  dann  Curia  regis  ad  Scaccarium  ( Court  nf  Echeke  \Echikier]) ; 
die  Beisitzer  hiessen  Barone  der  Schatzkammer.  Der  zur  Berathung  und 
Entscheidung  von  Rechtssachen  abgehaltenc  Rath  war  die  Curia  regis  im 
engsten  Sinne.  Der  König  halte  sie  in  Person  zu  präsidiren  und  hiess 
daher  caput  et  principium  curiae.  Da  er  aber  häufig  dies  zu  thun  ver- 
hindert war,  so  vertrat  ihn  der  Oberslriehter  und  dadurch  wurden  zwei 
Arten  höchster  Gerichtssitzungen  herbeigeführt,  die  der  wahren  vom  König 
selbst  präsidirten  Curia  regis  und  die  seil  dem  Ende  der  Regierung  Ri- 
chnrd's  f.  auf  der  königlichen  Bank  zu  Weslminsler  gehaltene  vor  dem  sum- 
mus  justitiarius  tot  ins  Angliae  1 ).  Aus  den  Mitgliedern  dieses  Gerichtshofes 
(bald  die  Court  of  common  /‘leas  genannt)  wurden  schon  seit  1118,  vor 
Allem  aber  in  Folge  einer  Anordnung  Heinrich's  I.  vom  Jahre  1176  auch 
die  zu  Rundreisen  (circuits)  und  zum  Abhalten  königlicher  Gerichte  in  den 
Grafschalten  beordnelen  Justitiarii  regis  (justices  itinerant,  oder  in  Egre) 
ernannt ; das  Königreich  wurde  zu  diesem  Zweck  in  mehrere  Gerichts- 
sprengel eingetheilt  *).  Sie  können  als  eine  Erweiterung  der  Common 
Pleas  für  die  laufenden  Geschälte  angesehen  werden.  Aber  auch  das  Ge- 
schäflsbureau  des  Kanzlers  (zugleich  Siegelbewahrers)  (CanceUaria)  bil- 
dete eine  eigene  Regierungsbehörde,  der  eine  Jurisdiction  zusland,  für  die 
zur  Milderung  des  strengen  Rechts  aus  Billigkeilsgründcn  sich  eignenden 
Sachen,  und  wurde,  weil  der  Kanzler  eine  Billigkeitsgerichtsbarkeil  halte, 
das  England  eigenlhümliche  Billigkeitsgericht  des  Lordkanzlers  ( Court  of 
Equity)  * ). 

b)  Unter  Eduard  III.  findet  man  den  weiteren  Rath  des  Königs  als 
Parlament  mit  den  noch  jetzt  bestehenden  Elementen  ausgebildet,  zugleich 


1)  Crabb,  S.  92  folg,  und  219.  Phillips,  englische  Reichs-  und  Rcchtsge- 
schichlc  II.  S.  48,  49.  Der  Oberstrichter  war  das  in  gewisser  Beziehung,  was 
an  dem  Hofe  Karls  des  Grossen  und  in  deutschen  Reiche  der  Comes  palatinus 
gewesen. 

2)  Phillips,  engt.  Reichs-  und  Rechtsgeschiehte  II  S.  58.  S.  auch  Rüttimann, 
der  englische  Civilprozess.  Leipzig  1851.  S.  50  folg. 

3)  Crabb,  S.  90.  Phillips,  englische  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  II.  S.  50.  52. 

4)  Crabb,  S.  94-95.  S.  über  den  Charakter  dieses  Gerichtshofes  die  Auszüge 
aus  Blackstone's  Comment.  111.29.  bei  Rüttimann  der  englische  Civilprozess, 
S.  234  folg,  und  Gans,  über  die  Geschichte  und  Einrichtung  der  Billigkeitsge- 
richte in  England  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des 
Auslands  X.  46  folg.  Mühry  in  derselben  Zeitschrift  XXII.  352.  XXlil.  24  nach 
Stephen,  New  Commentaries  on  the  Lates  of  England.  Lond.  1841—45. 
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aber  noch  eine  andere  Gestaltung  der  Curia  regis.  Der  König  bediente 
sich  nämlich  nicht  blos  seines  engeren  Raths  als  eines  Gerichlshores  zur 
Erledigung  der  durch  Berufung  an  ihn  gebrachten  Sachen,  sondern  auch 
zur  Beralhung  von  allgemeinen  Regicrungsangelegenheilen  und  zu  Beschluss- 
nahmen über  dieselben : dann  wurde  er  nicht  mehr  Curia,  sondern  Concilium 
regis  privatum,  Magnum  privattim  Concilium,  auch  Concilium  conttnuum  secre- 
tvm  regis,  späterhin  Council  Board  oder  Privy  council,  königlicher  Gehciiner- 
rath  genannt.  Unter  Eduard  I.  bestand  er  aus  besonders  dazu  gewählten 
Mitgliedern,  zu  welchen  jedoch  wenigstens  ein  Theil  der  Kronbeamlcn  ge- 
hörte. 1 2 3 ) 

Ausser  diesem  berief  der  König  in  ausserordentlichen  Fällen  noch  zwei 
andere  berathende  Behörden,  nämlich  eine  aus  den  sog.  Pairs  des  Reichs 
und  besonders  gebetenen  Baronen  (er  hiess  nach  Crabb  das  Magnum 
concilium  regis),  und  eine  aus  hiezu  besonders  gewählten  und  beeidigten 
Richtern  und  Justiliarien  bestehend.  Diese  Käthe  versammelten  sich  nach 
der  Verschiedenheit  der  ihnen  vorgelegten  Angelegenheiten  in  besondem 
Zimmern  oder  Kammern  in  der  Nähe  des  Pallasles , von  deren  Namen  sie 
benannt  wurden,  wie  z.  B.  der  Rath  der  sog.  Slemkammer  ( Star-chambre ) * ). 

Eine  vierte  Rathsversammlung  waren  die  unter  König  Heinrich  111. 
vorkommenden  Parlamente  (Parliamenta).  Sie  waren  das  nach  der  nor- 
mannischen Eroberung  an  die  Stelle  der  sächsischen  Witenagemoth  oder 
Synoth  getretene  Commune  concilium  regni,  magnum  concilium  regis,  Curia 
magna,  conventus  magnatum  vel  priorum,  Assisa  generalis,  communitas 
regni  Angliae,  das  wie  einst  die  Placita  Karls  des  Grossen  oder  die  deut- 
schen Reichstage  des  hohen  Mittelalters  nicht  blos  aus  den  weltlichen 
und  geistlichen  Grossen  (megores),  sondern  auch  aus  den  zur  Erschei- 
nung auf  diesen  Versammlungen  berechtigten  freien  Männern  des  Volks 
(minores,  populus)  bestand.  Durch  ihre  allmählig  ausgebildete  Organisation 
erhielten  diese  Nationalversammlungen  des  Parlaments  die  Gestalt  und  hohe 
Bedeutung,  um  welche  England  so  oll  beneidet  wird. 

Nur  diejenigen  Personen  waren  berechtigt,  zugleich  aber  auch  ver- 
pflichtet , an  diesen  Berathungen  Theil  zu  nehmen , die  vom  König  Land- 
besitz per  Baroniam  erhalten  hallen  und  demgemäss  Tenanls  in  Capite  wa- 
ren. Diese  Barones  oder  Lords  des  Parlaments  waren  entweder  Geistliche 
oder  Weltliche.  Zu  jenen  gehörten  die  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aeble  und 
Prioren,  welchen  eine  Baronie  vom  König  verliehen  war  und  die  durch 
eine  besondere  Zuschrift  ( IFWf)  zum  Parlament  geladen  wurden  * ).  Par- 
lamentsberechtigter  weltlicher  Baron  war  anfangs  jeder,  der  auch  die 
kleinste  Baronie  unmittelbar  (also  als  Fryholder)  vom  König  zu  Lehen 


1)  Crabb.  S,  218—219. 

2)  Crabb,  a.  a.  0. 

3)  Crabb,  S.  222-24. 
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trug,  und  die  Zahl  der  Theilnehmenden  war  deshalb  oll  so  gross,  dass 
die  Versammlungen  stürmisch  wurden  1 2 3 4 5 ).  Unter  König  Johann  ting  aber 
eine  Scheidung  unter  ihnen,  nämlich  die  der  Barones  majores  und  minoren 
an:  die  ersten  wurden  jeder  durch  einen  besondern  ff'rif,  die  letzten  in 
einem  gemeinsamen  zu  der  Pnrlnmcntssitzung  gerufen.  Doch  wurde  dies 
alsbald  zum  Theil  schon  unter  Heinrich  III.  genauer  regulirl.  Kür  die  nur 
allein  den  Namen  Lords  führenden  grösseren  Barone  war  die  Parlaments- 
standschafl  eine  bleibende  Berechtigung  und  Verpflichtung,  und  es  wurde 
näher  festgesetzt,  welche  zu  dieser  Klasse  gehörten,  wie  z.  B.  Herzoge, 
Grafen  und  Grundherrn  grösserer  Besil  Zungen. 

Was  die  übrigen  Kronvnsallen  ( Barones  minores  und  überhaupt  Hil- 
ter genannt)  belrilfl,  so  wurden  die  Sherifs  der  Grafschaften  jedesmal 
durch  einen  besondern  H'rit  aufgeTorderl,  sie  zu  veranlassen,  zwei  oder 
mehrere  als  Vertreter  aller  in  das  Parlament  zu  senden,  ebenso  wurden 
Ortsgemeinden  (oder  Klecken,  Burgesses)  und  alsbald  auch  Städte  aufgefor- 
dert, diess  zu  thun.  Die  erste  Einladung  der  Kleinen  soll  im  -19.  Jahre 
Königs  Heinrich  III.  also  1265  gemacht  worden  sein.  Welche  Orte  hiezu 
berechtigt  und  zugleich  verpflichtet  waren,  so  wie  die  Zahl  der  Hcpräscn- 
lanten  der  Barones  minores  war  längere  Zeit  nicht  fest  bestimmt  J).  Vom 
Jahre  1295  an  wurde  die  Zuziehung  der  Deputirten  der  Klecken,  Städte  regel- 
mässig. Auch  die  niedere  Geistlichkeit  war  eine  Zeit  lang  auf  dem  Par- 
lamente vertreten,  doch  hörte  dies  früh  auf  *).  Die  Barones  minores  oder 
Gemeinen  sassen  lange  mit  den  Grossen  in  einem  Hause  und  bildeten 
nur  eine  Versammlung,  zuweilen  wurden  sie  zu  getrennten  Sitzungen  be- 
rufen, z.  B.  1283,  wo  sie  sogar  an  verschiedenen  Orten  versammelt  waren. 
Doch  wurde  die  Scheidung  in  zwei  Häuser  oder  Kammern  bald  Regel, 
daher  jedes  besonders  berieth:  doch  galten  nur  die  Beschlüsse  der  Lords 
für  entscheidend,  die  der  Gemeinen  waren  nur  Bitten  an  den  König,  die 
Beschlüsse  derselben  zu  sanctioniren,  oder  galten  doch  dafür,  *) 

Durch  die  Magna  Charta  verpflichtet  sich  der  König  nach  der  bis- 
herigen in  die  Zeit  der  sächsischen  Könige  zurückgehenden  Sitte  ausser 
den  hergebrachten  Sitzungen  (customary)  zur  Kixirung  jeder  Geldhülfe  (aifis) 
ein  Parlament  zu  berufen,  und  so  wurde  wenigstens  einmal  im  Jahr  ein 
solches  abgehaltcn.  Es  gab  demnach  regelmässige  oder  ordentliche  und 
ausserordentliche  Sitzungen  desselben.  s)  Die  Gegenstände  ihrer  Bera- 
thungen waren  die  an  den  König  zu  bringenden  Beschwerden,  An- 
nahme und  Prüfung  von  Petitionen , Bewilligung  von  Subsidien  und  Steuern, 


1)  Crabb,  S.  221. 

2)  Crabb,  S.  227. 

3)  Crabb,  S.  230 

4)  Crabb,  S.  233. 

5)  Crabb,  S.  231.  Phillips,  a.  a.  0.  S.  15-47. 
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Beralhung  und  Prüfung  vorgelegler  Gesetzes  - Entwürfe,  ferner  allge- 
meiner Fragen. 

Das  Haus  der  Lords  bildete  sich  auch  als  Gerichtshof  aus  für  gewisse 
ausserordentliche  Fälle  höchster  Art.  1 2 ) Jeder  Parlntnenlshcschluss  hiess 
Statut  und  war  der  Krall  nach  von  einer  blosen  königlichen  Verordnung 
(Ordinance)  verschieden.  Die  ganze  organische  Gestaltung  des  Parlaments 
kam  unter  König  Eduard  UI.  (1327 — 1376.)  zur  Vollendung. 

III.  Blicke  auf  die  Rechtsentwicklung  Skandinaviens  im 
M i 1 1 e I ari  t e r.  1 ) 

111.  Man  ist  erst  in  gegenwärtigem  Jahrhundert  mit  der  Rechtsge- 
schichte Skandinaviens  näher  bekannt  geworden,  llieils  in  Folge  von  deren 
Bearbeitung  durch  Rechtshistoriker  der  drei  skandinavischen  Königreiche, 
theils  durch  die  Veröffentlichung  der  ältesten  Rechtsquellen  derselben.  Es 
zeigt  sich  eine  grosse  Gemeinsamkeit  der  Rechlsgrundsütze  in  den  drei 
Reichen,  also  im  dänischen , schwedischen,  norwegischen  und  isländischen 
Rechte.  Es  war  anfangs  so  sehr  unmittelbares  Volks-  oder  Gewohnheits- 
recht, dass  es  nicht  einmal  aufgezeichnet,  sondern  durch  mündliche  Tra- 
dition erhallen  wurde.  Die  Organe  dieser  Ueberlieferung  waren  vom  Volk 
gewählte  rechtskundige  Männer,  die  die  Rechtssalzungen  wissen,  an  sie 
gerichtete  Rechtsfragen  beantworten  und  bei  gewissen  feierlichen  Veran- 
lassungen sie  vor  dem  versammelten  Volke  aus  dem  Gedächtniss  hersagen 
mussten.  Ein  solcher  Bewahrer  des  Rechts  hiess  dänisch  Lagman,  schwe- 
disch, norwegisch  und  isländisch  Liigsü'malhr , und  wird  lateinisch  vom 
Uebersetzer  des  ältesten  Rechlsbuchs  dieser  Insel  Nomophylax  (also 
t ’uslos  legis)  genannt.  * ) 


1)  Ausführlich  hierüber  Crabb,  S.  235. 

1)  Grimm,  in  der  Zeitschrift  fdr  geschichtliche  Rechtswissenschaft  B.  III.  S.  73  folg. 
Zoepfl,  a.  a.  0.  J.  48 — 52.  Literatur  bei  Miltcrmaicr  a.  a.  0.  S.  43.  n.  9 — 12. 
Wilda,  das  Strafrecht  der  Germanen.  Halle  1842.  S.7— 60.  Paulsen,  über 
das  Studium  des  nordischen  Rechts.  Kiel  1826.  Auch  Pardcssus  gibt  in  3 Bd. 
seiner  Collection  de  lois  maritimes  als  Einleitung  eine  gute  Uebcrsicht 
der  Rechtsgeschichte,  so  wie  die  Texte  des  ältesten  Seerechts  Skandinaviens 
nebst  französischen  Ueberselzungen.  S.  ferner  Strinnholm,  Wickingszügc, 
Staatsverfassung  und  Sillen  der  alten  Skandinavier,  aus  dem  Schwedischen  von 
Frisch.  Hamb.  1839-41.  2Bd.  8. 

2)  Im  Eingang  des  allen  isländischen  Rechlsbuchs  heisst  cs  in  dessen  lateinischer 
Uebersctzung  S.  1.:  Legibus  raut  um  est , ut  in  nostra  civitate  alii/nis 
sit,  cui  leg  um  incolis  dicendarum  munus  injungitur ; hic  nomophylucis 
nomine  (/ ä g sä g amat  kr)  venit.  Si  decesserit , quidam  ad  formulus 
processunles  proxima  nestale  proclamandns  ex  eo  civitatis  i/nadranle 
desumendus  est,  in  qua  nomophylax  norissime  domicilinm  habuit.  u.  s.  w. 
Ferner  S.  2.  Legibus  quoque  definitur , nomophylacem  omnes  legum  sectio • 
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Die  ersten  Aufzeichnungen  des  Rechts  müssen  von  solchen  Männern 
ausgegangen  sein,  doch  wurden  sie  bald  von  den  Königen  des  Landes  als 
Gesetze  oder  gar  als  Gesetzbücher  bestätigt  und  dann  öfter  von  späteren 
Königen  unter  der  Mitwirkung  von  Lagmannen  verbessert.  Daraus  erklärt 
sich,  dass  die  skandinavischen  Völker  früh  schon  Gesetz-  oder  mit  ge- 
setzlicher Kraft  versehene  Rechtsbücher  hatten.  Es  waren  dieselben  übri- 
gens gewöhnlich  Rechlsqueilen  einzelner  Provinzen  oder  Genossenschafts- 
bezirke, die  sich  nach  und  nach  zu  Landrechten  entwickelten  und  von 
welchen  eines  oder  das  andere  sogar  den  Charakter  eines  allgemeinen 
Landrechts  erhielt.  1 ) 

Ausser  diesen  Quellen  gab  es  noch  Landrechte  und  allgemeine  Ge- 
setze der  Könige,  die  freilich  bei  einer  neuen  Redaktion  eines  Landrechts 
dessen  Texte  einverleibt  wurden.  Sie  sind  alle  in  der  Landessprache  ab- 
gefasst, doch  manche  schon  früh  auch  ins  Lateinische  übersetzt  worden. 
Als  der  unmittelbare  Ausdruck  der  Rechtsüberzeugungen  sehr  kräftiger, 
eine  grosse  politische  Freiheit  geniessender  germanischen  Völker,  bei  wel- 
chen die  Ursitte  Jahrhunderte  hindurch  rein  bewahrt  wurde,  gehören  sie 
zu  den  merkwürdigsten  Denkmalen  des  altgermanischen  Rechts  und  zeich- 
nen sich  theilweise,  wie  z.  B.  das  isländische  Rechtsbuch  (die  Graue- 
Gans  genannt)  durch  ihren  Umfang  und  ihre  Redaktion  aus,  so  dass 
unter  den  der  übrigen  germanischen  Völker  ihnen  nur  das  westgolhische 
Gesetzbuch  verglichen  werden  kann.  *) 

I.  Dem  deutschen  Rechte  steht  am  nächsten  das  dänische.  * ) 


nei  trihns  tjuikutve  iieitati/iui,  formulnt  vero  proeettutiUt  qunvit  neunte 
proclnmnre  dehere.  Oie  Friesen  und  Sachsen  hallen  einst  auch  solche  Rechts- 
bewahrer,  wie  aus  dem  Anfang  der  Lex  Fritionum  und  Sttxonum  sich  er- 
gibt, welche  nach  dem  Diclamcn  derselben  aufgeschrieben  worden  waren.  Auch 
die  Sagihttranet  der  Franken  mögen  solche  Laguiänncr  gewesen  sein.  Des- 
gleichen die  4 bei  der  Aufzeichnung  der  /.ex  Halten  vorkommenden  Wisogast, 
Windogast  u.  s.  w.  Der  Log-  oder  LÖgiümaHn  war  gleiclisam  das  lebendige 
Gesetzbuch  des  Volks.  Wilda  S.  18.  Von  den  Lagmänuern  v.  Schweden 
handelt  Wilda  ausführlich  S.  32  folg.  Vergl.  auch  Dahlmann,  Geschichte  v. 
Dänemark  11.  S.  327. 

1)  Das  Gulathings  - Gesetz  in  Dänemark,  welches  allgemeines  Reichsrecht  wurde. 

2)  Wilda,  S.  8-9. 

3)  Zuersts  chricb  Kofoed-Anchcr  eine  dänische  Rechtsgeschichte  1769 — 1776.  2.  B.  4, 
dann  befriedigender  1621  Prof.  Kolderup-Rosenvingc  in  Kopenhagen ; diese 
letzte  wurde  von  liomeyer  ins  Deutsche  übersetzt  unter  dem  Titel:  Grundriss 
der  dänischen  Rechtsgcschichte,  Berlin  1825.  Im  Jahre  1834  veran- 
staltete Rosenvingc  eine  neue  ganz  umgearbeitete  Ausgabe  seines  Buchs,  dem 
1849  ein  Grundriss  der  juristischen  Encyclopldie  desselben  Verfassers  folgte; 
von  beiden  hat  man  keine  deutsche  Uebersetzung.  Ausserdem  sind  zu  verglei- 
chen Schlegel,  in  der  Zeitschrift  Astraca  B.  IV.  und  Faleks  Einleitung  zu 
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Der  neuste  Bearbeiter  der  dänischen  Rechtsgeschichte  theilt  diese  in 
fünf  Perioden,  wovon  die  drei  ersten  von  der  ältesten  Zeit  bis  1020,  von 
da  bis  1241  und  von  1241  bis  1522  dem  Mittelalter  angehören.  Ueber  den 
Rechtszusland  der  ersten  Periode  hat  man  nur  Sagen,  nach  welchen  meh- 
rere der  vorchristlichen  Könige  auch  als  Gesetzgeber  gerühmt  werden,  z.  B. 
Odins  Skyold,  Frode,  Regner  Lodbrook  t 794,  sowie  auch  die 
christlichen  Könige  bis  1014,  z.  B.  Harald,  Bluntand  und  Suend.  1 ) 
Die  zweite  Periode  beginnt  mit  einem  Gesetze  Knuds  des  Grossen,  d.  h. 
einem  zwischen  1018  u.  1035  gegebenen  Hofrecht  für  Knuds  Dienst- 
gefolge, Vither-lag,  d.  h.  Vergeltungsrecht,  genannt  *),  welches  in 
seiner  ursprünglichen  Gestalt  nicht  vorhanden  aber  von  verschiedenen 
seiner  Nachfolger  bestätigt  und  vermehrt  wurde  bis  1259.  Bald  erhielten 
auch  die  grossen  Landeslheiie  Dänemarks  ihre  jedoch  nur  von  Privaten 
veranstalteten,  dann  von  den  Königen  bestätigten  Rechtsaufzeichnungen ; es 
sind  die  von  Schoonen  angeblich  zwischen  1158  und  1163,  aber  rich- 
tiger wohl  erst  im  dreizehnten  Jahrhundert  verfasste  *);  die  von  Seeland 
in  ihren  Anfängen  bis  1135  zurückgehend,  als  altes  Seelandsgeselz  unter 
Waldemar  II.  und  als  neues  Gesetz  unter  König  Erich  Mcnvedf  1319 
sanctionirl.  4 ) Man  hat  ferner  einzelne  Siadtrechte  aus  dieser  Periode  und 
verschiedene  königliche  Verordnungen:  einige  der  ersten  gehören  Schles- 
wig an,  z.  B.  das  der  Stadt  Schleswig  und  das  von  Flensburg.  i)  End- 
lich besitzt  man  ein  Schoonensches  Kirchenrecht  v.  1161  oder  1163  und 
ein  seeländisches  v.  1171.*) 

Die  dritte  Periode  v.  1241  bis  1522  beginnt  mit  dem  von  Walde- 
mar dem  Volke  auf  einem  Reichstage  vorgelegten  und  mit  dessen  Zustim- 
mung sanctionirten  jütischen  Gesetze,  welches  ein  so  grosses  Ansehen 
erlangte,  dass  es  in  Schoonen  uud  Seeland  als  subsidiäres  Recht  befolgt 


seiner  Ausgabe  des  jütschen  Rechts,  Wilds  S.  51.,  Dahlmanns  Geschichte 
v.  Dänemark  B.  1.  S.  127-173.  B.  III- S.  1-86.  Zöpfl,  J.  50. 

1)  Rusen v Inge  abersetzt  v.  Homeyer  $.  9 — 12.  Ein  kurzes  System  des  damals 
geltenden  Rechts  stellt  dieser  Verfasser  zusammen  in  $.  13  - 27. 

2)  Rosenvingc,  §.  30. 

3)  Es  ist  jedoch  vor  1215  von  Bischof  Andreas  Sunescn  schon  ins  Lateinische  aber- 
setzt worden.  Die  Uebcrselzung  ist  gedruckt  inWestphalen  Mo/iumenta  ine- 
dita  t.  IV.  p.  20.  29  folg,  und  wurde  ncustens  kritisch  herausgegeben  v.  Kol- 
derup-Rosenvinge  als  Lex  Scaniae  antii/ua  Intine  reddila  per  And. 
Sunonit,  A rchirp isrn/utrn  Lundeniem  eie.  Knpenh.  1846  als  Abthl.  I.  u.  Thl.  I. 
seiner  Snmling  uf  gnmle  dnntke  Lore  I.  Vol.  4.  Das  Rechtsbnch  besteht 
aus  145  Capitcln. 

4)  Rosenvinge  $.  32.  33.  Einige  Titel  davon  sind  übersetzt  in  Drcycrs  Bei- 
trigen zur  Liter,  der  nord.  Rechlsgclehrs  S.  111 — 150. 

5)  Rosenvinge,  g.  34—36  und  die  Juridiskr  Encyclopaedia  159. 

6)  Rosenvinge  g-  37-  Dieser  SchriRsteller  gibt  auch  für  diese  Periode  eine 
systematische  Darstellung  des  in  derselbe!!  gellenden  Rechts  g.  38 — 79. 
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wurde  und  die  Provinzialrechte  dieser  Landslheile  sogar  verdrängte.  Da- 
durch und  durch  den  Einfluss  des  kanonischen,  des  eindringenden  römi- 
schen Hechts  und  des  Sachsenspiegels  bildete  sich  bald  eine  grössere 
Einheit  im  Rechlszustande  des  dänischen  Königreichs.  1 2 3 ) Später  kanten 
Glossen  des  Schoonenschen  Landrechls  hinzu  und  verschiedene  königliche 
Verordnungen;  neben  denselben  bestanden  Sladtrechle,  z.  B.  von  Kopen- 
hagen (1254),  Ripen  (1269),  und  allgemeine  Sladtprivilegien  (1421)  und 
Stadtrechte  (1443.  1488)  *) , in  welche  die  Könige  eine  Einheit  und  Ucber- 
einstimnning  zu  bringen  bemüht  waren.  Auch  werden  König  Erichs  von 
Pommern  (lotrecht  (Guardsretj  von  1403  gerühmt,  so  wie  verschiedene 
Gildestatuten  ( Gildeskruaer ) und  für  das  öffentliche  Recht  wichtige  könig- 
liche Handfesten  ( Handfestninger ) v.  1320 — 1513.  *)  In  der  von  Rosen- 
vinge  unternommenen  Sammlung4 5 6)  der  dänischen  Rechts-  oder  Gesetz- 
bücher und  Gesetze  sind  diese  alten  Rcchtsdenkmale  olle  wiedergegeben. 
Eine  anziehende  Beleuchtung  der  alten  dänischen  Provinzialrechle  verdankt 
man  Larsen,  dessen  Abhandlung  Paulsen  deutsch  bearbeitete.  J)  Die 
Periode  schliesst  mit  Christians  II.  Gesetzgebung  von  1532,  in  welcher  die 
Einwirkung  einer  neuen  Zeitbildung  unverkennbar  ist,  die  aber  erst  in  der 
folgenden  Periode  sich  gellend  macht. 

II.  Schweden  •)  hat  eine  Anzahl  Provinzial -I.andrechle,  deren  Ur- 
sprünge in  Aufzeichnungen  von  I.agmannen  zu  suchen  sind;  sie  gehören 
den  zwei  Haupltheilen  des  Königreichs  Gothlnnd  und  dem  eigentlichen 
Schweden  ( Suithiod ) an. 


1)  Rosenvingc,  §.  80.  81.  Es  erschien  davon  eine  Ausgabe  in  Deutschland  un- 
ter dem  Titel:  das  jutschc  Low  aus  dem  dänischen  in  das  plattdeutsche  über- 
setzt von  Bl.  Eckenberger,  mH  einer  hochdeutschen  Ueberselzuog  etc.  von 
Falck.  Altona  1619.  4.  Das  Werk  besteht  aus  3 Büchern,  das  ltc  von  58,  das 
2tc  v.  115,  das  3tc  v.  69  Capileln.  Eine  andere  Ausgabe  in  vier  Texten,  auch 
einem  lateinischen,  machte  1637  Rosenvingc  in  der  unten  anzuführenden 
Sammlung  alt-dänischer  Kcchlsqucllrn;  und  die  neuste  Ausgabe  v.  1852  ist 
Eriks  Sjeltandeke  Lov  v.  Torsen. 

2)  Rosenvingc  §.  84. 

3)  Rosenvingc  $.  84. 

4)  Sie  führt  den  TH.  Sämling  nf  gamle  doneke  Lotte;  B.  II.  von  1821  ent- 
hält Lex  Siellandica  Erici  Regie. 

B.  111.  v.  1837.  König  Waldemar's  Jydske  Lov,  auch  mit  einer  lateini- 
schen Ucbersetzung  v.  1827. , B.  V.  Ditneke  Gaarderetter  og  Staderetter. 

5)  In  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  B.  I. 
S.  476. 

6)  Grimm  a. a.  0.  S.  76.  Wilda,  Strafrecht  S.  26  folg.  Zöpfl,  §,  49.  Quellen- 
sammlung: Corpus  jnrie  Sveo-Gotorum  nntiqui  von  Collin  und  Schly- 
ter  seit  1827  bis  jetzt  1852.  VIL  Bd.  4.  S.  ferner  Geijers  Geschichte  von 
Schweden  1.  S-  49  folg. 


Digitized  by  Google 


289 


A.  Der  Gothische  Landestheil  zerfiel  in  West-  und  Os t-Gothland. 
Man  hat  ein  Verzeichniss  von  19  westgothischen  Lagmännem  bis  gegen 
das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  von  welchen  die  Aufzeichnung 
eines  Westgothischen  Rechlsbuches  Weslgothalagh  herrührt , deren  Anfänge 
bis  in  den  Anfang  des  zehnten  Jahrhunderts  zurückgehen.  Eine  Recen- 
sion  seines  Textes  gehört  der  Mitte  des  zwölften  (zwischen  1160  u.  1190), 
die  andere  der  des  dreizehnten  Jahrhunderts  an.  Sie  zerfallen  in  Abschnitte 
die  Bolkaer  (Balken)  heissen  und  von  welcher  die  auf  das  Recht  der 
Kirche  bezüglichen  ( Kirkiu  Bolkaer)  und  die  das  Recht  des  Königs  regu- 
lirenden  A'onung  Bolkaer  genannt  werden.  ■)  Der  Lagman  Lumbaer  soll  die 
älteste  Aufzeichnung  gemacht  haben  und  desshalb  führte  das  Werk  auch 
den  Namen:  Lumbs-Gesetze. 1  2 3) 

Das  westgolhische  Rechtsbuch  ist  zum  Theil  die  Quelle  des  aus  dem 
Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  stammenden  gleichfalls  in  Balken  einge- 
theilten  Ostgothischen  ( Ostgothalagh ).  *)  Es  ist  mehr  Lehr-  als  Gesetz- 
buch und  sehr  umfassend. 

B.  Den  eigentlich  schwedischen  Landestheilen  gehört  an  das  Uplands- 
Gesetz,  d.  h.  das  älteste  Recht  Oberschwedens,  das  1296  bestätigt  wurde. 
Die  älteste  Aufzeichnung  dieses  Rechts  wird  einem  Lagman  Wiger  Spa  zu- 
geschrieben, der  ein  Zeitgenosse  Lumbaers  und  des  Isländers  Ulflioth  war. 
Im  vierzehnten  Jahrhundert  wurden  dem  Uplands-Gesetz  nachgebildct  1329 
die  Südermanna-  und  die  Westmanna-Lagh , das  nördliche  Helsing-Lagh 
und  das  dalekarlische  Dahle-Lagh : in  Ermanglung  von  Bestimmungen  in  den- 
selben wurde  das  Uplands-Gesetz  angewendet.  4 5) 

C.  Ein  dritter  Landestheil  ist  die  theils  von  Deutschen,  theils  von 
Gothen  bewohnte  Insel  Golh  oder  Golhland , die  in  dem  1818  von  Schil- 
dener  mit  einer  deutschen  Ucberselzung  herausgegebenen  Guta-Lagh  ein 
in  Deutschland  länger  bekanntes  Rechtsbuch  aus  dem  Anfang  des  elften 
Jahrhunderts  besitzt.  *) 

III.  Norwegen  *)  war  in  grosse  Landesviertel  abgetheilt,  davon 


1)  Die  beiden  Recensionen  (gegen  1206  entstanden)  sind  gedruckt  in  Schlyters 
Sammlung  B.  1. 

Eine  Tilelangabe  der  Bolkaer  der  lten  u.  2ten  Gesetzrcdaktion  hat  Wilda 
S.  38-39.  . 

2)  Die  WeMtgothalagk  ist  gedruckt  in  der  Sammlung  Schlyters  B.  1. 

3)  ln  Schlyters  Sammlung  B.  II.  Wilda  S.  39—42.  Es  heisst  von  ihm 
König  Magnus  (reg.  v.  1275  bis  1290)  habe  die  Ostgothischen  Gesetze  gegeben 
d.  h.  er  habe  die  Redaktion  des  Buchs  bestätigt- 

4)  Wilda,  o.  a.  0.  Sie  sind  gedruckt  in  B.  3 u.  flg.  der  Schlyter’schen  Samm- 
lung, deren  B.  IV.  die  Laghen  v.  Suedermannland,  der  5tc  die  Helsing-Laghen  etc., 
der  flte  die  Westmanna-Laghcn  etc.  enthalten. 

5)  Wilda,  S.  40. 

0)  Grimm,  a.  a.  0.  S.  92.  Wilda,  S.  20.  ZÖpfl,  *•  51.  Dahlmann,  Ge- 

19 
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jedes  ein  gemeinsames  Gericht  (thing)  und  gemeinsames  Recht  hatte,  noch 
ehe  das  Volk  zum  Christenthum  überging.  Die  Genossenschaft  jedes  Vier- 
tels hiess  thinglag;  von  den  Dingstätten  führten  dieselben  ihren  Namen, 
Gula-lhing , Frosta-thing , Heidsivia-thing  und  Borgar-thing.  Im  zehnten 
Jahrhundert  hatte  jedes  Jurisdictions-Viertel  schon  eine  Aufzeichnung  seines 
Rechts  und  es  wird  von  verschiedenen  Königen  gerühmt,  dass  sie  den 
Bezirken  weise  Gesetze  gegeben  hätten;  die  ältesten  sind  das  Gulathings- 
und  das  Frostathings- Gesetz.  Olaf  der  Heilige  um  1030  soll  diese  Gesetze 
unter  Zuziehung  besonders  erfahrner  Männer  revidirt  und  verbessert 
haben.  Nach  ihm  soll  König  Magnus  der  Gute  t 1047  für  die  Gesetz- 
gebung thätig  gewesen  sein.  Kr  soll  ein  Gesetzbuch  haben  schreiben 
lassen,  welches  die  norwegische  Gragas  (Graue-Gans)  *)  hiess.  Es  scheint 
indessen,  dass  von  Olaf  das  Gulathing  und  von  Magnus  diese  Gragas  und 
das  Frostathing  eine  neue  Redaktion  erhielten.  * ) Die  Dronlheimer  hatten  im 
Biarkeyarrett  ein  eignes  Stadlrecht,  das  aus  der  Zeit  Königs  Sigurds  t 
1130  stammt  und  grossenlheils  mit  dem  Forttathing  - Gesetz  übereinstimmt.  *) 

König  Magnus,  Hnkons  Sohn,  der  den  Beinamen  des  Gesetz  Verbesse- 
rers ( Laga-baeter ■)  führte,  liess  1207  die  Rechlssammlungen  für  die  vier 
Hauptgerichte  völlig  umarbeiten , in  bessere  Ordnung  bringen  und  völlig 
gleich  lautend  machen,  wodurch  das  vollständigste  derselben  das  Gululhings- 
Gesetz  die  Bedeutung  eines  allgemeinen  Landrechts  für  Norwegen  erhielt.  Das- 
selbe ist  auf  unsere  Zeiten  gekommen  und  sowohl  im  Urtext  als  mit  einer  däni- 
schen und  einer  lateinischen  Uebersetzung  im  Jahre  1817  gedruckt  worden. 
Wir  besitzen  darin  das  älteste  gemeine  Recht  für  ganz  Norwegen.  4)  Es 
enthüll,  was  das  Slralrecht  betrifft,  ein  Compositionssyslem. 

Die  norwegischen  Rechtsbücher  sind  wie  die  schwedischen  in  Bal- 
ken abgetheilt. 

IV.  Besondere  Aufmerksamkeit  hat  in  der  neuern  Zeit  das  islän- 
dische Recht*)  auf  sich  gezogen.  Diese  Insel  war  durch  freiheitsliebende 


schichte  v.  Dänemark  II.  S.  294-432.  Koldcrup-Rosenvinge,  juridiake 
Encyclopacdia  jj.  67  — 69. 

1)  Einige  erklären  den  Namen  vom  Einband  in  ein  wildes  Gänscfell,  andere  vom 
grauen  Altcrthum  des  Werks,  andere  daher,  dass  cs  mit  Federn  grauer  Schwlne 
habe  geschrieben  werden  müssen. 

2)  Wilda,  S.  22—29. 

3)  Wilda,  S.  23.  Diese  ältesten  Rcchtsdcnkmalc  Norwegens  hat  in  einer  däni- 
schen Uebersetzung  1751.  Hans  Paus  herausgegeben.  Eine  neue  Ausgabe 
derselben  veranstalteten  R.  Keyser  und  P.  A.  Münch  unter  dem  Titel: 
A ’orget  Ginnte  Luve,  Chrisliamn  1846—1849.  3 Vol.  4. 

4)  Die  Ausgabe  fuhrt  den  Titel:  Magnut  Konunge  Lagahnctert  Gulntkingt-laug 
i.  e.  Regit  Bagni  legum  refurmntorii  leget  Gulatkingentet  teil  jut 
commune  A'orteiegicum,  Hafniae  1817.  S.  Wilda,  S.  25. 

5)  Wilda,  S.  13— 20.  Zöpfl,  $.52  und  die  geschichtliche  Einleitung  Schlegels 
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Auswanderer  Norwegens  bevölkert  worden  und  ihre  älteste  Entscheidungs- 
weise der  Rechlsslreiligkeiten  soll  die  Fehde  gewesen  sein.  Zuerst  in  ge- 
trennten Genossenschalten  lebend , einigten  sie  sich  zu  einer  Gesummlgenossen- 
schaft  und  nahmen  gemeinsame  Rechlssatzungen  an  i AlUhing).  die  Ulflioth 
gegen  928  machte;  sie  wurden  mündlich  überliefert  durch  die  Vermittlung 
von  Lögsögmadr  (Lagmünner).  Im  Jahr  1117  oder  1118  wurden  sie  revi- 
dirt,  aulgezeichnet  und  erhielten  von  dem  bei  diesem  Geschärte  vorzugs- 
weise thätigen  Hadith  Maursen  den  Namen  Haflith  Skr&.  Es  blieb  un- 
verändert das  gemeinsam  geltende  Gesetzbuch  Islands  bis  1261,  wo  die 
Insel  dem  Königreich  Norwegen  einverleibt  wurde.  Zu  demselben  kamen 
nun  die  kirchlichen  Salzungen  (z.  B.  Thorgans  Lov  gegen  d.  Jahr  1000 
und  Bischof  Gissaus  Verordnungen  über  den  Zehnten  v.  1096),  viele  neue 
Gesetze,  aufgezeichnete  Rechlsgewohnheiten  und  Uriheilssprüche  der  Rich- 
ter hinzu,  und  alles  zusammen  wuchs  zu  einem  umfassenden  Rechtsbuch 
an,  das  in  späterer  Zeit  auch  den  Namen  Gragas  erhielt  und  seit  1829 
in  einer  vortrefflichen  v.  J.  F.  G.  Schlegel  besorgten  und  mit  einer  latei- 
nischen Uebersetzung  und  überaus  gründlichen  geschichtlichen  Einleitung 
versehenen  Ausgabe  des  Urtextes  auf  den  zwei  einzigen  alten  Handschrif- 
ten allgemein  zugänglich  isL  ') 

Die  nach  Islands  Einverleibung  in  das  Königreich  Norwegen  von  den 
neuen  Herrschern  dort  sanctionirlen  Gesetzbücher  sind  aus  den  Jahren 
1262,  1271  und  1281,  und  neuslens  herausgegeben  worden.  *)  Das  aus 
Norwegischen  Quellen  geschöpfte  Hakonsbok  von  1265  musste  wieder 
aufgehoben  werden;  aber  das  1281  von  Magnus  Lagabaeler  sanctionirte 
Jonsbok  blieb  in  Geltung  als  allgemeines  Lnndrecht. 


zu  (einer  Ausgabe  der  isländischen  Graugans.  Dam  Wilda,  in  der  Hall.  Lite- 
ratur-Zeitung v.  1832.  n.  9— 11  und  Home  y er  in  d.  Beil.  Jahrbüchern  von  1832. 
S.  425  lolg.  Dahlmanns  Geschichte  von  Dänemark  B.  II.  S.  189  262.  Kol- 
derup-Rosenvingc,  Juristische  Encyklopaedie  §.  61 — 86.  Neuslens  K.  Mau- 
rer, Beiträge  zur  Rcchlsgeschichle  des  germanischen  Nordens.  Heft  1.  Die 
Entstehung  des  isländischen  Staats  und  seiner  Verfassung.  München  1852. 

1)  Es  führt  den  Titel:  Hin  formt  Liigftok  Jtlendinga  eem  nefnist  Grngttt 
i.  e.  Codex  J.trit  htandorum  anliquittimu*  t/ui  nominatur  Uragat  etc. 
Harn  tue  1829.  2.  V.  4. 

Die  Abteilungen  sind  der  lateinischen  Uebersetzung  nach  folgende : 1)  No- 
mo/ihylncii  sertio,  2)  dieaeterii  Merlin,  3)  de  judiriie  ordimtndi. s,  4) 
de  hereditatihui , 5)  de  alertdit  (nämlich  eg  mit  ittt/tuhrrihttt) , 8)  de  Jne- 
dere  conjugnli , 7)  de  cnmmerciit , d.  h.  von  den  Verträgen,  8)  jus  rri- 
mina/e,  9)  de  fttndie  relnendit  et  rehttt  rutlicit,  10)  de  re  n. Ultra. 
Eine  ausführlichere  systematisch  geordnete  Inhaltsangabe  der  Graugans  findet  sich 
in  Schlegels  Einleitung  S.  LXXV — CXL. 

2)  ln  der  Sammlung  von  Keys  er  und  Münch  B.  1. 

19* 
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IV.  Blicke  auf  die  Rechlsentwicklung  der  slavischen  Völker 

im  Mittelalter. 

112.  Auch  das  Studium  des  slavischen  Rechts  und  insbesondere  das 
seiner  Geschichte  hat  in  unserem  Jahrhundert  die  Aufmerksamkeit  der 
deutschen  Rechtsgelehrlen  und  Historiker  auf  sich  gezogen.  Dasselbe  ist 
an  sich  schon  anziehend,  bietet  aber  vor  allem  ein  grosses  Interesse  für 
die  vergleichende  Rechtsgeschichle.  Aber  nicht  blos  deutsche,  sondern  auch 
nationale  Schrillsteller  der  wichtigsten  slavischen  Länder  haben  sich  mit 
diesen  Studien  beschäftigt,  insbesondere  in  Russland,  Polen,  Böhmen  und 
Ungarn.  Einige  ihrer  Werke  sind  ins  Deutsche  übersetzt,  und  nur  diese 
fand  sich  der  Verfasser  zu  benützen  im  Stande.  Eine  vergleichende  Reclils- 
geschichtc  aller  slavischen  Völker  hat  mit  grossem  Erfolg  zwischen  1834 
und  1839  der  sehr  tüchtige  Warschauer  Professor  Macieiowski  in  4 
Bänden  versucht,  die  von  Buss  und  Nawrocki  ins  Deutsche  übertragen 
ward.  1 2 3 ) Es  ist  sowohl  eine  innere  als  äussere  Rechtsgeschichle  (doch 
mehr  das  erste)  und  vorzugsweise  für  denjenigen  lehrreich,  dem  die 
Rechlsenlwicklung  der  einzelnen  slavischen  Völker  näher  bekannt  ist. 

I.  Dass  im  achten  Jahrhundert  eine  Anzahl  slavischer  Stämme  von 
den  Bulgaren  gedrängt  nach  Nordwest  sich  zogen,  in  verschiedenen  Ge- 
genden bis  an  die  Elbe  als  ackerbauende  Völker  sich  ansiedelten,  mit 
dem  Osten  sowohl  als  dem  Norden  und  dem  Westen  Handel  trieben,  sich 
von  Schweden  (dessen  Bewohner  sie  Rnotzi  nannten  und  woher  für  sie 
selbst  der  Name  Russen  stammt)  Herrscher  erbaten  und  erhielten,  und 
um  988  vollständig  zum  Chrislenthum  und  zwar  dem  der  griechischen 
Kirche  bekehrt  waren,  sind  bekannte  historische  Thatsachen.  Sie  gründeten 
verschiedene  Reiche,  auf  deren  allgemeine  Rechtsentwicklung  vom  zehnten 
oder  elften  bis  in  das  sechzehnte  Jahrhundert  wir  unsere  Blicke  werfen 
wollen , jedoch  nur  in  so  fern , dass  wir  über  die  Bearbeitung  ihrer  Rechts- 
geschichte und  ihre  Rechtsdenkmale  aus  dieser  Zeit  kürzere  Mittheilun- 
gen machen. 

A.  Das  Hauptwerk  *)  über  die  älteste  Geschichte  des  russischen 
Rechts  ist  das  1826  in  Dorpat  erschienene  von  Ewers:  das  älteste 
Recht  der  Russen  *),  worin  auch  die  ältesten  Rechtsdenkmale  Russ- 


1)  Sie  führt  den  Titel:  Slavischc  Rechtsgeschichte  von  W.  A.  Macieiowski,  aus 
dem  polnischen  übersetzt  etc.  Stuttgart  und  Leipzig  1835 — 1830.  4 Bd.  S.  über 
das  Werk  Haenel  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Hechtswissenschaft 
des  Auslands  B.  IV.  410.  VII.  316.  VIII.  148.  399. 

2)  Literarische  Nachweisungen  über  das  russische  Recht  geben  Mittermaicr,  deut- 
sches Privatrecht  $.  43  n.  14.  und  Hubbe  in  der  angef.  Zeitschrift  B.  XIV. 
S.  87  folg.  (v.  1842.) 

3)  Es  enthält  eine  vortreffliche  Darstellung  der  Entstehung  und  ältesten  Entwicklung 
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lands  mit  beigefügter  deutscher  Uebersetzung  abgedruckt  sind.  An  das- 
selbe schliessl  sich  an  des  Herrn  v.  Reulz:  Versuch  über  die  ge- 
schichtliche Ausbildung  der  russischen  Staats-  und  Rechts- 
verfassung,  Mitau  1S29,  eine  zweckmässige  Uebersicht  der  innem  Ge- 
schichte des  russischen  Rechts.  Es  erschien  1836  davon  eine  russische 
Uebersetzung  mit  einer  als  gelungen  gerühmten  Einleitung  des  Uebersctzers 
Prof.  Moroschkin  in  Moskau.  Auch  in  Karamsins  Geschichte  von 
Russland  *)  wirä  die  Rechtsentwicklung,  jedoch  nicht  ausreichend,  berück- 
sichtigt An  die  genannten  Hauptwerke  reihen  sich  mehrere  werlhvolle 
Monographien.  *)  Auch  das  Recht  einiger  N'ebenländer  Russlands  hat 
deutsche  Geschichtsschreiber  gefunden.  *) 

Die  ältesten  russischen  Rechtsdenkmale  gehören  den  nördlichen  Thei- 
» len  des  Reiches  an.  Sie  bestehen  in  einer,  wie  es  scheint  zunächst  für 
die  Stadt  Novgorod  zwischen  1016  und  1020  gemachten  Aufzeichnung  des 
damals  seit  den  ältesten  Zeilen  her  geltenden  Gewohnheitsrechts,  welcher 
der  Grossfürst  Jaroslav  Gesetzeskraft  beilegte.  Sie  ist  unter  dem  Titel 
der  Pravda  Ruska  oder  Ruskaia  (russisches  Rechtsbuch^)  bekannt  und 
besteht  in  17  Artikeln.  Den  genausten  Abdruck  des  Textes  derselben 
gibt  Ewers  S.  264 — 270.  Wir  sehen  in  ihr  ein  kurz  gefasstes  aber  für 
die  einfachen  socialen  Zustände  eines  noch  im  Kindesallcr  sich  befinden- 
den Volks  wohlberechnetcs  Rechtsstatut,  dessen  Hauptzweck  die  Siche- 
rung der  Unverletzlichkeit  der  Personen  und  des  Besitzes  ist.  Jene  soll  er- 
zielt werden  durch  das  Recht  der  Blutrache  und,  wo  diese  nicht  möglich 
ist,  die  Zahlung  eines  Wer-  oder  Ersalzgeldes.  Hievon  handeln  die  12 
Artikel.  Die  Sicherheit  des  Besitzes  sollen  schützen  verschiedene  Strafbe- 
stimmungen gegen  Unterschlagung  oder  Beschädigung  fremder  Sachen. 
(Art.  13—17.)  Zugleich  wird  das  Recht  der  Eigenthumsvindicalion  aner- 
kannt und  über  das  gerichtliche  Verfahren  einiges  festgesetzt,  z.  B.  im 
Art  14,  dass  wenn  der  Beklagte  das  Recht  des  Klägers  abläugnet,  die 
Sache  von  12  Männern  zu  entscheiden  und  der  Unterliegende  dem  Spruch 
nachzukommen  verbunden  sei.  Man  hat  in  den  [s.  g.  Leget  Barbarorum 


des  russischen  Staats.  Als  eine  höchst  belehrende  Ergänzung  derselben  möch- 
ten wir  anführen  den  B.  I.  S.  261  — 298  von  Strinnholms  Wikings -Zügen 
der  alten  Skandinavier,  übersetzt  v.  Frisch. 

1)  B.  1.  190.  II.  35-53  nnd  Anm.  31.  B.  IV.  163.  193.  380. 

2)  Hieher  gehören  2 Wcrkchen  von  Reulz  über  das  russische  Vormundschaftsrechl 
v.  1821  und  1825;  dann  Tobicn,  die  Blutrache  nach  altem  russischen  Recht. 
Thl.  I.  Dorpat  1840. 

3)  Zu  nennen  sind  Bunge,  das  esth-  u.  livländiscbe  PrivatrechL  2 Bd.  Dorp.  1838, 
ferner  dessen  Beiträge  zur  Kunde  des  esth-  liv-  und  curländischen  Rechts  1832. 
R.  v.  Helmersen,  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  des  livUndischen  Adcls- 
rechts.  Dorp.  1832  u.  a. 
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die  Quelle  dieses  ältesten  russischen  Rechts  erkennen  wollen,  allein  sich 
überzeugt,  dass  dasselbe  slavisches  Nationalrecht  ist,  das  aber  desshalb 
jenem  allgermanischen  Recht  so  nahe  steht,  weil  die  Russen  zur  Zeit  der 
Abfassung  der  iiliesten  Pravda  etwa  auf  der  gleichen  Culturstufe  standen, 
wie  die  Germanen  im  5.  bis  7.  Jahrhundert  1 2 3 4 5 6 ) ' 

Die  alte  Pravda  erhielt  schon  unter  Jaroslavs  Söhnen  eine  grosse 
Erweiterung,  so  dass  ihr  Text  nun  36  und  eine  ausführliche  Redaktion 
derselben  im  dreizehnten  Jahrhundert  schon  54  znm  Theil  sehr  ausführ- 
liche Artikel  enthielten.  Beide  Texte  sind  gedruckt  bei  Ewers  S.  305  u.  312. 

Die  Unterjochung  der  Russen  durch  die  Mongolen  brachte,  obgleich 
das  Volk  während  derselben  (v.  1238  bis  14TT)  durch  seine  von  den  Chan's 
abhängigen  Sluminliirstcn  regiert  wurde,  einen  Stillstand  in  die  Entwicklung 
des  russischen  Rechts;  wenigstens  hat  man  keine  Rechtsdenkmale  von 
grösserer  Bedeutung  aus  dieser  Periode  *);  erst  im  Jahr  1497  erhielt  das 
nun  sehr  erweiterte,  überall  aulocratisch  regierte  russische  Reich  durch 
Iwan  Wasiliewitsch  Hl.  ein  Gesetzbuch  (das  den  Titel  Zakony  führte)  und 
1550  von  Iwan  Wasiliewitsch  IV.  revidirt  und  um  ein  Drillheil  vermehrt 
wurde,  und  nun  das  Gerichtsbuch  Sudebnik  heisst.  Dem  gemäss  zerlällt 
die  älteste  Geschichte  des  russischen  Rechts  in  zwei  Perioden:  eine  erste 
bis  zur  Pravda  und  eine  zweite  bis  1550.  *)  Von  der  kirchlichen  Ge- 
setzgebung Russlands  wird  unten  in  der  Geschichte  des  Kirchenrechls  die 
Rede  sein.  * ) 

B.  Als  das  Hauptwerk  über  die  älteste  Rechtsgeschichte  Polens  wird 
selbst  von  Macieiowski  der  sowohl  polnisch  (1828)  als  französisch  (1830) 
und  deutsch  erschienene  *)  Versuch  einer  Geschichte  des  ältesten  polni- 
schen Civilrechts  von  Lelewel  gerühmt.  Den  Hauptinhalt  desselben  hat 


1)  Rcutz  zeigt  sehr  gut  die  theilweise  Uebcrcinstimmung  oder  vielmehr  Annähe- 
rung des  allrussischen  und  des  ollgermanisehen  Rechts  in  seiner  historisch  dog- 
matischen Darstellung  des  ältesten  russischen  Vormundschansrechls  Dorpat  182t. 
S.  t — 28.  Er  nimmt  aber  später  in  seiner  Rechtsgcschichtc  seine  Meinung  über 
die  Abstammung  des  Inhalts  der  Pravda  v.  1020  aus  den  Leget  R arharnnim. 
gegen  die  sich  auch  Karamsin  ausgesprochen  hatte,  zurück.  Dem  skandina- 
vischen Rechte  möchte  sic  aber  doch  wohl  verwandt  sein.  Doch  stellt  auch 
diess  Macieiowski  II.  S.  230  folg,  in  Abrede. 

2)  Einige  minder  bedeutende  sind  genannt  bei  Rcutz  I.  S.  88. 

3)  v.  Rcutz  S.  87  uud  239.  Sic  ist  gedruckt  in  Karamsin,  Geschichte  von 
Russland  B.  VI).  Macieiowski  B.  3.  S.  435.  Revue  Rnc^etopddijue 
t.  19.  p.  6.  Eine  neue  Ausgabe  beider  wurde  1819  in  Moskau  veranstaltet. 

4)  Diese  Perioden  setzt  auch  v.  Reutz  fest  S.  5-8.  Die  zwei  folgenden  entspre- 
chen den  der  neueren  Rcchtsgeschichle  der  europäischen  Völker. 

5)  S.  übrigens  darüber  Walter  Kiiehenrccht  §.  81.  82. 

6)  Zu  vergleichen  dazu  Macieiowski  I.  S.  213  folg.  Rnndtke  de  Studio  jurti 
fiolonici.  Frntitlaviue  1806. 
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Mittermaier  sehr  gedrängt  in  folgender  Uebersicht  wiedergegeben.  •) 
Zwischen  930  und  1080  bestand  das  nachherigc  polnische  Reich  aus  zahl- 
reichen Gebieten,  von  denen  jedes  sein  eigenes  Gewohnheitsrecht  hatte. 
Mit  Ausnahme  der  Kriegsgefangenen  gab  cs  keine  Sklaven.  Eine  grosse 
Anzahl  Ländereien  waren  herrenlos,  dazu  gehörten  auch  die  eines  Jeden, 
der  ohne  Hinterlassung  von  Leibeserben  starb.  Weiber  erbten  nicht,  waren 
aber  selbstständiger  als  in  andern  Ländern,  indem  sie  selbst  vor  Gericht 
aultreten  konnten.  In  Bezug  auf  Verbrechen  galt  das  System  des  Wer- 
geids, doch  musste  auch  dem  Staate  ein  Friedensgeld  bezahlt  werden. 
Auch  kamen  Todesstrafen  gegen  Verräther,  Plünderer  und  Störer  der  öffent- 
lichen Sicherheit  vor.  Die  Verbreitung  des  Chrislenthums  und  das  mit  ihm 
eindringende  kanonische  Recht  hatten  eine  grosse  Umgestaltung  der  Rechls- 
ansichten  zu  Folge.  Die  Macht  des  Königs  im  Bunde  mit  der  Geistlichkeit 
stieg.  Im  nächsten  Jahrhundert  wirkten  die  Geistlichen  auf  Begründung 
milderer  Sitten;  das  Eherecht  war  das  kanonische.  Von  1130  bis  1230 
verdrängten  die  geistlichen  Gerichte  die  alten  Volksgerichte;  zugleich  stieg 
die  Macht  der  reichen  Adelichen  und  das  Nalionnlrccht  zerfiel.  Die  Idee 
des  Familieneigenthums  und  der  Grundsatz  der  Unvcräusserlichkeit  ohne 
agnalischen  Consens  wurde  gellend.  Testamente  kamen  vor.  Vom  Jahre 
1230  an  wurde  aber  der  Einfluss  des  deutschen  Rechts  sichtbar,  der 
Sachsenspiegel  und  das  Magdeburgische  Recht  drangen  nach  Polen  und 
die  Rechtsverwirrung  vermehrte  sich  mehr  und  mehr.  Das  Rechtssludium 
auf  den  Universitäten  gab  Polen  römisch -rechtlich  gebildete  Juristen.  Das 
Bedürfnis  der  Aufzeichnung  eines  gemeinsamen  polnischen  Rechts  wurde 
immer  dringender.  Allein  erst  dem  König  Casimir  (dem  Grossen)  gelang 
es,  auf  dem  Reichstage  zu  Wislica  13T7  ein  Gesetzbuch  zu  Stande  zu 
bringen.  Diess  in  lateinischer  Sprache  redigirte  berühmteste  Rechtsdenk- 
mal Polens  ist  von  ziemlich  grossem  Umfange  und  wird  von  Macieiowski 
der  justinianischen  Gesetzgebung  verglichen. 

Der  Zweck  der  Gesetzgebung  Casimirs  *)  war  zunächst  der,  an  die 
Stelle  der  so  sehr  von  einander  abweichenden  Lokalgewohnheitsrechle  ein 
gemeinsames  zu  setzen,  und  insbesondere  Gross-  und  Kleinpolen,  die  bis- 
her getrennt  waren,  vollständig  zu  einigen,  dann  der,  das  nationale  Rechts- 
element gegenüber  dem  eindringenden  deutschen  zu  befestigen.  Er  nahm 
alles  bisher  gellende  Gesetzes-  und  Gewohnheitsrecht  auf,  unterwarf  es 
jedoch  einer  reformatorischen  Sichtung  und  passte  das  Ganze  den  römi- 
schen RechtsbegrifTen  an,  von  welchen  seine  auf  französischen  und  deut- 
schen Universitäten  gebildeten  Geholfen  durchdrungen  waren.  Die  Casi- 


1)  Im  B.  IV.  S.  503  folg,  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  uml  Rechtswissenschaft 
des  Auslands. 

2)  Macieiowski,  S.  213 — 220. 
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mir’sehe  Gesetzgebung  ist  daher  auch  ebenso  gut  Lehr-  als  Gesetzbuch 
und  verdient  nicht  selten  den  Vorwurf  der  Weitschweifigkeit.  Manche 
Stellen  erinnern  an  Juslinians  Novellen.  Das  Statut  von  Wislica,  wie 
Casimirs  Gesetzgebung  auch  genannt  wird,  ist  öfters  in  das  polnische 
übertragen  worden,  zum  erstenmal  1449;  die  beste  und  einzige  kritische 
Ausgabe  desselben  ist  die  1831  von  Bandike  in  Warschau  veranstaltete. l 2 3) 

Das  Casimirsche  Gesetzbuch  galt  nicht  in  dem  erst  im  16.  Jahrhun- 
dert mit  dem  Königreich  Polen  vereinigten  Herzoglhum  Massovien.  Dessen 
Landesherm  hatten  verschiedene  durch  die  Bedürfnisse  der  Zeitverhältnisse 
nölhig  gewordene  Gesetze  erlassen,  besonders  zwischen  137T  und  1397; 
sie  sind  auch  in  lateinischer  Sprache  geschrieben  und  später  in  die  Lan- 
dessprache übersetzt  worden.  Uebrigens  wurde  im  Land  das  polnische 
Recht  als  recipirtes  angewendel.  *) 

C.  Was  nun  die  übrigen,  freilich  noch  zahlreichen  Länder  betrifft,  die 
von  slavischen  Völkerschaften  ganz  oder  theilweise  bewohnt  sind,  so 
müssen  wir  uns  hier  darauf  beschränken,  auf  ihre  Rechtsquellen  überhaupt 
binzuweisen , ihre  historisch  berühmt  gewordenen  Rechtsdenkmale  im  Mittel- 
alter  anzuführen  und  auf  die  Schriftsteller  zu  verweisen,  welche  Aufklä- 
rungen über  die  Rechtsgeschichte  derselben  enthalten. 

a)  Ein  Theil  dieser  Länder  gehört  jetzt  zu  Deutschland  oder  ist  mit 
demselben  eng  verbunden ; diess  sind  die  des  nördlichen  Deutschlands 
jenseits  der  Elbe:  Pommern,  Schlesien,  Böhmen  und  Mähren.  In  den 
drei  ersten  bestand  slavisches  Recht  noch  im  zwölften  Jahrhundert  und 
zwar  in  Schlesien  polnisches;  es  wurde  aber  nach  und  nach  durch  das 
germanische  Recht,  insbesondere  durch  den  Einfluss  des  Sachsenspie- 
gels wenn  nicht  ganz  verdrängt,  doch  in  der  Anwendung  beschränkt.  *) 
Böhmen  soll  von  Libussa  und  Premislaus  geschriebene  Rechtsstatu- 
len  erhallen  haben;  allein  die  von  König  Wenzeslaus  itn  Jahre  1294  ver- 
anstaltete Aufzeichnung  des  böhmischen  Rechts  scheint  die  erste  des  Lan- 
des zu  sein , nur  dass  die  von  deutschen  Einwanderern  gegründeten  Städte 
ihre  eigenen  Rechtsstalulen  zum  Theil  schon  1125  hatten,  welches  seinen 
Hauptelemente  nach  germanisches  Recht,  seine  eigne  Entwicklung  hatte.4) 
In  der  neusten  Zeit  hat  Dr.  Rössler  die  wichtigsten  Rechte  dieser  Städte 
sowie  die  von  Mähren  herauszugeben  angefangen.  Wir  führen  an  die  sehr 
zweckmässig  veranstaltete  Ausgabe  des  Altprager  Stadtrechts,  bestehend 
aus  einer  Menge  einzelner  Statuten  und  Verfügungen  vom  Ende  des  drei- 


1)  Sic  findet  sich  in  dessen  Jut  Polatlicum  eodicibut  veteribut  mnnutcriptit 
et  additionihue  quibueque  collatum.  fVartoviae  1831. 

2)  Nach  Macieiowski  II-  S.  220-222. 

3)  Macieiowski  II.  222 — 224.  Mittermaier,  deutsches  Privalrecht  $.  19. 
Anm.  13.  E.  F. 

4)  Man  unterschied  daher  in  Böhmen  das  jut  teutonicum  und  das  jut  bokemicale. 
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zehnten  bis  zum  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  in  einem  Rechls- 
buch  aus  dieser  Zeit  von  206  Artikeln  im  ersten  Bd.  der  Sammlung  vom 
Jahre  1845,  und  die  der  vorzugsweise  aus  dem  Magdeburger  und  Bres- 
lauer Hechte  entlehnten  Sladtrechte  von  Brünn  aus  dem  dreizehnten  und 
vierzehnten  Jahrhundert,  bestehend  aus  einem  Schöflenbuch  von  729  zum 
Theil  sehr  auslührlichen  Paragraphen  in  lateinischer  Sprache,  aus  dem 
ersten  Privilegienbrief  der  Stadt  von  König  Wenzeslaus  v.  d.  J.  1243,  aus 
einem  Sladtrechte  aus  dem  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  und  ver- 
schiedenen andern  Statuten. 

Durch  Kaiser  Carl  IV.  erhielt  Böhmen  1348  ein  allgemeines  Landrecht, 
die  Majestas  Carolina  genannt.  *) 

b)  Die  ältesten  Bechlsdenkmale  Mährens  von  1197 — 1229,  darunter 
die  Gesetzgebung  des  Königs  Ottokar  aus  diesem  Jahr,  sind  in  einer  1787 
von  den  Benediktinern  veranstalteten  und  geschichtlich  beleuchteten  von 
Hab  rieh  herausgegebenen  Sammlung  der  Jura  primaeva  Moraviae  ver- 
öffentlicht worden.  Eine  Sammlung  mährischer  Gewohnheitsrechte  ist  1480 
von  Tobischan  gemacht  worden.  *)  Uebrigens  stand  das  Recht  aller 
dieser  Länder  unter  dem  Einfluss  des  Römischen  und  Canonischen. 1 2 3  4 5 ) 

c)  Unter  den  ausserhalb  Deutschlsnd  liegenden  sonstigen  Ländern 
mit  slavischer  Bevölkerung  sind  hier  vor  allen  Ungarn  und  Serbien  zu 
nennen.  Die  von  Magyaren  besiegten  slavischen  Bewohner  lebten  nach  ihrem 
Nalionalreeht  fort.  Mehrere  Könige  haben  sich  als  Gesetzgeber  in  der 
Geschichte  einen  Namen  gemacht,  als  Stephan  der  Heilige,  der  969  eine 
grössten  Theils  aus  den  Capitularien  geschöpfte  Gesetzgebung  veranstal- 
tete; dann  werden  genannt  die  Gesetze  des  heiligen  Wladislaus  v.  1092, 
Königs  Koleman  v.  1100,  des  heiligen  Andreas  v.  1222,  Carls  I.  v.  1342 
und  Ludwigs  v.  J.  1351.  4) 

Macieiowski  äussert  sich  über  die  ungarischen  Rechlsdenkmale  dahin: 
dass  sie  eine  armselige  Schöpfung  seien  und  dass,  wenn  sie  den  Charak- 
ter und  die  Sitten  des  Volks  darstcllten,  für  welches  sie  geschrieben 
worden,  diese  die  schlechtesten  sein  müssten. 

In  den  sächsischen  Colonien  Ungarns  galt  deutsches  Recht. 


1)  S.  über  Bähmen  Macieiowski  I.  S.  224 — 228.  Mittcrmaier,  ».  a.  0.  Note 
12.  I.  D. 

2)  Ein  Lehrbuch  des  böhmischen  Rechts  in  lateinischer  Sprache  schrieb  der  1388 
noch  lebende  Oberstrichter  des  böhmischen  Reichs  Andreas  v.  Dnba.  M a c i- 
eiowski,  1.  p.  262. 

3)  Mittcrmaier,  a.  a.  0.  u.  Macieiowski,  1.  S.  228 — 230. 

4)  Macieiowski,  S.  198  —206. 

5)  Macieiowski  I.  S.  243  folg.  Mittcrmaier  §.  43.  Anm.  15.  Wentel,  de 
fontxbut  juris  privat»  hungarici.  Pesth  1836.  Scboncks,  Jahrbücher  der 
jur.  Lit.  B.  XU.  S.  115. 
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Für  Serbien  veranstaltete  1349  der  Czar  Duschan  ein  Gesetz  oder 
Rechisbuch,  welches  eine  Aufzeichnung  der  alten  Rechtsgewohnheiten , die 
alten  Reichstagsverordnungen  des  Landes  enthält  und  die  eigenen  Gesetze 
des  Czaren  selbst.  Nach  Macieiowski  ist  es  ein  vollständig  im  slnvi- 
schen  Nationalgeist  ohne  bedeutende  Einwirkung  von  fremdem  Rechte  ge- 
schriebenes Gesetzbuch.  *) 


VI.  Capilet. 

Geschichte  der  Reckls^aellru  nad  der  Rerhtsiussensckafl  seit  dem  sechzehnten 

Jahrhundert. 

Von  Deutschlands  Rechtsquellen  vom  sechzehnten  Jahrhun- 
dert *)  bis  zur  Mitte  des  achtzehnten. 

113.  Seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  ist  die  Geschichte  der  Rechts- 
entwicklung Deutschlands  die  eng  in  einander  verflochtene  Geschichte  der 
Gesetzgebung  und  der  Rechtswissenschaft.  Beide  stehen  in  be- 
ständiger Wechselwirkung;  die  Wissenschaft  bahnt  den  Weg  der  Reform 
und  bereitet  den  Stoff  der  Gesetzgebung  vor,  den  sie  nach  seiner  Geltend- 
werdung  wieder  beleuchtet  und  für  das  praktische  Bedürfnis  verarbeitet. 
Das  Recht  Deutschlands  war  wie  das  der  meisten  europäischen  Länder  in 
seinen  Hauplzweigen  Juristen-,  d.  h.  gelehrtes  Recht,  und  verlor  diesen 
Charakter  nie  mehr.  Durch  den  Einfluss  der  auf  den  Universitäten  gebilde- 
ten Rechtsgelehrten  war  im  Anfang  des  sechzehnten  Jahrhunderts  die  Re- 
ception  des  römischen  Rechts  vollendet,  cs  handelte  sich  nur  davon,  dessen 
Grundsätze  auf  eine  den  deutschen  Verhältnissen  gemässe  Weise  zur  An- 
wendung im  Einzelnen  zu  bringen,  dieselben  milden  unverlilgbnr  im  Volks- 
bewusstsein wurzelnden  Elementen  des  germanischen  Rechts  zu  amalgamiren 
und  so  das  aus  verschiedenen  Quellen  (auch  den  des  canonischen)  flies- 
sende Recht  zur  Einheit  zu  führen.  Diess  war  der  Beruf  theils  der  in  den 
Gerichten,  namentlich  den  höheren,  sitzenden  oder  als  Advokaten  thätigen 
technisch  gebildeten  Juristen,  theils  der  als  höchste  Regierungsbeainle  die 
Fürsten  leitenden  Rälhe  und  der  Rechtslehrer  an  den  deutschen  Universi- 
täten. Da  die  gesammle  Rechtsanwendung  in  ihren  Händen  war,  so  konnte 


1)  Macieiowski  1.  S.  246  folg. 

1)  Eichhorn,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  B.  IV.  g.  559—62.  Mit- 
termaier,  deutsches  Privalrccht.  g.  16 — 21-  Gerber,  das  wissenschaftliche 
Prinzip  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts , S 108— 296  und  dessen  deutsches 
Privalrccht.  g.  20  - 22.  Bes  der,  Volksrecht  und  Juristenrecht,  S.  34  folg. 
Ttl  rk,  historisch  dogmatische  Vorlesungen  «her  das  deutsche  Privalrccht.  Rostock 
und  Schwerin  1832.  S.  177  folg.  C.  G.  v.  Wacchter,  Gemeines  Recht  Deutsch- 
lands insb.  Gemeines  deutsches  Strafrecht.  Leipzig  1844. 
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das  Ergebniss  des  grossen  Ausgleichungsprozesses  der  verschiedenen  Be- 
standlheile  des  Rechts  kein  anderer  sein,  als  der,  dass  die  römischen 
Rechtsideen  alles  durchdrungen  und  der  ganze  Rechlszusland  in  so  weil 
romanisirt  werde,  dass,  wo  es  nur  immer  möglich  war,  römische  Rechls- 
begriffe  und  Rechlsgrundsülze  massgebend  wurden.  Anfangs  war  das 
Verhällniss  des  römischen  zum  germanischen  Recht  zwar  dahin  l'estge- 
steill,  dass  jenes  als  das  gemeine  dieses  als  Particularrecht  galt; 
aber  das  genauere  Verhällniss  des  einen  zum  Andern  war  im  Einzelnen 
ungewiss  und  verworren.  Man  schlug  einen  doppelten  Weg  ein,  die  dar- 
aus sich  ergebenden  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Die  Grundsätze  des 
römischen  Rechts,  d.  h.  die  durch  die  italienischen  Rechtsgelehrten  des 
vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhunderts  festgestellten  Aulfassungen  der- 
selben, wurden  für  das  Bedürfniss  der  deutschen  Praxis  in  beständiger  Be- 
ziehung auf  das  deutsche  Rechtsleben  als  Jurisprudentia  romano-germanica 
oder  als  usus  modernus  Pmdectarum  verarbeitet,  und  dadurch  ent- 
stand der  noch  jetzt  feslgehaltene  Begriff  des  heutigen  römischen 
Rechts;  das  germanische  Recht  dagegen  wurde  von  der  Grundlage  des 
römischen  Rechts  aus  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  in  den  Land-  und 
Sladtrechten  umgestaltet.  So  wurde  das  römische  Recht  den  deutschen 
Zuständen  und  das  germanische  den  römischen  Rechtsbegriffen  angepassl, 
die  Zweifel  über  das  gegenseitige  Verhällniss  gelöst  und  die  Gegensätze 
soviel  wie  möglich  aufgehoben.  Diess  letzte  Ziel  sollte  vor  Allem  durch 
einige  Reichsgesetze,  besonders  aber  durch  neue  Redaktionen  der  Land- 
und  Stadtrechte  erreicht  werden;  diese  waren  zuweilen  nichts  anderes  als 
ein  Regulativ  für  den  Richter,  um  ihn  in  den  Stand  zu  setzen,  in  der  An- 
wendung der  Grundsätze  des  römischen  Rechts,  sich  zu  Recht  zu  (Inden. 
Gewöhnlich  gelang  das  Werk  durch  eine  erste  neue  Redaktion  jener  Rechts- 
quellen nicht,  es  kam  zu  Reformationen  und  dieser  Name  wurde  nicht 
seilen  den  Land-  und  Sladtrechten  beigelegt.  *)  Der  ganze  Umgeslaltungs- 
prozess  dauerte  bis  in  die  Mille  des  siebenzehnlen  Jahrhunderts,  ja  in 
manchen  Ländern  bis  ins  achtzehnte.  In  dessen  zweiter  Hüllte  schritt 
man  endlich  zu  einer  vollständigen  Codiflkation  der  aus  den  verschiedenen 
Quellen  stammenden  Rechtssatzungen.  Bei  jeder  neuen  Redaktion  der  Land- 
rechte  wurde  die  romanisirende  Tendenz  grösser  und  für  das  einheimische 
Recht  verletzender,  zumal  manche  Aenderung  des  letzten  auf  irrlhümlichen 
Auffassungen  beruhte.  Nur  in  einigen  Zweigen  fand  ein  ungestörter  na- 
türlicher Entwicklungsgang  statt,  nämlich  in  denjenigen,  in  welchen  die 
cigenthümlichen  Richtungen  des  deutschen  Rechllebens  zu  selbstständigen 
neuen  Rechlsbildungen  führten,  z.  B.  im  Handels-  und  im  Wechselrechle.  *) 


1)  Z.  B.  in  Frankfurt  und  Lüneburg  u.  ».  0. 

2)  Gerber,  deutsches  Privatrecht  $,  20. 
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Auch  behiell  das  Lehnrecht  und  was  mit  ihm  zusammenhieng  im  Wesent- 
lichen seinen  germanischen  Charakter. 

114.  Was  A.  das  gemeine  Recht  von  ganz  Deutschland  betrifft, 
so  waren  dessen  Quellen  ausser  dem  Corpus  Juris  civilis  und  dem  Corpus 
Juris  canonici  (welche  des  heil,  römisch.  Reichs  gemeine  Rechte  heissen  *) 
die  Reichsgesetze  und  (wenigstens  der  Theorie  nach)  die  allgemeinen 
deutschen  Rechtsgewohnheiten.  Aul'  diese  ist  namentlich  in  der  Reichs- 
hofrathsordnung  v.  1654  Tit.  I.  §.  15  a.  E.  hingewiesen  als  die  „recht- 
massigen  Observationes  und  Gebräuche“  des  Reichs.  Da  es 
aber  sehr  schwierig  war,  die  Existenz  einer  solchen  allgemeinen  Rcchls- 
gewohnheit  nach  den  angenommenen  Grundsätzen  über  den  Beweis  des 
Gewohnheitsrechtes  darzulhun,  so  blieb  die  Frage:  welche  Grundsätze 
dieser  Art  seien,  bis  auf  den  heutigen  Tag  bestritten.  *)  Die  Reichsge- 
setze *)  des  sechzehnten  und  siebenzehnten  Jahrhunderts  sind  dagegen  zahl- 
reich und  oft  sehr  umfassend.  Als  solche  galten  nicht  blos  alle  s.  g. 
Reichsabschiede,  deren  jüngster  (d.  h.  letzter)  der  v.  J.  1654  ist,  die 
seit  1519  üblichen  Wahlcapitulalionen*)  der  deutschen  Kaiser,  einige 
während  des  immerwährenden  Reichstags  gefasste  Reichsschlüsse*) 
und  verschiedene  Reichsfriedensschlüsse,  z.  ß.  das  westphälische 
Friedensinslrument  v.  J.  1648,  sondern  es  gab  deren  mehrere,  die 
als  besondere  Reichsgesetze  unter  eigenen  Benennungen  promulgirt  wurden. 
Diese  sind  die  verschiedenen  Kammergerichts-  und  Prozess  - Ordnungen 
u.  dgl.  •)  Die  Notariatsordnung  v.  J.  1512,  Carls  V.  Münzordnung  von 


1)  Z.  B.  in  den  Landrechten,  als  wie  dem  von  Würtemberg  im  Anf. 

2)  Vergl.  über  diese  Frage  M a u re n b r ech er,  Lehrbuch  des  deutschen  Privat- 
rechts §•  22 — 27.  Mittermaier,  deutsches  Privalrecht  J.  39.  Türk,  Vor- 
lesungen über  das  deutsche  Privatrecht  S.  371  u.  a. 

3)  Unter  den  verschiedenen  Sammlungen  derselben  sind  die  besten  die  v.  Sen- 
kenberg, Neue  und  vollständigere  Sammlung  der  Reichs  - Abschiede  u.  s.  w. 
Frankf.  1717.  4 Bd.  fol.  und  v.  Schmaus,  Corpus  Juris  pubtiei S.  R.  Imp. 
acad.  erste  Ausgabe  1790.  1 B.  8.  Die  wichtigsten  Gesetze  und  Verordnungen 
enthält  Emminghaus,  Corpus  Juris  Germ,  tarn  publici  quam  privatx  aca- 
demicum  erste  Ausg.  Jena  1824.  2 Bd.  8. 

4)  Die  letzte  des  Kaisers  Franz  II.  v.  1792  findet  sich  u.  a.  in  Gärtners  Cor- 
pus Juris  Bcclesiastici.  B.  II.  S.  1 — 121. 

5)  Sie  sind  im  vierten  Band  der  Scnkenbergisehen  Sammlung  der  Reichsge- 
setze enthalten.  Zu  nennen  sind  der  gegen  die  Duelle  v.  1668.  (Senkenb.  t 4. 
S.  55)  die  Commercialordung  v.  1721,  der  über  Handwcrksmissbräuchc  v,  1731. 
Der  über  das  Münzwesen  kam  nicht  zu  Stande. 

6)  Man  hat  eine  neue  Kammergerichtsordnung  v.  1495  (bei  Senkenberg  B.  II. 
S.  6),  Prozessordnung  v.  1523.  1527.  1538.  (Ebend.  S.  247,  289,  419), 
eine  Reformation  des  Kammergerichts  v.  1531  (Ebend.  S.  346)  und  die  Kam- 
mergerichtsordnung v.  1533.  (S.  403.) 
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1524,  dessen  peinliche  Halsgeriehtsordnung  v.  1532,  die  Polizeiordnungen 
v.  1530 — 1548  und  1577  '),  und  die  in  einem  Reichsabschiede  v,  1555 
enthaltene  Reichsexekutionsordnung.  Auch  der  Landfriede  v.  1521  und 
dessen  Erklärung  v.  1522  sind  noch  anzuführen  und  die  s.  g.  Reichsma- 
trikel, z.  B.  v.  1521.  Auch  einige  blos  kaiserliche  Verordnungen  halten 
reichsgesetzliche  Geltung,  z.  B.  die  Reichshofraths-Ordnung  Ferdinands  III. 
von  1654  *)  und  die  vom  Kurfürsten  von  Mainz  ausgegangene  Kamtner- 
gerichlskanzleiordnung  von  1656.  * ) Endlich  sind  auch  noch  die  Reichs- 
deputationsabschiede, d.  h.  die  in  eine  Urkunde  zusammengefassten  kai- 
serlich genehmigten,  von  einer Rcichsdeputalion  odereinem  Ausschuss  ge- 
fassten Beschlüsse  zu  nennen.  <) 

B.  Das  deutsche  Partikularrecht  wurde,  was  dessen  allgemeinere 
Grundsätze  betrifft,  noch  immer  aus  den  Spiegeln  und  anderen  Rechts- 
büchern dieser  Art  geschöpft. 1 2 3 4  5 6 7 8)  Doch  wurde  deren  unmittelbare  Anwen- 
dung einerseits  durch  das  römische  Recht  andrerseits  durch  die  zahlrei- 
chen neu  redigirten  Provinzial-  und  sonstigen  Lokalrechte  beschränkt.  Es 
gibt  deren  vier  Hauptarten  •)  nämlich:  Landes-  oder  Polizeiordnun- 
gen, welche  sich  zunächst  mit  der  Landes  Verwaltung  und  Polizei  beschäf- 
tigen, auch  wohl  einige  damit  in  Beziehung  stehenden  Gegenstände  des 
Privalrechls  behandeln;  Gerichtsordnungen,  die  neben  den  prozes- 
sualischen Bestimmungen  auch  auf  Privatrecht  planmässig  mehr  oder  weni- 
ger Bezug  haben;  Land-  (desgl.  Stadt-)Rechte,  deren  Zweck  die  Fest- 
stellung und  Aufzeichnung  des  Privatrechts  bestimmt  sind,  endlich  Ord- 
nungen ’)  .und  Gesetze  über  einzelne  Zweige  des  Rechts  oder  der 
Verwaltung.  Sie  beziehen  sich  häufig  auf  die  Regalien,  z.  B.  die  Forst, 
Jagd  und  Beweidung*),  die  Ehe  und  die  Vormundschaft.  Auch 
häufig  vorkommende  Lehensgeselze  gehören  hierher. 

Dem  Begriffe  nach  sollte  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  den 
Landrechten  und  den  Ordnungen  bestehen.  Jene  sollten  nur  Auf- 
zeichnungen der  als  Gewohnheitsrecht  geltenden  Salzungen  mit  den  für 


1)  Bei  Senkenb.  II  332.  587  III  379.  Voran  ging  die  heil.  röm.  Reichs-Kleider- 
ordnung v.  1498.  Bei  Senkenb.  II.  47. 

2)  Bei  Senkenberg,  in  der  Zugabe  zum  IV.  Theil  S.  44  folg. 

3)  Ebend.  S.  86. 

4)  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  der  Relchdeputations-Hauplschluss  v.  J.  1803. 

5)  S.  Kraut,  Grundriss  zu  Vorles.  über  das  deutsche  Privatrecht.  S.  97. 

6)  Eichhorn,  §•  618  folg.  Maurenbrecher,  §.  65  folg.  Gerber  §-  22. 

7)  Es  kommen  jedoch  noch  andere  Benennungen  für  diese  Art  der  Akte  des  Lan- 
desherm  vor:  als  Constitutionen,  Decisionen,  Edikte,  Mandate,  Generalien,  Res- 
criptc,  Dekrete,  Resolutionen  u.  s.  w. 

8)  In  Rey schert  Sammlung  alt-würtembergischer  Statularrechte  (Tüb.  1834) 
findet  sich  eine  Ginseordnung  der  Stadt  Baknang  v.  J.  1612  (S.  132.) 
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zeitgemäss  erachteten  Modifikationen  derselben  enthalten  und  bedurften 
lange  Zeit  hindurch  der  Zustimmung  der  Stände,  diese  galten  als  Aus- 
fluss der  Machtvollkommenheit  der  Landesherm.  Doch  verwischte  sich 
dieser  Gegensatz  häuflg.  Auch  die  Landrechte  wurden  oft  und  zuletzt 
fast  allgemein  dos  Werk  der  gesetzgebenden  Gewalt  der  Landesherrn,  und 
die  Landesordnungen  enthielten  sogar  schon  früh  nicht  selten  vorzugsweise 
landrechlliche  Bestimmungen,  wie  z.  B.  (nach  Mittermaier  §.  17.  S.  15.) 
die  hennebergische  Landesordnung  von  1539 , welche  ein  reines  Landrecht 
über  Erbfolge,  Eherecht,  Obligationsrecht  u.  s.  w.  ist 

Mit  grösster  Sorgfalt  pflegte  man  die  Landrechte,  die  Gerichls- 
und  die  unter  verschiedenen  Namen  vorkommenden  strafrechtlichen 
Verordnungen  zu  redigiren.  Es  wurden  dazu  namhafte  Rechtsgelehrte 
( selbst  des  Auslands ) verwendet  1 ) ; so  z.  B.  der  Freiburger  Professor 
Ulrich  Zasius  t 1535,  der  1511  das  badische  Landrecht  und  1520  das 
IVeiburgcr  Sladlrecht  redigirte;  in  Würlemberg  1555  jedoch  mit  andern 
dessen  Schüler  Sichard,  der  in  Tübingen  lehrte.  *) 

Und  wie  in  früheren  Jahrhunderten  oft  das  Recht  einer  Stadt  auf  eine 
andere  übertragen  oder  in  einer  solchen  nachgebildet  wurde,  so  geschah 
es  auch  jetzt,  dass  die  Redaktion  eines  Stadt-  oder  Landrechts  unter  dem 
Einfluss  neuredigirter  Gesetzgebungen  anderer  Länder  oder  Orte  vor  sich 
ging.  So  sind  z.  B das  angeführte  Freiburger  Stadlrecht  von  1520  eine 
Quelle  des  Würtembergischen  von  1555,  und  die  sächsischen  Constitutio- 
nen des  Churliirslen  August  von  1572  von  allgemeiner  Einwirkung  auf  die 
sächsische  Jurisprudenz  gewesen.  *) 

Was  insbesondere  die  Landrechte  betrifft,  so  sollten  sie  zwar  nicht 
eine  vollständige  Civilgeselzgebung  des  Landes  enthalten,  allein  dennoch 
die  Rechtseinheit  herbeiführen,  das  bestehende  Recht  durch  die  Aufzeich- 
nung sichern  und  zugleich  eine  Revision  desselben  sein,  die  Collision  des 
einheimischen  und  römischen  Rechts  ausgleichen  und  den  Richter  über 
die  Anwendung  des  letzten  belehren.  Sie  wurden  auch  der  Mittelpunkt 
des  Partikularrechts  des  Landes  und  dessen  wissenschaftlicher  Bearbeitung. 

Das  Schicksal  der  Sladtrechle  war  nicht  überall  dasselbe.  In  manchen 
Städten,  namentlich  Landstädten,  blieben  die  aus  dem  Mittelalter  stammen- 
den Statuten  ohne  Umarbeitung  fortbestehen , manche  wurden  gänzlich  auf- 
gehoben oder  gerielhen  in  Vergessenheit,  manche  Rechtsinstilule  blieben 
als  Gewohnheitsrecht.  In  bedeutenderen  Städten,  insbesondere  in  den 
Reichsstädten,  die  ja  selbstständige  Staaten  waren,  wurden  aber  schon  in 
Folge  ihres  Rechts  der  Autonomie  ebenso  wie  in  den  Ländern  der  Fürsten 


t)  Mittermaier,  $.  1"  n.  11.  Fichard  ist  Verf.  des  Frankfurter  und  des 
Solmsischen  Rechts. 

2)  Reyteher,  Würtemb.  Privntrecht  $.  34. 

3)  Reyrcher  o.  a.  0.  und  Thal,  S.  56. 
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neue  Redaktionen  des  Sladlrechts  vorgenommen.  Doch  verfuhr  man  (wie 
Gerber  bemerkt)  * ) bei  den  Ueberarbeitungcn  der  Stadtrechte  meistens 
mit  grosser  Willkür,  so  dass  oll  von  dem  früheren  eigenthümlichen  Sta- 
tutenrechl  in  der  neuen  Form  nur  geringe  Spuren  sichtbar  waren,  ja  man 
schützte  oll  die  eigne  Errungenschaft  so  wenig,  dass  man  es  vorzog,  die 
Reformation  einer  beliebigen  Stadt  ganz  und  gar  zu  übernehmen,  als  die 
selbstständige  Ausbildung  des  eignen  Rechts  zu  beginnen.  In  den  Land- 
städten galt  daher  oft  ein  vierfach  verschiedenes  Recht,  das  Stadt-  und 
das  Landrecht,  das  in  den  Spiegeln  verzeichnete  und  das  gemeine  des 
ganzen  Reichs.  * ) 

Die  wichtigsten  Landreclile  (oder  Landesordnungen)  hatten: 
Anhalt  die  v.  J.  1636.  Baiern  von  1515.  1516.  1616  und  1756  den  Codex 
Maximilianen*.  Baden  von  1511.  1522  -16.  Bamberg  1769.  Catzenellen- 
bogen 1589.  1616.  Cöln  1663.  Das  Ditmarsche  1567.  Das  Eichsfeld  1732. 
Henneberg  1539.  Hohenlohe  1738.  Jülich  1558.  Luxemburg  1629.  Lüt- 
tich 1612.  Mainz  1755.  Die  Ober-Pfalz  1657.  Die  Rhein-Pfalz  1581.  1611. 
Die  Niederlausitz  1669.  Tirol  1532.  1573.  Trier  1668.  Würlemberg  1555. 
1567.  1610.  Würzburg  1618.  1753. 

In  den  zu  Hannover  gehörenden  Ländern  gab  es  8,  im  Oldenburgsehen 
6,  in  Schlesien  9 verschiedene  Landrechte.  3 4 5) 

Die  bedeulensten  Stadtrechte  aus  dieser  Periode  sind  die  von  Cöln 
v.  1570,  Frankfurt  v.  1509.  1578,9.  1611.  1731—54.  Freiburg  im 
Breisgau  v.  1520.  Hamburg  v.  1603,  Lüneburg  v.  1577.  1582/3.  1679. 
1722.  Lübeck  v.  1586.  Magdeburg  v.  1627.  Mühlhausen  1692. 
Nürnberg  1564.  Worms  1513.  15-12.  1 560. 1 2 ) 

Manche  Städte  erhielten  in  dieser  Periode  erst  Statute.  Andere  auf 
Autonomie  beruhende  besondere  Rechtsquellen  sind  die  Hausgesetze 
des  Adels,  insbesondere  des  hohen,  und  die  Ritterrechle  oder  Rilterord- 
nungen,  z.  B.  der  corporaliv  geeinigten  Reichsritlerschaft.  *) 


1)  Deutsche«  Privatrecht,  $.21. 

2)  Kraut  a.a.0.  S.  97. 

3)  Vollständige  Uebersicbten  der  Landrechte  der  deutschen  Staaten  geben  Türk, 
Vorlesungen  über  das  deutsche  Priv. -Recht  S.  213  folg.  Ortloff,  Grundlüge 
eines  Systems  des  deutschen  Privatrechts  S.  43—40.  70  — 111.  Eichhorn, 
Einleitung  in  das  deutsche  Privnlrccht  $.  10.  Mittermaier,  deutsches  Privat- 
recht  $.  19  in  den  Noten  und  Maurenbrecher,  S.  78-101. 

Eine  nähere  Beleuchtung  der  hervorragendsten  Landreclile  findet  sich  bei 
Gerber,  das  wissenschaftliche  Princip  S.  159  folg. 

4)  Die  angeführten  Schriftsteller  und  Kraut,  Grundriss  S.  95 — 9b.  Die  wichtig- 

sten derselben  sind  beleuchtet  v.  Gerber  a.  a.  O.  S.  187  folg. 

5)  Mittermaier,  $.  23. 
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Blicke  auf  die  Fortschritte  der  Rechtsentwicklung  der  aus- 
serdeulschen  Staaten  Europas. 

115.  Bei  den  christlichen  Völkern  Europas  ausser  Deutschland  war 
der  Zustand  der  Rechtsquellen  im  Ganzen  in  demselben  Entwicklungssta- 
dium begriffen,  wie  in  unserem  Vaterlande.  Man  findet  in  allen  Ländern 
Local-,  d.  h.  Provinzial-  und  Sladtrechte  und  ein  gemeinsames 
Recht  des  ganzen  Staates.  Die  Lokalrechte  waren  in  der  Regel  aufge- 
zeichnetes Gewohnheitsrecht,  welches  man  den  von  nun  an  herrschenden 
Rechtsansichten  gemäss  umzugestallen  begann;  dieses  bestand  in  vielen 
in  einem  durch  die  Wissenschaft  geltend  gewordenen  gemeinen  Rechte, 
das  in  den  südwestlichen  Theilen  des  europäischen  Festlandes  auf  dem 
römischen  und  kanonischen  Rechte  beruhte,  jedoch  germanische  Elemente 
in  sich  aufgenommen  halte,  oder  durch  die  Gesetzgebung  im  Einzelnen 
modificirt  war,  in  England  das  Common  Law,  welches  sich  durch  die 
Doctrin  der  Schriftsteller  ausgebildct  halte.  In  Skandinavien  und  bei  den 
der  Bildung  Westeuropas  langsamer  folgenden  slavischen  Völkern  musste 
das  allgemeine  Recht  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  erst  geschaffen 
werden,  was  um  so  leichter  war,  als  hier  grössere  Einheitsstaaten  bestan- 
den, in  welchen  die  monarchische  Gewalt  meistens  sehr  stark  und  mäch- 
tig geworden  war.  Aber  auch  wo  im  Westen  diess  der  Fall  war,  wie 
z.  B.  in  Frankreich,  wurde  auf  diese  Weise  die  Einheit  des  Rechts  von 
den  Königen  theils  durch  einzelne  Gesetze  und  Verordnungen,  theils  durch 
Gesetzbücher  geschaffen  oder  befestigt 

A.  Was  Italien  *)  betrifft,  das  in  eine  Menge  kleinerer  Staaten  zer- 
fiel, von  welchen  die  meisten  Republiken  gewesen  waren,  so  war  dessen 
Rcchlszustand  dem  in  Deutschland  fast  vollkommen  gleich.  Das  Corpus 
Juris  Civilis  mit  Inbegriff  der  libri  feudorum  und  des  Corpus  juris  Cano- 
nici waren  die  Quellen  des  gemeinen  Rechts,  welche  aber  überall  dem 
Statularrecht  der  Städte  und  des  als  Accessorium  mit  ihnen  verbundenen 
Landes  vorging.  Die  Statuta  wurden  fast  überall  unter  dem  Einfluss  des 
gemeinen  Rechts  neu  redigirt,  vom  fünfzehnten  bis  ins  achtzehnte  Jahr- 
hundert, oder  doch  in  Sammlungen  zusammengeslellt.  Es  sind  1594,  1595, 
159T  die  von  Venedig,  1597  von  Genua,  Neapel  1567,  1588,  von  Verona 
1588,  Treviso  1555,  Vicenza  1539,  Rom  1519  *)  1581,  ürbino  1559,  Bo- 
logna 1561 , Peruggia  1528,  ferner  die  aus  verschiedenen  Zeiten  stammen- 
den von  Pisa,  Mailand,  Mantua,  Florenz,  Lukka,  Ravenna  u.  a.  In  allen 
diesen  Städten  oder  Staaten  wurde  das  öffentliche  Recht  theils  durch 


1)  Eine  deutsch  geschriebene  Rechtsgeschichte  Italiens  hat  man  noch  nicht;  das 
neuste  italienische  Werk  ist  das  des  Grafen  Sc  lopis,  Stört a detin  Legisluxione 
Italiana , Torin.  1840 — 4.  2 B.  8. 

2)  Gans,  Erbrecht  III.  S.  238  folg. 
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Verordnungen  der  Regierungen,  theils  in  Folge  innerer  Stürme  durch  Ver- 
fassungsurkunden regulirt.  In  Piemont  findet  man  eine  grössere  ThStig- 
keit  der  landesherrlichen  Gewalt,  insbesondere  die  1430  und  1561  durch 
umfassende  Edikte  das  Recht  gesetzlich  ordnete  und  17T0  eine  officielle 
Sammlung  des  gesnmmten  allgemeinen  Rechts  des  Landes  veranstaltete, 
welche  nnch  dem  Sturze  Napoleons  1814  gerade  wie  sie  früher  bestand 
förmlich,  jedoch  nur  auf  kurze  Zeit,  wieder  eingeführt  wurde. 

B.  In  Spanien  ')  fuhr  man  fort  durch  neue  Zusammenstellungen 
des  in  Folge  der  grossen  gesetzgeberischen  Thiitigkeit  der  Könige  immer 
ungewisser  werdenden  Rechlszuslandes  die  s.  g.  Recopilaciones , Fueros, 
Leyes,  Ordenanzas , Cedulas,  Pragmaticas , Provisiones  u.  s.  w.  zu  veran- 
stalten, ohne  jedoch  die  älteren  ausser  Kraft  zu  setzen,  ein  Verfahren  das 
bis  ins  neunzehnte  Jahrhundert  fortgesetzt  wurde,  hn  Jahre  1566  schon 
wollte  Philipp  II.  durch  seine  Nueva  Recopilacion  *)  der  Rechtsunge- 
wissheit  ein  Ende  machen,  liess  aber  dennoch  den  Fuero  Iuzgo  die 
Siete  Partidas  u.  s.  w.  in  Kraft  bestehen.  Es  erschienen  aber  neue  lleca- 
pitulaciones , die  freilich  meistens  nur  vermehrte  Ausgaben  der  von  1566 
sind,  indem  man  in  die  entsprechenden  Titel  die  in  der  Zwischenzeit  von 
einer  Ausgabe  zur  andern  erschienenen  Gesetze  einschaltete  und  zwar 
ohne  System  und  Sorgfalt.  Man  findet  solche  angeführt  v.  1569,  15S0, 
1610,  1640,  1723,  1745,  1772,  1775,  1777,  1798,  1804. 1 2  3 * 5) 

Die  nuevissima  recopilacion  de  las  leyes  de  Espanna , welche  sich  von 
der  früheren  durch  die  Einschaltung  der  Gesetze  seit  1745  unterscheidet, 
war  noch  vor  kurzem  der  wesentliche  Theil  der  spanischen  Gesetzgebung 
und  beginnt  seit  wenigen  Jahren  neuen,  das  alle  Recht  vollständig  ab- 
rogirenden,  Gesetzbüchern  Platz  zu  machen.  *)  (S.  unten  §.  132.) 

Ausserdem  bestanden  die  Fueros  und  sonstigen  Rechte  der  einzel- 
nen Provinzen  als  Partikularrechle.  fort. 

116.  C.  In  Frankreich  s)  war  der  Gegensatz  des  Südens  und 
Nordens  vollkommen  ausgebiidet.  Dort  in  dem  pays  du  droit  ecrit  war 
das  römische  Recht  so  durchgreifend  herrschend,  dass  es  nur  geringeren 
Modificationen  durch  die  Partikularrechle  der  Provinzen  unterlag.  In  den 


1)  Vergleiche  die  Lehrbücher  der  spanischen  Rechtsgeschichte  von  Sanchez  B.  II. 
S.  139.  Seinpere  S.  483  folg.  bes.  S.  543  Antequera  u.  Romero  S.  235 
folg.  Notizen  finden  sich  bei  Gans  Erbrecht  III.  383.,  Tejada  in  der  Zeitschrift 
für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  XL  S.  397. 

2)  Sie  ist  gedruckt  wie  schon  oben  S.  266  bemerkt  im  Bd.  XL  der  Ciidigos.  Sie 
ist  in  2 Theilen  enthalten,  besteht  aus  9 Büchern  in  212  Titeln. 

3)  Gans  S.  385. 

1)  Eine  Ausgabe  davon  erschien  in  Paris  1832  in  4 Hd.  4. 

5)  Zu  vergleichen  die  unten  am  nötliigen  Orte  angeführten  Werke  Klimraths, 
Schaffners  und  des  Verfassers  über  die  französische  Rechtsgeschichte. 

20 
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pays  du  droit  coutumier  des  Nordens  gab  cs  zwar  auch  ein  droit  commun , 
dessen  Quellen  das  Corpus  Juris  Civilis  und  das  Corpus  juris  canonici  und 
eine  Anzahl  allgemeiner  Gewohnheilsrechlsregelu  waren,  die  durch  DuMou- 
lin  t 15GG,  Loyscl  t 1G10  de  Lauriere  t 1728  u.  a.  eine  fesle  Fas- 
sung und  anerkannte  Auslegung  erhallen  halten ; allein  die  Hauplquellen 
des  gellenden  Rechts  waren  die  Coutwnes  der  einzelnen  Provinzen,  Bezirke 
und  Städte,  welche  vom  sechzehnten  Jahrhundert  an  auf  Belehl  der 
Könige 1  2)  fast  alle  durch  neue  unter  dein  Einfluss  des  römischen  Rechts 
veranstaltete  Redaktionen  oft  sehr  wesentlich  uingestnllct  wurden.  Das 
Verfuhren  bei  den  neuen  officiellcn  Redactionen  der  Coutumes  war  das: 
dass  von  dem  Parlament,  in  dessen  Sprengel  das  Land  oder  der  Ort  lag, 
Commissäre  mit  einem  provisorisch  gefertigten  Entwürfe  gesandt  wurden, 
welche  die  Stande  oder  Abgeordneten  derselben,  olt  die  Notabein  des 
Lundes  und  insbesondere  dessen  namhafteste  Rechtsgelehrlen  versammel- 
ten , ihnen  die  einzelnen  Artikel  vortrugen , um  sich  von  deren  Ueberein- 
Stimmung  mit  dem  wirklich  geltenden  Lokalrechtc  zu  überzeugen;  dann 
einen  definitiven  Entwurf  mit  den  für  nöthig  erachteten  Verbesserungen 
ausarbeileten , der  vom  Parlamente  geprüft  und  gut  geheissen  und  dann 
mit  Zustimmung  des  Königs  als  Cuutume  de  la  province , du  builtuye , de 
la  rille  u.  s.  w.  publicirt  wurde.  3)  Manche  Coutumes  wurden  die  Quellen 
oder  Vorbilder  anderer,  unter  andern  die  höchst  wichtige  Coulume  von 
Paris  in  ihrer  zweiten  Redaktion  v.  J.  1580.  Unter  Heinrich  111.  war  das 
Werk  der  officiellcn  Redaktion  der  Coutumes  im  Wesentlichen  vollendet. 
Im  pays  du  droit  ecrit  fand  nur  seilen  eine  solche  statt,  dagegen  bestan- 
den die  mittelalterlichen  Lokalstalulen  meistens  fort. 

Die  Einwirkung  der  königlichen  Gewalt  auf  die  Rcchtsgestallung  Frank- 
reichs beschränkte  sich  aber  nicht  auf  diese  Reformen  des  Partikular-  und 
meistens  Privalrcchls;  das  gesummte  öffentliche  Recht  war  das  Werk  ihrer 
Machtvollkommenheit.  Sie  ordneten  dasselbe  nicht  blos  durch  eine  un- 
endliche Zahl  einzelner  auf  die  laufende  Staatsverwaltung  bezüglichen  Ver- 
ordnungen (Ordomwnces),  sondern  auch  durch  sehr  umfassende,  allgemeine. 


1)  Seine  gussrrst  nichtigen  Institutes  Coulumieres  mit  de  Lauriercs  vortrefflichem 
Comnionlar  haben  1840  die  H.  L a b o u 1 a y e und  l)  u p i n mit  guten  Anmer- 
kungen neu  herausgegeben. 

2)  Solche  Befehle  erlietsen  Carl  VII.  1453,  Carl  VUL  1493  und  119“,  Ludwig  XII. 
1505,  Heinrich  II.  1558. 

3)  Eine  ausführliche  Darstellung  der  Geschichte  der  Abfassung  der  Coutumes  findet 

»ich  in  Klimraths  Etudcs  sur  les  Coutumes  Paris  1837  (wiederholt  in 
dessen  Trnvuux  sur  t'histoire  du  droit  frnu<;uis  B.  II.  S.  135  folg.),  in  des 
Verfassers  französischer  Staats-  und  Rcchtsgcschichte  B.  11.  S.  76 — 
100  und  in  Schliff  ners  Geschichte  der  Rcchlsvcrfassung  Frankreichs  B III. 
S.  124 — 147.  Frankreich  besitzt  fast  eine  vollständige  Sammlung  seiner  Coutu- 

mes im  Coutumier  general  pur  Hourdot  de  Rickehourg  4 Bdc.  fol.  1724. 
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die  den  Ordnungen  des  deutschen  Reichs,  oder  den  Landesordnungen  der 
deutschen  Fürsten  zu  vergleichen  sind.  Die  wichtigsten  dieser  allgemei- 
nen Ordonnances  wurden  bei  Verabschiedungen  der  Reichsstände  ( Etats 
generaux)  erlassen,  führen  gewöhnlich  den  Namen  nach  dem  Ort,  von 
wo  aus  sie  dalirl  sind , und  enthalten  vor  Ludwig  XIV.  allgemeines  Ver- 
waltungs-,  Polizei-,  Finanz-,  oft  Criminal-  und  besonders  häufig  Prozess- 
recht, zuweilen  (und  zuletzt  mehr)  auch  Privatrecht.  Die  berühmtesten  der- 
selben sind  die  Ordonnances  von  Cremieux  153(i,  Villers -Coterels 
1539,  Moulins  1566,  Orleans  (1560)  Roussillon  1563  und  zwei  von 
von  B I o i s 1576  und  1579. 

Die  berühmteste  allgemeine  Ordonnance  Ludwig  XIII  v.  Jahre  1629  er- 
hielt nach  dessen  Redakteur  (einem  Minister)  den  Namen  des  Code  Maril- 
lac , welchen  schon  einige  Sammlungen  der  Verordnungen  eines  Königs 
führten,  wie  z.  B.  der  zuerst  v.  Brisson  angelegte  und  von  Charondas  ver- 
besserte Code  de  Henri  III.  1609,  die  Codes  von  Henri  IV.  1612,  Louis 
XIII.  1628,  in  welchen  man  die  verschiedenen  Verfügungen  der  Ordonnan- 
ces  in  Büchern  und  Titeln  den  Materien  nach  zusammen  zu  stellen  pllegte.  *) 

Ludwig  XIV.  entwickelte,  durch  seinen  grossen  Minister Colberl  geleitet, 
eine  umfassendere  und  eine  ganz  neue  Richtung  verfolgende  gesetzgebe- 
rische Tlüiligkeit.  Er  veranstaltete  durch  sein  Machtwort  eine  durchgrei- 
fende Codifikation  verschiedener  Hanplzweige  des  Rechts.  Frankreich  er- 
hielt durch  ihn  1667  in  der  Ordonnance  Civile  eine  allgemeine  bürgerliche 
Prozessordnung,  1670  in  der  Ordonnance  Criminelle  ein  Straf-  und  ein  Slrnl- 
prozessgesetzbuch , 1673  in  der  Ordonnance  du  Commerce  ein  allgemeines 
Handelsrecht,  und  1695  eine  Ordonnance  über  die  geistliche  Gerichtsbarkeit. 
Die  wichtigsten  Zweige  des  Verwallungsrechts  wurden  codificirl  durch 
die  Ordonnance  de  la  Marine  von  1680,  des  Eaux  et  Forets  von  1669,  den 
s.  g.  Code  noir  (über  die  Colotiien  und  das  Sklavenrecht  derselben),  und 
durch  die  Ordonnances  de  I Administration  des  l’illes  v.  1667.  1672.  1681. 

Eine  Codifikation  des  bürgerlichen  Rechts  hielt  man  weder  für  mög- 
lich noch  für  nölhig.  Doch  erwachte  unter  Ludwig  XV.  der  Gedanke  einer 
Iheilweisen  Umgestaltung  einzelner  Lehren  des  bürgerlichen  Rechts  und 
führte  zu  der  Ordonannce  des  Donations  (v.  1731),  zu  der  der  Testamente 
v.  1737,  der  der  Substitutionen  von  1747  und  einer  andern  über  die  Rechte 
der  geistlichen  Corporalionen  und  ihrer  Angehörigen  (Gens  de  mainmortc) 
v.  1749.  Im  Jahr  1771  erschien  noch  eine  neue  Hypolhekenordnung.  *) 
Ludwig  XVI.  machte  verschiedene  vom  Geiste  der  neueren  Zeit  verlangte 
Reformen  z.  B.  1779  über  die  Aufhebung  der  Leibeigenschalt,  1787  über  die 
bürgerliche  Rechtsgleichheit  der  Protestanten,  über  die  Aufhebung  derFrohnden 


t)  Des  Verfassers  franz.  Staats-  und  Rechtsgeschichte  II.  S.  101  folg.  Schaffner 
a.  a.  0.  S.  148  folg. 

2)  Des  Vcrf.  französische  Staats-  und  Rcchtsgeschiclite  B.  II.  S.  104 — 109. 

20* 
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v.  1776 , deren  Einregislrinmg  durch  das  Parlament  vermittelst  eines  s.  g. 
Li!  de  Justice  erzwungen  werden  musste. 

Die  grosse  Zahl  und  Wichtigkeit  der  königlichen  Ordonnanzen  und 
anderer  Akte  ihrer  Regierungsgewalt  machte  das  Bediirfniss  einer  voll- 
ständigen Sammlung  derselben  fühlbar ; für  die  älteren  Zeiten  bis  zum 
sechzehnten  Jahrhundert  wurde  es  befriedigt  durch  das  s.  g.  Recueil  de 
Louvre,  d.  h.  die  1723  auf  Staatskosten  begonnene  und  1850  bis  auf 
Franz  i.  forlgeführte  Sammlung  der  Ordonnances  des  Rois  de  France, 
21  Bd.  folio. 

Eine  vollständige  chronologische  Sammlung  aller  königlichen  Verord- 
nungen vom  Anfang  der  fränkischen  Monarchie  bis  1789,  in  welcher  aber 
von  den  minderwichligen  nur  die  Rubriken  angegeben  sind , veranstalteten 
v.  1811  bis  1830  in  23  Bänden  die  Rechtsgelehrten  Jourdan,  Decrusy, 
Isambert  und  Tai  Händler.  Systematisch  geordnete  Auszüge  aus 
den  Ordonnanzen  erschienen  zu  verschiedenen  Zeiten,  die  theils  das  ganze 
Recht  1 2 3 ) umfassten,  theils  nur  einzelne  Zweige  der  Gesetzgebung  behan- 
delten. Die  letzten  erhielten  häufig  von  ihren  Verfassern  gleichfalls  den 
Titel  Code.  *) 

D.  Die  Umgestaltung  der  Coutumcs  in  Frankreich  halle  Einfluss  auf 
die  damals  unter  der  Herrschaft  Carls  V.  vereinigten  Niederlande;  auch 
hier  wurden  oflicielle  s.  g.  homologirte  Redaktionen  der  Stadt  und  Land- 
rechte  veranstaltet  und  öfters  erneuert.  ’)  Das  öffentliche  Recht  war  theils 
durch  Verträge  mit  den  Ständen,  theils  durch  Verordnungen  (Placaeten4 5) 
genannt)  regulirt;  es  verlor  aber  in  Belgien  während  der  spanischen  Herr- 
schaft ganz  seine  politische  Bedeutung. 

E.  Englands  Rcchtscntwicklung  *)  war,  auch  seit  dem  sechzehn- 


1)  Z.  B.  das  Werk  von  {’.  Cuenoys,  Conference  des  ordonnance»  royale» 

avec  annotalion».  Paris  18t  1.  3 Vol.  folg.  Chronologisch  geordnet  ist  da- 

gegen das  Recueil  von  Keron  und  Girard,  verbessert  von  Lauriere  et 
Fernere.  Paris  1*20.  2 V.  fol. 

2)  Hierher  gehören  der  Code  matrimonial  v.  Ridant  1770,  der  Code  penal 
v.  Laverdy  1765  n.  1777,  der  Code  de  In  police  v.  Buchesne  und 
Prault  1777,  der  Code  mililnire  von  Briguot  1761  11.  a.  S.  über  alle 
diese  Werke  Camu»,  Rililiotltcque  choitie  de»  livre»  de  droit  ed.  par 
Pup  in  1835.  Nros.  1018—1123. 

3)  S.  Grandgagnagc:  de  Cinflucnce  de  la  le'gi»lntion  franyaite  »nr  celle  de» 
Pnythat  pendnnt  le  1 0 ientr  et  17 teilte  tieclet.  Brux.  1831.  Man  hat  Samm- 
lungen der  Custumcn  v.  Vlarndcrcn,  z.  B.  eine  von  I.o  Grand  in  3 Bd.  fol. 
mit  französischen  Ucbersetziingen  1740,  und  eine  in  12 Bd.  in  8.  von  van  den 
llaake,  desgleichen  eine  v.  Brabant. 

4)  Man  hat  gleichfalls  Sammlungen  der  Phicaeten  v.  Vlaenderen  und  der  v. 
Brabant.  S.  Millermaier,  Priv.  R.  8-  47.  n.  4. 

5)  Zu  vergleichen  Crahb,  Geschichte  des  englischen  Rechts  dentsch  v.  Schaffner 
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ten  Jahrhundert,  von  der  der  Länder  des  ContinenLs  sehr  verschieden. 
Keine  Art  von  Codifikation  des  Rechts  hatte  statt;  das  Common  Law  bil- 
dete sich  ins  kleinste  Detail  durch  die  Rechlsgelehrlen  aus,  d.  h.  durch 
die  Entscheidungen  der  Gerichte,  theils  durch  juristische  Werke;  das  ge- 
setzliche Recht  (Statut  Law)  beruhte  auf  einer  unendlich  grossen  Zahl  un- 
ter Mitwirkung  des  Parlaments  erlassener  königlicher  Verordnungen,  die 
selten  weiter  greifende  Reformen,  sondern  nur  specielle  Verbesserungen 
des  bestehenden  Rechts  enthalten. 

Die  grosse  Wichtigkeit  der  gerichtlichen  Entscheidungen  veranlassle 
die  Anlegung  von  Sammlungen  derselben.  Man  nannte  sie  Reports  und 
die  Verfasser  solcher  Sammlungen  Reporters.  Es  gibt  eine  grosse 
Zahl  solcher  Werke,  die  nach  den  Namen  ihrer  Verfasser  benannt  und 
angeführt  werden;  die  geschätztesten  unter  diesen  sind  Dy  er,  der  zur 
Zeit  Heinrichs  VII.  und  VIII,  Plowden,  der  unter  Edward  VI,  Coke  und 
Croke,  die  unter  Jakob  I.  und  Carl  I.  lebten.1)  Zwischen  1597  und 
1653  wurden  mehrmals  Commissionen  ernannt  zur  Revision  und  zur  Ab- 
kürzung des  Slatutenrechls,  stellten  aber  unverrichteter  Sache  ihre  Thätig- 
keit  wieder  ein.  J) 

Die  Rechlsgelehrlen,  welche  die  bewährtesten  Lehr-  oder  Handbücher 
des  gesummten  englischen  Rechts  schrieben,  sind  Lord  Coke  t 1634,  dessen 
schon  angeführter  berühmter  Commentar  über  Littletons  Tenures  in  4 Bü- 
chern den  Titel  Institutes  of  the  Law  of  England  führt  und  eine  grosse 
Zahl  Ausgaben  gehabt  hat ’) ; Blacks  tone,  dessen  Commentar  (v.  J.  1794) 
in  die  wichtigsten  europäischen  Sprachen  übersetzt  ist,  dann  Wood, 
dessen  Institutionen  (v.  1720),  Sit lli van,  dessen  Vorlesungen  ( Lechares ) 
und  Wooddeson,  dessen  systematische  Uebersicht  des  englischen  Rechts 
v.  1777  ( Systematical  View  of  the  Laws  of  England),  im  grössten  An- 
sehen stehen  und  mehrere  Ausgaben  erhalten  haben.  Unter  den  kürzeren 
Darstellungen  oder  Compendien  des  englischen  Rechts  hebt  Crabb  hervor: 


in  den  letzten  Capiteln.  Eine  zwar  sehr  kurze  aber  sehr  klare  Charakteristik 
der  Quellen  des  englischen  Rechts  gibt  Th.  Solly  in  Berlin  in  seiner  so  eben 
(1653)  erschienenen  kleinen  Schrift : Grundsilzc  des  englischen  Rechts  über  Grund- 
besitz, Erbfolge  und  Güterrecbt  der  Ehegatten. 

t)  Crabb  Geschichte  des  englischen  Rechts,  übersetzt  v.  Sch  * ff  n er  S.  576. 
Die  Franzosen  übersetzen  das  Wort  Reports  mit  Remids  des  arrits.  Ver- 
gleiche über  dieselben  Ch.  P.  Coopcr,  Lettres  sur  tu  cour  de  ta  Chan- 
cellerie  2.  Ausg  v.  Roy-Collard.  Paris  1630  p.  241. 

2)  Ch.  P.  Coopcr,  Lettres  sur  tu  cour  de  ln  Chancellerie.  S.  166  folg. 

3)  Bei  Camus  ist  unter  Kr.  3047  die  18  v.  Jahr  1823  angeführt.  Ch.  P.  Coo- 
pcr sagt  in  seinem  Briefe  über  den  Gerichtshof  des  Kanzlers  p.  286  von  bei- 
den Werken:  Littleton  est  teil  erneut  estimd  jue  son  texte  est  regardd 
comme  In  toi  du  pays , et  le  commentnire  de  Coke  jouit  ä peu  pris 
de  ta  meine  antorite. 
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die  Abridgments  von  Rolle,  Viner  und  Bacon,  das  Abridgment  of 
the  Common  La»  Report*  von  Pelersdorff  und  das1 2)  Digest  vnnComyn. 

Neben  den  Lehrbüchern  giebl  es  eine  beträchtliche  Zahl  Abhandlungen 
über  die  wichtigsten  Rechlslehren  *),  unter  welchen  Crabb  gleichfalls  eine 
von  Lord  Coke,  verschiedene  von  Hnwkins,  Bacon,  Madox,  Wil- 
liam Jones  u,  a.  auszeichnet.  Endlich  giebt  es  berühmte  Sammlungen 
der  Bescheide  einzelner  Gerichtshöfe,  Register  der  Gcrichtspraxis,  Reper- 
torien, Wörterbücher  und  Werke  dieser  Art3). 

117.  F.  Inden  skandinavischen  Königreichen  nahm  die  königliche 
Gewalt  die  Weiterbildung  des  Rechts  in  ihre  Hand,  ln  Dänemark  wurde 
sowohl  durch  eine  Anzahl  umfassender  Verordnungen,  die  als  Reichslags- 
abschiede (Recesse)  publicirt  zu  werden  pflegten,  als  auch  durch  ganz 
specielle  Einzelvcrordnungen,  königliche  Briefe  und  dergleichen  Acte  das 
Verwaltungs-  und  das  Criminal-,  in  manchen  Materien  auch  das  Privat- 
recht ( z.  B.  die  Pachtverhältnisse,  das  Recht  der  Morgengabe  u.  s.  w.)  so 
sehr  (ungestaltet,  dass  die  66  Jahre  von  1522  bis  1588  von  Kolderup 
Rosen  vinge4)  als  eine  eigene  (die  4.)  Periode  der  dänischen  Rechls- 
geschichle  behandelt  und  eine  Uebersicht  des  ganzen  am  Ende  derselben 
geltenden  Rechts  gegeben  werden.  (§.  130—156.)  Auf  dieselbe  lässt  er 
bis  1683  eine  fünfte  folgen,  während  welcher  noch  kräftiger  auf  die  Her- 
stellung der  Einheit  des  dänischen  Rechts  hingearbeitet  wird,  theils  da- 
durch, dass  das  1590  neu  revidirte  jütische  Gesetz  von  Friedrich  IV.  nach 
und  nach  zum  allgemeinen  Lnndrecht  des  ganzen  Reichs  erhoben  wird, 
theils  durch  die  Publicalion  zweier  weilgreifender  Recesse,  des  kleinen 
vom  Jahr  1613  und  des  grossen  vom  Jahr  1613  in  3 Büchern.  Ausserdem 
wurden  verschiedene  Specialverordnungen  und  Privilegienbriefe  für  die  ver- 
schiedenen Stände  erlassen.  (Rosenvinge  §.  117  — 159).  Nach  der 
Einführung  des  absoluten  Königthums  (1660)  gedieh  der  Plan  einer  voll- 
ständigen und  definitiven  Codilikalion  des  gnnzen  Rechts  schnell.  Den 
26.  Januar  1661  setzte  Friedrich  III.  zu  dessen  Ausführung  eine  Commis- 
sion nieder,  die  1670  den  Entwurf  eines  Codex  Fridericius  noch  vor  dessen 
Tod  beendigte.  Sein  Nachfolger  Christian  V.  unterwarf  denselben  mehr- 
fachen Revisionen  und  sunclionirlc  ihn  den  25.  Juni  1683  als  Dänemarks 
allgemeines  Gesetzbuch,  das  von  ihm  den  Namen  führt  und  noch  gilt. 
Alle  früheren  Rechlsquellen  wurden  aufgehoben.  Es  zerfallt  in  sechs  Bü- 


1)  Crabb  S.  592. 

2)  Nach  Cooper  stehen  von  den  vielen  civilistischen  Abhandlungen  nur  wenige 
bei  den  Gerichten  in  Ansehen,  ja  selbst  nicht  die  Lehrbücher  des  englischen 
Hechts,  mit  Ausnahme  des  angeführten  von  Coke. 

3)  Crabb  S.  590.  Eine  ausgewlihlte  kurze  Bibliographie  des  englischen  Rechts 
flndet  sich  bei  Camus,  cd.  v.  Pup  in  N.  3018  bis  3295. 

4)  Encycloplldie  8.  74. 
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eher,  deren  erstes  das  Process-,  das  zweite  das  Kirchen-,  das  dritte  das 
Personen-,  das  vierte  das  Sec-,  das  fünfte  das  Sachen  - und  das  sechste 
das  Strafrecht  enthalten.  Die  Bestimmungen  derselben  sind  den  älteren 
Rechtsquellen  entnommen,  so  dass  in  ihm  die  gesammlc  nationale  Rechts- 
entwicklung Dänemarks  zum  Abschluss  kam.  Es  erschien  seitdem  je- 
doch eine  Masse  Verordnungen,  die  iin  Jahr  1846  auf  30  Quarlbände  her- 
angewachsen war1 2 3). 

Die  Veränderungen  des  dänischen  Rechts  wirkten  auf  das  mit  Däne- 
mark politisch  verbundene  Norwegen  zurück.  Auch  hier  erschienen 
viele  Einzelverordnungen  und  Recesse,  aber  schon  1604  unter  Christian IV. 
ein  Gesetzbuch , welches  aber  1687  durch  ein  neues  dem  dänischen  von 
1683  nachgebildetes  von  Christian  V.  ersetzt  wurde.  Eine  neue  Kirchen- 
ordnung wurde  1607  publicirt  *).  Auch  in  Schweden  erstrebte  die  kö- 
nigliche Gewalt  die  Einheit  des  Rechts,  was  um  so  leichter  zu  erreichen 
war,  als  das  Uplands- Gesetz  in  den  übrigen  Provinzen  als  subsidiäres 
Recht  galt.  (S.  ob.  §110.  II.  B. ) König  Magnus  Erichson  halle  schon  1341) 
auf  dem  Reichstag  zu  Orenberg  ein  allgemeines  Gesetzbuch,  AUnten  Schrre- 
ri(js  Lagbok  auch  Medellag  genannt,  ausarbeiten  lassen.  Im  Jahr  1442 
liess  es  König  C-hristopher  durch  den  Prälaten  Nicolaus  Reginaldi  als  Lands- 
lagh  neu  redigiren.  Durch  den  Domherrn  Jagemondson  wurde  es  1481 
in's  Lateinische  übersetzt  und  blieb  die  Grundlage  eines  von  Carl  IX.  sank- 
lionirten  Landrechts,  zu  welchem  unter  Gustav  Adolph  1615  eine  Proccss- 
ordnung  und  1618  eine  Sladlrechlsgesetzgebung  hinzukommen ; beide  hat 
Loccenius  1672  in’s  Lateinische  übersetzt.  Carl  XI.  setzte  1686  eine 
Commission  zur  Ausarbeitung  eines  einzigen  allgemeinen  Gesetzbuches  nie- 
der, die  auch  einen  Entwurf  verfasste.  Aber  erst  1734  wurde  es  von  Kö- 
nig Friedrich  als  Sweriges  Pikes  lag  publicirt  und  ist  bis  jetzt  noch  die 
Hauptquelle  des  schwedischen  Rechts,  im  Jahr  1736  erschien  davon  eine 
deutsche  und  1743  eine  lateinische  Uebersetzung.  Schwedische  Kirchen- 
ordnungen sind  1571  und  1686  sanclionirt  worden*). 

G.4)  Russland  behielt  das  1554 eingeführte  Gerichlsbuch  ( Sudebnik ) 


1)  Ruscnvingc  §.  182,  u.  dessen  jur.  Eneyclopädie  §.  60—01. 

2)  Drcycr,  Beiträge  S.  81 — 82.  Itoscnvingc's  Encyclop.  $.  69—71. 

3)  Dreyer  a.  a.  0.  S.  91 — 93.  R o sen v i n ge’ s Encyclopädic  S- 73 — 76.  Ziems- 
sen  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzg.  u.  R.-W.  des  Auslands  XII.  375.  XIII.  17. 
Dieser  Schriftsteller  sagt  von  diesem  Gesetzbuch:  es  ist  kein  Code  in  anderem 
Sinne  des  Wortes,  aber  eine  sehr  verständige  Compilation  des  gellenden  Rechts, 
welche  auch  noch  jetzt  wegen  der  Festigkeit  und  Gerechtigkeit  ihrer  Prinripien, 
als  auch  wegen  der  kurzen,  bändigen  und  kraftvollen  Sprache,  worin  sie  ver- 
fasst ist,  als  ein  wahres  Muslerwcrk  dasteht. 

4)  S,  v.  Rcutz,  Russische  Staats-  u.  Rechtsgesehichtc  11.359,  Mac ieio  w ski,  Sla- 
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mit  wenigen  Zusätzen  vermein  t bis  1649.  ln  diesem  Jahre  ernannte  Kaiser 
Alexei  Michailowitsch,  Grossvaler  Peters  des  Grossen,  nach  gepflogener 
Beralhung  mit  der  Geistlichkeit,  aus  den  Reichsbojaren  und  vornehmsten 
Hofbeamten  eine  Commission  zur  Abfassung  eines  neuen  Rechts-  oder  Ge- 
setzbuchs. Eingesetzt  den  16.  Juli,  vollendete  sie  ihr  Werk  den  3.  Oktober, 
welches  solort  als  Gesetzbuch  sanclionirt  wurde  und  den  Namen  U losch e- 
nie  führt.  Es  besieht  aus  25  Titeln  mit  Artikeln,  enthält  vorzugsweise 
russisches  National-,  doch  auch  einiges  römische  Recht  und  blieb,  obwohl 
überaus  lückenhaft,  bis  1838  in  Kraft,  freilich  zuletzt  nur  als  ein  kleiner 
Theil  der  sehr  umfassenden  russischen  Gesetzgebung.  Schon  Peter  der 
Grosse  hatte  1T00  eine  Commission  zur  Abfassung  eines  ausführlichen  Ge- 
setzbuches ernannt,  welche  nach  und  nach  1714  bis  1812  durch  zehn  ver- 
schiedene zum  Theil  mit  ganz  andern  Instructionen  versehene  Commissionen 
ersetzt  wurde.  Es  kam  in  denselben  nur  zu  Vorarbeiten  und  zuweilen  zu 
Entwürfen,  während  die  Masse  der  Gesetze  und  Verordnungen  sich  in’s 
Unendliche  vermehrte. 

Kaiser  Nicolaus  machte  endlich  die  Gesetzrelbrin  durch  eine  vollstän- 
dige Codification  zu  einer  ernsten  Regierungsangelegenheil.  Im  Jahre  1826 
wurde  die  letzte  Commission  aufgelöst  und  eine  Seclion  des  Justizministe- 
riums zur  Ausarbeitung  der  Gesetzbücher  geschaffen,  die  1838  ihr  Werk 
vollendete.  (S.  unten  §.  132.) 

In  Polen  wurden  nach  dem  Gesetzbuch  Casimirs  vom  Jahr  1347 
nur  einzelne  Gesetze  und  Verordnungen  und  zwar  bis  1550  in  lateinischer 
Sprache  unter  der  Benennung  Statuta,  aber  seit  dem  zuerst  unter  Sigismund 
August  in  polnischer  Sprache  (lateinisch  Constituliones  genannt)  erlassen. 
Die  Zahl  dieser  Acte  wurde  so  bedeutend,  dass  man  schon  früh  darauf 
bedacht  war,  Sammlungen  derselben  zu  veranstalten.  Es  waren  aber  nur 
Privatarbeiten,  man  hat  solche  von  1505,  1532,  1553,1570,1594,1600,1637, 
1643,  1699,  1703,  1716,1732.  Aus  allen  ging  später  die  von  dem  Juristen - 
Collegium  unternommene,  von  Trebiki  und  Konarski  gefertigte  Samm- 
lung aller  polnischen  Gesetze  von  1346  bis  1780  in  8 Bänden  hervor,  die 
später  im  preussischen  Anlhcile  Polens  in  so  weit  einen  officiellen  Cha- 
racter  erhielt,  dass  die  in  ihr  enthaltenen  Stücke  die  Vermulhung  der  ge- 
setzlichen Geltung  für  sich  hallen.  Von  zwei  zu  zwei  Jahren  kamen  später 
Ergänzungsbände  hinzu.  1733  halte  rnan  auch  ein  Inventarium  des  polni- 
schen Rechts  in  alphabetischer  Ordnung  gemacht,  welches  1754  vermehrt 
und  1782  von  Waga  seine  letzte  Redaction  erhielt.  Ein  Compendium 
des  polnischen  Rechts  war  1736  erschienen. 

Das  Grossherzogthum  Lithauen,  das  auch  nach  seiner  Einigung  mit 
dem  Königreich  Polen  ein  eigner  Staat  blieb,  erhielt  1529  unter  Sigis- 


vische  Rechtsgeschichte  Bd.  III.  S.  459  ffg.  Jakubow  s k t in  der  Zeitschrift 
für  Gcsctzg.  u.  R.-W.  des  Auslands  Bd.  XV.  S 91. 
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mund  I.  ein  allgemeines  Gesetzbuch  (Statut).  Es  wurde  1564  revidirt  und 
gelangte  1588  zu  seiner  letzten  Hedaclion.  Ein  alphabetisches  Inventarium 
der  lilhauischen  Gesetze  erschien  1783  '). 

Aufschwung  der  Rechtswissenschaft  im  sechzehnten  Jahr- 
hundert * ). 

118.  Wie  sehr  auch  das  juristische  Studium  in  sich  abgeschlossen 
und  in  der  scholastischen  Richtung  der  letzten  Jahrhunderte  des  Mittel- 
alters befungen  war,  mussten  endlich  doch  die  Bestrebungen  der  Humani- 
sten einen  Umschwung  in  demselben  herbeiführen.  Es  waren  im  Anfänge 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  nicht  mehr  blosse  Alterlhumsforscher,  wie 
Valla,  Politian  u.  später  der  Pariser  Philolog  Budö  (Budäusf  1510), 
welche  mit  klassischem  Sinne  die  Rechtsbücher  Justinian’s  zum  Gegen- 
stände ihrer  gelehrten  Arbeiten  machten,  sondern  es  traten  auch  eigent- 
liche Juristen  auf,  die  in  diesem  neuen  Geiste  Vortrage  über  das  römische 
Recht  hielten,  oder  es  durch  Schriften  beleuchteten.  Die  ersten  Männer 
dieser  neuen  Schule  waren  der  italienische  Rechlsgclehrte  Andr.  Alciati 
(Alciatus)  f 1550  und  der  von  uns  schon  genannte  Deutsche  Zasius 
t 1535,  Rechtslehrer  an  der  noch  jungen  Universität  in  Kreiburg.  Der 
Erste1 2 3 4)  lehrte  in  Frankreich  und  in  Italien.  Er  schrieb  auch  über  die  alte 
Literatur  und  seine  Schriften  waren  so  geachtet,  dass  man  1558  und  1617 
dessen  Opera  Omnia  in  vier  Foliobänden  herausgab.  Zasius  '),  ein  Freund 
von  Erasmus,  zeigt  sich  sowohl  in  den  vier  Folianten  seiner  juristischen 
Werke  als  insbesondere  in  seinem  1774  von  Riegger  herausgegebenen 
Briefwechsel  als  einen  so  hoch  gebildeten  Humanisten,  dass  er  den  ersten 
Gelehrten  seines  Zeitalters,  mit  deren  meisten  er  in  brieflichem  Verkehr 


1)  S.  über  Polen  und  Lithauen  Bandike  de  Studio  jurit  Polonici.  Vratitla- 
viue  1806  §•  IV — XXIII  und  Macieiowski  a.  a.  0.  S.  427. 

2)  Hugo,  I-ehrbuch  der  Geschichte  des  römischen  Rechts  seit  Justinian  etc.  3.  Vers. 
Berlin  1830.  S.  192 — 318.  Haubold,  imtitutiones  jurit  romniti  literariae 
t.  /.  Liptiae  1809.  S.  60-99.  Des  Vcrf.  Vorschule  der  Institutionen  S.229 — 253. 

Unter  den  früheren  Schriftstellern  über  die  juristische  Literaturgeschichte  sind 
anzuführen  : Tcrrasson,  h istoire  de  ln  jiiriiprudeuce  Romaine.  Pari» 

1750.  fol.  Tai  t und,  Pie»  de»  phtt  cdlehret  furit-coniuUet.  Paris  1787.  4. 
Juglcr,  Beiträge  zur  juristischen  Biographie  Bd.  I — VI.  mit  Adelungs  Fortsetzung. 
1773  folg.  Für  die  Bibliographie  ist  besonders  wichtig  Camus.  Lettre t tur 
ln  profeition  (f  Advoeat  t.  11. . enthaltend  eine  Bililiolheque  ekoitie  de t 
livret  de  droit:  neueste  Ausg,  v.  Dupin  Paris  1832.  In  Deutschland  sind 
Nettelblad l's,  Eisenhart' s,  Wcstphal’s  und  Koni g’s  Lilerärgeschich- 
ten  des  Rechts  zu  nennen. 

3)  Haubold,  S.  51.  Hugo,  S.  216. 

4)  Haubold,  S.  111.  Hugo  S.  213. 
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stand,  an  die  Seile  gesetzt  werden  muss.  Alciat  und  Zasius  bildeten 
ausgezeichnete  Schiller ; unter  denen  des  ersten  glanzen  der  spanische,  so- 
wohl um  das  Studium  des  römischen  als  des  canonischen  Rechts  hoch- 
verdiente Antonius  Augustinus  + 1586  und  der  Niederländer  Viglius 
Zuichcin  ab  Aytta  f 1577.  Unter  den  Schülern  des  Zasius  haben 
vor  allen  sich  Sichard  t 1552,  Fichard  f 1581  und  Mynsinger 
t 1588  einen  Namen  gemacht. 

Da  im  Anfänge  des  sechzehnten  Jahrhunderts  das  Studium  der  alten 
Sprachen  in  fast  allen  europäischen  Ländern  einen  höchst  erfreulichen 
Aufschwung  nahm , so  konnte  es  nicht  fehlen,  dass  auch  unter  den  Rechts- 
lehrern die  Zahl  der  klassisch  gebildeten  Männer  sich  vermehrte,  dass 
unter  diesen  sich  viele  mit  dem  römischen  Rechte  im  Geiste  des  Jahrhun- 
derts beschäftigten,  und  so  geschah  es,  dass  gegen  die  Mitte  des  sech- 
zehnten Jahrhunderts  dasselbe  vorherrschend  in  humanistischem  Geiste 
gelehrt  und  in  Schriften  behandelt  wurde,  und  dass  am  Ende  desselben 
diess  Studium  in  voller  Bliithe  stand. 

Die  Richtung  war  kritisch,  philologisch,  historisch,  die  Lehrmethode 
mehr  exegetisch  als  dogmatisch;  doch  gehören  auch  höehstbcdeulende, 
noch  immer  im  höchsten  Ansehen  stehende  dogmatische  Schriften  *)  über 
das  römische  Recht  dieser  Zeit  an.  Die  Bestrebungen  der  grossen  Civilisten 
derselben  gingen  auf  die  Feststellung  des  Textes  sowohl  durch  Verglei- 
chung der  Handschriften  als  vermittelst  der  höheren  Kritik,  und  daher  auf 
kritische  Ausgaben  aller  Theile  des  Corpus  juris  civilis,  auf  das  Auffinden 
und  Bekanntmachen  der  Ueberreste  des  vorjustinianischen  Rechts,  deren 
höchst  wichtige  zu  Tag  gefördert  und  commentirl  wurden,  auf  die  des 
naehjuslinianischen  Rechts,  deren  gleichfalls  ein  beträchtlicher  Theil  ge- 
druckt erschien,  dann  auf  die  richtige  Auslegung  aller  Texlstcllen  und  eine 
neue  quellenmässige  Darstellung  aller  Lehren  des  römischen  Rechts.  Die 
der  Geschichte  desselben  war  nicht  Hauptzweck,  obwohl  dessen  ganze 
Behandlungsweisc  historisch  genannt  werden  muss.  Aber  nicht  bloss  das 
römische  Recht  wurde  in  diesem  Geiste  bearbeitet,  sondern  auch  das  ca- 
nonische,  ja  selbst  das  germanische  blieb  nicht  unbeachtet  , indem  man 
die  ältesten  Quellen  desselben  gleichfalls  herauszugeben  anfing. 

Die  grossen  Rechtsgelehrten  des  sechzehnten  Jahrhunderts  gehören 
Italien,  Spanien  und  Portugal,  Deutschland,  den  Niederlanden  und  der 
Schweiz,  vor  allem  aber  Frankreich  an.  Dieses  Land,  dessen  Cultur  der 
König  Franz  eben  so  wohl  wie  die  Kunst,  zu  heben  bemüht  war,  wurde 
der  Mittelpunkt  des  feineren  Rechlsstudiums , seine  Civilisten  bildeten  eine 


t ) Pie  besten  derselben  sind  Monographien.  Dogmatische  Systeme  des  ganzen  rö- 
mischen Rechts  gaben  in  Frankreich  Connanus  + 1551,  Poncllus  f 1590, 
beide  unter  dem  Titel  Commeutarii  juris  civilis  u.  ü re go r ius  To  lo san u s 
+ 1597,  u.  d.  T.  Syntagmn  juris  civilis  heraus. 
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Schule,  deren  Hauptsilz  die  Universität  Bourges  und  deren  mit  unsterbli- 
chem Ruhme  gekröntes  Haupt  der  grosse  Cnjarins  (Cujas  aus  Tou- 
louse) war.  Geboren  1522  begann  er  seine  glorreiche  Laufbahn  151*  und 
starb  1590.  Besonders  berühmte  Vorgänger  oder  Zeitgenossen  von  ihm 
waren  in  Deutschland  die  schon  genannten  vier  Rechtsgelehrlen  und  der  durch 
die  erste  vollständig  kritische,  auf  Kosten  der  Stadl  Nürnberg  (1528 — 1530) 
veranstaltete  Ausgabe  aller  Theile  des  Corpus  juris  bekannte  Haloander 
(Hoffmann)  aus  Zwickau  f 1531,  in  Italien  ausser  Alcial,  der  durch 
seine  1553  veranstaltete  genaue  Ausgabe  des  florentinisehen  Pandecten- 
Manuscripls  um  die  Wissenschaft  höchst  verdiente  Laelius  Taurellius 
t 1576  l 2 3 4),  in  Frankreich*)  der  portugiesische  Rechtsgelehrle  Goveanus, 
t 1565,  die  meistens  in  Bourges  wirksamen  Reelitslehrer  Franc.  Dua- 
renus  (Duarein)t  1559,  Eguinarius  Baro  (Baron)  1 1550,  Franc. 
Balduinus  (Baudouin)  + 1573,  Franc.  Hotomanus  (Holman) 
t 1590,  Lud.  Charondas  (Le  Caron)  + 1617,  Ant.  Conlius  (Le 
Cointe)  f 1527,  der  tüchtigste  Herausgeber  des  Corpus  juris  civilis  im 
sechzehnten  Jahrhundert1),  Hugo  Dojiellus  (Doneau)  f 1591,  der 
erste  Rechtsdogmatiker  seiner  Zeit  und  ebenso  ausgezeichneter  Ausleger, 
der  als  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Altorf  starb*),  sowie 
Barn.  Brissonius  (Brisson)  1591.  Ausser  Frankreich  machten  sich 
noch  in  dieser  Zeit  einen  Namen  der  Niederländer  Gabr.  Mudaeus 
t 1565  und  der  Schotte  Scrimger  t 1571,  der  erste  als  tüchtiger  Aus- 
leger des  römischen  Rechts,  dieser  als  Herausgeber  eines  vollständigeren 
griechischen  Textes  von  J u s t i n i a n'  s Novellen. 

Von  der  Milte  der  zweiten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  an 
gelangten  schon  verschiedene  Schüler  des  Cujaz,  Doneau  und  anderer 
zu  grossem  Ruhme,  so  dass  ihre  Schriften  wie  die  jener  grossen  Meister 
noch  immer  zu  den  besten  der  civilistischen  Literatur  gezählt  werden. 
Wir  heben  unter  ihnen  hervor  in  Frankreich  Pet.  Pilhoeus  (Pithou), 
ältesten  Schüler  und  Freund  von  Cujaz  f 1596,  dessen  Bruder 
Franc.  Pilhoeus  f 1622,  Pet.  Fabcr  (du  Faur  de  St.  Jory ) 
t 1600,  Dion.  Gothofredus  f 1622,  dessen  zahlreiche  Ausga- 
ben des  Corpus  juris  civilis,  wenn  auch  nicht  die  gelungensten, 
doch  die  verbreitetsten  in  Europa  geworden  und  noch  gegen  das  Ende 


1)  II  a u bold  , S.  54.  Hugo,  S.  238. 

2)  Haubold,  S.  58  (T.  Hugo,  S.  258  IT. 

3)  Seine  Ausgaben  des  Corpus  juris  civilis  sind  die  glossirten  in  5 Bd.  Kol.  v. 
1559,  1565,  1566,  1569,  1576,  sümmtlich  v.  Paris,  u.  1579  v.  Lyon;  die  unglos- 
sirten  Paris  1582.  9 Bd.  8.  u.  1571.  14.  Bd.  12. 

4)  Er  gilt  als  der  zweit  - grösste  Civilist  des  Jahrhunderts.  Seine  Opera  Omnin  er- 
schienen in  12  Banden  in  Folio  zu  I.ucca  176211g.  S.  ober  ihn  Haubold  S.71. 
Hugo,  S.  285.  Seine  Commentnrii  Juris  civilis  wurden  wieder  aufgelegt 
in  Altorf  u.  Nürnberg  1801—1834,  16.  Bd.  8. 
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des  achtzehnten  Jahrhunderts  wieder  aufgelegt  oder  nachgedruckt  worden 
sind  ‘),  Guil.  Maranus  (Maran)  f 1621  als  Nachfolger  von  Cuja- 
cius;  ferner  zwei  sehr  verdiente  Schüler  des  letzten  Ranchin us  und 
Jan.  a Costa  t 1637  *). 

In  Deutschland  machten  sich  in  der  zweiten  Hüllte  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  einen  Namen  Nie.  Cisner  in  Heidelberg  t 1583.,  Mathaeus 
Wesembeck  aus  Antwerpen  in  Jena  und  Willenberg  + 1586,  N.  Vige- 
lius  t 1600  in  Marburg,  und  der  über  dieselben  weit  hervorragende  in 
Gelderland  geborene  Hub.  Giphanius3 4 5 6),  ein  Schüler  und  Freund  von 
Cujacius  t 1604,  ferner  Vultejus  + 1634,  Ritlcrshusius  t 1613 
und  der  zum  Protestantismus  übergetrelenc  Italiener  Scipio  Genlilis 
.gestorben  1616  in  Allorf  als  Nachfolger  des  Doncllus. 

In  Italien  1 2 ) blühten  als  ausgezeichnete  Rechtsgelehrte  während  dieser 
Zeit  Guido  Pancirolus  f 1599,  der  Philolog  Ant.  Murelus  t 1585, 
Antonius  Faber  *)  f 1624,  in  den  Niederlanden  Agylaeus  t 1595, 
Racvardus  f 1568,  Sibr.  Siccama  i 1621,  in  Spanien  DidacusCo- 
varruvias  t 1577,  de  Mcndoza  f 1595  u.  a. 

Der  grösste  historische  Civilisl  der  ganzen  französischen  Schule,  der 
freilich  mehr  dem  siebenzehnten  Jahrhundert  angehört,  ist  der  als  Profes- 
sor der  Rechte  1672  in  Genf  gestorbene  Jacobus  Golhofredus,  Sohn 
des  vorhin  aufgeführlen  Dionysius,  mit  welchem  man  die  französische 
Schule  als  deren  letztem  glorreichen  Vertreter  schliessen  kann.  •) 

Die  Holländische  Juristenschule  und  die  ausser  Holland  ver- 
wandten Civilisten  bis  zum  Anfang  des  achtzehnten 
Jahrhunderts.  >) 

1 19.  Als  die  höhere  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  Rechts  in 


1)  Hauboid  S.  73  fT. 

2)  Auch  uin  die  Verbreitung  des  französischen  Rerhts  haben  sich  verschiedene  Schü- 
ler von  Cujacius  verdient  gemacht,  wie  AnkLoysel  f 1617  und  Guy. 
Corjuilte  f 1603.  Der  bedeutendste  Bearbeiter  desselben  war  Cujacius 
Zeitgenosse  C.  M o 1 i n a e u s (D  u M o u 1 i u),  der  auch  über  römisches  Recht  schrieb 
und  kurze  Zeit  in  Tübingen  lehrte. 

3)  S.  über  denselben  Ilaubold,  S.  82  - 87. 

4)  Hauboid,  S.  54  folg. 

5)  Unter  seinen  Werken  (It  Bd.  fol.  Lyon  1660)  werden  mit  Nutzen  noch  immer 
gebraucht  die  Rntionnlia  in  Pnmlectat  5 Bd. , und  das  Werk  de  Errarikue 
Pragmnticorum ; für  die  Kcnnlniss  der  Rechtspraxis  seiner  Zeit  ist  von  grossem 
Wcrtlie  der  Cnde.v  Fnbrinnut. 

6)  Es  gehören  derselben  im  siebenzehnten  Jahrhundert  noch  an  Edin.  Merillius 
•{•1647,  C.  An.  Fabrotus  1659  Herausgeber  der  Basiliken,  d’Avezan 
t 1669  u.  a.  — Hugo,  S.  327.  Hauboid,  S.  103  — 1 10. 

1)  Hugo,  S.  398  folg.  Hauboid,  p.  123.  126.  129.  133-144.  193  folg.  Vor- 
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Frankreich  zu  zerfallen  begann,  blühte  dasselbe  in  der  eben  von  der  spa- 
nischen Herrschaft  befreiten  Republik  der  vereinigten  Niederlande  auf  und 
gelangte,  im  Geiste  der  französischen  Schule  fortgelührl , dort  auf  eine 
hohe  Stufe.  Der  grosse  sowohl  politische  als  religiöse  Freiheitssinn  der 
Holländer  steigerte  die  gesammte  Thätigkeit  des  kleinen  Volkes  in  einem 
in  der  Weltgeschichte  nicht  gekannten  Grade ; es  wurde  reich  und  gebil- 
det und  der  Staat  eine  der  ersten  Seemächte  Europas  im  siebenzehnten 
Jahrhundert.  Zum  Lohne  für  ihren  heldenmüthigen  Widerstand  gegen  die 
Spanier  hatte  1575  die  Stadl  Leyden  von  der  Union  eine  Universität  er 
halten,  die  reich  nusgestattel  und  immer  mit  den  ausgezeichnetsten  Leh- 
rern besetzt,  lange  Zeit  eine  der  ersten  hohen  Schulen  Europas  war;  neben 
ihr  blühten  die  der  einzelnen  Provinzen,  deren  man  fünf  zählte,  als  die 
Universität  in  Utrecht,  Groningen,  Francker,  Deventer  und  selbst  in  Nym- 
wegen.  In  allen  Fächern  der  Wissenschaft  machten  sich  die  Lehrer  der- 
selben einen  (oft  europäischen)  Nomen  und  über  ein  Jahrhundert  gehör- 
ten ihre  Rechtslehrer  zu  den  gefeiertsten  aller  Länder.  Wie  einst  nach 
Bourges  zog  man  nach  Utrecht  oder  Leyden.  Die  Blülhe  des  juristischen 
Studiums  hing  mit  der  der  Allerthumswissenschaft  zusammen,  in  welcher  die 
Holländer  in  jener  Zeit  alle  andern  Völker  verdunkelten.  Die  Rechlslehrcr 
Hollands  besassen  die  gründlichste  philologische  Bildung,  verbanden  die 
Jurisprudenz  mit  dem  Studium  des  klassischen  Alterthums  und  setzten  so 
das  grosse  Werk  der  französischen  Schule,  die  philologisch  geschichtliche 
Behandlung  des  Rechts  insbesondere  des  römischen,  mit  dem  glücklichsten 
Erfolge  fort.  Ihre  civilistische  Literatur  ist  in  lateinisch  geschriebenen 
Werken  enthalten,  die  sich  selbst  in  den  für  die  unmittelbare  Anwendung 
des  Rechts  bestimmten  Büchern  durch  Reinheit,  Klarheit  und  nicht  seilen 
durch  klassische  Eleganz  des  Slyles  auszeichnen.  Nicht  ohne  Grund 
nannte  man  Hollands  juristische  Schrillsteller  im  Gegensatz  so  vieler  noch 
halbbarbarischen  Deutschlands  die  eleganten  Juristen  (JurisconsuUi  elegantio- 
res).  Die  Verdienste  der  holländischen  Jurislenschule  sind  gross  und  vielfach ; 
sie  förderten  die  Textkritik  und  das  Studium  der  Geschichte  des  römischen 
Rechts  auf  eine  höchst  lobenswerthe  Weise,  sind  ausgezeichnete  (nur  zu- 
weilen allzu  subtile)  Exegeten;  ihre  dogmatischen  Werke  über  das  römische 
Recht  lassen  die  der  früheren  Jahrhunderte  weit  hinter  sich  zurück  und 
erlangten  ein  noch  jetzt  ungeschmälertes  Ansehen  in  ganz  Europa.  Auch 
in  der  Redaktion  kürzerer  Lehrbücher  (Compendien)  des  römischen  Rechts 
versuchten  sich  einige  holländische  Rcchtsgclehrte.  ')  Zu  den  Verdiens- 


schule,  S.  254  folg.  Von  den  älteren  literarhistorischen  Werken  lind  hier 
zu  nennen  : F op p ens , Billiotheca  Belgien.  Pn q uo  t,  Meinoiretpoiir  tert’ir 
ti  rhittnire  l iternire , und  Snxe'i  Onommticon  (1775—1603.) 

1)  Wir  nennen  J.  van  JUnyden,  der  1694  eine  campendiotn  Imlitutionum 
und  1695  eine  rompendiosa  Pandtclnrum  tractatio  schrieb.  Bekannter  sind 
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ten  der  Holländer  Rehören  auch  die  zahlreichen  überaus  gründlichen  aka- 
demischen Dissertationen  über  civilistische  Kechlsmalerien , endlich  die  Ver- 
anstaltung mehrerer  zum  Theil  mit  Pracht  im  Druck  ausgestattelcr  Samm- 
lungen seltener  Schriften  der  Civilisten  Frankreichs,  Spaniens,  Italiens  u.  a. 
Ihre  Thesauri  jttris  civilis  et  canonici  u.  dgl.  haben  eine  europäische  Be- 
rühmtheit erlangt.  Wenn  es  ihnen  nicht  gelang,  die  civilistische  Literatur 
mit  einer  neuen  kritischen  Ausgabe  des  Corpus  Juris  civilis  zu  bereichern, 
so  wurden  doch  (durch  Heinrich  Brencmann)  die  gründlichsten  Vor- 
arbeiten zu  einer  neuen  Pandeelen-Ausgabe  gemacht,  und  die  berühmten 
Buchdrucker  Elzevir  lieferten,  besorgt  durch  Simon  van  Lee u wen,  zwei 
der  schönsten  der  Gothofredischen  nachgebildelen  Ausgaben  des  Corpus 
Juris  civilis.  1 ) 

Endlich  ist  Holland  das  Geburtsland  von  Hugo  Grotius,  des  Vaters 
der  modernen  Rechtsphilosophie. 

Die  holländische  Civilistenschulc  beginnt  gegen  die  Mitte  des  sieben- 
zehnten Jahrhunderts  mit  Arnold  Vinnius,  erreicht  ihren  Glanzpunkt 
im  Anfänge  des  achtzehnten  mit  Non  dl  und  Schulting,  und  bleibt  aur 
einer  lobenswerthen  Höhe  bis  zum  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts, 
obwohl  von  der  Mitte  desselben  an  die  deutschen  Universitäten  sich  über 
die  holländischen  zu  erheben  und  der  Rechtswissenschaft  theilweise  eine 
andere  Richtung  zu  geben  begonnen  halten. 

Einige  Rechtslchrer  und  Schriftsteller  Hollands  waren  Franzosen,  an- 
dere Deutsche  von  Geburt. 

Vinnius  geh.  1588  t 1657  hatte  sich  erst  spät  dem  Rechtsstudium 
gewidmet,  machte  sich  aber  alsbald  einen  europäischen  Namen  zunächst 
durch  seinen  sehr  verständlichen  und  erschöpfenden  Inslilutionen-Commen- 
lar;  dann  durch  seine  Selectae  Quaestiones , sowie  aus  den  Commentarii 
des  Donellus  gezogenen  Partitiones  und  verschiedene  gut  geschriebene 
civilistische  Abhandlungen.  Noch  im  neunzehnten  Jahrhundert  ist  das 
zuerst  genannte  Werk  desselben  bei  den  romanischen  Völkern  Europas, 
z.  B.  in  Italien,  Spanien,  Portugal  das  beliebteste  Buch,  woraus  dieselben 
ihre  Kunde  des  römischen  Rechts  schöpfen.  *)  Einen  bedeutenden  Namen 
erwarb  sich  Ulr.  Huber  t 1682,  dessen  Schriften  auch  jetzt  noch  zu 


des  Deutschen  Böckclmann  Compendium  Institution  um  und  van  Eck's 
Principin  Juris  civilis  Romani.  Man  halte  beide  noch  zum  Theil  im  lOten 
Jahrhundert  als  Leitfaden  in  den  Vorlesungen.  Auch  Westenberg«  Princip. 
Jur.  Rom.  sec.  Ordin.  Digest.  1099  sind  ein  aber  nach  einer  eigcnlhiimlichcn 
Methode  redigirlrs  Lehrbuch  der  Pandekten. 

1)  Wir  meinen  die  Ausgabe  des  Corp.  jur.  mit  den  Noten  v.  Gothofrcdus, 
Amstelod.  1603  2 Bd.  foi.  und  die  nnter  dem  Namen  des  Pars  sec  und us 
(ein  Druckfehler)  hckannle  Elzcvirisehe  Oktav-Ausgabe  v.  1664. 

2)  Hugo,  S.  405.  Haubold,  p.  123. 
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den  geschütztesten  gehören.  1 2 3 ) Sein  übrigens  sehr  schälzenswerthes  Hand- 
buch des  römischen  Kechls  ( Praelectiones  Juris  civitis)  wurde  in  Schatten 
gestellt  durch  das  ausführliche  Werk  von  Joh.  Voct  \ 1719,  Commcnta- 
rius  ad  Pandectas,  in  welchem  das  gesnmmte  römische  Civilrecht  vor- 
züglich für  die  Praxis  so  umfassend  in  klarster  Darstellung  behandelt  wird, 
dass  alle  Rechtsfragen  von  einiger  Bedeutung  darin  eine  für  jene  Zeit  be- 
friedigende Lösung  finden.  Es  ist  in  ganz  Europa  zum  höchsten  Ansehen 
gelangt  und  öfter  in  Holland,  auch  in  Genf  und  Deutschland  aufgelegt 
worden.  1 ) 

G.  Noodt  f 1725,  der  gegen  das  Jahr  1674  im  höchsten  Rufe  stand, 
gult  als  der  Cttjacius  seines  Vaterlands.  Obwohl  ein  bei  weitem  weniger 
fruchtbarer  Schriftsteller  als  Cujaz,  zeigt  er  sich  doch  als  einen  durchaus 
klassisch  gebildeten  gediegenen  und  feinen  Kenner  und  Bearbeiter  des 
römischen  Rechts.  *)  Obgleich  durch  Schrillen  noch  weniger  berühmt  als 
Noodt,  verdient  doch  Ant.  Schulting  f 1734  das  Lob  eines  der  aller- 
gründlichsten Bearbeiter  des  römischen  Rechts,  dessen  Studium  er  ganz 
im  Geiste  von  Cujacius  und  der  neueren  historischen  Schule  betrieb,  zu 
deren  Vorbildern  er  gehörte.4 5 6)  Als  Ruhmesgenosse  N'oodt's  rühmt  Hol- 
land den  ihn  so  oft  als  Gegner  bekämpfenden  (Präsidenten)  van  Byn- 
kershoek  f 1743,  der  in  verschiedenen  seiner  Schriften  sich  Cujacius 
zum  Muster  nahm.  *) 

Unter  der  noch  sehr  grossen  Zahl  holländischer  Civilislen  *)  sind  be- 
sonders hervorzuheben  die  deutschen,  wie  Chr.  Westenberg  t 1737,  E. 
Otto  t 1756,  der  auch  in  Deutschland  lehrte,  Abrah.  Wieling  f 1746, 
H.  Trotz  f 1773,  Otto  Reitz  t 1769,  die  Rechtsgelehrlen  französischer 
Abstammung  Branchu  gegen  1718  lebend,  Peter  de  Toullieu  t 1734, 


1)  Hugo,  S.  416.  Haubold,  p.  135.  Es  sind  nusscr  diesen  auch  im  Ausland 
mit  Zusätzen  z.  B.  von  Thomasius  wieder  aufgelegt:  Praelectiones  Juris 
civilis  3 V.  4.,  seine  Euuomia  und  Digressiones  lustinianeae , sein  Staats- 
rechl  (Jus  civitatis)  u.  Opera  mi/tora. 

2)  llaubold,  S.  136. 

3)  Hugo,  S.  46t..  Haubold,  p.  137, 

4)  Hugo,  S.  462.  Haubold,  p.  142.  Ein  Uauptverdienst  von  ihm  ist  dessen 

Ausgabe  der  kleineren  Fragmente  des  vorjusiinianischcn  Rechts  mit  trefflichen 
Noten  in  der  Jurisjirudentia  vetus  antejustininuea , Lugd  Bat.  1717  und 
Lips  1737.  Ausserdem  sind  seine  Commeutationes  Academicae  ed.  f Jk /. 
Halle  1770  — 74.  4 Bd.  8.,  und  seine  von  Smallcnburg  edirlen  und  ver- 

mehrten Wollte  ad  ßigestu,  Lugd.  B.  1604  — 35.  8 Bd.  für  die  Civilislen 
höchst  wichtige  Werke. 

5)  Z.  B.  inseinen  O/tservationes  jnris  civilit.  Seine  Opera  Om/t  in  erschienen  1761 
in  Genf  und  1766  in  Leyden  2 Bd.  fol.  Haubold,  p.  145.  Hugo,  S.  467. 

6)  Kurze  Angaben  mit  weiteren  Nachweisungen  enthalten  über  diese  Männer  II  a u - 
bold  Instit.  p.  161,  ferner  Hugo,  S.  455  folg. 
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d'Arnaud  f 1740;  und  die  gcbomen  Holländer  G.  Cuperusf  1716,  C.  van 
Eckf  1732,  Perizonius  f 1719,  G.  Bestf  1719,  Jac.  Voorda  f 1767, 
Gerh.  Meermann  t 1771,  und  dessen  Sohn  Johannes  t 1815,  u.  H.  J 
Arntzenius  i 1797.  Als  letzter  Repräsentant  der  holländischen  Civilisten- 
schule  ist  der  Dichter  Bilderdyk  f 1832  anzusehen,  dessen  Emendaliones  et 
Interpretationes,  zuerst  1806,  dann  Lu  gd.  Bat.  1819, ganz  im  Geiste  Noodt's 
geschrieben  sind.  Ausserhalb  Holland  verfolgten  in  der  Bearbeitung  des 
römischen  Rechts  die  Richtung  der  französischen  und  holländischen  Schule 
in  Italien  Ant.  Merenda  f 1655,  Aur.  Galvanus  f 1659,  der  Rechts- 
historiker J.  V.  Gravina  f 1718,  J.  Averanius  t 1738,  F.  Rapolla 
t 1766  und  später  der  um  die  Textkritik  der  Pandekten  verdiente  Gua- 
dagni  t 176.*,  und  die  Auffinder  von  Bruchstücken  vorjustinianischer 
Rechlsquellen  Mazochi  f 1771,  Zirardini  t 1786,  und  Amaduzzi  f 
1786  ');  in  Spanien  Suarez  de  Mendoza  t 1681,  Ferd.  de  Reles  f 
1679,  und  später  Gregorius  Majansius  t 1781  u.  J.  de  Finestrcs  f 
1777,  und  in  Deutschland  B.  H.  Reinold  t 1726,  Chr.  Waclnler  f 
1732,  Ch.  G.  Schwarz  t 1751,  Brunquell  f 1735,  F.  C.  Conradi 
t 1748,  Dan.  Ritter  f 1775,  A.  D.  Trckell  t 1764,  zum  Theil  freilich 
erst  nachdem  durch  Thomasius  u.  J.  G.  lleineccius  für  das  Stu- 
dium des  römischen  Rechts  in  unserem  Vaterlande  eine  neue  Periode  be- 
gonnen halle. 

In  Belgien  lebten  im  siebenzchntcn  Jahrhundert  noch  zwei  im  Geiste 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  das  römische  Recht  behandelnde  Schrift- 
steller: Tuld  enus  1 1645  und  der  Spanier  Perez  f 1672,  und  einige  an- 
dere mehr  für  das  praktische  Rechtsstudium  verdiente  Männer. 1 2 3  4 5)  Der 
berühmteste  Reehlsgelchrte  des  Landes  war  aber  der  Canonist  Zeger 
Bernard  van  Espen  f 1728.  s) 

Die  deutsche  Rechtswissenschaft  vom  sicbcnzehnten  bis 
zum  Anfang  des  achtzehnten  Jahrhunderts.  *) 

120.  Die  nicht  sehr  vorgerückte  allgemeine  Bildung  Deutschlands 
und  der  unserer  Nation  eigne  Genius  gab  der  deutschen  Rechtswissen- 


1)  Haubold,  p.  100—103  und  p.  145—149.  Hugo,  S.  448  folg. 

2)  Haubold,  p.  130.-132.  201.  210.  Hugo,  S.  426  folg.  445  folg. 

3)  Haubold,  p.  118.  156.  162.  167.  168.  176.  169.  Hugo,  S.  468.  508. 
515  520.  539. 

4)  Hugo,  S.  411.  415. 

5)  Hugo,  S.  473. 

1)  Zu  vergL  die  freilich  sehr  geschmacklos  geschriebenen  juristischen  Literirrgeschieh* 
(en  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  bes.  Kan.  Nettelbladt's  Inititt  hin  nt- tue 
Ittteruriue  jun'dicnei  uriiverintis  ed  11.  Hol.  1774  u.  H.  J.  O.  Königs 
Lehrbuch  der  allgemeinen  juristischen  Literatur.  Halle  1785.  2 Bd.  u Hugo’s 
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Schaft  einen  von  der  der  übrigen  Völker  Europas  mehr  und  mehr  abwei- 
chenden Charakter.  Man  hat  aber  im  Entwicklungsgänge  derselben  ver- 
schiedene Stadien  zu  unterscheiden,  wir  möchten  das  erste,  welchem  durch 
Thomasius  ein  Ziel  gesetzt  wurde,  das  vorherrschend  praktische 
(noch  casuislische),  das  durch  ihn  eröffncle  das  Stadium  der  beginnen- 
den und  sich  allseitig  entfaltenden  , und  das  am  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  anfangende  gegenwärtige  das  Zeitalter  der  systematisch  und 
organisch  sich  vollendenden  Wissenschaft  des  Rechts  nennen. 

Die  von  Italien  nach  Deutschland  verpflanzte  s.  g.  hartolisiische  (seho- 
laslisch-casuislische)  Behnndlungsweise  des  Rechts  hatte  sich  auf  den 
deutschen  Universitäten  so  festgesetzt,  dass  die  Bestrebungen  der  freilich 
nicht  bedeutenden  Zahl  der  die  humanistische  Richtung  verfolgenden  Rechts- 
lehrer und  Schriftsteller  des  sechzehnten  Jahrhunderts  eine  allgemeine  Um- 
gestaltung der  Wissenschaft  selbst  auf  den  protestantischen  Universitäten 
nicht  bewirken  konnten  *).  Indessen  verlor  sich  allmnhlig  das  barbarische 
Latein  in  den  juristischen  Schriften  oder  wurde  doch  cinigermassen  ge- 
reinigt. Doch  war  die  Thätigkeit  der  deutschen  Juristen  vorzugsweise 
den  praktischen  Bedürfnissen  gewidmet.  Die  philologische  und  historische 
Beleuchtung  der  Rechtsquellen  war  seilen  und  galt  nur  als  Hilfsmittel  jenes 
Studiums.  Doch  hielten  sich  die  ausgezeichneteren  deutschen  Rechtsleh- 
rer im  Laufe  mit  der  ausländischen  Rechtslileralur,  in  wie  weit  sie  zur  va- 
terländischen in  Beziehung  stand. 

Der  Kern  der  juristischen  Literatur  Deutschlands  im  sicbenzehnten 
Jahrhundert  bestand  aber  in  den  ausführlichen  meistens  nach  der  Titel- 
folge der  l’andeklcn  geordneten  Handbüchern  der  jurispnnlcntia  romano- 
gennanica  forensis , in  welchen  das  römische  Recht  in  seiner  Beziehung 
zur  Praxis  bis  ins  kleinste  Detail  verarbeitet  wurde.  Eine  wcitschweillge 
Gelehrsamkeit  (oft  nur  literarische  Erudition)  erscheint  in  diesen  Wer 
ken  verbunden  mit  mehr  oder  weniger  gründlichen  juristischen  Rais- 
sonnemens;  die  Technik  und  Sprache  ist  die  mittelalterliche,  die  ganze 
selbst  polemische  Richtung  casuistisch  und  dogmatisirend.  Das  gleiche 
gilt  von  den  Snmmlungen  von  Consilia , Decisiones , Observatinnes  forenses  u. 
dergl.,  so  wie  von  den  meisten  juristischen  Monographien  dieser  Zeit;  so 
dass  die  deutschen  Rechlsgelehrlen  in  diesen  Beziehungen  als  die  freilich 
gründlicheren  Fortsetzer  der  Consiliatorcs  und  Scribentes  Italiens  erscheinen. 

Sowohl  das  nördliche  wie  das  südliche  Deutschland  (zu  welchem 
auch  noch  Strassburg  gehörte)  bctheiligten  sich  bei  diesen  gemeinsamen 


Geschichte  des  römischen  Rechts  seil  Juslinian,  bcs.  S.  428  folg.  Ferner  die 
biographischen  Werke  von  Jöchcr,  Jugler  u.  a. 

I)  Um  sich  ein  Bild  von  diesem  Zustande  zu  machen,  werfe  man  z.  B.  nur  einen 
Blick  auf  das  Leipziger  Oracutum  jurit. 

21 
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Bestrebungen,  Deutschland  mit  einer  vaterländischen  juristischen  Literatur 
zu  bereichern.  Die  am  meisten  hervorragenden,  dem  siebenzehnten  und 
noch  dem  Anfang  (jps  achtzehnten  Jahrhunderts  angehörenden  Civilistcn 
dieser  casuislisch-pragmatischen  Schule  sind  die  Tübinger  Rechls- 
lehrer  J.  Harpprecht  + 1639,  Chr.  Besold  i 1638,  W.  A.  Lauter- 
bach  t 1678,  die  in  Strassburg  lehrenden  Meier  f 1636,  Tabor  f 
1674,  und  Job.  Schiller  t 1705,  Bachovius  in  Basel  f 1635,  J.  W. 
Textor  in  Altorf  t 1701,  Ileinr.  v.  Cocceji  in  Heidelberg  und  Frank- 
furt a.  d.  Oder  t 1719,  G.  A.  Struve  in  Jena  t 1692,  der  auch  als 
Criminalisi  hervorragende  Bened.  Carpzov  in  Leipzig  f 1666,  Sam. 
Stryk  d.  Vater  in  Halle  f 1710,  Joh.  Brunnemann  zu  Frankfurt  a.  d.  0. 
f 1672.  Dann  machten  sich  auch  wohl  blose  Praktiker  einen  bedeutenden 
Namen  wie  Dav.  Mevius  in  Lübeck  f 1670.  Doch  hat  ausser  diesen 
Männern  Deutschland  noch  Rechlsgclehrle  aus  dieser  Zeit  nufzuweisen,  die 
auf  andere  Weise  sich  um  die  Rechtswissenschaft  verdient  machten.  Einige 
der  holländischen  Schule  verwandten  Civilislen  sind  schon  (§.  119  I.) 
erwähnt  worden;  um  die  Rcchtsgeschichle  oder  die  Auslegung  der 
Quellen  des  römischen  Rechts  erwarben  sich  noch  Verdienste  der  auch 
durch  andere  Schriften,  z.  B.  über  Geschichte  berühmte  Joh.  Strauch 
(t  1680)  in  Wittenberg  u.  Giessen,  der  mit  seinem  Vater  gleiches  Namens 
nicht  zu  verwechseln  ist,  Fr.  Brummer  t 1668,  Schubert  f 1701, 
Jauch  f 1729,  um  das  geschichtliche  Studium  des  germanischen  Rechts 
Goldast  t 1635,  Lindenbrog  t 1647,  Herlius  t 1710,  besonders 
aber  der  auch  in  andern  Fächern  der  Wissenschaft  berühmte  H.  Conring 
t 1681,  um  das  sächsische  Parlikularrechl  Berger  f 1732 1 2  3),  und  um 
die  Wissenschaft  des  Nalttrrechls,  deren  erster  Lehrer  er  in  Heidelberg 
ward,  J.  Sam.  v.  l’ufendorf  t 1694  4 5). 

Die  deutsche  Rechtswissenschaft  von  Thomasius  an  bis 
zum  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  *). 

121.  Die.  Wiedererweckung  des  Studiums  des  römischen  Rechts  halle 
allerdings  die  Rechtswissenschaft  der  neueren  Völker  ins  Leben  gerufen, 


1)  Hugo,  S.  368  folg.  Haubold,  p.  492.  p.  111  folg. 

2)  Haubold,  p.  113,  116,  120,  121, 

3)  Haubold,  p.  118. 

4)  Hugo,  S.  390. 

5)  Als  Grundlage  der  iin  §•  120  enthaltenen  Darstellung  dienten  dem  Verf  D.  Nct- 
lclbladt's  lnitia  hittorine  litternrine  Juritiicne  univertnlit  §.  147—171. 
H.  J.  0.  König’s  Lehrbuch  der  allgemeinen  juristischen  Litteratur  I.  Thl.  Uu- 
po’s  Civ.  Magazin  B.  I u.  II,  im  letzten  dessen  Aufsatz  über  Nettelbladt,  so- 
wie der  B.  I v.  Hugo ’s  gesammelten  Beitrügen  zur  civiiist.  Büeherkonnlniss 
der  letzten  40  Jahre  1827.  Bien  er,  über  die  historische  Methode  im  neuen 
Archiv  des  Criminalrcchts  X.  476  folg. 
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sie  war  aber  anfangs  nur  eine  unerleuchiele  Rcproduclion  der  Rechtswis- 
senschaft der  Römer,  oder  vielmehr  eine  Darstellung  ihrer  Ergebnisse  für 
diejenigen,  welche  sich  eine  juristische  Bildung  verschaffen  wollten.  Von 
einem  Erfassen , Anwenden  oder  gar  vom  Weilerführen  des  wissenschaft- 
lichen Verfahrens  der  klassischen  Juristen  war  nicht  die  Rede,  dafür  war 
das  Mittelaller  nicht  reif.  Die  Glossatoren  begnügten  sich  damit  die  ein- 
zelnen Stellen  zu  erklären , die  dem  Rechtssysteme  zu  Grund  liegenden 
und  allgemeinen  Regeln  aufzufmden,  auch  dieselben  in  den  s.  g.  Summen 
zusammenzuslellen.  Die  Anwendung  der  scholastischen  Methode  auf  das 
Rechlssludium  war  in  soweit  ein  Fortschritt,  als  man  nun  bei  der  Dar- 
stellung der  einzelnen  Lehren  mit  Bewusstsein  nach  Principien  verfuhr, 
welche  indessen  nicht  geeignet  waren , der  Jurisprudenz  den  Characler 
einer  wahren  Wissenschaft  zu  geben , doch  bahnte  sie  dazu  den  Weg. 
Einen  Schritt  weiter  führte  die  Anwendung  der  rnmislischen  Methode  auf 
die  Beleuchtung  der  Rechlslchren,  insbesondere  der  Rechtssiitze,  und  wie 
pedantisch  und  unbefriedigend  in  sich  auch  dieses  analytische  Verfahren 
genannt  werden  muss,  so  förderte  es  doch  die  Dogmatik,  ja  selbst  die  sy- 
stematische Behandlung  des  Rechts.  Seine  Anwendung  auf  die  Jurispru- 
denz zuerst  in  Deutschland  von  dem  Niederländer  Matthäus  Wesem- 
beck  f 1586  gemacht,  trug  dazu  bei,  dass  später  unser  Vaterland  die 
Heimath  der  formellen  Ausbildung  der  Jurisprudenz  zu  einer  Wissenschaft 
wurde.  Doch  sind  die  Ursachen  hiezu  höher  zu  suchen,  nämlich  in  dem 
zu  wissenschaftlichen  Speculationen  und  zum  Aufsuchen  abstracter  Wahr- 
heiten sich  neigenden  Genius  der  Deutschen  und  vor  Allem  im  Aufkom- 
men des  Rationalismus  durch  Leibnitz  und  seiner  Schule.  Es  konnte 
nicht  fehlen,  dass  die  Deutschen  der  Rechlskunde  eine  höhere  wissen- 
schaftliche Grundlage  und  Gliederung  zu  geben  suchten  und  sowohl  deren 
verschiedene  Zweige  oder  Fächer  derselben,  als  auch  die  Darstellung  der 
einzelnen  Lehren  in  denselben  nach  einer  auf  die  herrschende  Philosophie 
des  Zeitalters  sich  stützende  rationelle  Methode  behandeln  zu  müssen 
glaubten.  Nach  einem  grösseren  Maassslabe  geschah  dies  erst  durch 
Thomas! us  und  seine  Freunde,  aber  noch  durchgreifender,  wenn  auch 
nicht  gerade  glücklich,  durch  die  Anhänger  der  Wölfischen  Philosophie.  — 
Um  der  Jurisprudenz  den  Charakter  einer  sowohl  das  Einzelne  scharf, 
klar  und  allseitig  beleuchtenden,  als  die  Hauplzweige  zur  organischen  Ein- 
heit verbindenden  Wissenschaft  zu  erheben,  bedurfte  es  eines  richtigen  Ver- 
fahrens zur  Fixirung  der  Begriffe  und  Lehrsätze,  einer  geeigneten  Systema- 
lisirung  der  einzelnen  Lehren  und  einer  nach  höheren  Principien  veran- 
stalteten Abgränzung  und  Wiederverbindung  der  Fächer.  Alle  diese  Ope- 
rationen wurden  von  den  deutschen  Rechlsgelehrten  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts, freilich  nach  jetzt  nicht  mehr  für  ausreichend  erkannten  wissen- 
schaftlichen Ansichten,  mit  mehr  oder  weniger  glücklichem  Erfolg  vorge- 
nommen. 

21  * 
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A)  Die  wissenschaftliche  Behandlung  der  einzelnen  Lehren  *)  wurde 
in  so  recht  eigentlich  Deutschland  angehörenden  Conipendien  versucht. 
In  denselben  wurden  die  zu  jedem  Titel  oder  jedem  Capilel  gehörenden 
Begriffe  und  Lehrsätze  so  genau  und  klar  wie  möglich  bestimmt  und 
zwar  nun  nicht  mehr  nach  der  ramistischen,  sondern  nach  der  s.  g. 
axiomatischcn  Methode,  der  die  holländischen  Rechlsgclehrlen  Böckel- 
mann,  van  Eck  u.  a.  den  Weg  gebahnt  hatten.  Ihr  huldigte  vor  Allem 
der  ein  ansprechendes  Latein  schreibende  Heineccius,  dessen  Lehr- 
bücher über  fast  alle  Zweige  des  Rechts  überall  die  günstigste  Aufnahme 
landen  und  bis  ins  neunzehnte  Jahrhundert  Muster  blieben.  Gegen  die 
Mitte  des  achtzehnten  versuchten  einige  von  Wolf  herangebildete  Juristen 
dessen  s.  g.  wolfmalische  oder  demonstrative  Methode  in  die  Rechtswis- 
senschaft einzul'ühren,  wie  (v.  1737  an)  v.  Cr  am  er,  Jckslalt,  Netlel- 
b 1 a d t * ) u.  a.  Sic  fanden  aber  viele  Gegner  und  so  hielt  man  an  der 
einfacheren  und  offenbar  nicht  so  geschmacklosen  früheren  Methode  fest, 
obgleich  jene  Versuche  auf  manche  Bücher  einen  Einfluss  halten. 

B)  Bei  der  Syslematisirung  der  zu  einem  Fache  gehörenden  Lehren 
hielt  man  sieh,  wo  sich  eine  solche  vorfand,  an  die  s.  g.  legale  Ordnung 
z.  B.  bei  den  Institutionen,  den  Pandectcn,  den  Decretalen  u.  s.  w.  Allein 
man  kannte  auch  die  Darstellungen  des  römischen  Rechts  nach  einer  frei- 
geschaffenen  Syslematisirung;  Connanus,  Donellus  u.  a.  waren  in 
Deutschland  von  Vigelius  und  Vultejus  nachgeahmt  worden,  auch  die 
Partitiones  von  Vinn  ins  gefielen,  und  so  erschienen  nach  und  nach  auch 
Lehrbücher  des  römischen  Rechts  nach  eigenem  System  z.  B.  von  Struve, 
H.  v.  Cocceji,  Habernickel  u.  a.  Doch  gewannen  erst  die  des  Tübin- 
ger Civilisten  Hofacker  (seit  1773)  ein  grösseres  Ansehen. 

C)  Was  endlich  die  Vertheilung  des  gesammten  Stoffes  der  Jurispru- 
denz in  eigne  Fächer  oder  Fachwissenschaften  betrifft,  so  gieng  dieselbe 
nur  allmählich,  im  Anfang  ohne  sie  auf  eine  höhere  Grundlage  zu  stützen, 
von  Statten. 

Man  hörte  nach  und  nach  auf,  das  römische  Recht  in  vier  Vorlesun- 
gen (über  die  Institutionen,  die  Pandekten,  den  Codex  und  die  Nosellen) 
vorzulragen.  Schon  die  Holländer  hielten  nur  Vorlesungen  über  die  bei- 
den ersten,  ein  gleiches  geschah  an  den  deutschen  Universitäten ; doch  An- 
del man  selbst  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
verschiedene  Professoren  der  beiden  letzten  3).  ln  den  Pandekten  wa- 


ll König,  I.  S.  360—362. 

2)  Nette  1 blad t giebt  1755  eine  apologetische  Geschichte  derselben  im  B.  1 der 
baltischen  Beiträge  zu  d.  juristischen  gelehrten  Historie  S.  595,  und  in  B.  111. 
S.  101  setzt  ein  anderer  Gelehrter  sie  fort. 

3)  Es  gab  Professoren  des  Mig.  vetut , inforliatum  und  ttovum , z.  B.  1757  noch 
in  Willcniberg,  Weidlich  1.  p.  112  — 113.  Hellfcld  war  1759  in  Jena  Prof. 
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ren  das  Process-  und  Criminalrecht  mitbegriffen,  und  da  sie  den  Usus 
modernus  Pandectarum  zu  lehren  bestimmt  waren,  wurden  auch  die  in  der 
Carolina  enthaltenen  Grundsätze  des  Criminalrechts  in  den  s.  g.  libri  terri- 
biles  (ß.  17.  48)  der  Pandekten  mit  vorgetragen  1 ). 

Ueber  das  Staalsrecht  waren  schon  zuweilen  im  vierzehnten  Jahrhun- 
dert eigene  Vorlesungen  gehalten  worden,  sie  wurden  jetzt  stehend  und 
mehr  und  mehr  umfassend.  Wie  zuerst  in  Heidelberg,  wurde  1692  an  der 
neugestifleten  Universität  Halle  ein  Lehrstuhl  des  Natur-  und  Völker- 
rechts errichtet  und  nach  und  nach  an  andern.  Die  Kennlniss  des  Ver- 
fahrens am  Reichskammergerichle  war  ein  praktisches  Bedürfniss  gewor- 
den und  man  hielt  über  dieselbe  als  die  jurisprudentia  cameralis,  oder  wie 
man  später  sagte:  dieReichsknmmcrgcrichlsrechtsgelahrtheit  *) 
eigne  Vorlesungen,  aus  welchen  nach  und  nach  die  über  den  gemeinen 
bürgerlichen  Process  hervorgiengen , die  jedoch  anfangs  nur  als  Vorberei- 
tung auf  die  sehr  beliebt  werdenden  Colleyia  practica  angesehen  wurden  *). 

Thomasius  und  seine  Freunde  sonderten  aber  alle  Fächer  genauer, 
schufen  für  die  Lücken  neue  und  gelangten  zu  einer  systematischen  Auf- 
stellung aller  Fächer  der  Rechtswissenschaft.  Man  kann  mit  Hugo  sagen, 
dass  durch  Thomasius  eine  Revolution  im  ganzen  Rechtsstudium  Deutsch- 
lands hervorgerufen  wurde.  Es  ist  bekannt,  dass  Chr.  Thomasius  4), 
geb.  1655  t 1728  in  seiner  Vaterstadt  Leipzig  als  überaus  freimüthiger 
Oppositionsmann  gegen  die  zum  Theil  barbarischen  Vorurtheile  seiner 
Zeit,  wie  die  Hexenprocesse,  die  Tortur  u.  s.  w.  auflrat,  und  als  er  ein  jetzt 
kaum  denkbares  theologisches  Vorurtheii  (das  der  Unmöglichkeit  einer 
Ehe  zwischen  Personen  des  lutherischen  und  des  s.  g.  reformirten  Bekennt- 
nisses) angriff,  1690  sich  flüchten  musste  und  durch  seinen  Einfluss  in 
Berlin  es  bewirkte,  dass  in  Halle  eine  preussischc  Universität  gestiftet 
wurde,  auf  welcher  der  Geist  der  Neuerung  so  zu  sagen  das  leitende 
Princip  war.  Die  Vorlesungen  wurden  in  deutscher  Sprache  und  auf 
eine  freiere  Weise  als  anderswo  auf  derselben  gehalten , neue  Lehrrächer 
geschaffen  und  in  Programmen  angepriesen  *).  Man  berief  einige  bc- 


des  Codex  und  der  Novellen;  und  auf  dem  Titel  des  5.  Hefts  seiner  Beiträge 
zur  Berichtigung  und  Erweiterung  der  positiven  Rechtswissenschaft  (v.  J.  1804) 
führt  H u f e 1 a n d damals  allda  auch  den  Titel  eines  ordentlichen  Prof,  des  Codex 
und  der  Novellen! 

1)  Kocnig,  I.  355.  Ausführlicheres  hierüber  thcilt  B i e n e r mit  im  neuen  Arch.  d. 
Criminalrechts  X.  S.  485  — 489. 

2)  König,  S.  342.  357.  373. 

3)  König,  S.  390. 

4)  Vergl.  über  die  geschichtliche  Bedeutsamkeit  des  Thomasius  Schlossers  Geschichte 
des  achtzehnten  Jahrhunderts.  Vierte  Ausgabe.  Heidelberg  1853  Th.  I.  S.  542 — 560. 
Hugo,  Geschichte  des  R.  Rechts  seil  Jnstinian.  S 481  folg. 

5)  Vergl.  Pragrammatn  Thomatiann , Haine  et  hiptiue  1724.  8. , v.  1689  bis 
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rühmte  Rechtslehrer  dahin  wie  z.  B.  Stryk,  bildete  sich  andere,  orga- 
nisirle  das  ganze  Studium  auf  eine  dem  Geiste  der  Zeit  mehr  entsprechende 
Weise,  und  kam  zu  einer  allseitigen  Aulfassung  und  vollständigen  Gliederung 
der  Rechtswissenschaft. 

Die  sämmtlichen  Fächer  wurden  in  die  praclischen  und  die  theo- 
retischen gesondert,  diese  in  die  des  Natur-  oder  Vernunft-  und  des 
positiven  Rechts,  die  letzten  in  die  des  römischen  und  deutschen.  Ausser- 
dem fieng  man  an  die  Rcchtsgeschichlc  als  einen  selbstständigen  Lehrzweig 
zu  behandeln  1 ). 

Man  findet  gegen  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  folgende  Grup- 
pirung  der  Lehrzweige. 

I.  Theoretische  Rechtswissenschaft. 

A.  Natur-  und  Völkerrecht. 

B.  Positives  Recht: 

L Römisches 

II.  Canonisches 
□I.  Deutsches 

1)  Staatsrecht 

2)  Criminalrechl 

3)  Lehnrecht 

4)  Deutsches  PrivatrechL 

II.  Practisehe  Fächer. 

A.  Civil -Process 

B.  Criininal  - Process 1 ) 

C.  Eigentliche  Practica  und  insbesondere  über  die  Praxis  der 
Reichsgerichte. 

III.  Rechlsgeschichte 

A.  (Aeussere)  Rechtsgeschichte  im  engeren  aber  gebräuchlichen 
Sinn. 

1)  Römische 

2)  Germanische 

B.  Rechlsgeschichte  oder  Rechlsallerthümer  sowohl  römische  als 
deutsche. 

Später  kamen  das  positive  Völkerrecht  und  verschiedene  Nebenfächer 
hinzu.  Alle  diese  Zweige  der  Rechtswissenschaft  machten  nun  im  Laufe 


1719  (nur  lateinische  enthaltend).  Besonders  lesenswert!)  ist  ein  deutsches  Pro- 
gramm: Chr.  Thomas  ii  Bericht  von  einem  zweijährigen  Cur  tu  jurit  sowohl 
in  öffentlichen  als  Privat- Lcclionen  und  Collegiis  v.  J.  1714.  S.  1 — 82.  80. 

1)  Die  Umgestaltung  des  juristischen  Studiums  fand  auf  manchen  deutschen  Univer- 
sitäten fröher  auf  andern  spater  und  meistens  nur  allmählich  statt  S.  Fa  Ick 's 
Juristische  Encyclopädic  S.  238  — 39. 

2)  Er  ward  jedoch  gewöhnlich  mit  dem  Strafrecht  verbunden. 
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des  Jahrhunderts  besonders  in  Halle  und  nn  der  1734  gestifteten  Univer- 
sität Goettingen  rasche  Fortschritte.  In  deren  Förderung  befolgte  man  den 
Grundsatz  der  Theilung  der  Arbeit,  es  gab  Fachmänner  für  alle,  man  un- 
terschied nicht  mehr  blos  wie  im  Mittelalter  Cononislen.  Legisten  und  Feu- 
dislen,  sondern  auch  Civilisten,  Germanisten,  Publicistcn,  Criminalisten. 
Processualisten , Nalurrechlslehrer  u.  s.  \v.  Doch  findet  inan  Rechlslehrer, 
welche  mit  gleichem  Eifer  eine  grosse  Anzahl  Fächer  zugleich  cullivirten, 
wie  z.  B.  selbst  Thomnsius,  Heineccius,  Böhmer,  dann  Nettel- 
blad l,  Westphal,  Pütter  u.  a.  Wenn  auch  die  Behandlung  der  Fächer 
Ihcilweise  eine  unerleuchtete  ja  selbst  oft  eine  geschmacklose  war  und 
eines  tiefergehenden  kritischen  Verfahrens  entbehrte,  so  ward  doch  materiell 
Vollständigkeit  zu  erstreben  versucht,  und  in  allen  wurden  die  Ansichten 
der  Vorgänger  berücksichtigt  und  geprüft,  die  Vorlesungen  wie  die  Bücher 
waren  auch  polemisch,  und  da  die  Znhl  der  Hechtslehrer  auf  den  vielen 
deutschen  Universitäten  sehr  beträchtlich,  es  auch  Sitte  war,  dass  jeder 
der  Schriflslellerei  oblag,  so  wurde  eine  so  reiche  juristische  Lilteralur  zu 
Tage  gefördert,  dass  es,  indem  man  immer  auch  die  des  gesammlen  Aus- 
lands und  der  vergangenen  Jahrhunderte  berücksichtigte,  bald  eigener  bib- 
liographischer Werke  bedurfte,  deren  nach  und  nach  recht  umfassende  in 
die  Welt  gesandt  wurden.  Während  der  Entwickelung  dieser  Gestaltung 
der  deutschen  Rechtswissenschaft  musste  noch  eine  andere  hervorlreten, 
nämlich  die  der  Beschauung  der  Rechtswissenschaft  in  ihrer  Einheit  oder 
als  wissenschaftliches  Ganzes,  verbunden  mit  der  Frage  über  die  zweckmäs- 
sigste  Weise  das  Rechtsstudium  zu  pflegen  *).  Diese  letzte  war  schon  in 
früheren  Jahrhunderten  und  auch  ausser  Deutschland  behandelt  worden, 
hatte  aber  nun  verbunden  mit  der  über  den  Aufbau  des  ganzen 
Systems  eine  viel  höhere  Bedeutung.  Sie  zog  Leibnitz  noch  in  seinen 
Jünglingsjahren  an  und  veranlasst  ihn  1668  seine  Nova  Methodius  docendae 
discendaeque  jurisprudentiae  zu  schreiben.  Er  steht  darin  weit  über  seinem 
Jahrhundert,  erfasste  die  Rechtswissenschaft  vom  Standpunkte  aus,  den 
man  erst  am  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  zu  würdigen  wusste,  ja 
er  stellte  sogar  wissenschaftliche  Probleme  auf,  deren  Lösung  man  entwe- 
der erst  in  utisern  Tagen  versuchte,  oder  noch  gar  nicht  einmal  für  mög- 
lich hält.  Weniger  von  ihm  angeregt  als  durch  das  eigene  Bedürfnis  ge- 
trieben, schrieben  verschiedene  Rechtsgelehrte  Bücher  dieser  Art,  welche 
die  gesammte  Rechtswissenschaft  Deutschlands  wenigstens  in  ihren  Gnind- 
zügen  dnrstellten  und  Anleitungen  zu  einem  zweckmässigen  Studium  ent- 
hielten. Seit  d.  J.  1757  erhielten  sie  meistens  den  durch  Pütter  gewähl- 
ten Titel:  juristische  Encyclopädie  und  Methodologie  *). 


1)  Nellelblndt,  König  u.  a.  nennen  die  Schri Hateller,  welche  diese  versuchten, 
die  Methodisten! 

2)  Einmal  war  wie  schon  bemerkt  ein  Buch  dieser  Art  von  Hunnius  so  benannt 
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Und  damit  halte  der  Enlwicklungsproeess  der  formalen  Gestaltung  der 
Rechtswissenschaft  den  höchsten  Punkt  erreicht,  zu  welchem  sie  im  acht- 
zehnten Jahrhundert  gelangen  konnte.  Die  auf  Principien  der  höheren  Wis- 
senschaftlichkeit sich  stützende  Weiterführung  derselben  ist  die  Aufgabe 
des  neunzehnten  Jahrhunderts,  welches  auch  deren  Lösung  nach  verschie- 
denen Richtungen  hin  mit  Erfolg  versucht  hat. 

122.  Man  kann  das  Jahrhundert  der  juristischen  Gelehrlengeschichte 
seit  1690  in  zwei  Zeiträume  theilen,  in  der  ersten  standen  Thoinasius 
(wie  schon  bemerkt)  als  Reformator  des  gesammlen  Rechlsstudiums,  Hei- 
neccius  ’)  1741  als  erster  Romanist  und  Gründer  einer  Schule,  endlich 
Justus  Hen  ningi us  Böhmer  f 1749,  vor  allem  berühmt  als  Canonisl, 
an  der  Spitze  der  deutschen  Rechlsgelehrlen ; im  zweiten  die  zwei  Publi- 
eisten  Job.  Jac.  Moser  f 1785  und  Joh.  Slcph.  Pütter  + 1807  sowie 
der  in  verschiedenen  Fächern  gleich  verdiente  Georg  Ludwig  Böhmer1), 
des  älteren  Böhmers  Sohn  j-  1797.  In  jedem  dieser  Zeiträume  wurden 
alle  Zweige  der  Rechtswissenschaft,  wenn  auch  nicht  mit  Geist,  Geschmack 
und  höherer  Auflassung,  doch  mit  der  den  Deutschen  eigenen  Unverdros- 
senheit theils  in  ausführlicheren  Werken,  theils  in  akademischen  Schriften 
gepflegt. 

A.  In  beiden  Zeiträumen  behandeln  die  Civilisten  gleich  den  schon 
genannten  Pragmatikern  des  siebenzehnten  Jahrhunderts  das  römische 
Recht  als  jurisprudentia  romano  - germanica  forensis , und  zwar  weniger 
in  Handbüchern  als  in  Dissertationen  oder  in  der  Beleuchtung  prakti- 
scher Rechtsfragen  gewidmeten  Werken.  Einen  bleibenden  Namen  mach- 
ten sich  unter  anderen  Balth.  v.  Wernhcr  f 1742,  Aug.  v.  Ley- 
ser  f 1^52  *),  ja  selbst  Thomasius  und  die  beiden  Böhmer,  der  jün- 
gere Sam.  v.  Cocceji  i 1756  und  F.  Es.  v.  Pufendorf  j-  1785  4 ). 
Viele  Rechtslehrer  verfolgten  mehr  oder  weniger  die  Richtung  von  Hei- 
neccius,  und  bearbeiteten  die  Rechtsgeschichle  oder  ein  neues  be- 
liebt gewordenes  Fach,  nämlich  das  der  s.  g.  juristischen  Hermeneu- 
tik, in  welchem  auch  Regeln  über  die.  kritische  Behandlung  der  Quellen 
gegeben  und  viel  Lilcrür-historisches  zusammen  getragen  wurde.  Als  Rechls- 


worden,  aber  erst  seit  Pütter  1757  diese  Benennung  wählte,  wurde  sie  allge- 
meiner. Umfassende  Darstellungen  des  gesammlen  in  Deutschland  geltenden  Rechts 
gaben  andere  z.  B.  1740,  1762,  1781  Ncttclbladt  in  seinem  Sj/stema  ele- 
mentare univertae  Jurisprudentiae  positivae  communis  imperii  romana- 
germunici.  König,  S.  358 , 395. 

1)  Hugo  S.  497.  Haubotd  p.  163. 

2)  Hugo  S.  517.  543.  ilaubold  p.  174.  Moser  ist  der  fruchtbarste  aller  juri- 
stischen Autoren.  Weidlich  fuhrt  in  B.  II  seiner  biographischen  Nachrichten 
v.  J.  1781,  393  Schriften  desselben  auf,  dazu  kommen  im  4 Bd.  noch  7. 

3)  Houbold  a.  a.  0 S.  154.  157.  171.  Hugo  512.  513.  525. 

4)  Haubotd  p.  183.  175. 
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historiker  machte  sich  vor  allen  Jo  h.  Au  er.  Bach  f 1T58,  als  Hermeneulikcr 
Eckhard  *)  f 1751  einen  bleibenden  Namen.  Andere  wurden  durch  Com- 
pendien  der  Pandekten  berühmt,  wie  seit  176-1  Hellfeld  | 1782,  dessen 
Lehrbuch  die  früher  besonders  üblichen  kleinen  Slruve  und  das  v.  Just. 
Henn.  B ö h m e r ( Introductio  in  Jus  Digestorum  seit  1701)  verdrängte  und 
1781  die  Grundlage  des  grössten  noch  immer  unvollendeten  Pandeklenwerks 
v.  Glück  (des  s.  g.  Gliick'schen  Commentars,  bis  jetzt  44  Bände)  wurde. 
Am  grössten  ist  die  Zahl  der  Civilisten,  welche  Opusculn  oder  Exercitationes 
varii  argumenti,  oder  dergleichen  Schriften  hinterliessen.  Gegen  das  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  (1776  und  1797)  bereicherten  Gebauer  f 1773, 
Köhler  und  Spangen bergf  1806  *)  die  civilistische  Literatur  mit  einer 
neuen  kritischen  Ausgabe  des  Corpus  Juris,  welche,  obwohl  sie  viel  zu 
wünschen  übrig  lässt,  doch  bis  jetzt  noch  *)  für  die  beste  gilt.  Die  letzten 
berühmten  civilistischen  Dogmatiker  der  Periode  waren  ausser  den  schon 
genannten,  E.  Ch.  Westphal  f 1792,  C.  Ch.  Hofacker  | 1793,  Höpf- 
ner  f 1797  und  die  noch  im  neunzehnten  Jahrhundert  lebenden  J.  Ch. 
Koch  f 1808*),  Malblanc  f 1828  und  der  schon  genannte  Christian 
Friedrich  Glück  f 1831. 

B.  Die  Literatur  des  germanischen  Rechts  *)  wurde  erst  in  der  zwei- 
ten Hälfte  dieser  Periode  von  grösserer  Bedeutung,  nachdem  man  dieses 
Studium  als  ein  eigenes  mit  grösserem  Eher  betrieb.  Um  die  Ausgaben 
der  Quellen  sowohl  der  ältesten  Zeilen  als  der  Spiegel  in  der  späteren 
machten  sich  verdient:  Georgisch,  der  1738  eine  vollständige  Sammlung 
der  ersten  in  seinem  Corpus  Juris  Gemianici  antiqui  (4lo)  herausgab* 
Gärtner  1732  als  Herausgeber  des  Sachsen  - und  Schiller  als  Heraus- 
geber des  s.  g.  Schwabenspiegels,  später  1760  — 66,  Senkenberg  und 
König  von  Königslhal  durch  2 Folio-Bände  eines  freilich  nur  angefange- 
nen Corpus  Juris  Germania  für  die  Quellen  des  13len  und  l-llen  Jahrhunderts. 

Als  Herausgeber  der  Reichsgeselze  sind  oben  §.  114  derselbe  Sen- 
kenberg und  Schmauss  schon  genannt  worden.  Die  Land-  und  Stadt- 
rechte wurden  zuweilen  besonders  herausgegeben,  aber  öfters  als  Anhang 
in  anderen  Werken  z.  B.  v.  Ludolph  1734.F.E  Pufendorf  1756,  Dreyer 
(1783—1784),  C.  F.  Walch  1771—1776.  Eigene  Werke  über  die  äussere 
deutsche  Rechtsgeschichle  schrieben  1781  Fischer  in  deutscher  und 
1787 — 94  der  ältere  Bien  er  in  lateinischer  Sprache1 2 3 4 5 6 7).  Den  Anfang  einer 


1)  Hau  bo  Id  p.  117. 

2)  S.  Haubold  p.  172  fulg. 

3)  Haubold  p.  165—190. 

4)  Haubold  p.  188.  191.  192. 

5)  S.  über  ihn  Hugo’«  Civ.  Magazin  VI.  S.  86. 

6)  Westphal's  Anleitung  zur  Kenntnis«  der  besten  Bacher  S.  219 — 289. 

7)  Dies»  Werk  in  3 Bd.  „Commentarii  de  origine  et  progrettu  legum  Juri  um 
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inneren  Geschichte  des  deutschen  Privnlrechts  enthalten  die,  freilich  nach 
des  Verfassers  Tode  erst  veröffentlichten  Anligtiilales  juris  Germanici  v. 
Heineccius. 

Die  wichtigste  Aufgabe  der  Germanisten  dieser  Zeit  ward  bald  die  der 
Feststellung  des  Begriffs  *)  des  deutschen  Privnlrechts  und  die  syste- 
matische Darstellung  seiner  Grundsätze.  Der  erste  war  schwierig  und  veran- 
lasst verschiedene  Auffassungen  jenes  Begriffes.  Die  bedeutendsten  Compen- 
dien  schrieben  1714/18  G.  Beyer,  1736/7  Heineccius,  1737  Kngau,  1754 
Estor,  vor  allen  aber  1748  (zuletzt  1776)  Putter,  1757  (zuletzt  1795) 
Selchow,  1767  Hudloff,  1787  und  1791  Tafinger,  1791  der  den  Ueber- 
gnng  zur  neuen  Behandlung  dieses  Faches  bildende  Runde  (v.  da  bis 
1829,  8 Ausgaben.) 

Die  Zahl  der  freilich  selten  sehr  gründlichen,  doch  für  die  Bearbeilungs- 
geschichte  des  germanischen  Rechts  wichtigen  Monographien  ist  sehr  be- 
trächtlich, auch  manche  Romanisten  haben  sich  durch  Schriften  dieser  Art 
verdient  gemacht.  Bekannte  Namen  germanistischer  Schriftsteller  sind  die 
von  Herl,  Strube,  Buri,  Heu  mann,  Crainer,  Ayrer,  Grupen, 
Riccius  und  J.  J.  Moser.  Eines  besonderen  Platzes  halte  sich  das  Wech- 
selrecht zu  erfreuen,  z.  B.  durch  Heineccius,  Siegel,  Selchow,  Mu- 
säus,  Püttmann  u.  a.  *) 

Auch  das  deutsche  Parlicularrecht  wurde  mit  Eifer  cultivirt,  jedoch 
noch  keine  Vorlesung  darüber  gehalten’). 

Das  Lehnrecht,  obwohl  ein  Zweig  des  germanischen  Rechts,  wurde 
immer  noch  als  eigenes  Fach  sowohl  gelehrt,  als  in  Schriften  behandelt, 
sowohl  Civilisten  als  Germanisten  und  Publicislen  beschäftigten  sich  mit 
denselben,  wie  Schilter,  Struve,  Stryk,  H.  v.  Cocceji,  Heinec- 
cius, Püttmann,  selbst  Gebauer,  Moser,  Senkenberg,  Jenichen, 
Zepernick,  Gundling,  Buri,  Bachmann,  Maskov,  Westphal. 
Das  gangbarste  Lehrbuch  desselben  war  zuletzt  das  seit  1765  öfter  ge- 
druckte G.  L.  B ö h m e rs : Principia  Juris  feudalis  praesertim  Longobar- 
dici  4).  Es  erlebte  von  1765  bis  1819  sieben  Ausgaben. 

C.  Mit  der  Cultur  des  germanischen  Rechts,  besonders  durch  die  zuletzt 
genannten  Männer  hing  die  des  deutschen  Stanlsrechls  5)  zusammen,  welches 


que  Germanienrum  „wird  wegen  seines  sehr  vollständigen  Materials  einen  blei- 
benden Werth  haben. 

1)  Eine  eben  so  gründliche  als  anziehend  geschriebene  Bearbcilungsgcschichte  des 
deutschen  Privatrechts  giebt  Gerber  in  seiner  Schrift  über:  das  wissenschaftliche 
Princip  des  deutschen  Privatrechts.  Jena  1846.  S.  15  folg. 

2)  Westphal  S.  275  — 280.  König  I.  386  und  Dcdekind,  Abriss  einer  Ge- 
schichte des  Wechselrechts.  Braunschweig  1843  S.  143  folg. 

3)  König  I.  383. 

4)  Westphal  S.  318-337. 

5)  Westphal  S.  338-  432. 
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sich  aber,  wie  schon  bemerkt,  als  eine  so  umfassende  eigene  Wissenschaft 
nusbildele,  dass  Pülter  1TT6 — 1782  ein  eignes  Werk.  „Literatur  des  deutschen 
Staatsrechts“  in  3 Bänden  schrieb,  zu  welchen  1791  noch  ein  vierter  von 
Kl  über  kam.  Ausser  den  schon  (§.  122)  hervorgehobenen  J.  J.  Moser 
u.  Putter  machte  sich  noch  eine  grosse  Zahl  Rechtsgclehrler  in  dem  s.  g. 
publicislischen  Fach  theils  durch  Lehrbücher  theils  durch  Bearbeiten  der  deut- 
schen Reichsgeschichte,  Herausgeben  von  Quellen,  als  Verfasser  vonMonogra- 
phien  und  staatsrechtlichen  Deduclionen,  Gutachten  u.  s.  w.  einen  in  ihrer  Zeit 
wenigstens  grossen  Namen.  Dahin  zählen  nicht  wenige  schon  als  Civilislen 
oder  Germanisten  aufgeführte  Schriftsteller.  Als  besonders  hervorragend  sollen 
hier  genannt  sein:  Datt  f 1722,  Lynckerf  1726,  Gund  ling  + 1729,  Pfef- 
fin  ger  *)  f 1730,  v.  Lude  wig  ■(■  1743,  J.  H.  Böhmer  -J-  1749,  Sch  maus s 
f 1757,  Mascov  f 1760,  v.  Ickstatt  f 1776,  Lünig  f 1740,  Sen- 
kenberg f 1768,  Häberlin  f 1808,  Majer  (in  Tübingen)  f 1820, 
Friedr.  Carl  v.  Moser  + 1798  und  Schlözer  + 1809,  und  der  freilich 
mehr  der  folgenden  Periode  angehörende  Kl  über  + 1837. 

D.  Das  Kirchenrecht  * ) spaltete  sich  seit  der  Reformation  in  das  ka- 
tholische und  protestantische.  Was  das  erste  betrifft,  so  hatte  das  Aus- 
land bedeutendere  Schriftsteller  aufzuweisen,  als  Deutschland,  doch  mach- 
ten sich  während  des  achtzehnten  Jahrhunderts  verschiedene  Gelehrte  einen 
bedeutenden  Namen,  wie  Paul  Jos.  v.  Riegger  f 1775,  der  besonders 
als  Justus  Febronius  berühmte  Weihbischof  v.  Hontheim  in  Trier  f 
1790,  der  jüngere  J.  A.  Riegger  f 1795,  und  Schmidt  in  Heidelberg 
1775,  Eybel  und  Gmeiner  in  Wien  1790. 

Als  Canonisten,  die  im  Geiste  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  schrieben, 
sind  noch  1726  Schmalzgrüber  und  1730  Reiffenstuel  zu  nennen. 

Im  protestantischen  Kirchenrecht  ragten  über  alle  andern  die  beiden 
Böhmer  hervor. 

E.  Die  bedeutendsten  Criminalisten  dieser  Zeit  sind  der  1729  mit  dem 
ersten  Lehrbuch  des  Criminalrechls  hervortrelende  Gärtner  1733.  Sam. 
Böhmer  undKemmerich  1732,  Engau  1738,  1755  der  ältere M ei  sie r, 
1758  Koch,  Quistorp  1770,  1773  Bnnniza,  1779  Pültmann,  1789 
der  jüngere  Meister.  Die  namhaftesten  Processualisten  sind  Lud o viel 
Mencke  \ 1716,  Lyncker  f 1726,  J.  H.  Boehmer  u.  a.,  dann  Pfil- 
ler,  Claproth  f 1803  und  seit  1757  Danz  f 1803. 

F.  Die  deutschen  Schriftsteller  über  das  Nalurrechl  gehörten  in  der 
Periode  v.  1695  bis  1790  drei  verschiedenen  Schulen  an,  nämlich  der  s.  g. 


1)  Besonders  berühmt  seines  reichen  geschichtlichen  Inhalts  wegen  ist  Pfe  ff  in  gc  r’s 

grosser  Conimentar  zum  Lehrbuch  des  Slaalsrechts  v.  Vitriarius  4 Bd.  4to, 
zuerst  gedruckt  1731  u.  öfter  als : Cor/t.  Juris  Puhltci  ad  ductum  l/t- 

stitnt.  P itriarii. 

2)  Westphal  S.  433—510. 
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socialistischen  v.  Grolius  und  Pufendorf,  wie  auch  Heinr.  Cocceji 
im  Grotius  illuslralus  von  1744 — 52,  der  seit  1705  eine  eigne  Theorie 
verfolgenden  Thomasi'schen,  wie  Gundling,  Fleischer,  Griebner 
und  Achen  wall,  oder  der  des  berühmten  Philosophen  Wolf,  der  selbst 
theils  in  einem  kleineren  Lehrbuch,  vor  allem  aber  in  seinen  8 Bände  in 
4to  fassenden  Jus  nulurae  methodo  scientifica  pertraclalum  sich  ein  seinem 
Geschmack  wenig  zur  Ehre  gereichendes  1 ) Denkmal  setzte,  wie  Nett  el- 
bladt, Darjes,  Weslphal  u.  a.,  während  verschiedene  als  Eklektiker 
das  Fach  behandelten  z.  B.  Höp  fn  er,  dessen  zuerst  1780  erschienenes  Lehr- 
buch vor  dem  Erscheinen  des  Kanlischen  das  beliebteste  in  Deutschland 
war.  Der  allgemeine  Einfluss  des  Studiums  des  s.  g.  Nnturrechts  auf  die 
gnnze  Hechtswissenschaft  war  der,  dass  man  ein  allgemeines  Vernunftrecht, 
als  die  Grundlage  des  ihm  so  viel  wie  möglich  anzupassenden  positiven 
Rechts  annahm  und  von  diesem  Standpunkte  auch  die  gesetzlichen  Reformen 
des  Rechts  zu  unternehmen  versuchte. 

Einige  wenige  Reehtsgelehrlen  verfolgten  eine  oppositionelle  Richtung 
wie  Sam.  v.  Cocceji,  lloinbergk  zu  Vach,  Schmauss,  oder  stellten 
sogar  wie  1785  Flalt  die  Realität  einer  rationalistischen  Zwangslheorie  ganz 
und  gar  in  Abrede  2). 

Dus  Völkerrecht  wurde  zwar  fortwährend  in  Verbindung  mit  dem 
Naturrecht  behandelt,  doch  nahm  man  auch  ein  positives  Völkerrecht 
als  gellend  an , und  bildete  daraus  einen  gegen  das  Ende  des  Jahrhunderts 
beliebt  wordenen  Zweig  der  Rechtswissenschaft,  dessen  Studium  vor  allem 
der  s.  g.  Diplomatie  sich  widmeten.  Schmauss  und  J.  J.  Moser  wur- 
den nnmhalle  Schriftsteller  in  diesem  Fache,  welches  zuletzt  in  Marlens 
t 1823  seinen  berühmtesten  Vertreter  fand. 

G.  Die  deutsche  Rechtswissenschaft  war  auf  diese  Weise  ein  unend- 
liches ins  tausendfachste  verschlungenes  Gewebe  einer  seil  Jahrhunderten 
angehäuften  Tradition  geworden,  und  es  bedurfte  eigener  Führer  um  sich 
in  diesem  Labyrinthe  zu  Recht  zu  finden.  Sie  fanden  sich  in  den  Schrift- 
stellern, welche  die  juristische  Literärgeschichle  und  Bücherkunde  mm  Ge- 
genstand ihrer  gelehrten  Thiitigkeit  machten.  Schon  von  Thomasius  an 
gab  cs  deren,  und  im  achtzehnten  Jahrhundert  wurde  die  juristische  Bi- 
bliographie und  Biographie  mit  einem  Eifer  gepflegt,  den  man  jetzt  nicht 
mehr  findet.  Im  Jahr  1704  trat  B.  G.  Struve  mit  einer  BibKotheca  juris 
selecta,  deren  8te  Ausgabe  1736  Buder  bedeutend  vermehrte,  hervor;  ihm 
folgten  1745  St  oll,  1752  u.  1763  Eisenhart,  1761  u.  1779  Hommel, 
1764  u.  1774  der  oft  genannte  Neltelbladt,  1774 — 1781  Weslphal 
(u.  Gruber),  1785  König.  Die  durch  mehrere  Fortselzungen  bedeutend 

1)  Siehe  F.  Raumer  über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Begriffe  von  Recht, 
Staat  und  Politik  2tc  Atifl.  1832.  S.  69—  73. 

2)  Vergleiche  des  Verfassers  Rechtsphilosophie  Freib.  1839.  S.  39—78. 
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erweiterte  Bibliotheca  Juridica  v.  L i p e n i u s ist  in  ganz  Europa  bekannt.  Um 
die  Biographien  der  Rechtsgelehrten  machten  sich  von  1755  an  Weidlich, 
später  (1772)  lugler  verdient,  Jöeher,  Meusel  und  die  Forlsetzer 
ihrer  Werke.  Auch  über  verschiedene  Fächer  der  Jurisprudenz  besitzt 
Deutschland  eigene  Literaturgeschichten  oder  bibliographische  Werke  aus 
dem  achtzehnten  Jahrhundert.  Ausser  Piitlers  Literatur  des  deutschen 
Staalsrechts,  sind  verschiedene  Lehrbücher  der  Geschichte  des  Naturrechts 
anzul'ühren,  z.  B.  von  Lu  do  viel  1701  u.  1714.  Thomas  ins  1710,  Glaf- 
fey  1737  und  Gebauer  1774.  Ueber  das  Völkerrecht  schrieb  ein  wich- 
tiges Buch  dieser  Art  1785  v.  Ompteda,  über  das  germanische  Recht 
1782  Fischer. 

Entwicklungsgang  der  deutschen  KechlswissenschnU  seit 
dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  '). 

123.  Seit  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  nahm  die  Rechts- 
wissenschaft in  Deutschland  einen  Aufschwung  und  eine  so  allseitigc  Ent- 
wicklung, wie  dieselbe  in  der  Weltgeschichte  bisher  noch  bei  keinem  Volke 
gehabt  hat.  Derselbe  hängt  mit  dem  Steigen  und  der  Blülhe  der  gesumm- 
ten deutschen  Literatur  in  dieser  ruhmvollen  Periode  zusammen.  Die  deut- 
sche Sprache  erhob  sich  später,  als  die  meisten  Sprachen  Europas , zur 
Höhe  einer  klassischen ; als  aber  dieses  neue  Bildungsstadium  Deutsch- 
lands begonnen  hatte,  durchdrang  der  neue  Geist  alle  Klassen  der  Ge- 
lehrten und  hatte  eine  wichtige  Rückwirkung  auf  die  Fortschritte  aller  Zweige 
der  Wissenschaft.  Der  deutsche  Genius  war  wie  aus  einem  langen  Schlum- 
mer 1 2 ) erwacht  und  umfasste  sie , so  wie  die  Kunst  mit  einer  ungeahnten 
Jugendkrafl  und  Begeisterung. 

Die  Thätigkeil  des  deutschen  Forschungsgeistes  war  auf  zwei  Haupl- 
wissenschnflen  gerichtet,  nuf  Philologie  und  Geschichte  und  auf  die  Phi- 
losophie. Beide  als  Hauptgrundlagen  der  Rechtswissenschaft  hängen  mit 


1)  Der  Verfasser  hat  seit  1819  von  Zeit  zu  Zeit  übersichtliche  Darstellungen  der 
Entwicklungsgeschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaft  seit  1788  gegeben, 
als  in  der  Themis  v.  Paris  B.  I.  p.  1.  X.  387.  in  der  Re  me  eneyelopidiqu» 
Aug.  1828.,  in  der  Forter  Revue  v.  J.  1841.  B.  VIII.  S.  25.  130.  204.,  der  deut- 
schen Vierteljahrsschrift  v.  1839.  Hft.  III.  S.  192—211.,  in  seiner  Vorschule 
der  Inst.  u.  Fand.  S.  282.  folg. 

Sehr  geistreich  geschriebene  Betrachtungen  über  diesen  Gegenstand  sind  die 
v.  Savigny  den  lOten  Mai  1788  bei  Gelegenheit  von  Hugo's  Doctorjubilacum 
in  der  Zeitschrift  f.  geschichtliche  Rechtswissenschaft  B.  IX.  S.  423.  u.  v.  Sclieurl, 
Einige  Worte  über  F.  C.  v.  Savigny  am  31.  Octobr.  1850.  Erlang.  1850. 
Vergl.  ferner  Bluntschli,  die  neueren  Rechtsschulen  der  dentschen  Juristen. 
Zürich  u.  Frauenfeld  1841. 

2)  S.  über  die  ersten  Anfänge  dieser  Periode  Schlossers  Geschichte  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  B.  I S.  560  folg.  B.  II  S.  515  u.  folg. 
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dieser  so  eng  zusammen,  dass  sie  in  ihrem  ForlschriU  nothwendig  mil 
hineingezogen  werden  musste.  Die  Reform  der  Rechtswissenschaft  trat  in 
zwei  Richtungen  hervor,  einer  philologisch-historischen  und  einer 
speculati v-philosophischen.  Die  erste  ging  von  der  deutschen 
Hochschule  aus,  auf  welcher  im  letzten  Viertel  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
das  Studium  der  Philosophie  und  der  Geschichte  besonders  blühend  war. 
Dieselbe  war  Göttingen,  wo  früher  (1734 — 1761)  Gessner,  dann  seit  1763 
Heyne  t 1812  mit  ruhmvollem  Erfolge  lehrten,  wie  Schlözer  und 
Spittler  als  Historiker  glänzten.  Die  zweite  etwas  später  hervorlretende 
Richtung  wurde  von  Männern  eingeschlagcn,  welche  in  die  rationalistischen 
Philosophien  Kants  theils  durch  den  Meister  selbst,  theils  durch  dessen 
thäligste  Anhänger  z.  B.  Reinhold  in  Jena  eingeweiht,  auch  von  den 
ersten  politischen  Ideen  der  französischen  Revolution  (namentlich  der 
Theorie  der  Menschenrechte)  angezogen  worden  waren. 

Als  historischer  Reformator  ist  zuerst  nur  ein  Mann  zu  nennen, 
Gustav  Hugo  geboren  zu  Lörrach  1764,  seit  1788  Professor  der  Rechte 
in  Göttingen  f 1846,  dem  sich  alsbald  zwei  im  Geiste  der  holländischen 
Schule  gebildete  Männer  Haubold  in  Leipzig!  1824  x)  und  W.  Cramer, 
in  Kiel  geb.  1760  f 1833  anschlossen.  Die  Zahl  der  von  philosophischen 
Grundanschauungen  ausgehenden  Rechlsgelehrlen  war  ein  wenig  grösser; 
wir  haben  Thibaut  (seil  1797),  Feuerbach  seit  1796,  v.  Grolman 
seit  1798,  v.  Almendingen  seit  1803  gestorben  1827,  und  den  auch  als 
philologischen  Juristen  sehr  gebildeten  Carl  Salomo  Zacharia  seit  1795, 
ferner  sind  Kleinschrod  1794  t 1824,  Gönner  seit  1795  t 1829  und 
Schmalz  seit  1794  t 1831,  Tittmann  seit  1798  f 1834,  der  noch  lebende 
Ch.  Martin  seit  1800  zu  nennen;  welchen  einige  allere  noch  der  früheren 
Schule  angehörende  Männer,  wie  Hufeland  f 1817  und  andere,  sich  an- 
schlossen. Da  Hugo  erst  gegen  das  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  zu 
allgemeiner  Anerkennung  gelangte,  so  entwickelten  sich  beide  reformalorische 
Bewegungen  neben  einander  und  traten  bald  zu  einander  in  einen  Gegen- 
satz, der  später  zur  Ausbildung  zweier  Schulen,  der  historischen  und 
der  philosophisch-practischen  führte.  Vor  allem  wurde  zu  dem- 
selben der  Grund  gelegt  durch  v.  Savigny  *),  der  im  Jahr  1803  mil 
einem  in  einem  ganz  neuen  Geiste  geschriebenen  Werke  über  das 
Recht  des  Besitzes  ans  Licht  trat  und  den  Weg  zu  dem  hohen  Ziele  er- 


1)  Vergleiche  über  ihn  in  seinen  Schriften  den  neuen  Nekrolog  d.  Deutschen  f.  d. 
J.  1824,  1.  Heft,  S.  505. 

2)  „Zu  Hugo’s  Scharfsinn,  Energie,  Kühnheit  und  Ausdauer,  gesellte  sich  bei 
Savigny  eine  Vereinigung  von  Hoheit  des  Geistes,  Freiheit  und  Zartheit  des 
Gefühls,  Biegsamkeit  und  Schönheitssinn,  wie  sie  die  Hand  des  Schöpfers  in  allen 
Zeiten  wenigen  Glücklichen  verliehen  bat.“  v.  Scheurl  iu  d.  a.  Schrift.  S.  7. 


Digitized  by  Google 


335 


öffnete,  welchem  jetzt  die  jüngeren  Rechtsgelehrten  mit  einem  Eifer  und 
einem  Erfolge  die  Rechtswissenschaft  entgegenführten,  der  unser  Jahrhun- 
dert zu  einer  neuen  Periode  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  Rechts 
gemacht  hat. 

Obwohl  nicht  mit  tiefer  gehenden  philologischen  Kenntnissen,  wohl 
aber  mit  einer  feinen,  zum  Theil  in  Frankreich  erworbenen  Bildung,  mit 
grossem  Scharfsinn  und  mit  einem  grossen  durchdringenden  kritischen 
Talente  ausgerüstet,  sah  Hugo,  dass  die  übliche  Behnndlungsweise  un- 
gründlich und  geschmacklos  und  die  herrschenden  Theorien  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  oberflächlich  und  engherzig  waren  1 2 ).  Er  fühlte  sich 
von  dem  Geiste  der  historischen  Rechtswissenschaft  des  sechzehnten  und 
siebenzehnlen  Jahrhunderts,  insbesondere  von  Cujacius  und  von  Schul- 
ung angezogen,  und  sah  nur  in  der  Wiedererwerbung  dieses  Geistes  das 
Heil  für  dieselbe.  Auch  halle  Leibnitz  nova  melhodus  docendae  discen- 
daeque  jurisprudentiae  ihn  in  eine  höhere  Auffassung  der  ganzen  Wis- 
senschaft eingeweiht,  und  so  setzte  er  sich  eine  durchgreifende  Reform 
des  Studiums  und  der  juristischen  Literatur  zur  Aufgabe,  welche  er  thcils 
als  Lehrer,  theils  als  Schriftsteller  zu  lösen  unermüdlich  thälig  war*).  Er 
gab  nach  und  nach  eine  Reihe  neuer  Lehrbücher  der  Institutionen,  der 
juristischen  Encyclopädic,  der  Geschichte  des  römischen  Rechts  und  bald 
auch  der  Rechtsphilosophie  heraus,  ein  civilistisches  Magazin,  und  griff  in 
einer  grossen  Zahl  Recensionen  in  den  götlingischen  gelehrten  Anzeigen 
die  neu  erscheinenden  civilistischen  Werke  im  bisherigen  Geschmack  an, 
um  die  vielen  unhaltbaren  Ansichten  der  Rechtsgelchrten  seiner  Zeit  zu 
bekämpfen,  dass  er  nothwendig  durch  diesen  fortgesetzten  Neuerungsgeist 
eine  Aufregung  und  Bewegung  ln  den  juristischen  Studien  hervorbringen 
musste.  Dabei  wies  er  auf  ein  gründliches  Studium  der  Ueberrcste 
des  votjuslinianischen  Rechts  hin,  gab  Ulpians  Fragmente  und  Paulus 


1)  v.  Savigny  (den  10.  Mai  1838)  rühmt  von  ihm:  „dass  er  zuerst  voll  Geist 
und  Muth  der  herrschenden  Gedankenlosigkeit  enlgegenlrat,  welche  den  positiven 
Stoff  unseres  Rechts,  ohne  kritische  Prüfung  und  Sonderung  seiner  Bestandthcile 
zu  einem  scheinbaren  Ganzen  verarbeitet  hatte ; indem  er  es  wagte,  jeden  Begriff 
und  jeden  Rechlssatz  um  seine  Herkunft  zu  befragen,  indem  er  als  Grundwahr- 
heit annahm,  dass  in  jeder  Zeit  das  positive  Recht  ein  lebendiges  Ganze  war  und 
es  als  Aufgabe  der  Wissenschaft  erkannte,  aus  dem  zerstreuten  Vorralh  einzelner 
Zeugnisse  dieses  Fach  zu  reconslruiren K 

2)  Hugo  giebl  selbst  über  die  von  ihm  im  Anfang  seiner  Laufbahn  entwickelte  Thätig- 
keit  Aufschlüsse,  im  Lehrbuch  der  Geschichte  des  römische  n Rechts  seil  Juslinian 
S.  582—584  ; in  der  Einleitung  zur  Sammlung  seiner  Recensionen  in  den  Göt- 
tinger gelehrten  Anzeigen.  S.  ferner  über  ihn  dessen  Civil.  Magazin  Bd.  VI. 
S.  161.  v.  Savigny  s Programm  vom  10.  Mai  1838,  der  10.  Mai  1788,  in  der 
Zeitschrift  für  gcschichdichc  Rechtswissenschaft,  Bd.  IX,  S.  429,  und  in  den  ver- 
mischten Schriften  IV.  XL.  S.  ferner  den  Nekrol.  d.  Deutschen,  J.  1846.  S.  655. 
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receplae  sentenliae  neu  heraus,  und  suchte  die  geschichtliche  Erforschung 
des  römischen  Rechts  durch  deren  Anknüpfen  an  die  Bestrebungen  der 
französischen  und  holländischen  Schulen  und  durch  deren  Weiterführung 
auf  das  kräftigste  zu  beleben.  Er  bekämpfte  mit  Glück  eine  Menge  irriger 
Ansichten  in  fast  allen  Lehren  des  römischen  Rechts  und  was  er  nicht 
selbst  that,  geschah  durch  seine  Freunde  und  bald  durch  die  von  ihm 
hcrangebildelen  Schüler. 

Zu  diesen  gehörten  einige  bald  als  Rechlslehrer  und  Schriftsteller  be- 
deutend werdende  Gelehrten,  wie  Heise  1803  t 1851,  Schräder  1803, 
Mackeldey  f 1834  und  v.  Lohr  1806  f 1851  u.  A.  Thibaul1)  geb. 
1772,  1702  ein  Schüler  Kants  in  Königsberg,  dann  Privatdocenl  des  Rechts, 
dann  Professor  in  Kiel  1796,  1798,  dann  in  Jena  1802  und  von  1806  an 
in  Heidelberg,  wo  er  1840  starb,  huldigt  in  seiner  juristischen  Encyclopädie 
1797  entschieden  einer  rationalistischen  Richtung,  die  aber,  weil  seine 
Hauptthäligkeit  dem  Studium  des  römischen  Rechts  gewidmet  war,  sich 
mehr  in  der  allgemeinen  Behandlungsweise  und  vor  allem  in  der  Systema- 
tisirung  des  Stoffes  aussprichl  und  in  der  Auffassung  der  Rechlsgeschichle 
als  eines  blosen  lliilfsmittels  zum  Verstehen  der  gellenden  Uechtsgrund- 
sätze.  Sein  glänzendes  Lehrtalent,  das  nicht  seilen  an  Jean  Paul  erinnert, 
machte  seine  Vorträge  so  anziehend,  dass  wer,  aus  irgend  einem  Theile 
Deutschlands,  cs  zu  ihun  im  Stande  war,  ihn  zu  hören  pflegte. 

Eine  noch  mehr  rationalistische  Richtung  verfolgte  der  durch  Rein- 
hold  angeregte  P.  J.  A.  Feuerbach  geb.  in  Frankfurt  a.  M.  1775,  der  1799 
in  Jena  als  Rechlslehrer  aufgetreten,  1802  nach  Kiel  und  1804  nach  Lands- 
hut gerufen,  aber  nur  bis  1808  Professor  der  Rechte  war.  Nachdem  er  1795, 
1796  im  Gebiete  des  Naturrechts  als  Schriftsteller  aufgetrelen  war,  widmete 
er  von  1798  an  seine  Hauptlhätigkeit  der  Criminalrechtswissenschall,  die 
er  auf  der  Basis  der  von  ihm  aufgestellten  s.  g.  Abschreckungstheorie  mit 
so  grossem  Erfolge  neu  aufbaute,  dass  seine  Revision  der  Grundsätze  und 
Grundbegriffe  des  positiven  peinlichen  Rechts  von  1799 — 1800  einen  Um- 
schwung in  der  Behandlung  dieser  Wissenschaft  vcranlasste  und  sein 
1801  zum  erslenmale  erschienenes  Lehrbuch  zum  grössten  Ansehen  in 
Deutschland  gelangte,  so  dass  während  seiner  Lebzeiten  bis  1833  die 
11.  Ausgabe  davon  erschien  2).  Auch  ist  er  der  Verfasser  des  1813 
sanclionirten  bayerischen  Strafgesetzbuches,  mit  welchem  die  Reform  dieses 
Zweiges  der  Gesetzgebung  Deutschlands  in  unserem  Jahrhundert  begann. 
Sein  nächster  Geistesverwandter  ist  Grolman  von  1798  bis  1816  Pro- 


1)  Bis  jetzt  hat  man  keine  etwas  ausführlichere  Biographie  Tliibauts;  sondern  nur 
eine  kuriere  im  Neuen  Nekrolog  der  Deutschen  v.  J.  1840,  Bd.  I.  1842.  S.  356. 

2)  Nach  seinem  Tode  besorgte  1836  V.  Mittermaior  noch  drei  Ausgaben  de» 
Buches. 
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fessor  in  Giessen,  als  Justizminister  in  Darmslndt  1829  *),  der  gleich 
ihm  die  Rechtsphilosophie  und  das  Strafrecht  pflegte  (für  das  letzte  auch 
ein  neues  Princip  die  s.  g.  Präventionstheorie  nufstellte),  ausserdem  aber 
auch  das  Fach  des  Civilprocesses  zum  Gegenstand  seiner  wissenschaft- 
lichen Thätigkeit  machte,  und  1800  ein  Magazin  für  die  Philosophie  und 
Geschichte  des  Rechts  und  die  Gesetzgebung  anlegte,  das  seit  1820  mit 
ihm  von  Löhr  als  neues  Magazin  für  Rechtswissenschaft,  jedoch  nur 
als  rechtsgeschichtliche  Zeitschrift  in  3 Bänden  fortgesetzt  und  im  4.  von 
diesem  1844  beendigt  wurde.  Zachariac,  geb.  1769  t 1 843 1  2 ),  gebildet 
auf  der  Schulpforle,  zeigt  sieh  nach  einigen  Versuchen  über  das  römische 
Recht  als  einen  der  historischen  Richtung  huldigenden  Rechlsgelelirten  1795, 
verlässt  aber  bald  diess  Fach  und  widmet  seine  Hauplthüligkeit  dem  Slraf- 
und  Staatsrecht,  später  dem  französischen  Civilrechl  und  der  Rechtsphilo- 
sophie. — Zum  schnellen  Aulblühen  der  Rechtswissenschaft  durch  diese 
und  andere  namhafte  Rechtslehrer  in  dein  Anfänge  dieses  Jahrhunderts 
trug  vor  allem  die  Hebung  oder  Neugestaltung,  ja  selbst  die  Stillung  neuer 
verschiedener  Universitäten  bei,  für  welche  man  die  glänzendsten  Talente 
zu  gewinnen  suchte,  diese  waren  Jena,  wo  ja  Schiller  Professor  der 
Geschichte  war,  das  zwischen  1803  und  1806  vom  Grossherzoge  Carl 
Friedrich  v.  Baden  restaurirtc  Heidelberg,  wohin  Thibaut,  Heise,  Za- 
ch ariae  und  Mnrtin  berufen  wurden,  und  die  wenigstens  theilweise 
neugeslaltelen  bayerischen  Universitäten  Würzburg  und  Landshul.  Auf 
der  letzten  war  von  1808  an  Savigny  thätig,  bis  1810,  wo  er  an  die 
neu  errichtete  Universität  Berlin  gerufen  wurde,  an  welcher  er  die  Schule 
gründete,  der  Deutschland  mehr  als  allen  übrigen  den  grössten  Aufschwung 
der  Rechtswissenschaft  zu  danken  hat. 

Während  der  Beherrschung  Süddeutschlands  durch  Napoleon  wandten 
mehrere  deutsche  Rechtsgelehrle  ihre  wissenschaftliche  Thätigkeit  der  Be- 
arbeitung des  französischen  Rechts  zu,  und  zwar  nicht  blos  der  philosophi- 
schen Richtung  huldigende  Männer,  wie  Thibaut,  Grolman,  Feuer- 
bach, Zachariae,  sondern  selbst  Hugo  und  andere  ihm  verwandle  Ge- 
lehrte, wie  Seidensticker  u.  a.  Der  Hauptgrund  davon  lag  allerdings  in 
den  politischen  Verhältnissen;  aber  die  erst  genannten  Gelehrten  mochten 
sich  auch  aus  innerem  Grunde  dazu  hingezogen  fühlen.  Für  sie  war  ja 
eine  gute  Gesetzgebung  das  höchste  Ziel  des  Rechts,  von  ihr  allein  er- 
warteten sie  das  Heil  der  Rechtspflege  und  eines  besser  geordneten  Rechts- 
zustandes, während  der  Deutschlands,  wie  er  sich  historisch  gestaltet 
hatte,  mit  den  unendlich  verschiedenen,  aus  vielen  Jahrhunderten  stam- 


1)  Neuer  Nekrolog  d.  Deutschen,  Jabrg  1829.  Bd.  I.  und  1831.  S.  171. 

2)  S.  aber  ihn  den  Nekrolog  d.  Deutschen  f.  1843,  1.  S.  245  und  seine  von  dessen 
Sohn  herausgegebene  Biographie  u.  jurist.  Nachlass.  1844. 

22 
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menden  Rechtsquellen  ihnen  ein  Gräuel  war  und  als  der  tiefste  Verfall  des 
Rechts  erschien.  Der  Code  Napoleon  war  aber  offenbar  ein  wenigstens 
Iheilwoise  gelungener  Versuch  einer  CodiQcalion  der  Rechtsideen  des  Jahr- 
hunderts, entsprechend  dem  Geiste  und  den  Bedürfnissen  der  Zeit,  ein  Werk 
aus  einem  Gusse,  durch  welches  das  Rechlsstudium  ihrer  Ansicht  nach 
vereinfacht  und  wesentlich  gefördert  werden  musste.  Sie  beneideten  Frank- 
reich um  ein  Wrerk  dieser  Art  und  hegten  das  Verlangen,  dass  einstens 
unser  Vaterland  durch  ein  solches,  freilich  viel  vollkommeneres,  beglückt 
werden  möge.  Diese  Zeitansichten  hallen  im  Jahr  1815  einen  ausseror- 
dentlichen Einfluss  auf  den  Gang  der  deutschen  Rechtswissenschaft  und 
mussten  desshalb  hier  erwähnt  werden. 

Inzwischen  waren  die  deutschen  Rechlsgelehrlen  für  alle  Zweige  ihrer 
Wissenschaft  thätig,  ausser  den  schon  genannten  machten  sich  um  das 
Studium  des  römischen  Rechts  während  dieser  Zeit  verdient:  Schü- 
mann f 1813,  Schweppe  f 1829,  Wenck  t 1828,  Unlerholzner 
t 1826,  Hasse  + 1831,  Mühlenbruch  geh.  1783  t 1813'),  und  Gö- 
schen, ein  Schüler  Savigny’s,  t 1830,  um  das  germanische  Recht 
Pätz  1 1S01,  Göde  f 1812,  C.  F.  Eichhorn  geh.  1781,  um  das  Slaats- 
recht  Kliiber  f 1840,  Leist  t 18-13  u.  Gönner  i 1821,  um  das  Völker- 
recht Martens  f 1823,  um  den  Civilprocess  ausser  Grolman,  Gönner 
und  Martin  noch  Gensler  t 1821  und  Bergmann  t 1845,  um  das 
Criminalrecht  noch  Bien  er  und  Bauer  t 1829  und  W'elcker. 

Die  meisten  dieser  Gelehrten  huldigen  der  rationalistisch  praktischen 
Richtung;  der  nachherigen  historischen  Schule  gehörten  v.  Löhr,  Un- 
lerholzner,  Eichhorn,  Bicner  an,  sowie  die  älteren  Freunde  Hugo’s 
llaubold  und  Gramer.  Das  N’alurrecht  galt  als  integrirender  Theil  der 
speculaliven  Philosophie,  ward  jedoch  auch  von  einigen  Juristen  gepflegt, 
unter  welchen  Schmalz  f 1827  und  Gros  f 1827  die  namhaftesten 
waren. 


Die  deutsche  Rechtswissenschaft  seit  1815. 

124.  Mit  der  Befreiung  Deutschlands  von  der  französischen  Herrschaft 
tritt  auch  die  deutsche  Rechtswissenschaft  in  ein  neues  Stadium,  das  einer 
freien  noch  mehr  nachhaltigen  Entwicklung,  und  zwar  in  allen  ihren  Zwei- 
gen. Es  beginnt  mit  dem  sehr  lebhaften  gelehrten  Slreil  über  die  deutsche 
Codificalionsfrage , welche  1814  durch  die  schon  (§.  123)  erwähnte  Flug- 
schrift Thibaut's  über  die  Nolhwendigkeit  eines  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  Deutschland  angeregt  wurde. 

Sein  Aufruf,  der  den  damals  herrschenden  Ansichten  über  das  Recht 


1)  S.  ütier  ihn  den  neuen  historischen  Nekrolog  der  Deutschen  vom  J.  1843.  2 Th. 
II.  S.  t IT. 
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überhaupt  entsprach , wurde  mit  grösstem  Beifall  aufgenommen,  und  ob- 
wohl man  den  Plan  kaum  für  ausführbar  hielt,  so  glaubte  man  doch  nicht, 
dass  derselbe  als  ein  an  sich  verwerflicher  angegriffen  werden  könnte.  Diess 
geschah  aber  noch  am  Ende  des  Jahres  1814  durch  Savigny  in  dem 
mehrmals  von  uns  angeführten  Buche:  vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetz- 
gebung und  Rechtswissenschaft,  und  zwar  auf  eine  so  tief  eingehende  und 
eine  ganz  neue  Auffassung  der  letzten  Gründe  und  des  natürlichen  Ent- 
wicklungsgangs des  Rechts  und  der  Bestimmung  der  Rechtswissenschaft 
enthaltende  Weise,  dass  alsbald  ein  Umschwung  in  den  Ansichten  eines 
grossen  Theils  der  Rechtsgelchrlen  Deutschlands  vor  sich  ging.  Sinn 
musste  sich  überzeugen,  dass  das  hislorischeElement  in  der  Rechts- 
bildung bei  weitem  das  wichtigere  sei,  dass  ohne  eine  vollständige  Kennt- 
niss  der  Rechlsgcschichle  eines  Volkes  dessen  Rechlszustand  nicht  richtig 
erfasst  und  verbessert  werden  könne,  und  kam  zu  der  weitern  Ueberzeu- 
gung,  dass  zur  Zeit  (1815)  die  geschichtliche  Erkenntniss  unseres  Hechts 
noch  auf  einer  sehr  niedern  Stufe  stehe.  Diess  musste  der  Rechtswissen- 
schaft eine  andere  Wendung  geben,  nemlich  die  des  Strebens  nach  einer 
gründlichen  und  vollständigen  geschichtlichen  Beleuchtung  unseres  Rechts 
in  allen  Zweigen. 

Um  diese  auf  eine  nachhaltige  Weise  zu  fördern  , gründete  nun  Sa- 
vigny mit  zwei  seiner  Collegen  (Eichhorn  und  Göschen)  1815  ein 
Organ  für  die  mit  ihnen  eine  gleiche  Richtung  verfolgenden  Rechlsgelehrlen 
in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechts  wissensch  aft '), 
in  deren  Einleitung  er  den  Geist  und  den  wahren  Characler  der  vom  histori- 
schen Standpunkte  ausgehenden  Behandlungsweise  des  Rechts  entwickelte 
und  die  mit  ihm  ihr  huldigenden  Rechtsgelchrlen  als  die  historische 
Schule  darslellte,  deren  Organ  also  die  neue  Zeitschrift  sein  sollte. 
Die  neue  Zeitschrift  wurde  nlsbald  durch  Beiträge  gleichgesinnter  Freunde 
der  Rechtswissenschaft  bereichert.  Hugo,  Hau  hold,  Cramer,  Heise, 
Hasse,  Unterholzner,  Dirksen,  Henke,  Biener,  dann  auch  be- 
rühmte Philologen  oder  Historiker,  wie  Grimm  und  Niebuhr,  ja 'selbst 
Praktiker  wie  Hagemeisler,  Hach  und  Spangenberg  lieferten  höchst 
gediegene  Artikel  in  dieselbe.  Nach  Verlauf  von  10  Jahren  trat  eine 
jüngere  der  historischen  Schule  angehörende  Generation  in  derselben  auf1 2 3), 
sowie  in  einem  zweiten  durch  Niebuhr  1825  in  Bonn  gegründeten  Organ 
derselben,  dem  rheinischen  Museum  (herausgegeben  von  Blume, 
Hasse,  Puchta  und  Puggö*). 


1)  Im  Jahre  1850  belief  sic  sich  auf  15  Bünde. 

2)  Die  sind  Witte,  Mayer,  Klenze,  Puchta,  Rudorff,  Huschke, 
Btumc,  Keller,  Zachariac,  von  Lingenthal,  Wunderlich, 
S c h e u r I , Mommsca  u.  a. 

3)  Es  endigt  1835  mit  dem  siebenten  Bande. 

22  * 
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Die  Selbslconstituirung  der  historischen  Schule  rief  auf  Seilen  Thi- 
batil's  und  der  ihm  befreundeten  Reehlsgelchrten  eine  Proteslalion  her- 
vor 1 ) , durch  welche  sie  die  ihnen  durch  dieselbe  zukommende  Eigenschaft 
einer  un historischen  Schule  von  sich  abweisen.  Auch  sie  schufen 
sich  1818  im  Archiv  für  die  civilistische  Praxis  ein  Organ  (jelzl 
35  Bd.),  welchem  später  1828  ein  zweites,  der  historischen  Schule  jedoch 
sich  sehr  annäherndes,  in  der  zu  Giessen  erscheinenden  Zeitschrift  für  Ci- 
vilrechl  und  Process  an  die  Seile  slellle. 

Die  deutsche  Codificalionsfrage  trat  bald  in  den  Hintergrund  und  später 
hörte  auch  der  prinzipielle  Gegensatz  der  Zeitschriften  auf.  Die  historische 
Erforschung  des  gesammten  Rechts  in  Deutschland  wurde  aber  mit  sol- 
chem Eifer  und  Erfolg  betrieben,  dass  am  Ende  der  ersten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  alle  Zweige  der  Rechtswissenschaft,  eine  kritische  Umgestal- 
tung erhallen  hatten. 

Anfangs  war  das  geschichtliche  Studium  des  römischen  Rechts  die 
vorherrschende  Beschäftigung  der  geschichtlichen  Schule,  es  nahm  einen 
neuen  eben  so  kräftigen  Aufschwung,  wie  der  des  sechzehnten  Jahrhun- 
derts war,  in  Folge  der  rasch  auf  einander  folgenden  Entdeckungen  früher 
unbekannter  Quellen  des  vorjustinianischen  Rechts  *),  welche  verbunden  mit 
der  kritischen  Bearbeitung  der  schon  vorhandenen  und  den  Fortschritten 
der  rechlgeschichllichen  Kenntnisse  zu  einer  Revision  aller  Lehren  des 
römischen  Rechts  führten.  Allein  auch  das  geschichtliche  Studium  des 
germanischen  Rechts  wurde  auf  gleiche  Weise  betrieben  und  zwar  zum 
erstenmal  mit  kritischem  und  äeht  historischem  Geiste.  Eben  so  legte 
man  sich  auf  das  geschichtliche  Studium  des  Kirchenrechls  mit  glänzen- 
dem Erfolg,  wandte  die  historische  Methode  auf  die  Bearbeitung  des  Straf- 
end des  Proccssrechls  an,  zuletzt  auch  auf  eine  von  der  früheren  sehr 
verschiedene  Behandlnngsweise  auf  das  Staats-  und  das  Völkerrecht,  so 
dass  alle  Zweige  der  Rechtswissenschaft  vom  Standpunkte  der  juristischen 
Schule  aus  umgearbeitet  wurden.  Diese  hatte  sich  indessen  mit  der  Rechts- 
philosophie wieder  befreundet,  nachdem  die  letzte  nicht  mehr  die  des  rein 
speculativen  und  subjecliven  Rationalismus  war. 

Die  Errungenschaften  der  deutschen  Rechtswissenschaft 
des  neunzehnten  Jahrhunderts. 

125.  Um  den  Zustand  der  deutschen  Rechtswissenschaft,  wie  er  durch 

1)  Zuerst  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern  von  1815,  II.  Bd.  S.  652.  dann  wieder 
1838  im  Archiv  für  die  civilistische  Praxis  Bd.  21  S.  3D1. 

2)  Biese  sind  die  Institutionen  des  Gajus,  ein  Fragment  de  jure  fitei , eine 
grosse  Anzahl  Stellen  des  Codex  Theodosianus , die  s.  g.  Falicima  fra%- 
menta  u.  zuletzt  einige  Sätze  aus  U I p i a n'  s Institutionen.  Die  Entdecker  waren 
Niebuhr,  Clossius,  Peyron  in  Turin,  der  jetzige  Cardinal  Mai  in  Rom, 
und  Endlicher  in  Wien. 
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die  Thatigkeil  der  deutschen  Rechlsgelehrlen  des  gegenwärtigen  Jahrhun- 
hunderts  geworden  ist,  überschauen  und  beurlheilen  zu  können,  ist  eine 
Zusammenstellung  der  Ergebnisse  ihrer  Bestrebungen,  welche  man  als 
die  Errungenschaften  der  Wissenschaft  nnsehen  kann,  das  geeignetste 
Mittel.  Sie  soll  in  folgender  Ordnung  versucht  werden: 

I.  Römisches  RechL 

A.  Die  deutschen  Rechlsgelehrlen  Hessen  es  sich  angelegen  sein,  das 
Studium  des  römischen  Rechts  überhaupt  und  das  seiner  Quellen  durch 
einleitende  Werke  zu  erleuchten.  Solche  schrieben  Ci I Ci c k 1812,  Span- 
genberg 1817;  andere  zu  diesem  Behufe  geschriebene  Werke  und  juri- 
stische Wörterbücher  sind  von  Dirksen  1827,  Reumann  184(3  und 
über  Gajus  v.  Elvers  1825. 

B.  Die  Geschichte  des  römischen  Rechts  wurde  übersichtlich  darge- 
stellt von  Hugo  seit  1790  bis  1832  in  11  stets  umgenrbeiteten  Ausgaben 
seines  Lehrbuchs,  von  H o 1 1 i u s in  seinen  Linemnenlis  1830  und  1840,  aus- 
führlicher, jedoch  nicht  erschöpfend  von  Walter  zuerst  1834 — 40,  dann 
184*/4,  in  2 Bänden,  noch  genauer,  jedoch  in  einem  unvollendeten  Werk  von 
Zimmern  182(3— 29  in  3 Bd..  in  Verbindung  mit  den  Institutionen  von 
Burchardi  1841—46  in  3 Bd. , Puchla,  1811  — 42  (in  neuen  Auflagen 
mehrmals  seit  1845);  endlich  von  Schilling  1834  in  3 Bd..  einem  noch 
unvollendeten  Werke. 

In  einer  sehr  grossen  Zahl  einzelner  Abhandlungen,  Beiträge  u.  s.  w. 
wurden  alle  Einzelnheiten  des  Faches  und  zwar  nicht  selten  dieselben 
Punkte  mehrmals  untersucht  und  aufgehellt. 

C.  Von  den  bis  jetzt  bekannten  Quellen  des  römischen  Rechts  exi- 
stiren  befriedigende  kritische  Ausgaben  zum  Theil  mit  exegetischen  Noten. 

a)  Die  Ueberrestc  der  ältesten  Rechlsdocumente  stellten  zusammen 
Haubold  und  Spangenberg  in  ihren  Antiquitatis  romanae  monumenta 
legalia  (1830)  und  der  letzte  in  den  Juris  romani  tabulis  negotiorum  solen- 
nium  (1832).  Auch  erschienen  besondere  Ausgaben  wichtiger  juristischer 
Inscriptiones  und  Urkunden  mit  gelungenen  Commcntaren.  Eine  verbes- 
serte Restitution  des  Textes  der  XII  Tafeln  mit  einem  kritischen  Coinmen- 
lar  gab  1824  Dirksen,  eine  gleiche  des  prälorischen  Edicts  von 
Weyhe  1821  heraus. 

b)  Ausserdem  dass  die  Ueberreste  der  juristischen  Clnssiker,  des  Co- 
dex Theodosianus  und  der  vorjuslianischen  Novellen  mehrmals  auf  das 
beste  kritisch  edirt  wurden,  erschien  in  Bonn  unter  der  Leitung  von 
B o e c k i n g,  besorgt  durch  verschiedene  deutsche  Civilisten,  ein  vollständi- 
ges Corpus  juris  atUgustinianei  1835 — 44.  in  2 Bdn.  4. 

c)  Wenn  auch  die  beabsichtigte  kritische  von  Schräder  unternom- 
mene vollständige  Ausgabe  des  Corpus  juris , lür  welche  fast  alle  öffentli- 
chen Bibliotheken  Europas  bereist  und  die  verdienstlichsten  Vorarbeiten 
gemacht  wurden,  noch  nicht  zu  Stande  kam,  so  wurde  doch  1832  vonSchra- 
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der,  Tafel  und  Clossius  eine  kritische  Ausgabe  der  Institutionen  mit 
kritischen  und  exegetischen  Noten  vollendet , welche  weitere  umfassende 
kritische  Studien  über  diesen  Theil  desselben  unnölhig  macht;  es  erschie- 
nen ausserdem  zwei  sehr  brauchbare  Ausgaben  des  Textes  des  Ganzen,  nach 
der  Göttinger  v.  1**6  u.  1797,  durch  I.  L.  G.  Beck  1825 — 31  in  5 Banden  8,  und 
1829—  37  2 Bd.  4,  dann  1828 — 37  eine  selbstständige  kritische  von  Kriegei, 
Herrmann  und  Osenbriiggen  vollendete,  und  seitdem  öfter  verbesserte 
Slereotyp-Ausgabe  desselben  mit  wesentlichen  Verbesserungen  des  Textes  des 
Codex  und  der  Novellen;  lür  beide  hatten  sichBiener,  Witte  und  andere 
ylurch  die  Miltheilung  neuer  Texte  einzelner  Constitutionen  und  No- 
vellen, sowie  durch  kritische  Werke  über  diesen  Theil  des  Corpus  juris  civilis 
verdient  gemacht.  Eine  kritische  Ausgabe- der  unter  dem  Namen  des  Authcn- 
ticum  bekannten  Versio  Vulgata  der  Novellen,  die  nichts  zu  wünschen 
übrig  lässt,  veranstaltete  1851  G.  E.  Heimbach  in  Leipzig. 

d)  Was  das  nachjustinianische  byzantinische  Recht  betrifft,  so  wurde 
dessen  yuellengcschichte  bis  ins  Einzelnste  von  Heimbach  in  Jena,  Bie- 
ne r und  Witte,  Zachariae  u.  u.  aufgehellt,  verschiedene  früher  unbe- 
kannte Werke  herausgegeben,  und  endlich  eine  vollständige  Ausgabe  der 
Basiliken  von  Heimbach  in  5 Bd.  (v.  1833  — 1844)  mit  einer  Zugabe 
von  Zachariae  v.  1846  (S.  oben  §.  86)  veranstaltet. 

D.  Die  dogmatische  Darstellung  des  römischen  Privalrechls  wurde 
mit  grösstem  Erfolg  und  zwar  als  heutiges  römisches  Recht  dem  Namen 
nach,  aber  doch  quellemnässig  und  nicht  wie  früher  blos  in  einer  Bezie- 
hung zur  Praxis  der  Gerichte  ').  behandelt.  Die  Literatur  derselben  besieht 
in  einer  grossen  Anzahl  elemenlarischer  und  ausführlicherer  Lehrbücher 
der  Institutionen  und  Pandecten,  in  welchen  aber  die  s.  g.  legale  Ordnung 
nicht  eingehalten  wird.  Hugo,  Thibaut  und  Heise  halten  sie  verlassen, 
alle  Verfasser  solcher  Werke  legten  nach  ihrem  Beispiele  ein  nach  wis- 
senschaftlichen Gesichtspunkten  (mehr  oder  weniger  zweckmässig)  geord- 
netes System  zum  Grunde.  Unter  den  kürzeren  Lehrbüchern  des  römischen 
Rechts  gelangten  zu  allgemeiner  Anerkennung  die  von  Mackeldey  (von 
1814  bis  1851  in  zwölf  Ausgaben) , von  Mühlenbruch,  Marezoll  und 
v.  Scheurl  (1850),  besonders  aber  der  schon  angeführte  zugleich  eine  rein 
geschichtliche  Darstellung  des  römischen  Rechts  enthaltende  Cnrsus  der 
Institutionen  von  Puchta.  Unter  den  grösseren  Lehrbüchern  ragen  her- 
vor das  vonThibaut  (v.  1803  bis  1846  in  9 Au  Hagen),  das  v.  Wening- 
In  gen  heim  (nach  Heises  Collegienheften  ausgearbeitel)  von  1822  bis  1838 
in  3 Aullagen,  die  letzte  von  Fritz,  das  Lehrbuch  von  Mühlenbruch 
lateinisch  und  deutsch  von  1823  bis  1844  in  4 lateinischen  und  4 deut- 


1)  Eine  solche  Berücksichtigung  Bildet  sich  indessen  häufig;  so  in  Thibaut  s 
System  des  Pnndectcnrechts  und  Seufferts  praktischem  Pandectenrecht, 
2.  Ausg.  v.  1648. 
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sehen  Auflagen,  zuletzt  von  v.  Madni,  das  gedrängtere  Pandekten -Lehrbuch 
von  Puchta,  seit  1838  in  5 Auhagen.  Das  neuste  1852  vollendete  Lehr- 
buch veröffentlichte  Arndts,  ein  Handbuch  des  römischen  Rechts  Sinle- 
nis  in  3 Bd.  1844—51. 

Eine  gedrängte  Darstellung  aller  s.  g.  Pandekten -Controvcrsen  nach 
dem  neusten  Stand  der  Wissenschaft  giebt  v.  Vangerow  in  den  Noten 
zu  seinem  zwischen  1848  und  49  vollendeten  Leitfaden  der  Pandekten  '). 

Ein  umfassendes  System  des  heutigen  römischen  Rechts  in  einem 
ganz  neuen  Geiste  begann  v.  Savigny  von  1840  bis  1849  in  8 Bänden 
nebst  1 Band  Obligationenrechl,  das  nach  Inhalt  und  Darstellung  olle  bishe- 
rigen Werke  über  das  römische  Recht  Übertritt.  Endlich  besitzt  Deutsch- 
land das  ausführlichste  Werk,  was  jemals  über  das  römische  Recht  unter- 
nommen wurde,  in  dem  schon  erwähnten  von  Glück  1782  begonnenen, 
von  Mühlenbruch  und  Fein  fortgesetzten  Commenlar  zu  II e 1 1 fei d s 
Pandekten,  in  dessen  43  Bänden  die  in  den  29  ersten  Pandekten  Büchern 
enthaltenen  Lehren  des  römischen  Rechts  fast  vollständig  erläutert  und 
alle  Streitfragen  über  einzelne  Punkte,  wie  sie  seit  der  Zeit  der  Glossatoren 
statt  gehabt  haben,  behandelt  und  zu  lösen  versucht  sind. 

E.  Sehr  reich  ist  die  neuste  civilistische  Literatur  Deutschlands  an 
Werken  über  einzelne  Lehren  des  römischen  Rechts  und  an  Büchern  mit 
Bearbeitungen  wichtiger  Rechtsfragen  oder  spccieller  Materien.  Besonders 
hervorzuheben  sind  die  Abhandlungen  Hasse’s  über  die  Culpa  (1815 
und  18)  und  über  das  Güterrecht  der  Ehegatten  Bd.  I (1824),  Mühlen- 
bruchs Lehre  der  Cession  (1817  und  3.  Aull.  1830),  Unterholzncrs  Dar- 
stellung der  gesammlen  Verjährungslehre  (1828,  2 Bd.),  Kellers  Buch 
über  Lilisconlestation  und  Unheil  (1827),  Bluntschli's  und  Frankes 
Abhandlungen  über  das  Notherbenrecht  (1829  und  1831),  Puchta  über 
das  Gewohnheitsrecht  (2Bd.  1828  bis  1837),  Marc  zoll  über  die  bürger- 
liche Ehre  (1824),  Burchardi’s  Lehre  von  der  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  (1831,  1836,  1847),  Bruns’  Recht  des  Besitzes  im 
Mittelalter  und  in  der  Gegenwart  1818 , Rudorff’s  Lehre  von  der  Vor- 
mundschaft 3 Bd.  (1831  — 33),  Mayer’s  Lehre  vom  Erbrecht  Bd.  I. 
(1840),  Glück's  Intestaterbrecht  (1822),  Rosshirl's  Lehre  von  den 
Vermächtnissen  2 Bd.  1835,  Uibbenlrop  zur  Lehre  von  den  Correalob- 
ligationen  1831,  Fe  in 's  Lehre  von  der  CoUatio  1842,  v.  Madni  und 
Wolff  über  die  Lehre  von  der  Mora  (1831 — 1837),  Girlanner’s  Lehre 
von  der  Bürgschaft  1851  — 52,  Schmidt  v.  Ilmenau  über  die  Interdicte  und 
Erx leben  über  die  Condictio  sine  causa  ( 1853).  Als  Verfasser  vermischter 
Abhandlungen  sind  besonders  hervorragend:  Thibaul,  Feuerbach, 
Pfeiffer,  v.  Schräder,  Buchhollz,  Gans,  Dirksen,  Zimmern, 


1)  Eine  Uebcrarbeilung  des  ersten  Theits  erschien  1851,  er  zählt  1028  Seiten. 
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Puch  la,  Guy  et,  Büchel,  Müller,  v.  Belhmann-Hollweg, 
Huschke,  Arndts,  v.  d.  Pfordten,  v.  Wächter,  Schmidt,  J he- 
rin g,  Bachofen,  v.  Scheu rl,  Chambon  u.  a. 

Fast  alle  Civilisten  haben  noch  die  verschiedenen  juristischen  Zeit- 
schriften mit  Artikeln  bereichert,  deren  schon  jetzt  sehr  beträchtliche  Zahl 
noch  immer  im  Steigen  begriffen  ist. 

Wenn  alle  diese  Monographien  und  Artikel  auch  nicht  (was  nament- 
lich die  Darstellung  betrifft)  das  Gepräge  der  Vollendung  an  sich  tragen, 
welches  die  Arbeiten  v.  Savigny's  in  so  hohem  Grade  auszeichnet,  so 
gebührt  doch  den  meisten  das  Lob  der  Gründlichkeit,  kritischer  Schärfe 
und  einer  umfassenden  Gelehrsamkeit  ihrer  Verfasser. 

II.  Germanisches  Recht. 

A.  Was  für  die  Herausgabe  der  Quellen  und  die  Geschichte  des  deut- 
schen Rechts  in  unserem  Jahrhundert  von  deutschen  Rechtsgelehrten  ge- 
leistet wurde,  ist  grossentheils  aus  der  in  diesem  Buche  enthaltenen  über- 
sichtlichen Quellengeschichtc  desselben  schon  ersichtlich.  Mit  den  deut- 
schen gelegentlich  genannten  Herausgebern  der  Quellen  wie  Walter, 
Pertz,  Merkel,  Laspeyres,  Feuerbach  d.  Sohn,  Homeyer,  v. 
Lassberg,  Reyscher,  sind  hier  noch  besonders  anzuführen:  Gaupp, 
v.  M au  rer,  Orll  off,  Blume,  S aclis  se,  W ai  tz,  Mich  eisen,  Zöpfl,  v. 
Richlhofen,  Weiske,  Lappenberg,  Kraut,  Gengier  u.  a.  Die 
deutsche  Rechlsgeschichte  wurde  durch  viele  Specialuntersuchungen  und 
Darstellungen  z.  B.  v.  Gaupp,  Türk,  Blunlschli  gefördert,  besonders 
aber  durch  das  bis  jetzt  noch  unübertroffene  Werk  Eichhorns  und  die 
kürzeren  Darstellungen  von  Zöpfl  und  Walter  (seit  1852)  sowie  Grimms 
Rcchlsallerthümer  (1828)  und  Wailz  Verfassungsgeschichte,  1844/7. 

B.  Auch  die  Zahl  der  Lehrbücher  des  s.  g.  deutschen  Privalrechls 
vermehrte  sich  seit  dem  von  Runde.  Es  schrieben  solche  Eichhorn 
(1824  bis  1845.  5.  Aufl.)  Mitlermaier  in  2Bd.  v.  1821  bis  1847  sieben 
Aullagen,  Philipps  2 Bd.  (v.  1829  bis  47.  3 Aufl.)  Maurenbrecher 
1834  und  2.  Aull.  Bd.  I.  1840,  Gerber  von  1848  bis  53.  4.  Aufl.,  Hil- 
lebrand 1849;  unvollendet  sind  noch  die  Lehrbücher  von  Wolff  1843, 
Beseler  1847  und  Renaud  1848  '). 

Die  Behandlungsweise  dieses  für  Deutschland  so  wichtigen  Faches 
unterliegt  besonderen  Schwierigkeiten , weil  das  germanische  Recht  sich 
fast  nur  als  partikulares,  nicht  aber  als  gemeinsam  formell  geltendes  Recht  ' 
ausgebildet  hat.  Wenn  bei  Runde  die  dasselbe  bildenden  Lehren  mehr  als 
Aggregate  ( membra  tliyec/aj  in  einer  gewissen  Ordnung  zusammengestelll 
sind,  gelang  es  Eichhorn  sie  praktisch  befriedigend  zu  entwickeln,  und 
erst  in  neuster  Zeit  wurden  Versuche  zu  einer  wahrhaft  wissenschaftlichen 


1)  Beliebte  Grundrisse  des  deutschen  Privatrechts  verfassten  Ortloff  und  Kraul. 
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und  organischen  Darstellung  derselben  gemacht,  unter  welchen  die  von 
Gerber,  welche  mit  dem  klarsten  Bewusstsein  des  wissenschaftlichen 
Prinzips  l 2)  dieses  Rechtszweigs  geschrieben  ist,  hervorragt. 

C.  Die  Zahl  grösserer  Monographien  deutscher  Rechlsgelchrten  über 
Materien  des  germanischen  Rechts  ist  bis  jetzt  nicht  beträchtlich.  Die 
namhaftesten  sind  Albrechl's  Abhandlung  über  die  Gewere  (1828), 
Deiters  über  die  eheliche  Gütergemeinschaft  ('1831),  Kraul  über  die 
Vormundschaft  (1835 — 47),  Budde  über  Rechtlosigkeit . Ehrlosigkeit  u. 
s.  w.  (1842),  Duncker  über  die  Reallasten,  v.  üalwigk  über  das  Erb- 
recht Grösser  ist  die  Zahl  kleinerer  Abhandlungen,  die  theils  einzeln, 
theils  in  Sammlungen,  theils  in  Zeitschriften  erschienen,  namentlich  in 
der  seil  1839  von  Reyscher,  Wilda  und  seit  1845  mit  Beseler  her- 
ausgegebenen überaus  verdienstvollen  Zeitschrift  für  deutsches  Recht 
und  deutshe  Rechtswissenschaft  (im  Marz  1853  15  Bände), 
unter  deren  zahlreichen  Mitarbeitern  vor  allen  als  Germanisten  zu  nen- 
nen sind:  Weiske,  Duncker,  Gaupp,  Michelsen,  Brackenhöft, 
Zöpfl,  Paulsen,  J.  Grimm.  Emminghaus,  Treitschke,  Las- 
peyres,  Runde  der  Sohn,  Unger,  Pfeiffer  in  Cassel,  Renaud, 
Jolly,  R,  Römer,  Zachariae  in  Göllingen.  Diese  Zeitschrift  gibt  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  v.  1839  bis  1852  eine  vollständige  Bücherschau  oder 
Uebersicht  der  deutsch-rechtlichen  Literatur. 

E.  Eine  besonders  gründliche  Bearbeitung  wurde  dem  Lehn-  und 
dem  Handelsrecht  zu  Theil. 

o)  Um  die  Geschichte  des  longobardischen  Lehnrcchls  machten  sich  ver- 
dient: Dieck,  Laspeyres,  um  die  des  deutschen  vor  Allen  Horn  eye r J); 
Lehr-  oder  Handbücher  über  das  Lehnrecht  überhaupt  schrieben  Schnau- 
bert  1799,  Hagemann  1800,  Pätz  1808.  Weber  1807—1811;  über 
das  der  einzelnen  deutschen  Staaten,  z.  B.  über  das  sächsische  Zacha- 
riae 1796  2.  Ausg.  von  Weisse  und  vonLangenn  1823,  das  bairische 
Mayr  1831.  Eine  Reihe  von  Abhandlungen  über  das  Lehnrecht  liefert 
Pfeiffer  in  Weiskes  Rechtslexikon. 

b)  Unter  den  Lehrbüchern  des  Handelsrechts  sind  die  Benders  in 
2 Bd.  (v.  18248),  Pohls’  (1828—34  4Bd.),  Thöls  (1847,8)  2 Bd.  her- 
vorzuheben. Das  Seerecht  bearbeitete  1815  Jakobsen  und  neustens 
1851  v.  Kaltenborn. 

III.  In  Folge  der  grossen  Ideen  - und  Slnntsrevolutionen  seil  dem 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  halte  die  Wissenschaft  des  Slaalsrechls  im 
neunzehnten  eine  doppelte  Grundlage,  und  wurde  Anfangs  entweder  vor- 


1)  Dessen  Abhandlung  hierüber  ist  im  gegenwärtigen  Werke  mehrmals  benützt 
worden  (S.  oben  §•  122  B.) 

2)  In  einer  Darstellung  des  deutschen  Lehnrechls  verbunden  mit  seiner  Ausgabe 
des  Sachsenspiegels  Tbl.  11.  B.  11. 
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zugsweise  vom  Standpunkte  der  einen  oder  andern  behandelt , bis  eine  (bis  jetzt 
noch  nicht  vollendete)  Vermittlung  eintrat.  Die  beiden  Grundlagen  waren 
eine  philosophisch-politische  und  eine  historisch-positive. 
Die  erste  hat  die  von  Frankreich  herüber  gekommene  Theorie  des  Staals- 
vertrags  (wenn  auch  nicht  gerade  Roussenus  Lehre  vom  Conlrat  so- 
cial) zum  Ausgangspunkt,  die  andere  die  noch  auf  dem  Feudalismus 
ruhende  Verfassung  des  deutschen  Reichs.  Auch  nach  dessen  Verkleine- 
rung im  Jahr  1803  galt  noch  das  alte  Reichsslaatsrechl  unangefochten  und 
wurde  nach  der  Behandlungsweise  Pü Ilers  und  seiner  Schule  in  Com- 
pendien  z.  B.  von  Gönner  und  Leist  zusnmmengeslellt , während  die 
Philosophen,  insbesondere  Fichte,  nur  die  vertragsmässig  entstandenen 
Verfassungen  für  rechtmässig  hielten.  Die  Naturrechlslehrer  bildeten  diese 
Doctrin  weiter  aus  und  bald  fand  sie  als  das  sogenannte  allgemeine 
Staatsrechl  Anerkennung  selbst  bei  den  Rechtsgelehrten.  *)  Nach  der 
Auflösung  des  deutschen  Reichs  (1806)  wurde  dasselbe  von  grösserer 
Wichtigkeit,  da  in  den  neuen  souveränen  Staaten  auch  die  innem  histo- 
risch begründeten  Verfassungen  von  der  Regierung  als  anliquirt  behandelt 
und  die  neue  Ordnung  der  Dingt  nach  allgemeinen  Prinzipien  feslgestellt 
wurde.  Die  Staatsidee  entwickelte  sich  philosophisch  und  praktisch  und 
die  Omnipolenz  des  Staates  oder  des  Souveränes  galt  als  Dogma.  Was 
die  Verhältnisse  der  regierenden  Häuser,  die  Thronfolge,  die  Apanagen 
u.  s.  w.  betrifft,  so  hielt  man  an  dem  historisch  Ueberkommenen  fest,  jedoch 
nicht  ohne  es  nach  den  Umständen  zu  tnodificiren.  Da  Deutschland  aus  drei 
Haupttheilcn,  Oest reich,  Preussen  und  den  Ländern  des  rheinischen  Bundes 
bestand,  so  gab  es  jetzt  ein  Oestreichisches , Preussisehes  und  ein  Staals- 
rccht  dieser  letzten,  welches  aber  in  das  der  einzelnen  Staaten  und  des 
Rheinbundes  selbst  zerfiel.  Es  begann  eine  Literatur  des  letzten,  welche 
aber  mit  dem  Rheinbunde  zerfiel.  Klüber,  Zachariae,  Gönner  u,  a. 
hallen  Lehrbücher  desselben  geschrieben  undWinkopp  gab  von  1807  an 
eine  ihm  gewidmete  Zeitschrift  („Der  rheinische  Bund“  23  Bände)  heraus. 

Mit  der  Errichtung  des  deutschen  Bundes  begann  für  die  Wissenschaft 
des  deutschen  SlaatsreclUs  eine  neue  Periode.  Klüber  (f  1837),  wel- 
cher der  Taufzeuge  des  deutschen  Bundes  genannt  wurde,  war  der  erste, 
der  ein  Lehrbuch  des  neuen  deutschen  Staatsrechts  schrieb , das  von  1817 
bis  1840  4 Auflagen  hutle , und  fast  das  Ansehen  eines  Staatsjuristenrechts 
erlangte.  Noch  der  Pütt  er' sehen  Schule  angehörend,  hielt  er  den  histo- 
rischen Standpunkt  inne,  jedoch  nicht  ohne  den  Staatstheorien  des  Jahr- 
hunderts, wo  cs  ihm  den  neuen  Verhältnissen  gemäss  schien,  auch  Gel- 
tung angedeihen  zu  lassen.  Man  unterschied  das  allgemeine,  das  par- 
tikulare und  das  Bundesstaalsrecht,  nur  war  man  über  das  wissenschaft- 
liche Prinzip  des  ersten  nichts  weniger  als  einig.  Nach  der  Einführung 


1)  Vergleiche  W.  J.  Behr  System  der  allgemeinen  Staatslehre  1804. 
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der  Repräsentativ  Verfassung  in  Baiem,  Baden,  W’iirtemberg,  im  Gross- 
herzoglhum  Hessen  und  anderen  deutschen  Staaten,  traten  feurige  Verfech- 
ter für  die  politische  Freiheit  Deutschlands  besonders  in  den  Kammern  auf, 
die  auch  auf  die  englische  Verfassung  und  das  in  Frankreich  so  kräftig 
sich  entwickelnde  Repräsentntivsystem  hinwiesen.  So  entstand  die  Theorie 
eines  Staalsrechts  der  conslitutionellen  Monarchie,  welches 
von  Aretin  und  von  Rotteck  compendiarisch  darstelllen,  und  andere 
Schriftsteller  wie  Jordan,  P.  Plizer,  Welcker  und  andere  theils  phi- 
losophisch theils  historisch  beleuchteten. 

Als  nach  der  Juliusrevolulion  Frankreichs  die  conslitutionellen  Ideen  in 
Deutschland  immer  grössere  Fortschritte  machten,  wurde  von  den  Freun- 
den der  philosophischen  Richtung  die  Politik  in  das  Staalsrecht  (mehr  wie 
früher  geschah^)  herüber  getragen,  während  zu  Gunsten  der  bestehenden 
positiven  Staatsordnung  sowohl  des  deutschen  Bundes  als  der  einzelnen 
Länder  auch  reaktionäre  Publicisten  auflraten,  zu  welchen  unter  andern 
Vollgroff  1829  und  Maurenbrecher  gehören;  das  Lehrbuch  des 
Letztem  (v.  1837)  sollte  das  für  allzu  liberal  gellende  Klübers  ver- 
drängen. Einen  vermittelnden  Weg  schlug  zuletzt  Zachariae  in  Güttin- 
gen (1841)  und  Zöpfl  (1841 — 1846)  ein.  Aber  in  Folge  der  misslunge- 
nen politischen  Bewegung  Deutschlands  von  1848  u.  1819  gerieth  dieses 
Fach  in  einen  Zustand  der  Stockung  und  der  Ungewissheit,  welcher  nur 
mit  der  naturgemässen  Weiterentwicklung  der  öffentlichen  Verhältnisse 
Deutschlands  sich  wieder  befriedigender  für  die  Wissenschaft  gestalten 
kann.  *) 

Einige  Schriftsteller  haben  sich  durch  Darstellungen  des  Parlikular- 
staatsrechts  einen  Namen  gemacht,  wie  Lnncizolle  und  Miruss  (1833) 
in  Preussen,  Schunck  (1824)  und  v.  Dresch  (1823  u.  1835)  in  Baiern, 
Pfister  in  Baden  (1838),  Weisse  u.  Bülau  1824  u.  1833  in  Sachsen 
Murhard  in  Churhessen  1834,  vor  allen  aber  Robert  v.  Mohl  in  Wür- 
tembcrg  (1829/30  und  1840.) 

Einige  Schriftsteller  gaben  Abhandlungen  über  einzelne  Lehren  des 
deutschen  Staalsrechts  heraus  wie  v.  Dresch  1822,  Heffter  1829,  Klü- 
berl830— 34,  Reyschcr  1832. 

Auch  war  das  von  Rotteck  und  Welcker  redigirte  Staatslexikon, 
obwohl  mehr  Werk  der  Politik,  dem  deutschen  Staalsrecht  gewidmet,  (1.  Aull, 
von  1834,  zweite  in  XII  Bänden  von  1845 — 48);  so  wie  die  von  Pölitz 
begonnenen  und  von  Bülau  fortgesetzten  Jahrbücher  für  Politik  und 
Geschichte. 

Das  s.  g.  allgemeine  oder  philosophische  Slantsrecht  wurde  als  Theil 
der  Rechtsphilosophie  von  Stahl  und  neustens  (1852)  von  Blunlschli 
geschichtlich  zu  begründen  versucht. 


1)  Vergl.  C.  F.  derber,  über  öffentliche  Rechte.  Tüb.  1852. 
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U.  Das  Kirchenrecht.  Das  Kirchenrecht  war  in  der  Regel  als 
Jus  Canonicum  in  Deutschland  nach  der  unkritischen  Methode  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  fast  nur  dogmatisch  und  in  wenig  ansprechenden 
meistens  in  trivialem  Latein  geschriebenen  Compendien  (und  vorzugsweise 
als  gemeines  deutsches  Kirchenrechl)  dargestelll  worden.  Doch  halle 
man  in  den  Lehrbüchern  des  Naturrechts  gewöhnlich  auch  ein  stehendes 
Capilel  über  dus  s.  g.  natürliche  Kirchenrechl.  Diese  von  den  Na- 
lurrechlslehren  der  Kanlischen  Schule  bcibehaltcne  und  ihrer  Doctrin  gemäss 
weiter  ausgebildele  Annahme  veranlasst  alsbald  eigene  Werke  über  ein 
solches  Recht,  wie  v.  Schmalz  1795,  v.  Krug  1826,  und  diente  auch 
als  Begründung  des  jetzt  s.  g.  Slaatskirehenrechls , das  eine  unbezweifelte 
Realität  halte,  seitdem  Kaiser  Joseph  II.  die  katholische  Kirche  einer  weit- 
greifenden Staalsbevormundung  unterworfen  hatte,  die  bis  in  die  neueste 
Zeit  fortdauerte.  Die  Lehrbücher  des  Kirchenrechts  aus  den  ersten  zwanzig 
Jahren  des  neunzehnten  Jahrhunderts,  wie  z.  B.  das  von  Saut  er  1805 
und  noch  1816,  Rechbcrger  1807,  Michl  1809  und  andere,  sind  unter 
der  Herrschaft  dieser  Zustände  geschrieben.  Wiese  hatte  zuerst  1799 
das  Lehrbuch  von  Böhmer  in  abgekürzter  Weise  deutsch  bearbeitet  und 
das  Fach  noch  geistloser  gemacht.  Aber  im  Jahr  1822  begann  für  diesen 
Zweig  der  Rechtswissenschaft  eine  neue  Periode;  er  wurde  vom  Stand- 
punkte der  historischen  Schule  aus  behandelt  und  gewann  dadurch  bald 
ein  so  grosses  Interesse,  dass  er  einer  der  beliebtesten  wurde.  Walter 
war  in  jenem  Jahre  mit  einem  eben  so  gründlich  gearbeiteten  als  anziehend 
geschriebenen  Lehrbuch  hervorgetreten,  welches  so  grossen  Beifall  fand, 
dass  bis  18-16  zehn  stets  wesentlich  verbesserte  und  vermehrte  Auflagen 
desselben  erschienen.  Der  Verfasser  steht  auf  dem  Standpunkte  des 
strengsten  Kalholicismus.  Ihm  traten  andere  den  s.  g.  Josephinischen 
Ideen  mehr  oder  weniger  hiddigende  katholische  Kirchenrechtslebrer,  wie 
Brendel  1828  und  v.  Droste-Hülshoff  1823 — 1840  entgegen,  und  neun 
Jahre  später  machte  der  protestantische  C.  F.  Eichhorn  ein  seines  Na- 
mens würdiges  Handbuch  unter  dem  Titel:  Grundsätze  des  katholi- 
schen und  evangelischen  Kirchenrechts  in  2 Bänden  (1831/33) 
bekannt,  welches  wie  die  Werke  Walters  und  Brendels  diese  Studien 
bedeutend  förderte. 

Eine  jüngere  Generation  von  Rechlsgelehrlen  führte  dieselben  weiter 
iin  Geiste  der  berühmten  Canonistcn  Italiens,  Frankreichs  und  Belgiens  im 
siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhundert,  und  so  begann  eine  freilich  nicht 
so  rasch,  wie  die  der  übrigen  Fächer  der  Jurisprudenz,  wachsende  neuere 
Literatur  des  Kirchenrechts.  Durch  gründliche  Lehrbücher  machten  sich 
Helfen  (1841  — 43),  Richter  (1842-44- 47),  Weiss  (1843)  und 
1845 — 52  Phillips  sowie  Permanedcr  (1846)  einen  Namen.  Richter 
veranstaltete  eine  neue  Ausgabe  des  Corpus  Juris  Canonici  von  Böhmer, 
und  förderte  sonst  noch  das  Quellenstudium  und  die  Geschichte  des  Kir- 
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chenrechts,  an  welchem  sich  Laspeyres,  Wasserschieben,  Jacob- 
son, Aus-  Theiner,  Lang  1827,  Bikell  1843/50  und  andere  sehr 
lebhaft  beiheiligten.  Die  Zahl  ausgezeichneter  kirchenrechllicher  Monogra- 
phien isl  aber  nichl  bedeutend  1 2 ),  und  verschiedene  dem  Fache  gewidmete 
Zeitschriften  v.  Weiss  1841,  Lippert  1831,  Seitz  1842,  Richter  und 
Otto  Mejer  1847  hatten  keinen  Fortgang.  Die  religiösen  Spaltungen 
der  Gegenwart  sind  übrigens  dem  Studium  eher  förderlich  als  nachlheilig 
gewesen.  Auch  das  (meistens  protestantische)  Territorialkirchenrecht 
Deutschlands  wurde  mit  grossem  Erfolg  bearbeitet. 

V.  Das  Strafrecht  und  der  Strafprocess  3).  In  der  Behand- 
lung des  Strafrechtes  und  Slrafproccsses  bleibt  die  von  Stübcl,  Feuer- 
bach, Klein,  Kleinschrod,  Grolman,  Zachariae,  Tiltmann, 
Bauer  u.  A.  betretene  rationalistisch-philosophische  Richtung 
vorherrschend  bis  gegen  das  Ende  des  ersten  Viertels  des  Jahrhunderts. 
Sie  war  in  so  weil  eine  nolhwendige,  als  viele  Strafbestimmungen  der 
Carolina  längst  nicht  mehr  angewendet  wurden  und  überhaupt  mit  den  Zeit- 
ansichten im  schroffsten  Widerspruch  standen.  Man  bedurfte  statt  der  un- 
praclisch  gewordenen  poeiui  legulis  einer  andern  und  konnte  nur  in  den 
Slrafrechtstheorien  dafür  eine  Grundlage  und  einen  Maasstab  linden.  Auch 
gab  es  schon  neue  auf  diese  sich  stützende  Strafgesetzbücher,  deren  Be- 
stimmungen man  für  richtiger  hielt. 

Indessen  fand  dann  doch  eine  vom  Standpunkt  der  historischen  Schule 
ausgehende  Reaclion  statt;  Rosshirt  gab  1821  ein  im  Geiste  dieser  ab- 
gefasstes Lehrbuch  des  Criininalrechts  heraus,  dem  mehrere  folgten,  in 
welchen  die  historische  Methode,  theils  strenger  tlicils  weniger  streng  wie 
bei  ihm,  oder  verbunden  mit  einer  vorherrschend  praclischen  Richtung 
befolgt  wurde,  wie  bei  Klenze,  Wächter,  Jarcke,  oder  in  einer  der 
bisherigen  philosophischen  annähernden  Weise,  wie  bei  Marezoll  1841, 
oder  endlich  mit  Zugrundlcgung  von  Ansichten  der  Rechtsphilosophie 
Hegels,  z.  B.  bei  Ab  egg  (1826  und  1836)  und  bei  Hef  fl  er  (1833.  39.  46) 
und  Luden  (1836),  bis  1844  eine  neue  Revision  des  Criminalrechls  von 
Köstlin  von  dem  auch  von  Berner  eingehaltenen  Standpunkte  dieser  Phi- 


1)  Doch  sind  einige  von  grosser  Wichtigkeit,  wie  z.  B.  Stahl'«  Kirchenverfassung 
nach  Lehre  und  Recht  der  Protestanten  (1840)  und  Puchta's  Einleitung  in  das 
Recht  der  Kirche,  1840. 

2)  Zu  vergl.  Abegg  in  der  Tübinger  kritischen  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft 
Bd.  11.  S.  458—505,  Bien  er  Uber  die  historische  Methode  und  ihre  Anwendung 
auf  das  Criminalrecht  im  neuen  Archiv  des  Criininalrechts  Bd.  X.  von  1829. 
S.  478  — 512  und  005 — 633  und  in  seinen  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  der 
Rcchlsgeschichte  Heft  II.  Köstlin  in  der  Vorrede  in  seiner  neuen  Revision 

des  Criminalrechls  1844  und  in  der  Zeitschrift  Germania  vom  J.  1852.  Bd.  II. 
S.  392—427. 
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losopbie  aus,  jedoch  mit  beständigem  Hinblick  auf  die  allgemeine  ge- 
schichtliche Entwicklung  unternommen  wurde,  so  dass  die  Philosophie 
der  Geschichte  für  den  Boden  erklärt  wurde,  auf  welchem  allein  ein 
befriedigendes  System  der  Strafrechtswissenschaft  aufgebaut  werden 
könne.  Doch  verfolgten  verschiedene  deutsche  Criminalisten  ihren  eig- 
nen Weg,  entweder  wie  Martin  der  1820,9  die  rationalistische  Rich- 
tung mit  der  practischen  nuszugleichen  suchte,  oder  Henke,  dem 
schon  1818  die  vergleichende  Strafrechtswissenschaft  die  Basis  bildete,  so 
wie  Mittcrmaicr  z.  B,  in  seinen  Ausgaben  von  Feuerbachs  Lehrbuch 
seil  1836,  der  einer  Art  Ekleklicismus  huldigend,  alles  Gute  aufnuhm  wo  er 
es  fand,  es  sei  im  Vaterlande  oder  in  berühmten  Gesetzgebungen  des  Aus- 
lands. Wie  schon  die  Criminalisten  der  reinphilosophischen  Schule,  ver- 
banden auch  später  noch  manche  die  Criminnlpolilik  mit  der  Darstellung 
des  eigentlichen  Strafrechts.  Aber  nicht  hlos  in  Compendien,  sondern 
auch  und  zwar  mit  ganz  besonderem  Erfolge,  wurde  das  gründliche  Stu- 
dium des  deutschen  Criminalrechts  in  grösseren  oder  kleineren  Monogra- 
phien gefordert,  davon  eine  bedeutende  Anzahl  im  Archiv  des  Criminal- 
rechts von  Klein  und  Kleinschrod  in  7 Bänden  1798 — 1805  und  in 
dem  noch  fortgehenden  jetzt  34  Bände  zählenden  und  neustens  von  Abegg, 
Birnbaum,  Ifeffler,  Millermaier  und  Wächter  redigirten  und  von 
allen  deutschen  Criminalisten  unterstützten  neuen  Archiv  des  Criminalrechts 
niedergelegt  ist.  Unterdessen  erhielten  fast  alle  deutschen  Staaten  neue  Straf- 
gesetzbücher, wodurch  der  frühere  Characler  des  deutschen  Strafrechts 
noch  mehr  alterirt  und  die  Frage  über  die  richtige  Behandlungsweise  dieser 
Wissenschaft  noch  schwieriger  und  sogar  in  eignen  Abhandlungen,  wie 
z.  B.  von  Ahegg1 2),  v.  Wächter*)  und  von  Biener  zu  lösen  versucht 
wurde.  Noch  sind  die  Ansichten  der  deutschen  Rechtsgelehrten  über  die- 
selbe gelhcilt,  und  dieser  Zweig  der  deutschen  Rechtswissenschaft  noch 
zu  keinem  Abschluss  gekommen. 

Auch  ist  die  Geschichte  sowohl  des  römischen  als  des  deutschen 
Criminalrechts  mit  grossem  Erfolg  bearbeitet  worden,  jene  besonders  von 
Rein  und  von  Geib  1842,  diese  von  Henke  1809/10,  von  Tiltmann 
1832,  Rosshirt  1831  und  von  Wilda  1842.  Besondere  Verdienste  er- 
warb sich  Mit  lermaier  durch  seine  Werke  über  das  Strafverfahren  auch 
des  Auslands  1839 — 40  und  neustens  1851  über  das  englische,  schottische 
und  nordamerikanische. 

Ausser  den  schon  genannten  deutschen  Criminalisten  haben  sich  noch 
andere  auf  dem  Gebiete  dieser  Wissenschaft  einen  Namen  gemacht,  unter 


1)  In  einer  Abhandlung  über  die  wisscnscli&fllichc  Behandlung  des  Criminalrechts 
vor  dessen  Syst  des  Criminalrechts  von  1826. 

2)  Siehe  bcs.  dessen  Schrift:  Gemeines  Recht  Deutschlands  insbesondere  gemeines 
deutsches  Strafrecht  Leipzig  1844. 
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welchen  Hepp  t 1851,  Welcker  und  verschiedene  Praktiker  als  z.  B. 
Hufnagel  + 1849,  Werner  hervorzuheben  wir  uns  begnügen. 

VI.  D er  Ci vilproces s.  Das  deutsche  Processrecht  beruhte  auf 
einer  durch  die  Rechlsgelehrtcn  allmahlig  ausgebildeten,  durch  Gewohnheit 
und  Gerichtsgcbrauch  belcsliglen  Verbindung  römischer  und  canonischer  mit 
fdtem  germanischen  und  reichsgesetzlichen  Normen.  Die  Theorie  aber  war  in 
den  Schriften  der  italienischen  Juristen  vom  dreizehnten  Jahrhundert  an 
enthalten  und  in  Deutschland  mehr  als  Gerichtsgebrauch,  denn  nach  festen 
Principien  weiter  entwickelt  worden.  Am  Ende  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts suchten  nun  einige  der  rationalistischen  Richtung  huldigende  Schrift- 
steller den  so  geslaltelen  Usus  nach  wissenschaftlichen  Grnndsiilzen  zu  re- 
guliren  und  so  entstand  die  von  Mi  tlermaier  so  genannte  raisonnirendc 
Behandlungswcise  der  Lehre  des  Civjlprocesses,  welche  die  ersten  Pro- 
cessrechtslchrer  der  Zeit  Marlin,  Grolman,  v.  Almen  dingen  und 
Gönner  1 ) mit  grosser  Gewandtheit  befolgten.  Sie  führte  zu  schärfer  be- 
stimmten Begriffen  und  festeren  Grundsätzen  und  einer  geeigneteren  Sy- 
stematisirung  in  diesem  Zweige  der  Jurisprudenz.  Von  Martin's  Lehr- 
buch des  Processes  erschienen  seit  1800  bis  1835  zwölf  vermehrte  und 
verbesserte  Ausgaben.  Unterdessen  begann  man  die  historische  Me- 
thode mit  der  raisonnirenden  zu  verbinden,  zuerst  Linde,  dessen  sehr 
zweckmässiges,  lichtvoll  und  mit  grösserer  Ausführlichkeit,  als  Martin's, 
geschriebenes  Lehrbuch  von  1825  bis  1847  sieben  Auflagen  erhielt.  Nach 
einem  grösseren  Maassstab,  jedoch  zunächst  ohne  praktischen  Erfolg  be- 
folgten Hefft  er  (1825 — 1813)  und  von  Bethmann-Holl  weg  die  histo- 
rische Methode,  die  in  der  neuesten  Zeit  von  Briegleb  1845  undPlank 
1848  besonders  in  der  Richtung  angewandt  wurde,  dass  sie  aus  der  ge- 
schichtlichen Ausbildung  des  Processreclils  im  Mittelalter  den  Characler  des 
gerichtlichen  Verfahrens  besser,  als  früher  geschehen  war,  erklärten.  Da 
diess  aber  sich  in  Deutschland  mehr  parlicular-  oder  gemeinrechtlich  fest- 
gestellt  halle,  so  verbanden  andere  mit  der  geschichtlichen  noch  die  com- 
parative  Methode  und  berücksichtigten  dabei  auch  die  Gestaltung  des 
Processrechts  im  Ausland.  Grosse  Verdienste  erwarb  sich  in  dieser  Bezie- 
hung Miltermaier,  obwohl  er  kein  Compendium  des  Civilprocesses 
schrieb.  Als  Ergebniss  dieser  abseitigen  Behandlung  und  Beleuchtung 


1)  Leber  deu  Entwicklungsgang  dieses  Zweiges  der  deutschen  Rechtswissenschaft 
vergleiche:  Mittcrniaicr  im  Archiv  für  civ.  Praxis  Bd.  12  (von  1820)  S.  133 
und  362.  Bd.  13  S.  68.  Bd.  2*  S.  279.  Bd.  35  (von  1852)  S.  114IT.  Bclhmann- 
H oll  weg  in  der  Vorrede  zu  seinem  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  den  Civil- 
process  v.  1832.  Bien  er  im  Bd.  X des  neuen  Archivcs  f.  d.  Criminairecht  a. 
o.  0. 

2)  Grosses  Ansehen  erlangte  dessen  Handbuch  des  deutschen  gemeinen  Processes 
4.  Bd.  zuerst  1801,  dann  18 9l/v 
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dieses  Zweiges  des  Rechts,  stellte  sich  auch  die  Unvollkommenheit  und 
Mangelhaftigkeit  desselben  heraus,  und  so  richtete  dann  sich  die  lileräri- 
sclte  Thätigkeit  der  Schriftsteller  über  dasselbe  auch  auf  die  Verbesserung 
der  Processgesetzgcbung,  namentlich  durch  Entwürfe  neuer  Processgeselz- 
bücher  oder  die  Critik  derselben.  Auch  auf  diesem  Felde  hat  sich  M i t- 
lermnier  besonders  in  letzter  Beziehung  verdient  gemacht1 2).  Für  das 
unmillelbare  Bedürfniss  des  Studiums  und  der  Gerichte  gaben  zuletzt 
Bayer  (seit  1828)  ein  Lehrbuch  und  Schmid  (1843)  ein  Handbuch  des 
Civilproccsses  in  3 Bdn.,  in  welchem  die  praktische  Behandlung  dieses 
Zweiges  vorherrscht.  An  Monographien  ist  die  neuere  Literatur  über  den- 
selben nicht  reich,  doch  erschienen  ausser  werlhvollen  Aufsätzen  in  den 
juristischen  Zeitschriften  einige,  wie  z.  B.  Hollweg's  Versuche  über  ein- 
zelne Theile  der  Theorie  des  Civilprocesses,  von  Puch  ta  dem  Vater,  Linde, 
Sintenis,  BrackenhölT,  Plank,  Briegleb  u.  a.  Abhandlungen; 
Sammlungen  von  gerichtlichen  Entscheidungen  sind  in  grösserer  Zahl  an- 
gelegt und  mit  Erfolg  fortgesetzt,  und  das  Processrecht  der  einzelnen  deut- 
schen Länder  (lcissig  bearbeitet  worden.  Die  Geschichte  der  Gerichtsver- 
fassung und  des  gerichtlichen  Verfahrens  bei  den  Römern  wurde  theils 
als  integrirender  Theil  der  römischen  Rechlsgcschichte  zugleich  mit  dieser 
sehr  gut  von  den  oben  angeführten  Schriftstellern  bearbeitet,  das  germa- 
nische Processrecht  als  Theil  der  deutschen  Rechtsgeschichte,  jedoch  auch 
in  besonderen  Werken  z.  B.  von  Rogge  (1820)  Maurer  (1824)  Unger 
(1842)  u.  n. 

VII.  Das  Völkerrecht  *).  Die  Theorie  des  Völkerrechts,  wie  sie  sich 
seit  Hugo  Grotius  ausgebildet  hafte,  war  am  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  vor  allem  durch  die  Lehrbücher  von  G.  Fr.  v.  Marlens  (1185 
— 1189,  1196),  dahin  zum  Abschluss  gekommen,  dass  die  Gelehrten  ein 
doppeltes  Völkerrecht  ein  (auf  Systeme  des  Naturrcchts  sich  stützendes) 
natürliches  und  ein  auf  Verträgen  und  Gewohnheiten  ruhendes  posi- 
tives annahmen.  Das  letzte  war  durch  die  Juristen,  das  erste  vorzugs- 
weise durch  die  Philosophen  bearbeitet  worden.  Die  durch  die  französi- 
sche Revolution  veranlassen  Kriege  erschütterten  das  eine,  die  kritische 
Philosophie  versuchte  dem  andern  eine  neue  rationalistische  Grundlage  zu 
geben.  Es  entstanden  bald  verschiedene  sich  gegenseitig  bekämpfende  An- 


1)  ln  vier  Beiträgen  Uber  den  gemeinen  deutschen  bürgerlichen  Process  in  Verglei- 
chung mit  den«  preussischen  und  französischen  1820 — 1838.  Dann  in  einer 
Reihe  von  Artikeln  im  Archiv  für  civilistische  Praxis , in  welchem  er  Ober  die 
Fortschritte  der  Processgesetzgcbung  nicht  blos  in  Deutschland,  sondern  auch  in 
ganz  Europa  und  in  Nordamerika  kritische  Mitlheilungen  machte. 

2)  Vergl.  desVerf.  Aufsatz:  „Theorien  des  Völkerrechts“  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift fQr  die  gesammte  S laa  ts  wisscnscha  f t Bd.  7 v,  1851  8.  622 
IT.  und  Fa  Ick,  jur.  Encyclopidic  g.  133—130. 
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sichten.  Manche  Rechlsgelehrte , wie  Hugo,  leugneten  die  Realität  des 
Völkerrechts  gänzlich,  weil  die  Völker  zu  einander  in  keinem  Staats  ver- 
band  ständen,  und  liessen  nur  eine  Vö.kermoral  und  Völkerpolitik  zu.  An- 
dere stellten  das  positive  Völkerrecht  in  Abrede,  weil  durch  Verträge  zwar 
Rechtsverhältnisse,  aber  keine  Rech lsgrund sätze  geschaffen  werden,  und 
das  durch  die  Sitte  begründete  Benehmen  der  Staaten  gegen  einander  kein 
eigentliches  Gewohnheitsrecht  sei,  daher  nur  durch  die  Principien  des  Na- 
lurrechts  Völkerrechtsfragen  entschieden  werden  könnten.  In  ganz  entge- 
gengesetztem Sinne  sprachen  diesen  andere  den  Charncler  als  Rechtsnor- 
men ab,  weil  sie  blos  auf  Theorien  beruhten,  und  liessen  nur  die  bei  Ge- 
legenheit der  Verträge  und  der  Völkerstreitlragen  hervorlretendcn  gemein- 
samen Rechtsansichten  derselben  und  daher  nur  ein  positives  Völkerrecht 
zu.  Es  kam  zu  keinem  Verständniss  über  diese  Fundamentalfrage  dieses 
Zweiges  der  Rechtswissenschaft,  der  einentheils  ein  stehendes  Kapitel  in 
den  Lehrbüchern  des  Naturrechts  behielt  und  von  den  Rechtsgelehrten  als 
ein  Gewohnheitsrecht  der  europäischen  Völker  selbst  während  der  Napo- 
leonischen  Herrschaft  bearbeitet  wurde.  Es  erschienen  von  Zeit  zu  Zeit 
Lehrbücher,  wie  1809  und  1833  von  Saalfeld,  1817  von  Schmalz, 
18 ••/,,  und  1821  von  Schmelzing,  1821  eine  neue  Bearbeitung  des 
französischen  von  Martens,  und  1819  von  Klüber  gleichfalls  eines  in 
französischer  und  1821 1 2 ) in  deutscher  Sprache. 

Von  allen  diesen  Schriftstellern  wird  das  natürliche  oder  philosophi- 
sche Völkerrecht  höchstens  als  influenzirendes  Motiv  des  positiven  oder 
auch  als  subsidiäres  Recht  im  Fall  der  Nolh  angenommen  und  zwar  ohne 
eigentliche  Begründung. 

Es  erschienen  davon  bis  zum  Jahre  1844  keine  Lehrbücher  mehr  bis 
II elfter  sein  unter  dem  Einfluss  der  Hcgelschen  Philosophie  geschriebenes 
europäisches  Völkerrecht  der  Gegenwart  herausgnb,  dns  schnell 
neue  Ausgaben  erlebte.  Ganz  mit  Hegelschen  Prinzipien  sucht  1845  Op- 
penheim ein  System  des  Völkerrechts  aufzubauen.  Zugleich  wurde  die 
Geschichte  des  Völkerrechts  und  der  Völkerrechlswissenschaft  mit  neuem 
Eifer  betrieben  von  Hälsch  ner,  von  Gagern,  Müller-Jochmus,  von 
Kaltenborn,  dem  Amerikaner  Wheaton*),  Fallati,  Pütler  in  Ro- 
stock u.  a.  und  neue  Theorien  aufgeslellt,  um  für  diesen  Zweig  der  Juris- 
prudenz eine  allgemein  gültige  Basis  zu  gewinnen.  Dem  von  Martens 
1792  begonnene  Recueil  des  traites  d'alliance,  de  paix  de  treve,  de  neutraHte  etc. 
von  1762  bis  1868  in  8 Bänden  folgte  1817  ein  Nouveau  recueil  des  traites 
seit  1808,  das  noch  immer  fortgesetzt  gegenwärtig  19  Bände  zählt. 


1)  Eine  neue  Ausgabe  des  letzten  erschien  183t  in  Paris. 

2)  Er  ist  hier  anzuführen , indem  er  eine  an  der  Acadeniic  als  Preissehrift  gekrönte  : 
Histoire  des  pragrrt  du  droit  des  gern  en  Europe  1841  in  Leipzig  (später 
z.  B.  1852  in  Paris)  herausgab. 

23 
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Zur  völkerrechtlichen  Literatur  gehören  auch  die  für  die  Bildung  der 
Diplomaten  bestimmten  Guides  diphmatiyues  z.  B.  von  G.  Fr.  u.  v.  Ch.  Mar- 
tens (1811  und  18*  */»*)• 

VIII.  Nalurrecht  oderllechls  p h i losophie.  UeberdiePflege,  «ei- 
che diesem  der  Rechtswissenschaft  u.  der  Philosophie  gemeinsamen  Zweige 
seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  zu  Theil  ward , ist  hier  nur  we- 
nig noch  zu  sagen,  da  schon  früher  in  §.  37  und  50  der  Entwickelungs- 
gang dieser  Wissenschaft  im  Allgemeinen  angegeben  worden  ist.  Wir  ha- 
ben hier  nur  die  wichtigsten  Lehrbücher  derselben  nufzulühren. 

Kantlegle  1797  und  1798  seine  Theorie  in  seinen  metaphysischen  An- 
fangsgriinden  der  Rechtslehre  nieder;  die  bedeutendsten  ihm  folgenden  Na- 
Inrrechlslehrer  sind  Schmalz  1798  und  1807,  1831,  Krug  1800,  1811, 
1817,  Gros  1815'),  Bauer  1808,  1810  und  1825, C.S.  Zachariä,  Kries 
1803,  1801  18**/J#,  theilweise  v.  Rolleck,  von  Droste-H iilshoff 
1823  und  1831,  theilweise  1796  Eichte  in  der  Grundlage  des  Nalur- 
rcchts,  ihm  folgten  Brückner  1810  und  theilweise  auch  von  Roll- 
eck. Naturrechtlichc  Theorien  nach  den  Grundanschauungen  Schelling’s 
stellten  1819  Troxler  (1820),  Wagner  u.  a.  auf. 

Hegel's  Rechtsphilosophie  erschien  1821,  ihm  folgen  Gans,  dar 
1810  eine  zweite  vervollständigte  Ausgabe  von  Hegels  Lehrbuch  besorgte. 
Bitzer,  und  Köstlin  in  Anwendung  der  Hegelschen  Rechtsphilosophie 
auf  die  Behandlung  des  Strafrechts.  Hugos  in  jeder  Auflage  umgear- 
beilele  Lehrbücher  der  Rechtsphilosophie  erschienen  1798,  1799,  1809, 
1819.  Am  meisten  schliessl  sich  an  ihn  1818  Marezoll  an. 

Die  erste  Ausgabe  von  Stahls  Rechtsphilosophie  nach  geschichtli- 
cher Ansicht  erschien  1830—31 , die  zweite  in  verschiedener  Beziehung 
umgearbeitet  1815 — 47. 

Ein  Nnlurrcchl  von  Krause  1828  und  das  Lehrbuch  seines  Schülers 
Ahrens  erschien  zuerst  französisch  1810,  neuntens  von  ihm  selbst  deutsch 
18 **/»*>  das  eines  andern  Schülers,  Rüder,  1846. 

Die  Geschichte  der  Rechtsphilosophie  wurde  mehr  oder  weniger  voll- 
ständig dargeslellt  1810  von  Ilenrici,  1813  von  Welcker,  1826—1832 
von  Fried,  v.  Raumer,  1830  und  1839  von  Stahl,  1839  vom  Verfasser 
dieses  Buches,  1812  von  Rossbach,  1847  von  Lintz,  1848  für  die  Zeit 
von  Grotius  durch  v.  Kaltenborn,  allgemein  1848 — 1852  v.  Hinrichs 
u.  1851  von  F.  II.  Fichte. 

IX.  Schliesslich  müssen  wir  noch  der  Werke  gedenken,  welche  der 
gemeinsamen  Beleuchtung  aller  Zweige  des  Rechts  oder  einer,  wenn  auch 
nur  übersichtlich -systematischen  Darstellung,  der  Jurisprudenz  als  beson- 
derer Wissenschaft  bestimmt  sind.  Indem  hier  die  blos  bibliographischen 


1)  Eine  6.  Ausgabe  seines  Buchs  erschien  1842. 
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Werke (Bibliotherajuridicn),  und  darunter  z.  B.jene  von  Ersch,  Enslin  und 
Engelninnn  blos  erwähnt  werden,  sind  besonders  das  von  Weiskc  in 
Leipzig  1838  begonnene  bis  jetzt  nur  bis  zum  siebenten  Band  fortgeschrittene 
Reehtslexicon,  nn  welchem  sich  ein  grosser  Theil  der  besten  juristischen 
Schriftsteller  durch  sehr  gründliche  Artikel  betheiligl  haben,  hervor  zu  he- 
ben, ferner  die  verschiedenen  kritischen  Zeitschriften,  als  die  in  Erlangen 
von  1826  bis  1836  von  Schtinck  redigirle  in  30  Bänden,  die  von  1826 
bis  1830  in  Tübingen  hernusgekommene  in  5 Bändern  und  einem  Hefte; 
dann  die  zuerst  von  Richter  dann  von  Schneider  von  1837  bis  1849 
redigirten  kritischen  Jahrbücher  für  die  Rechtswissenschaft  in  34  Bänden, 
sowie  die  von  Millermaier  und  Zacharine  1827  begonnene  und  noch 
erscheinende  in  24  Bänden. 

Besonders  beliebte  Bücher  über  die  ganze  Rechtswissenschaft  sind 
aber  die  juristischen  Encyclopädien  und  Methodologien.  Die  meisten 
derselben  wurden  von  ihren  Verfassern  im  Beginne  ihrer  gelehr- 
ten Laufbahn  geschrieben,  sind,  indem  sie  ihre  Auffassung  der  ganzen 
Rechtswissenschaft  enthielten,  so  zu  sagen  ihre  wissenschaftliche  Bekennt- 
nissschrifl.  tragen  aber  nicht  selten,  selbst  wenn  sie  von  nachher  sehr  be- 
rühmt gewordenen  Männern  ansgehen,  das  Gepräge  der  Unreife.  Die  Zahl 
der  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  geschriebenen  juristischen  En- 
cyclopädien ist  so  beträchtlich,  dass  eine  vollständige  Aufzählung  derselben 
hier  nicht  gegeben  werden  kann.  Ausser  Hugo,  der  von  seiner  juristischen 
Encyclopädie  von  1792  an  bis  1835  acht  jedesmal  umgearbeitete  Ausgaben 
veranstaltete,  haben  unter  den  Rechlsgelehrten  ersten  Rangs  noch  Zacha- 
rine 1795,  Thibaut  1797,  Mühlenbruch  1807,  Unterholzner  1812, 
und  Falck  in  Kiel  (zum  erstenmal  1830)  solche  Werke  geschrieben.  Unter 
denselben  ragt  die  letzte  über  die  der  andern  obengenannten  Autoren,  wie 
auch  über  alle  übrigen  hervor,  indem  sie  durch  Gründlichkeit,  eine  gute 
Anordnung  des  Stoffes,  namentlich  eine  ziemlich  glückliche  Abgränzung  des 
Rationellen  und  des  Historischen,  so  wie  durch  Klarheit  der  Sprache  sich 
vor  allen  auszeichnet. 

Der  Character  der  juristischen  Encyclopädien  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts ist  sehr  verschieden  *),  sie  sind  theils  sehr  kurze  nur  Aphoris- 
men oder  einen  Grundriss  enthaltende  Darstellungen  der  Rechtswissenschaft 
wie  die  von  Zachariao,  Puchta  1822,  Abegg  (1833),  Arndts  (1843 
und  1850),  oder  ausführlichere  wie  die  schon  genannten  von  Hugo,  die 
von  Wenck  (v.  1810)  Rudharl  (1812)  v.  Wening  1821,  und  vor  allem 
die  4 Bände  begreifende  aber  misslungene  von  Hummel  von  1804,  und 


I)  ln  diesen  Beziehungen  lässt  sich  der  Charncter  der  einzelnen  Böcher  nicht  immer 
mit  Schärte  angeben.  Bei  vielen  ist  er  ein  gemischter,  z.  B.  in  den  drei  ge- 
haltreichen Rächern  dieser  Art  von  Sldckhardt  von  1837  , 39  und  1843. 

23  * 


Digitized  by  Google 


356 


eine  angefangene  von  We  Icker  1829;  entweder  vorzugsweise  philosophisch 
construirende , wie  die  drei  zuletzt  genannten,  die  von  Schmalz 
(v.  1790,  1804,  1827)  und  Friedlünder  1847,  oder  vorherrschend 
geschichtliche  wie  die  H ugo s,  Mühlenbruchs,  Gründlers  von  1808, 
v.  Löws  (1835).  Einen  Hnuptgegensalz  bilden  die  sogenannten  äusseren 
oder  formellen  und  die  inneren  oder  materiellen  Encyclopädien , von 
denen  die  ersten  nur  die  allgemeinsten  Rechlsbegriffe  und  beschreibende  In- 
haltsangaben der  einzelnen  Zweige  der  Rechtswissenschaft  enthalten,  die 
letzten  eine  karge  Geschichte  und  eine  Skizze  des  Systems  der  Rechtsnormen 
eines  jeden;  die  vollständigste  Encyclopiidie  der  letzten  Art  ist  die  Hugos; 
die  übrigen  sind  meistens  äussere,  namentlich  die  schon  gerühmte  von  Fa  I c k 
und  eine  sich  ihr  annähernde  von  Vogel  (1840);  einen  auf  Philosophie 
und  Geschichte  gestützten  Aulbau  der  Jurisprudenz  als  Wissenschaft,  wie 
ihn  das  gegenwärtige  Buch  bezweckt,  haben  wenige  versucht,  zu  ihnen 
gehört  seil  1846  K.  Th.  Pütler.  Die  neueste  Encyclopädie  der  in 
Deutschland  geltenden  Rechte  von  Blume  (1847 — 52)  enthält 
zwar  eine  encyclopädische  Einleitung  in  die  Rechtswissenschaft  und  eine 
Uebersicht  der  in  Deutschland  geltenden  Rechlsquellen  Abthl.  I S 1 — 148, 
dann  in  Abthl.  II  auf  585  Seiten  aber  ein  sehr  ins  Einzelne  gehendes 
(vergleichendes)  ')  System  des  in  Deutschland  gellenden  Privatrechts  mit 
Einschluss  des  Civilprocesses,  und  gehört  jedoch  nur  was  diese  Fächer  be- 
trifft zu  den  in  der  vorigen  Periode  öfter  erscheinenden  Werken,  die,  wie 
z.  B.  das  1749,  1762  und  1781  geschriebene  von  Netlelbladt,  eine  amal- 
gamirende  Darstellung  der  aus  den  verschiedensten  in  Deutschland  gelten- 
den Rechlsquellen  fliessenden  practisch  gewordenen  Rechtsnormen  be- 
zwecken. 

Eine  verdienstliche  Bearbeitungsgeschichle  der  juristischen  Ency- 
clopädie und  Methodologie  verdanken  wir  Dr.  Friedländer  auf  S.  4 — 43 
seiner  eigenen  im  Jahre  1847  erschienenen  juristischen  Encyclopädie. 

Einfluss  der  deutschen  Rechtswissenschaft  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  auf  das  Rechts  Studium  im  Ausland. 

126.  Wie  einst  die  Rechtswissenschaft  Italiens,  Frankreichs  und  der 
Niederlande,  hat  die  deutsche  unseres  Jahrhunderts  auf  das  Rechtsstudium 
in  allen  christlichen  Ländern  Europas,  ja  selbst  auf  Amerika,  einen  grösseren 
oder  weniger  grossen  Einfluss  gehabt. 

I.  Den  grössten  Einfluss  halte  sie  auf  das  Rechtssludium  der  Schweiz  *). 


1)  Es  wird  darin  das  römische,  canonische,  das  germanisch!',  partieulare  und  selbst 
das  neue  französische  Civil-  und  Processrccht  berücksichtigt 

2)  Mittermaier  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  RW.  des  Auslands  B.  XI 
S.  79  v.  1839.  Renaud  in  derselben  Zeitschrift  B.  23  v.  1851  S.  71.  Derselbe 
in  Reyschers  und  W ildas  Zeitschrift  f.  deutsches  Recht  B.  XI  S.  498  v.  1847. 
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Nach  innen  ist  der  grössere  Theil  dieses  Landes  trotz  seiner  schon  seit 
Jahrhunderten  bestehenden  politischen  Trennung  doch  ein  Theil  Deutsch- 
lands, seine  filteren  und  neueren  Hochschulen  sind  deutsche,  wie  ein  Theil 
ihrer  Lehrer,  während  ihre  Gelehrte  wieder  auf  andere  deutsche  Univer- 
sitäten berufen  wurden.  Die  deutsche  Schweiz  hat  keine  von  den  deutschen 
gesonderte  Rechtswissenschaft,  für  welche  verschiedene  ihrer  Söhne  sich 
die  grössten  Verdienste  erworben  haben,  wie  der  als  Nachfolger  v.  Sa- 
vignys  und  Puchtas  in  Berlin  lehrende  Keller  und  Bluntschli  in 
München.  Neuslens  berief  Heidelberg  sich  in  Renan  d eine  Lehrkraft  aus 
Bern.  Dagegen  waren  Hepp,  Geib,  Beseler,  Wunderlich,  Plank 
und  Leist  Professoren  in  Bern,  Zürich  oder  Basel,  und  sind  theilweise 
durch  Landesgenossen  ersetzt  worden.  Wenn  nun  aber  gleich  die  deutsche 
Rechtswissenschaft  ein  Gemeingut  auch  der  Schweiz  ist  und  von  sehr 
vielen  ihrer  Söhne  in  Deutschland  selbst  erlernt  wird , so  hat  dies  Land 
doch  auch  eine  ihm  angehörende,  aber  für  die  deutsche  höchst  wichtige 
Rechtswissenschaft,  deren  Gegenstand  vor  allem  die  geschichtliche  Er- 
forschung der  Rechlsentwicklung  ist.  Die  der  schweizerischen  Rechtsge- 
schichte gewordene  Pflege  bereicherte  die  juristische  Literatur  Deutsch- 
lands; Bluntschli’s  Staats-  und  Rechtsgescliichle  von  Zürich  (von  1838), 
Stettler’s  Rechtsgeschichte  von  Bern  1831 — 1815,  Blumers  Staats-  und 
Rcchtsgeschichte  der  Kantone  Uri,  Schwyz,  Unterwalden,  Glarus,  Zug  und 
Appenzell  (von  1850),  v.  Segesser's  Rechlsgeschichte  von  Luzern,  sowie 
die  rechtsgeschichllichen  Werke  über  Basel,  alle  sind  im  Geiste  der  histori- 
schen Schule  Deutschlands  geschrieben,  und  wesentliche  Ergänzungen  der 
deutschen  Rechtsgeschichte,  ja  selbst  Bluntschli’s  höchst  anziehende 
Geschichte  der  schweizerischen  Bündnisse  (185*/*). 

Die  neu  zu  Tage  geförderten  Quellen  des  nllalemannisehen  oder 
burgundischen  Rechts  in  der  Schweiz , um  deren  Herausgabe  sich  Männer 
wie  Casimir  Pfyffer,  Schnell,  Bachofen,  Einsler,  Rütlimann 
und  von  Wyss  verdient  gemacht  haben,  so  wie  endlich  zwei  im  besten 
Geiste  geschriebene  juristische  Zeitschriften  *)  verpflichten  die  deutschen 
Rechtsgelehrten  ihren  schweizerischen  Collegen  zum  grössten  Danke. 

Aber  auch  den  französischen  Canlonen  sind  die  Fortschritte  der  deut- 
schen Rechtswissenschaft  nicht  fremd  geblieben ; obwohl  Genf,  Lausanne, 
Neufchatel,  mehr  dem  Gebiete  der  französischen  Rechtswissenschaft  an- 
gehören,  so  haben  ihre  Rechtslehrer  demnach  auch  nach  Kräften  zu 
der  geschichtlichen  Rechtswissenschaft  beigetragen;  wir  haben  beson- 
ders Bellol,  Matile,  Odier,  Hornung  u.  a.  anzuführen.  Und  wie 
einst  der  französische  Rechtsgelehrle  Jacob us  Gothofredus  von  Genf 


1)  Vor  allen  ausgezeichnet  ist  die  1851  begonnene  Zeitschrift  für  schweizerische» 
Recht  von  den  Hr.  Olt,  Rahn,  Schnell  und  Wyss. 
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aus  das  römische  als  das  gemeinsame  Recht  Europas  gefördert  hat,  so 
war  eine  Zeitlang  der  mit  dem  Geiste  und  den  Fortschritten  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  vertraute  italische  Reclitsgelehrle  Rossi  dort  tliätig. 
Seine  Annales  de  leyislation  (von  1820  bis  1823)  und  sein  Tratte  de  droit 
penal  sind  Leistungen,  die  ihren  Werth  nie  verlieren  werden. 

II.  Wie  die  Universitäten  der  Schweiz  sind  auch,  jedoch  nur  be- 
ziehungsweise, die  russischen  in  dem  Sinne  deutsche  zu  nennen,  dass 
das  Rechtsstudium  auf  denselben  nach  deutscher  Weise  organisirt  ist  und 
betrieben  wird.  Seil  ihrer  Entstehung  oder  Restauration  (im  Anfänge  dieses 
Jahrhunderts)  haben  stets  wenigstens  einige  deutsche  Reehisgelehrte  auf 
denselben  gewirkt,  juristische  Werke  im  Geiste  der  deutschen  Rechtswis- 
senschaft und  selbst  in  deutscher  Sprache  dort  geschrieben.  Verschiedene 
deutsche  zum  Theil  später  in  das  Vaterland  zurückgekehrle  Rechlslehrer 
haben  einen  bleibenden  Namen  in  der  juristischen  Literatur,  wie  v.  Da- 
below  t 1830,  Ewers  f 1828,  Clossius  t 1S37  und  die  noch  leben- 
den v.  Reulz,  Slückhardt,  Otto,  Osenbrüggen  (jetzt  in  Zürich), 
Bunge,  Hubbe  und  andere,  deren  Schriften  wir  zu  benützen  Gelegenheit 
hallen.  Aber  auch  eine  grosse  Anzahl  inländischer  Rechtsgelehrten  hat 
sich  durch  bedeutende  im  Geiste  der  deutscheu  Rechtswissenschaft  meistens 
in  russischer  Sprache  geschriebene  Werke  berühmt  gemacht  l 2). 

III.  Obgleich  nicht  blos  politisch,  sondern  auch  durch  die  Volkssprache 
und  manche  nationale  Eigentümlichkeit  von  Deutschland  getrennt,  gehört 
auch  das  ihm  stammverwandte  Holland  zum  Gebiete  der  deutschen  Rechts- 
wissenschaft. Lehrten  auch  noch  in  den  ersten  zwanzig  Jahren  des  Jahr- 
hunderts seine  meisten  Rechtslehrer  im  Geiste  der  holländischen  Rechls- 
schule,  wie  van  der  Keescl,  de  Rhoer,  Arntzenius,  Gratama, 
Smallenburg  u.  A.,  so  traten  doch  bald  neben  ihnen  oder  als  ihre  Nach- 
folger Rechlslehrer  auf,  die  wenn  auch  selten  in  Deutschland  unmittelbar 
gebildet,  doch  durchdrungen  von  der  deutschen  Wissenschaft  lehrten  und 
schrieben , und  auch  an  der  Förderung  der  Rechtswissenschaft  mitwirklen. 
Wir  haben  in  Deutschland  wohl  bekannte  Namen  zu  nennen , wenn  wir 
den  Tex  in  Amsterdam,  van  Assen  in  Leiden,  de  Wal  in  Groningen 
und  Hollius  in  Utrecht  hier  aufliihren.  Der  letzte  war,  nachdem  er  langst 
seine  Studien  vollendet  gehabt,  noch  nach  Göltingen  gegangen,  um  Hugo 's 
Zuhörer  zu  werden.  Ein  mit  der  deutschen,  französischen  und  englischen 
Rechtswissenschaft  vertrauter  Jurist  war  der  Advocal  J.  D.  Meyer,  der 
durch  sein  Werk  in  6 Bänden : Esprit,  origine  et  propres  des  institutions 
judiciaires  (1818 — 1823)  sich  einen  europäischen  Namen  machte. 


1)  Bunge  in  der  Zcilschr.  für  Geselzgeb.  und  R.-W.  des  Ausland*  Bd.  11.  v.  1830. 
S.  440.  Bd  III.  S.  87,  ferner  Hubbe  ebend.  XIV.  S.  87. 

2)  S.  Hubbe  in  d.  all.  Zeitschrift  XIV.  S.  87  ff. 
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Audi  jüngere  holländische  Rechlslehrer  und  verschiedene  Practiker 
haben  sich  als  mit  der  deutschen  Rechtswissenschaft  vertraute  Männer  er- 
wiesen und  namhaft  gemacht,  wie  Asser,  Raum  hau  er  und  neustens 
der  literarisch  so  thiilige  Professor  Vreede  in  Utrecht. 

Weiches  die  Hölle  der  holländischen  Rechtswissenschall  ist,  zeigt  vor 
allem  die  verdienstvolle  nach  einem  höchst  zweckmässigen  Plane  angelegte 
juristische  Zeitschrift  *),  welche  von  den  Herrn  den  Tex  und  van  Hall 
1826  unter  dem  Titel  von  Bydragen  voor  Regtsgeleerdhcid  cn 
Wetgeving  begonnen,  nach  dem  zwölften  Bande  als  Needcrlandske 
Janrboeken  voor  Regtsgeleerdhcid  en  Wetgeving  in  abermals  12 
Bänden,  und  seit  1851  unter  dem  Namen  der  Nie uwe  Bydragen  voor 
Regtsgeleerdheid  en  Wetgeving  fortgesetzt  wurde,  nicht  blos  der 
Pllege  des  einheimischen  Rechts,  sondern  auch  der  der  Rechtswissenschaft 
überhaupt  gewidmet  ist,  und  theils  durch  die  gründlichsten  Aufsätze  theils 
durch  die  auf  die  juristische  Literatur  der  Hauptländer  Kuropas  gerichtete 
jährliche  Bücherschau  beweist,  dass  in  Holland  das  Rechlssludium  mit 
Ernst,  Tiefe  und  Allseitigkeit  betrieben  wird,  und  dass  in  neuster  Zeit 
auch  das  der  niederländischen  Rechtsgeschichte  einen  erfreulichen  Auf- 
schwung genommen  hat. 

Schliesslich  müssen  wir  noch  der  so  überaus  reichen  academischen 
juristischen  Literatur  Hollands  Erwähnung  thun.  Die  alle  Sitte,  dass  jeder, 
der  die  juristische  Lnulbnhn  betreten  will,  den  Doclorgrad  nehmen  und 
eine  Dissertation  zu  verlheidigen  hat,  fördert  jedes  Jahr  eine  oder  die 
andere  gediegene  Arbeit  dieser  Art  zu  Tage;  in  lateinischer  Sprache  ge- 
schrieben sind  diese  Schriften  ein  Mittel  der  allgemeinsten-  Verbreitung  der 
Errungenschaften  des  Hechlsstudiums  in  ganz  Europa. 

IV.  Im  Jahr  181“  ward  Belgien,  das  über  ein  Jahrhundert  in  einer 
wissenschaftlichen  Isoiirung  sich  befunden  hatte,  zu  einem  Missionsland 
für  die  deutsche  Wissenschaft  in  Folge  der  Errichtung  der  Universitäten 
von  Lüttich,  Löwen  und  Gent  2)  durch  die  Niederländische  Regierung.  Es 
wurde  eine  Anzahl  deutscher  Professoren  dahin  berufen,  welche  die  in 
ihrem  Vaterlande  übliche  Behandlungsweise  der  Lehrfächer  dahin  ver- 
pflanzten. Am  weitesten  waren  in  Belgien  die  philologisch -historischen, 
die  philosophischen  und  juristischen  Studien  zurück  geblieben,  die  letzten 
waren  auf  der  Rechtsschule  zu  Brüssel  nach  der  von  Napoleon  1804,6 


t)  Sie  enthält  Aufsätze  über  Gegenstände  der  Rechtswissenschaft  überhaupt  und  des 
niederländischen  Rechts,  danu  Recensioncn,  jährliche  Uebcraicbten  der  deutschen, 
französischen  und  holländischen  Rcchtsliteratur,  endlich  veimischte,  die  Gesetz- 
gebung und  die  Rechtswissenschaft  betreffende  Nachrichten  und  Miltheilungen. 

2)  S.  über  das  juristische  Studium  an  den  belgischen  Universitsien  v.  1817  — 1829, 
einen  Art.  des  Verf.  in  8 c h u n c k s Jahrbüchern  der  deutschen  Rechtswisscnscliall 
Bd.  VI.  S.  104.  210.  305. 
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eingeführten  Ordnung  betrieben  worden,  die  Fortschritte  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  aber  im  ganzen  Lande  gänzlich  unbekannt;  das  römi- 
sche Recht  wurde  nach  gedmckten  Helten  1 2 3 4 ) der  alten  Universität  Löwen 
gelehrt,  welche  den  tiefsten  Verfall  dieses  Studiums  beurkunden.  Die 
Aufgabe  der  drei  nach  Belgien  berufenen  juristischen  Professoren  Birn- 
baum, Haus  und  des  Verfassers  gegenwärtigen  Buches,  zu  welchen  1822 
noch  Holtius  kam,  war  die  der  Initiation  der  belgischen  Jugend  in  die 
deutsche  Wissenschaft,  die  (Heranbildung  jüngerer  Rechtslehrer  und  die 
Verbindung  der  deutschen  und  der  französischen  Rechtsgelehrlen.  Ihre 
Bemühungen  wurden  mit  einem  raschen  Erfolg  gekrönt  * ) ; in  Lüttich  wurde 
1821  und  1822  Cralle,  Duponl,  Dejonghe,  Nothomb  u.  A.  für  die 
Wissenschaft  gewonnen,  in  Löwen  Winssinger,  Molitor,  die  beiden 
Lelievre  später  Ad.  Roussel  u.  A.,  in  Gent  Rolin,  später  de  Sl.  Ge- 
nois  ii.  A.  Die  Ergebnisse  ihrer  Studien  sind  in  Dissertationen  enthalten, 
an  deren  Redaclion  sich  indessen  ihre  Lehrer  mehr  oder  weniger  belhei 
ligten.  Diese  schrieben  zum  Theil  Lehrbücher  nach  deutscher  Art,  wie 
Haus  1827  über  das  Naturrecht,  der  Verfasser  über  die  Institutionen 
(1818.  1825.  1834  ),  über  die  Pandeclen  1825/35  und  die  Rechtsphilosophie 
(1830).  Ihre  Verbindung  mit  Frankreich  wurde  durch  eine  seil  181920 
in  Paris  durch  Blondeau,  Ducaurroi,  Demante,  Jourdan  und 
den  Verfasser  gegründete  'Zeitschrift  Themis  oder  Bibliotheque  de  Jttris- 
consulte  (die  1850  mit  dem  zehnten  Bande  schloss)  vermittelt.  Das 
Unternehmen  fand  selbst  in  Deutschland  Unterstützung,  indem  Clossius, 
Zimmern  und  Biener  und  selbst  Hugo  und  Savigny  *),  jeder 
einen  Artikel  in  dasselbe  lieferten.  Jin  Jahre  1825  begann  in  Belgien  selbst 
ein  Bibliotheque  du  Jurisconsulte , welche  aber  mit  der  Themis  ver- 
schmolzen wurde  *). 

Die  Aussichten  auf  grössere  Wirksamkeit  der  Reformatoren  der  Rechts- 
wissenschaft wurde  jedoch  1830  durch  die  Revolution  gehemmt.  Die  mei- 
sten fremden  Professoren  verliessen  das  Land  und  ihre  von  ihnen  gebil- 
deten Nachfolger  entwickelten  nicht  die  ihnen  eigene  Energie.  Nur  wenige 


1)  Es  waren  ein  ans  Vinnius  gelogener  hrevis  eommentnrius  nd  Institu- 
t ton  es  v.  Roger  und  die  von  M a u r i s s e n heransgegebenen  Recitationes 
in  Pandectns  5 Bde.  8.  Beide  Werke  sind  im  schlechtesten  Latein  geschrieben 
und  entbehren  alles  wissenschaftlichen  Gehaltes. 

2)  S.  die  Themis  v.  Paris.  Bd.  V.  p.  142.  VII.  p.  84. 

3)  Eine  das  Erseheiven  der  neuen  Zeitschrift  freundlich  begrüssende  und  das  Unter- 
nehmen anfeuerndc  Anzeige  der  Themis  von  Savigny  erschien  1820  im  4 Bde. 
der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft  S.  482 — 490. 

4)  Der  2.  und  3.  Band  der  belgischen  Zeitschrift  bilden  zugleich  den  9.  und  10.  der 
Themis.  Der  Hauptzweck  der  Verbindung  war  der,  dem  belgischen  Nachdruck 
der  Themis  ein  Ziel  zu  setzen. 
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waren  nachher  noch  durch  Schrillen  thälig,  unlcr  diesen  machten  sich  aber 
der  (von  Dr.  Molitor  in  Löwen  verschiedene)  1849  verstorbene M o 1 i t o r *) 
in  Gent  und  die  noch  lebenden  Laurent  *)  in  Lull  ich  und  Nypels1 2 3)  allda 
einen  Namen.  Alle  drei  sind  mehr  Deutsche  als  Belgier,  die  beiden  ersten 
aus  Luxemburg,  der  letzte  aus  Maslricht.  Das  seit  1849  bestehende  Stu- 
dium und  Priifungssyslem  wird  den  Aufschwung  der  Wissenschaft  schwer- 
lich heben,  indem  es  im  Grunde  nur  darauf  berechnet  ist,  die  Candidolen 
zum  Einlemen  der  Hefte  zu  nöthigen,  dessen  Erfolg  die  von  der  Prüfungs- 
jury vorgenommenen  je  einem  Jnhrescurse  entsprechenden  Examina  zu  con- 
statiren  bestimmt  sind  4 5).  Seit  1830  hat  jedoch  die  Bearbeitung  der  bel- 
gischen Rechtsgeschichte  Fortschritte  gemacht,  zu  welcher  die  durch  Nie- 
buhr  gewünschten  Studien  des  Verfassers  über  das  nltflnndrische  Recht 
1834  den  Weg  zeigen  sollten. 

V.  Für  Frankreich  *)  bildete  nun  Belgien  die  juristische  Verbin- 
dungsbrücke mit  Deutschland.  B 1 o n d e a u hat  das  Verdienst,  die  Schlagung 
derselben  durch  die  Gründung  der  Themis  herbeigeführt  zu  hoben.  Die 
Zeitschrift  wurde  mit  einer  kurzen  Entwicklungsgeschichte  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  seit  Hugo  durch  den  Verf.  eröffnet.  Aellere  und  jün- 
gere Rechtsgelehrte  Frankreichs  nahmen  an  ihr  Theil,  unter  jenen  waren 
besonders  Berriat-St.-Prix  und  Pardessus,  unter  diesen  der  talentvolle 
für  die  Wissenschaft  wahrhaft  begeisterte  Jourdan,  der  leider  schon  1826 
starb,  dann  der  mit  den  Fortschritten  des  römischen  Rechtsstudiums  in 
Deutschland  vertraute  Pellat  früher  in  Grenoble.  Im  Jahr  1823  wurde 
in  Paris  wie  in  Berlin  durch  die  Redactoren  der  Themis  ein  Abdruck  der 
einzelnen  Bogen  der  von  Mai  entdeckten  vaticanischen  Fragmente  veran- 
staltet. Indessen  sliess  die  s.  g.  „Germanisirung“  der  französischen 


1)  Von  Molitor  erscheinen  so  eben  ein  Trnitd  des  okligntious  2 V.  und  ein 
Trnite  des  droits  reets. 

2)  Laurent  hat  eine  ausführliche  Geschichte  des  Völkerrechts  begonnen,  wovon 
3 Bünde  erschienen  und  von  Mohl  in  der  Zeitschrift  für  Geselrg.  und  RW.  des 
Auslands  XXIV.  313  annoncirt  sind. 

3)  Nypels  ist  ein  sehr  th&tiger  Mitarbeiter  der  deutschen  Zeitschrift  für  die  Gesetz- 
gebung und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  und  der  beiden  in  Paris  erscheinen- 
den Revues  de  droit. 

4)  S.  eine  Kritik  desselben  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  RW.  des  Aus- 
lands von  1850  Bd.  22  S.  92. 

5)  S.  über  das  Rrchtsstudium  in  Frankreich  einen  Artikel  des  Verfassers  inFoelix 
Revue  etrnngere  T.  VI  p.  1,  desgl.  einen  Artikel  Ober  den  Rcchtsgclchrtcn  Jour- 
dan, in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft  B.  7 S.  43,  desgl. 
eine  grosse  Anzahl  Artikel  des  Verf.  über  die  Pflege  des  römischen  Rechts,  der 
Rechtsphilosophie  und  der  französischen  Rechtsgeschichte  in  Frankreich  u.  s.  w. 
in  d.  Zeitschrift  für  die  Gesetzgebung  und  Rechlsw.  des  Auslands  seit  dem  Er- 
scheinen derselben. 
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Rechtswissenschaft  auch  auf  Gegner,  zu  welchen  unter  andern  D u p i n ge- 
hörte, konnte  aber  doch  nicht  nufgehallen  werden,  indem  bald  eine  frei- 
lich kleine  Zahl  jüngerer  höchst  tüchtiger  Talente  nach  deutscher  Art  und 
Weise  und  mit  vertrauter  Bekanntschaft  der  juristischen  Lilleratur  Deutsch- 
lands auf  der  neu  eröffneten  Bahn  voransehrilt  und  mit  dem  den  Fran- 
zosen eigenen  feinen  Geschmack  dem  geschichtlichen  Studium  des  Rechts 
mit  grossem  Eifer  und  Erfolg  oblag.  Wir  haben  vor  allen  auf  Ler mi- 
nier, Klimralh,  Giraud  und  Laboulaye  hinzuweisen,  deren  Na- 
men in  Deutschland  mit  Ruhm  genannt  werden.  Auf  die  Themis  folgte 
1834  die  von  dem  deutschen  Advocalen  Foelix  in  Paris  f 1853  unter- 
nommene Revue  etrangere  de  legislation  et  tfeconomie  pnUtique,  welche 
nach  dem  10.  Bande  18-14  als  Revue  de  droit  franruis  et  etranger  v.  Foelix, 
Duvergier  und  Valette  redigirt  fortgesetzt  wurde  und  1850  in  Folge 
des  Todes  des  Verlegers  mit  dem  9.  Hefte  dieses  Jahres  endigte.  Neben 
ihr  erhob  sich  1835  von  dem  polnischen  ltechlsgelehrten  Wolowski  re- 
digirl  die  Revue  de  legislation  et  de  jurisprudence,  von  welcher  zuerst  jähr- 
lich 2 Bände  erschienen,  seit  18-13  nahmen  mildem  11.  Bande  Troplong, 
Giraud,  Fauslin-Hölie  und  Ortolan  und  v.  1845  an  auch  Labou- 
laye an  derRedaclion  Theil;  es  erscheinen  nun  jährlich  3 Bände,  so  dass 
die  Sammlung  am  Ende  des  Juhr3  1852  sich  auf  45  Bände  belief.  Durch 
beide  Zeitschriften,  in  welche  auch  deutsche  Rechtsgelehrte  wie  z.  B.  Mit- 
termaier,  der  jüngere  Zachariae,  derVerf.  u.  a.  Artickel  lieferten,  wurden 
Frankreichs  Juristen  mit  der  juristischen  Literatur  Deutschlands,  wie  man 
zu  sagen  pflegt,  beständig  au  Courant  gehalten  und  die  kritische,  ge- 
schichtliche und  philosophische  Behandlung  der  Rechtswissenschaft  bedeu- 
tend gefördert. 

Auch  von  Genf  wie  besonders  von  Slrassburg  aus  wurde  der  Einfluss 
der  deutschen  Rechtswissenschaft  in  Frankreich  gefördert,  hier  durch  Rau- 
fer, Hepp,  Schützcnberger,  Rau  und  Aubry  und  durch  die  jün- 
geren Gelehrten  Eschbach  und  Chauffour. 

Es  gab  übrigens  längere  Zeit  drei  Parteien  unter  den  juristischen  Schrift- 
stellern Frankreichs,  solche,  die  ganz  in  Verbindung  mit  deutschen  Gelehr- 
ten die  deutsche  Richtung  verfolgten,  wie  die  schon  genannten  Lerminier, 
Klimralh,  Giraud,  Laboulaye,  Pellal  und  Wolowski,  und  ferner 
Valette,  Hauleville,  Bonjean,  Ginouljac,  der  aus  Holland  über- 
siedellc  Königs warter,  Esquirou  de  Parieu,  Aluuzet,  Montreuil 
der  Ausländer  Bergson,  die  schon  genannten  sämmtlichen  Professoren 
der  Rechte  in  Strassburg  und  in  Dijon  Belime  und  andere;  solche,  welche 
die  deutsche  Rechtswissenschaft  berücksichtigten,  wie  die  schon  genannten 
Berriat-  St.-  Prix  und  Pardessus,  ferner  Taillandier,  Troplong, 
Lehuerou,  Laferriere,  Chumpioniöre,  Foucher,  de  Roziere, 
und  verschiedene  andere  die  dem  Ruhm  und  der  Nationalität  Frankreichs 
nichts  vergeben  wollten;  an  der  Spitze  der  Letzten  stand  der  den  Labou- 
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laye  heftig  anfeindende  Ledru-Rollin  l).  Indessen  machte  die  ge- 
schichtliche Behandlungsweise  des  Rechts,  welche  auch  sehr  kräftig  durch 
die  Academie  des  Inscriptions  und  die  unter  der  Regierung  Louis  Phi- 
lipps gestiftete  Academie  des  Sciences  morales  et  poiitiques  (unter  andern 
durch  das  Ausschreiben  rechtsgeschichllichcr  Preisangaben)  gefördert 
wurde,  die  grössten  Fortschritte  und  kann  jetzt  als  die  herrschende  ange- 
sehen werden,  obwohl  viele  Commentatoren  der  neuen  Gesetzbücher  Frank- 
reichs die  im  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhundert  übliche  Me- 
thode, freilich  mit  mehr  Geschmack  als  in  jenem  Zeitalter,  zu  befolgen  pfle- 
gen. Eine  grosse  wissenschaftliche  Regsamkeit  herrscht  gegenwärtig  in 
Toulouse  *). 

Der  Einfluss  der  deutschen  Rechtswissenschaft  auf  die  französische 
beurkundet  sich  auch  durch  Ueberselzungen  nahmhafter  Werke  deut- 
scher Rechtsgelehrten;  Guenuux  übersetzte  Savignys  Geschichte  des 
römischen  Rechts  im  Mittelalter  und  dessen  System  des  heutigen 
römischen  Rechts;  auch  die  Abhandlung  vom  Besitz  erschien  Iranzösisch, 
ferner  Mackeldeys  und  Marczoll's  Lehrbücher  der  Institutionen  (das 
letzte  durch  Pellat,  der  auch  F'nlcks  juristische  Encyclopadie  französisch 
bearbeitete),  ferner  Walters  Lehrbuch  des  Kirchen-  und  sogar  Zachari- 
aes  Handbuch  des  französischen  Rechts.  Die  Rechtsphilosophie,  welche 
durch  die  abnormen  Richtungen  der  Socialisten  und  Communisten  sich  auf 
Irrwege  zu  verlieren  bedroht  war,  fand  in  Freunden  der  deutschen  Behand- 
lungsweise dieser  Wissenschaft  Männer,  die  sich  bemühten,  sie  wieder  auf 
solidere  Grundlagen  zurück  zu  führen.  Lcrminier  befreundet  mit  Gans 
wurde  (schon  1830)  Apostel  der  Hegel'schen  Rechtsphilosophie,  Belime 
trat  als  Vertreter  derKantischen  auf,  und  Schützenberger’s  Rechts- 
und Slaalsphilosophie  (von  1849/50)  zeigt  uns  einen  selbstständigen  Den- 
ker, der  mit  dem  gesummten  Entwicklungsgänge  des  Fachs  und  den  ge- 
summten politischen  Wissenschaften  auf  das  innigste  vertraut  ist.  3) 

Zu  den  juristischen  Notabilitälen  Frankreichs  in  der  Gegenwart  gehö- 


t)  Wir  rechnen  za  dieser  Partei  noch  Ducaurroy  *j*  t848  als  Professor  der  In- 
stitutionen in  Paris,  Beug  not  und  zum  Tlieil  den  Historiker  Augustin  Thierry. 

2)  Ein  Verein  von  Freunden  der  Rechtswissenschaft,  an  deren  Spitze  Bennech, 
Professor  d.  römischen  Rechts,  steht,  stiftete  1651  dort  eine  so  genannte  Acadtf- 
tnt’e  de  It'ii  islation . über  deren  Thftligkcit  Mittermaier  Bericht  erstattet  hat 
im  B.  25  der  Zeitschrift  für  die  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Aus- 
landes von  1852.  S.  102.  Den  6.  Sept.  1850  wurde  in  Toulouse  das  Stand- 
bild von  Cujacius  in  Bronza  feierlich  *naogurirt  (S.  Revue  von  1851  B.  I. 
S.  172.  worinnen  eine  neue  Biographie  desselben  von  Benne ch  sich  findet). 

3)  Eine  ausführliche  kritische  Anzeige  von  Schntzenbcrgcrs  Lois  de  Vordre 
social  (Strassb.  1850  2.  B.)  gab  der  Verf.  gegenwärtiger  Encyclopadie  in  der 
Zeitschrift  für  die  Gesetzgebung  und  RW.  des  Auslands  CXXIIT.  S.  157. 
CXX1V.  S.  236. 
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ren  die  Civilisten  Dalloz,  Duranton,  Demante,  Bugnet,  Boileux, 
Bravard,  Dcmolombc,  Mercadö,  Pont,  der  Processualist  Bonnier, 
die  Criminnlislen  Lucas,  Hello,  dann  Daviel  in  Poatiers,  Chaveau 
und  Fau  slin-Helie. 

12T.  VI.  Die  Berücksichtigung  der  deutschen  Rechtswissenschaft  in 
Frankreich,  hatte  eine  fiir  dieselbe  günstige  Rückwirkung  auf  Spanien  *),  des- 
sen Rechlsgelehrle  theils  durch  die  französischen  Uebersetzungen  deutscher 
juristischer  Werke  theils  durch  die  Artikel  der  Zeitschriften  mit  der  Rech ts- 
litteralur  bekannt  gemacht,  alsbald  dieser  unmittelbar  ihre  Aufmerksamkeit 
zuwandten,  dann  aber  auch  in  einem  neuen  Geiste  das  spanische  Rechls- 
sludium  zu  behandeln  begannen.  Mehrere  verfassten  zusammen  einen 
Curso  completo  de  derecho  romano,  enthaltend  in  4 Bänden  die  äussere 
und  innere  Geschichte  des  römischen  Rechts,  dessen  Inhalt  nach  dem  Titel 
sie  entnahmen  aus  den  Schriften  Hugos,  Savignys,  Haubolds,  Nie- 
buhrs,  Mackeldeys  und  des  Verfassers  gegenwärtigen  Werkes.  Als  Ver- 
fasser sind  genannt  Ruperlo  Navarro  Zamorano,  Rafael  Joaquim 
de  Lara  und  Josa  Alvuro  de  Zafra1 2 3 4 5 6).  Die  beiden  ersten  veranstal- 
teten auch  eine  spanische  Bearbeitung  von  Falcks  juristischer  Encyclopä- 
die  und  eine  Uebersetzung  von  Hugos  Rechtsgeschichte  nach  Jourdans 
französischer  *).  Zamorano  endlich  übersetzte  Ähre  ns  (französich  ge- 
schriebene) Rechtsphilosophie  ins  Spanische  *). 

Eine  selbstständige  juristische  Encyciopädie  vonCarmelo  Miguel  er- 
schien 1847  schon  in  der  zweiten  Ausgabe  *).  Neben  diesen  Werken 
wurden  1846/47  indessen  auch  eine  Uebersetzung  des  Institutionen  Cont- 
mentars  von  Vinnius  mit  Heineccius  Zusätzen,  nebst  Vergleichungen  mit  dem 
Rechte  von  Catalonien  veranstaltet  *)  und  schon  1837  eine  Uebersetzung 


1)  Mittheilungen  Ober  die  juristische  Litteratur  Spaniens  finden  sich  in  der  Zeitschrift 
für  Gesetzgebung  und  R.  W.  des  Auslands  in  B.  XVI.  S.  331.  XVII.  S.  465.  XIX. 
$.  16.  Ein  juristisches  Bücherverzeichnis»  aus  Spanien  theille  neustens  v.  Mohl 
mit  in  ders.  Zeitschr.  XXV.  S.  296. 

2)  Siehe  El  Cotnmercio  periodico  mentual  de  ln  lif/reria  Espannuln  N.  5 v. 
May  1852.  No.  770. 

3)  Ebendas.  No.  793.  und  Laboulaye  in  Wolowski’s  Revue  v.  1843.  Bd.  I. 
p.  1.  folg.  B.  11.  p.  288. 

4)  Ebend.  Heft  26  vom  Juni  1852  N.  942. 

5)  Ebend.  N.  951.  Eine  selbstständige  Geschichte  des  römischen  Rechts  schrieb 
1845  Antequera.  Ebend.  III.  495. 

6)  Ebend.  Heft  17  N.  276.  Der  Verfasser  des  Lehrbuchs  des  röm  Rechts  des  Prof. 
Raman  Nencti  y de  Eixila  vom  Jahr  1838  steht  nach  H fi  n e 1 s Anzeige  de* 
Werks  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  R.  W.  des  Auslands  6.  199.  J. 
1848.  S.  16.  folg  noch  ganz  auf  dem  Standpunkt  v.  Heineccius  undPothicr. 

Auch  von  der  Rechtsgeschichte  v.  Heineccius  erschien  eine  spanische  Ueber- 
setzung 1843.  Ebend.  Heft  I.  N.  48.  ' 
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von  fiurlnmnquis  Natuifecht  1 2 3 ).  Auch  isl  eine  Uebersetzung  des  44, 
Capitols  v.  Gibbons  Geschichte  des  Verfalls  und  Untergangs  des  römi- 
schen Reichs  von  Nicomed.  Pastor  Dioz  zu  nennen  J),  ferner 
eine  Darstellung  von  Mittermaiers  Lehren  über  das  Criminalrecht 
(1851)  ’). 

Die  neuen  Werke  über  die  Geschichte  des  spanischen  Rechts  von 
Sempere  1842  von  Ortes  de  Zarata  (1844)  und  Anlequern  (v. 
1849)  sind  schon  oben  §§.  106  und  115  erwähnt  worden;  sie  und  die 
dort  aufgeführte  Sammlung  der  Cödigos  Espannoles  enthalten  sprechende 
Beweise  von  dem  in  Spanien  herrschenden  Eifer  für  das  geschichtliche 
Rechtsstudium. 

Im  Jahre  1844  begann  in  Madrid  unter  dem  Titel  El  derecho  revista 
semaml  de  leginlation , jttrisprudenza  u.  s.  w,  in  welchem  die  rechlswissen- 
schafllichen  Leistungen  des  Auslands  insbesondere  Deutschlands  gerecht 
gewürdigt  wurden  4 5). 

Ein  grosser  Bewunderer  der  deutschen  Rechtswissenschaft  isl  Prof. 
Alava  in  Sevilla,  der  1851  um  es  näher  kennen  zu  lernen,  Deutschlands 
Universitäten  bereiste. 

VII.  Die  politische  und  juristische  Niveliirung  Italiens  durch  die  französi- 
sche Gesetzgebung  und  die  von  Napoleon  eingeführte  Sludienordnung  musste 
eine  totale  Umgestaltung  Italiens  hervorrufen,  das  nun  keine  gelehrten  juristi- 
schen Forscher,  wie  es  deren  noch  einige  von  seiner  Eroberung  hatte,  son- 
dern nur  Interpreten  der  fremden  Codes  bedurfte,  welchen  die  französischen, 
die  ja  von  selbst  dort  Autoritäten  sein  mussten,  als  Vorbilder  dienten. 
Nichts  blieb  von  dem  früheren  Studium  mehr  übrig,  als  das  des  römischen 
Rechts,  und  diess  war  auf  einen  zweijährigen  Cursus  der  Institutionen  be- 
schränkt. Der  Zustand  der  Rechtswissenschaft  Italiens  musste  sich  wie 
der  Frankreichs  und  Belgiens  gestalten,  für  eine  Verbindung  seiner  Juristen 
mit  den  Deutschen  bestand  kein  Bedürlniss.  Indessen  hörte  die  frühere 
wissenschaftliche  Beschädigung  doch  nicht  ganz  nuf;  die  philosophische 
Behandlungsweise  des  Criminnlrechts  dauerte  fort,  in  Carmignani  lebte 
ein  noch  vom  Geiste  Beccarias  beseelter  Criminalisl. 


1)  Ebend.  Heft  VI.  N.  919. 

2)  Ebend.  Heft  5.  N.  774.  Ein  anderes  Lehrbuch  d.  rum.  Rechts  in  2 Ausgaben 
1945  ebend.  II.  284,  desgl.  eine  Uebersetzung  v.  Ortolan  geschichtlicher  Erklä- 
rung der  Institutionen  1847.  ebend.  II.  268. 

3)  Ebend.  Heft  5.  N.  794. 

4)  Eine  Inhaltsanzeige  der  ersten  Hefte  derselben  gibt  Mittcrmeier  in  der  an  gef. 
Zeitschrift  Bd.  17.  S 466. 

5)  lieber  die  Geschichte  und  den  Zustand  der  Rechtswissenschaft  verdanken  wir 
Mitterm aier  sehr  ins  einzelne  gehende  Mittheilungen  in  der  Zeitschrift  für 
Gesetzgeb.  und  Rechtswissenschaft  des  Auslandes  B.  XII.  S.  124  B.  XIII.  S.  90 
XIV.  138.  398.  556.  XV.  137.  XVIII.  416. 
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Die  Restauration  des  Jahres  1815  musste  eine  Aendentng  herbei  füh- 
ren. Doch  war  dieselbe  für  das  lombardo- venezianische  Königreich  einem 
Umschwung  der  Wissenschaft  nicht  günstig:  an  die  Stelle  der  französischen 
Gesetzgebung  trat  die  Oeslreichische,  die  Universitäten  wurden  nach  dem 
Muster  der  übrigen  des  Reiches  organisirt.  Die  Jurisprudenz  bedurfte  kei- 
ner höheren  wissenschaftlichen  Richtung,  zumal  nach  dem  österreichischen 
Sludienplan  '),  wie  noch  jetzt  das  römische  Recht  auch  in  Oestreich  fast 
bedeutungslos  ist. 

Indessen  wurden  indenSlanls-  und  rechts  wis  sensch  aftlich  en 
Fa  cu  Hüten  nach  den  von  der  Regierung  vorgesehriebenen  Lehrbüchern 
Vorlesungen  gehalten  über  die  juristische  Encyclopädic  nach  Zeiller,  das 
Naturrecht  nach  Martini,  das  Criminal-  l’rocess - und  Civilrecht  nach  den 
österreichischen  Gesetzbüchern,  über  das  Kirchenrecht  nach  Rechberger, 
Handelsrecht  nach  dem  noch  geltenden  Handelsgesetzbuch  v.  1801  über 
römisches  Recht  verbunden  mit  Naturrecht  nach  den  Lehrbüchern  vop 
Heineccius,  Böhmer  oder  sogar  nach  Domat. 

Der  Zustand  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtswissenschaft  in  Toskana 
wird  uns  noch  im  Jahr  1829  von  einem  der  ersten  Juristen  Italiens  Cap  ei 
als  ein  gleichfalls  wenig  erfreulicher  geschildert,  der  der  Gesetzgebung, 
welche  einer  theilweisen  Restauration  unterlag,  war  höchst  incoharent ; nur 
die  Lehrer  des  Criminalrechts  Carmignani  in  Pisa  und  Veri  in  Siena 
werden  von  ihm  als  Männer  grossen  Verdienstes  geschildeit.  Man  las  über  In- 
stitutionen und  nur  über  einzelne  ausgewählte  Titel  der  Pandekten,  des  Codex 
und  der  Novellen ; obgleich  das  römische  Recht  das  gemeine  des  Landes  ist*). 

An  den  römischen  Universitäten  Bologna  Peruggia  und  Rom  geschieht 
zwar  mehr  für  das  Studium  des  römischen  Rechts,  sogar  die.  Institutionen 
des  Gajus  wurden  berücksichtigt,  allein  die  Behandlungsweise  war  un- 
hisloriseh  und  unkritisch  *).  Besser  organisirt  erscheint  der  Rechlsunterricht 
in  der  allen  von  Kaiser  Friedrich  II.  1220  gestifteten  Universität  zu  Neapel; 

1 ) Eine  Notiz  über  diese  Studienordnung  findet  sieh  in  der  belgischen  Hihliotke- 
t/ue  de  Juriicomulte.  Bd.  I.  (v.  1625/26)  S.  337.  Eine  andere  von  S a v i g n y 
in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft  (v.  1828)  Bd.  VI.  S.  201.  folg. 

2)  S.  dessen  sehr  iesenswerlhen  Aufsatz  aber  den  Zustand  der  Gesetzgebung  und 
der  Rechtswissenschaft  in  Toskana  in  der  Zcitsshrilt  für  Gesetzgeb.  und  HW-  d. 
Ausl.  Bd.  I.  S.  73— 86  Auch  v.  Savigny  trat  a.  a.  0.  S.  206.  nichts  Erfreu- 
liches über  den  Rechlsunterricht  in  Toskana  zu  berichten. 

Obgleich  schon  in  hohem  Aller  stehend  lieferte  Carmignani  noch  1828/29 
einen  Artikel  über  die  Strafgesetzgebung  des  Grossherz.  Leopold  in  Toskana 
in  die  erst  genannte  Zeitschrift  ß.  I.  S.  345  nnd  1829/30  über  die  Schicksale 
der  Todesstrafen  in  Toskana  B.  II,  S.  385.  sowie  B.  V.  S.  403.  über  den  Zustand 
der  Strafproccssgcsctzgcbung  in  Italien. 

3)  Noch  der  Schilderung  v.  Savignys  a.  a.  0.  S.  20.  n.  211.  216.  Zu  der  ju- 
ristischen Facnltüt  gehörten  wie  in  Toskana  auch  die  Vorlesungen  Uber  griechi- 
sche und  lateinische  Sprache,  politische  Geschichte. 
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neben  den  Vorlesungen  über  die  neuen  Gesetzbücher  (das  des  Civilrechts 
ist  v.  Jahr  1820)  werden  auch  Vorlesungen  über  Institutionen  und  Pan- 
dekten gehalten.  1 2 ) 

Dieser  nngünstigen  Verhältnisse  ungeachtet  hat  doch  Italien  noch  von 
der  Einwirkung  der  deutschen  Hechtswissenschaft  im  Lande  eine  Anzahl 
verdienstvoller,  juristischer  Schriftsteller  nui'zuweiscn , unter  welchen  die 
Criminalisten  die  erste  Stelle  einnahmen.  Ausser  Carmignani  haben 
sich  im  Auslande  noch  mehrere  andere  besonders  aber  Roma  gnosi, 
Nicolini  und  Gioja  einen  Namen  gemacht,  so  wie  der  freilich  in  Genf 
und  Paris  französisch  schreibende  Kossi  *).  Um  die  Hechtsgeschichte 
Italiens  erwarb  sich  Winspenre  schon  1811  Verdienste  3). 

Jene  Einwirkung  trat  aber  allmählich  ein  und  muss  verschiedenen  Ur- 
sachen zugeschrieben  werden,  vor  allen  der  Entkräftigung  des  wissenschaft- 
lichen und  besonders  des  geschichtlichen  Sinnes  unserer  Zeit,  dem  Einfluss 
der  juristischen  Zeitschriften  Frankreichs,  den  Reisen  deutscher  Rechlsge- 
lehrten  in  Italien  und  vor  allem  dem  grossen  Namen  Savignys,  dessen 
Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  von  Capei  in  abge- 
kürzter Form  ins  Italienische  übersetzt  wurde  und  im  höchsten  Grade  das 
Interesse  der  italienischen  Geschichtsschreiber  und  Rcchlsgelehrlen  erregte. 
Er  bewirkte  die  Wiederaufnahme  der  geschichtlichen  Studien4)  über  das 
vaterländische  Recht.  Mehrere  der  Männer,  welche  sich  mit  demselben  be- 
fassten, traten  mit  so  gediegenen  Werken  hervor,  dass  sie  sogleich  als 
Gelehrte  höheren  Ranges  in  ganz  Europa  begrüsst  wurden.  Diess  waren 
vor  allen  der  Graf  Sclopis,  Baudi  di  Vesm e und  Cibrario  (1834 — 1840) 
mit  welchen  eine  grosse  Anzahl  anderer  wetteiferten,  wie  1836/43  Troya 
in  Neapel,  18-11  Torti,  Capponi,  Razonico  1843  in  Florenz  und  Bon- 
nini  in  Pisa,  Bianchini  und  Gregorio  in  Palermo  (1839—1842),  Fil- 
ii p i n i in  Rom,  1841  Morbio  in  Mailand,  Bartolini  in  Lucca  1831/9, 
Trevisani  1844,  und  andere,  deren  Namen  nicht  alle  hier  genannt  wer- 
den können.  Sie  bearbeiten  die  Rechtsgeschichte  Italiens  in  allen  Perioden 
von  der  römischen  an  und  hellten  sowohl  die  des  ganzen  Landes  als  die 
der  einzelnen  Provinzen  und  Oerlliclikeit  auf.  Auch  wurden  ungedruckte  Quel- 
len ja  sogar  Sammlungen  derselben  herausgegeben,  unter  welchen  die  vom 


1)  V.  Savigny  a.  a.  0.  S.  216.  folg. 

2)  Man  verdankt  ausführliche  Mittheilungcn  Ober  den  Zustand  und  den  Entwicklungs- 
gang; der  Wissenschaft  des  Criminalrechts  in  Italien  vor  allein  Miltermaier 
In  der  Zeitschrift  für  Gesetzgeb.  und  R.  W.  des  Auslands  B.  V.  S.  1 1 4 und  493. 
B.  XV.  S.  277.  453.  B.  XXIV.  S.  284. 

3)  Durch  sein  Werk  degli  Ahuii  fr  mint  i. 

4)  Nittermaicr  hat  über  den  Fortgang  dieser  Studien  sehr  ausführliche  Mitlhci- 
lurigen  gemacht  in  d.  gen.  Zeitschrift  B.  VI.  S.  261.  353  IX.  348.  442.  XIV.  90. 
XV.  136.  XVIII.  417.  XIX.  144.  XXIV.  141. 
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Grafen  Sclopis  dirigirlen  auf  Kosten  der  piemontesischen  Regierung  er- 
scheinenden Monumenta  hittoriae  patriae  die  berühmteste  sind.  Zugleich 
machte  das  Studium  des  römischen  Rechts  bedeutende  Fortschritte,  mit  der 
römischrechllichen  Litteratur  Deutschlands  wurde  Italien  besonders  durch 
Conti cini  bekannt,  der  längere  Zeit  an  der  Universität  Heidelberg  und 
der  von  Berlin  sludirt  hatte.  Es  wurden  verschiedene  Lehrbücher  des 
römischen  Rechts,  der  Rechtsgeschichle  und  selbst  Monographien,  wie  Sa- 
vignys  Abhandlung  vom  Besitz,  ins  Italienische  übersetzt,  doch  scheint 
sich  diess  Studium  nicht  an  allen  Universitäten  auf  die  gewünschte  Höhe 
erhoben  zu  haben  ').  Es  erschienen  auch  andere  Werke  über  die  Juris- 
prudenz als  Gesnmmlwissenschafl,  z,  B.  1839  eine  juristische  Encyclopädie 
von  Albertini,  die  von  deutschen  Gelehrten  sehr  gerühmt  wird  *).  Mit 
ganz  besonderem  Eifer  wurde  das  Criminalrechl  und  die  Rechtsphilosophie 
bearbeitet.  Die  berühmteren  Criminalisten  aus  dem  ersten  Viertel  des 
Jahrhunderts  setzten  ihre  Thätigkeit  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die 
deutsche  strafrechtliche  Litteratur  fort,  wie  z.  B.  der  unermüdliche  Car- 
mignani,  Nicollini,  Abe  und  verschiedene  jüngere  Schriftsteller  ge- 
sellten sich  ihnen  bei,  unter  welchen  besonders  Giuliani  aus  Mailand 
(seit  1841),  Cortoli  in  Bologna  (1839),  Bonnani  in  Aquila  1839,  Zupe- 
tha  1831,  Armellini  1842,  und  Nanini  und  Orozini  in  Neapel  ge- 
rühmt werden  *). 

Die  nalurrechtlichen  Studien  * ) sowohl  von  Rechlsgelehrten  als  von 
Philosophen  auf  das  lebhafteste  betrieben,  nahmen  eine  kritische  Richtung, 
man  stritt  sich  über  diess  höchste  Rechtsprinzip,  über  Kants  und  Fich- 
t es  Lehren,  über  die  Ansichten  Hugos  und  der  historischen  Schule  Deutsch- 
lands, Bentham's  u.  s.  w.  und  daraus  ging  eine  reiche  Literatur  hervor, 
wie  diess  in  Deutschland  am  Ende  des  achtzehnten  und  am  Anfang  unse- 
res Jahrhunderts  der  Fall  war.  Unter  den  neusten  Naturrechtstheorien  er- 
regte die  Krausische  in  Italien  besondere  Aufmerksamkeit  oder  viel- 
mehr deren  Darstellung  in  Ah  re  ns  französisch  geschriebenem  Lehrbuch. 
Als  die  bedeutendsten  rechtsphilosophischen  Schrillsteller  wurden  bekannt, 
Bnrdi,  Poli,  Dalluschek,  Manzini,  Boncompngni,  Albini,  Ros- 
mini, Peyretti  Ambrosoli  Mnmiani,  Taparelli,  besonders  aber 


1)  S.  einen  Artikel  von  Zachariac  von  Liligenthal  im  6. XVI.  der  gen.  Zlichr. 
(v.  1842)  S.  212. 

2)  S.  Mittermaier  in  d.  all.  Zeitschrift  B.  XII.  S.  488  und  Rocder  in  B.  XXV. 
S.  80.  m.  d.  Note. 

3)  lieber  ihre  Leistungen  siehe  Mittermaior  a.  a.  0.  Bd.  XV.  313. 

4)  Mi  ttc r m ai er  in  der  a.  Zeitschrift  B.  XIV.  S.  398.  Eine  sehr  lesenswerthe 
kritische  Darstellung  dieser  Studien  giebt  Roed er  in  derselben  Zeitschrift.  B.  XXV. 
(v.  1852  53)  S.  62  — 102  und  S.  229  — 25». 


Digitized  by  Google 


369 


Tolomei.  *)  In  Neapel  wurde  auch  das  Staatsrechl  mil  grossem  Fleiss 
wissenschaftlich  bearbeitet.  J) 

Auch  der  neuste  Zustand  der  Rechtswissenschaft  in  Italien,  obwohl 
ein  wenig  getrübt  durch  die  politischen  Stürme  der  Jahre  1847 — 50,  wird 
uns  als  ein  nicht  unbefriedigender  geschildert.  Die  rechtsgeschichtlichen 
Studien  werden  fortgesetzt,  verschiedene  Historiker  oder  Rcchtsgelehrten 
traten  mit  neuen  auf  die  Rechtsgeschichte  Italiens  sich  beziehenden  Schrif- 
ten hervor,  wie  1847  Albini,  Lafarinn.  1851  aufs  neue  der  unermüd- 
lich thälige  Graf  Sclopis  in  Turin,  und  1850  Anl.  Zobi  in  Florenz*). 
Die  Wissenschaft  des  Strafrechts  beschäftigt  fortwährend  eine  grosse  An- 
zahl theils  schon  früher  bekannter  theils  jüngerer  Schriftsteller,  deren  Ver- 
dienste 1852  von  Miltermaier  B.  XXIV  S.  284  in  der  Zeitschrift  für  Ge- 
setzgebung und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  hervorgehoben  werden. 

Endlich  beweisen  den  befriedigenden  Zustand  der  Rechtswissenschaft 
Italiens  auch  zahlreiche  juristische  Zeitschriften,  unter  welchen  mehrere  nieht 
blos  der  Praxis,  sondern  wie  man  zu  sagen  pflegt  auch  der  Theorie  des  Rechts 
gewidmet  sind.  Vor  zehn  bis  zwöll  Jahren  war  die  Anzahl  dieser  Zeitschrif- 
ten bedeutender  als  jetzt.  Unter  den  gegen  1841  erscheinenden  hebt  Mil- 
termaier*) besonders  hervor  die  Annali  di  Jurisprudenzu  von  Turin,  in 
Neapel  il  Giurista  und  die  Annali  di  Legislazione,  in  Toskana  die  Armuli 
di  Giurisprudenza  und  das  Giomale  Toskano. 

Gegenwärtig  sind  nach  ihm  von  Bedeutung  das  Giomale  per  la  Scienza 
politica  legale  von  Mailand,  die  Rivistu  italiana  von  Turin  und  die  Temi 
(Themis)  von  Florenz*). 

Auch  enthalten  die  allgemeinen  wissenschaftlichen  Zeitschriften  juri- 
stische Aufsätze. 

Der  Rechtsunterricht  wurde  in  manchen  Universitäten  Italiens  umge- 
slaltet;  z.  B.  1810  in  Toskana,  wo  eine  neue  Studienordnung  eingelührt, 
und  nicht  blos  über  Institutionen  und  Pandeclen  sondern  auch  über  Rechts- 
geschichle  und  über  Rechtsphilosophie  Vorlesungen  gehalten  werden  ’). 

Ein  erfreuliches  Zeichen  des  wissenschaftlichen  Fortschritts  Italiens 
ist  auch  die  Betheiligung  italienischer  Rechlsgelehrien  an  der  deutschen 


1)  Ihre  von  Boeder  berücksichtigten  Schriften  »sind  meistens  aus  den  Jahren 
1837  bis  1849. 

2)  S.  über  dessen  Literatur  Mo  hl  in  derselb.  Zeitschrift  B.  XIII  S.  436  B.  XIV. 
S 53. 

3)  Es  schildert  denselben  M i t te  r maier  in  der  genannten  Zeitschrift  B.  XXIII  S.  298, 
471  und  B.  XXIV  S.  248,  459. 

4)  Mittcrmaier  a.  a.  0.  S.  146  folg. 

5)  ln  der  gen.  Zeitschrift  B.  XIV.  S.  16  folg. 

6)  Mittcrmaier  in  der  oll.  Zeitschrift  B.  XXIII  S.  293.  471. 

7)  Zeitschrift  für  G.  u.  R.-W.  d.  A.  B.  XIV  S.  147. 

24 
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Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  ■),  wie 
von  Graf  Sclopis,  Capei,  Mori  in  Pisa,  Giovanetti,  Giuliani,  Ron- 
chivechi,  Nicolini  und  des  schon  aufgeführten  Carmignani  u.  a. 

128.  VW.  Wir  richten  unsere  Blicke  wieder  nach  der  Rechtswissenschaft 
des  Nordens.  Wie  Dänemark  durch  seine  Verbindung  mit  Schleswig  und 
Holstein  mit  Deutschland,  hängt  auch  die  deutsche  Rechtswissenschaft  mit  der 
dänischen  immer  zusammen,  und  da  die  allgemeine  Bildung  des  protestanti- 
schen Landes  dieselbe  wie  die  des  nördlichen  Deutschlands  ist,  so  musste 
eine  beständige  Rückwirkung  der  deutschen  Literatur  als  der  umfassenderen 
auf  die  dänische  stnltflndcn.  So  finden  wir  nach  den  Zeugnissen  von  Män- 
nern, welchen  die  Zustände  der  dänischen  Rechtswissenschaft  genau  bekannt 
sind  * ),  dass  seit  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  derselbe  Aufschwung 
der  Rechtswissenschaft  dort  statt  hotte,  wie  in  Deutschland  und  zwar 
gleichfalls  wie  hier  in  der  doppelten  d.  h.  philosophischen  und  historischen 
Richtung.  Im  zweiten  Viertel  unseres  Jahrhunderts  wurde  die  Jurisprudenz 
eine  sehr  blühende  Wissenschaft  in  Dänemark,  so  dass  sowohl  das  dog- 
matisch -practische,  als  das  historische  Rechlsstudium  die  glänzendsten 
Fortschritte  machte.  Die  Namen  der  Männer,  die  an  der  Spitze  des  einen 
und  des  andern  standen,  nämlich  Oerstedt  *),  Schlegel  und  Kolderup- 
Rosenvinge,  gemessen  in  Deutschland  eines  wohl  begründeten  Rufes,  neben 
ihnen  haben  sichMadvig,  Algreen,  Ussing  und  Bang  als  Civilisten,  der 
erste  auch  als  Criminalist,  Hansen  und  Scheel  als  Proeessualisten, 
Jacobsen  als  Reehlshistoriker  und  Larsen  als  Publieist  anerkannt  verdient 
gemacht.  Was  die  Rechtsphilosophie  betrifft,  so  herrschten  die  Lehren  der 
kritischen  Schule ; 1834  wurde  das  Naturrecht  von  Gros  von  Fribert  und 
183"  das  von  Rotteck  durch  Nyholm  ins  Dänische  übersetzt.  Kall 
gab  1850  in  der  von  Petersen  in  Kopenhagen  redigirten  Zeitschrift  eine 
Uebersicht  der  juristischen  Lilteratur  von  1839  bis  1849,  aus  welcher  wir 
Michelsen  einen  kurzen  belehrenden  Auszug  verdanken 1 2 3  4 ). 

Von  den  Ausgaben  der  Quellenwerke  des  alldeutschen  Rechts  und 
den  rechtsgeschichtlichen  Leistungen  Rosen vinges  ist  oben  (§.  111)  die 
Rede  gewesen.  Der  höchst  gelehrte  Mann  war  bis  zu  seinem  Tode  un- 
ermüdlich thätig.  Seine  Reehtsencyclopüdie  v.  J.  1849  ist  im  Geiste  der 


1)  S.  die  Bände  III.  52.  VI.  359  X.  113.  XV.  22.  40.  274.  421.  XVI.  394.  466. 
XX.  83. 

2)  Falck  in  den  Kieler  Beiträgen  B.  XIV  und  MichcUcn  in  der  Zeitschrift 
für  Gesetzgebung  und  Hcchlsgeschichle  des  Auslands  B.  I,  S.  476  v.  1829  und 
B.  XI  v.  J.  1842  S.  198  — 201,  vor  allen  Paulsen  in  der  Tübinger  kritischen 
Zeitschrift  B.  V.  v.  1829  S.  103. 

3)  Er  gab  seit  1792  juristische  Zeitschriften  heraus,  die  sich  über  100  Bände  beliefen. 
Kolderup-Hoscnvinge's  juridische  Encyclopiidic  S.  77  in  d.  Note. 

4)  ln  der  genannten  Zeitschrift  a.  a.  0. 
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neueren  deutschen,  der  geschichtlichen  Schule  geschrieben  und  zeigt,  wie 
tief  gehend  und  allseitig  des  Verfassers  Auffassung  der  Rechtswissenschaft 
war.  Die  in  Deutschland  noch  immer  nicht  genugsam  beachtete  juris- 
tische Literatur  Dänemarks  blieb  seit  1829  durchaus  nicht  still  stehen, 
wie  theils  viel  ausgezeichnete  Werke,  theils  juristische  Zeitschriften  beweisen. 

Was  den  Zustand  der  Rechtswissenschaft  in  Schweden  betrifft,  so 
wird  derselbe  von  Männern , welche  um  dieselbe  bedeutende  Verdienste 
erwarben,  v.  Schlyter  und  Collin,  als  der  beklagenswertheste  geschil- 
dert 1 2 3 ) und  namentlich  bemerkt,  dass  das  römische  Recht  im  Lande  fast 
gänzlich  unbekannt  ist.  Dass  derselbe  seitdem  sich  gehoben  hat,  ist  schon 
aus  der  von  uns  oben  (§.  111)  gegebenen  Miltheilung  Ober  die  Quellenwerke 
und  Geschichte  des  altschwedischen  Rechts  zu  entnehmen;  ausser  den 
vorhin  genannten  Männern,  haben  noch  Bring,  Holmbergsen,  der  Ge- 
schichtsforscher Geijer,  und  Schrevelius  sich  einen  Namen  gemacht. 
Ihre  Leistungen  beweisen,  dass  dieselben  mit  den  Fortschritten  der 
Rechtswissenschaft  Deutschlands  vertraut  sind. 

IX.  Der  ganze  Rechtszustand  Englands  und  die  Art  und  Weise,  wie 
das  Rechtsstudium  dort  betrieben  wird,  macht  es  begreiflich,  dass  die 
deutsche  Rechtswissenschaft  auf  die  englische  nur  einen  geringen  Einfluss 
haben  konnte.  Für  die  englischen  Rechtsgelehrten  ist  nur  die  praktische 
Jurisprudenz  von  Werth  *),  und  wird  bei  den  Advokaten,  wie  die  Kennt- 
nis» eines  Gewerbs  bei  einem  Meister,  erlernt.  Einige  allgemeine  Kennt- 
nisse des  römischen  Rechts  sind  allerdings  nölhig  und  werden  durch  Bü- 
cher und  Anleitung  der  Praktiker  erworben,  aber  ein  tiefer  eingehendes 
Studium  desselben  gilt  für  überflüssig. 

Anders  ist  es  in  Schottland ; an  seinen  Universitäten  befinden  sich  nicht 
blos  nominelle  Lehrstühle  des  römischen  Rechts*),  sondern  auch  die  in  Deutsch- 
land übliche  Behandlung  desselben  ist  in  der  neusten  Zeit  durchgedrungen. 
Dass  es  in  Schottland  Gelehrte  gibt,  welche  mit  dem  Stande  der  deut- 
schen Rechtswissenschaft  vollkommen  vertraut  sind,  zeigen  u.  a.  zwei  mit 


1)  ln  Mittheilungen  derselben  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  R.  W.  des 
Auslands  B.  I.  8.  423 — 434  und  Paulsen  in  der  Tübinger  hrit.  Zeitschrift 
B.  V.  S.  147. 

2)  Es  wurden  jedoch  Lehrstühle  des  Rechts  an  der  Universität,  am  Kings-College  in 
London  errichtet.  An  der  ersten  machten  sich  Anas  und  Austin  nts  Lehrer 
und  Schriftsteller  einen  Namen.  Man  hat  neustcns  1B46  Vorschläge  zur  Ver- 
besserung des  Rechtsunterrichts  gemacht.  Mitlermaier  in  derselben  Zeit- 
schrift B.  XX.  S.  130. 

3)  Auch  in  Oxford  besteht  ein  solches;  doch  werden  die  Vorlesungen  über  römi- 
sches Recht  wenig  besucht. 

Mittermaier  in  der  Zeitschrift  B.  XX.  S.  134  und  die  Themis  v.  Paris 
».  VI.  p.  204. 
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grösster  Erudition  geschriebene  Bücher,  nämlich  David  Irvings,  zu 
seinen  Lebzeiten  Vorstehers  der  Advokutenbibliolhek  in  Edinburg,  Obser- 
vation, später  An  interduction  on  the  Study  of  the  civil  Law,  dessen  erste 
Ausgabe  1815  und  die  zweite  1818,  die  dritte  1823,  die  vierte  Ausgabe 
1837  erschien,  und  John  lleddie's  Historien!  Rotices  of  the  Roman  law 
and  of  the  recent  progres  of  the  Study  in  Germania,  Edinb.  1826.  Hugo  ') 
hat  auf  beide  Schrillen  und  zwar  auf  die  erste  dreimal  aufmerksam  ge- 
macht, und  dadurch  den  Verfasser  der  ersten  Schrift,  die  ursprünglich  nur 
2 Bogen  stark  war,  so  begeistert,  dass  sie  in  der  vierten  282  Seiten  beträgt 
und  fast  eine  vollständige  Uebersicht  der  Lilerärgcschichle  des  römischen 
Rechts  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  enthält,  durch  welche  wir  auch 
Kenntniss  von  den  Fortschritten  dieses  Studiums  in  Grossbritanien  erhal- 
ten. Die  vier  Ausgaben  der  Schrift  beweisen,  dass  sie  nicht  ohne  Ein- 
fluss blieb.  Red  die  hatte  in  Göttingen  Vorlesungen  gehört  und  promovirt.  2) 
Mit  beiden  stand  Ch.  P.  Cooper  in  London,  dessen  französische  Briefe, 
über  den  Gerichtshof  des  Kanzlers  wir  in  §.  109  anzuführen  Gelegenheit 
hatten,  in  Verbindung.  Der  lange  Zeit  als  Sekretär  der  Reecordcontis- 
sion  grossarlig  thätige  Mann  beweist  in  seinen  Schriften  gleichfalls  eine 
genaue  Bekanntschall  mit  der  gegenwärtigen  juristischen  Literatur  Deutsch- 
lands, kennt  Thibaut's,  Savigny’s,  Eichhorn' s und  andere  Schriften 
und  trat  den  Codifikationsfreunden  Englands  int  Jahre  1827  auf  eine  ähn- 
liche Weise,  wie  1815  Savigny  Thibanl  entgegen  3 4). 

Plunkett  Burke  schrieb  1827  eine  Geschichte  des  römischen 
Rechts,  in  welcher  Hugo  berücksichtigt  ist.  1 ) Eine  jüngere  Generation 
von  Rechtsgelehrten  ist  gleichfalls  den  Fortschritten  der  deutschen  Rechts- 
wissenschall mit  Aufmerksamkeit  gefolgt;  1829  hat  Cathkart  den  I.  Band 
von  Savigny’s  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelaller  ins  Eng- 
lische übersetzt.  Die  juristischen  Zeitschriften  The  Jurist,  wovon  zwischen 
1827  und  1828  nur  10  Hefte  erschienen,  seit  1828  das  von  Ha y ward 
redigirle  noch  bestehende  Law  Magazine,  wovon  jährlich  4 Hefte  erschein 
nen,  und  das  Law  Review  seit  1844  liefern  davon  Beweise,  so  wie  die, 
freilich  kaum  nennenswerthe,  Theilnahme  einiger  englischen  Rechtsgelehrten 
an  der  Heidelberger  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft 
des  Auslands  (wir  nennen  z.  B.  J.  Miller  in  London,  ferner  Haywnrd 


1)  ln  der  Gült.  gel.  Anz.  S.  dessen  Bacherschau  II.  348,  425,  552  u.  688 

2)  Seine  Inauguraldissertation : de  Edictie  Paetnrum  Specimen  f von  1825  zeigt 
von  gründlicher  Gelehrsamkeit. 

3)  Siehe  über  ihn  Zachariae  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswis- 
senschaft des  Auslands  B.  II.  S.  133.  u.  d.  Verf.  Anzeige  von  Meyers  Buch 
de  la  Codißctition  en  gdnirnl  et  de  celte  d'  Angleterre  ett  pnrticulier 
ebend.  III.  231. 

4)  Jrving,  An  Introduction  S.  196 — 197.  Eine  2.  Ausgabe  derselben  von  1830 
ist  angeführt  in  derselben  Zeitschrift  B.  III.  S.  487. 
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daselbst)1),  desgleichen  die  englischen  Mitarbeiter  an  Foelix,  Revue  etran- 
gere  de  legislation  wie  Hayward.  Slafford,  Lavey,  Dowling,  Dr. 
Bach  in  London  nnd  Bannister  in  Paris.  Pie  von  Jahr  zu  Jahr  stei- 
gende Aufmerksamkeit,  welche  die  deutschen  Rechlsgelehrten  dem  engli- 
schen Hechte,  widmen,  wird  nicht  verfehlen,  die  deutsche  und  englische 
Rechts  Wissenschaft  noch  inniger,  als  es  früher  der  Fall  war,  mit  einander 
zu  befreunden. 

Vorherrschender  Charakter  der  deutschen  Rechlsqucllcn 
seil  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts. 

128.  Der  vorherrschende  Charakter  der  Rechtsquellen  des  gegenwär- 
tigen Jahrhunderts  ist  der  der  Gesetzgebung  im  eigentlichen  Sinne  des 
Worts.  Für  die  Hauptzweige  der  Rechtswissenschall  besieht  sie  in  der 
Codißkation  aller  zu  ihnen  gehörenden  Bestimmungen,  sie  mögen  als 
Gewohnheils-  oder  Jurislenrechl  oder  als  specielle  gesetzlichen  For- 
schriften entstanden,  oder  erst  neu  einzuführende  Satzungen  sein;  für 
die  übrigen  in  einzelnen  meistens  umfassenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen. Darum  sind  die  Hauptquellen  des  Privalrechls  Civil-,  des  Straf- 
rechts Straf-  und  Slrafprozessgesetzbücher,  für  das  gerichtliche  Ver- 
fahren Civilprozessgcselzbücher  oder  Prozessordnungen,  für 
das  Staatsrecht  Staatsgrundgesetze,  auch  Verfassungsurkunden  (Char- 
les) genannt,  für  die  Verwaltung  die  Organisationsedikle  u.  dgl.,  end- 
lich für  völkerrechtliche  oder  ihnen  gleichkommende  Verhältnisse : Staals- 
verträge,  Vereinbarungen,  Abkommen,  Concordale  u.  dgl.  Das  Gewohn- 
heitsrecht ist  durch  diesen  Entwicklungsgang  in  den  Hintergrund  gedrängt 
worden  und  hat  in  den  Ländern  mit  Gesetzbüchern  nur  noch  eine  geringe 
fast  immer  lokale  Geltung;  das  eigentliche  Jurislenrechl  besteht  in  den 
bleibend  werdenden  Ergebnissen  der  Interpretation  und  der  Anwendung 
der  Gesetze;  doch  ist  für  dasselbe  stets  ein  Bediirfniss  vorhanden,  weil 
jedes  neue  gesetzliche  Recht  zu  streitigen  Fragen  Veranlassung  gibt,  die 
auf  eine  feste 'Weise  entschieden  werden  müssen,  wenn  nicht  das  geltende 
Recht  in  einen  Zustand  der  Ungewissheit  geralhen  soll. 

Die  Codifikalionssille  des  Zeitalters  ging  aus  den  schon  in  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  verbreiteten  Ansichten  hervor:  dass  die  Staatsge- 
walt als  die  zum  Herrschen  bestimmte  Vernunft  der  Gesamintheil  und  als  das 
Gemeinorgan  Aller  die  Macht  sei,  von  dem  alles  Recht  uusgehen  — die  also 
dasselbe  machen  müsse;  die  Einzelnen  haben  ihm  nur  zu  gehorchen;  eine 
Ansicht,  die  besonders  in  grösseren  Staaten  und  von  thatkriifligen  Regen- 
ten getheilt,  auch  desshalb  zur  Geltung  kam,  weil  das  Bedürfniss  der 
Einheit  stark  gefühlt  wurde  und  das  Streben,  den  Organismus  des  gan- 


11  S.  von  ihm  einen  Artikel  ttber  den  Advokatenstand  in  England  B.  V.  S.  00. 
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zen  öffentlichen  Lebens  fest  und  genau  zu  bestimmen , allgemein  war. 
Auch  strebten  gerade  die  ausgezeichnetsten  Landesherrn  nach  dem  Ruhm, 
als  grosse  Gesetzgeber  sich  in  der  Weltgeschichte  zu  verewigen,  ein  Ruhm, 
um  welchen  mancher  die  Gesetzgeber  des  Alterlhums  beneidete,  deren 
Genie  allein  man  Jahrhunderte  lang  die  in  der  Weltgeschichte  so  hoch 
gerühmten  Gesetzgebungen  zuzuschreiben  gewohnt  war.  Schon  Lud- 
wig XIV.  war  zur  Abfassung  seiner  Ordonnances,  Chile,  Criminelle ; de  Com- 
merce und  des  Code  noir  u.  a.  durch  solche  Motive  mit  bestimmt  worden. 
Diese  Geislesrichtung  wurde  noch  durch  den  vorherrschenden  Charakter 
der  juristischen  Studien  des  achtzehnten  Jahrhunderts  begünstigt;  man  hielt 
das  Natur-  als  Vemunflrecht  für  das  allein  wahre  und  ursprüngliche,  durch 
die  Barbarei  der  Vergangenheit  aber  verunstaltete  Recht  und  glaubte,  in 
Folge  der  Fortschritte  der  Philosophie  (in  Deutschland  vor  allem  der 
Wölfischen)  zur  wahren  Einsicht  seiner  Grundsätze  gelangt  zu  sein,  und 
bemühte  sich,  durch  neue  Gesetze  die  Errungenschaften  der  Weisheit  auf 
ewige  Zeiten  zu  befestigen.  Endlich  trug  auch  noch  eine  andere  aus  der 
neueren  höheren  Bildung  hervorgegangene  Zeitrichtung  zu  dieser  CodiA- 
kationssitte  bei,  nämlich  die  Vorliebe  für  das  Allgemeine,  für  das  Abstrakte, 
wodurch  man  auf  eine  viel  einfachere  und  leichtere  Weise  die  Schwierig- 
keiten der  Rechtspflege  zu  heben  hoffte.  Man  glaubte,  einige  wenige  aber 
allgemein  so  viele  Fälle  wie  möglich  umfassende  Regeln  würden  es  dem 
Richter,  vorkommende  Rechtsstreite  zu  entscheiden,  leichter  machen,  als  die 
ihm  bisher  obliegende  Berücksichtigung  der  grossen  Masse  von  Gesetzen, 
die  noch  üherdiess  grössten  Theils  in  einer  fremden,  dem  Volke  unverständ- 
lichen Sprache  abgefasst  seien,  und  dass  schon  deshalb  das  Richteramt  be- 
quemer werden  müsste,  weil  das  Volk  die  neue,  kurze  und  in  der 
Volkssprache  abgefasste  Gesetzgebung  verstehen  und  in  der  Behandlung 
seiner  Angelegenheiten  mit  Leichtigkeit  befolgen  würde. 

Die  Codification  war  daher  ein  Lieblingsgedanke  des  Zeitalters,  zu 
dessen  Ausführung  man  schon  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  zu 
gleicher  Zeit  in  drei  deutschen  Ländern  Anstalten  machte,  in  Preussen,  in 
Bayern  und  in  Oesterreich  unter  Maria  Theresia. 

In  Frankreich  war  nach  dem  alles  zertrümmernden  Sturm  der  Revolu- 
tion die  Abfassung  von  Gesetzbüchern  ein  unabweisliches  Bedürfniss.  Con- 
stitutionen waren  ja  dnsselbsi  schon  früher  in  schneller  Aufeinanderfolge 
gemacht  worden. 

Die  neueren  Gesetzgeber  gingen  meistens  von  der  philosophischen 
Grundnnschauung  aus:  dass  das  Naturrechl  praktisch  werden  solle,  und  so 
ist  die  Philosophie  eine  Hauptquelle,  aus  der  sie  schöpfen  zu  müssen 
glaubten.  Allein  so  bald  es  zur  Ausführung  kam,  trat  ihnen  die  Macht 
der  Geschichte  entgegen,  und  obgleich  man  von  der  geschichtlichen  An- 
sicht unseres  Jahrhunderts  über  die  wahren  Grundlagen  des  Rechts  noch 
keine  Ahnung  hatte,  so  ward  man  doch,  ohne  es  zu  wissen,  von  dersel- 
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ben  geleitet;  man  unternahm  es  nicht,  das  wirklich  bestehende  leben- 
dige Recht  zu  vernichten  und  ein  anderes  etwa  a priori  erdachtes  an 
seine  Stelle  zu  setzen,  sondern  musste  sich  darauf  beschränken,  es  in 
eine  andere  Form  zu  giessen,  oder  anders  zu  ordnen,  einen  neuen  Ab- 
druck ihm  zu  verleihen  und  nur  einzelne  lür  Verbesserungen  gehaltene 
Aenderungen  mit  ihm  vorzunehmen.  Auf  diese  Weise  war  das  in  den  Ge- 
setzbüchern enthaltene  Recht  immer  noch  das  aus  römischen,  canonischen 
und  germanischen  Quellen  stammende,  mit  einem  Zusatz  einzelner  ratio- 
neller oder  philosophischer  Rechtsideen,  welche  das  Jahrhundert  zu  Tag 
gefördert  halle.  Dabei  ward  mehr  oder  weniger  Sorge  für  das  Techni- 
sche getragen,  in  wie  weit  die  juristische  Bildung  der  Zeit  dasselbe  be- 
griffen halle,  d.  h.  auch  mit  einem  Festhalten  an  irrigen  Ansichten,  die 
bei  dem  damals  noch  so  wenig  vorgerückten  Stund  der  Rechtswissenschaft 
und  bei  der  Unkunde  der  wahren  Technik  des  römischen  Rechts  unver- 
meidlich waren.  Datier  die  technische  Unvollkommenheit  der  Gesetzbücher, 
die  besonders  im  öslreichischen  unverkennbar  ist1 2). 

Die  allgemeinen  Gesetzbücher  seit  der  Mitte  des  achtzehn- 
ten Jahrhunderts. 

129.  Der  Zeit  der  Sanclion  nach  sind: 

I.  Die  Bayerischen  *)  von  dem  Rechtsgelchrten  von  Kreitt- 
mayr  verfassten  Gesetzbücher  die  ältesten,  nämlich  ein  Codex  Afaximi- 
lianeus  Bavaricus  CriminaHs  von  1151,  ein  Codex  judiciurhts  von  1753  und 
ein  Codex  civilis  von  1756.  Sie  sind  noch  keine  vollständige  Codificalion 
des  bayerischen  Rechts  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  hallen  gewisser  - 
massen  die  Mitte  zwischen  einer  solchen  und  den  Landrechlcn  des  sech- 
zehnten und  siebenzehnlen  Jahrhunderts.  Es  sollte  z.  B.  das  Civilgesctz- 
buch  nach  dem  Promulgalionspatent,  „darin  aber  nicht  viel  neues  enthalten, 
sondern  nur  das  ältere  sowohl  gemeine,  als  das  statutarische  Recht,  wie 
solches  in  den  Kurlanden  bisher  meistens  gangbar  gewesen,  aus  seiner 
fast  unübersehbaren  Weilschiehligkeit  und  höchst  beschwerlichen  Unord- 
nung in  solche  Gestalt  und  Enge  gebracht  werden,  dass  es  auch  jeder, 
welcher  selbes  entweder  von  Amts  - oder  eigener  Angelegenheiten  wegen 
zu  wissen  bedarf,  dessen  leichter  begreifen,  behalten  und  befolgen  könne.“ 

Die  Form  der  Rednclion  ist  die  eines  Lehrbuchs  mit  Begriffbeslim- 
mungen  und  Erläuterungen  derselben;  die  s.  g.  richtigen  Ansichten  über 


1)  Dies»  ist  auf  das  Ucbcrzeugcndste  dargetlian  von  Savigny  in  seinem  Buche: 
vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  S.  95  folg. 

2)  Eichhorn  a.  a.  0.  §.618.  Gengier,  Quellcngescliiehlc  und  System  des  im 
Königreich  Bayern  mit  Ausschluss  der  Pfalz  geltenden  Privalrcchts.  Erlangen 
1846.  § 7, 8. 
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zweifelhafte  Fragen  (d.  h.  die  Kreiltmay r's)  wurden  mit  gesetzlicher 
Sanction  bekleidet.  Nene  organische  Bestimmungen  enthielt  es  nicht,  ja 
nicht  einmal  eine  Revision  der  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts.  So  kann 
es  noch  als  ein  Regulativ  der  Anwendung  derselben  angesehen  werden, 
jedoch  als  ein  genaueres  und  fester  bestimmtes,  als  die  Landrechte  der  frü- 
heren Jahrhunderte  es  waren.  Auch  besieht  neben  demselben  das  gemeine 
Recht  als  subsidiäres  fort.  Der  Civilcodex  zerfällt  nach  dem  Vorbild  der 
Institutionen  Justinians  in  4 Bücher:  von  Personen,  Sachen,  dem  Erb- 
recht, den  Verbindlichkeiten  und  Verträgen. 

II.  Der  Grundgedanke  einer  neuen  allgemeinen  Gesetzgebung  für  die 
preussischen  Staaten  wurde  von  Friedrich  II.  schon  1746  ausgesprochen, 
aber  erst  1794  vollzogen.  Die  Vorarbeiten  begannen  1748;  ihr  erstes  Er- 
gebnis ist  das  vom  Kanzler  von  Cocceji  verfasste  „Project  des  Corporis 
juris  Fridericiani“  als  eines  in  der  Vernunft  und  der  Landesverfassung 
gegründeten  Landrechls  (174*/, ,),  welches  aber  nur  das  Personenrechl  und 
die  dinglichen  Rechte  behandelt.  Die  Abschnitte  über  die  Ehe  und  über 
Vormundschaftssachen  erhielten  Gesetzeskraft,  alles  andere  blieb  auf  sich 
beruhen. 

Aber  auch  eine  neue  Processordnung  sollte  gemacht  werden;  sie  er- 
schien 1746  zuerst  als  Entwurf  eines  Processrechts  für  Pommern,  dann 
1748  für  Brandenburg  und  wurde,  obwohl  nicht  mit  Gesetzeskraft  ausge- 
slallct,  doch  befolgt.  Sie  sollte  revidirt  werden.  Aber  1775  arbeitete  der 
Minister  von  Cariner  einen  neuen  Entwurf  aus,  der  1791  als  Process- 
ordnung für  dos  Königreich  sanclionirt  wurde. 

Im  Jahr  1780  befahl  eine  Cabinetsordre,  den  Plan  eines  Gesetzbuches 
wieder  aufzunehmen;  diess  geschah,  doch  kam  man  auf  Cocceji's  Ent- 
wurf nicht  zurück,  sondern  begann  ein  neues  Werk,  welches  unter  Sua- 
rez  Leitung  abgefasst  1784/8  als  allgemeines  Gesetzbuch  veröffentlicht, 
ja  1791  sogar  sanclionirt  wurde,  und  den  1.  Juni  1792  in  Kraft  treten 
sollte.  Doch  geschah  diess  nicht,  sondern  es  wurde  einer  neuen  Revi- 
sion unterworfen  und  endlich  den  1.  Juni  1794  als  allgemeines  Land- 
recht für  die  preussischen  Staaten  sanclionirt.  Dies  Landrecht  ist 


t)  Eichhorn  a.  a.  0.  v.  Savigny:  Vom  Berat  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung 
und  Rechtswissenschaft  S.  81  folg.  Blume,  Encyclopidie  I.  S.  538.  F.Löher, 
das  System  des  Preussischen  Landrechls  in  deutschrechtlicher  und  philosophischer 
Begründung.  Paderborn  1852. 

Frühere  geschichtliche  Aufschlüsse  über  die  Abfassung  des  preussischen  Land- 
rechts thcilcn  mit  Simon  in  einem  Bericht  über  die  scientiflsche  Redaction  der 
Materialien  der  preuss.  Gesetzgebung  in  Math is'  juristischer  Monatsschrift  B.  XI. 
HeftS.  Euler,  geschichtliche  Einleitung  in  das  Studium  des  öligem,  preuss. 
Landrechls  in  v.  Kamptz  Jahrbüchern  für  die  preussischc  Gesetzgebung  Bd.  32 
S.  1. 
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nicht  blos  Civilgeselzbuch , sondern  enthält  auch  das  Straf-,  ja  Bestim- 
mungen des  Verwallungs-  und  des  Polizeirechls.  Neben  ihm  bestehen 
aber  noch  s,  g.  ergänzende  Gesetze,  als  eine  Depositenordnung  vom  15. 
Sept.  und  eine  Hypolhekenordnung  vom  20.  Decbr.  1*83;  zu  den  in  Theil  II. 
Titel  20  enthaltenen  strafrechtlichen  Theilen  desselben  kam  1805  eincCrimi- 
nalordnung  hinzu.  Das  gemeine  Recht  verlor  seine  Geltung  ganz,  in  dem 
das  Landrecht  an  seine  Stelle  trat.  Die  Provinciairechte  sollten  aber  fort- 
bestehen*),  jedoch  einer  Revision  unterworfen  werden;  ober  nur  Ost- 
preussen  erhielt  1801,2  ein  revidirtes  Provincialrcchl , in  den  übrigen  Pro- 
vinzen kamen  manche  ausser  Gebrauch ; andere  wurden  durch  Privalge- 
lehrte,  indessen  später,  besonders  zwischen  1827  und  1839  bearbeitet*). 
Das  preussisshe  Landrecht  ist  nicht  der  ursprünglichen  Auflassung  des  Ge- 
setzgebers gemäss  ausgeführt  worden.  Friedrich  II.  holte  Cocceji  belobt, 
dass  er  bei  dem  Werke  das  Recht  der  Natur  dem  römischen  Rechte  vor- 
ziehe und  auf  den  Titel  des  Codex  Fridericianus  war  gesetzt,  dass  die 
Sublilitäten  des  römischen  Rechts  weggelassen  und  die  Generalprincipien, 
welche  in  der  Vernunft  gegründet  sind , im  Entwurf  festgesetzt  seien.  Auch 
der  Auftrag  von  1781  besagt:  „dass  nur  das  Wesentliche  mit  Naturgesetzen 
und  der  heutigen  Verfassung  übereinstimmende  abstrahirt,  das  Unnütze 
weggelassen,  und  die  Landesgeselze  am  gehörigen  Ort  eingeschaltet  wer- 
den sollten.“ 

Allein  das  Werk  wurde  eine  sehr  umfassende,  in  allen  Rechtslehren 
sehr  in’s  Einzelne  gehende  Geselzgebnng,  in  welcher  das  Bestehende'  (d.  h. 
das  römische  und  wie  weit  es  Geltung  hatte,  das  germanische  Recht)  in 
neuer  Form  hervorlrilt  und  wesentliche  Neuerungen  nach  philosophischen 
Principien  demnach  nicht  beabsichtigt  sind.  Dabei  konnte  cs  nicht  aus- 
bleiben,  dass  die  Ansichten  der  damaligen  juristischen  Doctrin  in  dem  Werke 
gesetzliche  Geltung  erhielten,  welche  die  Fortschritte  der  Wissenschaft  seil 
dem  als  irrig  nachgewiesen  haben.  Doch  ist  das  Landrecht  nach  dem  Ur- 
theile  der  strengsten  Kritiker  unserer  Zeit  ein  gelungenes  Werk  seiner 
Art  zu  nennen,  und,  wenn  es  auch  in  technischer  Beziehung  manches  zu 
wünschen  übrig  lässt,  weniger  unvollkommen,  als  die  übrigen  Gesetzbücher 
der  Periode  vonl794 — 1812  *). 

III.  Der  Zeitfolge  nach  ist  das  französische  Civilgeselzbuch 1 2 3  4)  das 


1)  Es  war  ja  bestimmt,  blos  als  subsidiäres  Recht  an  die  Stelle  des  römischen, 
gemeinen  Sachsen  - u.  anderer  fremden  subsidiären  Rechte  zu  treten. 

2)  S.  von  Kamptz:  Die  Provincial  - und  statutarischen  Rechte  der  [ireussischen 
Monarchie  1826/7.  3 Bdc. 

3)  Dies»  sind  die  Urthcile  v.  Savignys  und  Eichhorns  a.  d.  a.  Oo. 

1)  Laferriere , Hitt  de»  principe» , de»  imtitution»  et  de»  loit  pendant  la 
revol.  franenite  etc.  Pari»  1850.  Bechhack,  Ctur»  fintroduction  gdndrale 
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dritte  seit  den  bayerischen  Codices.  Die  politische  Lage  Deutschlands  im 
Anfänge  unseres  Jahrhunderts  hat  die  Folge  gehabt,  dass  dasselbe  das 
Gesetz  auch  eines  Theiles  desselben  wurde.  Die  gewaltsame  Zerstörung 
des  ollen  Königreichs  Frankreich  durch  die  Revolution  von  1789  machte 
die  Abfassung  von  Gesetzbüchern  zu  einer  unabweislicben  Nothwendigkeit. 
Die  gänzliche  Aufhebung  des  Lehensyslems , das  Princip  der  Gleichheit 
aller  vor  dem  Gesetze  und  die  Umgestaltung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
hatten  die  Grundlage  der  alten  Rechtsordnung  vernichtet,  und  die  philoso- 
phischen Rechtsideen  des  achtzehnten  Jahrhunderts  beherrschten  die  An- 
sichten der  Zeit.  Die  ersten  Umwälzungen  giengen  im  Verfassungsrechte 
vor,  auf  die  erste  Constitution  v.  J.  1791  folgte  eine  neue,  freilich  nur 
vorübergehende,  Strafgesetzgebung  (1791  — 96),  dann  die  republicanische 
Constitution  vom  Jahr  1793.  Der  Zustand  des  Privalrechls  war  lange  der 
ungewisseste.  Und  so  trat  schon  1793  ein  gründlich  gebildeter  Rechlsge- 
lehrtcr  (Cambacärüs)  mit  einem  Prqjet  de  Code  Civil  vor  den  Nalional- 
convent,  der  aber  bei  dieser  radicalsten  aller  Versammlungen  keine  Auf- 
nahme fand,  jedoch  die  Wirkung  halle,  dass  eine  Commission  zur  Redaction 
eines  Civilgesetzbuches  niedergesetzt  wurde.  Allein  die  politische  Lage 
der  Republik  war  der  Ausführung  legislativer  Pläne  dieser  Art  nicht  gün- 
stig. Und  so  wnr  es  dem  Genie  des  mächtigsten  und  entschlossensten 
Mannes  des  Jahrhunderts,  in  dessen  Hände  der  Staat  gefallen  war,  Vor- 
behalten, mit  andern  die  Gründung  einer  festen  Staatsordnung  bezwecken- 
den Plänen  auch  den  der  Codiflcirung  des  Rechts  auf  einer  in  den  Ver- 
hältnissen selbst  liegenden  Basis  auszuführen.  Mit  der  Napoleon  eignen 
Energie  und  Schnelligkeit  ward  der  Gedanke  der  Abfassung  eines  Civilge- 
setzbuches gefasst  und  vollzogen.  Den  24  Thermidor  des  Jahres  VIII  der 
Republik  (d.  12.  Aug.  1800)  wurde  eine  Commission  von  vier  sehr  tüchti- 
gen Rechtsgelehrten,  unter  welchen  man  das  glänzende  Talent  von  Portalis 
findet,  ernannt;  in  4 Monaten  hatte  sie  einen  Entwurf  vollendet,  der  den 
Gerichten,  dem  Staatsrath  und  dem  Tribunat  zur  Prüfung  vorgelegt,  dann 
Titel  für  Titel  von  der  gesetzgebenden  Versammlung  discutirt  und , sobald 
einer  angenommen  war,  als  Gesetz  promulgirt  wurde. 

Die  im  Jahr  X (Ende  von  1801)  begonnene  Berathung  und  Adoption  der 
einzelnen  Titel  gieng  rasch  von  Statten  und  ward,  zu  einem  Gesetzbuche  ver- 
bunden, den  31.  März  1804  als  Code  Civil  des  Francois  verkündet.  Nach 
der  Errichtung  des  Kaiserreichs  erhielt  derselbe  nach  einer  sonst  nur  auf 
die  Redaction  bezüglichen  Revision  den  Namen  des  Code  Na  poläon. 
Durch  den  siebenten  Artikel  desselben  wurden  alle  älteren  Rechtsquellen 


i)  l'elude  de  droit.  Paris  1846.  ft.  273  folg.  Schaeffner,  Geschichte 
der  Rechlsverfassung  Frankreichs  B.  IV.  Frnkfrt.  1850  bef.  S.  281  folg.  v.  Ss- 
vigny  v.  Beruf  unserer  Zeit  S.  54  folg. 
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ausser  Kraft  gesetzt,  so  dass  das  ganze  französische  Privatrecht  fortan 
nur  aus  dessen  2281  Artikeln  geschöpft  werden  durfte. 

ln  einer  höchst  klaren  Sprache  abgerasst  und  den  Zeilideen 
entsprechend,  machte  das  neue  Gesetzbuch  den  Eindruck  einer  ganz 
neuen  Rechtsschöpfung,  welche  von  den  Zeitgenossen  bewundert,  von 
, seinen  Auslegern  sogar  vorherrschend  als  solche  behandelt  und  daher  nur 
selten  mit  dem  nöthigen  historischen  Sinne  aufgefasst  wurde.  Und  dennoch 
ist  sie  nur  auf  diesem  Wege  zu  begreifen  Denn  der  Code  Civil  beruht 
fast  ganz  auf  einer  historischen  Grundlage. 

Das  in  demselben  sanctionirte  Recht  ( grösslentheils  nach  Potbier) 
ist  theils  römisches  theils  germanisches  1 ),  welches  letzte  theils  in  den  Cou- 
tumes  als  partlculares  theils  als  droit  commun  de  la  France  vor  der  Revo- 
lution galt,  theils  besieht  es  aus  Rechlsnnsichten,  die  sich  im  Verlaufe  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  ausgebildet  hatten  (§.  116),  aus  der  Verschmel- 
zung dieser  Elemente  gieng  die  neue  Gesetzgebung  hervor , welche  die  aus 
diesen  Quellen  fliessenden  Rechtsnormen  den  Bedürfnissen  des  jetzigen 
Rechtslebens  gemäss  modiflcirte  und  ihnen  die  Fassung  gab,  welche  dem 
Gesetzgeber  am  geeignetsten  schien.  Was  das  technische  Element  des  Code 
Civil  betrifft,  so  ist  es  in  manchen  Beziehungen  allerdings  mangelhaft  z.  B. 
in  den  Lehren  von  den  Nichtigkeiten  und  von  den  Obligationen  im  Gegen- 
satz zu  den  dinglichen  Rechten;  allein  die  Redaetion  des  Ganzen  ist  doch 
so  gehalten,  dass  durch  die  Wissenschaft  ein  grosser  Theil  dieser  Mängel 
gehoben  werden  kann. 

Auf  den  Code  Civil  folgte  1806  der  auf  die  Ordonnance  Civite  v.  1667  sich 
stützende  Code  de  Procedure  civile  und  der  grösslentheils  aus  der  Ordonnance 
du  Commerce  von  1681  entnommene  Code  de  Commerce,  welche  beide  dem- 
nach eine  feste  geschichtliche  Grundlage  haben;  dann  1808  der  Code 
dlnstruction  criminelle  und  endlich  1810  der  nach  den  politischen  Ansichten 
Napoleons  und  seiner  Neigung  ausgearbeilete,  in  seinen  Bestimmungen  so 
strenge  Code  penal. 

Die  ganze  napoleonische  Gesetzgebung  galt  von  Anfang  an  in  den  dem 
französischen  Reiche  einverleibten  deutschen  Ländern,  wurde  in  den  später 
aber  nur  vorübergehend  mit  ihm  vereinigten  sogleich  bei  ihrer  Einverlei- 
bung eingeführt,  desgleichen  während  seiner  kurzen  Dauer  in  dem  ephe- 
meren Königreich  Westphalen. 

In  verschiedenen  Ländern  des  Rheinbunds  wurden  Anstalten  zur  Ein- 
führung des  Code  Civil  jedoch  mit  verschiedenen  Modiflcalionen  getroffen, 
wie  im  Königreiche  Bayern,  in  den  Grossherzogthümem  Hessen  und  Baden ; 
doch  wurde  er  nur  in  dem  letzten,  mit  einigen  hundert,  freilich  in  einem 


1)  Die  germanischen  Elemente  des  Code  Civil  hat  sehr  gut  nachgewiesen  Züpfl  in 
Reysehers  und  Wildas  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  B.  V S.  HO  und  in 
»einer  deutschen  Staats-  und  Hechtsgcschichte  B.  U S.  196—202. 
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von  dem  dieser  Gesetzgebung  oft  sehr  verschiedenen  Geiste  redigirten  Zu- 
satzartikeln 1809  als  badisches  Landrechl  sanclionirt. 

IV.  Der  Code  Civil  ist  auch  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Redaction 
des  1811  promulgirlen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  die  ge- 
summten deutschen  Erbländer  der  östreichischen  Monarchie  gewesen,  indem 
dieses  Gesetzbuch  nicht  nach  dem  Vorbild  des  preussischen  Landrechts  , 
blos  als  subsidiäres  Recht  mit  ins  Einzelne  gehenden  Bestimmungen,  unter 
welchen  die  allen  Pnrlicularrechte  der  Provinzen  fortbestehen  sollten,  re- 
digirt  und  sanclionirt  wurde,  sondern  als  ein  mit  ausschliesslicher  Geltung 
versehenes  Gesetzbuch,  welches  in  1502  sehr  allgemein  gehaltenen  Ar- 
tikeln das  ganze  Privatrecht  regulirt. 

Der  Gedanke  der  Abfassung  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  die 
östreichischen  Erbstaaten  war  1753  von  der  Kaiserin  Maria  Theresia  ge- 
fasst, jedoch  nur  langsam  ausgeführl  worden.  Die  1758  ernannte  Com- 
mission gab  1768  einen  von  Azzuni  ausgearbeitelen  Entwurf  eines  sol- 
chen Werks  in  8 Folianten  heraus,  der  aber  von  der  Kaiserin  verworfen 
wurde.  Von  einem  zweiten  erschien  17H6  nur  ein  fast  ganz  aus  dem 
römischen  Rechte  entnommener  allgemeiner  Theil,  welchen  Kaiser  Joseph  II. 
befolgt  wissen  wollte,  dann  1794  — 1796  ein  von  dem  N'aturrcchtslehrer 
Martini  den  früheren  Vorarbeiten  gemäss  bearbeiteter  Entwurf  des  Ganzen, 
der  dann  nach  verschiedener  Revision,  endlich  von  einem  zweiten  Natur- 
rechlslehrer  v.  Zeiller  seine  letzte  Redaction  und  1811  Gesetzeskraft  er- 
hielt. Unter  dem  Einfluss  der  rechtsphilosophischen  Ansichten  dieses 
Mannes  vollendet,  trägt  er  das  Gepräge  eines  Lehrbuchs  des  Naturrechts 
nach  Wölfischer  und  Kanlischer  Grundanschauung,  welcher  gemäss  der 
historische  Stoff  die  Form  erhielt,  wodurch  sich  das  öslreichische  Gesetz- 
buch sowohl  vom  preussischen  Landrecht,  als  vom  Code  Civil  unter- 
scheidet. 

In  Oeslreich  wurde  aber  nicht  blos  das  Civilrecht  codificirt,  sondern 
auch  alle  andern  Zweige  desselben  unterlagen  legislativen  Reformen.  Im 
Jahr  1769  wurde  eine  neue  Criminalordnung  unter  dem  Titel  der  Constitutio 
Criminalis  Theresiana  erlassen,  in  welcher  die  Tortur  zwar  gemildert  ober 
dennoch  beibehalten  und  durch  schaudererregende  Abbildung  der  Foller- 
instrumente  und  ihrer  Anwendung  beleuchtet  wurde.  Kaiser  Joseph  II. 
erliess  1781  eine  neue  Gerichtsordnung,  1784  ein  neues  Strafgesetz  und 
1787  eine  neue  Strafprocessordnung,  an  deren  Stelle  aber  1803  ein 
neues  Gesetzbuch  über  Verbrechen  und  schwere  Polizeivergehen  trat,  das 
1835  noch  eine  Ergänzung  durch  ein  Geselz  über  Geflillsübertrelungen 
erhielt;  eine  Constitution  wurde  dem  Kaiserreich  nicht  zu  Theil.  Der  so 
festgestellte  Rechtszustand  Oeslreichs  bestand  ungetrübt  fort  bis  zum 
Jahr  1848. 

In  allen  Ländern,  deren  Rechte  durch  die  Codification  auf  die  beschrie- 
bene Weise  umgestaltet  wurde,  bildete  sich  eine  eigene  von  Jahr  zu  Jahr 
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sich  vermehrende  juristische  Literatur  aus,  um  welche  sich  eine  nicht 
geringe  Anzahl  von  Rechtsgelehrten  verdient  machte.  Zuerst  war  die 
praclischc  Behandlung  der  neuen  Gesetzgebungen , meistens  mit  einer  ra- 
tionellen Beleuchtung  ihrer  Bestimmungen  verbunden,  vorherrschend,  in  den 
letzten  zwanzig  Jahren  erblühte  aber  auch  deren  historisches  Studium. 
In  Preussen  haben  sich  als  Commenlaloren  des  Landrechts  Merkel  1804 
und  1812,  Bielitz  1823—1828,  Bornemann  1835—1838,  Witte  u.  A. 
einen  Namen  gemacht,  in  Frankreich  vor  allem  Maleville  f,  Merlin  f, 
Toullicr  f,  Chabot  f,  Proudhon  f,  Delvincourt  +,  Duranton, 
Troplong,  Pardessus,  Duvergier,  Boileux,  Bugnet,  Valette 
und  der  Deutsche  Znchariae,  neuslens  Mercadö  und  Demolombe; 
für  die  Geschichte  des  französischen  Rechts  Klimralh,  Laferriere, 
Giraud,  Laboulaye,  Beugnot,  Guerard;  in  Oestreich  v.  Zeiller 
1811  — 1813,  Scheidlein  1814  und  1819,  Pratobevern  1816  — 1824, 
Nippel  1830—1839,  Winiwarter  1831 — 1841,  in  Bayern  Kreittmayr 
1768,  Weishaupt  1711  — 1713,  Kriill  1807,  um  das  geschichtliche 
Studium  desselben  1835  Mussinan,  1816  Gengier,  1836  v.  Krcyberg. 
ln  allen  Ländern  erschienen  der  wissenschaftlichen  Förderung  des  vater- 
ländischen Rechts  gewidmete  Zeitschriften. 

In  Preussen  sind  besonders  auszuzeichnen:  die  Zeitschrift  von  Klein 
1784—1808,  Paalzow  1801  — 1804,  Malhis  und  Hess  1805—1812, 
v.  Kamplz  seit  1813,  Simon  und  Strampff,  Gans,  Ulrich,  Sommer 
u.  A.  In  Oestreich  begann  1825  Wagner  eine  Zeitschrift  für  öslreichische 
Rechlsgelehrsamkeit  (in  welcher  Deutschland  als  Ausland  behandelt  wird), 
1837  setzten  sieDolliner  und  Kudler  fort  bis  1845,  seit  1850  erscheint 
von  Haimerl  in  Prag  redigirt  ein  Magazin  für  die  Rechts-  und  Staals- 
wissenschaft. 

In  Frankreich  sind  zu  nennen  die  Zeitschriften  von  Sirey,  Dalloz 
u.  A.,  die  juristische  Zeitungen : la  Gazette  des  Tribunatix  und  le  Droit. 

In  Bayern  gaben  solche  Zeitschriften  heraus  1811—1818  v.  Aretin, 
1818  — 1820  Gönner  und  Schmidtlein,  1830 — 1839  v.  Zu-Rhein, 
seit  1836  und  neustens  SeufferL 

Die  Rechts  quellen  Deutschlands  seit  der  Auflösung  des 
deutschen  Reichs. 

130.  Nach  der  Auflösung  des  Reichs  zerfiel  Deutschland  in  drei 
Ländergruppen,  die  deutschen  Erblande  des  östreichischen  nun  nicht  mehr 
deutschen  Kaiscrlhums,  die  die  preussische  Monarchie  bildenden  Staaten 
und  die  Staaten  des  Rheinbundes.  Von  ihrer  Rechlscntwicklung  war  zum 
Theil  schon  in  dem  vorhergehenden  Paragraphen  die  Rede.  Die  bestän- 
digen Kriege  Napoleons  hinderten  den  nalurgemässen  Fortschritt,  doch  er- 
hielt Preussen  1808  eine  die  Selbstständigkeit  der  Sladtgemeinden  fest- 
stellende Städtcordnung,  und  Oestreich  seine  schon  aufgeführten  Gesetz- 
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büchcr.  Die  souveränen  Landesherm  der  Staaten  des  Rheinbundes  er- 
liessen  in  Folge  der  neuerlangten  Machtvollkommenheit  Constitutionen  und 
Organisationsedicle,  sowie  Verordnungen  aller  Art,  durch  welche  ein  fester 
die  Einheit  ihrer  Länder  sichernder  Slaatsorganismus  gegründet  werden 
sollte.  Manche  Neuerungen  z.  B.  des  Civilrechts  blieben  nur  Entwürfe. 

Mit  der  Befreiung  des  Vaterlands  von  der  fremden  Herrschall  be- 
gann ein  neuer  Rechlszustand , der  seitdem  während  eines  fast  ununter- 
brochenen nun  38  Jahre  währenden  Friedens  sich  befestigen  und 
organisch  entwickeln  konnte.  Die  erste  Frage  nach  dem  Siege  war  die 
der  künftigen  politischen  Gestaltung  des  gemeinsamen  Vaterlandes,  welche, 
weil  die  Wiederherstellung  des  deutschen  Reiches  unmöglich  war  und  die 
Gründung  eines  Bundesstaates  auf  für  unüberwindlich  gehaltene  Schwierig- 
keiten stiess,  die  eines  dem  letzten  sich  nähernden  Slantenbundes 
wurde.  Es  sollte  nur  noch  eine  völkerrechtliche  Einheit  Deutschlands 
bestehen,  deren  Grundlagen  die  deutsche  Bundesacte  von  8/10.  Juni  1815 
ward. 

Es  handelte  sich  nun  davon,  die  Bundes  - und  die  inneren  staatlichen 
Verhältnisse,  sowie  die  ganze  Rechtsordnung,  in  wie  weil  sie  einer  Reform 
bedurfte,  auf  eine  die  Freiheit  und  das  Wohl  des  deutschen  Volkes,  das 
seinen  Fürsten  in  den  Jahren  der  Kämpfe  mit  Napoleon  so  viel  Ergeben- 
heit bewiesen  hatte , sichernde  und  fördernde  Weise  zu  reguliren.  Diess 
geschah  theils  durch  Verträge  oder  Vereinbarungen,  theils  durch 
Staatsgrund  - und  andere  Gesetze  und  Verordnungen,  theils  durch 
Gesetzbücher.  Auf  diese  Weise  erhielt  Deutschland  für  alle  Zweige 
ein  ausdrücklich  festgesetztes  Recht. 

A.  Durch  Vereinbarungen  wurde  festgestelll : 

a)  Die  Organisation  des  deutschen  Bundes  vor  allem  durch  die  s.  g. 
Wiener  Schlussacte  vom  15.  Mai  1820. 

Die  auf  die  Handelsfreiheit  bezüglichen  Verhältnisse  durch  den  deut- 
schen Zollverein  und  zuletzt  durch  Handelsverträge;  verschiedene  nach- 
barliche Verhältnisse,  das  gemeinsame  Militärwesen,  die  Auslieferung 
der  Verbrecher  u.  s.  w.,  das  Münz-,  das  Post-  und  Telegraphenwesen, 
endlich  eine  den  26.  November  1848  sogar  als  Reichsgesetz  publicirte 
Wechselordnung. 

b)  Zum  grossen  Theil  die  kirchlichen  Verhältnisse,  namentlich  die  der 
katholischen  Kirche  durch  Concordate,  wie  in  Bayern  1817,  oder  durch 
Vereinbarungen  mit  dem  päbstlichen  Stuhle,  wie  1821  in  Preussen,  1824  in 
Hannover  und  1821  und  1827  in  den  zur  oberrheinischen  Kirchenprovinz 
gehörenden  Ländern,  so  wie  einige  gemeinsame  Einrichtungen  der  protestan- 
tischen Confessionen. 

B.  Durch  Einzelgesetze  oder  Verordnungen  wurden  festgeslellt: 

a)  Die  Verfassungen  und  insbesondere  die  durch  den  13.  Artikel  der 
Bundesacte  zugesicherte  ständische  Vertretung. 


Digitized  by  Google 


383 


b)  Das  gesammtc  Verwnltungs  recht. 

c)  Die  für  nöthig  erachteten  Reformen  des  Privat-  und  theilweise  des 

Processrechts.  , 

C.  Durch  Gesetzbücher  dos  Strafrecht  und  das  Strafverfahren,  so 
wie  in  manchen  Ländern  das  Civilprocessrechl.  Manche  Neuerungen  blie- 
ben nur  Entwürfe,  andere  kamen  nur  nach  wiederholten  Versuchen  zu 
Stande. 

Tn  allen  diesen  Rechtsquellen  Deutschlands  ist  die  allgemeine  euro- 
pfiische  Humanitätsbildung  und  der  Geist  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
ausgeprägt:  Achtung  der  Menschheit  in  allen  Klassen  der  Bevölkerung, 
Sicherung  der  bürgerlichen  Freiheit  und  aller  sowohl  materiellen  als  geisti- 
gen Interessen  des  Gcmcinlebens,  Schutz  der  Moralität  und  der  Religion 
und  einer  so  zweckmässig  wie  möglich  gegliederten  Staatsordnung  sind 
die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  leitenden  Ideen.  Auch  ein  gewisses  Maass 
politischer  Freiheit  wird  dem  Volke  ertheilt  und  die  Bevormundung  des- 
selben durch  angestammte  Herrscher  hat  sein  Wohl  zum  Zwecke.  Wenn 
in  beiden  letzten  Beziehungen  den  Forderungen  weiter  vorgerückter  An- 
sichten seilen  entsprochen  wird,  so  ist  der  Grund  hievon  theils  in  den 
geschichtlichen  Gestaltungen  des  europäischen  Rechts-  und  Slaalslebcns 
zu  suchen,  theils  in  der  Gefährdung  der  höchsten  Interessen  selbst,  wel- 
che wenigstens  nach  den  Voraussetzungen  der  Leiter  der  Staaten  durch 
eine  den  gegenwärtigen  Culturstufen  nicht  adäquate  Ausdehnung  der  po- 
litischen Freiheit  herbeigeführt  werden  könnte. 

Doch  finden  sich  in  den  organischen  Einrichtungen  der  Staaten  die 
Keime  des  Fortschrittes,  der  aber  von  jeher  nur  durch  einen  nicht  gewalt- 
samen natürlichen  Entwicklungsgang  und  auf  den  Weg  friedlicher  Reformen 
erreicht  werden  kann. 

Wenn  in  formeller  und  technischer  Beziehung  die  deutsche  Gesetz- 
gebung der  Gegenwart  manches  zu  wünschen  übrig  lässt,  so  ist  sie  doch 
in  dieser  Beziehung  unverkennbar  befriedigender,  als  sie  am  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts,  ja  selbst  noch  nach  Deutschlands  Befreiung  im  Jahr 
1815  es  war,  und  man  hat  von  der  ungestörten  Weilerentfallung  der 
Wissenschaft  eine  schon  durch  den  Fortschritt  der  deutschen  Sprache 
gesicherte  Vervollkommnung  und  Verfeinerung  derselben  zu  erwarten  *). 

130.  I.  Verfassungsurkunden  *)  mit  landsländischer  Vertretung 


1)  in  manchen  deutschen  Staaten  suchte  man  die  Rcchtsgewisshcit  durch  officiell 
veranstaltete  Gesetz-  und  Statutensammlungen  zu  sichern,  wie  in  Anhalt,  Alten- 
burg, Mecklenburg,  Frankfurt,  Homburg  u.  A 

2)  Siehe  11.  A.  Zachariae,  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  2.  Aull.  1853.  Bd.  I 
S. 234  If.  Die  Verfassungsurkunden  vor  d.  J.  1848  sind  gedruckt  bei  G.  W.  Hugo, 
die  Grundgesetze  und  Verfassungen  neuerer  Zeit.  Carlsrahe  1836.  Pölitz,  die 
europäischen  Verfassungsurkunden.  2.  AnBagc.  Leipzig  1833  und  fortgesetzt 
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meistens  nach  dem  Zweikammersysteme  erhielten  1815  das  Grossherzog- 
tlmm  Luxemburg,  als  Provinz  des  Königreichs  der  Niederlande,  den 
24.  August.  (Umgestaltungen  derselben  fanden  statt  1841.)  — 1816  das 
Grossherzogthum  Weimar  den  15.  Mai;  sie  wurde  revidirt  den  15.  Oktober 
1850.  — 1818  a)  das  Grossherzoglhum  Hildburgshausen  den  19.  März ; und 
eine  gemeinsame  mit  Meiningen  nach  der  Vereinigung  mit  Meiningen, 
den  23.  August  1829.  b)  Das  Königreich  Bayern  den  26.  Mai;  sie  wurde 
später  durch  einzelne  Gesetze  theils  ergänzt,  theils  modillcirt,  besonders 
seit  1848.  c)  Das  Grossherzogthum  Baden  den  23.  August.  — 1819  das 
Königreich  Würt  temberg  den  25.  September  in  Folge  einer  Vereinbarung 
mit  den  Ständen.  Die  seit  1848  beabsichtigten  Umgestaltungen  der  Verf. 
kamen  nicht  zu  Stande.  — 1820  das  Grossherzogthum  Hessen  den  17.  De- 
cember.  Einige  Aenderungen  fanden  1848  statt.  — 1821  das  Her- 
zogthum Sachsen  - Coburg  den  8.  August.  — 1824  das  Herzogthum 
Sachsen-Meiningen,  verändert  nach  der  Vereinigung  mit  Hildburghausen 
1829.  — 1831  a)  Kurhessen  den  5.  Januar,  aufgehoben  und  durch  eine  andere 
ersetzt  im  April  1852.  b)  Das  Herzoglhum  Sachsen-Altenburg  den  29.  April. 
Aenderungen  tralene  in  1848 — 1849.  c)  Das  Königreich  Sachsen  den  4.Septbr. 
Die  1818  gemachten  Veränderungen  wurden  vom  Könige  1850  wieder  auf- 
gehoben. — 1832  das  Herzoglhum  Braunschweig-Wolfenbültel,  in  der  neuen 
Landschaftsordnung  vom  12.  Oktober;  sie  ward  theilweise  abgeändert  1848 
und  1851.  — 1833  a)  das  Königreich  Hannover  den  26.  Septbr.,  durch  eine 
neue  ersetzt  den  6.  August  1840,  welche  1848  einige  Aenderungen  erlitt. 

b) Das  Fürstenthum  Hohenzollern-Sigmaringen  den  11.  Juli.  — 1846,8  entstand 
die  Verfassungsurkunde  für  Lübeck ; 1848  das  Staatsgrundgeselz  für  das  Herzog- 
lhum Anhalt-Dessau  vom  29.  Oklbr.,  modiflcirl  1850—51.  — 1849  a)  ein  Staals- 
grundgeselz  vom  18.  Febr.  für  Oldenburg  revidirt,  1852.  b)  Ein  Slaatsgrund- 
geselz  nebst  Wahlgesetz  für  die  Fürstenthümer  Waldek  und  Pyrmont  vom 
23.  Mai.  Es  wurde  den  15.  März  1853  durch  eine  landesherrliche  Ver- 
ordnung aufgehoben  und  die  Verfassung  von  1836  wieder  hergestellt. 

c)  Verfassung  des  Freistaats  Hamburg  vom  11.  Juli  nebst  Wahlgesetz; 
sie  ist  aber  noch  nicht  ausgeführt,  d)  Staatsgrundgeselz  für  das  Königreich 
Dänemark,  das  sich  über  Schleswig,  Holstein  und  andere  mit  Dänemark 
vereinigte  Länder  erstreckt,  vom  5.  Juni  1).  e)  Staatsgrundgeselz 


von  Bülau  1847;  dann  später  in  Rauchs  Archiv  für  die  neuste  Gesetzgebung 
der  deutschen  Bundesstaaten  1848  und  1850.  2.  Bd.  8.  und  in  dessen  parlamen- 
tarischem Taschenbuch.  Erlangen  1848 — 1852.  7.  Bändchen.  12  8.  Das  Archiv 
enthält  auch  die  wichtigsten  auf  die  Verfassungen  der  deutschen  Bundesstaaten 
beztlglichen  sonstigen  Gesetze. 

I)  Ein  Staatsgrundgeselz  for  die  vereinigten  Herzogthümcr  Schleswig- Holstein  ver- 
fasst v.  der  provisorischen  Regierung  v 15.  Oktober  1848,  wurde  durch  den 
K5nig  von  Dänemark,  als  Souverän  des  Landes,  1851  ausser  Kraft  gesetzt. 
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für  das  Grossherzogthum  Mecklenburg-Schwerin,  nebslEinführungs-  und  Wahl- 
gesetz vom  10.  Oktober,  das  1850  wieder  aufgehoben  wurde,  f)  Sluats- 
grund  - und  Wahlgesetz  für  das  Ffirstenlhum  Reuss  jüngerer  Linie  vom 
30.  Novbr.,  revidirl  im  August  1852.  g)  Provisorisches  Staatsgrundgesetz 
lür  das  Herzoglhum  Gollia  v.  26.  Mürz,  ein  definitives  v.  J.  1853.  h)  Ver- 
fassung für  den  bremischen  Staat,  proclamirt  den  8.  März  1849,  aber  pro- 
visorisch abgeändert  1852.  — 1850  Preussische  Verfassung  vom  3.  Januar 
und  Weimarisches  Grundgesetz  vom  15.  Oktr.  — 1851  Kurhessische  Verord- 
nung, welche  die  Verfassung  dieses  Landes  theilweisc  ausser  Kraft  setzt; 
Slaatsgrundgeselz  für  Oeslreich  vom  31.  Decbr.,  welches  die  octroirte 
Verfassung  v.  1.  Mürz  1849  ausser  Kraft  setzte.  — 1852.  Kurhessische 
Verfassung  v.  24.  April. 

II.  Straf-  oder  Strafprocessgese  tzbücher  erhielten: 

1)  Oestreich  1803  ein  Gesetzbuch  über  Verbrechen  und  Strafen, 
später  revidirl  und  theilweise  abgeänderl;  1853  den  23.  Juli  eine  neue 
Strafprozessordnung.  Ein  revidirtes  Strafgesetzbuch  erschien  gleichfalls 
1853.  2)  Preussen,  neustes  Strafgesetzbuch  vom  14.  April  1851,  Slralpro- 
cessordnung  vom  11.  Decbr.  1805,  modificirt  den  31.  Januar  1849.  Sie  gilt 
auch  in  Anhalt  Dessau,  und  Waldeck.  3)  Bayern  ein  von  Fe u erb a eh 
redigirtes  Strafgesetzbuch  mit  Criminalprocessordnung  v.  J.  1813,  beide  oller 
durch  Gesetze  modificirt,  besonders  durch  die  v.  29.  August  und  10.  Novem- 
ber 1848.  4)  Oldenburg  erhielt  1814  das  bayrische  Gesetzbuch  mit  Ver- 
besserungen. 5)  Königreich  Sachsen  ein  Slralgesetzbuch  den  30. 
März  1838  6;  Die  Thüringischen  Herzogthümer  haben  ein  unwesent- 
lichen gleichlautendes  Strafgesetzbuch,  das  zuerst  in  Weimar  den  20.  März 
1850  nebst  einer  gleichfalls  in  den  andern  eingelührlen  Slrufprocessordnung 
sanclionirl  wurde.  7)  Das  Königreich  Würtemberg  hat  ein  Slraf- 
geselzbuch  vom  1.  März  und  ein  Slrnfpolizeigesetzbuch  vom  2.  Oktr.  1839, 
eine  Slrafprocessordnung  v.  22.  Juni  t843,  die  durch  Gesetz  vom  14.  Au- 
gust 1849  modificirt  wurde.  8)  Das  Königreich  Hannover  ein  Strafge- 
setzbuch v.  8 August  1840  und  eine  Strafprocessordnung  vom  8.  Novbr.  1>  50. 
9)  Das  Herzoglhum  Braunschweig  ein  Strafgesetzbuch  vom  10.  Juli 
1840,  das  1813  in  Lippe-Detmold  eingeführl  wurde;  eine  Stralprocess- 
ordnung  v.  22.  Aug,  1849.  10)  das  Grossherzogthum  Baden  ein  Straf- 
gesetzbuch und  eine  Slrafprocessordnung.  welche  1845  piomulgirt  wurden, 
aber  erst  den  1.  Mürz  1851.  nach  verschiedenen  Abänderungen  Gesetzes- 
kraft erhielten.  II)  das  Grossherzogthum  Hessen  ein  Strafgesetzbuch  v.  17. 
Sept.  1841  und  eine  Slralprocessordnung  vom  28.  Okt.  1848.  12)  Kur- 

hessen erhielt  den  31.  Oktr.  1848  eine  neue  Slralprocessordnung,  die 
aber  durch  Verordnung  vom  28.  Juli  1851  wesentliche  Veifindertmgen  er- 
litt. 13)  Nassau  eine  Slralprocessordnung  vom  15.  April  .1849,  ein  Straf- 
gesetzbuch im  Jahr  1852. 

III.  Ci  v i 1 p rocessor dnu  ngen  erhielten  : 1)  Oesterreich  eine 

25 
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über  summarische  Processe  den  13.  Decbr.  1845,  eine  neue  Jurisdictions- 
ordnung: den  18.  Juni  und  über  das  Verfahren  den  4.  Juli  1850,  und  an- 
dere Processgesetze  vom  27.  Ocl.  1842  und  28.  Juni  1850.  Eine  neue 
Processordnung  für  Siebenbürgen  den  13.  Mai  1853.  2)  Preussen 
eine  das  frühere  Verfahren  wesentlich  umgeslaltende  Processordnung  vom 
21.  JUÜ18461).  3)  Bayern  erhielt  nur  s.  g.  Novellen  zur  alten  Gerichts- 
ordnung in  den  Jahren  1811 — 1837.  I)  Hannover  eine  neue  Process- 
ordnung von  8.  Novbr.  1850,  in  Kraft  seit  dem  1.  Octbr.  1852.  5)  Sach- 
sen erhielt  nur  Friedensgerichte  durcli  Gesetz  vom  22.  Juni  1840.  6)  Wür- 
temberg  Edicte  1818,  1819,  1822,  und  1847  die  Entwürfe  einer  neuen 
Civilprocessgeselzgebting.  7)  Baden  eine  bürgerliche  Processordnung 
von  1833,  welche  den  12.  April  1851  einer  neuen  Revision  unterzogen 
und  derselben  gemäss  modiflcirl  wurde.  8)  Gross h e r zog  th  um  Hes- 
sen hat  eine  Civil-Process-Ordnung  vom  Jahre  1818.  9)  Kurhessen 
Gesetze  vom  Jahr  183-1,  welche  die  Mängel  des  Verfahrens  abstelHen. 
10)  Sc  hwarz  burg-So  ndershauscn  eine  Processordnung  v.  3.  August 
■1847.  11)  Nassau  eine  Processordnung  v.  23.  April  1822  und  abän- 
dernde Gesetze  von  1824  und  1825.  12)  Anhalt  hat  eine  Processgesetzge- 
bung  vom  15.  Juli  1822  und  darauf  folgende  Gesetze;  eine  Processordnung 
vom  21.  Juli  1850.  13)  Oldenburg  ein  Processreglement  vom  15.  März 
1824.  14)  Processordnung  für  das  gemeinschaftliche  Appellationsge- 
richt der  Thüringischen  Hcrzoglhümer  vom  8.  Oct.  1816.  15)  Gemein- 
schaftliche Processordnung  für  die  4 freien  Städte  vom  J.  1831. 
-Bremen  erhielt  eine  für  das  niedere  Gericht  1820  und  Frankfurt  Gesetze 

1821,  1822, 1833.  16)  Eine  Appel  lalionsge  rieh  tsord  nun  g für  Braun- 
schweig ist  vom  J.  1835  und  andere  Processgesetze  sind  von  1814,  1823, 
1837.  17)  Schleswig- Holstein  erhielt  Verordnungen  v.  15.  Mai  1834. 
18)  Waldeck  vom  Jahr  1816  und  1817. 

Anhang.  Die  Gesetzbücher  der  Schweiz. 

Die  meisten  Cantonc  der  Schweiz  erhielten  in  der  neusten  Zeit  Gesetz- 
bücher: Aargau  ein  Civilgeselzbuch  vom  J.  1826,  eine  Processordnung 
1839  und  Gesetzsammlungen  1803,  1826,  1834  folg.  Basel  (Stadl)  1839 
ein  Strafgesetzbuch,  eine  Sammlung  der  geilenden  Gesetze  in  10  Thei- 
len  1836 — 1841.  Bassellandschafl  ein  Civilprocessgeselzbuch  im 
Jahr  1844.  Bern  1825  ein  Civilgeselzbuch,  ein  Civilprocessgeselzbuch 

1822,  ein  französisches  1838,  ein  Civil  - und  ein  Strafproccssgeselzbuch 
v.  J.  1847  nebst  einem  Gesetz  über  Einführung  desGeschwornengerichls,  1851 
ein  Strafgesetzbuch.  Frey  bürg  1834-1840  einen  Code  Citil,  1851  ein 
Code  Penal.  Luzern  eine  Gesetzsammlung  zwischen  1841  und  1844;  ein 


1)  S.  Geschichte  der  Preussischen  Civilgesetigebong,  Berlin  1848. 
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Strafgesetzbuch  1836,  ein  Civilgesetzbuch  1839,  cineCivilproeessordnung  1850. 
Solothurn  den  ersten  Tlieil  eines  Civilgesetzbnches,  enthaltend  das  Per- 
sonenrecht, 1842,  1839  ein  Gesetz  über  das  Verfahren  in  Civil  - und  Adminislra- 
tivsnchen,  1852  ein  Civilproeessgesetzbuch.  Turgau  ein  Strafgesetzbuch 
1841  eine  Processordnung  1843.  In  Zürich  erschienen  1844,  1852  2 Thle. 
eines  Entwurfes  eines  Civilgesetzbnches,  gefertigt  von  B I u n t s c h I i,  Personen- 
und  Sachenrecht  enthaltend  ; 1835  ein  Strafgesetzbuch,  und  eine  Strafpro- 
cessordnung  1831 ' ).  Genf  erhielt  1837  einen  Code  de procedwe  civile;  Civil- 
gesetzbuch ist  der  Code  Napoleon.  1829  Enlw.  eines  Strafgesetzbuches.  Das 
Waadtland  empfing  1821  ein  auf  den  Code  Napoleon  gebautes  Civilgeselz- 
buch,  1841  ein  Strafgesetzbuch,  1846  ein  Civilproeessgesetzbuch.  W atlis  ein 
Civilproeessgesetzbuch  1844,  einen  Code  Civil  1852.  G raub  und  len:  Ent- 
wurf eines  Strafgesetzbuches  v.  1825,  revidirt  1829 ; eine  amtlich  veranstaltete 
Gesetzsammlung  erschien  1820.  Erst  1850  wurde  ein  Strafgesetzbuch  sanc- 
tionirt.  Tessin  ein  Civilgesetzbuch  1837.  Im  Cnnlon  Schwyz  veranstal- 
tete man  1850  die  Ausgabe  eines  amtlich  beglaubigten  Textes  des  Land- 
buches aus  den  15—17.  Jahrhundert*).  Scharfhausen  hat  ein  Strafge- 
setzbuch von  1833.  St.  Gallen  ein  Strafgesetzbuch  v.  1819.  Die  ganze 
Schweiz  erhielt  1837  ein  Gesetzbuch  für  die  Strafrechtspflege  bei  den  eidge- 
nössischen Truppen,  1848  eine  neue  Bundesverfassung,  1850  ein  Gesetz  über 
die  Organisation  des  Bundesgerichts  und  das  Verfahren  vor  demselben. 

Die  wichtigsten  europäischen  Staatsgrundgesclze  und  Ge- 
setzbücher des  Auslands.  *) 

132.  I.  Die  wichtigsten  Slaatsgnmdgesetze  des  Auslands  sind  1)  das 
des  Königreichs  Norwegen  vom  17.  Mai  1814,  2)  des  Königreichs  Bel- 
gien vom  26.  Febr.  1831,  3)  des  Königreichs  Sardinien  und  Piemont  vom 
4.  Mai  1818,  4)  Dänemarks  vom  4.  April  1848,  1831—35  waren  berathende 
Provinzialstände  eingeführl  worden;  5)  die  schweizerische  Bundesverfas- 
sung vom  12.  Sept.  1848,  6)  die  neuste  Verfassung  Griechenlands  v.  J. 
1844  , 7)  des  Königreichs  der  Niederlande  v.  J.  1848,  8)  die  neuste 
französische  v.  2.  und  21.  Decbr.  1851,  modifteirt  durch  die  Errichtung  des 
Kaiserthums  im  Decbr.  1852. 

II.  Die  wichtigsten  Gesetzgebungen  sind:  A.  in  Italien 1 2 3  4) : 1)  die 


1)  Entwurf  für  den  Code  pin.  von  1846  (von  Fi  n sie  r) ; Gesetze  Ober  Rechtspflege 
und  Strafverfahren  v.  16.  Novbr.  1851. 

2)  Organische  Gesetze  v.  1835  XXIII.  71. 

3)  Sie  finden  sieh  in  den  Sammlungen  von  Pölitz  und  Bolau,  Rauch  u.  a. 

4)  Zeitschrift  für  Gesetzgeb.  und  R.-W.  des  Auslands  VI.  80.  VUI.  251.  IX.  77. 
X.  118.  331.  XII.  234.  Civilist.  Archiv  XXXV.  480  Hölix  Revue  L 6».  Ml.  355. 
796.  835.  IV.  112.  V.  881.  VI.  34«  1.  87.  215.  X.  371.  XI.  365. 

25  * 
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des  Königreichs  Neapel,  das  18151  einen  dem  französischen  nachgebildeten 
Civil- Codex  erhielt,  desgleichen  ein  Straf-,  ein  Strafprozess , ein  Handels- 
und ein  Civilprozessgeselzbuch.  2)  Die  Gesetze  über  das  Gerichtswesen 
in  Toskana  vom  11.  N'ovbr.  1838;  3)  in  Piemont  ein  Civilgcsclzbuch  von 
1839,  ein  neues  Straf-  und  ein  Handelsgesetzbuch  von  1842,  4)  in  Parma 
ein  Civilgesetzbuch  von  1820,  5)  in  Modena  ein  Civilprozessgeselzbuch 
von  14.  Juli  1852,  G)  in  den  piibsllichen  Staaten  eine  Handelsordnung  v. 
1.  Juli  1823  und  ein  Criminalreglcment  von  demselben  Jahr,  1834  eines 
über  den  Civil  - und  1842  über  den  Mililiirstrufprozess. 

B.  ln  Spanien:  ein  Handelsgesetzbuch  vom  30.  Mai  1829,  eine 
Handelsprozessordnung  vom  24.  Juli  1830,  ein  Strafgesetzbuch  von  1818, 
verbessert  1850.  Der  Entwurf  eines  Civilgesetzbuches  erschien  1851,  die 
Motive  dazu  1852,  es  unterliegt  der  Beralhung.  *) 

C.  In  Portugal  traten  zwischen  1832  und  1837  Reformen  im  Straf- 
verfahren ein;  1833  erschien  ein  Handelsgesetzbuch,  und  1834 — 1835  eine 
Zusammenstellung  der  sonstigen  bisher  gellenden  Gesetze.  *) 

D.  In  England  *)  begannen  1825  durch  die  sogenannte  /VeAr-Akle 
die  Reformen  im  Strafverfahren,  welche  1831 — 1851  fortgesetzt  und  auf 
das  Strafrecht  ausgedehnt  wurden  In  derselben  Zeit  wurden  auch  ver- 
schiedene Aenderungen  im  Civilvcrfahren  vorgenommen.  Eine  sehr  ge- 
lungene Codiftcalion  des  englischen,  auch  amerikanischen  Strafverfahrens 
wurde  gemacht  durch  den  Code  of  Criminulproeeding  of  the  State  of  New- 
ijork  1850  von  1054  Artikeln. 

E.  In  Belgien  * ) wurden  durch  ein  Gesetz  von  15.  Mai  1849  wich- 
tige Aenderungen  in  dem  sonst  noch  gellenden  französischen  Code  dln- 
sruction  Criminelle  von  1808  bewerkstelligt,  den  15.  April  1851  ein  neues 
Gesetz  über  die  Fallimente  erlassen.  Der  Entwurf  eines  neuen  Strafge- 
setzbuchs von  1818  unterliegt  der  Beralhung. 

F.  Im  Königreich  der  Niederlande  •)  wurde  die  1809  dort  eingeführte 
französische  Gesetzgebung  durch  neue.  Gesetzbücher  ersetzt,  und  zwar 


1)  Fölix  Revue  Eirang.  1.  281.  Zeitschrift  für  Gcsclzg.  und  R.-W.  des  Auslands  II. 
482.  III.  71.  VI.  381.  XXI.  231.  El  Cominerciu  v.  1852.  I.  53.  VI.  941.  43. 
II.  173. 

2)  Diese  Zeitschrift  VIII.  327.  470.  XIII.  450. 

3)  Derselben  Zeitschrift  VIII.  131.  X.  230.  XI.  20.  XVIII  243.  422.  470.  XX.  277. 
409.  XII.  311.  84.  XXIII.  127.  XXIV.  00.  Archiv  für  civilisL  Prax.  XXXIV.  128. 

4)  Dieselbe  Zeitschrift  XXII.  101.  392.  XXIV.  261.  Eine  Uebersicht  aller  anderen 
Ablnderungcn  der  Criminalgeselzgcbung  gibt  Nypcls  in  der  Zeitschrift  &.  a.  O. 
S.  163—167. 

5)  Dieselbe  Zeitschrift  V.  163.  VII.  177.  VUI.  343.  IX.  40.  X.  181.  396.  XI.  135. 
250.  XII  47.  67.  XIX.  61.  413.  F ölix  Revue  Etrang.  V.  639.  VcrgL  Ober  das 
ältere  Recht  in  Holland  das  Kecenil  des  Utit  et  ordounancet  e,n  vigueur 
rn  Hultamtes  v.  1609—1813.  3 Vol. 
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1835  durch  ein  Handelsgesetzbuch,  1836  ein  Strafprozess-,  1838  ein  Civil- 
und  ein  Civilprozess-,  1810  durch  ein  Strafgesetzbuch. 

Auch  für  die  Ostindischen  Besitzungen  der  Niederlande  erschienen 
1848  neue  Gesetzbücher. 

F.  In  Skandinavien  ')  erhielt  Norwegen  1842  ein  neues  Strafge- 
setzbuch , Schweden  ein  solches  1844.  In  Dänemark  wurden  Reformen  iin 
Strafrecht  1833  durch  einzelne  Gesetze  gemacht. 

H.  In  Russland  *)  wurde  1)  1832  eine  Sammlung  aller  Gesetze 
und  Verordnungen  seit  16-19  in  56  Quarlbänden , die  53.993  Aktenstücke 
enthielten,  publicirt,  und  2)  ein  umfassendes  Gesetzwerk  von  8 Gesetz- 
büchern Swod  (Digesten)  genannt,  deren  fünftes  das  Civil-  und  Civilpro- 
zess-, und  das  achte  das  Strafgesetzbuch  sind.  Das  Ganze  erhielt  1835 
Gesetzeskraft,  wurde  jedoch  schon  1813  revidirt;  und  1845  erhielt  Russ- 
land einen  neuen  Slrnl'codex.  3)  In  der  von  Russland  abhängigen  Walachei 
wurden  1831  eine  Reglement  organique,  1841  ein  Handelsgesetzbuch  einge- 
führt. Ein  Strafgesetzbuch  wurde  1843  ausgearbeilet. 

I.  Griechenland  erhielt  1834  eine  Gerichts-  und  Notariats-  und  eine 
Civilprozess-,  so  wie  eine  Strafprozessordnung  *),  ein  Strafgesetzbuch  1835 
und  ein  Handelsgesetzbuch  1837.  Das  Handbuch  Harmenopuls  ersetzt 
noch  zur  Zeit  das  Civilgesetzbueh. 


1)  D.  Zeitschrift  I.  423.  V.  18«.  XII.  336.  XIII.  17.  XVI.  112.  227.  358.  XVI. 
89.  221.  XX.  Heft  2.  S.  75.  Heft  3.  S.  99.  Fölix  Revue  v.  1844.  S.  477. 

2)  Dieselbe  Zeitschrift  VI  328  XIV.  267.  XV.  95.  212.  XX.  Heft  1.  S.  32.  Heft  3. 
76.  Fölix  Revue  I.  69.  III.  317.  X.  927;  die  kritische  Zeitschrift  für  die  deutsche 
Rechtswissenschaft  XX  VIII.  659.  951.  XI  91.  XVIII.  572.  XX.  762.  1115. 
Eine  nfflciellc  Geschichte  der  russischen  Gesetzgebung  enthält  der  Prdcis  de t 
notiont  histnriques  des  Corps  des  loit  Rosses.  Pclcrsb.  1840. 

3)  FSiix  Revue  VII.  288. 


Digitized  by  Google 


JURISTISCHE  ENCYCLOPÄDIE. 


«öo 

Zweiter  Haupttheil. 

Rationelle  und  historische  Beleuchtung  der  eiuielueu  Zweige  der 
Reehtswiggensrhan. 

I.  Abtheilung. 

Das  Privatrecht. 

I.  Capilel. 

• 4 

Rationelle  Beleuchtung  desselben. 

Einleitung. 

133.  Der  zweite  Haupttheil  unseres  philosophischen  und  historischen 
Rundgemäldes  der  Rechtswissenschaft  muss  in  einer  encyclopüdischen  Dar- 
stellung der  Hauptzweige  derselben  bestehen.  Diese  Darstellung  soll  eine 
organisch  gegliederte  sein  und  jedes  juristische  Fach  rationell  und  ge- 
schichtlich beleuchten. 

Da  nun  das  gesammle  Recht  auf  drei  Grundlagen,  einer  materiell-fakti- 
schen, einer  rationellen  und  einer  geschichtlichen  beruht  (§.  20  folg.),  so 
muss  das  bei  derselben  einzuhallende  wissenschaftliche  Verfahren  dahin 
gehen,  in  jedem  Zweige  diese  drei  Grundlagen  nachzuweisen  und  die  auf 
dieselben  sich  stützenden  Rechtsgrundsälze  in  systematischer  Gliederung 
darzulegen. 

Der  Nachweiss  und  die  Auseinandersetzung  der  materiellen  und  ratio- 
nellen Grundlage  eines  jeden  Rechtszweiges  bildet  die  rationelle,  die 
der  historischen  die  geschichtliche  Beleuchtung  desselben.  Die  erste 
hat  es  mit  dem  Allgemeinen  und  Abstrakten,  die  zweite  mit  dem 
Concreten  oder  Positiven  zu  thun;  indem  in  jener  gezeigt  wird:  wel- 
ches der  Organismus  eines  Rechtzweiges  den  beiden  ersten  Grundlagen 
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nach  theilssein  muss,  theils  sein  kann,  isi  in  dieser  die  geschichtlich  ge- 
wordene Gestaltung  darzustellen.  Diese  letzte  hat  aber  den  Zweck,  das  System 
des  in  unserem  Vatcrlande  gellenden  Rechts  aufzustellen,  und  schon  deshalb 
kann  eine  weltgeschichtliche  Entwicklung  der  einzelnen  Zweige  des  Rechts 
mit  derselben  nicht  verbunden  werden , abgesehen  davon  dass  die  Lücken- 
kaftigkeit  unsrer  historischen  Rechtskunde  eine  solche  Beleuchtung  der- 
selben unmöglich  macht.  Doch  sind  die  historischen  Grundlagen  der  wirk- 
lich gellenden  Grundsätze  jedes  Zweiges  immer  zu  constaliren  und,  in  wie 
weit  sie  durch  geschichtliche  Compnrntion  aufgehellt  werden  können,  auch 
auf  diese  Weise  zu  beleuchten. 

Die  materielle  Grundlage  in  jedem  Rechtszweige  besieht  aus  Th  a t- 
sachen,  als  aus  welchen  ja  alle  Zustände  und  Verhältnisse  des  mensch- 
lichen Gemeinlebens  hervorgehen.  Man  kann  zwei  Hauplarlen  desselben 
unterscheiden,  nämlich  solche,  die  bleiben  sollende  und  daher  conti- 
nuirlicbe  Zustande  erzeugen,  wie  z.  B.  den  zum  Eigenthum  bestimmten  Be- 
sitz, die  eheliche  oder  staatliche  Gemeinschaft,  die  Gränzen  des  Länder- 
gebiets der  Staaten , und  solche  die  nur  vorübergehende  Verhältnisse  ver- 
anlassen, welche  durch  Vornahme  rechtlich  vorgeschriebener  Akte  been- 
digt werden  sollen,  wie  die  durch  Verträge  oder  Rechtsverletzungen  ent- 
standenen Schuld  Verhältnisse,  Akte  der  Administralivgewalt,  oder  die  zur 
Beendigung  internationaler  Rechtsstreite  unternommenen  Kriege.  Zu  den 
bleibenden  ihalsächlichen  Grundlagen  des  Rechts  gehören  auch  solche,  die 
durch  Rechtsnormen  schon  regulirt  sind,  so  duss  diese  selbst  wieder  ma- 
terielle Vorbedingungen  andrer  Rechtsgrundsätze  werden,  wie  z.  B.  das 
Dasein  einer  bürgerlichen  oder  Freiheitsgemeinschaft  von  Einzelnen  als 
Grundlage  des  Slaalsrcchls , weil  ein  Staat  nur  besteht  unter  Voraus- 
setzung einer  Gemeinschaft  rechtsfähiger  oder  freier  Menschen  u.  s.  w. 

Was  die  einzelnen  die  materiellen  Grundlagen  eines  bestimmten 
Rechtszweifies  bildenden  Thatsnchen  betrifft,  so  sind  vermittelst  eines  rich- 
tigen objektiv  dialektischen  Verfahrens  die  als  wesentliche  Momente  der 
verschiedenen  Kreise  des  socialen  Organismus  hervortrelenden  anfzusuehci.i 
und  darzulegen,  weil  an  sie  die  das  rationelle  Element  des  Rechts  bilden- 
den Bestimmungen  sieb  knüpfen,  welche  deren  juristische  Seite  dnrslellen 
sollen  und  die  Verwirklichung  der  Rechlsidee  in  denselben  bezwecken. 

134.  Das  Privatrecht  bestimmt  die  rechtliche  Stellung  der  Einzelnen 
in  zwei  Hnuplformen  der  ergänzenden  Gemeinschaft,  nemlich  in  der  bürr 
gerlichen  Gesellschaft  und  in  der  Familie  (§.  7).  Die  materielle  Grund- 
lage desselben  wird  gebildet  durch  die  in  beiden  verkommenden  socialen 
Verhältnisse  des  Privatlebens  und  daher  durch  die  dasselbe  beständig  ge- 
staltenden und  umgest altenden  Thatsnchen,  sie  mögen  Ereignisse,  wie 
Geburt  und  Tod  und  zufällige  Schicksale  der  Menschen  sein,  oder  mensch- 
liche Handlungen. 
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Grundbedingungen  des  Privatlebens  sind  die  Coöxistenz  von  Indivi- 
duen, Besitz  und  Verkehr  derselben;  es  entwickelt  und  erhält  sich  durch 
das  Familienband;  durchgreifend  auf  dasselbe  einwirkende  zum  Theil  un- 
vermeidliche Thatsachen  sind  der  Tod  und  die  Nichtachtung  oder  Ver- 
letzung der  Privatrechte  durch  Andere,  ln  allen  diesen  faclischen  Verhält- 
nissen lässt  sich  etwas  Allgemeines  und  etwas  Besonderes  unterscheiden. 
Jenes  bildet  die  unabänderliche  nalurnolhwendige  Unterlage  des  Privatrechts, 
dieses  gibt  bei  jedem  Volke  und  in  jedem  Zeitalter  ihm  seinen  concreten 
Characler.  Beide  sind  bei  der  Darstellung  des  Organismus  des  Privatrechts 
aufzusuchen  und  festzuhallen,  doch  von  den  letzten  nur  die  im  Völkerie- 
ben  regelmässig  vorkommenden  oder  vorherrschenden  Gestaltungen. 

Die  rationelle  Grundlage  des  Privalrechls  besteht  in  der  rechtlichen 
Feststellung  der  Verhältnisse  des  Privatlebens,  also  in  der  Snnction  von 
Normen,  wodurch  die  rechtliche  Seite  derselben  flxirt,  das  jedesmalige 
Indische  Verhältniss  ein  rechtliches  d.  h.  zu  einem  Rechtsinslitul  wird.  Die 
Normen  des  Privalrechls  haben  daher  die  rechtliche  Stellung  der  Indivi- 
duen, die  Rechte  des  Besitzes,  rechtliche  Wirkungen  der  Acte  des  Ver- 
kehrs zu  bestimmen,  desgleichen  die  rechtliche  Begründung  und  Wirkungen 
der  Familienbande,  sowie  die  Folgen  der  Todesfälle.  Endlich  hat  das  Pri- 
vatrecht auch  auszusprechen,  welche  Wirkungen  die  von  andern  ausge- 
henden Negationen  unsrer  Privalrechlc  haben,  in  welcher  Weise  und  in 
welchem  Umfange  dieselben  Vorkommen  mögen. 

Diesem  Allem  gemäss  sind  die  Hnupttheile  oder  Hauptlehren  des  Pri- 
valrechls leicht  zu  bestimmen:  sie  haben  zum  Gegenstand  die  Feststellung 
des  Standes  der  Personen,  also  die  Standesrechte,  die  der  unmittel- 
baren Rechte  auf  Sachen  die  s.  g.  technisch  dinglichen  Rechte,  die 
aus  den  Verkehrshandlungen  sich  ergebenden  Forderungsrechte,  die 
Rechte  der  Familie,  die  der  Verlassenschaften  und  die  in  Folge 
von  Rechtsverletzungen  am  Rechtsvermögen  entspringenden  Ansprüche 
der  Bclheiligten  — welche  darin  bestehen,  dass  der  in  seinem  Rechte  Ge- 
störte den  Schutz  der  Obrigkeit  anzusprechen,  d.  h.  ein  s.  g.  Rechtsmittel 
anzu wenden  befugt  ist.  Es  ergaben  sich  hieraus  sechs  Hauptlehren  des 
Privatrechts:  die  von  den  Standes-,  von  den  dinglichen,  den  Forde- 
rungs- und  den  Familienrechten,  das  Erb-  und  das  s.  g.  Actio- 
nenrecht. Da  die  dinglichen  und  Forderungsrechte  — ja  selbst  das  Erb- 
recht sich  auf  das  Vermögen  beziehen,  so  können  diese  drei  Haupllehren 
auch  als  Hauptabteilungen  der  gemeinsamen  Lehre  vom  Vermögensrecht 
aufgefasst  werden,  mit  welchem  aber  auch  die  auf  Erhaltung  oder  die 
Wiedererlangung  beeinträchtigter  oder  widerrechtlich  uns  entzogener  Ver- 
mögensrechte sich  beziehenden  insofern  verbunden  werden  können,  als  jedes 
Privatrecht  für  den  F’all  einer  Störung  eine  solche  Berechtigung  schon  in 
sich  schliesst. 
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Die  Systemnllsirung  des  Privntrechls  kann  diesem  Allem  gemäss  auf 
verschiedene  Weise  bewerkstelligt  werden  1 2 ) : 

a)  entweder  so , dass  man  es  in  die  einzeln  aufgeführten  sechs  Haupt- 
lehren zerfallen  lässt; 

b)  oder  so,  dass  man  die  Grundsätze  über  die  Rechtsmittel  mit  den 
Rechten,  zu  deren  Schulz  sic  gestattet  sind,  verbindet:  dann  besteht  das 
Privatrechl  aus  fünf  Hanpttheilen,  den  Standes-,  den  dinglichen  und  den 
Forderungsrechten , dem  Familien-  und  dem  Erbrecht  (eine  Gliederung  des 
Privatrechts,  die  in  unserm  Jahrhundert  und  den  neuesten  Lehrbüchern  der 
Pandekten  befolgt  wird),  nur  dass  man  die  allgemeinsten  Grundsätze  des 
Privatrechts,  ja  des  Rechts  überhaupt,  als  s.  g.  al I gern  einen  Theil  vor- 
angehen Hisst. 

c)  Es  kann  aber  auch  das  Familienrecht  mit  der  Lehre  von  den  Slan- 
desreehten  als  Personenrecht  verbunden,  die  Darstellnng  der  dinglichen 
kann  mit  den  Forderungsrechten  und  dem  Erbrecht  zu  einem  in  drei  Haupt- 
abschnitte zerfallenden  Haupltheil  des  Sachen-  oder  Vermögensrechts 
verschmolzen  werden,  so  dass  dann  die  Lehre  von  den  Rechtsmitteln  als 
dritter  Haupttheil  den  beiden  andern  entgegengesetzt  wird,  woraus  sich 
denn  das  Justinians  Institutionen  zu  Grund  liegende  System  des  Privnl- 
rechts  ergiebt  *). 

ln  der  hier  folgenden  Darstellung  des  abslraclen  Privatrechls  ist  die 
zuerst  aufgeführte  Ordnung  der  Lehren  desselben  zu  Grunde  gelegt. 

Das  Privatrecht  bildet  als  der  rechtliche  Organismus  des  Privatlebens 
ein  in  sich  abgeschlossenes  organisches  Ganzes,  das  der  feinsten  wissen- 
schaftlichen Ausbildung  fähig  ist,  vorausgesetzt,  dass  die  Gesetzgebung 
nicht  durch  willkührliche  oder  verkehrte  Bestimmungen  störend  in  diesen 
Organismus  eingreilt.  Es  erhielt  auch  seine  technische  Vollendung  bei  den 
Römern  durch  die  (oben  §.  83)  geschilderte  bewunderungswürdige  Behand- 
lungswcise  ihrer  grossen  Juristen  und  zwar  so,  dass  deren  Begriffsbestim- 
mungen und  Fassungen  der  höchsten  leitenden  Principien  des  Rechts,  als 
der  genauste  Ausdruck  des  im  Privatrecht  rationell  Nothwendigen,  die  Basis 
der  Wissenschaft  desselben  bei  allen  Völkern  geworden  und  (von  den 
Franzosen)  für  die  Raison  ecrite  du  droit  erklärt  worden  sind.  Die  deut- 
schen Naturrechtslehrer  haben  die  allgemeinsten  Principien  des  römischen 
Privatrechts  sogar  a priori  zu  conslruiren  versucht,  d.  h.  dieselben  in  einer 
abslraclen  Fassung  wiedergegeben.  Die  sachgeni&sse  Richtigkeit  derselben 


1)  S.  über  die  Classiflknlion  der  Rechte  u.  s.  w.  von  Savigny,  System  I. 
*.  58  , 59. 

2)  Nach  einer  auf  die  Autorität  von  Thcojihilus,  eines  der  Redactoren  der  Institu- 
tionen, sich  stauenden  Ansicht  bildet  die  I.ehre  von  dem  Fordcrungsrechle  in 
demselben  einen  integrirenden  Theil  des  Actionenrechts.  S.  Itugo's  Clv.  Mag. 
Bd.  IV.  S.  1 folg.  v.  Savigny,  System  Bd.  I.  S.  401. 
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kann  auch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  und  es  ist  keine  Syslemali- 
sirung  und  technische  Aufstellung  des  Privalrechls  möglich,  ohne  dass 
wenigstens  ein  grosser  Theil  der  rümischrechtlichen  Begriffe  und  Grund- 
sätze des  Privalrechts  zu  Grunde  gelegt  oder  recipirt  wird. 

Von  der  Persönlichkeit  im  Privatrechl  l). 

135-  Da  keine  privatrechtliche  Gemeinschalt  denkbar  ist  ohne  das 
Dasein  rechtsfähiger  Subjecte,  so  hat  jedes  System  des  Privalrechts  vor 
Allem  Normen  über  die  privalrechlliche  oder,  wie  sie  gewöhnlich  genannt 
wird,  bürgerliche  Rechtsfähigkeit  feslzusetzen,  und  enthält  daher 
nolhwendig  Bestimmungen  über  den  bürgerlichen  Stand  der  Menschen  oder 
die  ci vilrech lliche  Persönlichkeit. 

A.  Dieselbe  besteht  in  dem  anerkannten  und  durch  die  Rechtsordnung 
des  Privatlebens  leslgestellten  Anspruch  der  Person  auf  Existenz  und  Gel- 
tung ihres  Willens  innerhalb  einer  bestimmten  Freiheilssphäre  Die  Per- 
sonen sind  daher  die  Träger  eines  rechtlich  geltenden  Willens,  gleichviel 
ob  es  einzelne  Menschen  oder  Gesammtheiten,  welchen  ein  solcher  Wille 
rechtlich  zukommt. 

B.  Nach  der  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  allgemein  ver- 
breiteten Doctrin  der  s.  g.  Menschenrechte  steht  die  (juristische)  Per- 
sönlichkeit jedem  Menschen,  weil  er  ein  Vernunflwesen  ist,  von  selbst  zu. 
Allein  diese  Ansicht  muss  für  irrig  erklärt  werden,  weil  ja  niemand  ein 
Recht  (folglich  auch  nicht  das  der  Persönlichkeit)  zustehen  kann,  ohne 
dass  dessen  Zuständigkeit  sich  auf  einen  Rechlssatz  stützt  (s.  oben  §.  20). 
Nur  wo  die  Doctrin  der  Menschenrechte  gesetzliche  Geltung  erhallen  hat, 
entsteht  die  Rechtsfähigkeit  bei  jedem  schon  durch  dessen  Geburt:  also 
nicht  in  den  s.  g.  Sklavenstanlen,  sie  seien  orientalische  Despotien  oder 
amerikanische  Republiken. 

C.  Die  weltgeschichtliche  Entwicklung  des  Rechts  der  juristischai 
Persönlichkeit  war  die,  dass  ursprünglich  nur  der  Stamm-,  dann  der 
Stadt-  oder  S t a a t s genösse  für  rechtsfähig  galt,  der  Fremde  (bei  den 
Römern  hostis  genannt)  anfangs  höchstens  nur  ein  Gaslrecht  im  geselligen 
Verbände  hatte;  später  stand  die  Rechtsfähigkeit  nur  dem  Religions-  oder 
Confessionsverwandten  zu,  und  wenn  nun  auch  im  neunzehnten  Jahrhundert 
bei  allen  nicht  barbarischen  Völkern  der  Erde  die  Persönlichkeit  jedes 
Menschen  geachtet  und  daher  an  das  Dasein  der  Vernunft  in  ihm  geknüpft 
wird,  so  geniessl  doch  der  Fremde  fast  bei  keinem  die  volle  oder  gleiche 
Rechtsfähigkeit  mit  dem  eigentlichen  Bürger  der  besonderen  Staatsgcnos- 
senschafl. 


1)  S.  des  Vorf.  Aufsatz:  „Die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Rechtsphilosophie“  in  der 
Tübinger  Zeitschrift  für  die  SUalswissenschaft  von  1ÖJ1.  Bd.  VII.  S.  260.  v.  Sa- 
vigny,  System  des  heut.  rOra  Rs.  Bd.  11.  S.  1 folg. 
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D.  Das  Recht  der  Persönlichkeit  besteht  in  einem  Complex  von  Be- 
rechtigungen, welche  man  auf  Hauplarten  von  Rechten  zurückgeführt  und 
unter  der  Benennung  von  Urrechlen  und  zwar  deshalb  begriffen  hat, 
weil  man  von  der  oben  als  irrig  bczeichneten  Theorie  der  angebomen  sich 
von  selbst  verstehenden  Menschenrechte  ausging  und  diese  in  die  s.  g. 
Unrechte  zerlegte.  Sie  sind  aber  nichts  anderes  als  die  Hauptmomente 
des  Begriffes  der  Persönlichkeit  und  keine  eigentlichen  Rechte,  sondern 
nur  Arten  von  Berechtigung,  welche  dem  Subjecte  zustehen  müssen,  damit 
man  sagen  kann,  dass  es  wirklich  eine  Person  sei.  Es  ist  daher  durch 
deren  Normirung  auch  stets  der  Umfang  der  Persönlichkeit  bestimmt, 
welche  grösser  oder  geringer  ist,  je  nachdem  diese  Berechtigungen  alle 
und  unbeschränkt  oder  nur  theilweise  und  beschrankt  zukommen. 

Man  führt  die  Urrechte  auf  vier  Hauptarten  zurück.  Sie  sind 

a)  Das  Recht  auf  Existenz  und  physische  Unverletzlichkeit,  daher  das 
Recht  auf  Frieden. 

b)  Das  Recht  auf  Erwerb  und  Besitz  von  Sachen  als  nothwendige 
Folge  des  Rechts  auf  Existenz,  also  das  Recht  auf  Vermögen  oder  Eigen- 
thum, diess  Wort  ira  weitesten  Sinn  genommen,  oder  das  Recht  der  Er- 
werbs- und  Besilzfähigkeit. 

c)  Das  Recht  auf  Geltung  als  Vernunflwesen,  d.  h.  als  ein  mit  Intel- 
ligenz und  Moralität  begabtes  Wesen,  also  das  Recht  der  geistigen  Unver- 
letzlichkeit, auf  Achtung  der  menschlichen  Würde  oder  auf  Ehre. 

d)  Endlich  das  Recht  auf  unmittelbare  Geltung  des  Willens  in  der 
Aussenwelt,  also  das  Recht  auf  äussere  Freiheit,  welches  die  Befugniss 
der  freien  Entwicklung  der  menschlichen  Thüligkeil  in  sich  schliesst , wel- 
ches auch  die  Zwecke  derselben  sein  mögen.  Man  nennt  diess  auch  das 
Recht  der  bürgerlichen  (zuweilen  der  individuellen)  Freiheit  und  kann  es 
nach  der  Verschiedenheit  der  Zwecke  des  menschlichen  Willens  und  Han- 
delns auf  mehrere  Unterarten  zurückführen,  z,  B.  auf  folgende: 

a)  Rechte  der  materiellen  Freiheit. 

1)  Das  Recht  der  Familiengründung. 

2)  Des  Verkehrs. 

a)  Freies  Wahlrecht  des  Domicils  und  der  (Aus-)  Wanderung. 

b)  Wahlfreiheit  des  Berufs  und  der  dazu  erforderlichen  industriellen 
und  ökonomischen  ThütigkeiL 

ß)  Rechte  der  geistigen  Freiheit. 

1)  Das  des  Denkens  und  der  Gedankenäusserung  durch  Worte,  Schrift 
Presse,  und  daher  auf  Freiheit  der  Lehre. 

2)  Die  individuelle  Religionsfreiheit. 

3)  Die  civilrechtlichc  oder  bürgerliche  Freiheit  im  engern  Sinn,  be- 
stehend in  der  Befähigung  zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften,  um  durch 
sie  zur  erwerben,  Andere  sich  oder  sich  Andern  zu  verpflichten. 

E.  Alle  diese  Berechtigungen  stehen  der  Person  nur  in  dem  Umfang 
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nind  Grade  und  in  der  Weise  zu,  wie  diess  durch  Rechssatzungen  näher 
bestimmt  ist,  und  unterliegen  daher  nicht  bios  Beschränkungen,  sondern 
können  aus  besonder!)  Gründen  sogar  ganz  wegfallen: 

a.  das  letzte  hat  namentlich  statt,  wenn  dieselben  zur  Strafe  dem  Indi- 
viduum entzogen  worden; 

ß.  die  wichtigsten  Gründe  der  Beschränkung  oder  Modifikation  dersel-  - 
ben,  aus  welchen  dann  verschiedene  Abstufungen  der  Rechtsfähigkeit  sich 
ergeben,  sind  das  Geschlecht,  das  Alter,  Mangel  an  Sittlichkeit,  an  physi- 
scher oder  geistiger  Gesundheit,  zuweilen  die  Berulsbeschäftigung,  der  Fa- 
milienverband, oft  die  politische  Stellung  desselben. 

F.  Jedes  System  des  Privatrechis  cntfiält  ausserdem  Bestimmungen 
über  den  Anfang  und  das  Ende  der  Rechtsfähigkeit  und  die  zum  Schutze 
derselben  gewährten  Rechtsmittel. 

136.  Als  concreto  mit  dem  Trieb  der  Persönlichkeit  begabte  Vemunfl- 
wesen  sind  die  einzelnen  Menschen  so  gceigenschaftet,  dass  ihnen  die 
rechtliche  Persönlichkeit  ihrer  Natur  gemäss  zukommen  muss,  falls  nicht 
eine  entgegenstehende  Rechtsnorm  diess  hindert:  man  pflegt  daher  die 
einzelnen  reell tsfähigen  Menschen  auch  die  natürlichen  Personen  zu 
nennen  und  setzt  ihnen  die  s.  g.  juristischen,  d.  h.  nicht  schon  natürlich 
entstehenden  sondern  künstlich  gebildeten  Personen  entgegen. 

A.  Es  wird  nämlich  durch  die  Normen  des  Privatrechts  auch  andern 
Wesen  nls  einzelnen  Menschen  sehr  oft  die  Eigenschaft  eines  Rechlssub- 
jectes  beigelegt,  so  dass  sie  gleich  den  letzten  obwohl  nicht  in  jeder  Be- 
ziehung als  Personen  behandelt  werden  *).  Sie  sind  diess  also  in  Folge 
einer  juristischen  Ficiion  und  sollten  daher  fingirle  Personen  genannt 
werden,  während  sie  gewöhnlich  juristische  oder  (weil  sie  nicht  materiell 
unter  die  Sinne  fallen)  mystische,  oder  im  Gegensatz  der  körperlich 
oder  physisch  existirenden  rechtsfähigen  Menschen  ( nicht  ganz  bezeichnend) 
moralische  Personen  genannt  werden. 

B.  Die  fingirle  juristische  Persönlichkeit  wird  dadurch  erzeugt,  dass- 
wie  v.  Savigny  sagt,  irgend  Etwas  ausser  den  einzelnen  Menschen, 
als  Träger  eines  vernünftigen  rechtsgültigen  Willens  durch  das  Recht 
angesehen  und  behandelt  wird.  Da  derselben  ein  solcher  Wille  nicht  schon 
von  Natur  inwohnt,  so  muss  er  künstlich  durch  den  WTilien  von  Men- 
schen gebildet  werden,  so  dass  die  von  diesen  für  die  juristische  Person 
gefassten  Beschlüsse  als  Willensakt  der  juristischen  Person  gelten.  Welche 
Menschen  diesen  Willen  desselben  bilden  sollen,  hängt  von  der  Beschaffen- 
heit oder  den  Trägem  des  Substrats  der  fingirten  Persönlichkeit  ab.  Es 
kann  diess  nämlich 


1)  v.  Savigny.  System  B.  II.  $.  85.  86. 

2)  Die  Römer  sagen  von  solchen  Wesen : vieem  personae  tuHinent. 
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a)  in  einer  Genossenschaft  oder  Gesammlheil  mehrerer  einzelnen  Men- 
schen bestehen,  so  dass  dem  Verein  derselben  die  Eigenschaft  einer  Per- 
son zugestanden  wird;  in  diesem  Falle  wird  der  Wille  derselben  durch 
den  übereinstimmenden  Willen  der  M i tglieder  gebildet  und  zwar 
durch  den  der  Mehrzahl,  weil  sonst,  d.  h.  wenn  man  Stinnnencinhelligkeil 
fordern  wollte,  der  Wille  des  Einzelnen  mächtiger  wäre  als  der  gemein- 
same der  Uebrigen,  und  ein  Wollen  und  Handeln  der  juristischen  Person 
ganz  unmöglich  sein  würde  1 2 ).  Diese  Klasse  von  juristischen  Personen, 
die  in  der  Genossenschaft  ein  äusserlich  sichtbares  Substrat,  also  einen  juri- 
stisches Körper  haben,  werden  Corpsralioors  (Corpora,  Uni v er si lates, 
Collegia)  genannt.  Die  wichtigsten  Arten  derselben  sind  die  Stadl-  und 
Dorf-  auch  die  Pfarrgemeinden,  Klöster  und  andere  geistliche  Corporalio- 
nen,  ferner  Zünfte,  möglicherweise  auch  Handelsgesellschaften,  ja  selbst 
der  Staat  in  seinen  privatrechtlichen  Beziehungen. 

b)  Das  Substrat  der  juristischen  Person  kann  ein  zur  Erreichung  eines 
Zweckes  bestimmter  Gütcr-Complex  sein:  Die  Persönlichkeit  beruht 
hier  noch  mehr  auf  einer  Fiction,  als  die  der  Corporationen,  so  dass  sie 
nolhwcndig  durch  andere  Personen  vertreten  oder  vielmehr  bevormundet 
werden  müssen.  Diess  geschieht  durch  ihre  Verwalter  oder  Geschäftsfüh- 
rer. Die  juristischen  Personen  dieser  Art  werden  im  Allgemeinen  Stiftun- 
gen genannt,  und  bestehen  in  kirchlichen  oder  wissenschaftlichen  Instituten 
und  Wohlthüligkcilsanstallen,  vorausgesetzt,  dass  ihnen  die  Eigenschaft 
Person  zu  sein,  rechtlich  zukommt. 

C.  Da  nemlich  jede  lingirte  Person  lediglich  durch  positive  Bestim- 
mungen des  Rechts  geschaffen  wird,  so  ist  sie  in  Wirklichkeit  nur  vor- 
handen, wenn  das  Substrat  desselben  diesen  Bestimmungen  gcinass  ge- 
eigenschaflet  und  die  Genossenschaft  als  Corporation  oder  die  Anstalt  als 
concretes  Rechtssubjecl  anerkannt  ist,  was  gewöhnlich  vermittelst  der  vom 
Staate  oder  gewissen  höheren  Behörden  desselben  ausgehenden  Geneh- 
migung, oft  durch  eine  wahre  privileginrische  Verfügung  des  Souveräns 
geschieht,  so  dass  nur  in  Folge  dieser  die  übrigen  Personen  die  Genossen- 
schaft oder  Stiftung  als  Person  anzusehen  haben.  Der  Inhalt  dieser  Ge- 
nehmigung bestimmt  denn  die  nolhwendigen  Grundbedingungen  des  Be- 
stehens und  den  Umfang  der  Persönlichkeit.  Es  findet  diese  deshalb  nur 
innerhalb  der  Gränzen  der  vom  Staate  bestätigten  Verfassung  der  Corpora- 
tion oder  der  Organisation  der  Stiftung  gemäss  stall,  und  kann  von  den 
Mitgliedern  der  ersten  oder  den  Vertretern  der  letzten  nicht  willkührlich 
normirl  oder  geändert  werden  *). 

D.  Die  künstliche  Rechtsfähigkeit  dieser  Personen  bezieht  sich  auf 


1)  v.  Savigny  a.  a.  0.  §•  97. 

2)  v.  Savigny  a.  a.  0.  8-  85- 
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VerhäJlnisse  des  Privalrechts  und  zwar  lediglich  auf  die  des  Vermögens, 
indem  von  Familienverhallnissen  solcher  Rechtssubjecte  schon  der  Natur 
der  Sache  nach  gar  nicht  die  Rede  sein  kann.  Die  juristische  Persön- 
lichkeit der  Corporalionen  und  Stiftungen  ist  daher  immer  nur  eine  ver- 
mögensrechtliche und  jedesmal  nur  in  dem  durch  die  Slaatsgenehmigung 
gewährten  Umfange  vorhanden. 

Begriff  und  Beslandlheile  des  Vermögens. 

13T.  Schon  als  Theil  der  Körperwelt  muss  der  Mensch  sich  an  irgend 
einem  Orte  befinden,  also  irgendwo  einen  Aufenthalt  haben  und  als  orga- 
nisches, lebendes  Wesen  bedarf  er  Sachen  der  Aussenwell,  um  seine  Exi- 
stenz zu  sichern.  Er  thut  diess  letzte  durch  deren  Besitznahme  und  Ge- 
brauch, ja  oft  deren  Verbrauch.  Mit  diesem  aur  dem  Naturgesetz  der  indi- 
viduellen Selbsterhaltung  (s.  oben  § 4)  beruhenden  Bedürfniss  tritt  er 
andern  gegenüber  und  beansprucht  das  Recht,  Sachen  in  Besitz  zu  nehmen 
und  ungestört  über  dieselben  nach  seinem  Belieben  zu  verfügen  — also 
diese  Sachen  als  ihm  gehörende  seinem  Willen  unterworfene,  ihm  eigen 
zu  haben.  Wird  ihm  diess  Recht  eingeräumt,  so  gehl  das  als  Erwerbungs- 
fähigkeil zuslehende  s.  g.  Unrecht  auf  Eigenthum  (§.  135)  in  Beziehung 
auf  die  wirklich  von  ihm  erworbenen  Sachen  in  das  Recht  des  Eigen- 
thums an  denselben  über,  welches  also  nicht  schon  im  blosen  Besitze 
der  Sachen,  sondern  in  dem  Recht  diese  als  ihm  eigen  zu  besitzen 
besteht. 

Die  materielle  Grundbedingung  des  Eigenlhuins  (im  weitesten  nicht 
technischen  Sinne  dieses  Wortes)  ist  daher  die  fnclische  Möglichkeit  des 
Besitzerwerbes  einer  Sache,  doch  muss  zu  derselben,  da  sie  von  sich  selbst 
den  Besitz  nicht  zu  einem  Rechte  macht,  noch  eine  juristische  hinzu- 
kommen;  nämlich  eine  Rechtsnorm,  welche  den  auf  diese  oder  jene 
concrele  Weise  erworbenen  Besitz  einer  Sache  für  einen  Erwerbstitel 
erklärt  d.  h.  rechtlich  hinreichenden  Grund,  auf  die  Thatsache  ein  Eigen- 
thumsrecht  auf  die  bestimmte  Sache  zu  stützen.  Diese  Norm  bildet  die 
besondere  rationelle  Grundlage  dieses  Rechts,  neben  welcher  noch  die 
nitgemeinen  bestehen,  dass  der  Besilzenwollende  erwerbsfähig  und  dass  die 
zu  erwerbende  Sache  so  geeigenschaftel  sei,  dass  der  Einzelne  an  dersel- 
ben ein  Recht  dieser  Art  erwerben  könne.  Die  Feststellung  der  einzelnen 
Erwerbslilel  oder  Erwerbungsarten  der  Sachen  ( modl  vel  tiluli  acqui- 
rendi,  acquisitiones  rerum)  beruht  auf  Bestimmungen  des  (positiven)  Rechts 
folglich  auf  der  geschichtlichen  Grundlage  des  Rechts. 

138.  Die  menschliche  Existenz  ist  durch  den  blos  momentanen  Besitz 
von  Sachen  nicht  auf  eine  dauernde  Weise  gesichert,  aber  das  Bedürfniss 


1)  Tüb.  Zeitschrift  f.  d.  Staats  Wissenschaft  a a.  0.  S.  271. 
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einer  solchen  Sicherung  macht  sich  beim  denkenden  Menschen”schnell  gel- 
tend. Er  ist  daher  bedacht  sich  einen  Vorrath  von  Sachen  als  dauernde 
Mittel  der  Befriedigung  seiner  ßedürihisse  zu  verschaffen.  Hiezu  bedarf 
es  einer  auf  die  Natur  zur  Gewinnung  von  ihm  nützlichen  Dingen  (Güter) 
ein  wirkenden  öconomischen  Thätigkeit,  deren  Zweck  also  der  Erwerb 
eines  Gütercomplexes  (Bona)  ist.  Dieser  Gülercomplex  bildet  das  Ver- 
mögen (Patrimonium),  welches  in  der  Gesammtheit  aller  der  rechtlichen 
Herrschaft  einer  Person  unterworfenen  Sachen  besteht 

So  lange  die  Völker  auf  den  niedersten  Cullurstufen  stehen,  werden 
diese  nur  körperliche  Gegenstände  sein,  das  erlegte  Wild,  die  Hnusthiere, 
die  Heerden,  die  gefertigten  Gerüthschaften , bald  aber  auch  Grundstücke, 
endlich  bei  lebhafterem  Verkehr  auch  Geld  als  gemeinsames  Tauschmiltel 
von  Sachen  oller  Art.  Allein  bald  werden  auch  andere  nicht  körperliche 
Sachen  Gegenstände  des  Vermögens,  indem  nämlich  diese  aus  Dingen  be- 
stehen, die  für  den  Menschen  W'erth  als  Güter  haben  (gleichviel  ob  einen 
Gebrauchs-  oder  Tauschwert)!),  wird  er  auch  nicht-materielle  Dinge,  wenn 
sie  einen  solchen  Werth  haben,  zu  erwerben  oder  zu  produciren  suchen, 
wie  z.  B.  Ansprüche  auf  die  öconotnisch  mögliche  Leistung  Anderer,  Bc- 
nülzungsrechte  fremder  Sachen,  oder  das  Recht  der  pecuniären  Verwerlhung 
der  eignen  Geistesproducle  u.  s.  w.  Bei  Völkern  einer  vorgerückteren  Ci- 
vilisalion  ist  daher  der  Begriff  des  Vermögens  ein  weiterer,  indem  er  den 
Complex  aller  der  Rechlsgewall  einer  Person  unterworfenen  sowohl  kör- 
perlichen als  unkörperlichen  Sachen  bezeichnet. 

In  diesem  Entwicklungsstadium  erhält  aber  dieser  Begriff  bald  eine 
technische  Ausbildung.  Da  nämlich  nur  diejenigen  Gegenstände  zu  unse- 
rem Vermögen  gehören,  welche  rechtlich  unserer  Gewalt  unterworfen 
sind,  so  erscheint  das  Vermögen  auch  als  der  Complex  aller  Rechte 
auf  Sachen,  also  als  der  der  Vermögensrechte,  und  cs  ist  denn  zu- 
nächst genauer  anzugeben,  in  welcher  Weise  eine  Sache  Gegenstand 
des  Vermögens  sein  kann?  In  dieser  Beziehung  lassen  sich  zwei  Haupt- 
fälle  unterscheiden. 

A.  Eine  Sache  kann  unserer  Willkühr  rechtlich  so  unterworfen  sein, 
dass  wir  unsere  Herrschaft  unmittelbar  an  derselben  ausüben,  d.  h.  recht- 
lich durchaus  nicht  der  Mitwirkung,  Intervention  oder  Zustimmung  einer 
andern  Person  bedürfen,  um  unser  Recht  zu  üben.  Man  nennt  ein  Sachen- 
oder Vermögensrecht  dieser  Art  ein  dingliches  d.  h.  ein  unmittelba- 
res Sachenrecht  (jus  in  re).  Ein  solches  Recht  kettet  die  Sache  gleich- 
sam an  die  Person  des  Berechtigten  und  erzeugt  zwischen  ihm  und  ihr 
ein  von  allen  übrigen  auf  gleiche  Weise  zu  achtendes  Rechlsverhültniss, 
ohne  dass  dem  einen  oder  dem  andern  eine  specielie  Verbindlichkeit  für 
den  Berechtigten  etwas  zu  thun  (oder  zu  unterlassen)  obliege.  Die  Sache 
gehört  dem  Berechtigten  gleich  seinem  eigenen  Körper  und  jedes  ding- 
liche Recht  kann  deshalb  (jedoch  immer  noch  in  einem  weiteren  nicht  tech- 
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nischen  Sinn)  Eigenthum  genannt  werden,  sollte  es  auch  nur  ein  Be- 
nutzungsrecht fremder  Sachen  sein. 

B.  Der  vermögensrechlliche  Anspruch  kann  aber  auch  anderer  Natur 
sein  und  lediglich  im  Rechte  bestehen,  von  einem  andern  die  Vornahme 
einer  Handlung  oder  Leistung  zu  verlangen,  die  einen  Güter-  oder  Ver- 
mögenswerth hat,  sie  mag  im  Geben  von  Sachen  bestehen  oder  in 
Dienstleistungen.  Wir  haben  denn  ein  Vermögensrecht,  welches  nicht  eine 
Sache  unserer  unmittelbaren  Herrschaft  unterwirft,  sondern  nur  in  einem 
Verpflichtungsband  zum  Leisten  besteht.  Ein  Recht  dieser  Art  heisst  ein 
Forderungsrecht,  in  Folge  dessen  der  Berechtigte:  Gläubiger,  der  Ver- 
pflichtete: Schuldner,  das  gegenseitige  Verhällniss  ein  Schuldverhältniss 
ist,  welches  bei  den  Römern  durch  den  Kunslausdruck  Obligatio  be- 
zeichnet wird,  die  sie  deiiniren  als  ein  vinculum  juris  quo  necessitate  ad- 
stritigimur  alicujus  rei  ( alteri ) solvendae. 

Da  also  alle  Gegenstände  unseres  Vermögens  entweder  unserer  Gewalt 
unmittelbar  unterworfen  sind  , oder  in  Ansprüchen  auf  Leistungen  anderer  be- 
stehen : so  kann  der  Begriff  des  Vermögens  technisch  dahin  bestimmt  wer- 
den: cs  sei  der  Inbegriff  der  einer  Person  znstehenden  dinglichen  und 
Forderungsrechle. 

Allein  auch  diese  Bestimmung  seines  Begriffs  ist  noch  nicht  erschöpfend. 
Wenn  ein  Rechtssubject  gegen  ein  anderes  ein  Forderungsrecht  hat, 
so  kann  der  Schuldner  seiner  Rechtsverpflichtung  nur  dadurch  nachkom- 
men,  dass,  wenn  die  von  ihm  zu  machende  Leistung  in  einer  ihm  gehö- 
renden Sache  besteht,  er  diese  aus  seinem  Vermögen  in  das  des  Gläubi- 
gers übertrage,  oder  dass  er  die  seiner  Person  obliegende  öconomische 
Thätigkeil  verrichte  und  wenn  er  diess  nicht  thut,  den  dadurch  dem  Gläu- 
biger entstehenden  Schaden  vermittelst  Hingabe  von  Sachen  seines  Ver- 
mögens (in  der  Regel  einer  Geldleistung)  vergüte.  Auf  diese  Weise  er- 
scheinen die  dem  Forderungsrechle  entsprechenden  Schulden  als  Belastun- 
gen des  Vermögens,  so  dass  der  nicht  durch  Zahlung  befriedigte  Gläubiger 
sich  an  dieses  hallen  kann. 

Weil  nun  in  Folge  des  täglichen  Verkehrs  unter  den  Menschen  alle 
Rechlssubjecte  beständig  Schulden  zu  contrahiren  pflegen,  die  so  fort  ein 
Onus  patrimomi  werden : so  kann  man  mit  Recht  sagen : dass  das  Ver- 
mögen aus  dreierlei  Best  and  l heilen  zu  bestehen  pfleget:  aus  ding- 
lichem und  Forderungs- Rechten  und  aus  Schulden.  Jene  werden  die 
Acliva,  diese  die  Passiva  einer  Person  genannt.  Das  aus  demselben  ge- 
bildete Vermögen  gestaltet  sich  als  eine  eigne  und  zwar  als  eine  Gc- 
sammlsache,  die  bei  allem  Wechsel  der  einzelnen  zu  derselben  gehören- 
den Gegenstände  dasselbe  Vermögen  bleibt  und  selbst  als  ein  solches 
(juristisches  Begriffs-)  Ganzes  Objekt  eines  Rechts  ist,  das  von  andern 
sogar  verpfändet  oder  veräussert  werden  kann , und  beim  Tode  seines 
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Herrn  als  solches  unter  der  Benennung  Erb-  oder  Verlassenschaft  *)  auf 
einen  andern  überzugehen  pflegt.  Am  feinsten  ist  der  oben  entwickelte 
Begriff  des  Vermögens  als  ein  Complex  vonAcliva  und  Passiva,  also  von 
dinglichen  und  Forderungsrechten,  im  römischen  Rechte  ausgebildet  und 
bildet  die  Hnuptgrundlage  des  Erbrechts. 

Von  den  dinglichen  Rechten  *). 

139.  Das  erste  und  ursprüngliche  unmittelbare  Sachenrecht  ist  das 
Eigenlhum  ; es  erscheint  zunächst  als  das  einer  Person  zustehende  Recht 
der  vollkommenen  Herrsehalt  über  eine  körperliche  Sache.  In  Folge  der- 
selben nennt  der  Herr  die  Sache  sein,  weil  sie  ihm  eben  so  vollständig 
angehört,  wie  der  eigene  Körper  oder  irgend  ein  Theil  desselben;  er  ist 
berechtigt  nach  seiner  Willkiihr  über  dieselbe  zu  verfügen  und  sie  aus  der 
Hand  eines  jeden  an  sich  zu  ziehen , dem  nicht  ein  besonderer  auf  die- 
selbe gerichteter  Anspruch  zusieht,  ln  dieser  letzten  Befugniss  besteht 
vor  allem  die  Dinglichkeit  des  Rechts.  Sie  entsteht  dadurch , dass  der 
Eigenthümer  ein  s.  g.  Vindicationsrechl  hat,  d.  h.  eine  Rückforderungsklage 
der  Sache  gegen  jeden  Inhaber  derselben,  sollte  er  auch  im  guten  Glau- 
ben d.  h.  in  der  Meinung,  dass  er  selbst  Eigenthümer  sei,  in  deren  Besitz, 
gelangt  sein. 

A.  Das  auf  der  Dinglichkeit  des  Eigentumsrechts  beruhende  V'er- 
hällniss  des  Herrn  einer  Sache  ist  ein  doppeltes,  einmal  das  zur  Sache 
selbst,  dann  das  zu  anderen  Personen  rücksichtlich  derselben.  Daraus  er- 
gibt sich  eine  positive  und  negative  Seile  dieses  Rechts;  in  Folge 
der  ersten  ist  der  Eigenthümer,  weil  die  Sache  seiner  absoluten  Willkühr 
unterworfen  ist,  berechtigt,  sie  zu  besitzen,  auf  jede  Weise,  auch  durch  Zer- 
störung über  sie  zu  verfügen,  und  jeden  Vortheil  aus  ihr  zu  ziehen,  d h. 
sie  zu  gebrauchen  und  die  Früchte  derselben  zu  beziehen,  ln  Folge  der 
letzten  ist  er  befugt,  jeden  andern  vom  Besitze  und  dem  Gebrauche  der 
Sache  auszuschliessen  und  sie  aus  den  Händen  eines  Jeden  zu  vindici- 
ren , welches  letzte  Recht  jedoch  mehr  oder  weniger  beschränkt  sein  kann. 

B.  Alle  diese  Rechte,  welche  man  auch  aul  zwei  Ilauplnrlen,  nämlich 
die  Proprietäts  - und  N utzungsrechte  zurückzuführen  pflegt,  sind  aber 
nicht  so  im  Eigenlhum  enthalten,  dass  Jemand  aufhören  würde,  Eigenthü- 
mer zu  sein,  wenn  eines  oder  das  andere  ihm  nicht  zustande;  sondern  er 
ist  es  noch,  wenn  auch  der  grösste  Theil  derselben  aus  irgend  einem 


1)  Es  heisst  daher  vom  zurückgelassenen  Vermögen  eines  Verstorbenen  in  fr.  SO 
D.  5,3  (de  keredil.  pet.\ : Heredilm  et  nun  eine,  ul/o  corpore  jurit  intellec- 
tum  haket,  nnJ  in  fr.  40.  D.  15,  t.  (de  pem/io } von  dem  ciueiii  llnussohne  oder 
Sklaven  überlassenen  Vermögen  ( Pecnlimn ) : PecuHum  naecitur , creeeit 
decrescit , moritur. 

2)  v.  Snvigny,  System  I.  § 52 — 50 
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Rechtsgrunde  ihm  abgeht,  nur  muss  er  die  Sache  noch  die  seine  nennen 
können,  d.  h.  sie  muss  ihrer  Substanz  nach  als  ihm  angehörend  gellen,  so 
dass  die  Andern  an  derselben  zustehenden  Befugnisse  blos  Rechte  auf  eine 
fremde  Sache  sind.  Auch  das  beschränkte  Eigenthum  ist  daher Eigcnlhum, 
stellt  sich  aber,  so  bald  die  Beschränkungsgründe  desselben  wegfallen,  in 
seiner  Totalität  von  selbst  wieder  her,  wesshalb  es  auch  einer  Rücküber- 
tragung  der  Andern  auf  unsre  Sache  zustehenden  Rechte  nicht  bedarf ; sie 
fallen  von  selbst  zurück,  sobald  der  Berechtigte  sie  verliert  Man  sagte 
daher  sehr  richtig  1 2 3 ) : „das  Eigenthum  besiehe  in  der  rechtlichen  Möglich- 
keit, alle  an  einer  körperlichen  Sache  denkbaren  Befugnisse  auszuüben,  im 
Falle  keine  Schranken  gesetzt  sind.  Die  Rechte  Anderer  auf  unsere  Sachen 
sind  immer  nur  temporär  und  es  bleibt  stets  die  Möglichkeit  dass  die  ur- 
sprüngliche Unbeschränktheit  wiederkchrc.“ 

C.  Das  so  gestaltete  Eigcnlhumsrecht  heisst,  weil  cs  in  dem  aus- 
schliesslichen Verfügungsrecht  einer  einzelnen  Person  über  eine  Sache 
besieht,  auch  Pri  vatei  ge  nlhtt  m.  Es  ist  Privatgut  und  Privatge- 
nuss und  bildete  bisher  bei  allen  Völkern  der  Welt  die  Regel;  es  sind 
aber  noch  andere  Wege  der  Güterverlheilung  möglich,  nämlich  der  des 
Gemei  n gutes  und  des  Gemeingenusses  und  der  des  Gemeinguts 
und  des  Privatgenusses.  Der  erste  kommt  beim  Staatsvermögen  vor, 
in  wie  weil  aus  demselben  öffentliche  von  jedem  Einzelnen  in  verschie- 
denen Graden  benützte  Anstalten  unterhalten  werden : das  letzte  in  Gemein- 
heiten, deren  Besitzthum  Eigenthum  der  Genossenschaft  ist,  während  Theile 
des  Ertrags  den  Einzelnen  zu  eigen  überlassen  werden  5).  Es  gab  zu  jeder 
Zeit  Schriftsteller,  welche  die  gänzliche  Aufhebung  des  Privateigenlhums 
und  dessen  Ersetzen  durch  eine  allgemeine  Gütergemeinschaft  eines  Volkes 
für  möglich,  ja  für  eine  höhere  Stufe  der  vermögensrechtlichen  Gestaltung 
hielten.  Doch  ist  noch  kein  Versuch,  eine  solche  zu  verwirklichen,  gelungen  *). 

D.  Werden  Befugnisse , welche  im  Privateigenthum  enthalten  sind, 
von  demselben  ausgeschieden  und  Andern  als  unmittelbare  Rechte  auf  die 
Sache  zugeslanden,  so  gestalten  sie  sich  als  dingliche  Rechte4)  an 
fremden  Sachen.  Der  Berechtigte  kann  dann  zum  Zweck  der  Ausübung 
seines  Rechtes  auf  die  Sache  ebenso  unmittelbar  wie  die  Eigenlhümer  selbst 
über  diese  verfügen,  und  sowohl  diesem  als  auch  jedem  dritten  gegenüber 


1)  S.  v.  Vangcrow,  Lehrbuch  der  Pandccten,  6.  Aufl.  Bd.  I.  S-  620. 

2)  v.  Savigny,  System  I.  S.  368-369. 

3)  Schon  Plato  huldigte  bekanntlich  einer  solchen  Ansicht,  welche  auch  im  Mit- 
telalter, im  16.  Jahrhundert,  besonders  aber  seit  1830  in  Frankreich  in  den  s.  g. 
Socialislcn  und  Communisten  die  eifrigsten  Verthcidiger  fand.  Vgl.  Sudre. 
hietoire  du  Sociatitme  4.  Edit.  Pari»  1850. 

4)  Die  Franzosen  fassen  die  dinglichen  Rechte  daher  auch  als  Demrmhrementt  de 

In  propridld  auf. 
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sein  Recht  geltend  machen.  Der  Eigentümer  muss,  in  wie  weit  der  Inha- 
ber eines  dinglichen  Rechts  an  seiner  Sache  Verfügungen  über  diese  vor- 
zu  nehmen  berechtigt  ist,  sich  diese  gefallen  lassen  und  der  eignen  Ver- 
fügungen über  sie  sich  enthalten,  kann  aber,  weil  ein  dingliches  Recht 
nur  das  auf  eine  Sache  ist,  in  Folge  desselben  zur  Vornahme  positiver 
Handlungen  zum  Besten  des  Andern  nie  verpflichtet  sein:  seine  Rechtsver- 
bindlichkeit besteht  daher  nur  in  patiendo  vel  in  non  faciendo  1 ),  nicht  aber 
in  faciendo. 

a)  Es  sind  vor  allem  die  im  Eigentum  enthaltenen  Nutzungsrechte, 
welche  auf  diese  Weise  ausgeschieden  und  als  eigne  dingliche  Rechte 
conslituirt  werden.  Nach  ihrem  Umfange  haben  sie  verschiedene  Namen 
und  bilden  verschiedene  V arietäten  der  jura  in  re  aliena ; das  umfassendste 
ist  das  Recht  eines  Emphyleulen  oder  Erbpächters,  weniger  umfassend 
das  des  Nutzniessers  und  von  noch  geringerem  Umfange  sind  die  s.  g. 
Dienstbarkeiten.  Der  Inhalt  und  Charakter  dieser  verschiedenen  Rechte 
hängt  von  positiven  historischen  Bestimmungen  ab. 

b)  Ein  anderes  dingliches  Recht  auf  eine  fremde  Sache  ist  das  Pfand- 
recht und  besteht  in  der  Bel'ugniss,  sie  zur  Befriedigung  eines  dem  Berech- 
tigten zuslehenden  Forderungsrechts  zu  veräussem  und  aus  dem  Ertrag 
sich  bezahlt  zu  machen,  auch  wohl  vorher  die  Sache  zum  Behufe  der 
Sicherheit  des  Fordeningsrechts  zu  besitzen.  Da  durch  die  blosse  Veräus- 
scrungsbefugniss  des  Pfandglätibigers  die  verpfändete  Sache  dem  Besitz 
und  Gebrauch  des  Eigentümers,  ja  auch  dessen  Veräusserungsrecht  der- 
selben ihm  nicht  entzogen  wird,  so  hat  man  das  Pfandrecht  wohl  als  ein 
gegen  eine  Sache  zustchendes  Forderungsrecht  ansehen  wollen  *)  Allein 
es  hat  dennoch  den  Character  eines  dinglichen  Rechts,  weil  in  Folge  dessen 
der  Besitz  der  Sache  jedem  Inhaber  derselben  eulwährl  und  das  Veräus- 
serungsrecht  des  Pfandgläubigers  gegen  jeden  geltend  gemacht  werden  kann. 
Sonst  hat  es  allerdings  eine  so  grosse  Aehnlichkeit  mit  den  Forderungs- 
rechten, dass  die  Römer  es  auch  rei  obligatio  und  das  Verpfänden  rem 
obliyare  genannt  haben. 

E.  In  jedem  System  des  Privatrechts  finden  sich  notwendig  Bestim- 
mungen über  die  Entstehung  und  das  Ende  der  verschiedenen  dinglichen  Rechte. 
Besonders  mannigfaltig  sind  die  Erwerbungsarien  des  Eigentums,  welche 
man  in  natürliche  und  bürgerliche  (d.  h.  rein  positiv  rechtliche)  einzulhei- 
len  pflegt,  eine  Einteilung,  die  in  sofern  sich  rechtfertigen  lässt,  als  es 
Erwerbungsarten  des  Eigentums  gibt,  die  sich  in  jedem  System  des  Pri- 
vatrechts wiederfinden  und  dem  Wesen  des  Privateigentums  so  gemäss 


1)  Ware  mit  dein  dinglichen  Rechte  in  einer  Form  der  Sache  eine  Verpflichtung  nd 
fncitndum  verbunden,  so  würde  es  aulhören  ein  reines  dingliches  Recht 
zu  sein. 

2)  So  neustens  noch  Arndts,  Lehrbuch  der  Pandeclcn  $.  126. 
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sind,  dass  sie  sich  gewissermassen  von  sclbsl  verstehen.  Zu  denselben 
gehört  u.  A.  der  Erwerb  einer  Sache  durch  Ueberlragung  von  Seiten  des 
bisherigen  Eigentümers , deren  Form  freilich  oft  so  gestaltet  sein  kann, 
dass  sie  den  Characler  einer  bürgerlichen  Erwerbungsari  annimmt  '). 
Eine  gewöhnliche  bürgerliche  Erwerbungsuri  ist  die  Ersitzung  oder  er- 
werbende Verjährung.  Da  die  übrigen  dinglichen  Rechte  in  Dismembra- 
tionen  des  Eigenthums  bestehen,  so  sind  die  Erwerbstilei  derselben  in  der 
Regel  Veräusserungsacte  des  Eigentümers;  doch  können  Dienstbarkeiten 
und  andere  dingliche  Rechte  fremder  Sachen  auch  wohl  durch  Verjährung 
oder  in  Folge  gesetzlicher  Vorschrillen  jemanden  erworben  werden.  Zugleich 
setzen  die  Normen  des  Privalrechts  fest,  welche  Personen  kein  Eigenlhum 
haben  oder  erwerben  können,  und  an  welchen  Sachen  kein  Eigentum 
stallflndet  und  die  daher  dem  Verkehr  entzogen  (res  extra  commercium ) sind. 

F.  Bei  Völkern  von  vorgerückterer  ökonomischer  Cultur  beginnt  der 
ursprünglich  nur  rücksichtlich  körperlicher  Sachen  staltiindende  Eigenlhutns- 
begriff  auch  auf  unkörpcrtiche  Gegenstände  ausgedehnt  zu  werden , insbe- 
sondere aufGeistesproducte,  und  man  nennt  so  das  Recht,  den  durch  deren  Ver- 
vielfältigung vermittelst  der  Presse  entstehenden  pecuniüren  Gewinn  aus- 
schliesslich zu  ziehen  oder  bestimmten  Personen  ausschliesslich  zuzuwen- 
den. Daraus  gehl  das  jedoch  immer  nur  uneigentlich  s.  g.  Schrifteigen- 
thum hervor,  welches  durch  das  Verhol  des  Nachdrucks  auf  künstliche 
Weise  geschaffen  wird.  Gleichartig  sind  die  auf  Erfindungs-  oder  Einfüh- 
rungspatente sich  stützenden  Rechte  und  die  s.  g.  Monopolien  *). 

Die  Forderungsrech  le  oder  das  Ohligalionenrecht 1 2  3) 

140.  Wie  der  Besitz  die.  materielle  Grundlage  des  Eigenlhums,  bildet 
der  Verkehr  die  der  Fordernngsrechte.  Die  auf  die  Production  des  Ver- 
mögens oder  Reichthums  gerichtete  öconomische  Thätigkeit  der  Menschen 
würde  nur  sehr  geringe  Fortschritte  machen,  wenn  jeder  die  ihm  nölhigen 
Sachen  immer  selbst  zu  produciren  genölhigt  wäre.  Daher  das  Bcdürfniss 
der  Theilung  der  Arbeit,  des  Austausches  der  Producte,  und  die  arbeils- 
thätige  ergänzende  Gemeinschaft.  Die  auf  die  Verwirklichung  dieser  Zwecke 


1)  Dies*  war  z.  B.  bei  den  Römern  die  Mancipatio  und  in  Jure  Cessio. 

2)  Alle  diese  Rechte,  welche  sonsl  auf  Privilegienbriefen  beruhten,  haben  erst  durch 

die  Gesetzgebung  unseres  Jahrhunderts  den  Characler  nllgcmeingeschfllzter  Ver- 
mögensrechte erhalten,  die  man  Eigenlhum  zu  nennen  pflegt.  Doch  erstreckt 
sich  deren  Kraft  nicht  Ober  die  Gränzen  des  Staates,  durch  dessen  Gesetzgebung 
sie  gewährleistet  werden.  Neucstens  haben  verschiedene  Regierungen  (z.  B.  Eng- 
lands und  verschiedener  Stanton  Italiens)  durch  Verträge  mit  anderen  Staaten 
dem  Schriftcigcnthum  einen  internationalen  Characler  zu  geben  angefangen,  indem 
in  Folge  derselben  der  Nachdruck  der  in  ihren  bändern  verlegten  Werke  gegen- 
seitig verboten  wurde.  » 

3)  v.  Savigny,  das  Obligationenrecht.  Rd.  1.  Berlin  1951.  § 2 folg. 
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gerichteten  Handlungen  der  Menschen  sind  aber  nicht  blos  von  der  Art, 
dass  durch  die  Verkehrsgeschäfle  gegenseitige  Eigenthumsübertragungen 
bewerkstelligt  werden,  sondern  eine  bei  weitem  grössere  Zahl  derselben 
ist  darauf  gerichtet,  dass  die  Contrnhirenden  Verpflichtungen  auf  den  Voll- 
zug von  Tauschgeschäften  übernehmen.  E’inc  solche  Verpflichtung,  sie  mag 
auf  Leistungen  oder  auf  die  Ueberlieferung  von  Sachen  gerichtet  sein,  ist 
ein  Forderungsrecht,  vorausgesetzt,  dass  dieselbe  durch  Rechtsnormen  für 
erzwingbar  erklärt  ist.  Die  Contrahenten  sind  Gläubiger  und  Schuldner, 
und  das  zwischen  ihnen  bestehende  Verhältnis  ( Obligatio ) ist  ein  Schuld- 
verhältniss.  Die  sie  begründenden  Verkehrsgeschäfte  heissen  Verträge, 
sind  daher  die  erste  Ouelle  oder  Entstehungsari  der  Forderungsrechte 
oder  obligatorischer  Verhältnisse. 

Allein  es  können  Forderungsrechle  auch  noch  auf  andere  Weise  ent- 
stehen : es  erzeugt  nicht  bloss  jede  Beschädigung  der  Vermögensrechte, 
ja  oft  selbst  die  Verletzung  der  Person  eines  andern  (also  jedes  Delict ) 
einen  Anspruch  auf  Ersatz,  der  Verletzende  wird  Schuldner  des  Verletz- 
ten , sondern  es  gibt  auch  noch  andere  Thalsachen  der  verschieden- 
sten Art  (variae  causarum  figurae),  auch  Zustände,  welche  Schuldverhält- 
nisse  von  selbst  oder  in  F’oige  gesetzlicher  Bestimmungen  erzeugen,  z.  B. 
die  Annahme  einer  irrthümlich  gezahlten  Nichlsehuld,  die  zur  Rückzahlung 
verpflichtet,  eine  zufällig  entstehende  Eigenthumsgemeinsehaflt,  tinbeauflragle 
Geschäftsführung,  nicht  selten  der  Besitz  einer  Sache  z.  B.  eines  Hausthie- 
res,  durch  welches  jemand  beschädigt  wurde. 

A.  Diesem  gemäss  gibt  es  drei  Hauptarten  von  Entstehungsgründen 
der  Obligationen,  Verträge,  Delicte  und  andere  besondere  Ursachen. 
In  allen  sind  zwei  Momente  zu  unterscheiden,  die  Thalsache,  (oder  die 
Thalsachen)  wodurch  das  factische  Verhältniss  der  beiheiligten  Personen 
erzeugt  wird , und  Reehtsregein , welche  dem  Thnlbestnnd  eine  obligatori- 
sche Kraft  beilegen , oder  die  von  den  Handelnden  beabsichtigte  Verpflich- 
tung als  eine  rechtlich  bindende  bestätigen.  Blose  Farta  und  blose  Rechts- 
sälze  erzeugen  noch  kein  Schuldverhällniss.  Es  besteht  daher  ein  For- 
derungsrecht auch  nur  in  dem  von  den  Rechtsnormen  fcstgcstellten  Umfang. 
Was  die  Verträge  belrifR,  so  finden  die  oben  §.  45  aufgelührten  Rechts- 
regeln über  die  Eingehung  und  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Rechtsge- 
schäfte auf  sic  Anwendung. 

B.  Ist  ein  Schuldverhällniss  rechtlich  und  factisch  begründet,  so  kann 
man  drei  Momente  in  demselben  unterscheiden. 

a)  Die  Personen,  zwischen  welchen  es  besteht.  Es  können  aber  nicht 
bloss  ein  Gläubiger  und  ein  Schuldner  in  demselben  Vorkommen,  sondern 
auch  mehrere  und  diess  lelzle  auf  eine  doppelte  Weise,  entweder  so,  dass 
die  Forderung  oder  Schuld  unter  ihnen  gelheill  ist,  jeder  also  vom  Schuldner 
nur  seinen  Antheil  zu  fordern  oder  jeder  Vernichtete  nur  seinen  Anlheil  an 
der  gemeinsamen  Schuld  zu  entrichten  hat  (obligatio  phtrium  pro  rata)-, 
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oder  so,  dass  jeder  Gläubiger  die  Zahlung  der  ganzen  Schuld  vom  Schuld- 
ner fordern,  oder  von  jedem  von  mehreren  Haltenden  das  Ganze  gefordert 
werden  kann,  dass  aber  mit  einer  Zahlung  das  ganze  Forderungsrechl  er- 
lischt (plurium  obligatio  in  solidum,  auch  wohl  obligatio  plurium  reorum 
genannt).  Die  Natur  und  Wirkung  sowohl  jener  getheillcn  als  dieser  un- 
geteilten Forderungsrechte  ist  durch  Rechtsregeln  auf  das  genaueste 
bestimmt.  , 

b)  Das  zweite  Moment  ist  das  Object  des  Forderungsrechts.  Dasselbe 
besteht  immer  in  der  Vornahme  einer  Leistung,  welche  einen  vermögensrecht- 
lichen Werth  hat  1 2 I , so  dass  im  Falle  der  Nichlleislung  der  Schuldner  auf 
Schadensersatz  d.  h.  zur  Zahlung  einer  als  Aequivalenl  gellenden  Geldsumme 
gehalten  ist.  Die  vnrzunehmende  Handlung,  welche  stets  eine  physisch 
mögliche  und  erlaubte  sein  muss,  kann  jedoch  entweder  im  Geben  einer 
Sache  oder  in  einem  Thun  bestehen,  so  dass  die  Forderungsrechle,  was 
die  Leistung  betrifft,  in  zwei  Hauptarten  — Obtigationes  in  dando  oder  in 
faciendo  bestehen.  Doch  ist  dieser  Unterschied  nicht  von  durchgreifender 
rechtlicher  Wirkung,  und  nie  steht  bei  den  ersten  dem  Gläubiger  ein  un- 
mittelbares Recht  auf  die  zu  gebende  Sache  zu.*) 

c)  Das  dritte  Moment  ist  die  Stärke  und  die  Art  und  Weise  des  obli- 
gatorischen Bandes. 

«.  Man  unterscheidet  in  erster  Beziehung  klagbare  und  nicht  klag- 
bare oder  natürliche  Obligationen;  die  letzten  sind  nur  in  so  weil  bin- 
dend, als  die  geleislete  Zahlung  nicht  zurückgefordert  werden  kann.  Unter  den 
klagbaren  sind  manche  strenger  verpflichtend  als  andere,  z.  B.  so  streng, 
dass  der  nicht  zahlende  Schuldner  in  gefänglicher  Haft  gehalten,  oder  wenn 
er  für  den  Fall  der  Nichlleislung  eine  Busse,  zu  zahlen  versprach,  oder 
wenn  er  die  Verpflichtung  eidlich  bekräftigt  hat,  noch  gestraft  werden  kann. 

ß.  Die  Modalität  der  Verpflichtung  kann  so  beschaffen  sein,  dass  der 
Schuldner  nur  für  den  Fall  einer  einlretenden  Bedingung  oder  an  einem 
Verfalltage  haftbar  wird,  oder  dass  er  nur  zu  zahlen  verpflichtet  ist,  wenn 
auch  der  andere  Contrahent  seiner  Verpflichtung  nachkommt,  oder  dass 
er  nur  (als  Bürge)  dann  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  wenn  der 
zuerst  Verpflichtete  nicht  zahlte.  Daher  die  Einlheilungen  der  Obligationen 
in  bedingte  und  unbedingte,  betagte  und  unbetagle,  einseitige  und  gegen- 
seitige, der  Hauplschuldner  und  accessorische. 


1)  ln  fr.  9 $.2.  D.  40.7.  (de  itat.  li/t.)  wird  daher  sehr  richtig  bemerkt : en  in  obli- 
gat ione  comittere , quae  pecunia  hti  praettarique  pnttant.  v.  S a v i g n y 
n.  <L  0.  S.  9. 

2)  Daher  sagt  der  römische  Jurist  Paulus  in  fr.  3 pr.  D.  44.7  (de  O.  el  A.) : Obli- 
gat ion um  mbitantin  non  in  eo  coniistit,  nt  illiquid  eorput  notlrum  aut 
tervitutem  noitram  fnciat,  erd  ut  ah  um  ntbit  obttringat  ad  dandnm 
Illiquid,  vel  faciendum  vel  pruestandum. 
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C.  Der  Zweck  jedes  obligatorischen  Verhältnisses  ist  immer  der,  dass 
es  durch  die  Zahlung,  d.  h.  die  Vornahme  der  schuldigen  Leistung  zur 
Befriedigung  des  Gläubigers  beendigt  werde.  Allein  es  können  Thalsachen 
einlreien,  welche  die  Zahlung  unmöglich  machen.  Dann  fragt  es  sich,  wie 
es  sich  gestaltet,  d.  h.  wer  den  durch  eine  Ursache  dieser  Art  entstehen- 
den Verlust  oder  Schaden  zu  tragen  habe. 

Es  lassen  sich  zwei  Hauplfallc  unterscheiden. 

a)  Die  totale  oder  theilweise  Unmöglichkeit  der  Leistung  kann  durch 
die  Schuld  des  Gläubigers  oder  des  Schuldners  entstanden  sein ; in  die- 
sem Falle  hat  der  Schuldige  den  Schaden  zu  tragen.  War  es  der  Gläu- 
biger, so  wird  sein  Forderungsrecht  ganz  oder  theilweise  vernichtet,  ohne 
dass,  wenn  er  zu  einer  Gegenleistung  verpflichtet  war,  er  von  dieser  be- 
freit wird.  War  es  der  Schuldner,  so  bleibt  die  Forderung  als  Anspruch 
auf  Schadensersatz  forlbestehen.  In  welchem  Umfang  aber  Gläubiger  und 
Schuldner  dann  halten,  hängt  vom  Grade  ihrer  Culpabililät  ab,  und  wird 
gleichfalls  durch  Rechtsregeln  genau  bestimmt,  deren  Inbegriff  die  juristi- 
sche Lehre  von  Dolus  und  Culpa  bildet. 

b)  Die  Vornahme  der  Leistung  kann  aber  auch  durch  den  Eintritt 
eines  zufälligen  Ereignisses  (casus,  vis  tnqjor  u.  dgl.)  ganz  oder  theilweise 
bewirkt  werden:  dann  fragt  es  sich,  wen  der  Schaden  trifft?  Weil  die 
menschlichen  Verhältnisse  beständig  der  Gefahr  zufälliger  Störungen  un- 
terworfen sind , ' entsteht  schon  beim  Beginn  der  Schuldverhältnisse  die 
Frage:  wer  die  Gefahr  von  Unglücksfällen  ( periculum ) zu  tragen  habe? 
Die  Anwendung  des  Axioms : Impossibilium  nulla  obliyatio  auf  solche  Fälle 
hat  die  natürliche  Wirkung,  dass  solche  Ungliicksfällc  den  Schuldner  von 
seiner  Leistung  befreien,  sobald  dieselbe  durch  dieselben  physisch  unmög- 
lich geworden  ist.  Ist  der  andere  Theil  zu  einer  Gegenleistung  verpflich- 
tet, so  wird  er  von  dieser  seinerseits  nur  frei,  wenn  das  Sehuldverhältniss 
ein  vollständig  gegenseitiges,  d.h.  die  wirklich  gemachte  Zahlung  einer- 
seits die  Conditio  sine  qua  non  der  Schuldverbindlichkeit  des  andern  ist. 
Der  Inbegriff  der  Rechtsregeln  hierüber  bildet  die  juristische  Lehre  vom 
Periculum. 

D.  Der  iin  Forderungsrechte  enthaltene  Anspruch  ist  ausschliesslich 
gegen  die  Person  des  Schuldners  gerichtet,  kann  deshalb  nur  gegen  ihn 
und  nicht  gegen  dritte  geltend  gemacht  werden,  daher  heissen  die  zum 
Schulze  dieser  Rechte  zuslehenden  Klagen  persönliche  (Actiones  in  personam)  ; 
aber  nicht  blos  passiv,  sondern  auch  activ,  hat  die  Schuldrorderung  den 
Character  eines  persönlichen  Rechts,  indem  sie  nur  dem  Gläubiger  zusteht 
und  nulhört  dieselbe  zu  sein,  wenn  sie  mit  Ucbcreinkunfl  des  Schul  ’ners 
von  seiner  Person  getrennt  wird.  Diese  Eigenschaft  der  Forderungsrechte 
hindert  jedoch  nicht,  dass  der  Gläubiger  die  Ausübung  derselben  an  einen 
andern  übertrage  d.  h.  einen  andern  ermächtige,  statt  seiner  die  Zahlung 
auch  zum  eigenen  Besten  zu  betreiben,  während  der  Gläubiger  auf  die 
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Selbslbelreibung  verzichtet.  Ein  solches  Geschäft  heisst  Cession  des 
Forderungsrechts  und  ist  gleichfalls  der  Gegenstand  einer  wichtigen  Lehre 
des  Obligalionenrechts. 

Das  Axiom,  dass  das  Forderungsrccht  von  der  Person  des  Gläubigers 
untrennbar  sei,  leidet  jedoch  nach  dem  Rechte  der  meisten  handeltreibenden 
Völker  dadurch  eine  Art  Ausnahme,  dass  es  s.  g.  Obligations  <tu  porteur 
giebt,  bei  welchen  der  jedesmalige  Inhaber  des  Schuldscheins  der  Gläu- 
biger ist. 

E.  Das  Ende  der  Fordemngsrechte  wird  nicht  blos  durch  die  Befrie- 
digung des  Gläubigers  herbeigeführt,  wie  durch  Zahlung.  Annahme  einer 
andern  Leistung  an  Zahlungsstatl,  Compensalion  und  Novation  (Umwand- 
lung der  Obligatio  in  eine  neue),  sondern  auch  durch  Verzicht  und  das 
Eintreten  zufälliger  Ursachen,  die  ihr  ein  Ziel  setzen,  als  das  einer  auflö- 
senden Bedingung,  eines  die  Erfüllung  hindernden  Casus  oder  Confusion, 
d.  h.  dadurch  dass  die  Schuldverbindlichkeit  auf  den  Gläubiger  übergeht, 
oder  die  Forderung  auf  die  Person  des  Schuldners,  so  dass  sie  die  Zah- 
lung an  sich  selbst  zu  machen  hätten,  was  nicht  möglich  ist. 

F.  Die  einzelnen  Obligationsverhältnisse  sind  so  verschiedenartig  ge- 
staltet, dass  man  eine  grosse  Anzahl  Haupll'ällc  unterscheiden  kann. 

Was  namentlich  die  Forderungsrechte  aus  Verträgen  betrifft,  so  sind 
diese  a)  blos  einseitig  verpflichtende  Wohl thätigkeits  vertrüge,  als  die 
Schenkung  durch  Versprechen,  das  unverzinsliche  Darlehen,  der  Leihver- 
trag,  die  unentgeltiche  Uebernahme  der  Besorgung  fremder  Geschäfte  und 
das  Depositum,  b)  Nolhwendig  gegenseitige  Tausehverlräge.  a)  Auf 
Eigenthumsnuslausch  gerichtete,  der  Tuuschverlrag  im  engern  Sinn, 
der  Kaufvertrag,  die  Socielät,  wenn  sie  mit  Eigenthumshingabe  verbunden 
ist.  ß)  Verträge  auf  Benützung  fremder  Sachen  oder  Dienste  gegen  Ver- 
gütung, der  Pacht-  und  sonstige  Sachmielheverlrag,  die  Vermiethung  von 
Diensten,  Verträge  auf  sonstige  Dienstleistungen,  oder  Geschäflsbesorgung 
gegen  Belohnung  oder  Gegenleistung,  c)  Aleatorische  oder  Glücksverträge, 
als  Spielvertröge,  Wetten,  Assecuranzverträge  u.  a. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Wirkungen  dieser  Verträge,  so 
wie  über  die  speciellen  Erfordernisse  und  den  Umfang  der  Obligationen 
aus  andern  Entslehungsgründen  gehören  der  historischen  Grundlage  des 
Privalrechls  an,  und  können  daher  hier  nicht  naher  berücksichtigt  w'erden. 

Das  Familienrecht  *). 

141.  Die  materielle  Grundlage  des  Familienrechts  bildet  die  auf  einer 
Natumothwendigkeit  d.  h.  auf  dem  schon  dem  thierischen  Organismus  des 
Menschen  immanenten  Gesetze  der  Erhaltung  der  Gattung  durch  den  Fort- 
pflanzungstrieb der  Individuen.  Es  erzeugt  zunächst  eine  ergänzende 


1)  v.  Ssvigny,  System  I.  $.  54. 
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Gemeinschaft  zwischen  Mann  und  Weib,  welche  aber,  da  dieser  Trieb 
bei  dem  menschlichen  Geschlechle  den  höheren  geistigen  Character  der 
Liebe  hat,  als  moralisches  Band  sich  verwirklicht,  und  zwar  gemäss  den 
durch  die  Cullurhöhe  eines  jeden  Volkes  bedingten  Siltlichkeitsideen. 
Durch  Rechtsnormen  wird  die  rechtliche  Seile  des  oder  vielmehr  der  Fa- 
milienbande bestimmt,  welche  dann  nach  den  Familien  eine  dreifache  Natur 
haben,  nämlich  die  physische,  die  sittliche  und  die  rechtliche  ')•  Die  er- 
gänzende Geschlechlsgemeinschaft  von  Mann  und  Weib  führt,  wenn  ihr 
Hauptziel  erreicht  wird,  zu  der  zwischen  El  lern  und  Kindern;  als  deren 
Surrogat  das  der  Vormund-  oder  Pflegschaft  erscheint.  Demgemäss  zer- 
fällt das  Familienrecht  in  das  Ehe-,  das  Eltern-  und  das  Vormund- 
schaftsrechL 

I.  Durch  die  Regulirung  der  rechtlichen  Seile  der  Ehe  wird  dieselbe 
ein  Rechlsinslitul,  über  dessen  Begründung,  Wirkung  und  Ende  jedes  Pri- 
vatrechl  Nonnen  aufstellt. 

A.  Die  regelmässige  Gestalt,  in  welcher  die  Ehe  bei  den  verschiede- 
nen Völkern  des  Erdbodens  vorkommt,  ist  .die  der  Polygamie  und  die 
der  Monogamie  (während  die  Polyandrie,  als  eine  Entartung  der  Ge- 
schlechlsverbindung  sehr  seilen  ist).  Die  erste  ist  als  eine  niedere  Stufe 
der  sittlichen  Entwicklung  zu  betrachten,  obwohl  auch  das  Recht  der  po- 
lygamischen Völker  z.  B.  der  Indier  und  Moslemitcn  (s.  oben  §.  65.  75) 
eine  sehr  genaue  ins  einzelne  gehende  juristische  Ausbildung  erhielt.  Die 
bei  den  christlichen  Völkern  ausschliesslich  erlaubte  Ehe  ist  die  Monogamie, 
deren  Eingchungsweise  einen  religiösen  Character  hat,  so  dass  noch  jetzt 
in  den  meisten  Ländern  die  kirchliche  Trauung  auch  der  juristische  Anfang 
des  ehelichen  Verhältnisses  ist. 

Doch  hängt  die  Gültigkeit  desselben  noch  von  andern  Bedingungen  ab, 
z.  B.  von  der  Einwilligung  der  Nupturienten,  der  ihrer  Eltern,  und  von  der 
Abwesenheit  jedes  gesetzlich  bestehenden  Ehehindemisses. 

B.  Die  rechtliche  Stellung  der  Ehegatten  zu  einander  hat  eine  dop- 
pelte Beziehung,  nämlich  eine  rein  persönliche  und  eine  vermögens- 
rech 1 1 i c h e. 

1)  Die  erste  hat  aber  einen  mehr  sittlichen  als  streng  juristischen 
Character,  indem  die  Erfüllung  der  durch  das  eheliche  Band  auf- 
erlegten Verpflichtungen  durch  den  gewöhnlichen  Rechtszwang  nicht  er- 
zielt werden  kann,  und  die  Nichtleistung  derselben  keinen  Anspruch  auf 
(pecuniiire)  Entschädigung  erzeugt;  doch  hat  diess  bei  der  Hintansetzung 
anderer  statt,  z.  B.  der  auf  Ernährung  und  Unterhalt,  wo  sie  ein  Forderungs- 
recht auf  Alimentation  begründet. 


1)  v.  Savigny,  S.  316 — 17.  Dioss  spricht  Ifcgcl  (Naturrecht  §.  16!)  rücksicht- 
lich der  Ehe  durch  die  Bezeichnung  aus:  sic  sei  die  rechtlich  sittliche  (Ge- 
schlechts-) Liebe. 
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2)  Die  Vermögensverhältnisse  können  verschiedentlich  bestimmt  sein, 
und  7. war  entweder  so,  dass  nur  der  Ehemann  ein  Vermögen  hat,  oder 
dass  beide  Gatten  ihr  eigenes  getrenntes  Vermögen  haben,  von  Seiten  der 
Frau  aber  dem  Mann  ein  Brantschatz  zur  Mitbestreilung  der  ehelichen 
Lasten  eingebracht  wird  (das  s.  g.  Dolalrechl),  oder  dass  eheliche  Gü- 
tergemeinschaft statt  findet,  die  auf  verschiedene  Weise  regulirt  sein 
kann. 

C.  Die  Ehe  ist  ihrem  Zweck  nach  eine  auf  Lebenszeit  geschlossene  er- 
gänzende Gemeinschaft,  soll  daher  nur  durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten 
aufhören.  Da  aber  das  Zusammenleben  derselben  oft  durch  so  lief  ein- 
greifende Zerwürfnisse  gestört  wird , dass  ein  ferneres  Fortbestehen  der 
Ehe  unmöglich  wird,  so  gestatten  die  Gesetzgebungen,  jedoch  nur  aus  be- 
sonders sanctionirlen  Gründen  auch  Scheidungen  d.  h.  entweder  vollstän- 
dige Trennung  der  Ehe,  so  dass  den  gewesenen  Ehegatten  eine  Wieder- 
verheirathung  mit  einem  oder  einer  Andern  erlaubt  ist,  oder  dass  eine 
blosse  Trennung  zu  Tisch  und  Bett  statt  findet. 

lf.  Auch  das  Verhältniss  zwischen  Eltern  und  Kindern  *) 
hat  eine  natürliche  und  sittliche  Grundlage  und  einen  rechtlichen 'Character. 

A.  Die  Natur  pflanzte  in  die  Herzen  der  Erzeuger  die  Liebe  zu  den 
Erzeugten,  welcher  die  hingebende  Gegenliebe  der  letzten  zu  jenen  ent- 
spricht. Aus  beiden  geht  die  sittliche  Verpflichtung  der  ersten,  die  Kinder 
zu  erhalten  zu  erziehen  und  zu  künftiger  Selbslerhaltung  heranzubilden, 
hervor,  und  die  der  Unterwerfung  der  letzten  unter  die  elterliche  Gewalt, 
welche  in  der  Regel  dem  Gatten  als  Familienoberhaupt  und  auf  eigen- 
thümlich  gestaltete  Weise  als  väterliche  Gewalt  zusteht,  und  auch  zunächst 
mehr  sittliche  Verpflichtungen  als  juristische  Verbindlichkeiten  — jedoch 
auch  solche  erzeugt. 

Man  kann  an  diesem  Rechte  zwei  Seiten  unterscheiden;  es  erscheint 
nämlich  einerseits  als  ein  dem  Eigenlhum  ähnliches  Recht  des  Vaters  an 
den  Kindern,  welche  ihm  angehören  und  mit  steigender  Altersreifc  Haus- 
diensle  zu  leisten  haben ; andrerseits  als  eine  Schutzgewalt  über  die  Kin- 
der, oder  als  eine  zu  ihrem  Besten  angeordnete  Bevormundung.  Das  Fa- 
milienrecht der  verschiedenen  Völker  oder  Zeiten  kann  daher  so  gestaltet 
sein,  dass  der  hansherrliche  oder  dass  der  vormundschaftliche 
Character  vorherrscht ; im  ersten  Falle  wird  sie  strenger,  im  letzten  milder  sein. 

B.  Das  Untergebensein  der  Kinder  unter  die  Gewalt  des  Familienober- 
haupls  hat  auch  vermögensrechtliche  Folgen,  und  zwar  a)  die  dass  das 
von  den  Kindern  erworbene  Vermögen  entweder  ganz  oder  theilweise  an 
das  Familienoberhaupt  fällt,  so  dass  dieses  durch  die  Hauskinder  unmittel- 
bar Eigenthum  zu  erwerben  pflegt,  b)  dass,  was  das  den  letzten  eigene 
Vermögen  betrifft,  der  Vater  wenigstens,  so  lange  sie  noch  nicht  reiferen 


1)  v.  Savigny,  System  1.  S.  353  folg. 
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Aller®  sind,  die  Verwaltung  desselben,  jedoch  ohne  Veräusserungsrechl  und 
mit  einem  Niessbrauch  daran  zu  führen  hat;  ja  dass  oft  während  der  ganzen 
Dauer  der  väterlichen  Gewalt  über  die  Kinder  dem  Hausvater  diese  Rechte 
zustehen. 

C.  Die  natürliche  Enlstchungsweise  der  väterlichen  Gewalt  ist  die  Ge- 
burt der  Kinder  und  zwar  vor  allein  die  eheliche,  indem  riicksichllich  ehe- 
lich gebomer  Kinder  die  Vaterschaft  des  Gatten  gesetzlich  präsitmirt  wird. 
Doch  kann  der  Vater  auch  über  aussereheliche  von  ihm  erzeugte  Kinder 
ein*  solche  Gewalt  (durch  die  s.  g.  Legitimation  der  Kinder)  erwerben,  ja 
die  Gesetzgebungen  vieler  Völker  lassen  die  Annahme  fremder  an  Kindes- 
stall zu. 

D.  Das  Ende  der  väterlichen  Gewalt  wird  nicht  blos  durch  den  Tod 
der  Kinder  oder  der  Eltern  herbeigeführt , sondern  auch  durch  eine  s.  g. 
Emancipation  derselben  d.  h.  ihre  gesetzlich  regulirle  förmliche  Entlassung 
aus  dem  Familienverband;  endlich  aus  andern  gesetzlichen  Gründen. 

E.  Zwischen  den  Erzeugern  und  den  Erzeugten  besteht  noch  ein  an- 
deres natürliches  Verhältniss,  welches  die  Unterlage  verschiedener  recht- 
lichen Beziehungen  ist:  nämlich  die  auf  der  Einheit  des  Bluts  beruhende 
Verwandtschaft  1 2 ) (Cognatio).  Da  diese  auch  bei  Personen  vorkomml, 
welche  von  gemeinsamen  Erzeugern  abstammen,  so  ist  sie  auch  unter  Ge- 
schwistern und  entfernteren  Seilenverwandlen  vorhanden. 

Es  werden  daher  Linien  und  Grade  der  Verwandtschaft  unterschieden, 
und  vor  allem  sind  die  durch  eheliche  Geburt,  also  die  auf  die  durch  die 
Sitte  geheiligte  Weise  entstandene  Verwandtschaft , ausgezeichnet , und  in 
derselben  die  durch  Männer  gebildete  Agnatie.  Die  Gesammlheit  aller  Agnaten 
oft  sogar  auch  der  Cognalen  ist  die  Familie  im  weiteren  Sinne  und  erscheint 
im  Rechte  oft  als  eine  Art  Gesamnitbürgschaft  1 ),  in  welcher  einer 
für  den  andern  einsteht.  Das  Vermögen  jedes  Familiengliedes  geht  bei 
seinem  Tode  auf  die  ihm  nächsten  Verwandten  über;  die  Einheit  des  Bluts 
ist  die  Grundlage  des  natürlichen  Erbrechts ; andrerseits  werden  eheliche 
Verbindungen  unter  allzu  nahen  Verwandten  als  naturwidrig  und  unsittlich 
hehandelt,  so  dass  die  Verwandtschaft  wie  zum  Theil  auch  die  ihr  nach- 
gebildete Schwägerschaft  Ehehindemisse  erzeugt,  welche  durch  die  Ge- 
setzgebung genau  flxirl  zu  sein  pflegen. 

HI.  Elternlosen  hülfsbedürftigen  Personen  ist  der  Schutz  dritter  nö- 
thig,  und  wo  er  eintrilt,  findet  ein  der  väterlichen  Gewalt  analoges  Ver- 
hällniss,  jedoch  nur  zum  Besten  und  im  Interesse  des  Pfleglings  statt: 
diess  ist  die  Vormund-  oderPflegschafl  ( tutela  et  cura );  sie  kommt 
vor  allem  bei  Unmündigen  und  bei  Minderjährigen  vor,  dann  bei  geisles- 

1)  v.  Savigny,  System  I.  S.  354. 

2)  Auf  ihr  beruht  das  bei  so  vielen  Völkern  vorkommende  Recht  der  Familien-  oder 
Blutrache. 
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kranken  presshaflen  'Personen,  und  überhaupt  bei  allen,  welche  aus  irgend 
einem  Grunde  ihre  Angelegenheiten  zu  besorgen  ausser  Stand  sind. 

A.  Diese  Schutzgewalt  des  Vormunds,  obwohl  ein  Recht,  hat  doch 
den  Character  einer  Last  oder  eines  belästigenden  Amts,  zu  dessen  Ueber- 
nahme  eine  Verpflichtung  vorausgesetzt  wird.  Es  unterliegen  derselben 
zunächst  die  Verwandten  der  Schutzbedürfligen,  weil  sie  auch  Erben  des 
Pfleglings  zu  werden  berufen  sind:  denn  „mW  successionis  emotumentum, 
ibi  hitclae  onus  esse  debet.“  Auch  haben  sie  ein  Interesse,  das  Vermögen 
des  Pfleglings  zu  erhalten.  Olt  werden  auch  Freunde  der  Schutzbedürfli- 
gen von  deren  verstorbenen  Eltern  erwählt,  um  sich  der  Uebemahme  der 
Pflegschaft  zu  unterziehen,  und  für  Nothfälle  ernennt  die  Staatsbehörde  den 
Pfleger,  und  die  Gesetzgebung  schreibt  zum  gemeinen  Besten  Aller  vor: 
dass  die  aus  irgend  einem  Grunde  zur  Uebemahme  einer  Vormundschaft 
Berufenen  sich  derselben  ohne  besondere  gesetzlich  festgestellte  Enlschul- 
digungsgründe  nicht  entziehen  können. 

B.  Die  Rechte  und  Amtspflichten  der  Vormünder  werden  gleichfalls 
durch  die  Gesetzgebung  näher  bestimmt,  sic  beziehen  sich  auf  die  Sorge 
für  die  Person  des  Pfleglings,  wo  er  einer  bedarf,  auf  sein  Vermögen  und 
auf  dessen  Vertretung  oder  Unterstützung  bei  Eingehung  von  Rechtsge- 
schäften und  zur  Führung  von  Rechlsstreiligkeilen.  Endlich  ordnet  die 
Gesetzgebung  Garantien  gegen  den  Missbrauch  der  vormundschaftlichen 
Gewalten,  und  setzt  fest,  auf  welche  Weise  Vormundschaften  beendigt 
werden. 

Das  Erbrecht '). 

142.  Durch  das  Ableben  einer  Person  verliert  ihr  Vermögen  seinen 
Herrn  und  es  entsteht  nothwendig  die  Frage,  was  aus  demselben  werden 
solle?  Was  die  körperlichen  Sachen  desselben  betrifft,  so  könnten  sie  zu 
res  nullius  geworden  sein,  um  als  solche  dem  ersten  Occupanlen  überlassen 
zu  werden.  Eine  Occupation  der  Forderungsrechte,  die  dem  Verstorbenen  zu- 
slandcn,  dagegen  ist  nicht  einmal  denkbar  und  die  ganze  Masse  wird  je- 
derzeit von  den  Gläubigern  des  Verstorbenen  als  ein  natürliches  Unter- 
pfand ihrer  Ansprüche  gegen  ihn  angesehen.  So  bildet  von  selbst  sich  die 
Rcchlsansicht,  dass  die  vermögensrechtliche  Einheit  der  Verlassenschaft 
auch  nach  dem  Tode  ihres  Eigners  fortbestehe  und  dass  durch  Rechtsvor- 
schriften festgesetzt  werden  müsse,  wer  nun  in  dieselbe  einzulrelen  und  so 
zu  sagen  die  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  fortzusetzen  habe  (qui 
vieem  defuncti  suslineut)? 

A.  War  der  Verstorbene  Familienoberhaupt,  so  werden  die  vorhan- 
denen Mitglieder  der  Familie,  für  welche  als  die  Seinigen  der  Verstorbene 
ja  auch  das  Vermögen  erwarb,  und  in  dessen  factischcm  Mitgenuss  sie  sich 


1)  v.  Savigny,  System  I,  S.  380. 
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bei  seinen  Lebzeiten  befanden,  im  Besitze  desselben  bleiben,  zugleich  auch 
von  seinen  Gläubigem  in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  Descendenten  eines  Verstorbenen  sind  also  dessen  nächste  — 
natürliche  Erben.  In  deren  Ermanglung  werden  sich  seine  durch  die 
Einheit  des  Bluts  mit  ihm  verbundenen  Ascendenten  und  Geschwister  als 
solche  ansehen,  und  wenn  es  auch  an  solchen  gebricht,  entferntere  Ver- 
wandle. Die  Erbfolgeordnung  wird  durch  besondere  Normen  genauer  be- 
stimmt. 

Auf  diese  Weise  ist  also  die  s.  g.  Intestat-Erbfolge  das  erste 
und  natürliche  Erbrecht.  Allein  in  wie  weit  der  Verstorbene  zu  seinen 
Lebzeiten  unumschränkter  Herr  seines  Vermögens  war,  so  durfte  er  auch 
Stücke  oder  Theile  desselben  schenkungsweise  vcrüussern,  so  dass  später 
seine  Erben  keine  Ansprüche  auf  dieselben  erwerben  konnten.  Eine  solche 
Schenkung  kann  aber  auch  so  gemacht  werden,  dass  der  Schenker  erst 
vorn  Augenblick  des  Todes  des  Schenkers  an  sein  Recht  an  die  Sache 
auf  Andere  übertragen  haben  will.  In  einem  solchen  Falle  gehen  dann  die 
ihm  zugewiesenen  Gegenstände  nicht  auf  die  natürlichen  Erben,  sondern 
auf  die  vom  Verstorbenen  honorirten  Personen  über,  denen  die  Normen  des 
Privatrechls  dann  die  Eigenschaft  eines  Vertreters  der  vermögensrcchlli- 
chen  Persönlichkeit  des  Erblassers,  wenn  diess  des  letzten  Wille  war, 
crtheilen  können.  Geschieht  diess,  so  entsteht  das  s.  g.  testamentari- 
sche d.  h.  auf  einer  vor  Zeugen  ausgesprochenen  Willensäusserung  des 
Verstorbenen  beruhende  Erbrecht.  Die  blos  mit  Vergebungen  einzelner 
Sachen  von  ihm  Begünstigten  sind  aber  nicht  Erben , sondern  nur  Ver- 
mächtnissnehmer  (Legatare). 

Auf  diese  Weise  ist  die  Entstehung  sowohl  des  Inlestat-  als  des 
testamentarischen  Erbrechts  und  der  Legale  ganz  natürlich  zu  erklären. 

In  Ermanglung  aller  Erben,  und  nur  in  solchen  Fällen,  wird  das  bishe- 
rige Privatvermögen  des  Verstorbenen  gewöhnlich  dem  Staatsvermögen  er- 
worben oder  besonderen  Genossenschaften  überlassen: 

Der  Inbegriff  der  Rechtsnormen  über  die  gesammte  Erbfolge  bildet  das 
Erbrecht,  und  in  der  Aufstellung  desselben  liegt  die  Vollendung  des  Orga- 
nismus des  Vermögenrechts,  ja  des  Privatrechls,  welches  über  die  Lc- 
bensgränze  des  Individuums  hinaus  erstreckt  wird  1 ). 

C.  Die  durch  die  Erbfolge  entstehenden  vermögensrechtlichen  Verhält- 
nisse sind  ihrer  Natur  nach  sehr  mannigfaltig  und  der  zahlreichen  Bestim- 
mungen wegen,  welche  das  Privalrecht  über  sic  festzusetzen  hat,  oft  sehr 
verwickelter  Art;  daher  bildet  das  Erbrecht  nächst  dem  Obligationsrccht 
den  umfassendsten  Theil  des  Privatrechts.  Es  wird  nemlich  in  demselben 
nicht  blos  ein  System  der  Inteslaterbfolge  festgesetzt,  sondern  es  werden  auch 


1 ) v.  S a v i g n y , a.  a.  0.  S.  385. 
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genaue  Normen  aufgestelll  über  die  Erfordernisse,  Form,  die  Wirkungen  und 
mögliche  Entkräftung  der  Testamente,  der  sonstigen  letzlwilligen  oder  auf 
das  Erbrecht  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  z.  B.  der  Erbverträge,  über  das 
Verhüllniss  der  testamentarischen  und  Intestat- Erben,  über  die  den  letzten 
als  Püichttheilsberechligten  oder  Nolherben  zu  hinterlassenden  Theile  der 
Erbschalt,  über  das  Verhältniss  der  Erben  sowohl  unter  einander  als  zu 
den  blossen  Vermüchlnissnehmem,  so  wie  zu  den  Gläubigern  und  Schuld- 
nern des  Erblassers;  ferner  nicht  blos  über  die  Delation,  sondern  auch 
über  die  Acquisilion  der  Erbschaft,  4 h.  deren  definitiven  liebergang  in 
das  Vermögen  des  Erben  und  die  Wirkungen  desselben ; endlich  Grund- 
sätze über  die  Erbfolge  in  besondere  durch  Gesetz  oder  gesetzlich  gültige 
Anordnungen  der  Ahnherrn  des  Verstorbenen  aus  der  Vermögensmasse 
ausgeschiedene  (s.  g.  Stamm-  oder  Fideicommiss  -)  Güter  u.  s.  w. 

Alle  diese  Bestimmungen  beruhen  auf  der  historischen  Grundlage  des 
Rechts  und  sind  daher  nach  den  Gesetzgebungen  der  Völker  sehr  von 
einander  abweichend. 


Das  s.  g.  A c t i o n e n r e c h t 1 )• 

143.  Sind  wir  genöthigt  ein  uns  zustehendes  Recht  dadurch  auszu- 
üben, dass  wir  es  einem  dasselbe  uns  Bestreitenden  gegenüber  vor  einem 
Gerichte  geltend  machen,  so  erwächst  uns  aus  demselben  das  nun  als  be- 
sonderes Recht  sich  gestaltende  der  Klage  (diess  WTorl  im  weitesten  Sinn 
genommen),  und  deren  Zuständigkeit  gegen  einen  bestimmten  Beklagten  er- 
zeugt denn  ein  eigenes  dem  Schuldverhältnis«  analoges , oft  aber  mit  die- 
sem zusammenfallendes  Rechlsverhültniss  zwischen  ihm  und  dem  Kläger. 
Dasselbe  hat  seine  eigenthündiche  juristische  Natur,  und  sowohl  nach  der 
Verschiedenheit  des  bestrittenen  und  zu  schützenden  Rechtes  als  nach  der 
Eigcnlhiimlichkeit  des  auf  dasselbe  gerichteten  Angriffs  verschiedenartige 
Gestaltungen. 

A.  Klage,  Actio,  heisst  das  angriffsweise  zuständige  Rechtsmittel,  wo- 
durch der  Richter  vom  Kläger  angegangen  wird,  einen  andern,  der  sein 
Recht  bestreitet,  und  in  der  Ausübung  desselben  ihn  stört,  vorzuladen,  den 
Rechtsstreit  zu  untersuchen  und,  wenn  die  Zuständigkeit  des  Rechts  dar- 
gelhan  ist,  denselben  zu  verurlheilen,  diess  Recht  ajntuerkennen,  den  durch 
ihn  gestörten  Rechtszustand  faclisch  wieder  herzustellen  und  den  durch 
die  Störung  veranlasslen  Schaden  zu  ersetzen. 


t)  v.  Savigny,  System  Bd.  V S.  1 folg.  Mil  Rocht  bemerkt  S.  3 (l  oser  Schrift- 
steller : „die  Klagrochle  bilden  keine  selbstständige  Klasse  von  Rechten , auf 
gleicher  Linie  stehend  mit  den  Rechten  der  Familie,  dom  Eigenthum  n.  s.  w. 
Sic  gehören  vielmehr  zu  dem  Entwicklungsproccss  oder  dPr  Metamorphose,  die 
in  jedem  selbstständigen  Recht  einlxeten  kann.4*  Dcmungeachtet  ist  die  zuständig 
gewordene  Klage,  netto  nnta.  ein  eignes  Recht  des  Klägers. 
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A.  Jede  Klage  setzt  zwei  Grundbedingungen  voraus:  nämlich  a)  dass 
sie  in  Ihesi  begründet  d.  h.  überhaupt  durch  Rechtsnormen  zugelassen  sei ; 
b)  dass  sic  auch  in  hypothesi  begründet  d.  h.  dass  ein  Thalbesland  ein- 
gelrelen  sei  '),  welcher  den  Klüger  in  den  Stand  setzt,  sich  des  concrelen 
Rechtsmittels  zu  bedienen.  Diese  beiden  Erfordernisse,  d.  h.  das  eines 
Rechlssalzes  und  das  der  Thatsachen,  verhallen  sich  zu  einander, 
wie  der  Ober-  und  Untersatz  eines  Syllogismus,  und  zwar  so,  dass  die 
Richtigkeit  des  ersten,  weil  ja  der  Richter  das  gellende  Recht  kennen  muss, 
vom  Kläger  nicht  *),  wohl  aber  die  Wahrheit  der  von  ihm  als  vorhanden 
angegebenen  Thalsachen,  falls  diese  vom  Beklagten  in  Abrede  gestellt  wer- 
den , zu  beweisen  ist.  Hiebei  gilt  die  Regel : Actore  non  probante  ahsolvi- 
tur  reus  etiamsi  nihil  prnestiterit  *). 

C.  Die  Klagen  unterscheiden  sich  llicils  nach  dem  Gegenstände,  auf 
welchen  sie  gerichtet,  theils  nach  dem  Recht,  zu  dessen  Schutze  sie  un- 
geordnet sind,  theils  nach  dem  bei  denselben  eintretenden  Verfahren.  In 
erster  Beziehung  unterscheidet  man  die  possessorischen  d.  h.  ledig- 
lich auf  die  Erhaltung  oder  Wiedererlangung  des  Besitzes  einer  Sache,  und 
die  petitorischen  d.  li.  die  auf  die  Anerkennung  des  Rechts  selbst  ge- 
richteten Klagen.  Gehen  dieselben  auf  die  Wiedererlangung  einer  Sache 
oder  den  Ersatz  eines  Vermögens  Verlustes,  so  heissen  sie  actiones  rri  per- 
secutoriae,  wenn  auf  die  Bezahlung  einer  Busse,  poenates,  wenn  auf  beides 
zugleich,  mixtae.  Des  Gegensatzes  der  möglicher  Weise  gegen  Jeden  zu- 
stehenden dinglichen  und  der  persönlichen  d.  h.  immer  nur  gegen  den  spe- 
ciellen  Schuldner  zusichenden  Klagen  ist  schon  Erwähnung  geschehen;  zu 
den  ersten  gehören  auch  die  auf  die  Anerkennung  von  Slandesreclilen  ge- 
henden Klagen,  die  weil  sie  gewöhnlich  zum  Behuf  der  Anstellung  anderer 
Klagen  statlfinden,  Praejudicialklagen  genannt  werden. 

Die  Verschiedenheit  der  Klagen  nach  dem  Verfahren  gehört  mehr  dem 
Process-  als  dem  Privalrechte  an. 

D.  Auch  zum  Schulze  der  Beklagten  sind  unter  dem  Namen  Einre- 
den Rechtsmittel  angeordnet,  vermittelst  welcher  sie  die  Abweisusg  des 
Klägers  erwirken  können  und  zwar,  a)  wenn  die  Klage  zwar  früher  be- 
gründet war,  aber  im  Augenblick  ihrer  Anstellung  dem  Kläger  nicht  mehr 
zustand;  b)  wenn  zwar  die  Klage  begründet  ist,  die  Verurtheilung  des 
Beklagten  aber  wegen  besonderer  ihm  günstiger  Gründe  eine  Ungerech- 
tigkeit oder  Unbilligkeit  sein  würde  4);  c)  endlich  wenn  die  Klage  nicht 

1)  Die  Proccssualisten  nannten  häufig  die  erste  Grundbedingung  der  Klage  das 
fundnmentum  nur  mir  remotum,  die  zweite  proximum. 

2)  Nur  wenn  der  Klüger  sich  auf  ein  nicht  notorisches  Gewohnheitsrecht  stützt , hat 
er  die  Realitüt  desselben  zu  beweisen. 

3)  C.  2,  8.  C.  4,  18  (de  PruAntiou.'). 

4)  Es  heisst  daher  in  pr.  J.  4.  13  (de  Bxception.)'.  Comparntae  tunt  excep - 
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zur  rechten  Zeit  oder  nicht  vor  dem  eompctenlen  Gericht  oder  auf  eine 
ungehörige  Weise  angeslelll  worden  ist.  In  den  beiden  letzten  Fällen 
wurden  die  Einreden  bei  den  Römern  Exceptiones  genannt  und  in  perem- 
torische  und  dilatorische  cingetheilt  1 ),  weil  sie,  wie  auch  die  die 
Klage  absolut  zerstörenden , entweder  dem  Klngerecht  fiir  immer  ein  Ende 
machen,  oder  nur  für  den  Augenblick  die  erfolgreiche  Anstellung  der 
Klage  hindern. 

lede  Einrede  muss  wie  die  Klage  selbst  in  Ihesi  und  in  hypolhesi  be- 
gründet sein,  und  der  sie  vorschützende  Beklagte  muss  die  Wahrheit  der 
Thatsachen,  worauf  er  sie  stützt,  falls  sie  vom  Kläger  in  Abrede  gestellt 
werden,  beweisen,  ein  Rechtsprinzip,  das  man  in  das  Sprüchwort:  Reut 
e.rcipiendo  fit  aclnr  zu  kleiden  pflegt. 

E.  Den  Exceptiones  stehen  möglichen  Falles  Repticationes  auf  dieselbe 
Weise  entgegen,  wie  sie  selbst  den  Klagen,  den  RepUcntiones  wieder  Iht- 
plictttiones  u.  s.  w. 

F.  Was  die  übrigen  zum  Schutze  der  Privatrechte  gestalteten  Rechts- 
mittel betrifft , so  gehört  deren  Angabe  und  Beleuchtung  zur  Darstellung 
des  Prozessrechts. 


TI.  Capitel. 

Geschielitliehe  Belrorbluag  des  in  Deutsrklaud  geltenden  Privstrecbts. 

Einleitung. 

114.  Der  frühste  weltgeschichtliche  Entwicklungsgang  des  Prival- 
rechls  ist  grossentheils  aus  den  im  ersten  Theile  gegebenen  Umrissen  der 
llechtssyslcme  der  wichtigsten  Völker  des  Orients  und  des  Allerlhums  er- 
sichtlich, eine  höhere  Ausbildung,  die  zugleich  seine  technische  Vollen- 
, düng  war,  erhielt  es  bei  den  Römern,  und,  wie  oftmals  von  uns  bemerkt, 
ist  das  System  des  römischen  Civilrechts  das  Normalrecht  aller  civilisirlen 
I-änder  geworden.  Bei  den  germanischen  und  romano-germanischen  Völkern 
durchdrang  es  das  angestammte  nationale  Recht,  und  aus  der  Verbindung 
beider  ging  auch  das  in  Deutschland  noch  geltende  Privatrecht  hervor, 
welches  jodoch  im  Mittelalter  durch  den  Einfluss  des  kanonischen  Rechts, 


tinnei  defendeudorum  eorum  grutia.  cum  quihut  agitur : tarpe  enim  uccidit, 
ut  licet  ipta  penecutio , qua  aetor  experitur , jutta  sit,  turnen  iniqun 
fit  advertut  cum.  cum  quo  agitur  etc.  oder  wie  GajusIV,  116  sagt:  tnepe 
uccidit,  ut  quit  jure  civil i Irrten  tur , teil  iniquum  sit  eum  condeuiaari. 

I)  Jene  heissen  auch  perpe.tuae , quin  temper  ageatHut  ohftant , diese  tempo- 
rales, qune  ad  temput  tiocenl  i.  e.  tempnrit  dilationem  trihuant , §■  9. 
10.  J.  eod. 
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dem  durch  die  späteren  Volksansichten,  in  der  neusten  Zeit  endlich  durch 
den  der  philosophischen  Ideen  inodilicirl  und  thcilweisc  umgeslultet  wurde. 
Von  welcher  Grundlage  aus  und  nur  welche  Weise  in  den  verschiedenen 
Lehren  das  Privatrecht  unseres  Vaterlandes  sich  entwickelte  und  neuge- 
slaitcte,  ist  die  von  der  geschichtlichen  Beleuchtung  desselben  zu  lösende 
Aufgabe. 

Aus  welchen  Quellen  die  Normen  desselben  geschöpft  werden,  ist  aus 
der  im  ersten  Hauplthcil  dieses  Werkes  gegebenen  Quelleugeschichte  des 
Rechts  ersichtlich;  sie  sind,  um  es  hier  nochmals  zu  erwähnen , . das 
Corpus  juris  civilis  und  canonici,  die  deutschen  Iteichsgesetze,  die  älteren 
Parlikularrechle,  die  neueren  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbücher  und 
einzelne  auf  die  Reform  des  Civilrechls  gerichtete  Gesetze. 

Die  bei  dieser  geschichtlichen  Darstellung  cinzuhaltende  Ordnung  ist 
folgende:  Es  sollen  behandelt  werden  1)  die  Standes  Verhältnisse,  2)  die 
Besitzverhüllnissc  und  die  dinglichen  Rechte,  3)  das  Obligalionenrcchl, 
4)  das  Familien-  und  5)  das  Erbrecht,  6)  endlich  die  Grundzüge  des 
Lehen-,  des  Handels-,  See-  und  Wechselrech ts. 

Standcsverhältnissc.  *) 

145.  Die  Kunde  der  ältesten  in  ihrer  Ursille  wurzelnden  Standesver- 
hällnisse  bei  den  germanischen  Völkern  ist  durch  Tacilus  (in  seinem 
Werkchen  de  moribus  Germanormn)  erhallen  worden,  und  der  geschicht- 
liche Entwicklungsgang  derselben  zeigt,  dass  jene  Urzustände  der  Aus- 
gangspunkt und  eine  Hauptgrundlage  des  Personenrechts  in  Deutschland 
bis  zum  Beginn  der  neusten  Zeit  geblieben  sind. 

I.  Nach  Tacilus 1  2)  unterschied  man  bei  den  Germanen  Freie  und 
Unfreie;  jene  bestanden  nur  aus  den  Freigeborncn  und  zerfielen  in  zwei 
Klassen,  die  blos  frei  Gebomen  ingctmi  und  die  Vornehmen  nobiles;  diese 
bestanden  aus  den  von  ihm  servi  genannten  Leibeigenen  und  den  von 
ihm  als  libertini  aufgeführten  Hörigen  (oder  halb  freien),  zu  welchen 
die  Freigelassenen  gehörten,  weil  sie  eben  so  wenig  wie  die  Leibeignen 
die  volle  Rechtsfähigkeit  halten  und  stets  durch  einen  Freigeborenen  als 
ihren  Schutz-  oder  Schirmherrn  den  Freigebornen  gegenüber,  namentlich 


1)  Vergl.  Mittcrniaicr,  Grundsätze  des  deutschen  Privalrcchls  §.  44  a.  folg. 
Gerber,  System  des  deutschen  Privalrcchl*.  §.  34  — 57.  Eichhorn,  deutsche 
Staats-  und  Itechlsgcschichlc.  Jj*  40  folg.  337  folg.  Zupft,  deutsche  Staats- 
und  Rechlsgeschielilc  B.  II.  8-  7—30.  Waitz,  deutsche  Verfassungsgeschichle 
1844  2 Bde. , vor  Allen  aller  Walter,  deutsche  ttechlsgesehichte  II.  Buch  v. 
8-  359  an. 

2)  Tacilus,  c.  19.  25.  Auch  c.  13.  7.  Eichhorn  a.  a.  0.  ZSpfl  a.  a.  0. 
Waitz,  deutsche  Verfassungsgeschichle  B.  1.  S.  32.  05  und  der  ihm  folgende 
Walter,  deutsche  Rcchlsgcschichlc  J.  9 — 12.  359. 
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im  Volksgericht  vertreten  werden  mussten,  dessen  Gewalt  sie  freilich  weni- 
ger streng  wie  die  Leibeignen  untergeben  waren.  Doch  erscheinen  auch 
diese  nicht  wie  die  römischen  Sklaven  als  Rechtlose;  sie  hatten  eine  ob- 
wohl sehr  beschrankte  juristische  Persönlichkeit , waren  meistens  mit 
einem  Gute,  das  sie  zu  bebauen  hatten,  verbunden,  mit  dem  sie  an  dessen 
neuen  Herrn  übergingen,  doch  wurden  sie  auch  einzeln  verkauft  und  ver- 
schenkt und  als  Diener  des  Hauses  benützt. 

Ob  die  von  Tncitus  hervorgehobenen  mobiles  einen  eignen  Stand 
mit  besonderen  Vorrechten  bildeten,  oder  ob  sie  nur  aus  den  bei  dem 
Stamm  wegen  ihrer  Geburt  oder  ihrer  Verdienste  in  hoher  Ehre  stehen- 
den Vornehmen  bestanden,  aus  welchen  auch  die  Könige  gewühlt  wurden, 
lässt  sich  mit  Gewissheit  nicht  bestimmen  *);  doch  scheint  das  letztere 
wahrscheinlicher.  Der  Ingenuus  war  der  vollberechtigte  Germane  und 
zwar  vor  allem  als  waffenfähiger  Grundbesitzer,  und  der  Nobilis  scheint 
keine  grössere  Rechtslähigkeil  gehabt  zu  haben.  *) 

U.  !n  den  in  Folge  der  Völkerwanderung  von  den  Germanen  gegrün- 
deten Reichen  findet  man  diese  standesrechtlichen  Zustände  genauer  aus- 
gebildet  wieder. 1 2  3) 

Die  volle  Rechtsfähigkeit  steht  jedem  Ingenuus  zu;  der  Nobilis  ist 
der  durch  Geburt,  grossen  Gülerbesilz  oder  durch  seine  politische  Stellung 
höherstehende,  hat  ein  höheres  Wergeid  als  der  gewöhnliche  Freige- 
bomc,  ist  aber  in  privatreehtlichcr  Beziehung  nicht  von  ihm  verschieden, 
nur  besteht  zwischen  beiden  ebenso  wenig  connubium,  wie  zwischen  der 
Klasse  der  Freien  und  Unfreien.  Der  Leibeigene  ( servus ) ist  theils  Haus- 
diener oder  Knecht,  theils  willkürlich  belastbarer  Gulsbauer,  zu  Herren- 
diensten (Frohnden)  und  zu  Natural-  zuweilen  auch  zu  Geldleistungen 
verpflichtet,  und  kann  ohne  den  Consens  seines  Herrn  keine  Ehe  emgehen. 
Auch  der  Hörige,  sehr  häufig  jedoch  nicht  nolhwendig  Gutsbauer  oder 
Hinlersass,  ist  zu  Leistungen  an  seinen  Schulzherrn  verpflichtet;  doch 
sind  diese  gewöhnlich  fixirt  und  zwar  regelmässig  dahin,  dass  er  einen 
jährlichen  Kopfzins  ( census  oder  tributum)  als  Schutzgeld  zu  zahlen  hat, 
eine  Abgabe  bei  seiner  unter  Zustimmung  des  Schutzherrn  einzugehenden 
Ehe,  und  dass  dieser  bei  seinem  Tode  ein  mortuarium  bezieht.  Zur  Klasse 
der  Hörigen  gehört  der  Freigelassene  ( libertinus ■),  der  oll  unter  der  Benen- 
nung lilus  vorkommende  Halbfreie  und  jeder  Freigeborne,  der  sich  als 
Scliulzhüriger  oder  Pfleghafier  ( homo  tributarius)  einem  Schulzherrn  (mei- 


1)  Diese  wichtige  Frage  ist  nicht  blos  von  Eichhorn,  Zöpfl,  Waitz  in  ihren 
öfter  angeführten  Werken  behandelt  worden,  sondern  auch  in  ausgezeichneten 
Monographien,  unter  welchen  die  v.  Savigny’s  von  t826  und  Maurer'* 
von  1846  vor  allen  zu  nennen  sind.  Waller  jj.  410. 

2)  Waller  jj.  10. 

3)  Walter  $.  411—414. 
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steos  einer  Kirche)  unterwarf.  Die  Hörigen  kommen  in  den  Rechtsdenk- 
malen des  Mittelalters  unter  den  verschiedensten  Benennungen  vor.  *) 
Auch  die  Juden,  wo  sie  geduldet  waren,  gehörten  zur  Klasse  der  schutz- 
hörigen  Personen.  l 2 3) 

Eine  Mittelstufe  zwischen  dem  Freien  und  Unfreien  nahm  der  zum 
Kriegsdienst  von  seinem  Herrn  herbeigezogenc  Hörige  ein,  der  daher 
auch  Minislerialis  genannt  wurde.  Der  Freigebome  behielt  sein  Slandes- 
Recht,  wenn  er  auch  in  ein  Unterordnungsverhiiltniss  zu  einem  Andern 
trat,  entweder  als  Kriegsgenosse  (Vassus  oder  VasaUus)  oder  als  Diensl- 
mann  (Minislerialis) , oder  wenn  er  auch  als  Erbpächter  (colonus)  bestän- 
diger pfleghaller  Hintersasse  auf  dem  Hofgul  eines  Andern  ward:  wäh- 
rend der  unfreie  Ministeriale,  wenn  er  Kriegs-  oder  höhere  Hofdienste 
that,  eine  grössere  Rechtsfähigkeit  erlangte.  *)  Auch  die  Religion  erhielt 
einen  Einfluss  auf  die  Rechtsfähigkeit,  indem  einerseits  jeder  verurtheille 
Ketzer  dieselbe  verlor,  anderseits  jeder  Geistliche  eine  mit  seinem  Stande 
verbundene  erweiterte  Rechtsfähigkeit  erhielt.  Endlich  waren  auch  die 
Einheimischen  und  Fremden  in  rechtlicher  Beziehung  von  einander  ver- 
schieden. 4 5) 

III.  Auf  diese  Weise  waren  die  zu  Dörfern  sich  gestaltenden  Höfe 
von  Leibeigenen,  Hörigen  und  pfleghaften  Hintersassen  oder  Unterlhanen 
bewohnt,  während  deren  Herr  in  der  Burg  sass;  desgleichen  auch  die 
Städte,  in  welchen  jedoch  häufig  ein  Theil  der  Bevölkerung  aus  Freigebo- 
renen, ja  aus  den  nun  den  Ritterstand  bildenden  Mobiles  bestand. 

Vom  zwölften  Jahrhundert  an  erhielten  jedoch  die  unfreien  Bewohner 
sehr  vieler  Städte  einen  gewissen  Grad  von  Freiheit  und  so  stand  neben 
den  allfreien  Geschlechtern  das  jüngere  freie  ßürgerlhum  s)  — als  die 
Klasse  der  Ge  me  in  freien,  zu  welcher  jedoch  bald  auch  diejenigen  F'rei- 
gebornen  der  ersten  gezählt  werden,  die  nicht  nach  Arider  Ritter  lebten. 
Von  jetzt  an  kann  man  zwei  Hauplklasscn  von  Personen,  die  höheren  ril- 
lerbürligen  und  die  niederen  nicht  rillcrbürtigen  unterscheiden •). 
Zu  den  ersten  gehörten  die  einen  eignen  höchsten  Stand  bildenden  höchst- 
oder  semperfreien  Fürsten  und  Dynasten,  die  den  eigentlichen  Killersland 


1)  lltufig  sind  die  s.  g.  wachszinsigen  Leute,  luminarii  oder  eeroeensua/ei , die 
für  die  Anschaffung  der  Wachslichter  der  Kirche  einen  Kopfzins  zahlten.  Sehr 
ausführlich  behandeln  neustens  die  Verliüllnisse  der  Leibeigenen  Gatrnrd  in 
seiner  Einleitung  zum  Polyplichon  des  Abts  Jrininon  von  SL  Germain  ti.  1. 
S.  211 — 430  und  Walter,  deutsche  Rechtsgeschichte  §.  350  -402. 

2)  Walter,  $.  403. 

3)  Walter,  $.  202.  203. 

4)  Walter,  $ 403. 

5)  Walter,  g.  438. 

8)  Walter,  §.  418—410.  Der  juristische  Begriff  der  Rillerbürtlgkcit  wird  in 
den  RechlsbOchcrn  des  13.  Jahrhunderts  noch  enger  gefasst,  d.  h.  auf  die  Klasse 
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ausmachenden  milteifreien  Reichsrilter,  Vasallen  und  Ministerialen  ') 
der  Semperfreien,  und  die  von  ihren  Renten  oder  vom  Grosshandel  leben- 
den palricischcn  Geschlechter  der  Reichsstädte.  Zu  den  niederen  Ständen 
gehörten  die  gemeinfreien  (nicht  hörigen)  Bauern  auf  dem  Lande*),  die  als 
Krämer  oder  als  Handwerker  lebenden  Bürger  der  Städte  und  die  Leibeige- 
nen und  Hörigen  aller  Art,  so  wie  die  Juden  *). 

Seit  dem  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  bildeten  sich  diese  Ge- 
gensätze noch  weiter  aus,  so  dass  man  nun  unter  den  Laycn  drei  Stände 
unterschied , den  Adel  - den  Bürger  - und  den  Bauernstand.  Der  erste 
zerfiel  in  den  hohen  oder  reichssländischen  und  den  niedern  Adel,  zu 
welchem  einerseits  die  Reichsritlerschaft,  andrerseits  die  durch  Briefe  in 
den  Adelstand  erhobenen  Personen  gehörten  4). 

Auch  der  Ehre  nach  waren  im  deutschen  Rechte  die  Menschen  ver- 
schieden, man  unterschied:  rechtlose,  ehrlose,  anrüchige  u.  s.  w.s) 
Endlich  kennt  es  auch  juristische  Personen,  wie  die  Markgenossen- 
schaften, Stadl-  und  Dorfgemeinden  und  Zünfte.  Pfarrgemeinden,  Klöster 
und  Stifter  waren  es  nach  kanonischem  Rechte. 

IV.  Mitten  in  die  Entwicklung  dieser  Ordnung  der  Slandesverhällnisse 
fällt  die  Receplion  des  römischen  Rechts,  bewirkte  aber  keine  wesentlichen 
Aenderungcn  derselben.  Es  kamen  zu  den  bisher  bestehenden  Eintheilun- 
gen  die  römischen  civilrechtlichen  hinzu,  so  dass  zwischen  Kindern  und 
andern  Unmündigen , zwischen  diesen  und  andern  Minderjährigen  und  allen 
gegenüber  den  Volljährigen,  so  wie  zwischen  Hauskindern  und  solchen,  die 
sui  juris  waren,  rechtliche  Unterschiede  einlrnlen.  Nach  der  Reformation 
wurden  die  confessionellen  Gegensätze  von  noch  grösserer  Wichtigkeit 
Die  Juden  halten  immer  eine  engbegränzle  Rechtsfähigkeit. 

V.  Seil  der  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  begann  einerseits  die 
Leibeigenschaft,  ja  selbst  die  Hörigkeit  nllmnhlig  zu  verschwinden,  wurde 
aber  gänzlich  erst  im  neunzehnten  aufgehoben:  andererseits  trat  eine  pri- 
valrechlliche  Gleichstellung  des  Adels  und  der  andern  Stände  ein ; nur  dass 
der  hohe  Adel  noch  mehrere,  ein  Theil  des  niederen  noch  einige  wenige 
Vorrechte  — behielt,  welche  letzte  jedoch  seit  dem  J.  1848  fast  alle  ver- 


ehr blos  Ritterbürti geil  im  Gegensätze  der  Fürsten  mul  Hoehfrcicn  beschränkt. 
S.  bei  Walter,  tj.  417.  419.  Aber  diese  beiden  Klassen  waren  unbczwcifcll 
rillerbürlig.  Alle  UitleibUrtigen  gebürten  in  Deutschland  zu  einem  s.  g.  Hecrschitd. 

1)  Walter,  §.  420 

2)  Walter,  $•  420—424. 

3)  Man  unterschied  zuletzt  drei  linuptartcn  der  Leibeigenschaft,  nämlich  die 
mildeste  fränkische,  die  strengere  s II  e h s i s c h c und  die  strengste  slnvische. 
So  Runde  in  s.  deutschen  Privatrecht. 

4)  Walter,  §.  434—440. 

5)  Gerber,  §■  39 — 42. 
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schwanden.  Der  Begriff  des  hohen  Adels  ist  auf  die  Mitglieder  der  Re- 
gentenhäuser und  der  früheren  rcichsständischen  Familien  beschränkt,  welche 
allein  des  in  dem  Ehe-  und  dem  Erbrecht  vom  gemeinen  Rechte  abwei- 
chenden Privalfürslen-Rechts  theilhaflig  sind1). 

In  confessioneller  Beziehung  ist  die  Rechtsfähigkeit  der  Juden  noch  be- 
schränkt; und  auch  die  der  Fremden  zum  Theil  geringer,  als  die  der  Staats- 
bürger*). Ueber  die  juristischen  Personen  gelten  die  Begriffe  des  römi- 
schen Rechts  jedoch  mit  Modificntionen  *). 

Die  Besitzverhältnisse  und  die  dinglichen  Rechte4) 

146.  Die  Besitzverhältnisse  und  die  Berechtigungen  an  Sachen  waren 
im  älteren  deutschen  Rechte  theils  durch  die  Eigenschaften  der  letzten 
Iheiis  durch  den  Stand  der  Personen  bedingt,  wurzelten  oft  im  öffent- 
lichen Rechte,  und  hatten  nicht  selten  noch  andere  als  privatrechtliche 
Wirkungen. 

I.  Von  durchgreifendem  EinQuss  ist  im  germanischen  Rechte  der  Un- 
terschied der  beweglichen  und  der  vor  allen  ihrer  politischen  Wichtig- 
keit wegen  ausgezeichneten  unbeweglichen  Sachen. 

A.  An  jenen  (der  fahrenden  Habe  oder  Fahrniss)  konnte  jeder 
(die  Leibeigenen  oft  ausgenommen)  ein  vollständiges  Verfügungsrecht, 
das  man  Eigenthum  nennen  kann,  haben.  Doch  war  und  ist  meistens 
das  Vindicnlionsrecht  derselben  beschränkt  s),  indem  die  vom  Eigner 
einem  andern  anvertraulen  und  von  diesem  unterschlagenen  (oder  ihm  ge- 
stohlenen) Sachen  dem  dritten  Besitzer  in  gutem  Glauben  nicht  abgefordert 
werden  können.  Es  galt  in  einem  solchen  Falle  das  Rechlssprüchwort 
„Hand  muss  Hand  wahren“  •). 

FI.  Was  die  unbeweglichen  Sachen  betrifft,  so  konnte  das  Besitzrecht 1 ) 
an  denselben 

a)  ächtes  Ei  g ent  hum  sein: 

Es  war  dann  dasselbe  ein  durch  das  Volksgericht  geschütztes,  vererb- 
liches und  von  Steuern  und  Grundlaslen  freies  Besitzreehl;  der  Besitzer 
hatte  keinen  höheren  Herrn  der  Sache  über  sich.  Ein  Grundbesitz  dieser 
Art  hiess  Alodium*),  auch  Hereditas  (später  Erbe),  und  gab  nicht 


1)  Gerber,  §.  37. 

2)  Gerber,  §.  13 — 48. 

3)  Gerber,  §.49-57. 

4)  Eichhorn,  deutsche  Staats  - und  Recbtsgcschichte  §§.  57.  folg.  354.  folg.  Zöpfl, 
d.  St.-  u.  R.-G.  II.  §.99.  folg.  Walter,  d.  R.-G.  §.  494—520  E.  haben  1 a j e, 
kittnir » dt  ln  propridtd  fo/iciere  tu  Occidtnt.  Pari»  1839. 

5)  Gerber,  §.  102.  Walter,  §.  502—  506. 

0)  Waller,  §.  502. 

7)  Waller,  §.  486. 

8)  Die  ältesten  Alodien  waren  die  den  einzelnen  Germanen  nacli  der  Eroberung  der 
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blos  dem  Elgenthümer  ein  absolutes  unmittelbares  dingliches  Recht  nuf  die 
Sache,  sondern  auch  eine  Schutzgewalt  auf  die  In  - oder  Hintersassen 
des  Grundstücks,  war  also  das,  was  man  Grundherrlichkeit  zu  nen- 
nen pflegt;  das  Territorium  war  eine  freie  Grundherrschafl  (Seignenrie). 
Doch  hat  das  Wort  Alodium  noch  eine  weitere  Bedeutung,  indem  es  alle 
zum  Vermögen  einer  freien  Person  gehörenden  Sachen  begTeill  1 ). 

b)  Der  Besitz  eines  Grundstücks  konnte  jedoch  auch  so  beschaffen 
sein,  dass  der  Besitzer  nur  ein  lebenslängliches,  also  nicht  vererbliches  je- 
doch unwiderrufliches,  Recht  an  dem  Gut  hatte,  einen  höheren  Herrn 
(den  alodialen  Grundherrn)  über  sich  anerkennen  musste  und  zu  Dienst- 
leistungen oder  Abgaben  an  denselben  verpflichtet  war  *).  Er  war  Grund- 
besitzer beneficiario  oder  us ufructuario  j ure.  Ein  so  gestaltetes 
Bcsitzrecht  halten  a)  der  dafür  zu  Kriegsdiensten  verpflichtete  Vasall  und 
zwar  verbunden  mit  der  Grundherrlichkeil,  ß)  der  zu  Hof-  oder  Amlsdien- 
slen  verpflichtete  Ministerialis  theils  mit  theils  ohne  Grundherrlichkeit. 
Ein  lebenslängliches  Besilzrecht  jedoch  immer  ohne  Grundherrlichkeit,  stand 
endlich  auch  dem  Erbpächter  (colonus)  oder  dem  Precaristen  zu,  dessen 
Verpflichtungen  in  der  Zahlung  eines  Census  von  Naturalien  oder  Geld  und 
in  der  Leistung  regulirter  Frolmden  bestand.  Der  Besitz  konnte  endlich 
ein  willkürlich  widerruflicher  mit  viel  stärkeren  und  von  der  Willkür  des 
Grundherrn  abhängigen  Grundlaslen  sein. 

Das  Bcsitzrecht  des  Vasallen,  des  Dienslmannes  und  des  Colonen  er- 
hielt jedoch  vom  Ende  des  neunten  Jahrhunderts  an  den  Charakter  der 
Vererblichkeit.  Das  Bcneflcium  des  Vasallen  (zuweilen  auch  das  des  Mi- 
nisterialen) hiess  man  Feodum  oder  Fe u dum*),  das  des  Colonen  erhielt 
später  den  Namen  der  Erbleihe  oder  des  Erblehens,  Erbbeslands 
oder  eine  andere  gleichbedeutende  Bezeichnung.  Der  widerrufliche  Besitz 
verblieb  dem  Inhaber  alsbald  lebenslänglich  und  wurde,  weil  er  nicht  ver- 
erbt wurde,  später  Fall  — oder  in  Süddeutschland  Schupflehen 
genannt. 

Die  Grundherrlichkeit  konnte  nur  dem  freigebornen,  unter  dem 
Volks-  (oder  Gau-)  Gericht  sichenden  Manne  zustehen,  sollte  er  auch  sonst 
Vasall,  Dienstmann  oder  selbst  Colonus  sein.  Der  Hörige  war  desselben, 
ja  selbst  des  Lehnbesitzes  nicht,  wold  aber  des  eines  Dienstgules,  jedoch 
ohne  Grundherrlichkeil,  fähig.  Der  Leibeigene  hatte  in  der  Regel  nur  Besitz 
der  dritten  Art4). 


römischen  Provinzen  als  vererblich  »gewiesenen  Besitzungen  (Sortcs.)  S.  Lex 
Burgund.  XIV.  5.  Zö'pfl,  $-  69.  n.  1. 

1)  Eichhorn,  §.  57. 

2)  Walter,  §■  486. 

3)  Walter,  %.  198.  490-492. 

4)  Es  ergiebt  sicii  indessen  aus  Mnrculphi  Farmutae  II.  30.  und  einer  Anzahl  Urkun- 
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Hl.  Ihrem  Umfange  nach  waren  die  TciTilorialbesilzungen  1 ) entwe- 
der Mansi  d.  h.  kleine  gewöhnlich  mit  einer  Wohnstätte  verbundene  Par- 
cellen,  oder  Curtes  d.  h.  ein  grösseres  mit  einem  Hör  und  einer  Anzahl 
Wohnungen  versehenes  Gut,  oder  endlich  eine  Villa,  d.  h.  eine  ausgedehn- 
tere Gemarkung,  in  deren  Mitte  eine  grössere  Niederlassung,  (wie  man  es 
später  nnnnle)  ein  Dorf  lag.  War  das  Territorium  im  unmittelbaren  Be- 
sitze des  alodialen  oder  feudalen  Grundherrn,  so  hiess  cs  fundus  indomini- 
catu* und  curtis  vel  villa  indominicata ; war  es  in  dem  eines  freigebomen 
Pächters  mansus  ingenuilis,  wenn  in  dem  eines  halbfrcien  lilus,  mansus  litilis, 
und  wenn  dessen  Innhabcr  ein  Leibeigner  war,  mansus  sermiis. 

Diese  Benennungen  wurden  auch  als  Bezeichnung  dieser  verschiedenen 
Arten  von  Besitzungen  beibehnlten,  wenn  sie  auch  in  die  Hände  eines  an- 
dern Standesangehörigcn  übergegangeu  waren,  indem  die  ursprüngliche 
Eigenschaft  des  Guts  auch  bei  ihm  fbrtdauerle.  In  der  zweiten  Hälfle  des 
Mittelalters  verloren  sich  dieselben  grossen  Thcils,  blieben  jedoch  zur  Cha- 
raclerisirung  manches  Gutes  noch  bestehen  oder  wurden  durch  andere  ähn- 
liche ersetzt.  So  hiessen  z.  B.  später  die  Mansi  indominicati  Saal-  oder 
Sedelhöfe,  die  Zinsgiiler  Laten-  oder  Lassgiiler  u.  s.  w.  *) 

IV.  Diese  Besilzrechte  konnten  auf  verschiedene  Weisen  erworben 
werden  * ). 

A.  Den  leibeignen  Bauer  setzte  der  Grundherr  nach  seinem  Belieben 
in  das  Gut  oder  liess  es  in  den  Händen  seiner  Nachkommen.  Die  Besilz- 
rechle  des  Colonen,  des  Dienstmannes  und  des  Vasallen  wurden  vertrags- 
mässig  bestimmt,  erst  später  fand  bei  Lelmgülern  eine  bei  Ueberlragung 
des  ächten  Eigenthums  übliche  Investitur  statt. 

B.  Die  Erwerbungsarlcn  des  ächten  Eigenthums  an  Grundstücken  wa- 
ren thcils  durch  die  Sille,  theils  durch  die  Volksrechte  auch  wohl  durch 
die  Gaptlularien  bestimmt. 

a)  Ihren  ersten  Grundbesitz  erhielten  deren  Herrn  als  Kampfgenossen 
der  erobernden  Könige  oder  Heerführer  nach  der  Eroberung  des  Landes. 


den  bei  Guerard  zum  Palgptich.  Irminonis  B.  I S.  304  — 307,  dass  dein 
Leibeignen  auch  ein  vererblicher  Grundbesitz  geschenkt  werden  konnte.  Die 
Fälle  waren  aber  gewiss  Ausnahmen,  und  Grundherr  konnte  er  doch  wohl  nie 
scyn.  Walter  8-  368-  S.  auc**  dessen  8-  Afeö. 

1 ) Waller,  8-  dS5. 

2)  Walter,  8-  *>90. 

3)  Die  Lehre  von  den  Erwerbungsarten  der  Besitzrechlc  nach  dem  ältesten  deutschen 
Rechte  gehört  ungeachtet  der  vielen  historischen  Zeugnisse  Ulier  dieselben  zu 
den  schwierigsten  in  der  deutschen  Rcchlsgeschichtc.  Vcrgl.  Grimm,  deutsche 
Rcchlsglterthümer  S.  557.  folg.  Eichhorn,  deutsche  Staats-  und  R.-Geschichte 
8.  57-  folg.  Zocpfl,  8 99-101.  Gerber,  8-  89.  Beseler  Erbvertrlge, 
neusten*  Sandbaas,  germanistische  Abhandlungen,  Giessen  1852  S.  5—77,  und 
Walter,  8-  $07-513- 
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Die  jedem  zugewiesene  Landespnrcelle  war  sein  freies  vererbliches  Land, 
sors  '). 

b)  Es  gteng  mit  dem  sonst  von  ihm  erworbenen  Gut  auf  seine  Nach- 
kommen über,  welche  dns  so  durch  Erbgang  ihnen  Gewordene  als  Stamm- 
gut  hinterlassen  mussten,  so  dass  sie  nur  aus  Noth  oder  kleinere  Besilz- 
sliicke  der  Kirche  für  ihr  Seelenheil  ad Elecmosynam  ohne  Zustimmung  ihrer 
Familienangehörigen  verfiussem  durften  *). 

c)  Neu  erworbenes  Grundeigentum  konnte  der  Herr  frei  veräussem 
( /rädere),  also  verkaufen,  vertauschen,  verschenken.  Bei  jeder  Veräusse- 
rung  von  Grundeigentum  bedurfte  es  in  der  Regel,  um  den  Erwerbenden 
zum  ächten  Eigentümer  zn  machen,  einer  feierlichen  und  zwar  sym- 
bolischen Uebertragung,  einer  Einkleidung  desselben  in  den 
Besitz  der  Sache  ( vestitura  oder  investitura  *).  Sie  bestand  im  Hinwerfen 
in  den  Schooss  oder  Hingeben  in  die  Hand  des  Erwerbenden  eines  Zweiges, 
Astes,  Stockes,  Halmes,  einer  Erdscholle  u.  s.  w.  aus  dem  Grundstück, 
war  also  traditio  per  ramum,  cespitem,  calamum , baeuhtm,  festucam,  stipu- 
lam,  herbam,  schohtm,  terram , wasonem,  und  hiess  desshalb  Laisowcrpitio, 
Werpitio,  festucatio  und  effestucatio , scotatio  u.  s.  w. 1 2 3  4) 

Sie  kam  sowohl  aussergerichtlich  5 6 7 8 9),  jedoch  vor  Zeugen,  als  im 
Volksgericht  vor®).  Im  ersten  Falle  wurden  an  manchen  Orten  Knaben 
beigezogen,  die  eine  Ohrfeige  erhielten  T)  oder  (wie  in  Bayern)  an  den 
Ohren  gezogen  wurden  • ),  um  sich  später  des  Ucbertragungsacles  leichter 
zu  erinnern.  Auch  wurde  gewöhnlich  eine  Urkunde  über  den  Hergang 
ausgeferligt  oder  in  der  Schenkungsurkunde  die  Vornahme  der  Werpitio 
bezeugt,  auch  nicht  selten  der  Halm  am  Ende  des  Pergaments  eingenähl  *). 


1)  Daher  die  Erwähnung  der  * ortet  in  manchen  Volksrechten  z.  B.  Lex  Burg. 
XIV.  5 LXXX1V.  1.  L.  W itigoth.  X 2.  L 1.  Walter  J-  484. 

2)  Diess  hat  Eichhorn  befriedigend  nachgewiesen  in  der  deutsch.  Staats-  und 
Rechlsgeschichtc  §.  57. 

3)  Die  älteste  Erwähnung  der  Investitur  findet  sich  in  der  Le. r Bninuarior.  XVII.  2. 

4)  S.  hierober  G r i m m,  Keehlsalterthflmer  S.  121  und  eine  Menge  Stellen  inKrauts 
Grundriss  $.  110.  Zocpfl,  $.  101. 

5)  Diess  beweisen  verschiedene  Fommlae  trnditorine  z.  B.  bei  Marculph.  App. 
19.  20.  57.  Sirmond  15,  Li  n d e nbrog,  24  . 80  153—156.  S.  auch  das  Capit.  I 
Ludwigs  des  Frommen  v.  819  c.  6.  ln  diesem  geschieht  keine  Erwähnung 
des  Gerichts  und  doch  heisst  die  Uebertragung  Vestitura.  Vgl.  auch  Zocpfl, 
$.  100  N.  7. 

6)  Lex  Suiten  c.  40. 

7)  Lex  Ripunr  LX.  1. 

8)  Lex  Baiuvar.  XV.2.  1.  undUrkund.  in  Meichclbecks  kittorin  Fritingentit. 

9)  Walter  giebt  in  $.  509—510  seiner  deutschen  Rcchtsgeschichtc  eine  Darstellung 
der  germanischen  Grundeigenthumsübertragung,  die  an  inneren  Widersprüchen 
zu  leiden  scheint.  Wir  vermögen  nicht,  wie  er,  zwei  symbolische  Traditionen 
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d)  Wurden  zu  einem  Stammgut  gehörende  Besitzungen  veräussert, 
oder  war  überhaupt  ein  Widerspruch  Dritter  gegen  die  Vcräusserung  zu 
befürchten,  so  wurde  die  vestitvra  vor  dem  Volks-  (später  dem  Schöf- 
fen-) Gericht  vorgenommen,  und  wenn  kein  Widerspruch  erfolgte,  für  zu- 
lässig erklärt. 

Weil  solche  Widersprüche  häufig  zu  besorgen  waren,  wurden  die 
gerichtlichen  Vestiluren  Regel,  und  bestanden  später  oft  lediglich  in  der 
gerichtlichen  Auflassung  des  Guts  ohne  die  Vornahme  einer  werpitio , die 
jedoch  noch  Jahrhunderte  lang  in  einzelnen  Ländern,  z.  B.  in  Brabant  bei 
den  alten  Frankengeschlechlem  in  Ucbung  blieb.  Der  Name  Investitur 
wurde  aber  nur  von  dem  Akte  der  gerichtlichen  Aullassung  gebraucht.  1 ) 
Dass  indessen  Kirchen  und  Klöster  schenkungsweise  achtes  Eigenlhuin 
auch  durch  die  blose  Schenkungsurkunde  erwerben  konnten , z.  B.  ad  elee- 
motynam , muss  durch  die  grosse  Anzahl  solcher  Dokumente,  in  welchen 
der  Investitura  keine  Erwähnung  geschieht,  als  eine  feststehende  Thal- 
sache angenommen  werden. 

f)  Dos  Widerspruchsrecht  dritter  Betheiligter  gegen  eine  Eigenthums- 
übertrngung  musste  binnen  Jahr  und  Tag,  d.  h.  einem  Jahr  C Wochen 
und  3 Tagen  ausgeübt  werden , so  dass  nach  Ablauf  dieser  Frist  der  Be- 
sitz gesichert  oder,  wie  man  sagt,  der  Besitzer  in  rechter  Gewehre  war. 
Er  galt  für  vollkommen  gültig  investirb  Doch  halte  er  dcsshalb  nicht 
eine  eigne  Besilzklage,  das  älteste  deutsche  Recht  kennt  nur  eine  petito- 
rische, die  sich  auf  den  Beweis  des  wirklich  zustellenden  Rech  ts  stützt.*) 

g)  Der  Erwerb  des  Eigenthums  durch  Ersitzung  von  10.  20.  30  Jahren 
wird  blos  in  einigen  Copitulnrien  erwähnt.  *) 

V.  Das  Besitzrecht  konnte  auch  mit  Belastungen  verbunden  sein, 
a)  Die  beim  Besitze  des  Leibeignen , des  Colonen,  des  Dienslmanncs  oder 
Vasallen  vorkommenden,  also  auch  die  später  s.  g.  Reallaslen  waren  nur 
persönliche  Verpflichtungen  der  Besitzer,  b)  Das  Jagd-  und  Wciderechl 
des  Grundherrn  auf  solchen  Besitzungen  war  ein  Ausfluss  seines  Eigen- 
thums; eigentliche  Servituten  scheinen  äusserst  selten  gewesen  zu  sein; 
und  das  Pfandrecht,  Wadium , bestand  in  der  Ucberlragung  des  Besitzes 
und  Genusses  bis  zur  Tilgung  der  Schuld.  4) 


anzunehmen.  Vcatitnm  war  ursprünglich  doch  gewiss  nur  Besitzübertragung 
(Sairine). 

1)  In  der  Praxis  Frankreichs  tiiess  cs  noch  bis  1789  in  Vcräusscnaigsakten  , man 
habe  den  Vest  und  Divcst  gehörig  vorgcuominen.  S.  die  Encyclupidie  Metho- 
dique  de  ln  Juriepr.  unter  dem  Wort  Vest. 

2)  üicss  ist  unwiderleglich  bewiesen  durch  Bruns,  das  Recht  des  Besitzes  iui 
Mittelalter  und  in  der  Gegenwart.  Tübing.  1848  S.  283  folg. 

3)  Dccret.  Childebcrti  v.  591  und  Capp.  WormaL  v.  829.  c.  8.  Eichhorn 
$.  590.  Note  p. 

4)  Eichhorn,  $.  60.  61. 
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147.  Dieses  in  seinen  allgemeinsten  Grnndzügen  dargeslellie  System 
der  Besitzrechle  erlitt  vor  der  Receplion  des  römischen  und  kanonischen 
Rechts  in  Deulschland  keine  wesentlichen  Veränderungen,  und  ßndel  sich 
daher  auch  in  den  Pnrtikularrechlen  des  zwölften  und  dreizehnten  Jahr- 
hunderts, so  wie  in  den  Rechlsbüchern  des  letzteren  wieder.  Doch  ist  es  in 
manchen  Punkten  genauer  bestimmt  und  weiter  ausgebildet,  auch  sind  die  An- 
fänge späterer  Neuerungen  sichtbar,  die  jedoch  sich  mit  der  theilweisen  Umge- 
staltung des  Vermögensrechts  durch  das  römische  Recht  verschmolzen. 

I.  Es  bestand  fortwährend  ein  durchgreifender  Unterschied  zwischen 
den  Rechten  an  der  fahrenden  Hobe  l 2)  und  an  Immobilien.  Bei  diesen 
unterschied  man  immer  das  durch  Lnndrecht  und  Landgericht  geschützte 
ächte  freie  Eigenthum,  das  regelmässig  durch  den  Nahmen  Erbe  bezeich- 
net wird,  von  dem  abgeleiteten  Besitzrechte  beim  Lehen  und  ihm  fast  gleich- 
stehenden Dienstgut*),  bei  der  Erbleihe  oder  dem  Zinsgut,  und 
dem  lebenslänglich  vorkonmienden  Fa III eben.  Die  Rechlsgrundsälze  über 
die  verschiedenen  Gestaltungen  der  beiden  letzten  Arten  der  Grundbesilzvcrhäll- 
nissc  bilden  die  germanische  Lehre  von  den  Baucrgülcm  3 ).  Das  Besitz- 
recht  des  Vasallen  kam  dem  Eigenthum  sehr  nahe,  so  dass  es  alsbald  von 
den  Rechtsgelehrten  domittium  utile,  und  jenes  des  Lehnsherrn  dominium  di- 
rectum genannt  ward.  Auch  waren  die  Uebertrngungsformen  bei  demsel- 
ben den  des  ächten  Eigenlhums  nachgebildet,  und  das  ganze  Lehns Verhält- 
nisse durch  eine  Menge  Bestimmungen  bis  ins  Einzelnste  regulirl  worden, 
deren  Inbegriff  das  (in  §.  158  folg,  genauer  zu  beleuchtende)  Lelmrecht 
bildet. 

Die  gerichtliche  Auflassung  wurde  fasst  allenthalben  die  ausschliess- 
liche Form  der  Veräusserung  des  Grundeigenlhums,  hiess  allein  nur  die 
Investitur  und  der  so  erworbene  Besitz  die  rechte  Gewehre,  so  dass  in 
dieser  Anwendung  es  Eigenthum  bezeichnet.4) 

Die  gerichtlichen  Schutzmittel  desselben  waren  jedoch  stets  rein  pe- 
ti torische  Klagen,  so  dass  nur  der  siegte,  welcher  wirklicher  Eigentü- 
mer der  Sache  war.  Ohne  genügende  Gründe  hatten  die  meisten  Germanisten 
unserer  Tage  angenommen,  dass  das  deutsche  Recht  des  zwölften  und  drei- 
zehnten Jahrhunderts  den  Besitzer  als  solchen,  also  durch  possessorische  Klagen 
schützte , dass  das  Recht  auf  eine  solche  Klage  zugleich  auch  ein  petito- 
risches Rechtsmittel  gewesen,  und  den  (technisch  ihm  zukommenden) 
Namen  der  Gewehre  gehabt  habe.  Allein  diess  Wort  wird  in  doppeltem 
Sinne  gebraucht,  nämlich  zur  Bezeichnung  des  Besitzes,  und  wenn  dieser 
rechtmässig  erworben  war,  zu  der  des  auf  diesen  Erwerb  sich  stützenden 


1)  Walter,  $.  503  - 506. 

2)  Eichhorn,  §.  363. 

3)  Gerber,  $.  >38  n.  folg.  Walter,  S 481.  492. 

4)  Walter,  $.  511—512.  verb.  mit  $•  493—489. 
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dinglichen  Rechts,  wie  des  Alodialeigenthums,  des  Eigenlhums  des  Vasal- 
len u.  s.  w.  *). 

Zwar  gab  der  binnen  Jahr  und  Tag  nicht  angefochlcne  Besitz  recht- 
liche Vortheile,  jedoch  nach  deutschem  Rechte  keine  possessorische  Klage1 2 3 ). 

Erst  durch  das  kanonische  Recht  wurde  eine  solche  eingefiilirt,  näm- 
lich die  auf  den  canon  Redintetjrnnda  in  Grat  in  ns  Decret  (C.  II.  q.  2. 1. 3.) 
und  das Rechlssprich wort  „SpoNntus  ante  omnia  rettituendut“  sich  stützende 
Spolienklage  *). 

II.  Sowohl  das  alodiale  Grundeigenthum  als  das  des  Vasallen  gab 
dem  Besitzer  wie  früher  das  Recht  der  Gnmdhcrrlichkeit,  also  Steuerfrei- 
heit und  Jurisdiction  über  die  Hintersassen,  ja  auch  über  Fremde,  wenn 
sie  auf  demselben  ein  Verbrechen  begingen.  Allein  es  kam  nun  schon  vor, 
dass  der  alodiale  Grundherr  seinen  Grundbesitz  ohne  die  Gerichtsbarkeit 
veräusserte,  so  dass  dos  Recht  des  Erwerbes  im  Wesentlichen  den  Cha- 
racter  des  römischen  Eigenthums  halte4 5 6). 

Auf  solche  Weise  gestaltete  sich  häufig  das  früher  nur  suporficinrisclie 
Recht  der  Hausbesitzer  in  den  Städten,  wenn  sie  zu  demselben  das  Eigenthum 
des  Areals  erwarben.  Es  erklärt  sich  daraus,  warum  die  Grundsätze  des 
römischen  Rechts  über  dos  städtische  Gebäude-Eigenthum  sofort  Anwen- 
dung fanden.  Doch  gab  es  auch  immer  noch  viele  blos  als  Zinsgüter  be- 
sessene Häuser  in  den  Städten1) 

Neben  dem  Grundeigenthum  ohne  Grundherrlichkeil  bestanden  die  Gut- 
herrsehaflen  mit  Patrimonialgerichtsbarkeit  und  Steuerfreiheit,  und  Ritter- 
güter, die,  wenn  sie  Lehen  waren,  Feuda  equestria  oder  nobitia  hiessen,  bis 
ins  neunzehnte  Jahrhundert  fort. 

III.  Die  Beschränkungen  des  Grundbesitzes  sind  sehr  mannigfaltig 
und  auch  beim  Grundeigenthum  schon  gewöhnlich.  Ihr  Umfang  ist  theils 
vertrngsmässig  festgestellt,  theils  durch  allgemeine  Rechtsgrundsätze  bestimmt. 

A.  Dies  letzte  ist  besonders  der  Fall  bei  den  Feld  - und  den  Ge- 
büudedienslborkeiten  *),  bei  Verpfändungen,  die  sowohl  in  der  Form  eines 
Sntzungs  - oder  Pfandschaflsbesitzes  mit  Genuss  oder  eines  Verkaufs  mit 
Wiedereinlösung  Vorkommen,  als  im  Obligiren  von  Grundstücken  für  eine 


1)  Auch  diese  wichtige  Wahrheit  hat  Bruns  a.  a.  0.  überzeugend  dargethan,  nach- 
dem Homcyer  schon  im  B.  II.  seiner  Ausgabe  de»  Sachsenspiegels  die  Albrechl- 
»chc  Theorie  der  Gewehre  mit  Erfolg  bekämpft  halte. 

2)  Anders  war  es  im  französischen  Rechte  des  13.  Jahrhunderts.  S.  des  Vcrf. 
franz.  Staats  - und  Rechtsgeschichle.  Bd.  II.  S.  205.  folg. 

3)  Bruns,  das  Recht  des  Besitzes  §.  14.  folg. 

4)  Viele  Schenkungsurkunden  an  Abteien  und  Klöster  z.  B.  bei  Miraous  bewei- 
sen diess. 

5)  Walter,  *•  488. 

6)  Mittermaier,  deutsch.  PR.  $.  166. 
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darauf  r:\dicirte,  jedoch  ablösbare  (Grund-)  Rente *)  bestehen.  Ausser  den 
Zehnten,  den  in  Geld  - oder  in  Nnluralpräslnlionen  bestehenden  Güllen 
und  denFrohnden  kommen  auch  die,  freilich  meistens  aus  der  Gutsherr- 
lichkeit fliessenden,  Bannrechtc  vor  *). 

B.  Als  eigne  Rechte  erscheinen  die  Regalien,  durch  welche  der 
Grundbesitz  oder  die  allgemeine  Benützung  der  Flüsse,  Wälder  u.  s.  w. 
beschränkt  wird.  Sie  stehen  entweder  dem  Landesherrn  oder  dem  Grund- 
herrn zu,  möglicherweise  auch  nach  der  unter  Vorbehalt  solcher  Rechte 
von  ihm  gemachten  Veritusserung  des  Guts  oder  der  Grundstücke,  und  wa- 
ren als  abgesonderte  Rechte  auf  andere  übertragbar.  Solche  Rechte  sind 
das  Forst-,  das  Jagd-,  das  Berg-,  das  Salzregal  und  die  Fischerei  in 
Flüssen  *). 

IV.  Das  Grundeigenthun)  oder  auch  der  blosse  Grundbesitz  der  Ge- 
meinden, wie  z.  B.  der  Dorfgemeinden  an  den  s.  g.  Allmenden,  vor  allem 
das  gemeinsame  ächte  Eigenlhum  der  Markgenossenschaften  unterlagen  ge- 
wöhnlich gewohnheilsrechllicher  Regulirung  4). 

148.  In  Folge  der  Anwendung  und  der  endlichen  Reception  des  römi- 
schen Rechts  erhielt  die  Lehre  von  den  Sachenrechten  und  vom  Besitze  *) 
eine  neue  allgemeine  Grundlage  und  eine  technische  Ausbildung;  indessen 
dauerten  die  dcutschrechlliclien  Institute  fort,  doch  war  und  blieb  die  Fi- 
xirung  ihrer  rechtlichen  Natur  oft  eine  der  schwierigsten  Probleme  der 
Rechtswissenschaft. 

I.  Der  wichtigste  und  das  ganze  Sachenrecht  beherrschende  Fortschritt 
war  die  practisch  anerkannte  und  gemeinrechtlich  gewordene  Fest- 
stellung des  Begriffs  des  dinglichen  Rechts,  die  der  einzelnen  Arten 
dinglicher  Rechte,  ihrer  Natur  und  Wirkungen,  endlich  die  scharfe  Schei- 
dung des  Begriffes  des  Besitzes  von  dem  des  Eigen th  ums  u.  s.  w. 
Dadurch  erhielt  das  Sachenrecht  eine  solche  Klarheit  und  Bestimmtheit 
der  Begriffe  und  leitenden  Grundsätze,  dass  es  möglich  wurde,  auch  die 
den  Römern  nicht  bekannten  Besitzverhüllnisse  juristisch  zu  üxiren. 

If.  Das  römische  Recht  kennt  ausser  dem  Eigenlhum  noch  vier  ding- 
liche Rechte,  die  in  persönliche  (dos  Niesbrauchs,  des  Gebrauchsrechts 
u.  s.  w.)  und  in  Grund-Dienstbarkeiten  zerfallenden  Servituten,  welche 
ihrem  Wesen  nach  den  Eigentümer  der  belasteten  Sache  nie  zu  einem 
positiven  Handeln  verpflichten  können,  (§.  139  d.),  die  Emphytheusis 
oder  das  dingliche  Recht  eines  Erbpächters  mit  Veräussenmgsbcfugniss, 


t)  Eichorn,  <j.  361.  a.  Walter,  §.  515-516. 

2)  Gerber,  §•  149  Miltcrinaier,  deutsch.  PR.  $.  260. 

3)  Eichhorn,  $.  362.  Walter,  8-  517—520. 

4)  Zöpfl,  8-  103.  H ittermaier,  8-  211. 

5)  Sie  ist  dargestellt  in  allen  Lehrbüchern  des  röm.  Rechts,  r.  B.  in  den  von  Wc- 
ni  ng-l  ngen  heim  , Mühlenbruch,  Puchta,  Arndts. 
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das  der  Superficies  d.  h.  das  Rechl  ein  Gebäude  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  als  eignes  dingliches  Recht  zu  haben,  endlich  das  sowohl  als  Hy- 
pothek, wie  mit  Besitzübertragung  verbundene,  als  Faustpfand  vorkom- 
mende Pfandrecht,  welches  jedoch,  als  Hypothek  — durch  blosen,  selbst 
mündlichen  Vertrag  am  ganzen  Vermögen  eines  Schuldners  bestellt  werden 
kann,  ja  oft  als  gesetzliches  Pfandrecht  stillschweigend  stnllfmdct,  und  in 
vielen  Fällen  mit  einem  Dritten  unbekannt  bleibenden  Vorzugsrechte  ver- 
sehen ist. 

Die  Erwerbungsarten  dieser  verschiedenen  Reairechte  sind  in  den  Justi- 
nian'schcn  Rechtsbüchern  genau  lixirt,  und  zwar  beim  Eigenlhum  dessen 
Erwerb  durch  Occupntion  herrenloser  Sachen,  durch  Accession,  durch  die 
s.  g.  Specificalion,  durch  Tradition,  Adjudicalion  und  die  nul  einen  Titel 
und  guten  Glauben  sich  stützende  Ersitzung  oder  Acquisilivveijiihning  durch  , 
3jährigen  Besitz  bei  Mobilien  und  eines  20jährigen  bei  Immobilien  u.  s.  w. 

Dienstbarkeiten  entstehen  durch  Verträge,  durch  Acquisilivveijähmng 
oder  in  Folge  gesetzlicher  Anordnung,  Pfandrechte  gleichfalls  durch  Ver- 
trag oder  durch  Gesetz,  jedoch  auch  durch  richterliche  Decrcte. 

Alle  dinglichen  Rechte  sowohl  an  beweglichen  Sachen  als  an  Grund- 
stücken sind  durch  dingliche  Klagen  gegen  jeden,  auch  den  Besitzer  in 
gutem  Glauben  geschützt.  Selbst  der  Besitz  als  solcher,  so  fern  der  Inha- 
ber der  Sache  die  Absicht  für  sich  zu  besitzen  (den  tmimiis  rem  sibi  ha- 
bendi) hat,  wird  durch  eigene  possessorische  Klagen  theils  gegen  Störun- 
gen theils  zum  Beliufc  der  Wiedererlangung  des  gewaltsam  ihm  entzogenen 
Besitzes  (Interdicta  relincndae  et  recuperandae  possessionis)  geschützt.  Dem 
Besitzer  in  gutem  Glauben  steht  sogar  gegen  jeden  nicht  Eigentümer  und 
nicht  besseren  Besitzer  eine  petitorische  Klage  (die  s.  g.  actio  Pubii- 
ciana)  zu. 

III.  Das  römische  Sachenrecht  wurde  jedoch  weder  in  seiner  Reinheit 
noch  für  alle  Besitz  Verhältnisse  practisch  *). 

In  fast  allen  deutschen  Ländern  bestand  für  die  Ueberlragung  des  Ei- 
genthums an  Grundstücken  die  Nothwendigkeil  der  gerichtlichen  Auflassung 
fort,  und  wurde  auch  zur  Bestellung  verschiedener  dinglicher  Rechte  auf 
fremden  Grund  und  Boden  erforderlich,  während  das  Vindicntionsrecht  be- 
weglicher Gegenstände  in  der  deutsch-rechtlichen  Begrünzung  statt  fand 
(§.  146.  I). 

Die  Besilzrechlc  des  Vasallen  und  des  Erbpächters,  obwohl  als  ver- 
schiedene Arien  eines  s.  g.  dominium  utile'1 2)  aufgefasst,  behielten  auch 
ihren  bisherigen  Characler,  desgleichen  die  aus  den  s.  g.  Reallasten  ent- 
springenden Berichtigungen.  Ein  bis  jetzt  noch  nicht  anerkannt  gelöstes 


1)  Z8pfl,  *•  111.  Eichhorn,  §•  «0.  Gerber,  deutsches  IMl.  S 72—152. 

2)  Gerber,  $.  77. 
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wissenschaftliches  Problem  blieb  die  Feststellung  der  juristischen  Natur 
dieser  Hechte,  die  von  den  meisten  Germanisten  und  selbst  in  dem  Par- 
ticularrechte  mancher  Länder  als  germanische  zu  einem  Thun  verpflich- 
tende Servituten , von  Andern  aber  nur  als  besonders  gestaltete  obligato- 
rische Rechtsverhältnisse  aufgefasst  werden1 2 3).  Auch  überden  Begriff  und 
die  Realität  eines  s.  g.  germanischen  Gesamnileigenthum  s ( dominium 
phirium  in  solidum)  kam  es  zu  keinem  Abschluss  der  Ansichten  *). 

149.  Das  römische  System  der  dinglichen  Rechte  bildet  heul  zu  Tage 
noch  die  Grundlage  des  in  Deutschland  und  in  den  meisten  Ländern  des 
europäischen  Cunlinents  geltenden  unmittelbaren  Sachenrechts  *);  verschie- 
dene aus  dem  germanischen  Rechte  stammende  Modiflcalionen  desselben 
sind  in  Folge  moderner  Rechlsansichten  hinweggefallen. 

I.  Das  Eigenthum 4 5)  an  Grund  und  Boden  ist  jetzt  das  des  römischen 
Hechts;  die  germanische  Grundherrlichkeit  mit  allen  ihren  Folgen  hat  in 
der  neuesten  Zeit  ganz  aufgehört,  selbst  bei  den  Rittergütern.  Das  ding- 
liche Besilzrecht  des  Erbbeständers  und  beim  Falllehen  ist,  oft  gegen  eine 
dem  dominus  directus  gemachte  Vergütung,  in  volles  Eigenthum  umgewan- 
dell  worden.  Auf  gleiche  Weise  wurde  fast  allenthalben  die  Umwandlung 
des  nutzbaren  Eigenthums  des  Vasallen  oder  Dienstnmnnes  in  volles  Eigen- 
thum (Alodificirung  der  Lehen)  bewerkstelligt.  Die  allgermanischen,  zum 
Theil  aus  der  Leibeigenschaft  oder  der  Hörigkeit  entsprungenen  Grundbe- 
lastungen wurden  entweder,  wie  z.  B.  die  Frohnden,  geradezu  aufgehoben, 
oder  mussten,  wie  die  Zehnten  und  Gülten  und  andere  Gefälle,  gegen  Ent- 
richtung des  12  bis  20  fachen  Betrags  derselben  abgelösl  werden,  auch  die 
den  Grundbesitz  beschränkenden  Regalien  z.  B.  das  Jagdrechl  fielen  weg, 
so  dass  der  Grundbesitz  überall  reines  und  freies  Eigenthum,  wie  cs  das 
römische  Recht  kennt,  geworden  ist.  Auch  die  römischen  Erwerbungsarien 
desselben  sind  in  Geltung,  jedoch  meistens  durch  die  Gesetzgebung  genauer 
bestimmt,  und  die  Veriiusserungsformen  haben  den  Charakter  der  Publicilät, 
indem  sie  entweder  noch  die  gerichtliche  Auflassung  oder  die  Eintragung 
in  Grundbücher  erfordern.  Beim  Eigenthum  an  Mobilien  ist  aber  das  Vin- 
dicalionsrecht  (gegen  den  redlichen  Besitzer)  in  der  Regel  noch  nach  alter 
Weise  beschränkt s) ; doch  bedarf  es  nach  manchen  Landes-Recbten  zu 
dessen  Ueberlragung  nicht  der  Besitzübergabg,  sondern  lediglich  des  Ver- 
üusserungsvcrlrngs  z.  B.  noch  im  französischen  Code  Civil. 

1)  Gerber,  §-  167.  168.,  der  in  gedrängtester  Kürze  die  verschiedenen  Auflassun- 
gen des  Wesens  der  Reallasten  kritisch  zusammcnstcllt. 

2)  Gerber,  §•  77.  Eichhorn,  §•  451. 

3)  Eine  übersichtliche  vergleichende  Darstellung  des  jetzt  gellenden  unmittelbaren 
Sachenrechts  findet  sich  in  Bluincs  juristischer  Encyclopadic  Bd.  II.  $.  164.  250. 

4)  Ocsterr.  Gesetzbuch  §.  355—471.  Prcuss.  Landrecht  Bd.  I.  Tit.  8 folg.  Code 
Civit.  nrt.  516 — 577.  Rcyscher,  Württemb.  Pr.  U.  II.  $.  280.  294. 

5)  Oeslcrr.  Gesetzbuch  Jj.  367.  368.  Code  Civil  art.  2279. 
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Der  Eigen  thumsbegriff  ist  in  dem  in  §.  139  angegebenen  Sinne  auch 
auf  unkörperliche  Sachen  ausgedehnt,  und  das  s.  g.  Schrifteigenlhum  und 
das  an  ästhetischen  K unst prodocten,  Erfindungen  u.  s.  w.  in  ganz  Deutsch- 
land in  Folge  von  Bundesbeschlüssen  ')  geschützt  und  gewährleistet 

II.  Alle  Dienstbarkeiten  *),  auch  die  aus  dem  germanischen  Rechte 
stammenden,  haben  die  Natur  der  römisch  rechtlichen  Servituten  erhalten, 
jedoch  auch  als  gesetzliche  ihren  Character  als  dingliche  Rechte  nur  durch 
Eintragung  ihrer  Bestellung  in  das  Grund-  oder  Güterbuch.  Sie  zerfallen 
in  Grund-  und  persönliche  Servituten,  unter  welchen  der  Nicsshrauch  die 
wichtigste  ist.  Als  Jura  in  re  aliena  kommen  noch  immer  die  Emphytheusis 
nnd  das  snperficiarische  Recht  vor. 

Hl.  Eine  durchgreifende  Umgestaltung  erhielt  aber,  oft  durch  Hypo- 
thekenordnungen  oder  Pfandgeselze,  das  Pfandrecht 1 2  3).  Zum  Faustpfand 
können  nur  bewegliche  Sachen  gegeben  werden.  Für  die  Bestellung  der 
Hypotheken  besteht  der  Grundsatz  der  Specialiläl  und  der  Publicitüt;  es 
kann  ein  ganzes  Vermögen  nicht  mehr  einem  Pfandrecht  unterworfen  wer- 
den, nnd  erst  mit  der  Eintragung  in  das  Unterpfandsbuch,  welche  durch 
eine  eigne  verantwortliche  Behörde  (das  s.  g.  Pfandgericht)  vollzogen  wird, 
erhält  dasselbe  an  dem  darin  genau  bezeichhcten  Grundstücke  sein  Dasein. 
Auch  die  der  Zahl  nach  sehr  verminderten  gesetzlichen  Hypotheken  bedür- 
fen nach  den  Pfnndgesetzen  verschiedener  Staaten  einer  solchen  zu  ihrer 
Geltung,  sind  daher  vorerst  nur  Pfandrechtstitel.  Verschiedene  Pfandrechte 
haben  jedoch  noch  immer  ein  Vorzugsrecht.  Die  Veräusserung  der  Pilinder 
durch  den  Pfandgläubiger  muss  gerichtlich  vorgenommen  werden. 

Das  Obligatio-nenrecht. 

150.  Die  technische  Ausbildung  des  Obligationenrechls  beginnt  in 
Deutschland  erst  mit  der  Einführung  des  römischen  Rechts.  Es  finden  sich 
allerdings  in  der  ältesten  Zeit  und  mehr  noch  spater  in  den  Rechtsbüchem 
einige  allgemeine  Grundsätze,  doch  fehlt  es  denselben,  die  Vorschriften  der 
Volksrechte  über  das  Wehrgeld  abgerechnet,  an  Bestimmtheit  und  Schärfe  4). 


1)  Sic  worden  gefasst  im  Jahr  1841,  und  ihnen  gemäss  in  jedem  deutschen  Staate 
Gesetze  gegen  den  Nachdruck  der  in  andern  deutschen  Staaten  gedruckten  Werke 
erlassen. 

2)  Oeslr.  Gesetzbuch  g.  472  — 530.  Preuss.  I.andrcclit  I.  2t.  22.  Code  civil  Art  578 
— 710.  Rcysehcr,  Würltemb.  Privnlrccht  V 205-306. 

3)  Ocstr.  Gesetzbuch  §.  447—471.  Preuss.  Landr.  I.  20.  II.  1 und  18  folg.  Code 
Civil  Art.  2071—2218.  Rcyschcr,  Württemb.  Privatr.  §.  307—347.  lieber  die 
Fortschritte  der  Hypothekengesetzgebung  vcrgl.  Mittermaier  im  Archiv  für 
civilist.  Praxis  IX.  n.  6.  XVII.  n.  7.  17.  XIX.  6 9.  XXVIII.  16.  XXXII.  18.  XXXIV. 
9.  18.  XXXV.  9. 

4)  Walter,  §■  521  folg 
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Selbst  der  Begriff  Obligatio  ist  vag;  in  den  Rechlsbttchern  erscheint  er  in 
der  unbestimmten  Form  der  Klage  um  Schuld  1 2 3 4 5 6 ). 

Man  hat  indessen  auch  Itir  diese  frühen  Perioden  die  Enlslehungs- 
griinde  der  Schuldverhältnisse  auf  drei  Hauptarten  zurückgeführt,  Ver- 
träge, Rechts v erletzu ngen  und  Zustünde,  und  sonstige  obliga- 
torische Handlungen. 

I.  Nach  dem  ältesten  germanischen  Rechte  waren  A.  die  aus  Rechts- 
verletzungen hervorgehenden  Forderungsrechte  durch  die  zugleich  das  ger- 
manische Strafrecht  bildenden  Vorschriften  über  die  Compositioncn  regu- 
lirt,  nach  welchen  der  Beschädigende  zu  einer  zugleich  als  Schadensersatz 
gellenden  Busse  verpflichtet  wird  1 ).  Auch  für  den  durch  l'hiere  verur- 
sachten Schaden  ist  deren  Herr  haltbar  1 )■ 

B.  Was  die  Verträge  (Tltinx)  betrifft1),  so  beruht  nach  dem  älte- 
sten germanischen  Recht  deren  verbindende  Kraft  lediglich  auf  dem  Consens, 
die  Fälle  abgerechnet,  in  welchen  jemand  zur  Rückgabe  erhaltener  Sachen 
verpflichtet  ist;  doch  bedarf  cs  immer  eines  sichern  Beweises,  wenn  die 
Eingebung  eines  Vertrags  geläugnel  wird:  zu  diesem  Behufe  findet  man 
den  Abschluss  der  Verträge  vor  Zeugen,  vermittelst  von  Zeugen  unter- 
schriebener und  besiegelter  Urkunden  und  vor  dem  Gerichte,  doch  keine 
Vorschriften  über  die  Nolhwendigkeil  und  die  näheren  Erfordernisse  lür 
die  eine  oder  andere  dieser  Verlragsformen.  Alles  beruht  auf  der  Sitte. 
In  welchen  Worlcn  die  verschiedenen  Verträge  gefasst  waren,  ist  aus  den 
Formulis  und  aus  Urkunden  zu  ersehen,  manche  derselben  haben  stehende 
Namen  J);  wir  finden  in  Ucbung  den  Kauf,  den  Tausch  (Cambium),  Cuu- 
tiones  (Ausstellung  von  Schuldscheinen  oder  Verpfändungen),  die  Ohtio- 
ariatio,  wodurch  sich  jemand  zur  Abtragung  einer  Schuld  zu  Knechtsdiensten 
verpflichtet,  das  als  Leihe  eines  Zinsguts  vorkommende  Precarium,  das 
sowohl  die  Bürgschaft  (z.  B.  durch  Geissein)  als  den  Faustpfandverlrag 
bezeichnende  H'adium,  das  Commendatum  oder  Depositum,  die  Cessiones,  sie 
mochten  in  der  Ueberlassung  eines  ganzen  Vermögens  z.  B.  an  die  Kinder 
bestehen,  oder  der  eines  Grundstücks  u.  a.  m. 

C.  Das  Executionsverfahren  gegen  den  nicht  zahlenden  Schuldner 
war  zunächst  dessen  Pfändung,  und  wenn  er  insolvent  war,  die  Uebergabe 
seiner  Person  an  den  Gläubiger  zur  Abverdienuug  der  Schuld  durch  Dienste  •). 

1)  Gerber,  §.  153,  besonders  N.  1. 

2)  Eichhorn  §.  471.  Mehr  davon  unten. 

3)  Eichhorn  §.  72. 

4)  Eichhorn  §.  87-70.  Zöpfl  J.  124.  Walter  §.  521.  529. 

5)  Eine  Uebcrsicht  der  Vertrage  nach  dem  ältesten  genn.  Recht  findet  sich  in  des 
Verf.  franz.  Staats-  und  Kechtsgcschichtc  Bd.  11.  §.  217 — 218  und  bei  Walter 
§.  522  - 532. 

6)  Franz.  Staats-  n,  Rcchlsgcsch.  $.  218  a.  E.  Eichhorn  J.  70  a.  E.  5-  8t.  Zöpfl 
$.  123  a.  E.  und  $.  20  a.  E.  Walter  $.  529. 
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II.  Mehr  allgemeine  Rechtsregeln  enthalten  schon  die  Rechtsbücher 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  '),  z.  B.  über  die  Verantwortlichkeit  wegen 
Dolus  und  Culpa , deren  nähere  Bestimmung  jedoch  dem  Krmessen  des 
Richters  überlassen  ist,  ferner  über  das  Tragen  der  Gefahr1).  Rechts* 
Verletzungen  verpflichten  zuin  Ersatz  und  nur  zuweilen  zur  Busse,  die  bald 
allgemein  bestimmt  ist,  bald  sich  nach  dem  Geburtsstand  des  Beschädigten 
richtet  3).  Durch  eidliche  Ablüugnung  kann  man  sich  von  jeder,  nur  nicht 
der  gerichtlich  eingegangenen  Verpflichtung  frei  machen  4 ). 

Als  Entstehungsgründe  der  Forderongsrechte  werden  angeführt : das 
Borgen  (Crediliren ),  das  Geloven  (Versprechen),  das  Unterwinden 
(die  Rcslilulionspflicht  des  unrechtmässigen  Besitzers)  und  das  Haften 
als  Erbe  für  die  Schulden  eines  Verstorbenen  * ).  Verträge  (Thing)  werden 
noch  immer  eingegangen  vor  Zeugen,  gerichtlich  oder  vermittelst  Urkunden, 
bei  welchen  das  Dasein  eines  unversehrten  Siegels  entscheidend  ist. 

Beim  Darlehen  ist  durch  das  canonische  Recht  das  Nehmen  der  Zin- 
sen verboten,  was  die  Ausleihung  der  Gelder  auf  Zinsen  unter  der  Form 
des  Rentenkaufs  (§.  148)  zur  Folge  hat.  bei  welchem  jeder  Besitzer  des 
mit  der  Rente  belasteten  Guts  haftbar,  aber  keine  Kündigung  von  Seilen 
des  Gläubigers  zulässig  ist. 

Unter  den  Sicherheitsverträgen  kommt  der  des  s.  g.  Einlagers  (Ob- 
stagium)  vor,  wodurch  der  Schuldner  zur  freiwilligen  Haft  an  einem  be- 
stimmten Orte  verpflichtet  wird,  welches  wie  Eichhorn  (§. 377)  bemerkt, 
um  so  weniger  anslössig  war,  als  der  insolvente  Schuldner  noch  immer 
zu  Hand  und  Halfter  übergehen  wurde.  Auch  war  eine  allgemeine  Art  der 
Schuldexecution  später  die  persönliche  Verhaftung,  womit  der  jedoch  erst 
im  14.  Jahrhundert  vorkommende  Wechsel  vertrag,  wodurch  der  Acceplnnt 
im  Nichlzahlungsfalle  in  persönliche  Haft  verfällt,  in  Verbindung  steht  • ). 

151.  Das  römische  Recht  enthält  ein  vollständig  bis  ins  kleinste  Detail 
technisch  durchgebildetes  Obligationensyslem  ’),  welches  jedoch  nicht  ohne 
einige  durchgreifende  Modiftcationcn  gemeines  Recht  in  Deutschland  wurde, 
aber  nur  in  seiner  eigcnthümlichen  organischen  Gestaltung  beschaut,  richtig 
erfasst  werden  kann. 

I.  Der  Begriff  der  Obligatio,  als  Juris  vinculum  quo  necessitate  adstrin- 
gimur  alictgus  rei  solvendae  secundum  noslrae  civitatis  jura  *),  liegt  der 


t)  Eichhorn,  $.  3*6-378.  Zöpfl  §.  125. 

2)  Zöpfl  a.  a.  0. 

3)  Eichhorn  $.  378. 

4)  Sächsisches  Landrecht  B.  I.  Art.  7.  Eichhorn  §.  377. 

5)  Gerber  $.  153  in  der  Note. 

6)  Zöpfl  S.  385. 

7)  Siehe  v.  Savigny,  das  Obligationenrecht  Bd.  1.  Berlin  1851. 

8)  Pr.  J.  3.  13. 
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ganzen  Lehre  zu  Grund  und  wird  mit  allen  seinen  Consequenzen  auf  das 
strengste  in  derselben  durchgeführt. 

A.  Ein  Schnldverhältniss  kann  nicht  entstehen  ohne  das  Vorhanden- 
sein einer  rechtlich  zulässigen  causa  obliyationis.  Eine  solche  kann  auf 
Civilrechl  beruhen  und  erzeugt  dann  eine  durch  eine  Civilklage  geschützte 
Obligatio  civilis;  oder  auf  dem  prä torischen  Recht  und  erzeugt  dann  eine 
Obligatio  pracloria,  oder  sie  steht  lediglich  unter  dem  Schutze  des  jus  gen- 
tium, in  welchem  Ealle  nicht  klagbare  Obtigationes  naturales  entstehen, 
deren  einige  wenige  durch  das  spätere  kaiserliche  Conslilutionenreehl  für 
klagbar  erklärt  worden  sind. 

Die  Entslehnngsgninde  der  Forderungen  sind  im  römischen  Rechte 
von  so  grosser  Bedeutung,  dass  sic  die  Basis  des  ganzen  Obligalinnen- 
systems bilden,  dessen  Grundzüge  folgende  sind. 

a)  Die  der  Obtigationes  civiles  sind: 

a)  Contractus  d.  h.  civilrechllich  klagbare  Verträge,  welche  einge- 
gangen werden:  re,  verbis,  lillcris,  consensu  d.  h. 

1)  durch  Hingabe  einer  Sache  oder  Annahme  einer  Leistung, 
als  das  Darlehen  ( mulutim) , der  Leihvertrag  (commodatum) , der  Hinter- 
legung» vertrag  (depositum)  und  das  Faustpfand  (piynus),  endlich  die  s.  g. 
Jnnominalconlracle,  die  mit  einem  Geben  oder  Leisten  beginnen  und  zu 
einer  Gegenleistung  verpflichten,  welche  nicht  die  der  benannten  gegensei- 
tigen Verträge  ist. 

2)  Durch  die  cnlegorische  Annahme  einer  in  strenge  Form  gefassten 
Vertrngsproposilion,  Stipulatio  genannt. 

3)  Durch  eine  zwei  Jahre  alle,  vom  Aussteller  unangefochtene  Dar- 
lehensurkunde. 

4)  Durch  blosc  Einwilligung  beim  Kauf  (Emtio  et  vrnditio),  dem 
Mieth-  oder  Pacht-  ( locatio  cJ  conductio),  dem  Bevollmächtigung« - und 
Societäls vertrag  (mandatum  el  socieias ). 

ß)  Delicla  d.  h.  Rechtsverletzungen,  die  theils  zu  bloscm  Schadens- 
ersatz, theils  zur  Zahlung  einer  Busse,  theils  zu  beiden  zugleich  verpflich- 
ten; nach  Civilrechl  erzeugen  solche  Klagen:  Diebstahl  und  Unterschlagung 
(furtum),  materielle  Beschädigung  fremder  Sachen  (danutum  injuria  datum) 
und  die  Ehrenkränkung  (injuria). 

y)  Variae  causarum  fiyurae,  unter  welchen 

1)  Einige  conlractsähnlichc  Schuld  Verhältnisse  (quasi  ex  contractu ) 
erzeugen,  wie  unbeauftragte  Führung  fremder  Geschähe  (negotia  gesta),  die 
ohne  Vertrag  entstandene  Gemeinschaft  ( communio  incidcns) , die  Führung 
einer  Vormundschaft  und  die  Annahme  einer  Nichlschuld  u.  a.  m. 

2)  Andere  delictarlige,  wie  das  culpose  Verfahren  eines  Richters,  der 
Besitz  eines  Thieres,  das  einen  andern  beschädigte,  das  Bewohnen  eines 
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Hauses,  aus  welchem  Gegenstände  geworfen  wurden,  die  Jemand  beschä- 
digten u.  a.  m.  *). 

b)  Nach  priilorischem  Recht  klagbare  Forderungen  enslehcn 

a)  ans  einigen,  besonders  als  solche  erklärten  Vereinbarungen  (jetzt 
pacta  praetoria  genannt),  aus  dem  zugeschobenen  und  geleisteten  Eide,  dem 
Compromiss  und  der  Uebernahme  des  Amts  eines  Schiedsrichters , der 
Zusage,  eine  eigne  oder  fremde  Schuld  zu  zahlen  [pactum  de  constituta 
pecunia ),  der  Uebernahme  von  Reise -Effecten,  Waaren  u.  dergl..  durch 
Wirthe,  Slallwirthe  und  Schiffer. 

ß)  Aus  einer  grossen  Zahl  unerlaubter  Handlungen,  aus  welchen  mei- 
stens Pönalklagen  gestattet  sind. 

y)  Aus  andern  zufälligen  Gründen,  z.  B.  selbst  aus  dem  Besitz  einer 
Sache  die  Verpflichtung,  dieselbe  vorzu/.cigen,  freizugeben  ( ad  exhibendum). 

c)  Unter  den  erst  durch  kaiserliche  Constitutionen  für  klagbar  erklär- 
ten Obligationen  ist  das  Schenkungsversprechen  durch  blose  Einwilligung 
( pactum  donationis ) zu  nennen,  das  jedoch,  wenn  die  Schenkung  die  Summe 
von  500  solidi  aurei  übersteigt,  nur  wenn  es  gerichtlich  insinuirt  ist,  den 
Schenker  rechtlich  bindet. 

II.  Von  höchster  Wichtigkeit  sind  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
römischen  Rechts  über  die  Obligationen ; sie  beziehen  sich  vor  allem  auf 
die  Wirksamkeit  derselben,  deren  Cession,  die  Verantwortlichkeit  für  mora 
(Verzug),  dolus  und  culpa'1 2 3),  welche  letzte  sich  in  Vertragsverhältnissen 
nach  dem  Grade  des  anzuwendenden  Fleisses  richtet  und  demgemäss  culpa 
lata  oder  culpa  levis  sein  kann;  sie  betreffen  ferner  das  Tragen  der  Gefahr 
und  die  verschiedenen  Aulhebungsgründe  der  Forderungsrechte,  rück- 
sichtlich welcher  der  Grundsatz  galt:  quibus  modis  obligamur  iisriem  in 
cotUrarium  actis  Uberamur  *). 

152.  Die  wichtigsten  schon  bei  der  Receplion  des  römischen  Rechts 
praclisch  gewordenen  Modiücationen  des  Obligalionensystems  sind  folgende. 

I.  Die  regelmässige  Eingehungsweise  der  Verträge  ist  die  durch 
blosen  Consens,  er  mag  mündlich  oder  schriftlich  erklärt  werden.  Zum 
Zurückgeben  von  Sachen  ist  nur  derjenige  verpflichtet,  dem  dieselbe  vor- 
her übertragen  worden  ist,  wie  der  Depositar,  Faustpfandgläubiger  u.  s.  w. 
Manche  Schuldverbindlichkeitcn  müssen  jedoch  schriftlich  eingegangen 
werden,  wie  z.  B.  die  Wechsclschuld,  in  welcher  sogar  der  Gebrauch 
besonderer  Worte  z.  B.  des  Wortes  „Wechsel“  oft  wesentlich  ist.  Die  rö- 
mischen Stipulationen  wurden  nie  Sitte,  doch  (wie  dicss  grossentheils  schon 
in  dem  Corpus  juris  civilis  geschieht)  die  sie  betreffenden  Rechtsregeln, 


1)  S.  d.  Institutionen  Justinians  v.  Til.  11  in  B.  III.  bis  Tit.  1 in  B.  IV. 

2)  Die  beste  Darstellung  der  Lehre  von  der  letzten  ist  die  v.  Hasse  1815. 

3)  fr.  153  D.  50.  17.  (de  Reg.  Jnr.) 
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mit  Ausnahme  der  die  Worlfassung  derselben  betreffenden , als  allgemeine 
Grundsätze  auf  alle  Verträge  angewandt. 

Die  s.  g.  Innominatcontractc  sind  schon  durch  blosen  Consens  von 
beiden  Seiten  bindend.  Manche  Verträge  sind  dagegen  vor  Gericht  zu 
errichten,  ja  selbst  gerichtlich  zu  bestätigen,  und  in  verschiedenen  Ländern 
in  s.  g.  Conlractsbücher  einzulragen,  oder,  wenn  sie  vor  Notaren  geschlos- 
sen sind,  in  eigne  Register,  und  dabei  Gebühren  oder  Sporteln  zu  ent- 
richten. Es  lassen  sich  alle  Verträge  auf  drei  Hauptklassen  zurückführen, 
gegenseitig  belastende,  Wohlthätigkeits-  und  Glücksverträge. 

II.  Die  Rechlsregeln  über  die  Entstehung  und  Wirkungen  der  Forde- 
rungsrechte aus  Deliclen  sind  oft  durch  eigene  Gesetze  über  die  bürgerli- 
chen Wirkungen  der  Verbrechen  fcstgesleilt  1 2 ).  Die  Forderungen  aus  den- 
selben gehen  in  der  Regel  nur  auf  Rückerstattung  der  dem  Gläubiger  ent- 
zogenen Sachen  oder  auf  Schadensersatz.  Das  römische  System  der  l’oe- 
nalklagen  ist  nicht  practisch;  nur  wegen  Ehrenkränkungen  findet  nach 
dem  Rechte  mancher  Länder  noch  eine  Verfüllung  in  eine  Geldbusse  statt. 

III.  Eine  eigentümliche  Natur  haben  die  s.  g.  ObUgutiones  au  Por- 
teur, bei  welchen  der  jedesmalige  Inhaber  der  Urkunde  Gläubiger  ist.  Zu 
denselben  gehören  die  s.  g.  Staatspapiere,  bei  welchen  von  Seiten  des 
Gläubigers  keine  Kündigung  des  dem  Staate  geliehenen  Capitales  mög- 
lich ist. 

IV.  Ausser  den  durch  die  Grundsätze  des  römischen  Rechts  ex  pro- 
fesso  normirlen  Verträgen  sind  noch  folgende*)  s.  g.  deulschrechtlichen, 
bei  welchen  jedoch  die  Anwendung  römisch  rechtlicher  Grundsätze  nicht 
ganz  ausgeschlossen  ist,  allgemein  practisch:  der  Gesindevertrag, 
durch  welchen  der  zu  Hausdiensten  Verpflichtete  einer  Art  von  hausherrlicher, 
jedoch  durch  die  l’olizcigesetzgebung  beschränkten  Gewalt  unterworfen 
wird.  Ihm  sehr  nahe  steht  der  s.  g.  Gesellenvertrag  zwischen  dein 
Handwerksmeister  und  dessen  lür  tauglich  erkannten  und  ihm  untergebenen 
Geholfen  3).  Eigenen  Regeln  unterliegt  auch  die  Transportverdin- 
gung von  Gütern  zu  Land  oder  zu  Wasser4 5 6 7);  desgleichen  der  Renten- 
kauf, der  Leibrenten-Vertrag*),  das  Ausspielgeschäft  und  die 
vom  Staate  genehmigte  Lotterie,  sowie  verschiedene,  eigene  handelsrecht- 
liche Geschäfte  bildende  Societäls  vertrage  •),  der  Verlags  Vor- 
vertrag’), und  die  gleichfalls  handelsrechtlichen  verschiedenen  Arten  der 


1)  Z.  B.  in  Württemberg  durch  ein  Gesetz  vom  5/7.  Seplbr.  1839. 

2)  S.  über  dieselben  Gerber,  deutsches  Privatrcchl  $.  181.  182. 

3)  Gerber  §.  183—85. 

4)  Gerber  $.  188.  189  191.  192. 

5)  Gerber  §.  193. 

6)  Davon  unten  in  §.  162.  Gerber  $.  196  — 198. 

7)  Gerber  J.  200. 
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Assecura nzverträge  und  Wechselgeschäfte  •).  Auch  verschiedene 
bei  den  Römern  nicht  auf  gleiche  Weise  übliche  Nebenverlriige  kommen 
vor,  wie  z.  B.  das  Pactum  reservati  dominii. 

V.  Andere  dem  römischen  Rechte  unbekannte  Forderungsrechte  sind 
die  aus  dem  Nachdruck  oder  der  unerlaubten  Reproduclion  literarischer 
oder  artistischer  Erzeugnisse  eines  Andern  entstehenden  Ansprüche,  die 
durch  Wildschaden  entstehenden1 2),  die  aus  der  ausserehelichcn  Kin- 
dererzeugung entspringenden,  sowie  das  Retracts-  oder  Näherrecht 
(auch  Losungsrecht  genannt),  d.  h.  die  Befugniss,  gegen  Erstattung  des 
Kaufpreises  ein  von  einem  Andern  an  einen  Drillen  veräusserles  Grundstück 
an  sich  zu  ziehen ; dasselbe  kann  aus  verschiedenen  Gründen  hervorge- 
hen und  unterliegt  sehr  ins  Einzelne  gehenden  Bestimmungen  3 *). 

Das  Kam  il  ie  nrcch  t *). 

153.  Wie  bei  allen  noch  im  Jugendalter  stellenden  Völkern,  war  auch 
bei  den  Deutschen  in  der  ältesten  Zeit  das  Familienband  ein  sehr  enges 
und  festes  und  die  Grundlage  der  wichtigsten  Rechtsverhältnisse.  Es  be- 
stand unter  allen  zur  Sippe  (oder  Sippschaft)  gehörenden,  durch  die  Ein- 
heit des  Blutes  verbundenen  Verwandten,  trat  aber  unter  den  des  Manns- 
stammes stärker  hervor.  Daher  war  das  angestammte  Gut  in  dem  Sinne 
Gesammteigenlhum  des  Stammes,  dass  es  ihm  durch  Veräusserung  (die  Fälle 
der  Noth  ausgenommen)  ohne  die  Zustimmung  der  Glieder  desselben  nicht 
entfremdet  werden  konnte.  Die  auf  der  Sippe  beruhende  Gesammtbürg- 
schafl  enthielt  die  Verpflichtung  zur  Blutrache,  wenn  ein  Glied  der- 
selben durch  das  einer  andern  Familie  gelödlet  worden  war,  und  für  diese 
zur  Zahlung  des  Wehr-  und  Sühngeldes,  wenn  zwischen  den  sich  Befeh- 
denden der  Friede  beschworen  ward. 

Die  Sippe  (Familie  im  weiteren  Sinne)  zerfiel  in  eine  Anzahl  einzelner 
der  Schutzgewalt  (mtmdium)  der  Hausväter  untergebener  Familien  im  engem 
Sinne  des  Worts,  zu  welcher  nicht  blos  die  Ehefrau  und  die  Kinder  des 
Hausherrn  gehörten,  sondern  auch  die  ihres  natürlichen  Schützers  beraub- 
ten Waisen,  ja  selbst  andere  in  dessen  Pflege  befindliche  Personen,  so  dass 
man  ein  dreifaches  Mundium  unterscheiden  kann,  das  chehcrrliche,  das 
väterliche  und  das  verwandtschaftliche,  später  s.  g.  vormund- 
schaftliche 5). 


1)  Unten  §•  161-165.  Gerber  S-  202-201.  205  folg 

2)  Gerber  $.  210.  220. 

3)  Gerber  J.  175—177. 

1)  Zöpfl  $.  80  folg.  Grimm  S.  167.  Gerber  $•  22t  folg.  Kraut,  die  Vor- 
mundschaft nach  deutschem  Rechte.  Göttingen  1839/17.  Bd.  I.  §.  3 — 7. 
Walter  $.  112  folg. 

5)  Zöpfl  $.  83-  86. 
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1.  Das  germanische  Eh  er  echt  erlitt  früh  eine  theilweise  und  später 
eine  noch  weilergehende  Umgestaltung  durch  das  römische  Recht  und  die 
Rechtsnnsichlen  des  neunzehnten  Jahrhunderts. 

A.  Die  ursprüngliche  Eingehungsweise  der  Ehe  war  der  Frauen- 
kauf, der  aber  früh  schon  nur  noch  als  symbolischer  Scheinkauf  vorkam1), 
und  alsbald  durch  die  christliche  Ehe  verdrängt  wurde,  und  zwar  so  durch- 
greifend, dass  nur  die  kirchliche  Eingehung  der  Ehe  Rechtens  ward  und 
bis  auf  den  heutigen  Tag  stattflndel  2 3),  die  deutschen  Länder  abgerechnet, 
in  welchen  die  durch  das  neueste  französische  Recht  eingeführte  s.  g.  Ci- 
vilehe  gilt,  zu  der  jedoch  die  priesterliche  Trauung,  freilich  ohne  recht- 
liche Wirkungen  hervorzubringen,  hinzukommt.  Die  Regulirung  des  Ehe- 
rcchls  wurde  nun  (die  giilcrrechtliehen  Verhältnisse  der  Ehegatten  abge- 
rechnet) eine  rein  kirchliche  Angelegenheit  und  unterlag  den  Bestimmun- 
gen des  kanonischen  Rechts,  welches  dem  Ehebund  einen  sacramenlalischen 
Charncter  beilegt  und  ihn  desshalb  so  streng  für  unauflöslich  erklärt,  dass 
es  keine  wahre  Scheidung  (divortium)  sondern  nur  eine  Trennung  zu 
Tisch  und  Bett  ( Separatio  quoad  thorum  et  mensam)  gestattet*).  Auch 
sanctionirt  es  eine  grosse  Anzahl  nicht  seilen  dispensabler  Ehchitidemisse, 
unter  welchen  die  wegen  zu  naher  Verwandtschaft  und  Sehwägerschaft 
die  wichtigsten  sind.  Ehesachen  gehörten  Jahrhunderte  lang  und  zum  Theil 
noch  jetzt  vor  die  geistlichen  Gerichte  und  das  Eherecht  ist  theilweise  eine 
kirchenrechtliche  Lehre.  Die  Reformation  hob  den  sacramentalischen  Cha- 
racter  der  Ehe,  so  wie  verschiedene  Ehehindernisse  des  kanonischen  Rechts 
auf,  gestattete  jedoch  nur  aus  bestimmten  Gründen  die  Scheidung4 5).  Durch 
die  Staatsgeselzgebungen  (zuweilen  durch  Eheordnungen)  wurde  beson- 
ders seit  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  die  kirchliche  Ehegesetz- 
gebung*) vielfach  modificirl,  ja  oft  ganz  neugestnltet , so  dass  jetzt  das 
Eherecht,  was  die  Eingehung  und  Auflösung  der  Ehe  betrifft,  einen  gemisch  • 
ten  Characler  hat.  Geheime  und  s.  g.  Gewissensehen  sind  nicht  mehr 
rechtsbeständig,  bei  allen  ist  die  kirchliche  Trauung  nölhig,  welcher 
das  Aufgebot,  d.  h.  eine  in  der  Kirche  der  Regel  nach  mehrmals  vorzu- 
nehmende Proclamation  des  Eheverspruchs,  vorangehen  muss. 

Das  germanische  Recht  knüplle  die  wichtigsten  Wirkungen  der  Ehe 
an  deren  Vollzug,  daher  die  Regel:  conaibitus  facit  nuptias \ jetzt  ist  dies 


1)  Zöpfl,  S.  8t.  Walter,  S-  453—459. 

2)  Vcrgl.  das  Lehrbuch  des  Kirchenrechts  von  A.  L.  Richter.  3,  Auf).  Lcipz.  1848 
S.  248—273. 

3)  Richter,  $.  268. 

4)  Richter,  S-  248—265.  269. 

5)  Prcnss.  LR.  II.  I.  Ocstreich.  üesclzb.  §.  44 — 136.  Codt  Civil  nrt.  144  — 
311.  1387-1581.  Reyscher,  Württemb.  PR.  III,  §.  540-600. 
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nur  noch  nach  wenigen  Particularrechlen  riicksichtlich  einiger  giilerrccht- 
lichcn  Verhältnisse  der  Fall. 

B.  Das  persönliche  Verhällniss  zwischen  Mann  und  Frau  ist  das  einer 
auf  Liebe  beruhenden  Unterordnung  der  letzten  unter  den  ersten.  Die  ehe- 
herrliche  Gewalt  ist  reine  Schutzgewalt,  die  jede  Misshandlung  der  Frau 
ausschliesst.  diese  (den  Fall  der  Missheirath  §.  154  abgerechnet)  desRangcs, 
Standes  und  eines  Thetis  der  Vorrechte  des  ersten  thcilhaftig  macht,  ihr  im 
Hause  den  ersten  Platz  nach  ihm  giebt,  sie  aber  zur  Leistung  häuslicher 
Dienste,  zur  gemeinsamen  Pflege  der  Angelegenheiten  des  Hauses  und  zur 
Mitwirkung  bei  der  Kindererziehung  verpflichtet.  Zur  Vornahme  von  Rechts- 
geschäften bedarf  die  Frau  des  Beistandes  des  Mannes,  der  sie  auch  vor 
Gericht  zu  vertreten  und  für  die  ihr  zugefuglen  Beleidigungen  Genugthuung 
zu  fordern  hat  '). 

C.  Schon  das  älteste  germanische  Recht 1  2 3)  enthält  Bestimmungen 
über  die  gülerrechllichen  Verhältnisse  der  Ehegatten.  Von  dem  für 
die  Frau  zu  entrichtenden  Kaufpreis  (dos),  dessen  auch  Tacitusc.  18  er- 
wähnt, erhielt  die  Frau  einen  Anlheil,  dessen  volles  Eigenlhum  ihr  erst 
nach  der  Auflösung  der  Ehe,  wenn  sie  noch  lebte,  als  Wilthum  zufiel. 
Dann  war  es  Sille,  dass  ihr  der  Mann  am  Morgen  nach  der  Branlnachl 
( als  pretium  virffinitatis)  ein  Geschenk  oder  eine  Schenkung  machte,  welche 
den  Namen  Morgen  gäbe  führt.  Während  der  Ehe  bleibt  jeder  Ehegatte 
Herr  seines  Vermögens,  obwohl  die  Güter  beider  äusserlich  in  einer  Masse 
vereinigt  sind  und  der  Mann  über  die  der  Frau  die  Verwaltung  mit  einem 
beschränkten  Veräusserungsrechl  hat.  Beim  Tode  des  einen  Ehegatten 
erhielt  nach  den  Volksrechlcn  einiger  Stämme  der  Ueberlebendc  einen  Theil 
des  Vermögens  des  Verstorbenen,  oft  nur  der  Errungenschaft,  oder  einen 
Niessbrauch  *). 

Es  gestaltete  sich  auf  diese  Weise  ein  Recht  der  Gütereinheit  der 
Ehegatten  mit  einem  Successionsrechtc  des  Ueberlebenden,  und  bildete  sich 
jedoch  in  vielfach  verschiedener  Gestaltung  weiter  aus,  so  dass,  wo  rück- 
sichtlich des  ehelichen  Güterrechts  nicht  das  römische  Recht  gellend 
wurde,  eine  eheliche  Gütergemeinschaft  bestellt,  die  aber  auch 
noch  jetzt  entweder  blos  eine  Güter  ei  n h eil  ist , in  welcher  jeder  Ehe- 
gatte der  Eigen  thümer  der  in  der  Vermögensmasse  ihm  ursprünglich  gehören- 


1)  Gerber,  V 240  a.  £.  Kraut,  Vormundschaft  II.  330. 

2)  Eichhorn,  S-  54.  62.  b.  351.  Zfipfl,  §•  81  — 84.  88  — 91.  95.  Walter, 
$.  460-472. 

3)  Von  einer  tiefer  gellenden  geschichtlichen  Darstellung  des  germanischen  Güter- 
rechts  der  Ehegatten  muss  hier  Umgang  genommen  werden  , zumal  wir  nur  un- 
vollständige Nachrichten  über  dieselbe  besitzen.  Eine  ziemlich  unklar!’  Mitthei- 
lung  derselben  gibt  Walter  $ 460 — 472.  Genauer  ist  die  Darstellung  Krauls 
in  dessen  Duch  über  die  Vormundschaft  Bd.  II.  5 74 — 99. 
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den  Sachen  bleibt 1 2 3 4 5 6 7 ) , oder  so , dass  die  Gesauimlheit  des  Vermögens  das 
ungelheillc  Eigenlhum  beider  ist,  entweder  ganz  oder  nur  riicksichllich  eines 
Theils  derselben  z.  B.  der  Mobilien,  oder  auch  nur  der  Errungenschaft.  In 
beiden  letzten  Fällen  besteht  dann  eine  eigentliche  entweder  allgemeine 
oder  parliculäre  Gütergerneinschall , wobei,  wer  Subjecl  derselben 
sei?  eine  wissenschaftlich  äusserst  bestrittene  Frage  wurde,  welche  die 
Particulargeselzgebungen  zuweilen  so  lösten , dass  sie  entweder  ein 
s.  g.  Gesammteigenthum , dominium  indivisum  in  solidum,  der  Ehegatten 
annahmen,  oder  eine  Societät,  oder  eine  zufällige  Rechtsgemeinschall  zu 
idealen  Theilen,  oder  dass  sie  das  Ehepaar  als  eine  juristische  Person  be- 
handelten *). 

Sowohl  nach  dem  System  der  bloscn  Gütereinheit,  als  nach  dem  der 
Gemeinschaft  dient  der  Vermögenscomplex  zur  Tragung  der  ehelichen  La- 
sten und  steht  unler  der  mehr  oder  weniger  beschränkten  Verwaltung  des 
Mannes*).  Sind  bei  der  Eheauflösung  Kinder  vorhanden,  so  dauert  die 
Vermögengemeinschaft  zwischen  ihnen  und  dem  Ueberlebenden  nicht  selten 
bis  zu  seinem  Tode  oder  bis  zur  Absonderung  fort1).  Die  Sitte  der 
Morgengabe  kommt  fast  nicht  mehr  vor,  wohl  aber  die  der  Bestellung 
eines  Witthnms  oder  Leibgedings  für  die  überlebende  Wiltwe  *).  Uebri- 
gens  sind  die  particularrechtlichen  Satzungen  über  alle  güterrechllichen  Ver- 
hältnisse der  Ehegatten  ins  Unendliche  von  einander  abweichend  und  lassen 
noch  verlragstnässige  Bestimmungen  der  verschiedensten  Art  zu. 

Wo  das  römische  Gülerrecht  der  Ehegatten  •)  praclisch  wurde,  ist 
jeder  der  Ehegatten  Herr  seines  eignen  Vermögens,  nur  dass  alles  dem 
Manne  von  Seiten  der  Frau  als  Brautschalz  (dos)  zur  Tragung  der  ehe- 
lichen Lasten  übermachte  Vermögen  während  derEhe  ihm  ganz,  jedoch  ohne 
Veräusserungsrecht  der  Immobilien,  gehört,  und  bei  deren  Auflösung  an  die 
überlebende  Frau  (oder  sie  und  ihren  Vater),  nach  deren  Tod  an  ihre  Er- 
ben zurückzugeben  ist,  dessglcichen  im  Fall  einer  nicht  durch  ihre  Schuld 
hervorgerufenen  Ehescheidung. 

Zur  Dos  gehört  regelmässig  auch  die  s.  g.  Aussteuer,  bestehend  in 
den  von  der  Frau  beigebrachten,  zur  Einrichtung  des  Hauswesens  dienen- 
den beweglichen  Gütern,  und  ist  daher  in  der  Regel  nach  den  über  die  Dos 
bestehenden  Grundsätzen  beurtheilt T).  Uebrigens  überlässt  die  Frau  mei- 


1)  Die  organische  Entwicklung  des  Rechts  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  ist  auf 
eine  sehr  klare  und  übericugondc  Weise  dargestellt  bei  Gerber  $.  230.  231. 

2)  Gerber,  $.  232—231. 

3)  Gerber,  §.  232—234. 

4)  Gerber,  $.  233.  a.  E.  u.  236. 

5)  Gerber,  $•  238.  239. 

6)  S.  Aber  dasselbe  Hasse,  das  Gülerrecht  der  Ehegatten.  Bd.  I.  Berlin  1824.  und 
die  Lehrbücher  der  Pandccten  i.  B.  v.  Puc  hta  Jj.  413—429.  Arndts  $. 394— 418. 

7)  Gerber,  § 237. 


Digitized  by  Google 


441 


stens  auch  in  den  Ehen  mit  Dolnlrecht  die  Verwaltung  ihres  eignen  (Pa- 
raphernal-)  Vermögens  dem  Manne,  der  jedoch  ohne  ihre  Einwilligung 
keine  Veräusserungsbefttgniss  daran  hat. 

151.  II.  War  schon  nach  dem  ältesten  deutschen  Rechte1)  das  Ver- 
hältniss  der  Kinder  zu  beiden  Ellern  in  so  weit  das  gleiche,  dass  sie  ih- 
nen gleiche  Verehrung  schuldig  sind  und  auch  unter  der  Zucht  der  Mutter 
stehen:  so  ertheillc  doch  A.  das  Mundium  dem  Vater  eine  ausgedehntere 
Gewalt  über  dieselben,  welche  jedoch  nicht  den  Charakter  der  römischen 
Patria  potestas  hatte.  Es  bestand  namentlich  kein  vermögensrechlliches 
Aufgehen  der  Person  des  Kindes  in  der  des  Vaters.  Er  hatte  es  in  jeder 
Beziehung  zu  schützen,  also  auch  gcrichllich  zu  vertreten,  und,  wenn  es 
eignes  Vermögen  besass,  einen  Niessbrauch  an  demselben.  Was  den  Stand 
des  Vaters  betrifft,  so  waren  die  von  ihm  erzeugten  Kinder  nur  dann  des- 
selben theilhaffig,  wenn  die  Mutter  nicht  einem  niederen  Stande  angehörle, 
sonst  (wie  in  jedem  impar  matrimomum)  folgte  „das  Kind  der  ärge- 
ren Hand“.  Es  war  als  aus  einer  Missheirnlh  geboren  nicht 
ebenbürtig. 

Weil  nun  aber  nach  dem  canonischen  Rechte  jede  sacramenlalisch 
bindende  Ehe  auch  rechtlich  gültig  war,  so  wurde  der  Begriff  der  Miss- 
heirat!»2) im  juristischen  Sinne  des  Wortes  im  Laufe  der  Zeiten  und 
insbesondere  nach  der  Einführung  des  römischen  Rechts  mehr  und  mehr 
beschränkt:  so  dass  bald  nur  die  zwischen  einer  hörigen  oder  dienst- 
pflichtigen Frau  und  einem  adeligen  Manne  geschlossene  Ehe  für  eine 
Missheirnlh  galt,  und  jetzt  (in  der  Regel)  allein  noch  die  zwischen  dem 
Mitgliede  eines  regierenden  oder  slandcsherrlichen  Hauses  und  einer  Frauens- 
person bürgerlichen  Standes  oder  vom  s.  g.  niederen  Adel.  Die  aus  einer 
solchen  Ehe  stammenden  Kinder  erben  nur  das  durch  den  Eheverlrag 
(z.  B.  durch  die  Bestellung  einer  erweiterten  Morgengabe)  ihnen  im  Vor- 
aus zugesicherte  Vermögen  des  Vaters;  auch  pflegen  bei  Eingehung  un- 
gleicher Ehen  fürstlicher  Personen  diese  Wirkungen  verlragsmiissig  festge- 
setzt zu  werden;  eine  Verbindung  dieser  Art  wird  eine  morganatische 
oder  Ehe  zur  linken  Hand  genannt.  (Matrimomum  ad  morganaticam 
vel  ad  legem  salicam.)  3)  • 


1)  Eichhorn  S 55  63.  352.  Zopfl,  $ .85.  92.  Walter,  5 474-481.  Ger- 
ber, $.240—241. 

2)  Die  Annahme  der  Missheirath  wurde  nach  und  nach  mehr  und  mehr  beschränkt, 
so  dass  die  Wahlcapitulaliou  v.  1742  §.  22  nur  den  aus  notorischen  Misshcirallien 
gebornen  ücscendenten  hochadliger  Personen  die  Ebenbürtigkeit  versagte,  wobei 
es  indessen  bestritten  blieb:  in  welchem  Falle  eine  notorische  Missheirath  als 
oingegnngen  anzunchmen  sei.  Viele  Schriften  erschienen  über  die  Streitfrage,  un- 
ter welchen  die  Putters  v.  1795  die  wichtigste  ist.  Gerber,  $,  224  in  der  Note- 

3)  Nach  Walter  $.473  Nr.  6 rührt  der  Ausdruck  von  Morganaticum  her,  welches 
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ß.  Seit  der  Reception  des  römischen  Rechts  wurden  dessen  Grund- 
sätze über  die  väterliche  Gewalt,  jedocli  nicht  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange, geltend. 

a)  Dieselbe  kann  nun  nicht  blos  durch  eheliche  Geburt,  sondern  auch 
durch  Adoption  und  durch  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  vorkommende, 
aber  nur  wenig  wirksame  Legitimation  natürlicher  Kinder  vermittelst 
nachfolgender  Ehe  ihrer  Erzeuger  oder  landesherrlichen  Rcscripls  erworben 
werden  Die  s.  g.  Einkindschafl  *)  ist  aber  nur  eine  Art  Erbver- 
trag (§.  158.). 

b)  Die  väterliche  Gewalt  wird  nicht  blos  aus  den  im  römischen  Rechte 
festgesetzten  Gründen  z.  B.  auch  durch  Emancipation  des  Kindes  aufgeho- 
ben, sondern  auch  durch  die  Errichtung  eines  eignen  Haushalts  der  Kin- 
der und  durch  die  Verheiralhung  der  Tochter  *). 

c)  Die  Rechte  des  Vaters  am  Vermögen  der  Hauskinder  sind  die  durch 
das  neuste  römische  Peeulienrecht  *)  festgesetzten,  womach  der  Vater 
Eigenlhiimer  des  von  ihm  dem  Kinde  überlassenen  s.  g.  Peculiwn  profecti- 
tium  ist,  während  das  vom  Kinde  selbst  erworbene  oder  von  Dritten  ihm 
angefallene  Vermögen  (das  s.  g.  peculiwn  adventithm ) ihm  selbst  gehört, 
so  dass  dem  Vater  der  Niessbrauch  und  die  Verwaltung  an  demselben  zu- 
steht. Doch  sind  Rechtsgeschäfte  über  Gegenstände  desselben  zwischen 
dem  Vater  und  dem  grossjährigen  Hauskind  möglich.  4)  Ist  der  Haus- 
sohn Soldat,  so  hat  er  an  seinem  peculium  miHtare  volles  freies  Eigenlhum. 

C.  Die  neueren  Gesetzgebungen  enthalten  theils  in  eignen  Titeln 
theils  in  den  unter  dem  Einfluss  des  Elternvcrhällnisses  stehenden  Rechts- 
lehren Bestimmungen  über  die  Entstehung  und  das  Aufhören  desselben, 
und  reguliren  sowohl  die  rein  persönlichen  als  die  güterrechtlichen  Be- 
ziehungen der  Eltern  und  Kinder:  jene  als  Ausflüsse  eines  sittlichen  Ver- 
hältnisses, diese  im  Interesse  der  einen  und  der  andern  und  dem  des  gan- 
zen Familienverbandes , ja  selbst  des  Staates  und  der  Kirche.  •) 

155.  III.  Das  Recht  des  Vormunds  war  nach  dem  germani- 


Murgcngabe  bedeutet,  wie  aus  Stellen  bciDucange  cd.  Ile  n s c he I s.  v.  Morga- 
nalicum  sieh  ergiebt.  In  einer  Dissertation  v.  N i ebe  I s eil  alz  de  Muh  im.  ni 
Morgannticnm  (Haine  1851)  wird  er  von  Morgan,  einem  romanischen 
Stammwort,  das  itl/istris  bedeutet,  hcrgeloilct, 

1)  Zöpfl,  S.  87.  89.  Walter,  8-475. 

2)  Zöpfl,  8-  96. 

3)  Gerber,  8 242. 

4)  Darstellungen  desselben  (Inden  sich  in  allen  Lehrbüchern  des  Röiu.  Rechts  z.  B. 
bei  Puchta  8*433—438.  Arndts  §.  427 — 436. 

5)  Arndts,  8 436.  Gerber,  8-  242.  Noten  2.  3. 

6)  Prenss.  Land-Recht  11.  2.  Oestr.  Gesetzb.  8-  137 — 168.  Code  Civil  Art.  312 — 
387.  R e V scher,  WOrtlemb.  Privat-Recht  III.  $.  601 — 614. 

7)  Eichhorn.  8-  56.  64.  353.  372.  Zöpfl,  8-  »6-  93.  Walter,  8-  482.  83. 
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sehen  Rechte  (sowohl  der  ältesten  Zeit  als  des  dreizehnten  Jahrhunderts) 
von  dem  des  väterlichen  Mundiums  nicht  wesentlich  verschieden.  Dem 
Vormund  stand  eine  Gewalt  über  die  Person  des  Mündels  und  die  Ge- 
werc  an  seinem  Vermögen,  und  zwar  sowohl  die  Verwaltung  als  der 
Niessbrauch  ')  zu.  Er  konnte  die  Vormundschaft  auf  Andere  übertragen 
und  bezog  das  für  die  Verletzung  des  Mündels  zu  entrichtende  Wehrgeld, 
alles  nicht  blos  bei  der  Vormundschaft  über  Minderjährige,  sondern 
auch  über  volljährige  nicht  wehrhafte  Personen,  und  so  auch  über  die  in 
seinem  Mundium  stehenden  Krauen. 

Die  vormundschaftsbedürftigen  Frauen  standen  unter  dem  besondem 
Schutze  des  Königs,  der  denselben  durch  die  öffentlichen  Beamten  ihnen 
angedeihen  Hess;  es  ging  hieraus  die  spätere  Obervormundschaft 
des  Staates  hervor.  *) 

Diess  germanische  Vormundschaftsrecht  bestand  fort  und  entwickelte 
sich  weiter  bis  zur  Receplion  des  römischen  Rechts,  und  wurde  dann 
theils  durch  die  Reichsgeselze  *)  theils  durch  Verordnungen  der  Landes- 
herr) mit  den  Vorschriften  des  letzlen  über  diess  Schutzverhältniss  hülfs- 
bedtirfliger  Personen  verschmolzen,  und  zwar  so,  dass  die  Obervormund- 
schall  des  Staates  das  ganze  Vorinundschaflswcsen  an  sich  zog  und  auf 
das  durchgreifendste  organisirle.  Diess  geschah  in  neuester  Zeit  in  sehr 
umfassender  Weise.  *) 

A.  Die  Uebcrnahme  einer  Vormundschaft  ist  eine  allgemeine  Staals- 
last,  von  welcher  den  dazu  Berufenen  nur  besondere  gesetzliche  von  ihm 
geltend  gemachte  Entschuldigungsgründe  ( Excusatio)  befreien  können.  Zu- 
nächst verpflichtet,  jedoch  zugleich  vorzugsweise  berechtigt,  Vormünder  zu 
sein , sind  die  nächsten  auch  zur  Erbfolge  des  Mündels  berufenen  Verwand- 
ten desselljen.  Auch  besieht  oft  neben  dem  Vormund  ein  s.  g.  Familien- 
rath,  der  bei  wichtigen  Angelegenheiten  zuzuziehen  ist.  *) 


Gerber,  $.  243  - 247.  Millermaier,  $.415  -431  und  die  Lehrbücher  des 
1t.  Rechts,  z.  B.  Puchta,  $.  331—358.  Arndls,  $.  439 -4612.  Die  juris- 
tische Literatur  Deutschlands  hat  aus  der  neusten  Zeit  zwei  Hauptwerke  über  diu 
Vo rmun dschafl  aufzuweisen,  das  V.  Rudorff,  das  Recht  der  Vormund- 
schaft aus  den  gemeinen  in  Deutschland  gellenden  Rechten  entwickelt.  Berlin 
1832 — 34.  3 Bd.,  und  das  von  Kraul,  die  Vormundschaft  nach  den  Grundsätzen 
des  deutschen  Rechts  dargeslellt.  Güttingen  1835 — 1847.  2 Bd. 

1)  Diess  UtugnetE  ich  hör  n $.65,  dagegen  Ziipfl  $.  83.  n.  8.  Kraut,  II.  S.  54. 

2)  Kraut,  I.  S.  63—99. 

3)  Hierher  gehören  die  Reichspolizei-Ordnung  von  1548.  TU.  31.  $.  1.,  r.  1577. 
Tit.  32.  $.  1 folg.  Im  Corp.  Jur.  handeln  vom  Recht  der  Voiuiuudscliaft  die 
Inslit.  L.  I.  tit.  13  — 26 , in  den  Pandecten  L.  26  u.  27. , im  Codex  L.  V. 
tit.  28—75. 

4)  Vergl.  das  Preuss.  L.  R.  II.  tit  18,  das  Oestrcich.  Gesetzb.  $.  167—284.  Code 
Civil.  Art.  505  folg.  Rcyschcr,  Würtlemb.  Priv.-Recht  III.  $.  613—625. 

5)  S.  den  Code  Civil.  Art.  454  folg. 
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B.  Vormünder  (oder  Pfleger)  bedürfen  alle  unmündigen  Personen 
(männlichen  Geschlechts  bis  zum  14.,  weiblichen  bis  zum  12.  Jahre),  und 
ihr  Vormund,  Tulor  genannt,  hat  ihren  rechtlich  unvollständigen  Willen 
durch  seine  jedoch  nicht  mehr  aul  feierliche  Weise  zu  interponirende  Au- 
torität zu  ergänzen;  dann  die  Mündigen,  Minderjährigen,  die  Blöden  und 
Wahnsinnigen,  die  gerichtlich  für  mundtodt  und  Verschwender  erklärten 
und  die  an  grösseren  Gebrechlichkeiten  leidenden  Personen.  Ihre  Vor- 
münder heissen  im  römischen  Hecht  Curatores. 

Den  selbssländigen  Frauen  war  bis  in  die  neuste  Zeit  nur  ein  s.  g. 
Beistand  nöthig  zur  Bekräftigung  ihrer  Rechtsgeschäfte;  im  neunzehn- 
ten Jahrhundert  ist  aber  in  den  meisten  deutschen  Staaten  dieses  Institut 
weggefallen  *),  doch  stehen  Ehefrauen  in  der  Regel  unter  der  Geschlechts- 
vormundschaft ihres  Mannes.  *)  Zur  Tutel  wird  man  entweder  durch 
letzlwiliige  Verfügung  des  Vaters  derUnmündigen  berufen,  oder  durch 
Vertrag  oder  durch  das  Gesetz  oder  durch  ein  obrigkeitliches  Dekret, 
daher  die  Unterscheidung  der  tntela  testamentaria,  legitimu  und  dativa;  die 
Curatel  wird  immer  durch  obrigkeitliches  Dekret  angeordnel;  aber  auch 
zum  Beginn  der  Führung  jeder  anderen  vormundschaftlichen  Verwaltung 
bedarf  es  nach  den  Rcichsgeselzen  eines  solchen.  Auch  das  Vermögen 
Abwesender  (oder  Verschollener),  so  wie  einer  nicht  angetrelenen  Erbschaft, 
eines  flüchtigen  oder  in  Gant  erklärten  Verschwenders,  der  Stiftungen  und 
anderer  juristischer  Personen  u.  a.  wird  unter  vormundschaftliche  Verwal- 
tung gestellt. 

C.  Obgleich  die  Hauptverpflichtung  der  Vormünder  *)  jetzt  in  der 
Pflege  des  Vermögens  ihrer  Mündel  besteht,  so  haben  sie  doch  auch,  so 
oft  diess  nöthig  ist,  wie  bei  Unmündigen,  Kranken  und  Gebrechlichen, 
auch  für  die  Personen  derselben  Sorge  zu  tragen,  und  zwar  bei  den  ersten 
und  theilweise  auch  bei  Minderjährigen  für  deren  Erziehung  und  Bildung. 
Die  für  sie  zu  führenden  Rechtsgeschäfte  können  sie,  wo  kein  natürliches 
Hindemiss  vorhanden  ist,  unter  ihrer  Assistenz  und  Genehmigung  durch 
die  Mündel  vornehmen  lassen,  oder  selbst  abschliessen.  Veräusserungen 
werlhvoller  Gegenstände  ihres  Vermögens  können  sie  nur  in  Folge  eines 
nach  einer  Untersuchung  über  deren  Nothwendigkeit  sie  dazu  ermächtigen- 
den obervormundschaftlichen  Dekrets  vornehmen. 

D.  Zur  Wahrung  der  Interessen  ihrer  Mündel  müssen  die  Vormünder 
beim  Antritt  ihres  Amtes  eidlich  verpflichtet  werden,  und  sofort  ein  Inven- 
tarium  des  Vermögens  derselben  errichten,  oft  Bürgen  für  die  gewissen- 
hafte Führung  der  Vormundschaft  bestellen,  und  jedes  Jahr  eine  vorschrifts- 
mässige  Rechnung  an  die  Obervormundschaft  ablegen.  Auch  lastet  eine 


1)  Kraut  U.  $.  68-72.  Gerber,  §•  '245.  248. 

2)  Kraut,  II.  J.  83—102. 

3)  Kraut,  II.  S 57—67. 
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gesetzliche  Hypothek  zu  dunsten  der  Mündel  auf  ihrem  eignen  Vermögen 
Wegen  Veruntreuung  sind  sie  criminell  zu  verfolgen. 

Nach  Beendigung  der  Vormundschaft  (die  aus  natürlichen  Ursachen 
erfolgt)  haben  sie  das  Vermögen  ihrer  gewesenen  Mündel  an  diese  selbst 
oder  ihre  Erben  der  gestellten  Rechnung  gemäss  zu  überantworten. 

E.  Die  Obervormundschafl  *)  steht  entweder  dem  Gerichte  erster 
Instanz  am  Wohnorte  der  Mündel  (zuweilen  der  belogenen  Sache)  oder 
besonders  damit  beauftragten  Beamten,  als  Waisenrichlern,  Pupillenrüthen, 
Amtsrevisoren  u.  s.  w.  zu.  Dieselben  haben  für  die  Bestellung  der  Vor- 
münder ex  officio  zu  sorgen,  wenn  keine  testamentarischen  oder  gesetz- 
lichen Vormünder  vorhanden  sind,  taugliche  Personen  zu  Vormündern  zu 
ernennen,  die  zum  Behufe  der  Befreiung  von  der  Vormundschaft  von  ihnen 
vorgebrachten  Gründe  zu  prüfen  und  darüber  zu  entscheiden,  durch  ein 
Dekret  den  Vormund  in  die  Führung  seines  Amtes  einzuweisen,  zu  ver- 
pflichten, für  die  Stellung  von  Bürgen  zu  sorgen,  bei  nölhigen  Verüusse- 
rungen  die  Dekrete  auszurerligen  und  sich  die  vorgeschriebene  Rechnungs- 
ablage der  gerirenden  Vormünder  machen  zu  lassen,  die  Führung  der 
Vormundschaft  zu  überwachen,  und  treulose  Vormünder  zu  suspendiren 
und  gerichtlich  zu  verfolgen. 

Für  die  genaue  Erfüllung  aller  dieser  Pflichten  sind  die  obervormund- 
schafUichen  Behörden  verantwortlich  und  können , wenn  das  Vermögen 
der  Vormünder  und  ihrer  Bürgen  nicht  ausreicht,  auf  Schadensersatz  be- 
langt werden. 

Das  Erbrecht.  *) 

156.  Die  Quellen  des  ältesten  germanischen  Rechts  enthalten  kein 
nur  einiger  Massen  vollständiges  System  des  Erbrechts,  sondern  nur  ein- 
zelne Bestimmungen  über  wichtigere  Fälle,  aus  welchen  man  unter  Zu- 
hülfenehmung  von  Rückschlüssen  aus  dem  Erbrechte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts es  ermöglicht,  die  leitenden  Grundsätze  dieses  Zweigs  des  Pri- 
vatrechts feslzuslellen.  Aber  selbst  das  deutsche  Erbrecht  des  späteren 
Mittelalters  ist  nur  theilweise  ausgebildet,  so  dass  erst  nach  der  Recep- 
tion  des  römischen  Rechts  ein  organisch  sich  gliederndes  System  der 
Erbfolge  ins  Leben  trat.  *) 

I.  Gewiss  ist  es,  dass  Testamente  den  Germanen  ursprünglich  unbe- 
kannt waren;  die  Hinterlassenschaft  fiel  zuerst  an  die  Desccndenlen,  in 


1)  Kraut,  S 8.  10.  Gerber,  $.  244.  Puchta,  $.  331.  346.  Arndts  §.  462. 

2)  Eichhorn,  §.  65.  66.  203.  373  — 375.  Zöpfi,  S 112  — 122.  Walter, 
§.  539  folg.  Gerber,  $.  248  folg.  Kraut,  Grundriss  de»  deutschen  Privat- 
rechts $.  181  folg.  M it termai er , §.  432  folg. 

3)  Zöpfi  J.  112. 
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deren  Ermanglung  an  die  Geschwister,  und  wenn  deren  nicht  vorhanden 
waren,  an  entferntere  Verwandten. 1 2 3  4 5 * 7 8) 

Es  kann  aber  auch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  nach  der 
Völkerwanderung  Verfügungen  für  den  Todesfall  rechtsgültig  waren , ohne 
dass  man  indessen  weiss,  in  welchem  Umfange.  2)  Es  steht  ferner  ge- 
schichtlich fest,  dass  die  blose  Einheit  des  Bluts  (also  nicht  das  Agna- 
tionsverhältniss  noch  der  Verband  durch  das  Mundium) , aber  höchstens 
bis  zur  siebenten  Generation  1 ) der  Verwandten,  die  Grundlage  des  Erb- 
rechts bildete,  dass  jedoch  die  Söhne  vor  den  Töchtern  ein  Vorzugsrecht 
hatten,  und  dass  riicksichllich  gewisser  Güter  selbst  entferntere  Verwand- 
ten' des  Mannsslammes  ihnen  vorgingen,  ein  Prinzip,  welches  aber  nicht 
bei  allen  deutschen  Stämmen  in  gleicher  Weise  näher  bestimmt  war.  4 ) 
Endlich  ist  es  ausser  Zweifel,  dass  der  Uebcrgong  der  Verlasscnschafl  an 
die  zu  derselben  Berufenen  von  selbst  (ipso  jure)  slall  halte  •),  dass  die 
Schulden  aus  dem  Aktivvermögen  zu  zahlen  waren,  dass  (wenigstens  nach 
dem  Hechle  einiger  germanischer  Stämme)  wer  irgend  eine  Sache  aus 
der  Erbschaft  eines  im  Zustande  der  Insolvenz  Verstorbenen  sich  ange- 
eignet oder  von  dem  für  ihn  gezahlten  Wchrgeld  erhalten  hatte,  dessen 
Gläubigern  unbedingt  haften  musste.  *) 

Endlich  sind  ausreichende  Gründe  ’)  vorhanden,  ein  später  *)  ent- 
schieden gellendes  Grundprinzip  des  germanischen  Erbrechts  auch  für  die 
Zeit  der  Volksrcchte  als  praktisch  anzunehmen,  nämlich  das:  dass  das 
Vermögen  nach  seines  Eigners  Tod  nicht  mehr  als  eine  Gesammlsache  in 
der  Hinterlassenschaft  fortbestand,  welche  auf  eigentliche  den  Verstor- 
benen repräsenlirende  Universal-Successoren  überging,  sondern  dass  sie 
in  verschiedene  Massen  zerfiel,  zu  deren  Erwerb  die  Nachfolger  ihre  eigne 

1)  Tacilus  Germ.  c.  20.  Gerber,  $.  250. 

2)  S.  d.  Stellen  bei  Kraut  g.  16t.  n.  1 — 16.  37.  36.  Zu  Gunsten  von  Kirchen 
waren  Verfügungen  (jedoch  wohl  nicht  über  das  Stammgul)  rechtlich  wirksam. 
Züpfl,  g.  115-  Auch  finden  Zuwendungen  des  Vermögens  an  Andre,  z.  B. 
mittelst  gerichtlicher  Auflassung  unter  Vorbehalt  des  lebenslänglichen  Nicssbrauchs 
oder  Besitzes  statt.  Gerber,  §.  256. 

3)  Le.  v Rip.  LVI.  3.  Pnct.  Le.  r Salica  XLV1I.  3.  Le.  r Longob.  Rot  harte  153. 
Lex  Angl,  et  IV er  in.  VI.  5. 

4)  stellen  bei  Kraul,  S 182.  n.  50—50.  g.  163.  n.  3-&  12-14.  Lex  Anglior. 
et  IVerin.  tit.  0.  g.  1 — 4.  8.  Züpfl,  § 114.  Eichhorn,  $.  65.  Mitlcr- 
maier,  deutsches  Privalrecht  g.  433. 

5)  Arg  L.  Alant.  T.  92  (93)  Lex  Saliea  einend.  63.  Züpfl,  §■  U3.  not  15  — 19. 

0)  Lex  Rip.  1.XV1I.  t.  L.  Burg.  I.XV.  IVieigoth.  V.  6.  16.  VI.  1.  Zöpfl, 

g.  113.  n.  N.  20-22. 

7)  L.Angliar.  et  Wenn.  Tit.  6.  8-  0-  tit.  7.  8-  3.  Lex  Burg.  LI.  3. 

8)  Sachsenspiegel  1.  24.  8-  3.  1.  27.  8-  2.  1.  22.  g.  4.  III.  15.  8.  4.  u.  a.  Stellen 
bei  Kraut,  8 162  n.  24  folg. 
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Berechtigung  hallen;  diese  Massen  waren  bei  einem  Freigebornen  die  ver- 
erblichen Immobilien,  bei  welchen  man  das  nngeerble  Stamm-  und  das  erst  von 
ihm  erworbene  Gut  unterschied , das  den  waffenfähigen  Gliedern  des  Hau- 
ses rufallende  Ilcergerälhe,  die  an  die  Töchter,  Schwestern,  die  Mut- 
ter oder  die  Frau  des  Verstorbenen  fnllendc  Gerade,  und  endlich  das 
übrige  bewegliche  Vermögen  mit  Inbegriff  des  Geldes,  aus  welchem  zu- 
nächst die  Schulden  des  Erblassers  zu  zahlen  waren  '). 

Nachdem  die  Lehen  und  die  Zins  gut  er  erblich  geworden  waren, 
bildete  sich  auch  für  sie  eine  besondere  Erbfolge  aus,  so  dass  nach  Ver- 
schiedenheit der  Objekte  in  die  Hinterlassenschaft  eines  Verstorbenen  eine 
fünf-  bis  sechsfache  Succession  slattlinden  konnte. 

Das  Stamm-,  das  Lehen-,  ja  selbst  oll  das  Bauerngut  konnte 
durch  keine  Verfügung  des  Besitzers  den  zur  Erbfolge  in  dasselbe  Berufe- 
nen entzogen  werden2 3).  Die  Erbfolgeordnung  war  ursprünglich  und  blieb 
auch  das  Lineal-Gradual-Syslem,  nach  welchem  den  vom  nächsten 
Ascendenten  abstammenden  vor  den  durch  einen  entfernteren  mit  dem 
Erblasser  verbundenen,  und  in  jeder  Linie  den  dem  Grade  nach  nächsten 
vor  den  nachstehenden  Verwandten  die  Erbschall  zufiel  1 ). 

Das  allgermanischc  Erbrecht  ist  auch  das  der  Bcchtsbücher  des 
zwölften  und  der  folgenden  Jahrhunderte  so  wie  der  Partikularrechte  vor 
der  Heceplion  des  römischen  Rechts,  nur  in  Einzelnen  fester  bestimmt  und 
(namentlich  W'ns  die  Lehnfolgc  betrifft)  weiter  ausgebildet.  Testamenta- 
rische Verfügungen  sind  häufiger  *).  In  manchen  Ländern  stehen  die 
Krauen  des  gleichen  Grades  hinter  den  männlichen  Verwandten  nicht 
zurück  *). 

157.  II.  Im  fünfzehnten  Jahrhundert  ward  das  römische  Erbrecht,  wie 
sich  dasselbe  im  Corpus  juris  civilis  gestaltet  hat,  mit  einigen  Modifika- 
tionen gemeines  Recht  von  Deutschland;  doch  bestand  neben  demselben 
das  germanische  Erbrecht  für  Lehen,  Stamm-  ja  selbst  für  die  den  Stamm- 
gütern nachgebiidelen  Fideicommissgüler  fort. 

A.  Das  römische  Recht  kennt  nur  zwei  Delalionsgründe  der 
Erbschaften,  die  Testamente  und  die  Inleslatsuceession:  die 
letzte  tritt  nur  ein,  wenn  der  Erblasser  kein  gültiges  Testament  hinterlüsst 
(ausgenommen  wenn  er  Mililärperson  war).  Die  Hinterlassenschaft  bildet 
als  patrimonium  dc/imcti  eine  aus  Aclivis  und  Passivis  bestehende  Ge- 


1)  Diese  Grundanschauuugr  im  germanischen  Erbrecht  ist  mit  grosser  Klarheit  ent- 
wickelt bei  Gerber  $.  25t).  im  Texte  und  in  den  Noten.  Der  Hauptsache  nach 
findet  sie  sich  auch  bei  Eichhorn  und  bei  Mitlcrmaicr  $.  432.  II. 

2)  Zbpfl,  S-  H5.  1 17. 

3)  Zbpfl,  $.  117. 

41  Zöpfl,  s.  117-121.  Eichhorn,  $.  373—74. 

3)  Z.  B.  in  Schwaben  und  Franken  Zbpfl,  S.  359. 
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sammtsache,  zu  deren  Erwerb  jeder  Erbe  so  berufen  ist,  dass  sie  ihm 
ganz  zufälll,  wenn  keine  Miterben  vorhanden  sind,  weshalb  das  Wegfallen 
derselben  vor  der  Erwerbung  für  den  wirklich  Succedirenden  ein  Accres- 
eenzrecht  (der  vacanlen  Theile)  zur  Folge  hat.  Jeder  Erbe  tritt  ein  an 
die  Stelle  des  Verstorbenen,  so  dass  dessen  vermögensrechlliche  Persön- 
lichkeit auf  ihn  übergeht  und  durch  ihn  fortgesetzt  wird.  Er  hat  daher 
von  selbst  gegen  dessen  Schuldner  das  Klagrecht,  was  demselben  zusland, 
und  ist  seinerseits  seinen  Gläubigern  unbedingt  haftbar  selbst  über  den 
Betrag  der  Erbschaft  ( ultra  vires  hereditatis) , wenn  er  beim  Antritt  der 
Erbschaft  nicht  von  der  durch  Justinian  eingeführlen  Rechlswohlthat, 
unter  Fertigung  eines  Inventars  ( beneficium  inveniarii) , Gebrauch  ge- 
macht hat. 

Neben  dieser  Univcralsuccession  des  Erben  kann  aber  auch  eine 
Singulnrsuccession  von  Vermächlnissnehmern  Vorkommen,  jedoch  nur  in 
Folge  lelztwilliger  Verfügung  des  Erblassers. 

B.  Das  gemeine  Recht  enthalt  sehr  ausführliche,  im  römischen  und 
theils  in  dem  canonischen  Recht  theils  in  den  Reichsgesetzen  enthal- 
tene Bestimmungen  ')  über  die  Errichtung,  die  Gültigkeit,  die  Entkräftung  *) 
und  den  Inhalt  der  Testamente. 

a)  Nothsvendige  Erfordernisse  ihres  Bestehens  sind  — die  Testirlähig- 
keit  (testamenli  factio  *)  des  Erblassers,  die  strenge  Beachtung  der  Form 
der  Testamente  *),  sie  mögen  als  s.  g.  Privatteslamente  schriftlich  oder 
mündlich  vor  fähigen  Zeugen , oder  als  s.  g.  öffentliche  durch  eine  Erklä- 
rung bei  dem  Gerichte  oder  beim  Lnndesherrfi  errichtet  werden,  oder  als 
s.  g.  privilegirlc  Testamente  in  besonderer  Form;  die  calegorische  und 
zweifellose  Einsetzung  eines  oder  mehrerer  Erben  •);  endlich  die 
Berücksichtigung  der  Notherben  *)  und  Pflichttheils-Berechtiglen  ’), 
wenn  der  Testirer  solche  hinterlässt. 

Ausser  der  Erbeseinselzung  können  Testamente  noch  enthalten  s.  g. 
Pupillar- Substitutionen  ®)  d.  h.  Ernennungen  von  Erben  eines  unmündigen 


1)  Vollständige  Darstellungen  der  Lehre  von  den  Testamenten  finden  sieh  in  allen 
Lehrbüchern  des  römischen  Rechts,  i.  B.  bei  Mtthlenbruch,  B.  III.  $.  639 — 
791.  Puchta,  §.  48t — 561.  Arndts,  S-  483—606.  Eine  kürzere  in  Justi- 
nians  Institutionen  Lib.  II.  tit.  10  bis  25.  In  den  Pandekten  ist  diese  Lehre  be- 
handelt v.  B.  XXVII  bis  XXXVI,  im  Codex  B.  VI.  tit  21-54. 

21  Inst  II,  Tit.  17.  HuiJiHt  modit  testameuta  iufirmnutur. 

3)  Tit.  Inst.  II.  12.  (luibiit  non  est  per  min  um  tettnmentn  fucere. 

4)  Tit  Inst.  II.  10.  de  testumeutii  ordi/iandit  und  II.  11 . de  militari  teitamentn. 

5)  Inst.  II.  14.  de  keredibue  iustitueudis. 

6)  Inst  II.  13.  de  exheredatione  liherorum  und  Juslinians  Novelle  115. 

7)  Instit  II.  18.  de  iuofficioto  tettamento. 

8)  Instit.  II.  16.  de  pupitlari  euhttitutioue. 


Digitized  by  Google 


449 


Hauskindes  des  Testirers  für  den  Fall  seines  Todes  vor  erlangter  Mündig- 
keit, Ernennung  eines  Tulors  1 2 ) und  Vermächtnisse,  die  wenn  bcfehlsweise 
ungeordnet  Legale  ’),  wenn  bilt weise  Fideicommissc  3)  genannt  werden. 
Der  Testirer  kann  auch  anordnen,  dass  der  Erbe  die  ganze  Erbschaft  oder 
eine  Quote  derselben  sogleich  nach  deren  Erwerb  oder  später  z.  B.  bei 
seinem  Tode  einem  Andern  herausgebe  oder  hinterlasse,  welcher  nach  der 
Restitution  die  Eigenschaft  eines  Universalsuccessors  erhält.  Eine  Hono- 
rirung  dieser  Art  nennt  man  (weil  sie  ursprünglich  nur  billweise  gemacht 
wurde)  ein  Universatlidcicommiss  ( Fidcicommissum  heredilatis  oder  Here- 
dität per  ftdeicommissum  rclicta  4 5 6 7);  der  Honorirte  heisst  Fideicommissar- 
erbe  (Heres  fideicommissarius) . 

Vermächtnisse  können  auch  in  s.  g.  Codicillen,  d.  h.  nur  vor  5 Zeu- 
gen eirichlelcn  letztwilligen  Verfügungen,  selbst  wenn  der  Erblasser  kein 
Testament  errichtete,  hintcrlassen  werden  *). 

C.  Das  römische  Inteslaterbrechl  *)  wurde  von  Juslinian  in  der 
CXVIII.  Novelle  auf  eine  sehr  einfache  und  klare  Weise  unter  fast  gänz- 
licher Aufhebung  der  früheren  Erbfolgeordnung  neu  geordnet,  und  wie  es 
dort  bestimmt,  ist  in  Deutschland  gemeinrechtlich  geltende  Grundlage  des- 
selben lediglich  die  Verwandtschaft  (Cognatio),  sie  mag  durch  Männer  oder 
durch  Frauen  entstanden  ( agnatin  oder  cognatio  im  e.  S.)  sein.  Die  Erb- 
folgeordnung ist  Successio  ordinum  et  graduum , indem  die  erbfähigen  Ver- 
wandten in  4 Classen  zerfallen,  deren  spätere  durch  das  Vorhandensein 
von  erbfähigen  in  der  vorgehenden  ausgeschlossen  sind : in  jeder  Classc 
ist  der  dem  Grade  nach  nächste  Verwandte  des  Erblassers  zuerst  gerufen; 
es  fand  dann  ein  jetzt  s.  g.  Repräsenlationsrecht  statt,  wornach  die  Des- 
cendenten  (wenigstens  die  Kinder)  eines  vor  dem  Erblasser  verstorbenen 
Erbberechtigten  an  seine  Stelle  treten. 

In  der  ersten  Classe  sind  alle  Descendenlen  desselben  gerufen  und 
zwar  so,  dass  ein  unbeschränktes  Repräsenlationsrecht  Platz  greift’).  In 
der  zweiten  die  nächsten  Asccndenlen,  die  vollbürtigen  Geschwister  und 
die  Kinder  vorher  verstorbener  voilbürliger  Geschwister  des  Erblassers  8). 
In  der  dritten  dessen  halbbürtige  Geschwister  und  vorher  verstorbener  halb- 
bürtiger Geschwister  Kinder.  In  der  vierten  endlich  jeder  andere  dem 


1)  I.  1.  14.  Qni  dari  tutnrei  tettnmento  pottunt. 

2)  I.  11.20.  (de  Legatit)  21.  (de  ademptione  legntorum)22.  (de  tage  Fnlcidta). 

3)  1.  II.  24.  de  tingulit  ref/nt  per  fideicommittum  relictit. 

4)  I.  II.  23.  de  fideicommittariit  kereditntihut. 

5)  I.  II.  25.  de  CodiciUit. 

6)  Puchta,  S 483  460.  Arndt»,  4.  4*3—482. 

7)  Novelle  CXVIII.  c.  I. 

8)  Novelle  CXVIII.  c.  2.  u.  3.  im  Anf.  0.  Novelle  127  c.  1. 

29 
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Grade  nach  ihm  zunächst  Verwandle  * ).  Hat  der  Erblasser  keine  erbfähigen 
Verwandten  hinlerlnssen,  so  succedirt  (dem  nicht  geänderten  früheren  Rechte 
gemäss)  der  überlebende  Ehegatte,  und  in  Ermangelung  desselben  fällt  die 
Erbschaft  in  der  Regel  an  den  Fiscus  *).  Ausserdem  hat  das  römische 
Recht  noch  besondere  Bestimmungen  über  das  Erbrecht  der  Concubinen- 
kinder,  welche,  wenn  ihr  natürlicher  Vater  keine  Ehefrau  und  ehelichen  Nach- 
kommen hinterlassen  hat,  ein  Zwölflheil  der  Erbschaft  erhalten*),  über 
ein  ausserordentliches  Erbrecht  der  bedürftigen  Wiltwe,  die  ein  Vieriheil 
des  Nachlasses  sogar  als  Pflichtheil  erhält1 2 3 4 5 6 7 8)  u.  s.  w. 

D.  Die  Wirkungen  der  Beerbung  treten  erst  ein,  wenn  die  Erbschaft 
von  dem  Gerufenen  wirklich  erworben,  also  in  dessen  Vermögen  überge- 
gangen ist.  Diess  geschieht  in  der  Regel  durch  das  nach  der  Delation 
vorgenommene  Antreten  derselben  (Hereditatis  aditio),  d.  h.  durch  eine  Er- 
klärung des  Gerufenen,  dass  er  Erbe  sein  wolle.  Sie  kann  auch  still- 
schweigend geschehen  und  findet  zuweilen  (wenn  Jemand  nur  nach  prä- 
torischem  Recht,  also  zur  Bonorum  possessio  berufen  ist)  gerichtlich  statt. 
Die  der  väterlichen  Gewalt  des  Erblassers  unterworfen  gewesenen  Erben 
bedürfen  keiner  Hereditatis  aditio,  indem  ihnen  die  Erbschaft  ipso  jure  im 
Augenblick  der  Delation  erworben  wird.  Doch  steht  es  ihnen  frei , sich  von 
der  Erbschaft  loszusagen  (abstinere)  * ). 

Die  erworbene  Erbschaft,  jede  Quote  derselben,  ja  jede  zu  ihr  gehörende 
Sache  kann  mit  einer  eignen  dinglichen  Klage  (der  hereditatis  petitio ) •) 
von  Jedem  der  das  Erbrecht  bestreitet,  er  mag  sich  selbst  als  Erbe  geri- 
ren  oder  nicht,  abgefordert  werden.  Auch  steht  dem  Erben  ein  possesso- 
risches Rechtsmittel  (Interdictmn  quorum  bonorum  genannt)  zum  schnel- 
leren Erlangen  des  Besitzes  der  Erbschaftssachen  zu  *).  Die  einmal  er- 
worbene Erbschaft  gehl  mit  dem  übrigen  Vermögen  des  Erben  auf  dessen 
Erben  über,  d.  h.  wird  denselben  deferirt.  Eine  blos  deferirle  sind  diese 
aber  nur  ausnahmsweise  in  gewissen  (s.  g.  Transmissions-)  Fällen  anzutre- 
ten berechtigt,  z.  B.  wenn  der  Eingesetzte  ein  Descendent  des  Erblassers  war. 
Eine  blos  deferirle  Erbschaft  kann  auch  ausgeschlagen  werden,  jedoch  erst 
nach  der  eingelretenen  Delation.  Ein  früheres  Ausschlagen  ist  wirkungslos. 

Unwürdigen  Gerufenen  (/ ndignis ) wird  die  Erbschaft  entrissen  und 
fällt  dann  in  der  Regel  dem  Fiscus  zu  * ). 


1)  Novelle  CXVII1.  c.  3. 

2)  Dig.  38.  II.  Cod.  VI.  18.  mtde  vir  et  uxor. 

3)  S-  12.  J.  1.  10.  de  naptiis.  Cod.  V.  2T.  de  natural,  tiberis.  Nov.  89. 

4)  Novelle  117.  c.  5. 

5)  J.  II.  19.  (De  bered,  qnalitnte  et  differential)  D.  29.  2.  ( de  ncr/uirenda 
vel  omittenda  hereditate.) 

6)  D.  5.  3.  de  hereditatis  petitione. 

7)  D.  43.  2.  Quorum  bonorum. 

8)  Arndts,  §.  520.  557. 
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Vermächtnisse  gehen  ipso  jure  auf  den  Legatar  über,  vorausgesetzt, 
dass  derselbe  sie  nicht  ausschlägt.  Im  letzten  Falle  hat  jedoch  ein  Accres- 
cenzrecht  zu  Gunsten  eines  Collegatars  nur  dann  statt,  wenn  er  von  An- 
fang an  mit  dem  Weggefallcnen  zur  ganzen  Sache  gerufen  ( copjunclus ) war. 
Was  der  Legatar  erwirbt,  hängt  von  dem  durch  das  Vermächtniss  ihm  zu- 
gewiesenen Rechte  ab,  welches  demnach  Eigenthum  sein  kann,  ein  Niess- 
brauch  oder  eine  sonstige  Dienstbarkeit,  ein  Pfand  - oder  ein  Forderungs- 
recht, oder  endlich  die  Befreiung  von  einer  Schuld;  daher  die  Unterschei- 
dung der  Legata  rei  propriae , alienae,  ususfructus , servitutis , pignoris,  no- 
minis,  debiti,  liberationis  u.  s.  w.  Der  Inhalt  mancher  Vermächtnisse  hängt 
von  der  Auslegung  des  Willens  des  Legirenden  ab,  über  welche  die  Quel- 
len des  römischen  Rechts  sehr  viele  Bestimmungen  enthalten1 2 3). 

157.  III.  Die  wichtigsten  Modiflcationen  des  römischen  Erbrechts  und 
die  neben  ihm  vorkommenden  deutschrechllichen  auf  die  Erbfolge  sich  be- 
ziehenden Institute  sind  folgende : 

A.  Nach  dem  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  aus  der  communis 
opinio  hervorgegangenen  allgemeinen  deutschen  Gewohnheitsrecht  kann 
eine  Erbschaft  auch  durch  Vertrag1)  deferirl  werden. 

Am  häufigsten  sind  die  den  Eheverlrägen  einverleibten  Pacta  succes- 
soria,  doch  dürfen  durch  dieselben  die  Pflichltheilsberechtigten  nicht  verkürzt 
werden.  Zu  diesen  gehören  aber  nicht  blos  die  nächsten  Verwandten  der 
Teslirer,  sondern  auch  der  Ehegatte,  dem  nach  dem  Parliculnrrechl  häufig 
eineoR  in  einem  Niessbrauch  bestehende  s.  g.  Slatularportion  zufällt,  so  fern 
durch  den  Eheverlrag  nichts  anderes  festgesetzt  ist*).  Denn  es  kann  nach 
deutschem  Rechte  auch  im  Voraus  auf  eine  künftige  Erbschaft  verzichtet 
werden4 5).  Der  Erwerb  der  Erbschaft  fällt  nach  manchem  Parlicularrecht 
mit  der  Delation  zusammen,  so  dass  der  Erbe  ipso  jure  succcdirt  (wo  das 
Sprichwort  gilt:  der  Todte  erbt  den  Lebendigen:  Le  mort  saisit  le  vif)  6). 

B.  Neben  der  regelmässigen  s.  g.  Allodialerbfolge  können  noch 
besondere  Successionen  Vorkommen,  nämlich  die  schon  oben  erwähnte 
Lehen  fo  lg  e,  die  in  das  Stamm-,  die  in  das  Fideikommiss-  und  die 
in  das  Bauerngut.  Die  Lehnfolge  findet  nach  den  Grundsätzen  des  Lehn- 
rechls  (§.  189  C.)  statt.  Stammgüter  kommen  nur  beim  Adel  und  zwar 
meistens  beim  hohen  Adel  vor,  und  vererben  sich  in  Genüissheit  der  Haus- 
gesetze  oder  nach  altgermanischem  Rechte.  Fideicommissg fiter  sind 


1)  Dig.  lib.  30-35. 

2)  Gerber,  $.  256  zeigt  auf  eine  Susserst  klare  und  bündige  Weise,  wie  dies» 
Gewohnheitsrecht  entstand,  sich  als  gemeinrechtlicher  Grundsatz  ausbildcle  , und 
darauf  sich  die  Theorie  der  Erbverträge , worüber  B e s c 1 e r's  Monographie  v. 
1837—40  zu  vergleichen  ist,  stützt. 

3)  Gerber,  S.  255. 

4)  Gerber,  $.  264. 

5)  Z.  B.  nach  dem  Code  Civil.  Art.  734.  Gerber,  S 252.  Eine  ausführliche 
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diejenigen,  welche  in  Folge  einer  testamentarischen  Verfügung  ihres  freien 
Eigentümers  nur  auf  gewisse  Personen  und  von  diesen  wieder  an  bestimmte 
Nachfolger  übergehen,  so  dass  die  Erben  in  dieselben  ex  paclo  et  provi- 
dentia  mqjorum  succediren.  Die  Erbfolgeordnung  ist  der  der  Lehen  oder 
in  die  Stammgüter  nachgcbildet  und  gleich  dieser  gewöhnlich  so  gestaltet, 
dass  nur  einer  der  Hinterlassenen  des  Verstorbenen  das  Gut  erhält,  als  der 
älteste  Sohn  desselben  oder  des  nächsten  Agnaten,  wo  Primogenitur 
statt  hat,  oder  der  dem  Alter  nach  älteste  der  ganzen  Familie,  in  welchem 
Falle  ein  Seniorat , oder  dass  unter  mehreren  gleich  nahen  Verwandten 
das  höhere  Alter  entscheidet,  wo  dann  ein  s.  g.  Majorat  vorhanden 
ist,  dessen  Gegensatz  das  s.  g.  freilich  seltenere  Minoiat  ')  bildet.  Den 
durch  eine  solche  Succession  ausgeschlossenen  Familiengliedern  ist  von 
dem  Erben  eine  Abfindungssumme  oder  eine  Rente  zu  entrichten , welche 
Entschädigung  beim  hohen  Adel  Apanage  heisst  und  vom  jedesmaligen 
Inhaber  des  Familienlideicommisscs  zu  entrichten  ist1).  Das  Recht,  Fami- 
lienfideicom misse  zu  errichten,  ist  nur  gewissen  Gassen  des  Adels  gestat- 
tet und  mit  Staatsgenehmigung  auszuüben,  in  der  neusten  Zeit  in  manchen 
deutschen  Ländern  aber  untersagt.  Auch  bei  Bauerngütern,  wenn  die- 
selben für  unlheilbar  erklärt  sind,  tritt  eine  besondere  Erbfolge  ein,  die 
den  Character  des  Majorats,  öfter  des  Minorats  hat.  den  Anerben  aber 
auch  verpflichtet,  die  vom  Gut  und  dem  zu  demselben  gehörenden  Theil 
des  Alodialve.rmögcns  ausgeschlossenen  Familienmitglieder  zu  entschädigen 
in  der  nach  Herkommen  oder  Uebereinkunfl  bestimmten  Weise.  Auch  kann 
eine  Gulsübernahmc  noch  zu  Lebzeiten  des  Gutsbesitzers  statt  haben,  wel- 
cher dann  durch  die  Bestellung  einer  Leibzucht  schadlos  gehalten  wird*). 

C.  Ein  noch  zu  erwähnendes,  jedoch  auf  der  Sitte  der  meisten  neue- 
ren Völker  ruhendes  Institut  ist  das  der  Testame  n ts  vo  I Istrecke  r 
(Executeurs  testamentaircs) , welches  darin  besieht,  dass  ein  Erblasser  in 
seinem  Testamente  Einem  oder  mehreren  Personen  die  Vollziehung  seines 
letzten  Willens  auferlegl,  welche,  wenn  sie  sich  dieser  Verpflichtung  unter- 
ziehen , berechtigt  und  dafür  verantwortlich  sind , dass  das  Testament  in 
allen  Punclen  (in  wie  weil  keine  ungültige  Verfügung  Platz  greift)  ausge- 
führt werde4).  Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  in  vielen  Fällen,  z.  B.  wenn 
minderjährige  Erbberechtigte  vorhanden  oder  die  Berufenen  oder  auch  nur 
einige  derselben  abwesend  sind,  das  Gericht  die  Erbschaft  unter  ihren  Ge- 


gcschichlliche  Beleuchtung  dieses  Rechts  gibt  Renaud  in  der  Zeitschrift  für  die 
Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  Bd.  XIX.  S.  109.  279.  und 
Bd.  XX.  S.  55. 

1)  Freuss.  Landrecht  II.  4.  §.  146. 

2)  Gerber,  g.  275.  M i 1 1 e rm  a ie r , g.  450.  451. 

3)  Gerber,  g.  253.  254. 

4)  Hittcrinaicr,  g.  464. 
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wahrsam  nimmt,  auch  vermittelst  Versiegelung,  und  dass  die  Erbtheilung 
derselben  unter  ihrer  Vermittlung  bewerkstelligt  wird  l 2). 

Die  Lehen  und  das  Lchenrecht  *). 

158.  Der  innige  Zusammenhang  des  Lehnswesens  mit  der  gesummten 
germanischen  Rechtsordnung  nölhigte  uns,  der  Lehen  und  des  Lehenrechts 
öfter  Erwähnung  zu  thun.  Da  aber  dieses  sich  zu  einem  eignen  Zweige 
des  deutschen  Privatrechts  nusgebildet  hat,  so  bedarf  es  einer  besonderen 
und  zwar  vorzugsweise  historischen  Beleuchtung. 

Die  schon  von  Tacitus  (Germania  c.  13.  14)  hervorgehobene  Ursilte 
der  germanischen  Häuptlinge,  sich  besonders  mit  tnplem  Männern  als  Ge- 
folgeschaft, insbesondere  für  Kriegszüge,  enger  zu  verbinden,  bestand  auch 
nach  der  Völkerwanderung  in  den  germanischen  Königreichen  fort.  Nament- 
lich hatten  die  Könige  neben  dem  Volksheere  ihre  ausgewahlten,  durch 
besondere  Treue  ihnen  verpflichteten  Kriegsgenossen,  welche  sie  auch 
durch  Einräumung  von  Grundbesitz  belohnten  und  auf  das  engste  sich 
verbanden  3 4).  Die  so  Verbundenen  hiessen  fasst  oder  VasalK  oder  homi- 
nes,  die  eidlich  vorgenominenc  Handlung  ihres  Verbandes  Commendatio, 
ihr  Dienstherr  Senior*).  Das  Lehngut  (wenn  sie  eines  erhielten)  hiess 
Beneficium  und  blieb  ihnen  lebenslänglich,  vorausgesetzt,  dass  sie  cs  nicht 
durch  einen  Act  des  Verralhs  oder  der  Treulosigkeit  verwirkten.  Der 
Dienst  verminderte  die  Freiheit  und  die  Ehre  des  Vasallen  nicht,  weshalb 
selbst  freie  Grundherrn  in  diess  Verhällniss  einlralen.  Nicht  blos  der  König 
hatte  und  zwar  ein  sehr  zahlreiches  Gefolge  dieser  Art,  sondern  auch  an- 
dere, selbst  Bischöfe  und  Aebte,  mancher  Vasall  seinen  Aftervasallen,  mit 
welchem  er  dem  höheren  Herrn  half  und  diente.  Uebrigens  war  das  Va- 


1)  Miller  maier,  §.  465. 

2)  Eine  allgemeine  Geschichte  des  deutschen  Lehnrcchts  findet  sich  bei  Bicner 
de  progreeeu  leg.  flerm/mie.  Pol.  //.  P.  //.  Die  neusten  dogmatischen  Dar- 
stellungen des  Lehn  rechts  sind  in  den  Lehrbüchern  des  deutschen  Privalrcchts  von 
Eichhorn,  Phillips,  Gerber  u.  von  Pfeiffer  inWeiskes  Rechtslesicon 
Bd.  II.  S.  3S8 — 650.  Die  bekanntesten  Lehr-  u.  Handbücher  desselben  sind  die  v.  Böh- 
mer 1767-1819,  Schnaubcrt  1791  — 1806,  Pätz  1808  u.  Weber  1807—11. 
Auch  das  Lehenrecht  einzelner  deutscher  Länder  ist  in  eignen  Werken  bearbeitet 
z.  B.  das  sächsische  v.  C.  S.  Z a c h a r i a e in  2.  Ausg.  v.  Weisseu.  v.  Langcnn 
(1823),  das  bayrische  von  .Mayr.  Eine  L'cbersicht  der  Literatur  des  Lehenrcchls 
giebt  Kraut  im  Grundriss  jj.  49  und  eine  Auswald  von  Sielten  aus  den  Quellen 
$.  231-310. 

3)  P,  Roth,  Geschichte  des  Bencficialwesens  von  den  ältesten  Zeilen  bis  ins  zehnte 
Jahrhundert.  Erlangen  1850  Walter,  deutsche  Rechtsgeschichte  S-  — 23. 
70—76.  Die  Gefolgeschaft  war  nach  Tacitus  c.  13.  in  puee  decut  in  hello 
prneeidium. 

4)  Stellen  bei  Walter  $.  70.  71. 
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sallenverhältniss  und  die  Verleihung  von  Benedeien,  wenn  auch  freilich 
gewöhnlich  zusammentreffend , doch  nicht  wesentlich  das  Eine  durch  das 
Andere  bedingt,  jenes  konnte  Fortbestehen,  wenn  auch  dieses  verloren  ging. 

Allmiihlig  wurden  aber  die  Benedeien  bei  dem  Vasallenverhältniss  das 
wichtigere  Moment,  indem  die  Erlheilung  solcher  Lehngüter  das  Hauplmiltel 
der  Könige  war,  sich  die  Mächtigeren  naher  zu  verbinden;  wozu  in  der 
zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  der  Uebergang  der  Benedeien  auf 
die  Söhne  und  andern  Agnaten  des  Vasallen  kam,  so  dass  die  Erblichkeit 
derselben  zuerst  Gewohnheitsrecht,  dann  aber  8T7  von  König  Carl  dem 
Kahlen  förmlich  anerkannt  wurde  1 2 ).  Es  bildeten  sich  nun  genauere  Grund- 
sätze über  das  Verhältniss  der  Vasallen  und  ihrer  Senioren  aus,  über  die 
Rechte  der  ersten  am  verliehenen  Gute,  ihre  Verpflichtungen,  den  Verlust 
des  Bcneflciums  u.  s.  w.,  und  schon  im  zehnten  Jahrhundert  wurde  zur 
Bezeichnung  dieser  Art  von  Benedeien  (da  es  ja  auch  noch  andere  Bene- 
deien gab)  der  Ausdruck  Feodwn  oder  Feudum  (auch  wohl  Feoum  und 
Feurn)  gebräuchlich,  den  man  französisch  durch  das  Wort  Fief  und  deutsch 
durch  Lehen  wiedergab  *).  War  nun  einerseits  der  Besitz  des  Lehn- 
guts die  Hauptsache  für  den  Vasallen,  so  galt  doch  andrerseits  der 
Lehensverband,  also  sein  Verhältniss  zum  Lehnherrn,  für  die  Haupt- 
seile des  Lehens  und  hatte  Jahrhunderte  hindurch  einen  öffentlich  recht- 
lichen Character,  so  lange  nämlich  die  Staatsordnung  vor  allem  auf  diesem 
Verbände  beruhte.  Es  gab  fast  keine  andere  Kriegsmacht,  als  die  feudale ; 
die  Staaten  waren  Lehensstaaten. 

Das  Lehnrecht  bildete  sich  diesem  gemäss  nach  zwei  Richtungen 
hin  aus;  nach  der  einen  als  der  Inbegriff  der  auf  dem  Lehensvertrag  und 
der  Sitte  beruhenden  Normen  über  das  persönliche  Verhältniss  des  Seniors 
und  seiner  Vasallen;  nach  der  andern  als  der  über  die  Gerechtsamen  des 
Vasallen  am  Lehngut  und  über  die  auf  demselben  angesiedellen  Hinter- 
sassen. Es  wurden  aber  schon  frühe  nicht  blos  einzelne  Gutsherrschaflen 
zum  Lehen  gegeben,  sondern  auch  ganze  Gauen  oder  Theile  derselben  mit 
dem  Recht  der  Grafschaft  über  sic,  ja  selbst  das  Herzogthum  und  alle 
andern  Hof-  und  Staatsümtcr.  Auch  übertrugen  viele  Schutzbedürftige  ihre 
Allodien  an  mächtigere  Herrn,  um  sie  als  Lehen  (Feuda  ohlotn)  wieder 
zurückzuerhalten.  Der  ganze  Staatsorganismus  war  feudalistisch.  Das 
seiner  Hauptgrundlage  nach  als  Gewohnheitsrecht  entstandene,  jedoch  durch 
Gesetze  oft  näher  bestimmte  Lehnrecht  entwickelte  sich  aber  nicht  blos 
als  Partikularrechl  in  jedem  Lande  z.  B.  in  Flandern,  und  als  jus  curiae 
in  jedem  lehngerichtlichen  Gebiete,  z.  B.  der  alten  Burg  in  Gent,  sondern 
auch  in  den  grösseren  germanischen  Reichen  als  Lelmrecht  derselben,  so 


1)  Im  Capitulare  v.  Chersy  (den  14.  Juni  877)  g.  9,  gedruckt  bei  Pcrtz,  Lesum 
t.  I.  p.  537. 

2)  S.  de»  Verfassers  französische  Rechtsgeschichte  Ed.  I.  S.  232. 
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in  England,  Frankreich  '),  Italien  und  Deutschland,  hier  aber  als  sächsi- 
sches Lehnrecht  *)  im  Norden,  als  schwäbisches 1 2  3 4 5 6 7 8)  und  fränki- 
sches (?)  *)  im  Süden,  und  trat  zum  Theil  schon  im  zwöllten,  allgemeiner 
aber  im  dreizehnten  Jahrhundert  in  das  Stadium  der  wissenschaftlichen 
Ausbildung.  In  Deutschland  wurde  das  unter  Mitwirkung  der  Kaiser  tech- 
nisch vollendete  lombardische  Lehenrecht*)  bald  das  gemeine, 
ohne  jedoch  die  Eigentümlichkeiten  des  nationalen,  z.  B.  des  sächsischen, 
freilich  nur  als  Partikularrecht  forlbeslehcnden , Lehnrechls  zu  zerstören. 

Die  Restauration  der  Rechtswissenschaft  auf  den  Universitäten  förderte 
schnell  auch  das  Studium  des  jus  feudale , welches  nicht  blos  in  Italien, 
sondern  in  allen  Ländern,  namentlich  in  Deutschland,  ein  stehender  Lchr- 
zweig  blieb,  und  eine  reiche  feudalistische  Literatur  hervorrief.  Das  Lehn- 
recht war  nun  eben  so  wohl  Juristen  - als  Gewohnheitsrecht  vermischt  mit 
goielieirechllichea  Bestandteilen.  Neben  dem  gemeinen  Lehnrecht  ent- 
wickelte sich  auch  das  der  einzelnen  deutschen  Länder  •) ; die  Rechls- 
quelien  derselben  zerfleien  regelmässig  in  Land-  umLLeh nrecht  T)  oder 
hatten  doch  eigne  Titel  über  das  letzte,  und  unterlagen  auch  vom  sech- 
zehnten Jahrhundert  an  den  bei  Gelegenheit  der  gesetzlichen  Redaction 
derselben  vorkommenden  Reformen,  die  um  so  nötiger  waren,  als  in  Folge 
des  seit  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  umgestalleten  Kriegswesens  der  mi- 
litärische Character  der  Lehen  in  den  Hintergrund,  ihr  palrimonialer 
dagegen  als  die  Hauplseitc  hervortrat,  so  dass  nun  Lehngüter  nur  eine 
eigne  Art  von  Privateigentum  waren.  Die  wichtigsten  Reformen  erlitt  aber 
das  partikulare  Lehnrecht  Deutschlands  durch  die  Lehnsordnungen 
oder  Lehnsconstitutionen  besonders  des  achtzehnten  Jahrhunderts  *). 


1)  S.  die  neusten  Darstellungen  des  französischen  Lehnrechls  in  des  Vcrf.  französ. 
Staats-  u.  Rechtsgeschichtc  1.  231  folg.  11-  349  folg,  und  Schaffners,  Rechts- 
verf.  Frankreichs  II.  S.  138 — 274. 

2)  Es  ist  dargestelll  in  dem  Pelut  niietor  He  henrficiit , dem  alten  Görlitzer 
Lehnrecht,  im  zweiten  das  Lehnrccht  enthaltenden  Theil  des  Sachsenspiegels,  in 
dem  dem  vierzehnten  Jahrhundert  angehörenden  Richtstcig  des  Lehnreclits,  u.  in 
andern  z B.  auch  norddeutschen  Rechtsbüchern. 

3)  Hauptquelle  desselben  ist  das  Lehnrecht  des  s.  g.  Schwabcnspiegcls. 

4)  Es  ist  dargcstellt  im  III.  Buch  des  kleinen  Kaiserrechts. 

5)  Eine  vollständige  Geschichte  der  Entstehung  und  ältesten  Bearbeitung  des  longo- 
bardischcn  Lehnrechls  schrieb  1830  I.aspcyres;  ihm  folgen  seitdem  Eich- 
horn deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichtc  $.  278  u.  alle  Germanisten. 

6)  Eine  chronologische  Sammlung  der  feudalistischen  Rechtsdenkmale  aller  deutschen 
Länder  enthält  das  CorpiH  jurit  feuHrilii  Germn/iici  v.  L ü n i g,  Frankl.  1727, 
3 Bd.  fol. 

7)  Z.  B.  das  Rcchlsbuch  Ludwigs  v.  Bayern  v.  1346. 

8)  Die  meisten  derselben  sind  gedruckt  in  Lauigs  Corput  jurit  feudaltt  Ger- 
munici. 
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Einen  grossen  Stoss  erhielt  das  Lehnrecht  durch  die  Auflösung  des 
deutschen  Reichs,  in  Folge  welcher  alle  Reichslehen  aufhörten  und  in 
jedem  souveränen  Staate  nur  ein  partikulares  Lehnrechl  bestand,  und  zwar 
auch  wohl  so,  dass  die  Grundsätze  des  gemeinen  Lehnrechts  ihre  gänz- 
liche Geltung  verloren  ').  Während  der  Verbindung  des  linken  Rhein- 
ufers mit  Frankreich  war  dort  das  Lehenswesen  sogar  gänzlich  zerstört 
worden;  in  verschiedenen  deutschen  Bundesstaaten  wurde  die  Lehensver- 
fassung durch  eigne  Verordnungen  umgeslallet,  z.  B.  im  Grossherzogthum 
Baden  durch  ein  Edict  vom  12.  August  1807,  in  Bayern  durch  ein  Lehn- 
edict  vom  5.  Juli  1808,  und  selbst  noch  durch  ein  hannöversches  Gesetz 
vom  13.  April  1836  *). 

Die  politische  Richtung  der  neusten  Zeit  ist  dem  Feudalismus  durch- 
aus feindlich,  und  wenn  auch  die  durch  die  s.  g.  deutschen  Grundrechte 
vom  J.  1848  sanclionirle  Aufhebung  des  letzten  Rests  des  Lehnswesens 
selbst  wieder  aufgehoben  wurde,  so  erlitt  es  in  Folge  derselben  doch  in 
den  meisten  deutschen  Ländern  eine  so  durchgreifende  Umgestaltung,  dass 
die  in  andern  schon  früher  begonnene  Allodiflcntion  der  Lehen  durch  be- 
sondere Gesetze  durchgeführt  wurde  ä)  oder  noch  durchgeführt  werden  soll. 

159.  Man  hat  bei  den  Lehen  das  persönliche  Verhällniss  des 
Lehnsherrn  und  des  Vasallen  und  das  sachliche  oder  das  dingliche, 
d.  h.  ihre  Rechte  über  das  Lehngut,  zu  unterscheiden,  ln  beiden  Beziehun- 
gen unterscheidet  die  Doclrin  die  essentialia,  na'uralia  und  accidentalia 
feudi;  der  Mangel  der  ersten  entzieht  dem  Verhällniss  den  Character  des 
Lehens  ; werden  die  aus  der  Natur  desselben  regelmässig  fliessenden  Folgen 
durch  besondere  Willensbestimmungen  der  Parteien  nbgeänderl,  so  nennt 
man  das  Lehen  ein  feudum  improprium. 

1.  Seiner  ursprünglichen  Bestimmung  nach  ist  das  Verhällniss  des 
Lehnsherrn  und  des  Vasallen  das  eines  Bündnisses  des  Schutzes  und  der 
Ililfleistung  vorzugsweise  von  Seiten  des  letzten. 

A.  Die  Verpflichtungen  des  Lehensmannes  zerfleien  in  die  zur  Fiducia, 
dem  Servitium  und  der  Justitia.  Fidueia  oder  Fidelitas  ist  die  eidlich  oder 
durch  Ritterwort  und  Handschlag  beim  Homagium  zugesicherte  Lehnslreue 1 2 3  4), 


1)  Z.  B.  1807  im  Grossherzogthum  Baden. 

2)  Nach  Ortloff,  Grundzüge  eines  Systems  des  deutschen  Privatrechts,  waren  die 
im  Anfang  des  neunzehnten  Jahrhunderts  geltenden  Quellen  des  Lehnrechls:  in 
Oestreieh  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  §.  349  folg.,  in  Preus- 
sen  das  Land-Hecht  1.  18,  in  Sachsen  Constitutionen  v.  1572  bis  zum  Lehnsman- 
dat  v.  1764,  in  Bayern  der  Codex  Maxiutilinneut  IV.  18. 

3)  Z.  B.  in  Bayern,  wo  durch  ein  Gesetz  v.  J.  1848  bei  den  feudit  ohlatit  der 
Lehnsnexus  unenlgcldlich,  bei  feudit  datit  gegen  eine  dem  Lehensherrn  zu 
leistende  Entschädigung  aufgehoben  wurde. 

4)  Eichhorn,  Einleitung  in  das  deutsche  Priv. -Recht  $.  213.  Phillips,  deut- 
sches Priv. Recht  11.  $.  194—195.  Gerber  $.  120. 
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welche  dem  Vasallen  verbietet,  mit  den  Feinden  des  Lehnsherrn  sieh  irgend- 
wie zum  Nachtheil  des  letzten  einzulassen,  ihn  verpflichtet,  die  Interessen 
desselben  zu  wahren,  ihm  besondere  Ehrerbietung  zu  erweisen,  ihn  durch  Rath 
( Consilium ) und  Thal  (auxilium)  zu  unterstützen  und  den  Stand  des  Lehens 
nicht  zu  ändern,  d.  h.  dasselbe  weder  ganz  noch  theilweise  sieh  als  Allo- 
dium anzueignen.  So  oft  der  Lehnsherr  cs  bedarf,  muss  der  Vasall  an 
dessen  Hof  erscheinen  und  mit  ihm  über  die  vor  ihn  gebrachten  Angele- 
genheiten berathen,  und  in  Fällen  der  Noth  ihn  mit  Geld  unterstützen,  und 
zwar  schuldete  er  regelmässig  solche  Leistungen,  wenn  der  Lehnsherr  in 
feindliche  Gefangenschaft  gernthen  war,  um  zu  seiner  Loskaufung  beiztt- 
Iragen,  wenn  sein  Sohn  zum  Ritter  geschlagen  wurde,  oder  wenn  er  eine 
Tochter  vcrheiralhete.  Die  Verpflichtung  zur  Justitia  bestand  darin,  dass 
er  in  Lehensstreitigkeiten  mit  seinen  I&hngenossen  (pares  curiae ) als  L'r- 
theilsflnder  beim  Rechlsprechen  mitzuwirken,  auch  selbst  bei  dem  Lehns- 
hof in  Lehnsachen  Recht  zu  suchen  hatte  *).  Das  Servitium  (der  Lehns- 
dienst) ist  der  von  ihm  als  Mann  ( homo ) seines  Senior  * ) zu  leistende 
Kriegsdienst  (zu  Pferd).  Der  gewöhnliche  Dienst  bestand  in  einer  40t8gi- 
gen  Theilnahme  am  Kriegszug  desselben,  eine  Lehnsverpflichtung  dieser 
Art  hiess  Hornagium  ordinarium.  Musste  der  Vasall  aber  unbedingt  und 
so  lange  der  Herr  seiner  bedurfte,  Dienste  thtin,  so  war  ein  hornagium 
ligium  vorhanden,  zu  welchem  ein  Vasall  jedoch  nur  in  Folge  besonderer 
Uebereinkunfl  verpflichtet  sein  konnte.  Die  Verpflichtung  des  Vasallen 
konnte  aber  auch  eine  geringere  sein,  z.  B.  ein  hornagium  planum,  wenn 
der  Vasall  blos  zur  Neutralität  bei  Kriegen  des  Lehnsherrn  verbunden  war, 
oder  ein  feudum  Estugii,  wenn  er  blos  eine  Burg  desselben  zu  bewachen 
und  zu  verlheidigen  hatte  *). 

Der  Lehnsherr  hatte  auch  seinerseits  den  von  Andern  bedrohten  Vasallen 
zu  schützen  und  ihm  in  Rechtsslreitigkeiten  mit  ihm  selbst  oder  andern  Vasal- 
len durch  seine  Curia  unparlheiische  Justiz  angedeihen  zu  lassen.  Versagte 
ihm  derselbe  das  geforderte  Recht,  so  konnte  er  sich  von  ihm  lossagen  und 
ihn  bekriegen  oder,  wenn  er  selbst  Vasall  eines  höheren  Senior  war,  ihn  vor 
dessen  Gericht  ziehen.  Wegen  Untreue  (Felonie)  des  Vasallen  konnte  dagegen 
der  Lehnsherr  das  Lehen  einziehen.  Bei  jeder  Personalveränderung,  sowohl 
auf  Seiten  des  letzten  als  des  Vasallen,  war  die  Lehnshuldigung  zu  erneuern,  ja 
selbst  das  Lehen  aufs  neue  zu  übertragen,  und  ein  solcher  Huldignngs-  und  Er- 
neuerungsact der  Investitur  war  mit  herkömmlichen  Feierlichkeiten  begleilel1 2 3  4). 

B.  Von  diesen  Verpflichtungen  des  Vasallen  ist  nur  noch  die  zur 

1)  Phillips  §.  198-199.  Eichhorn  §.  215. 

2)  Eichhorn  g.  244.  Phillips  $.  196. 

3)  S.  des  Verfassers  französische  Staats-  und  Kechtsgeschichtc  Bd.  1.  S.  234  folg. 

4)  Eichhorn  J.  216,  des  Verfassers  französische  Staats-  und  Rechlsgeschichlc  I. 

S.  235  und  dazu  die  Urkunde  Nr.  VH. 
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Treue  und  zur  Huldigung  bei  Personalveränderungen  übrig  geblieben,  und  die, 
vor  dem  ordentlich  besetzten  Gerichte  des  Lchensherm  in  Lchnsstreitig- 
keilen  das  erste  Recht  zu  suchen.  Auch  ist  er  ihm  in  bestimmten  Fällen 
und  Formen  Acte  der  Ehrerbietung  zu  erweisen  verbunden  ')• 

160.  II.  Das  sachenrechtliche  oder  dingliche  Verhällniss  beim  Lehen 
besteht  (wie  schon  in  §.  148  erwähnt  worden)  nach  der  im  Mittelalter 
entstandenen  und,  ihrer  inneren  Unrichtigkeit  ungeachtet 1 2 3 ),  noch  befolgten 
feudalistischen  Doclrin  darin:  dass  das  Eigenthum  am  Lehngut  zwischen 
dem  Lehnsherrn  und  dem  Vasallen  so  getheill  ist,  dass  jenem  das  s.  g. 
dominium  directum  diesem  das  dominium  utile  zusteht. 

A.  Das  letzte  umfasst  nicht  blos  das  vollständigste  Benützungsrecht 
des  Lehnguts,  sondern  auch  ein  Verfügungsrechl  über  die  Substanz  des- 
selben , durch  welches  jedoch  das  Lehen  nicht  vermindert  werden  darf  ’). 
Der  Vasall  hat  den  juristischen  Besitz  des  Lehens  und  alle  petitorischen 
und  possessorischen  Rechtsmittel,  welche  dem  Eigenlhümer  zuslehen.  Er 
darf  sich  selbst  über  die  zu  seinem  Rechte  gehörenden  Befugnisse  mit  dem 
Gegner  vergleichen  und  die  Entscheidung  einem  Schiedsrichter  überlassen4 5 6). 
Hat  der  Vasall  einen  Vormünder,  so  steht  diesem  die  Verwaltung  des  Le- 
hens zu , oft  findet  eine  eigne  s.  g.  LeheitsTorBiundschafl  statt  s).  Dagegen 
ist  der  Vasall  nicht  berechtigt  das  Lehengut  zu  veräussem.  Er  bedarf 
hiezu  des  lehnsherrlichen  Consenses.  Als  verbotene  Veräusscrung  gilt  je- 
doch nicht  die  blose  Besilzüberlragung  des  Lehnguts  oder  einzelner  Theile 
desselben,  nicht  die  Subinfeudation,  Niesbrauchbestellung  und  Verpfändung  — 
welche  Rechte  indessen  alle  mit  dem  Rückfalle  des  Lehens  an  den  Lehensherrn 
erlöschen  *),  ja  die  letzten  schon  mit  dem  Tode  des  Vasallen.  Durch  den 
Lehnsvertrag  kann  die  Veräusserung  des  Lehens  als  solchen  gestattet  wer- 
den, ohne  das  Wesen  des  Lehens  aufzuheben  7 8).  Für  Schulden  des  Va- 
sallen, wenn  sie  auch  für  das  Lehen  contrahirt  wurden,  hallet  weder  der 
Lehnsherr  noch  der  Lehnsnachfolger  als  solcher,  sie  seien  denn  mit  ihrer 
Einwilligung  gemacht  oder  der  Werth  des  Lehnguts  durch  dieselben  ver- 
mehrt worden,  in  welchem  Falle  jeder  Besitzer  desselben  bis  zum  Belauf 
der  Besserung  von  dem  Gläubiger  belangt  werden  kann.  Auch  begründet 
der  Lehensbesilz  eine  Verpflichtung  zur  Alimentation  z.  B.  des  blödsinnigen 
Vasallen,  seiner  Willwe  u.  s.  w.  ®). 


1)  Eichhorn  $.  221.  222. 

2)  Die  Unrichtigkeit  der  Doctrin  alter  Auffassung  besteht  darin,  dass  das  Recht  des 
Vasallen  seiner  Natur  nach  nicht  Eigcnthuin , sondern  ein  jus  in  re  alienn  ist. 

3)  Eichhorn,  223.  224.  Phillips,  $.  220-22.  Gerber,  $•  125— 128. 

4)  Eichhorn,  $.  224. 

5)  Eichhorn,  S 225  Gerber,  §130. 

6)  Eichhorn,  S- 227.  Gerber,  *•  126-129.  Phillips,  §.  223  - 228. 

7)  Eichhorn,  $.  233. 

8)  Eichhorn,  S 235—237.  Gerber,  *•  132— 133.  Phillips,  §•  229-232. 
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B.  Das  directe  Obereigenthum  des  Lehenshcrm  ')  (die  Lehnsherrlich- 
keit in  sachlicher  Beziehung)  hat,  wenn  er  nicht  selbst  Lehnsträger  des 
Gutes  ist,  die  Natur  eines  allodialen  Rechts,  welches  durch  die  eigenthiim- 
lichen  lehnrcchllichen  Wirkungen  nicht  ergriffen  wird,  so  dass  es  in  der 
Regel  frei  verbessert  werden  kann.  Dem  Vasallen  wird,  wenn  es  geschieht, 
die  Veriiusserung  angezeigt  und  er  angewiesen,  dem  neuen  Herrn  die  Hul- 
digung zu  leisten  *).  Eine  Hauptwirkung  der  Lehnsherrlichkeit  ist  der  Rück- 
fall des  Lehens  an  den  Lehnsherrn,  wenn  der  Vasall  dessen  verlustig  gehl 
oder  ohne  Leibeserben  stirbt, 

C.  Beim  Tode  des  Besitzers  des  Lehens  tritt  Lehnfolge  *)  in  der  Ord- 
nung ein,  dass  zuerst  die  ehelich  gebornen 1 2 3  4 5 ) männlichen  Descendenten, 
dann  die  Seilenverwandlen  desselben,  jedoch  nur  die  durch  den  Mannsstamm 
mit  ihm  verbundenen,  zum  Erwerb  des  Lehens  gerufen  werden.  Die  Töch- 
ter und  andere  weiblichen  Verwandten  vom  Mannsstamme  und  ihre  Nach- 
kommen sind  in  Ermanglung  der  Agnaten  gerufen,  jedoch  nur,  wenn  das 
Lehen  ein  s.  g.  Weiberlehen  ist;  es  können  in  Gemassheit  des  Errich- 
tungsaktes  des  Lehens  nähere  verwandle  Frauen  entfernteren  Agnaten  so- 
gar vorgehen.  Die  Lehenscrbschafl  wird  schon  längst  ipso  jure  mit  der 
Delation  erworben,  und  nur  was  den  Besitz  derselben  betrifft,  bedarf  es  in 
der  Regel  einer  Erneuerung  der  Investitur.  Für  die  vom  Erblasser  eon- 
trahirten  Schulden  haftet  der  Lchenserbe,  wenn  diese  den  Charakter  von 
Lehnsschulden  haben,  oder  wenn  er  auch  Allodialerbc  ist.  Unter  mehreren 
Lehenserben  findet  Theilung  des  Lehens  statt  oder  Abfindung  durch  den, 
welcher  den  Besitz  des  Guts  erhält:  es  sei  denn  dass  das  Lehen  für  un- 
Lheilbar  erklärt  und  nach  Primogenitur  oder  als  Majorat,  Seniorat  oder  Mi- 
norat vererbt  wird  (§.  157).  Zu  Abänderungen  der  Lehensfolgeordnung 
ist  die  Zustimmung  der  Mitbeteiligten  nölhig. 

161.  III.  Lehen  konnten  einst  von  jedem  Grundherrn  errichtet  werden, 
nach  dem  neusten  Rechte  nur  vom  Landesherm  *).  Lchnslähig  (als  Va- 
sallen) waren  ursprünglich  blos  rilterbiirtige  Personen  (d.  h.  solche,  die 
einen  Heerschild  haben).  Feuda  impropria  konnten  jedem  verliehen  werden. 
Zu  Gunsten  von  Geistlichen  und  Frauen,  sowie  anderer  nicht  waffenfähiger 


1)  Phillips,  S-  218 — 19.  Gerber,  S-  119.  123. 

2)  Das  longobnrdische  Lehn  recht  11,  34.  52.  knüpft  jedoch  die  Vcräusserung  an  die 
Zustimmung  des  Vasallen. 

3)  Eichhorn,  g.  352  folg.  Phillips,  8-212  folg.  Gerber,  §.271-273  u.  275. 

4)  Nach  dem  longobardischcn  Lehnrecht  sind  alle,  wenn  auch  durch  sublefiieii*  innlri- 
mnnium  Legitimirlc  (s.g.  Mantel-K  inder),  von  der  Lehcnsfolge  ausgeschlossen. 
Seit  dem  16ten  Jahrhundert  erhielten  sie  oft  die  Erbfähigkeit.  Ob  diese  ihnen 
gemeinrechtlich  zusiehe,  ist  in  Folge  des  Be nti  nc  k'schcn  Succcssionslreits  eine 
berühmte  Streitfrage  des  deutschen  Privatfürstenrechts  geworden. 

5)  Eichhorn,  §.  200.  Pb  illips  , §.  213.  Gerber,  §.  100. 
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Personen  war  die  Errichtung  eines  Lehens  rechtlich  nicht  möglich;  doch 
wurden  auch  in  diesen  Beziehungen  die  strengen  Reehlsgrundsätze  viel- 
fach gemildert  *).  Gegenstand  des  Lehens  *)  kann  nicht  blos  eine  Guts- 
herrschaft sein , sondern  auch  jedes  andere  Grundstück , als  Wälder , Ge- 
bäude, namentlich  Burgen,  selbst  Scheunen,  ferner  den  Immobilien  gleich- 
stehende unkörperliche  Sachen  als  Hoheitsrechte  — z.  B.  Aemler  und 
Regalien,  Stiftungen,  das  Jagdrecht,  Zehntberechligungen  und  Renten,  ja 
selbst  ein  ausslehendes  Capital,  zu  dessen  Zinsenbezug  der  Vasall  berech- 
tigt wird;  doch  ist  ein  solches  Geldlehen  kein  rechtes  *). 

Die  Belehnung  d.  h.  Errichtung  oder  Begründung  des  Le- 
hens * ) wird  vollendet  durch  die  Investitur,  d.  h.  durch  die  feierliche  mit 
der  Lehenshuldigung  verbundene  Einweisung,  nämlich  eine  das  Gut  dem 
Vasallen  als  Lehen  übertragende  Auflassung,  wobei  beide  Theile  sich  meist 
Lehnsreverse  auszustellen  pflegen. 

Wie  schon  bemerkt,  ist  bei  jeder  Personalveränderung  die  Investitur 
zu  erneuern,  der  Vasall  hat  durch  ein  sein  Recht  begründendes  schriftli- 
ches Gesuch  (Lehnsmulhung)  den  Lehnsherrn  binnen  Jahr  und  Tag  darum 
zu  bitten  und  dabei  häufig  {in  manchen  Ländern  sogar  regelmässig),  in 
Deutschland  aber  nicht  gemeinrechtlich,  eine  Lehnwaare  (Laudemium 
oder  Relevium)  zu  bezahlen,  die  oft  im  Schätzungswert  eines  Jahres- 
erlrags  des  Lehnguls  besteht.  Auch  sind  verschiedene  Gebühren  an  die 
bei  der  Investitur  Theilnehmenden  zu  entrichten. 

Von  selbst  dürfen  der  Vasall,  der  Lehnserbc  oder  der  Käufer  des 
Lehens  sich  nicht  in  den  Besitz  desselben  setzen.  In  der  neuem  Zeit  ist 
jedoch  die  Investituremeuerung  eine  blose  Ceremonie,  und  nur  die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  der  Lehnwaare  und  der  Gebühren  *)  von  rechtli- 
cher Bedeutung.  Man  unterscheidet  übrigens  verschiedene  Arten  der  In- 
vestitur z.  B.  die  Gesammt-  nnd  die  Eventualbelehnung*);  übrigens  ist 
auch  die  Entstehung  eines  Lehens  durch  Ersitzung  und  zwar  mit  Titel  und 
gutem  Glauben  in  10 — 20,  und  blos  mit  gutem  Glauben  in  30  Jahren  prak- 
tisch geworden  1 2 3 4 5 6 7 ). 


1)  Eichhorn,  §.  20t.  Phillips,  $.212.  Gerber,  $.  110.  Zachariae,  säch- 
sisches Lehnrechl  $ 48 — 54. 

2)  Eichhorn,  §.  194-199.  Phillips,  § 214  — 217-  Gerber,  $.  106-108. 

3)  Eigne  Arten  uneigentlicher  Lehen  sind  auch  das  s.  g.  Btt  r ge  riehen,  z.  B. 
das  der  Burghut  durch  blose  Sladtbürger,  u.  das  Bauernlehen,  bestehend  z B. 
in  der  Belehnung  mit  dem  Schulzcnamt  eines  Dorfs.  Zachariae,  a.  a.  0. 
S.  338  folg. 

4)  Eichhorn,  $.202-210.  Phillips,  §.  201-210.  Gerber,  $.  111-114. 

5)  Eichhorn,  $.  216. 

6)  Eichhorn,  $.  208-210.  Phillips,  $.206— 210.  Gerber,  $.  115.  116. 

7)  Eichhorn,  §.211.  Philipps,  $.  211.  Gerber,  $.  118. 
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IV.  Das  Lehensverhällniss  erlischt  durch  den  gänzlichen  Untergang 
der  Sache,  durch  Wegfällen  des  widerruflichen  lehnsherrliclicn  Rechts, 
durch  gültige  Veräusserung  des  Lehens  an  einen  Dritten  als  Allndium,  und 
durch  die  gewöhnliche  Eigenthimisersilzung  desselben  durch  einen  Dritten  l). 
Ferner  durch  Consolidalion,  wenn  das  Ober-  und  das  nutzbare  Eigenlhum 
am  Lehen  in  derselben  Person  zusammenfallen,  daher  auch  durch  Appro- 
priation und  Allodification  desselben,  durch  das  Absterben  aller  zur  Lehen- 
folge Berechtigten,  endlich  durch  die  Forisfaclur  oder  den  Heimfall  des 
Lehens  zur  Strafe  einer  Felonie  oder  Quasi-Felonie,  d.  h.  eines  mit  dieser 
Wirkung  belegten  Treubruchs  oder  sonstigen  Verbrechens  des  Vasallen  2 3). 

Das  Handels-,  das  See-  und  das  Wechselrecht5). 

161.  Eine  der  wichtigsten  und  allgemeinsten  Arten  der  ökonomischen 
Thäligkeil  der  Menschen  ist  der  Handel.  Er  besieht  in  auf  Geldgewinn 
gerichteten  Verkehrsgeschällen,  durch  welche  theils  Natur-  tbeils  Kunsl- 
produkte  an  Andere  zur  Consunition  oder  zu  weiterer  Vcrwerthung  so 
übertragen  werden,  dass  das  Geschäft  zunächst  für  den  Ueberlragenden 
einen  Geldgewinn  abwerfen  soll.  Der  Handel  vermittelt  ohne  Verarbeitung 
zwischen  dem  Producenten  und  dem  Consumenten,  und  zwar,  wenn  als  Ge- 
weih betrieben,  besonders  durch  Kauf-  und  Tauschgeschäfte  4).  Als 
Rechtsgeschäfte  sind  dieselben  im  Allgemeinen  nach  den  gewöhnlichen  bei 
einem  Volke  geltenden  Rechtsregeln  zu  beurtheilen,  haben  aber  sehr  häufig 
einen  besondern  Charakter,  der  theils  durch  die  Absicht  der  Betheiligten 
theils  durch  die  gemeinsam  befolgten  Maximen  und  Gewohnheiten  der 
Kaufleutc  näher  bestimmt  wird. 

Daraus  gehen  speciclle,  auf  Handelsverhätlnisse  bezügliche  Rechtsnor- 
men hervor,  deren  Inbegriff  das  Handelsrecht  bildet.  Obgleich  diesel- 
ben nur  einzelne  Rechtsverhältnisse  betreffen  und  nur  partielle  Modifika- 
tionen des  allgemeinen  Rechts  sind,  so  hat  man  dennoch  sie  in  systema- 
tischer Gliederung  darzustclicn  versucht,  und  es  ist  daraus  der  besondere 


1)  Eichhorn,  $.  144,  23a  Philipps,  §.244 — 246.  Gerber,  $.  135- 

2)  Eichhorn,  $.  210-242.  Phillips,-*-  391.  G c rber,  g.  135— 137. 

3)  Die  neuste  jedoch  nicht  erschöpfende  Darstellung  des  Handelsrechts  ist  die  von 
Thöl,  das  Handelsrecht.  Güttingen  1647/8.  2 Bd.  8.  Vor  ihm  schrieben 
unter  andern  Bender,  1824/8.  Fischer,  1828.  Pöhls,  1828/9.  Auch  gibt 
Mittcrmaicr  in  s.  Grundsätzen  des  deutschen  Privalrechts  B.  II.  §.  530  — 576. 
eine  zwar  sehr  gedrängte,  jedoch  materiell  ziemlich  vollständige  Theorie  desselben, 
ln  Frankreich  ist  vor  allen  Pardessns  zu  nennen;  er  schrieb  zuerst  1814, 
dann  öfter  (zuletzt  1842  in  6 Bänden)  ein  ausführliches  Werk,  Court  de  droit 
commercial.  S.  über  die  Literatur  des  Handelsrechts  überhaupt  Thül  a.  a.  0. 
$.  11.  u.  Mitlermaicr  $.44. 

4)  Thöl,  das  Handelsrecht  $.  1. 
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Zweig  der  Wissenschaft  des  Handelsrechts  hervorgegangen,  welche 
in  unsemi  Jahrhundert  mit  vorzüglichem  Flcisse  gepflegt  eine  reiche  han- 
delsrechtliche Literatur  zu  Tag  gefördert  hat;  wie  denn  auch  die  Kunde 
der  Kunst  des  Handels  selbst  zur  Handels-  oder  Handlungswissen- 
schaft sich  ausgebildet  hat  *). 

Die  dem  Handel  angehörigen  Rechlsinstilule  sind  sowohl  durch  Be- 
stimmungen des  Privat  - und  des  öffentlichen  Rechts  eines  Staates  regulirt, 
als  selbst  durch  Normen  des  Völkerrechts. 

Man  hat  deshalb  auch  das  Privat-  und  das  öffentliche  Handels- 
recht und  das  Handelsvölkerrecht  unterschieden.  Doch  hat  dieser 
ganze  Zweig  der  Rechtswissenschall  einen  vorzugsweise  privalrcchllichen 
Charakter,  wenn  gleich  die  Institute  desselben  oft  öffentlich  oder  völker- 
rechtlich regulirt  oder  (was  meistens  der  Fall  ist)  modificirt  sind.  Es  wird 
deshalb  das  Handelsrecht  als  Zweig  des  speciellen  Privalrechls  behandelt, 
und  zwar  nicht  selten  mit  der  Darstellung  des  s.  g.  deutschen  Privalrechts 
verbunden  *),  obgleich  dessen  Grundsätze  sowohl  römischen  als  germani- 
schen, ja  häufig  gar  nicht  nationellen  Ursprungs  sind,  sondern  aus  dem 
allgemeinen  Verkehr  der  handeltreibenden  Völker  hervorgingen.  Dieselben 
beziehen  sich  entweder  auf  den  Binnen-  oder  auf  den  Seehandel.  Der 
Inbegriff  der  ersten  bildet  das  Handelsrecht  im  engem  Sinne,  der  der 
letzten  das  von  völkerrechtlichen  Bestimmungen  vielfach  modificirte 
Seerechl. 

Von  beiden  ist  noch  das  Wechselrecht  zu  unterscheiden,  das  ob- 
wohl durch  den  Handelsverkehr  hervorgerufen,  doch  kein  ausschliessliches 
Recht  der  Kau  Deute  ist,  sondern  auch  bei  andern  Klassen  der  Gesell- 
schaft Anwendung  findet. 

162.  I.  Da  die  Grundsätze  des  Handelsrechts  im  engem  Sinn 
kein  in  sich  abgeschlossenes  organisch  gegliedertes  Rechtssyslem  bilden, 
sondern  nur  gewisse  Rechtsverhältnisse  eigenthümlich  gestalten  oder  als 
die  besonderer  Rechlsinstilule  erscheinen,  so  können  bei  der  Darstellung 
derselben  nur  die  durch  den  Handelsverkehr  entstehenden  Beziehungen 
hervorgehoben  werden , welche  unter  die  Herrschaft  des  Handelsrechts 
lallen,  mit  Angabe  der  Art  und  Weise,  wie  dieselben  überhaupt  durch  das- 
selbe regulirt  worden.  Es  sind  meistens  vertragsrechtliche  Verhältnisse, 
so  dass  der  grösste  Theil  dieses  Rechtszweiges  dem  Obligalionenrecht  an- 
gehört;  da  jedoch  der  Kaufmannsstand  auch  als  eine  mit  eignen  Rechten 
begabte  Klasse  von  Rechtssubjekten  hervortritt,  so  gibt  es  auch  Regeln 
des  Handelsrechts,  welche  die  Zustandsrechte  der  Kaufleute  betreffen. 


1)  Thal  $.  l. 

2)  Z.  B.  v.  Eichhorn,  Einleitung  in  das  deutsche  Pr.R.  §.  386  u.  v.  Mitler- 
maicr  in  seinen  Grundsätzen  des  deutsch.  Pr.-Rechls  $.  530  folg. 
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I.  Seinen  Quellen  *)  nach  ist  das  Handelsrecht  Gewohnheits- 
und Juristenrecht.  Seil  der  zweiten  Hälfte  des  siebenzchnten  Jahrhun- 
derts wurden  seine  Grundsätze  in  den  meisten  Ländern  codificirt,  so  dass 
jetzt  die  Handelsgesetzbücher  die  erste  Quelle  desselben  sind.  Neben 
ihnen  gelten  lür  die  dem  freien  Verkehr  der  Kaufleule  überlassenen  An- 
gelegenheiten die  s.  g.  Handclsüs  anzen,  die  oft  durch  Kunstverstän- 
dige conslatirt  werden.  Das  Juristcnrechl,  namentlich  in  wie  weit  es  sich 
auf  das  römische  stützt,  enthält  die  ganz  allgemeinen  Grundsätze  zur  Be- 
urlhcilung  der  Natur  der  Handelsgeschäfte;  auch  ist  es  immer  eine  sub- 
sidiäre Rechtsquelle.  Die  älteren  Gesetzbücher  des  Handelsrechts  sind 
die  von  Ludwig  XIV.  erlassene  Ordonnance  de  Commerce  von  1673  und 
die  Ordonnance  de  la  Murine  von  1681.  Die  neueren  sind  ausser  Deutsch- 
land der  Code  de  Commerce  vom  1.  Januar  1808,  die  meistens  ihm  nach- 
gebildctcii  Handelsgesetzbücher  des  Königreichs  beider  Sicilien  von  1819, 
der  päpstlichen  Staaten  von  1821 , Spaniens  von  1830,  Portugals  von  1833, 
Hollands  von  1838,  Ungarns  von  1839,40.  In  Deutschland  hat  man  für 
die  einst  französischen  Provinzen  den  Code  de  Commerce  von  1808.,  für 
Baden  die  Umbildung  desselben  vom  Jahre  1809,  für  Preussen  das  allge- 
meine Landreeht  B.  II.  Tit.  8.  Abschn.  7 — 14.  §.  477—2464;  ferner  die 
Mess-,  Märkte-,  Wechsel-,  Concurs-  und  Assecuranzordnungcn ; endlich 
seit  1849  eine  allgemeine  Wechselordnung  für  ganz  Deutschland.  *) 

II.  Was  die  Personen  im  Handelsrechte  betrifft,  so  bilden  die  Kauf- 
leute in  den  Ländern,  wo  der  Grundsatz  der  allgemeinen  Handelsfrei- 
heit gilt,  keinen  besondern  Stand,  doch  unterliegt  meistens  die  Ausübung 
ihrer  Rechte  besondern  Vorbedingungen:  als  dem  Besitz  des  Staats-  und 
des  Orlsbürgcrrcchts , dem  Nachweis  der  durch  Unterricht  in  der  Ifandels- 
wisscnschafl  erworbenen  persönlichen  Fähigkeit,  dem  des  Besitzes  eines 
gehörigen  Handelsfonds,  dem  Lösen  eines  Handels-  oder  Gewerbschei- 
nes,  der  Einzeichnung  in  die  Handelsmatrikel  u.  s.  w.  *)  Auch  unterlie- 
gen alle  der  Verpflichtung  der  durch  gesetzliche  und  gewohnheitsrecht- 
liche Bestimmungen  regulirten  Führung  von  Handelsbüchern.  *) 

Doch  ist  die  Handelsfreiheit  oft  beschränkt,  theils  so,  dass  gewissen 
Personen  nicht  erlaubt  ist,  Handelsgeschäfte  zu  treiben,  schon  nach  ge- 
meinem deutschen  Rechte,  wie  den  Geistlichen,  den  Soldaten,  dann  zuwei- 
len dem  Adel,  den  Juden,  den  Minderjährigen  u.  s.  w. , theils  so,  dass 
gewisse  Zweige'  des  Handels  beschränkt  sind  durch  Regalien  des  Staates, 
z.  B.  der  Tabaks  - und  der  Salzhandel,  oder  durch  Monopolien,  in  Folge 
welcher  sie  bestimmten  Personen  oder  Klassen  von  Personen  Vorbehalten 


1)  Thal,  das  Handelsrecht,  §.  7—11. 

2)  Thal,  S 7.  8.  Mitterraaier  $.  25  u.  530. 

3)  Thal,  *■  18. 

4)  Mitlcrmaicr,  §.  532—39  d.  508—69. 
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sind,  oder  dass  nur  den  Handelsgilden  die  Ausübung  derselben  zusteht l). 
Die  rechtliche  Stellung  der  verschiedenen  Mitglieder  des  s.  g.  Handelsper- 
sonals, z.  B.  der  Faktoren,  der  Handelscommis,  der  Handelsgesellschaften, 
ist  nicht  die  Folge  besonderer  juristischer  Eigenschaften,  sondern  der  Ver- 
tragsverhältnisse, in  welchen  sie  zu  andern  stehen.  *)  Die  besonderen 
Rechte  der  Handelsfrauen  können  allerdings  als  Wirkungen  ihrer  beschränk- 
teren geschlechtlichen  Rechtsfähigkeit  angesehen  werden  *). 

III.  Die  Sachen,  auf  welche  sich  die  Satzungen  des  Handelsrechts 
beziehen,  sind  nur  solche,  welche  den  Charakter  von  Waaren  4)  haben, 
also  in  der  Regel  bewegliche,  aber  sowohl  alle  Arten  körperlicher  Gegen- 
stände, namentlich  auch  alsWaare  das  Geld,  als  auch  unkörperliche,  insbe- 
sondere Forderungsrechte  in  den  verschiedensten  Formen  als  Staatspa- 
picre,  Aclien  von  Handels,  Geweihs-  und  andern  Unlemehmungsge- 
sellschaften,  Wechsel  u.  s.  w. , endlich  auch  der  z.  B.  durch  Pfandscheine 
mobilisirte  Grundbesitz,  so  dass  auch  bei  den  s.  g.  Instituten  des  „Credit 
foncier“  wenigstens  beziehungsweise  handelsrechtliche  Grundsätze  zur  An- 
wendung kommen. 

IV.  Die  Geschälte,  auf  welche  sich  dieselben  beziehen , sind  vor  allem 
der  Kauf*),  insbesondere  der  von  Slaalspapieren,  er  sei  Baar-,  Credit  oder 
s.  g.  Pränumeralions  -,  Tags-  oder  Lieferungskauf,  Handel  auf  Besicht, 
Kauf  nach  Probe,  Verkauf  von  Loosen,  Prämien  *),  und  Spekulationsge- 
schäft; die  verschiedenen  Commissions-  und  Speditions-  *),  die 
Credit-  und  Assekuranz -Geschäfte  aller  Art1),  Cessionen,  Assig- 
nationen,  Delegationen  •)  und  die  in  mehrere  Hauplarten  sich  spaltenden 
Handelsgesellschaften  ,0),  unterweichen  die  offenellandclsgescilsehaft, 
die  stille  oder  Commnndilen-,  und  die  unbenannte  oder  Aclien- 
gese  Ilse  halt  besonderen  Grundsätzen  unterliegen.-  Bei  den  ersten 
halten  alle  Mitglieder  der  Socielät  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  für  die 
Schulden  der  Firma;  in  der  zweiten  der  gerirende  Complcmentar  un- 
bedingt, der  Commanditist  bis  zum  Belauf  des  von  ihm  eingeschossenen 
oder  einzuschicssenden  Capitols.  In  der  anonymen  Handelsgesellschaft 
haltet  jeder  nur  für  seine  Actien , d.  h.  nach  Maassgabe  seiner  Thcilnahme 


t)  Thöl,  8 16.  lt 

2)  Thöl,  8-  20  folg. 

3)  Thöl,  §.  20.  Mittcrmaicr,  §.  43t.  536. 

4)  Tliöl,  §•  63. 

5)  Thöl,  8-  63—90.  Mittcrmaicr,  8-  563 — 565. 

6)  Thöl,  8 91—99. 

7)  Mittcrmaicr,  8 551 — 553. 

8)  Thöl,  8-  100-111.  Mittcrmaicr,  8-  559-56«. 

9)  Thöl,  8-  119—140.  Mittcrmaicr,  8 561—562. 

10)  Thöl,  8-34—50  Mittermaier,  8-  554 — 558. 
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an  der  Gesellschaft.  Durch  Staatsconcession  werden  den  Acliengesellschaf- 
ten  ofl  die  Rechte  juristischer  Personen  beigelegl;  aber  es  bedürfen  in  der 
Regel  alle  zu  ihrer  Errichtung  wenn  nicht  der  Staatsgenehmigung,  doch 
der  öffentlichen  Bekanntmachung.  Auch  zur  Errichtung  von  Banken*)  ist 
Ermächtigung  des  Staats  erforderlich. 

lieber  alle  diese,  meistens  unter  besonderen  technischen  Benennungen 
vorkommenden,  Geschäfte  und  ihre  Wirkungen  enthält  das  Handelsrecht 
viele  oft  sehr  ins  Einzelne  gehende  Bestimmungen ; ihre  ofl  schwer  fest- 
zuslellende  juristische  Natur  überhaupt  ist  aber  nach  den  allgemeinen 
Rechlsgrundsätzen  zu  beurlheilen. 

Das  letzte  hat  auch  stall  rücksichtlich  der  rechtliehen  Stellung  der 
Faktoren  ( Institores ) eines  Handelsetablissements,  so  wie  rücksichtlich  der 
Handlungsdiener  und  Handlungsreisenden  *)  sowohl  dem  Prinzipal  als  Drit- 
ten gegenüber.  Die  Stellung  der  Waaren-,  Wechsel-  oder  Schiffs-Makler  *), 
Schiffer,  Fuhrleute  u.  s.  w.  ist  meistens  durch  besondere  Verordnungen 
regulirt. 

Das  Seerecht 1 2 3  4 5). 

163.  Das  SeereclU  umlasst  den  Kreis  derjenigen  Rechtsverhältnisse, 
welche  sich  auf  Grundlage  des  durch  die  See  vermittelten  Verkehrs  bilden. 

I.  Sowohl  bei  den  Völkern  des  Alterthums  als  bei  den  neueren  ent- 
wickelte sich  ein  eigentümliches  Recht  rücksichtlich  derselben,  das  Anfangs 
Gewohnheitsrecht  war,  dann  Juristen-  zuletzt  Geselzesrcchl  wurde.  Es  ist 
jetzt  häufig  in  den  Gesetzbüchern  über  das  Handelsrecht  enthalten  •). 

Dass  die  Insel  Rhodus  das  älteste,  in  der  Geschichte  berühmt  gewor- 
dene Seerecht  hatte,  welches  die  Römer  teilweise  recipirlen,  ist  schon 
oben  angeführt  worden.  Auch  das  spätere  römische  Recht  enthält 
Vorschriften  über  Seehandels  Verhältnisse,  welche  mit  dem  Titel  de  lege 


1)  Miller  nt  aier,  $.  571 — 73. 

2)  Thoel,  §■  20—33.  Miltcrmaicr,  §.  537—538. 

3)  Miltcrmaier,  J).  539. 

4)  Der  Verfasser  der  neusten  Darstellung  des  Seerechts  ist  C.  v.  Kaltenborn  in 
seinem  Werke:  die  Grundsätze  des  praktischen  Europäischen  See- 
rechts besonders  im  Privatverkchrc  etc.  Berlin  1851.  2 Bd.  Eine 
Ueborsicht  der  Literatur  desselben  findet  sich  bei  ihm  § 38.  40.  Wichtige  Schrift- 
steller sind:  Azuni  1758  u.  1796/9.  Pattyn  1717.  Valin  1760.  Bravard- 
Veyrieres  1838.  Bosch  1796u.l802.  Jacobson  1815.  Pohls  1830/33. 
Auch  wird  dos  Seorecht  in  den  Lehrbüchern  des  deutschen  Privatrcchls  berück- 
sichtigt, z.  B.  v.  Runde,  Eichhorn  u.  bos.  von  Mi  tlerm  aier. 

5)  Eine  geschichtliche  Ueborsicht  der  älteren  Quellen  des  Seerechls  findet  sich  bei 
Kaltenborn  § 7 folg.  Alle  sind  abgedruckl  und  mit  französischen  Uebersctzun- 
gen  begleitet  bei  Pardettut,  Collection  de  loit  maritimet  antdrieuret  au 
18.  tiecle.  Paris  1828  — 45.  6 Vol. 
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Khodia  und  anderen  älteren  seerechllichen Bestimmungen  im  Corpus  juris  civi- 
lis und  später  in  den  Basiliken  sieh  wieder  linden.  Aus  denselben  und  eini- 
gen Zugaben  sind  erst  im  9.  Jahrhundert  die  s.  g.  rhodischen  Gesetze  her- 
vorgegangen,  welche  aber  nur  dem  Namen  nach  dieser  Insel  angehören.  1 ) 
Aul'  sie  folgen  der  Zeit  nach  die  gleichfalls  schon  erwähnten  Rvles 
d’Oleron  2),  deren  Grundlage  eine  gegen  das  Ende  des  eilten  Jahr- 
hunderts im  südwestlichen  Frankreich  entstandene  Sammlung  von  See- 
rechlsurtheilcn  in  25  Artikeln  ist.  Sic  stieg  nach  und  nach  bis  ins  16. 
Jahrhundert  auf  56.  Die  ersten  wurden  früh  ins  Flamländischc  übertragen 
und  als  Vonnissen  von  Damme  oder  als  Gesetze  von  Weslcapelle  be- 
kannt 3 4),  im  15.  Jahrhundert  ein  Theil  des  holländischen  Secrechls  * ) und 
des  von  Wisby  in  Schweden.  5 6 7 8 9)  Im  vierzehnten  Jahrhundert  entstand  in 
Barcellona  oder  vielleicht  in  Marseille  ein  unter  dem  Titel  des  Consulalo 
del  Mure  €)  bekanntes,  ursprünglich  in  romanischer  Sprache  geschriebenes, 
dann  ins  Spanische  und  Französische  übersetztes  Scerechtsbuch , welches 
grosses  Ansehen  erlangte;  an  dasselbe  schliessl  sich  die  im  16.  Jahrhun- 
dert entstandene  Privatarbeit  des  Guidon  de  la  Mer  7 ) an.  Ausser  dem 
Seerecht  v.  Wisby  gehört  dem  nördlichen  Europa  u.  a.  das  hansea- 
tische Scerecht  an,  bestehend  ausßeccsscn  der  Hansa  von  1369  bis  1614*). 

Die  neueren  Quellen  des  Seerechts  sind : Ludwigs  XIV.  Ordonnance 
maritime  v.  1681,  welcher  der  Guidon  de  la  mer  zur  Grundlage  dient;  die 
Sladlrechle  von  Lübeck  und  Hamburg,  Christians  dänisches  Gesetzbuch  von 
1683,  ein  schwedisches  Seerceht  von  166T,  russische  Verordnungen  von 
1781  und  1782,  ein  Seegeselz  von  Venedig  von  1786,  und  aus  dem  19.  Jahr- 
hundert die  (§.  161)  aufgelührlen  Handelsgesetzbücher,  wie  auch  viele 
Gesetze  und  Einzeln  Verordnungen  hist  aller  Küstenländer  und  Insel-Staaten.  •) 

Die  Darstellung  des  jetzt  praktisch  geltenden  Seerechts  ist  der  grossen 
Mannigfaltigkeit  dieser  Quellen  wegen  eine  vergleichende. 

II.  Das  Gebiet  des  Secrechls  ist  zwar  nur  von  geringem  Umläng; 
doch  sind  dessen  Bestimmungen  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  nusge- 
bildet, oll  zur  grösseren  Sicherheit  des  Seehandels  als  streng  gesetzliche 


1)  Sie  sind  gedruckt  in  der  Collection  de  lois  maritimes  auttfrieures  au  IS. 
siecle.  Tome  I.  S.  209  folg. , desgleichen  die  Scercchtsgesctzc  der  Griechen, 
der  Römer  und  die  der  Basiliken  S.  35 — 208. 

2)  Pardessus  a.  a.  0.  S.  283  folg. 

3)  Pardessus,  S.  355. 

4)  Pardessus,  S.  393. 

5)  Ebend.  S.  425. 

6)  Pardessus,  II,  1.  folg-. 

7)  Elrend.  S.  369. 

8)  Pardessus,  111.  309—448. 

9)  Eine  vollständige  Uebcrsicht  der  Seegeselzgebungen  unsres  Jitluhuudorls  gibt  v. 
Kaltenborn,  8-  18—37. 
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Vorschriften  vorgcschrieben.  Sie  beziehen  sich  ')  auf  den  Bau,  die  Be- 
nennung, die  Flagge,  die  Nationalität  und  Regislrirung  der  Schifte,  die 
Sehiffspapiere  und  Schiffsabgaben,  die  Privilegien  segelfcrligrr  Schiffe,  und 
die  privilegirten  Forderungen  an  Schiften  *);  auf  die  Khederei,  d.  h.  das 
vom  Schiffspatron  oder  Rheder  betriebene  Gewerbe  der  FrnchUahit  mit 
Seeschiffen  sowohl  zur  Personen-  als  zur  Güterbeförderung 1 2  3 4);  auf  das 
Schiffspersonal,  z.  B.  das  Verhältniss  des  Capitäns  zum  Rheder,  das  bei- 
der zu  dem  Schiffsvolk  *),  so  wie  auf  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
der  Loolsen  und  Passagiere.  5 6) 

B.  Sehr  umfangreich  ist  die  secrechllichc  Lehre  von  der  Befrachtung 
der  Schiffe  und  den  durch  den  Frachtkontrakt  entstehenden  sehr  mannigfaltigen 
rechtlichen  Verhfiltnissen. •)  Ferner  die  von  den  Seeschäden  durch  An- 
oder Ueberselzung,  Schiffbruch,  Strandung,  Bergung,  von  der  Abschätzung 
und  Regulirung  der  so  entstandenen  HaTarica  und  der  Reparlilion  des  ent- 
standenen Schadens  7 8),  endlich  die  von  den  auf  Uebernahmc  der  Seege- 
lahr gerichteten  Verträgen*),  als  dem  s.  g.  Focnus  imitici/m,  wenn  ein  Dar- 
lehen in  Geld  oder  in  Waaren  hergegeben  wird,  welche  auf  des  Gläubi- 
gers Gefahr  über  See  gehen;  der  Grossavantür-Vcrtrag,  wenn  je- 
mand gegen  hohe  Zinsen  Geld  zu  einer  Seeunternehmung  in  Waaren  auf 
die  Weise  leiht,  dass  der  Darleiher  ein  dingliches  Recht  an  der  Waare 
hat,  dafür  aber  die  Seegefahr,  welche  die  Waare  treffen  kann,  übernimmt, 
und  die  Bodmerei  im  engem  Sinne,  wenn  der  Gläubiger  auf  ein  Schiff 
sammt  dessen  Fracht  oder  Ladung  ein  Darlehen  gegen  eine  bedungene 
Prämie  in  der  Art  hingibl,  dass  das  Schiff  oder  die  Ladung  oder  respektive 
beides  zugleich  verhaftet  sein  sollen,  der  Leiber  aber  im  Falle  des  zu 
Grundegehens  der  Gegenstände  den  Anspruch  auf  sein  Capital  und  die 
Prämie  verliert,  bei  glücklicher  Ankunft  derselben  aber  beides  ausbezahlt 
erhalten  soll. 

An  dieselben  schlicssen  sich  Seeassekuranzen  an , durch  welche  Jemand 
für  fremde  Unternehmungen  zur  See  die  während  einer  bestimmten  Reise 
oder  einer  gewissen  Zeit  einlretende  Gefahr,  welche  durch  die  Seefahrt 


1)  Wir  folgen  in  der  Angabe  der  Materien  des  Seerechts  Kaltenborn  von  dessen 
$.  41  an,  verweisen  aber  zugleich  auf  die  dieselben  behandelnden  Paragraphen  in 
Mittermaiers  deutschem  Privatrecht. 

2)  Kaltenborn,  $.  41—48.  Mittermaier,  §.  541. 

3)  Kaltenborn,  $■  49—52.  Mittermaier,  §.  541  — 550. 

4)  Kaltenborn,  $.  53—82. 

5)  Kaltenborn,  tj.  83.  84. 

6)  Kaltenborn  $.  85.  133.  Mittermaier,  $.  545. 

7)  Kaltenborn,  §.  134 — 186.  Mittermaier,  §.  314 — 318. 

8)  Kaltenborn  $.  187-210.  Mittermaier,  §.  310—313.  Gerber,  deutsch. 
Pr-R.  J 264. 
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die  versicherten  Gegenstände  treffen  kann,  gegen  eine  festgesetzte  Prämie 
übernimmt.  1 2 ) 

Endlich  bestehen  auch  sehr  ins  Einzelne  gehende,  grossen  Theils 
völkerrechtliche  Bestimmungen  über  die  Rechte  des  Seehandels  im  See- 
krieg, die  sich  u.  A.  auf  die  Neutralität,  den  Embargo,  die  Kriegsconlre- 
bande,  die  Kaperei  u.  s.  w.  beziehen.  *) 

Das  Wechselrechl3 4). 

164.  Zur  Erleichterung  der  von  Kaufieulen  in  entfernteren  Orlen  zu 
machenden  Zahlungen  entstanden  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  und 
zwar  in  Italien  die  Wechsel.  Sie  bestehen  in  Anweisungen  an  anderswo 
Wohnende,  an  eine  in  der  Urkunde  genannte  Person  oder  deren  Or- 
dre eine  genau  angegebene  Summe  Geldes  auszuzahlen.  Zur  vollkom- 
menen Sicherheit,  dass  die  Zahlung  gewiss  geleistet  werde,  pflegt  der- 
jenige, an  welchen  die  Anweisung  gerichtet  ist,  die  Zusage  derselben  un- 
ter dieselbe  zu  setzen  und  dadurch  den  Aullrag  zu  acceptircn.  Es  gab 
bald  in  den  bedeutenderen  Handelsstädten  Kaufleute  *),  welche  das  Ausstel- 
len und  resp.  Auszahlen  auf  sie  gestellter  Anweisungen  dieser  Art  als  eig- 
nen Handelszweig  betrieben,  und,  indem  sie  diese  gegen  Geld  umsetzten 
oder  einlösten  also  umwechscllen,  Wechsler  ( Campsores ) genannt  wurden, 
zumal  sie  auch  Geld  gegen  Geld  einzutauschen  pflegten.  Die  Anweisung 
wurde  alsbald  litera  cambii,  cambium,  französisch  lettre  de  change,  englisch 


1)  Mittermaier,  Jj.  303 — 310.  Kaltenborn,  Jj.  t60.  186.  208.  Gerber, 

deutsch.  Priv. -Hecht.  Jj.  203. 

2)  Kaltenborn  Jj.  211—238. 

3)  Das  Wechsclrccht  hat  als  eigner  Zweig  der  Rechtswissenschaft  eine  sehr  reiche 
Literatur,  über  welche  zu  vergl.  Mi I termnier,  deutsches  Priv.-R.  §■  320.  Th  öl, 
Handelsrecht  Bd.  II.  v.  1847.  $.  148.  Seit  der  Einführung  einer  allgemeinen 
Wechselordnung  in  Deutschland  hat  sich  dieselbe  noch  vermehrt  u.  a.  durch  die 
Schrift  von  W.  Brauer  1610.  Auch  Zeitschriften  sind  zu  nennen:  z.  B.  das 
seit  1851  erscheinende  Archiv  für  deutsches  Wechselrechl  von  Sieben  haar 
und  Tauchnilz.  Eine  gedrängte  sehr  substantielle  Darstellung  des  jetzt  gel- 
tenden deutschen  Wechselrechts  enthält  Gerber’s  deutsch.  Pr.-R  Jj.  205—  218. 
Die  Darstellungen  von  Bender  1828,  Pöhl  1827,  T r ei  tsc  h kc  1S24  u.  1831, 
Einert  1830,  Thöl  1847,  so  wie  alle  froheren,  enthalten  das  bis  1849  bei 
uns  gellende;  Meissner  veranstaltete  1836 — 37  einen  Codex  der  europäischen 
Wechselrechle  in  2 Bänden. 

4)  Auch  die  Geschichte  des  Wcchsclinstiluies  und  des  Wechselrechts  hat  mehrere 
Bearbeiter  gefunden:  in  Deutschland  M a r l e n 8 1797,  Bien  er  im  Bd.  I seiner 
Abhandlungen  aus  dem  Gebiet  der  Rechtsgeschiehlc  1840,  No  back  1845  und 
1)  cd  ek  i n d in  s.  Abriss  einer  Geschichte  des  Wccbsclrechls  1843,  und  in  kürzester 
l' ebersicht  Mittermaier  §.  319.  Eine  richtigere  Erklärung  der  in  den  Con- 
silien des  Ba  ld  u s vorkommenden  Wechselfälle  gibt  Hollius  in  seiucn  deutsch 
v.  Sutro  herausgegebenen  Abhandlungen,  Utrecht  1852.  S.  169.  folg. 
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bitt  of  cxchange , deutsch  Wechsel  genannt.  Der  Gebrauch  der  Wech- 
sel ward  vor  allem  durch  die  Messen  (und  Markte)  gefördert,  indem  es 
allgemein  Sitte  ward,  die  Zahlungstermine  auf  die  Messzeiten  feslzusetzen. 

Um  den  Wechselverkehr  zu  erleichtern  und  zu  sichern,  wurde  theils 
durch  die  Sitte  theils  durch  die  Gesetzgebung  festgcslellt,  dass  a)  jede 
übernommene  Wechselverbindlichkeit  einer  schleunigen  Execution,  und  zwar 
verbunden  mit  der  Verhaltung  des  Acceptanten,  unterliege,  und  beimWech- 
selprocess  ein  genau  geordnetes  sehr  summarisches  Verfahren  eintrete: 
dass  aber  b)  die  Wechselbriefe  in  einer  bestimmten,  ihre  Eigenschaft  als 
solche  unbezweifelt  feststellenden  Form  ausgestellt  werden  mussten.  Auf 
diese  Weise  erhielten  die  Wechselschuldcn  einen  festen  speciellen  Charac- 
ter  und  es  konnte  sich  nur  noch  fragen : welches  die  juristische  Natur 
derselben  gemäss  den  Grundsätzen  des  allgemeinen  Obligationenrechts  sei? 
Diess  zu  bestimmen,  war  Sache  der  Hecht  Wissenschaft;  und  so  versuchten 
die  Rechlsgelchrtcn  mit  vorherrschender  Berücksichtigung  des  römischen 
Rechts  dieses  Problem  zu  lösen.  Allein  diese  Aufgabe  ist  überaus  schwie- 
rig und  noch  jetzt  nicht  auf  eine  allgemein  geltende  Weise  beantwortet 1 2 ). 

Indessen  gewann  der  Wechselvcrkehr  eine  unermessliche  Ausdehnung, 
die  Wechsel  traten  nicht  nur  in  kaufmännischen  Geschähen  an  die  Stelle 
des  Geldes,  indem  wenigstens  eben  so  oft  in  Wechsel  als  in  Geld  gezahlt 
ward,  sondern  die  Wechselbricfc  wurden  sogar  fast  für  alle  Stünde  eine 
allgemeine  Form,  Geldschulden  zu  contrahiren.  Die  technisch  zweifelhafte 
Natur  des  s.  g.  Wechsel  Vertrags  veranlasst  aber  häufige  Processe:  es  ward 
nöthig,  durch  die  Gesetzgebung  ein  festes  Wechselreeht  zu  sanctioniren. 
Diess  geschah  nach  und  nach  in  den  meisten  Staaten,  theils  durch  s.  g. 
Wechselordnungen  theils  in  den  Handelsgesetzbüchern  *).  Das  Wechsel- 
recht  mancher  Länder  wurde  in  andern  eingeführt,  wie  z.  B.  das  neuere 
französische  (des  Code  de  Commerce),  und  dadurch  dem  Bediirfniss  einer 
grossem  Uniformität  Rechnung  getragen.  Auch  in  Deutschland  wurde  das 
Wechselreeht,  freilich  zuerst  nur  durch  Particulargeselzgebungen,  auf  eine 
mehr  oder  weniger  gleichförmige  Weise  regulirt.  Die  Zahl  derselben  ver- 
mehrte sich  in  neuerer  Zeit  so  sehr,  dass  man  endlich  den  Plan  zur  Ab- 
fassung einer  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung  fasste;  eine  von  ob- 
geordneten  Rechtsgclehrlen  und  Kaufleulen  aller  deutschen  Staaten  gebil- 
dete Commission  trat  den  20.  Oelober  1847  in  Leipzig-  zusammen,  welche 
mit  Zugrundlegung  eines  auf  Anordnung  der  preussischen  Regierung 
ausgearbeiteten  Entwurfs  sich  über  eine  zu  sanctionircnde  allgemeine 
deutsche  Wechselordnung  in  19  Sitzungen  vom  20.  October  bis 


1)  Eine  Kritik  der  Theorien  von  Einer!,  Th  öl  und  Liebe  gibt  Brauer  in  seinem 
Buche : die  allgemeine  deutsche  Wechselordnung  S.  12 — 28. 

2)  Eine  vollständige  Angabe  derselben  bis  1843  findet  sich  bei  Dedekind,  eine 
bis  1847  gehende  Ueborsicht  der  wichtigsten  bei  Thöl  §.  143 — 145. 


Digitized  by  Google 


410 


9.  Deceuibcr  einigle.  Derselbe  wurde  alsbald  den  Kammern  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  vorgelegt.  Die  Märzercignisse  des  Jahres  1848  beschleu- 
nigten dessen  Einführung.  Der  Drang  nach  grösserer  Einigung  Deutsch- 
lands auch  durch  die  Gesetzgebung  konnte  auf  diesem  Gebiete , da  alles 
vorbereitet  war,  leicht  ausgeführt  werden,  und  so  wurde  nach  nochmaliger 
Prüfung  des  Entwurfs  durch  eine  Commission  der  s.  g.  lieichsversammlung 
in  Frankfurt  der  im  Schoosse  derselben  gestellte  Antrag:  sie  wolle,  den 
Entwurf  einer  Wechselordnung,  so  wie  derselbe  aus  den  Beralhungcn  der 
Leipziger  Conferenz  hervorgegangen,  ohne  Eingehen  in  eine  Discussion  über 
dessen  Detailbestimmungen  unverändert  annehmen  und  dessen  Verkün- 
digung als  Reichsgesclz  verordnen,  in  der  Sitzung  vom  24.  Novbr.  18-18  er- 
füllt, das  Gesetz  als  Reichswechselordnung  anerkannt,  von  dem  an  die  Stelle 
der  deutschen  Bundesversammlung  getretenen  Reichsverweser  promulgirl  und 
in  jedem  einzelnen  deutschen  Staate,  zuweilen  unter  Hinzufügung  von 
Modiliealionen,  eingeführl 1 2 3 ). 

Im  Wesentlichen  stimmt  dieses  ge  meineWcchselrcchtDeutsc  Ir- 
lands mit  dem  in  den  Gesetzgebungen  aller  gebildeten  Völker  enthal- 
tenen allgemeinen  Wechselrecht  überein,  so  dass  eine  Angabe  der 
Grundzüge  des  letzten  zugleich  die  des  jetzt  geltenden  deutschen  Wech- 
selrechts enthält. 

165.  Der  Wechsel1)  ist  eine  in  einer  besonderen  Form  ausgestellte 
einseitige  Schuldurkunde,  in  welcher  die  Auszahlung  einer  feslbestimmlen 
Summe  an  einem  bestimmten  Orte  (unter  Wechselhaft)  versprochen  wird. 
Sie  begründet  den  Wechsel  vertrag  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  des- 
sen Kraft  in  der  Beseitigung  der  aus  dem  materiellen  Grunde  der  Forder- 
ung hervorgehenden  Hemmnisse  ihrer  Rcalisirung  liegt,  indem  sie  den 
Schwerpuncl  des  Rechts  ausschliesslich  in  die  Form  der  Urkunde  verlegt, 
welche  ein  hier  gültiges  Sumnienvmprerlmt  ohne  Gegenversprechen  beweist 
(materielle  Wechselslrenge),  und  zu  welcher  inneren  Kraft  die  die  äussere 
Hülfe  beschleunigenden  l’rocessformen  und  eine  eigne  Strenge  der  Execu- 
tion  (formelle  Wechselslrenge)  hinzutritt J). 

A.  Die  Form  des  Wechsels  ist  entweder  die  der  Tratte  d.  h.  die  eines 
Summenversprechens  mit  Zahlungsauftrag,  oder  die  eines  eigenen  (s.  g. 
trockenen)  Wechsels,  wodurch  der  Aussteller  die  Auszahlung  der  Summe 
gegen  Vorzeigen  des  Wechsels  durch  ihn  selbst  verspricht. 

Bei  derTratle  richtet  der  Trassant  den  Auftrag  an  den  Trassaten,  dem 
Wechselinhaber  (Remittenten)  zu  zahlen,  und  macht  sich  zugleich  (stillschwei- 
gend) verbindlich,  selbst  zu  zahlen,  wenn  etwa  der  acceplirte  Zahlungs- 

1)  B rauer  a.  a.  0.  S.  1 — 12. 

2)  Der  Verfasser  folgt  vorzugsweise  der  Darstellung  G c r b e r's  in  dessen  deutschem 
Privatrecht  $.  205  folg.  Zu  vergl.  sind  Mittcrmaier  §.  321  folg.  Tliöl 
Bd.  11.  u.  Brauer  S.  28—175. 

3)  Gerber,  $.  205.  Thöl,  S-  14».  150. 
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auftrug  unerfüllt  bleiben  sollte.  Die  Annahme  des  Zahlungsauftrags  von 
Seiten  des  Trassaten  ist  das  Wechselversprcchcn  des  Acceptanlen,  und  dem 
Wechselinhaber  bei  dem  eignen  Wechsel  verspricht  Jemand,  selbst  ohne 
Zahlungsauftrag  zu  zahlen  1 ). 

B.  Gegenstand  eines  Wechsels  kann  nur  eine  Gelschuld  sein.  Die 
Fähigkeit  aus  einem  Wechsel  berechtigt  zu  werden  unterliegt  keiner  Be- 
schränkung. Die  wcchselrechlliehen  Verbindlichkeiten  zu  übernehmen,  wurde 
früher  als  das  besondere  Recht  einzelner  Pcrsoncnklassen  betrachtet , jetzt 
hat  es  jeder,  der  sich  privatrechtlich  zu  verpflichten  befugt  ist;  doch  un- 
terliegen nicht  immer  die  Acceptanlen  der  Wechselslrenge- des  Personnlar- 
resles,  z.  B.  nicht  die  Erben  desselben,  nicht  Frauen,  die  keinen  Handel 
treiben,  oft  auch  nicht  Geistliche,  Militärpersonen  n.  a.  *) 

C.  Die  wesentlichen  Erfordernisse  der  Tratte  *)  sind  a)  die  Bezeich- 
nung des  Papiers  mit  dem  Worte  Wechsel,  b)  die  Angabe  der  Weeh- 
selsuinme,  c)  Bezeichnung  der  Person  oder  Firma,  an  welche  oder  an 
deren  Ordre  gezahlt  werden  soll,  d)  die  Bestimmung  der  Zahlungszeit, 
welche  theils  ein  bestimmter  Tag,  theils  eine  nach  dem  Datum  zu  berech- 
nende Zeit  (Datowechsel),  theils  der  Tag  der  Präsentation  oder  ein  nach 
ihr  bestimmter  Zeitpunkt  (Wechsel  auf  oder  nach  Sicht),  theils  die  Zeit 
einer  Messe  oder  eines  Marktes  sein  kann  (Mess  - oder  Marktwechsel), 

e)  die  Unterschrift  des  Trassanten  mit  seinem  Namen  oder  mit  der  Firma, 

f)  die  Angabe  des  Namens  oder  der  Firma  des  Trassaten,  g)  die  Angabe 
des  Ortes  und  Dalums  der  Ausstellung  und  h)  des  Zahlungsortes,  als  wel- 
cher, wenn  kein  anderer  angegeben  ist,  der  beim  Namen  des  Trassaten 
angeführte  gilt.  Eine.  Tratte  kann  in  mehreren  Exemplaren  ausgestellt  wer- 
den , so  dass  jedes  eine  besondere  Bezeichnung  als  Prima , Secunda  und 
Tertia  erhält.  Durch  die  Zahlung  eines  Exemplars  erlöscht  die  Wechsel- 
krafl  der  übrigen  *).  Wie  die  Form  des  Eigenwechsels  sich  von  der  der 
Tratte  unterscheide,  ist  ans  der  Begriffsbestimmung  desselben  zu  entnehmen. 

D.  Das  Recht  aus  einem  Wechsel  kann  durch  eine  sehr  einfache 
Uebertragungsform,  Indossament  oder  Giro  genannt,  auf  einen  andern 
übergehen,  nämlich  durch  die  auf  der  Rückseite  des  Wechsels  oder  dessen 
Verlängerung  ( Allonge ) mit  seiner  Namensunterschrift  versehene  Erklärung, 
dass  der  Wechselinhaber  (Indossant)  die  Zahlung  an  die  Ordre  eines  An- 
dern (Indossatar)  gemacht  haben  wolle.  Der  Indossatar  kann  weiter  in- 
dossiren  und  der  Wechsel  durch  eine  Reihe  Hönde  laufen.  Das  Indossa- 
ment ist  eine  neue  Tratte  mit  einem  neuen  Zahlungsauftrag  mit  Wieder- 
holung des  Inhalts  der  ursprünglichen,  durch  welche  die  Indossatare  so- 


ll Gerber,  8-  206.  Thöl,  8-151. 

2)  Gerber,  8-  207.  Thül,  $•  153—155.  Deutsch.-  Wechselordnung  §•  2.  3. 

3)  Gerber,  8-  208.  Thöl,  8-  156—170. 

4)  Gerber,  8-  208. 
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wohl  zu  den  Indossanten  als  zu  den  Acceplanten  in  dasselbe  Verbiiltniss  tre- 
ten, in  welchem  der  Remittent  sich  zu  diesen  und  zum  Aussteller  befindet 1 2 3 ). 

E.  Erst  die  durch  die  Präsentation  eingeleitete  Acceplalioti  der  Tratte 
macht  den  Trassaten  zur  Zahlung  des  Wechsels  verbindlich;  doch  findet 
sie  oft  in  engster  Verbindung  mit  der  letzten  statt,  indem  der  am  Verfall- 
tage präsentirte  Wechsel  sogleich  bezahlt  wird 1 ).  Der  Trassat  kann  nach 
freier  Wahl  den  Accept  geben  oder  weigern,  er  sei  denn  durch  ein  dem 
Trassanten  oder  Wechselinhaber  gegebenes  Versprechen  zur  Annahme  ver- 
pflichtet: eine  Verbindlichkeit,  die  jedoch  keine  Wechselkrafl  hat.  Wird 
die  Zahlung  geleistet , so  ist  das  ganze  auf  dem  Wechsel  ruhende  Schuld- 
verhältniss  beendigt.  Zur  Zahlung  ist  der  Acceplant  nur  gegen  Aushän- 
digung der  quittirten  Tratte  nebst  Indossamenten  und  Acceplen  verpflichtet; 
desshalb  erlischt  auch  die  Wechselforderung,  wenn  die  Tratte  selbst  durch 
Zufall  vernichtet  wird. 

F.  Wird  die  Zahlung  verweigert5),  so  ist  der  Trassant  oder  Indos- 
sant aus  dem  Begebungs vertrage  wechselrechtlich  verpflichtet,  den  Werth 
der  Wechselzahlung  nebst  Kosten  zu  leisten.  Wenn  die  Tratte  nicht  ac- 
ceptirt  wird,  so  hat  der  Inhaber  zunächst  nur  den  Regress  wegen 
Mangels  Annahme  auf  Sicherheitsleistung  künftiger  Zahlung.  Uebri- 
gens  muss  dem  Regress  der  Wechselprotest  vorhergehen,  d.  h.  eine 
von  einer  Gerichtsperson  oder  einem  Notar  aufgenommene  Urkunde  darü- 
ber, dass  die  Präsentation  in  gehöriger  Weise  geschehen,  aber  keine  Zah- 
lung erfolgt  sei.  Der  Protest  muss  rechtzeitig,  d.  h.  er  muss  spätestens 
am  zweiten  Tag  nach  dem  Verfalltage  (wenn  er  kein  Sonn  ■ oder  Feier- 
tag ist)  vorgenommen  worden  sein.  Der  Inhaber  kann,  wenn  Indossanten 
da  sind,  mittelst  einer  gegen  alle  Vormänner  zugleich  oder  nur  gegen 
einige  oder  einen  nach  freier  Wahl  gerichteten  Wechselklage  die  Zahlung 
der  Regresssumme  nebst  6 Procent  Zinsen  und  Koslenersatz  fordern4). 

Es  ist  jedoch  auch  möglich,  vermittelst  einer  Intervention  die  Hono- 
rirung  herbeizuführen;  eine  solche  kann  auf  freiwilligem  Entschluss  eines 
Dritten  (Ehrenintervenlion)  oder  auf  der  Annahme  einer  Nothndresse  be- 
ruhen. Der  Zahlende  tritt  als  Intervenient  in  die  Rechte  des  Inhabers  ge- 
gen den  Acceplanten,  den  Honorirlen  und  dessen  Vormänner,  weshalb  er 
sich  den  Protest  Mangels  Zahlung  nebst  dem  Wechsel  gegen  Erstattung  der 
Prolestkosten  nushändigen  lassen  muss*). 

Der  Werth  eines  Wechsels  kann  gehoben  werden  durch  Bürgschaft 
eines  Dritten,  namentlich  wenn  sie  selbst  in  der  Form  eines  Wechselver- 


1)  Gerber,  210.  Th5l,  $.  226—246. 

2)  Gerber,  S-  211.  212.  Th  öl,  §•  197—206. 

3)  Gerber,  §•  213.  214.  Thöl,  S 209-225. 

4)  So  nach  der  deutschen  Wechselordnung  $.  49—  54. 

5)  Gerber,  S-  214.  Thöl,  S-  248-260. 
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sprechen^  geleistet  wird.  Geschieht  diese  dadurch,  dass  der  Bürge  seinen 
Nauien  unter  den  des  Acceptante»  oder  Indossanten  schreibt,  so  ist  ein 
Aval  vorhanden,  welcher,  wenn  mehrere  Bürgschaft  leisten,  sie  solidarisch 
ohne  Einrede  der  Theilung  als  Wechselschuldner  verpflichtet  '). 


II.  Ablheilung. 

Die  Zweige  des  öffentlichen  Rechts. 

I.  Capitel. 

IUti*ieUe  Belrucktüiig  des  Staalsrcekl«  »der  Cnmdtige  de«  s.  g.  allgemeinen 

Staatsreckt». 

Die  Staatsidee,  die  Grundlagen  und  Quellen  des  Staats* 

rechts  1 ). 

166.  Der  Staat  erscheint  zunächst  als  eine  unter  der  Leitung  und 
dem  Schutze  einer  höchsten  Gewalt  stehende  Rechtsordnung.  Nur  die 
durch  die  Herrschaft  einer  solchen  Gewalt  geeinigte  Genossenschaft  kann 
Staat  genannt  werden,  deren  Mitglieder  rechtlich  frei  sind.  Man  hat  daher 
in  der  materiellen  Grundlage  des  Staalsrechls,  die  in  einer  einem  höchsten 
Willen  unterworfenen  Rechtsgemeinschaft  besteht,  zwei  Momente  zu  unter- 
scheiden, das  auf  Seiten  der  Beherrschten  (also  des  Volkes)  sich  findende 
der  Freiheit  und  das  auf  Seiten  der  Herrscher  sichtbare  der  Gewalt. 
Ein  solcher  Zustand  ist  ohne  eine  Vermittlung  nicht  denkbar,  indem  beide 
Momente  als  Gegensätze  sich  bekämpfen.  Die  Vermittlung  wird  bewerk- 
stelligt durch  das  Recht,  welches  zwischen  beiden  eine  der  Idee  der  Ge- 
rechtigkeit gemäss  fest  zustellende  Gränze  zieht,  und  wenn  es  diess  thul, 
sich  zu  dem  Zweig  der  Rechtswissenschaft  gestaltet,  den  man  das  Staals- 
rcchl  (das  Wort  im  weiteren  Sinn  genommen)  zu  nennen  pflegt.  Es  ent- 


1)  Gerber,  *•  216-  TbSl,  S 261  folg. 

2)  Unter  den  vielen  hierher  gehörenden  Schriften  heben  wir  hervor : C.  S.  Z a- 

chariae,  Vierzig  Bücher  v.  Staat.  2te  Aufl.  Heidelberg  1830 — 12.  5 Bde. 
Schinilth  en  ner,  Zwölf  Bücher  v.  Staate,  Giessen  1839-  12.  2 Bde.  Abrcns, 
die  organische  Staatslehre  B.  I.  Wien  1850.  Bluntschli,  A 11g.  Slaatsrecbt 
geschichtlich  begründet,  München  1852.  Stahl,  Rechtsphilosophie  11.  2.  H.  A. 
Zachariae,  deutsches  Staatsrecht  2.  Aufl.  Bd.  I.  1853.  Sc  hü  t z c n her  g c r, 
Irt  tois  de  C ordre  social.  Strassb.  et  Paris  1850/1.  2 V.  Fichte,  Ethik  B.  II, 
Ablh.  II.  S.  210  folg.  Zu  vergleichen  des  Verfassers  Abhandlung  über  die  ge- 
genwärtige Aufgabe  der  Rechtsphilosophie  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die 
gesammlc  Staatswissenschafl  B.  7.  S.  173 — 536. 
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halt  diejenigen  Rechtsgrundsatzc,  welche  das  gegenseitige  Verhällniss  der 
Staatsgewalt  und  der  Einzelnen  im  Staate  fcstslellen. 

Die  dieser  Feststellung  zu  Grunde  liegenden  allgemeinen  Rechtsideen 
bilden  die  rationelle  Grundlage  des  Staatsreehts,  und  die  wirklich  bei  einem 
Volke  geltend  gewordenen  staatsrechtlichen  Ansichten  die  historische. 

107.  Die  staatlich  geeinigte  Rechlsgenossenschafl  ist  nicht  blos  Rechts- 
ordnung, sondern  auch  die  Gestaltung  derjenigen  Verwirklichungsform  der 
ergänzenden  Gemeinschaft  (s.  oben  §.7),  welche  dem  menschlichen  Gc- 
meinleben  seine  äussere  Form  und  Stärke  giebt  und  es  den  Menschen 
möglich  macht,  auf  dem  Gebiete  der  äusseren  Freiheit  alle  durch  die  übri- 
gen Formen  derselben  gesetzten  Zwecke  zu  realisiren.  Diess  thun  alle 
staatlich  geeinigten  Völker,  jedoch  jedes  auf  eine  seinem  Genius  und  seiner 
Cullurhöhe  gemässe  Weise,  so  dass  die  geschichtlich  praclischc  Entwicklung 
der  Slantsidee  sehr  mannigfach  ist  und  verschiedene  (zum  Theil  schon  in 
§.  57.  C.  angegebene)  Stadien  durchläuft. 

Das  Staatsrecht  eines  Volkes  ist  deshalb  durch  dessen  Nationalität, 
Civilisalionshöhc  und  die  in  jeder  Periode  seiner  Geschichte  herrschenden 
socialen  Zustände  (deren  rechtliche  Seile  es  zu  reguliren  bestimmt  ist) 
bedingt  und  von  der  bei  ihm  gewordenen  Auffassung  der  Staatsidee 
beherrscht.  Jeder  Auffassung  dieser  Art  liegt  irgend  eine  Ansicht  über 
den  Slaatszweck  (oder  vielmehr  über  die  Zwecke,  welche  der  Staat 
zu  verwirklichen  habe)  zu  Grund,  sic  mag  eine  im  Allgemeinen  noch  un- 
bestimmte oder  eine  klar  und  scharl  erfasste  politische  Theorie  sein.  Nach 
den  herrschend  gewordenen  Volksansichten  hierüber  gestaltet  sieh  dann 
die  rationelle  Grundlage  des  Slaalsrechls,  und  deshalb  hat  man  bei  der 
Beleuchtung  derselben  die  wichtigsten  Doctrinen  über  den  Slaatszweck  zu 
berücksichtigen.  Die  sehr  bedeutende  Zahl  derselben  lässt  sich  auf  drei, 
ja  auf  zwei  Haupttheorien  zurückführen  1 ).  Nach  der  einen  soll  der  Staat 
nichts  anderes  sein  als  eine  Zwangsanstalt  zur  Sicherung  des  Rechts 
oder  zur  Erhnllung  eines  rechtlichen  Friedenszustandes;  nach  der  zweiten 
eine  Anstalt  zur  Beförderung  der  Wohlfahrt  Aller,  insbesondere  der  mate- 
riellen, nach  der  dritten  endlich  ist  der  Zweck  des  Staates  die  durch  die 
Staatsgewalt  zu  bewerkstelligende  Verwirklichung  aller  sittlichen  Ideen. 
Da  dieses  Ziel  aber  in  der  Thal  nur  die  höchste  Potenzinmg  der  Ideen 
des  Wohles  ist,  so  stellen  sich  die  beiden  letzten  Auffassungen  dem  Grund- 
gedanken nach  als  identisch  heraus,  und  sind  nur  mit  der  ersten  Theorie 
im  Gegensätze;  dieser  hebt  sich  aber  durch  die  Einigung  beider  Theorien 
in  der  vollständigen  Auffassung  der  Staalsidee,  nach  welcher  die  Bestim- 


1)  C.  S.  Zachariac,  Vierzig  Bocher  v.  Staat.  Bd.  V.  S.  147.  M ur  h a rd,  der  Zweck 
des  Staates  1832.  H.  A.  Zachariac,  §■  13.  Bluntschli,  S.  20— 36.  Ähren»! 
S.  78  folg.  — Des  Verfassers  Abhandlung : Die  gegenwärtige  Aufgabe,  S.  476. 
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mang  des  Staates  sowohl  in  der  Sicherung  und  Förderung  des  Rechts 
als  der  des  Wohls  bestellt.  Damit  stimmt  auch  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Slaatcn  überein,  indem  alle,  selbst  die  unvollkommensten 
Staaten  immer  Institute  zur  Sicherung  des  Rechts  und  des  Wohls  waren, 
wenn  auch  die  Letter  derselben  oder  die  Völker  diese  Ideen  auf  die  be- 
schränkteste oder  einseitigste  Weise  au  (gefasst  heben.  Je  richtiger  und 
grossarliger  sie  erfasst  worden,  um  so  befriedigender  hat  die  Staatsordnung 
sich  gestaltet,  und  je  mehr  die  Leiter  der  Völker  der  hohen  Bestimmung 
des  Staates  sich  bewusst  waren,  um  so  mehr  hat  sich  der  Organismus 
derselben  der  wissenschaftlich  erkannten  Staatsidee  genähert. 

Je  nach  der  Verschiedenheit  der  Auflassung  dieser  Idee  hat  sich  auch 
das  Slaalsrechl  verschiedentlich  ausgebildet  und  das  Verhällniss  der  Staats- 
gewalt zur  Freiheit,  diese  mehr  oder  weniger  beschränkend,  sich  festgestellt. 
Demgemäss  ist  mancher  Slaatsorganismus  der  eines  s.  g.  Polizei-,  ein 
anderer  der  eines  Rechtsstaates,  mancher  hat  einen  theocralischen 
Characler,  mancher  einen  militärischen,  den  eines  Handelsslaates 
u.  s.  w. 


Die  Grundformen  der  Slaatsvcrfassung  *). 

168.  Da  das  Moment  der  Freiheit  schon  durch  den  Organismus 
der  bürgerlichen  Gemeinschaft  gegeben  und  durch  die  Grundsätze  des  l’ri- 
valrechts  im  Allgemeinen  bestimmt  ist,  so  erscheint  das  der  Gewalt  im 
Slaatsrcchlc  als  das  bei  weitem  wichtigere.  Es  muss  nolhwendig  recht- 
lich festgesetzt  werden,  welches  in  einem  bestimmten  Staate  die  Träger 
der  höchsten  Gewalt  sein  sollen  ? in  welchem  Umfange  diese  den  Macht- 
habern zustehe?  auf  welche  Weise  sie  ausgeübt  werden  müsse?  welche 
Berechtigungen  den  Genossen  des  Staates  in  allen  diesen  Beziehungen  zu- 
slehen?  welchen  öffentlichen  Belastungen  sie  unterworfen  sind?  u.  s.  w. 
Der  Inbegriff  aller  dieser  die  Grundform  eines  Staates  bestimmenden  Nor- 
men machen  dessen  Verfassung  aus.  Das  Slaalsrechl  i3t  vorerst  Slaals- 
verfassungsreeh  t. 

Es  sind  aber  die  verschiedensten  Gestaltungen  dieses  Beherrschungs- 
organismus möglich.  Die  Wissenschaft  hat  schon  längst  sich  damit  be- 
schäftigt, dieselben  auf  Hauptarten  oder  llauptformen  zurückzuführen;  es 
ist  daraus  die  Lehre  von  den  Staatsverfassungs  - oder  Regierungsformen 
hervorgegangen.  Lange  Zeit  hat  man  nach  den  schon  bei  den  Griechen 
vorkommenden  Doclrinen  nach  der  Verschiedenheit  der  Träger  der  höchsten 
Gewalt  die  Verfassungsformen  auf  drei  beschränkt,  und  die  monarchi- 
sche, aristocratische  und  democratische  Verfassung  untersehie- 


1)  Zachariac,  Vierzig  Bücher  v.  Staate,  Bd.  III.  BlunUchli,  S.  150—256. 
H.  A.  Zachariae,  $.  21  folg.  Die  gegenwärtige  Aufgabe  S.  461. 
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den.  Allein  eine  genauere  Kenntniss  des  Wesens  der  Staaten  hui  zur  Ueber- 
zeugung  geführt,  dass  jene  Einteilung  eine  wissenschaftlich  genügende 
nicht  genannt  werden  kann. 

I.  Die  Beherrschungsfomicn  können  entweder  Verfassungs-  oder 
blose  Regierungsformen  sein.  Kragt  man  nämlich:  wem  die  höchste 
Gewalt  — die  Souveränität  — im  Staate  zustehe,  so  handelt  es  sich 
von  der  Staatsverfassung ; ist  dagegen  nur  davon  die  Rede:  von  wem  die 
Gewalt  im  Staate  ausgeübt  wird,  blos  von  Regierungsformen. 

In  beiden  Beziehungen  kann  man  indessen  einfache,  gemischte 
und  zu sammen gesetzte  Beherrschungsformen  unterscheiden.  Die  ersten 
sind  entweder  monarchische  oder  republikanische,  je  nachdem  die  Gewalt 
einem  Einzelnen  zustehl  oder  nicht;  im  ersten  Falle  ist  der  Staat  eine 
Monarchie,  im  zweiten  eine  aristocratische  oder  democralische  Republik. 
Gemischt  ist  die  ständische  und  die  Repräsentativ  - oder  constitulionelle 
Monarchie  *).  Eine  zusammengesetzte  Verfassung  ist  die  des  Bundes- 
staates. 

A.  Die  Verfassung  ist  einfach  und  monarchisch,  wenn  der  Stanl 
einem  Herrscher  untergeben  ist,  dem  die  Souveränität  als  Eigenthum  zu- 
steht; arislocratisch-republikanisch,  wenn  sie  das  ausschliessliche  Recht 
einer  bestimmten  Klasse  von  Personen  ist,  z.  B.  einer  Kaste  oder  bestimmter 
durch  Geburt  oder  durch  Giilerbesitz  zur  Herrschaft  eines  Staates  berufener 
Familien;  eine  democratische  Republik,  wenn  alle  Gewalt  von  der  Gc- 
sammlheit  des  Volkes  unmittelbar  oder  mittelbar  ausgeht;  gemischt  ist  die 
Verfassung,  wenn  die  Souveränität  ungclheilt  einem  Monarchen  und  Stän- 
den oder  Volksvertretern  zusteht;  und  zusammengesetzt,  wenn  die  höhere 
Souveränität  zwischen  einer  Central-  und  Provincial-Regierungen  gelheilt 
ist,  wie  z.  B.  in  den  nordamerikanischen  Freistaaten  oder  einst  im  deut- 
schen Reiche. 

B.  Eine  monarchische  Regierungsform  ist  vorhanden,  wenn  die 
Souveränität  dem  Volke  zustehl,  aber  von  einem  König  ausgeübt  wird,  es 
sei  von  ihm  allein  oder  unter  Mitwirkung  von  Ständen  oder  Volksreprä- 
sentanten, während  seiner  Verfassung  nach  der  Staat  ein  republikanischer 
ist,  wie  z.  B.  das  Königreich  Belgien.  Wird  umgekehrt  die  dem  Monarchen 
zustehende  Souveränität  unter  Mitwirkung  von  Volksvertretern  ausgeübt, 
so  ist  die  Regierungsform,  wenigstens  annähernd,  republikanisch,  wie  in 
mancher  conslitulionellen  Monarchie.  Auch  der  Bundesstaat  kann  den 


1)  Man  kann  die  Beherrschungsformen  in  folgendes  Schema  bringen:  I.  Der 
Einheitsstaat  A.  Mit  einfacher  Verfassungs-  oder  Rcgieningsform.  a)  Pie 
absolute  Monarchie,  b)  die  Republik,  «.  die  aristocratische,  ß.  die  democralische, 
1)  die  unmittelbare  Volksrepublik,  2)  die  Reprfsenlntivrepiiblik.  B.  Mit  ver- 
mischter Verfassungs-  oder  Regierungsform  : a)  die  Monarchie  mit  Ständen,  b)  die 
constitutioneile  Monarchie.  II.  Der  Bundesstaat. 
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Characler  einer  Regicrungsform  liaben , wenn  nütnlich  in  demselben  das 
Princip  der  Volkssouverünital  gilt  und  nur  die  Ausübung  der  höchsten 
Gewalt  zwischen  einer  Central-  und  l’rovincialregierung  getheilt  ist,  wie 
z.  B.  in  der  Schweiz,  in  welcher  alle  Macht  von  der  Bevölkerung  der  ein- 
zelnen Canlone  ausgeht. 

II.  lieber  den  wahren  Characler  der  constitutioneilen  Monarchie  (oder 
der  Monarchie  mit  einer  Repräsentalivvcrfassung)  sind  die  Ansichten  der 
Gelehrten  nicht  einig,  indem  nach  einigen  in  derselben  die  Souveränität 
ungetheilt  dem  Monarchen  zustehen  soll,  nach  andern  dem  Volk  oder  die- 
sem in  ungeteilter  Gemeinschaft  mit  dem  Monarchen.  Allein  diese  Be- 
herrschungsform ist  in  jeder  dieser  drei  Gestaltungen  möglich,  ja  geschicht- 
lich wirklich,  wie  sich  aus  einer  unbefangenen  Vergleichung  und  Beurtei- 
lung der  conslilulionellen  Monarchien  Deutschlands,  Belgiens  und  der  eng- 
lischen Verfassung  ergeben  dürfte. 

III.  Welche  Verfassungs-  oder  Regierungsform  die  absolut-  oder 
relativ -bessere  und  daher  den  übrigen  vorzuziehen  sei?  ist  keine  staats- 
rechtliche, sondern  eine  staatswissenschaftliche  Frage  ’);  denn  jede  legitim 
begründete  Verfassung  ist  rechtlich  gellend.  Sie  lässt  sich  aber  nur  dahin 
beantworten : dass 

A.  an  und  für  sich  diejenige  Beherrschungsform  für  die  bessere  oder 
vollkommncre  zu  erklären  ist,  wodurch  die  Verwirklichung  der  Staatszwecke 
am  meisten  gesichert  ist.  und  diess  hat  statt,  wenn  eine  Verfassung  die 
nöthigen  Garantien  der  Dauer  in  sich  trägt,  der  allgemeinen  Freiheit  so 
günstig  wie  möglich  ist,  den  zweckmässigslen  Staatsorganismus  enthält 
und  eine  feste  Ordnung  der  Regierung  begründet  In  allen  diesen  Be- 
ziehungen dürfte,  wie  man  schon  im  Allerlhum  begriff*),  die  aus  einem 
monarchischen,  aus  arislocralischen  und  democralischen  Elementen  gebil- 
dete Regierungsform,  wie  wir  sie  in  der  conslilulionellen  Monarchie  finden, 
vor  allen  andern  den  Vorzug  verdienen. 

B.  Welche  Rcgicrungsform  aber  für  ein  bestimmtes  Volk  die  bessere 
sei,  hängt  von  dem  Characler  und  von  der  Cullurhöhe  desselben,  der  Lage 
des  Landes  und  andern  geschichtlich  gegebenen  Verhältnissen  ab,  und  kann 
daher  auf  eine  allgemein  maassgebende  Weise  nicht  festgestellt  werden. 

Von  der  Legitimität  der  Staats  Verfassungen  und  den  Quellen 
des  Staatsrechts. 

16(1.  Verschieden  von  der  so  eben  besprochenen  Frage  ist  die : unter 


1)  Die  gegenwärtige  Aufgabe,  S.  504  folg. 

2)  Arietot.  Pol.  II.  3.  III.  10.  II.  IV.  9.  10.  Polyhiu t VI.  3 folg.  Cicero  Je 
republica  I.  26.  29.  45.  Tacit.  Art  mild  IV.  33.  S.  C.  Zell,  Prag,  de 
mijrto  rerum  publicnrum  ge/iere  Graecorum  et  Romnnorum  Scriptorum 
Seit  len  t.  Heid  et  h 185t. 
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welchen  Voraussetzungen  die  Verfassung  eines  Volkes  für  legitim  d.  h. 
rechtmässig  begründet  zu  hallen  sei,  oder,  weiter  gefasst,  die  Frage  über 
den  Rechtsgrund  des  Staates  1 2 ).  Man  hat  dieselbe  auf  die  verschiedensle 
Weise  beantwortet.  Während  eine  Ansicht  dahin  gehl,  dass  jede  ge- 
schichtlich entstandene  Ilerrschergewalt  legitim  sei,  eine  andere  dahin:  alle 
Gewalt  komme  von  Gott,  stützt  eine  dritte  Theorie  die  Staatsgewalt  auf 
das  Prineip  der  Volkssouveränität  oder  verlangt  zu  deren  Rechtsbeständig- 
keit eine  vertragsmässige  Begründung. 

Die  Frage  kann  aber  auf  eine  einfache  Weise  gelöst  werden:  für  le- 
gitim muss  die  Verfassung  und  Staatsherrschall  erklärt  werden,  deren  Ent- 
stehung oder  Begründung  den  in  der  Volksüberzeugung  wurzelnden  und 
praetiseh  geltenden  Rechtsgrundsätzen  über  diese  Frage  gemäss  ist,  gleich- 
viel ob  diese  Grundsätze  ausdrücklich  sanctionirl  oder  stillschweigend  an- 
erkannt sind.  Demgemäss  kann  der  Rechtstilei  der  Beherrschung  auf  jeder 
der  angeführten  Grundanschauungen  beruhen:  nur  müssen  diese  bei  einem 
Volke  zu  anerkannter  Geltung  gelangt  und  deshalb  durch  die  Zeit- 
dauer geheiligt  sein.  Der  blos  zufällige  z.  B.  durch  eine  Revolution 
errungene  und  vorübergehende  Sieg  eines  politischen  Princips  kann  offen- 
bar nicht  Grundlage  einer  wahren  Legitimität  sein,  wenn  gleich  gewisse 
während  der  Dauer  einer  usurpalorischen  Regierung  vorgenommene  Re- 
gierungsacte Gesetzeskraft  haben. 

Die  wahre  staatsrechtliche  Volksüberzeugung  kann  sich  auf  dieselbe 
Weise  bindend  aussprechen,  wie  jede  andere  zur  Geltung  kommende  Rechts- 
nnsicht,  und  deshnlb  beruhen  die  Grundsätze  des  Staatsrcchls  auf  Gcwohn- 
heits-,  Geselzesrecht,  wie  auch  auf  dem  der  Wissenschaft,  auf  dem  letzten 
namentlich  die  des  s.  g.  allgemeinen  (oder  n a t ü r I i c h e n)  Slaatsrechls, 
welche  aus  dem  Begriff,  den  Grundbedingungen  und  dem  Wesen  des  Staa- 
tes überhaupt  oder  einer  bestimmten  Verfassungs-  oder  Regierungsform 
mit  logischer  Nothwendigkeit  abgeleitet  werden.  Die  wichtigsten  Quellen 
des  gesetzlichen  Staalsrechts  sind  die  s.  g.  Constitutionen,  Verfassungs- 
urkunden, Slaatsgrundgesetze  u.  s.  w.  Sie  gehen  von  der  s.  g.  consti- 
tuirenden  Gewalt  im  Staate  aus  und  haben  die  gleiche  Kraft,  sic  mögen 
s.  g.  octroirte  oder  paclirlc  Verfassungen  sein. 

Vom  Wesen,  dem  Umfang  und  den  Functionen  der  Souverä- 
nität *). 

170.  Die  durch  das  Wort  Souveränität  bezeichnclc  höchste  Gewalt 
in  einer  Rechlsgenossenschaft,  ohne  deren  Dasein  es  keinen  Staat  giebt 


1)  H.  A.  Zachariae,  §.  13.  Die  gegenwärtige  Aufgabe,  S.  490  folg. 

2)  Die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Reehtsphilosophic  a,  a.  0.  S.  496.  Ähren  s, 
S.  174  folg.  Bluntschli,  S.  257  folg. 
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(§.  166),  ist  als  ein  mit  jeder  Machtvollkommenheit  ausgerüsteter  über 
allen  Einzel  willen  stehender  allgemeiner  Staats  willc  aufzutassen.  Zum 
Begriffe  desselben  gehört  es,  dass  rechtlich  über  demselben  kein  anderer 
stehen,  ja  selbst  nicht  als  rechtlich  möglich  gedacht  werden  könne1 2 3).  Die 
Souveränität  ist  daher  die  höchste  irdische  Gewalt,  rechtlich  unwidersteh- 
lich und  unverletzlich,  unverantwortlich  (nuyestas),  untheilbar,  dauernd,  aus- 
schliesslich und  der  Urquell  aller  öffentlichen  Gewalten  im  Staate  *).  Ihr 
gegenüber  sind  die  Staatsangehörigen  Untcrthancn  und  ihren  Verfügungen 
so  slrcng  unterworfen,  dass  ein  Rechtsstreit  darüber,  ob  sie  die  Gränzen 
ihrer  Gewalt  überschritten  habe,  vor  den  Gerichten  nicht  anhängig  gemacht 
werden  kann.  Demungeachtet  darf  dieselbe  nicht  als  eine  schrankenlose, 
absolut  despotische,  aufgefasst  werden.  Es  muss  neben  ihr  die  Freiheit 
bestehen,  welche  ohne  die  Unverletzlichkeit  der  den  Staalsgenosscn  zu- 
stehenden Rechtspersönlichkeit  nicht  vorhanden  wäre.  Die  Gränzen  der 
Souveränität  sind  jedoch  in  der  Regel  nicht  genau  bestimmt  und  selten 
gesetzlich  festgeslellt,  sondern  wurzeln  in  der  Sitte  und  der  ganzen  poli- 
tischen, oft  der  religiösen  Denkungswcise  des  Volkes.  Wenn  die  Träger 
der  Souveränität  sich  über  dieselben  hinwegsetzen  und  etwas  die  morali- 
schen und  rechtlichen  Grundanschauungen  des  Volkes  Verletzendes  be- 
fehlen wollten,  z.  B.  die  Polygamie  bei  einem  monogamischen  Volke  oder 
den  Polytheismus  bei  einem  christlichen,  so  würden  sic  auf  unbesiegbare 
Hindernisse  slossen,  welche  ihren  Sturz  zur  Folge  haben  könnten.  Zu- 
weilen sind  übrigens  der  Ausübung  der  Souveränität  gewisse  Gränzen  dureh 
s.  g.  Grundrechte  des  Volkes  gezogen,  die  theils  einen  privutrechtlichen 
theils  einen  politischen  oder  staatsbürgerlichen  Character  haben,  und  über 
deren  Beeinträchtigung  auch  durch  die  Regierungsbehörden  von  den  da- 
durch Verletzten  Beschwerde  geführt  werden  kann. 

Auch  ihrer  Bestimmung  nach  ist  die  Staatsgewalt  als  eine  beschränkte 
nufzulüssen.  Sie  ist  nämlich  nur  geschaffen,  um  durch  ihre  Willensthätig- 
keit  die  Staatszwecke  zu  verwirklichen,  und  jede  von  ihr  ausgehende  Be- 
schränkung der  allgemeinen  Freiheit  muss  als  eine  im  Interesse  des  Staa- 
tes gebotene  Maassregel  angesehen  werden.  Welches  diese  Maasregeln 
sein  können,  hängt  von  den  Functionen  ab,  welche  die  Staatsgewalt  zum 
Behufe  der  Verwirklichung  jener  Zwecke  vorzunehmen  berechtigt  und  ver- 
pflichtet ist. 

% 

Von  den  Bestandteilen  oder  Rechten  der  Staatsgewalt*). 

171.  Der  Souverän,  er  sei  ein  Einzelner  oder  eine  Corporation,  ist 


1)  Ebend.  S.  197. 

2)  11.  A.  Zachariae,  §.  19. 

3)  Die  gegenwärtige  Aufgabe  S,  515.  II.  A.  Zacbariä,  $.  20.  Bluutschli, 
S.  377  folg. 
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als  eine  juristische  Person  anzusehen , welcher  alle  aus  der  Persönlichkeit 
fliessenden  Rechte,  also  die  der  Unverletzlichkeit.  Ehre,  Vermögensfähig- 
keit und  Freiheit  zukommen  (§.  135  D.),  deren  Verletzungen  als  Majestäts- 
verbrechen oder  Majestätsbeleidigungen  auf  das  strengste  bestraft  zu  wer- 
den pflegen. 

Zugleich  ist  der  Souverän  als  Träger  des  Staalswillens  Willens- 
subject  und  nimmt  alle  Willenshandlungen  vor,  die  durch  den  Hcrrscher- 
hcruf  ihm  geboten  sind.  Daraus  gehen  besondere  Bethäligungen  der  ihm 
zustehenden  Macht  hervor,  die  man  (mit  Recht  oder  mit  Unrecht)  als 
eigne  Gewalten,  und  einige  als  Hoheiten,  Hoheitsrechte  (Jurarega- 
lia)  zu  bezeichnen,  und  auf  verschiedene  Weise  in  Haupt-  und  Unterarten 
einzuthcilen  pflegt. 

Man  hat,  um  zu  richtigen  Eintheilungcn  der  öffentlichen  Gewalten  zu 
gelangen,  die  formelle  Seite  der  Stnalsthätigkeit  und  das  verschiedene  Ziel 
derselben  zu  unterscheiden. 

I.  Jede  Thätigkeil  der  Staatsgewalt  besieht  aus  Willensäusserungen, 
die  in  formeller  Beziehung  wie  die  der  einzelnen  Menschen  auf  drei  Haupt- 
arten zuriickgeführl  werden  können  l 2).  Es  ergibt  sich  hieraus  die  Eintei- 
lung der  Gewalten  in  die  (höchste)  Regierungs-,  die  gesetzgebende 
und  die  vollziehende  Gewalt  (Pouvoir  politique  oder  gouvememcntal, 
tirßslatif  und  executif  oder  administratif l)  im  weiteren  Sinn). 

A.  Der  Souverän  erscheint  nämlich  zunächst  als  ein  beständig  da- 
seiender, sich  seines  Daseins  und  Berufs  bewusster  Wille,  der  sich  nicht  durch 
besondere  Enlschliessungen  kund  gibt,  sondern  durch  ein  beständiges  Beobach- 
ten, in  Betracht  ziehen  undBerathen  der  Staatsangelegenheiten  zum  Behufe, 
denselben  die  gehörige  Richtung  zu  geben.  In  Ausübung  dieser  hohen  Func- 
tion erscheint  die  souveräne  Gewalt  als  staatsleilende,  gou verne- 
mentale  und  oberaufsehende,  also  als  (höchste)  Staalsregierung. 

B.  Dabei  bleibt  aber  die  Staatsgewalt  nicht  stehen,  sondern  bethäligt  sich 
durch  bestimmte  Willensacte,  also  durch  Enlschliessungen,  welchen  als  bin- 
denden Befehlen  gehorcht  werden  muss.  Diese  Willensacle  sind  von  zweier- 
lei wesentlich  von  einander  verschiedener  Art.  Die  Staatsgewalt  decretirl 
nämlich:  a)  allgemeine  Normen  über  sociale  Verhältnisse,  welche  diese 
auf  eine  für  Alle,  sowohl  die  Behörden  als  die  Untcrthanen,  bindende,  ihnen 
zur  Richtschnur  dienende  Weise  bleibend  ordnen  und  feststellen.  Indem 
sie  diess  tluit  — fungirl  sie  als  gesetzgebende  Gewalt,  b)  Die  Wil- 
lenslhätigkeil  der  Staatsgewalt  kann  aber  auch  dahin  gehen,  dass  über 
einen  besonderen  F'all  etwas  beschlossen,  befohlen  oder  entschieden  wird : 


1 ) Die  gegenwärtige  Aufgabe  S.  515.  H.  A.  Z a c ha  r i ä a.  a.  0.  S.  67  u.  B 1 u li  I s c It  1 i 
S. 200  folg.,  besonders  aber  Ahrens,  S.  167  folg. 

2)  Schützenberger,  Loh  de  Vordre  tncinl  II.  16  folg. 
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dann  fungirt  sie  als  vollziehende  Gewalt,  das  Wort  im  weiteren  Sinne 
genommen. 

Auf  diese  Weise  rechtfertigt  sich  die  Zuriickführung  der  formellen 
Slaalsthäligkcil  auf  drei  Hauplfunclionen  oder  drei  Hauptgewalten,  statt 
deren  man  oll  nur  die  beiden  letzten  nimmt,  indem  man  die  staatsleitcnde 
Gewalt  mit  der  vollziehenden  idenliflcirt  oder  in  eine  verschmelzt. 

In  allen  Staaten  linden  sich  verfassungsmässig  conslituirte  Organe  der 
Ausübung  dieser  Gewalten.  Die  vollziehende  Gewalt  ist  in  allen  Staaten 
eignen  Behörden  übertragen.  Die  oberregierungs  - und  gesetzgebende  Ge- 
walt übt  in  der  absoluten  Monarchie  der  Landesherr  selbst,  unterstützt 
von  einem  Staatsministerium  oder  einem  geheimen  oder  Staatsrnth,  des- 
gleichen in  der  constitulionellen  jedoch  die  gesetzgebende  unter  Mitwir- 
kung der  Kammern.  In  den  Republiken  steht  die  Gesetzgebung  der  Ver- 
sammlung des  Volks  oder  dessen  Repräsentanten  zu,  die  Oberregierungs- 
gewait  einem  Präsidenten  oder  einem  höchsten  Regierungscollegium. 

II.  Die  Scheidung  der  Functionen  der  Staatsgewalt  nach  der  Verschie- 
denheit der  zu  verwirklichenden  Staalszwecke 1 2 ) führt , da  diese  in  der 
Sicherung  des  Rechts  und  der  Förderung  des  Wohls  bestehen,  zur  Unter- 
scheidung der  Justiz-  und  der  Administrativgewalt,  welche  letzte 
in  eine  Anzahl  Unterarten  zerfällt,  die  man  auf  die  Mili  lär-,  die  Finanz - 
und  die  Poli  zeige  wall  oder  Hoheit  zurückführen  kann.,  Die  letzte 
umfasst  die  Pflege  aller  Staatsinstilule,  wodurch,  in  wie  weit  es  durch  die 
Staaten  geschehen  kann,  das  materielle,  intellecluelle,  moralische,  ja  selbst 
das  religiöse  Wohl  gesichert  oder  weiter  geführt  werden  soll  *). 

Zur  Verwirklichung  aller  dieser  Zwecke  bedarf  es  einer  doppelten  Ac- 
lion  der  öffentlichen  Gewalt  nämlich  der  der  Gesetzgebung  und  der  der 
Verwaltung,  und  daher  der  Justiz-,  Militär-,  Finanz-  und  Polizeigeselzge- 
bung  und  der  Justiz-,  Militär-,  Finanz-  und  Polizei  Verwaltung.  Die  drei 
letzten  enthalten  dann  die  Grundsätze  von  drei  Hauplzweigen  des  Verwal- 
tungs-  oder  Administrativ-,  nämlich  des  Militär-,  Finanz-  und  des  Polizei- 
rechts des  bestimmten  Staates. 

Die  Justizgesetzgebung  besteht  in  der  Civil-,  Civilprocess-,  Straf-  und 
Slrafprocessgesetzgebung,  ist  daher  eine  Hauptquelle  der  ihr  entsprechen- 
den Hauptzweige  des  Rechts,  als  des  Civil-,  Civilprocess  -,  Straf  - und  Straf- 
processrechls.  Die  Justizverwaltung  ist  theils  den  die  Gesetze  vorberei- 
tenden, theils  den  die  Justizpflege  überwachenden  höchsten  Regierungsbehör- 
den , was  die  unmittelbare  Anwendung  des  Rechts  in  streitigen  Sachen  be- 
trifft, den  Gerichten  übertragen  und  zwar  so,  dass  die  letzten  als  eine  selbst- 
ständige — von  aller  Beherrschung  und  Einmischung  des  Regenten  und 


1)  Die  gegenwärtige  Aufgabe  S.  525.  H.  A.  Z a c h a r i ä a.  a.  0.  S.  67. 

2)  In  welchem  Umfang  die  Staatsgewalt  dieses  »hun  soll,  ist  das  durch  die  Polizei. 
Wissenschaft  zu  lösende  Problem.  (S.  oben  $.  7.) 
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der  Adminislrutivbehörden  unabhängige  und  freie  Gewalt  constiluirl  zu  sein 
pflegen. 

111.  Die  höchste  Staatsgewalt  hat  der  Staat  auch  nach  Aussen  zu  ver- 
treten, die  Slaatsinteressen  andern  Staaten  gegenüber  zu  wahren,  Verträge 
mit  ihnen  zu  schliessen  u.  s.  w.  Die  in  dieser  Richtung  zustehenden  Rechte 
pflegt  man  unter  der  Benennung  der  Terrilorialhoheil  zu  begreifen. 

Das  Staats  v er  w alt  ungs  - oder  Administrativ  recht1 2). 

172.  Das  Slaatsverwallungs  - oder  Administrativrecht  ist  der  Inbegriff 
derjenigen  Rechtsnormen,  welche  den  Organismus  der  Staatsverwaltung, 
die  Hierarchie  der  Beamten  und  das  Verfahren  der  letzten  und  vor  denselben 
festslellen.  Die  Grundlagen  desselben  sind  in  der  Regel  durch  die  Staals- 
verfassung  und  zwar,  wo  ein  solches  vorkommt,  durch  das  Staatsgrund- 
gesetz festgestcllt,  die  näheren  Bestimmungen  aber  in  eigenen  olt  wechseln- 
den Gesetzen  enthalten.  Die  Justizverwaltungsnonnen  sind  die  der  oben 
angeführten  Zweige  des  Civil-,  Straf-  und  Processrechls.  Das  Administra- 
tivrecht als  eignes  Fach  der  Jurisprudenz  ist  deshalb  auf  das  Polizei-,  Fi- 
nanz- und  Militärrecht  beschränkt,  enthält  aber  eine  Anzahl  gemeinsamer 
Grundsätze  über  Alle. 

A.  Diese  letzten  beziehen  sich  a)  auf  die  Stellung,  Rechte,  Pflichten 
und  Verhältnisse  der  Staatsbeamten  im  Allgemeinen  und  sind  dann  nicht 
selten  in  s.  g.  Dienstpragmatiken  oder  Staalsdienergcselzen  enthalten. 
Nach  denselben  hat  man  in  der  Stellung  des  Beamten  1 ) zwei  Hauplsoiten 
zu  unterscheiden,  eine  öffentliche  und  eine  privatrechtliche;  die  erste  be- 
steht in  seiner  Stellung  als  Träger  einer  öffentlichen  Gewalt,  die  er  dem 
geltenden  Rechte  gemäss  jedoch  selbstständig  und  unter  seiner  Verantwort- 
lichkeit auszuüben  hat;  die  letzte  in  seinen  pecuniärcn  Ansprüchen  an  den 
Staat  zur  Belohnung  seiner  Dienste.  Es  gibt  widerruflich  und  unwiderruf- 
lich angeslellte  Beamte,  welche  letzte  jedoch  aus  gesetzlich  bestimmten 
Gründen  suspendirt,  entlassen  oder  nach  gerichtlich  angestellter  Untersu- 
chung und  Verurteilung  abgesetzt  werden  können.  Was  die  Ausübung 
der  Amlsfunctionen  eines  Administrativbeamten  belrilR,  so  kann  der  Staat, 
so  oft  ihm  das  öffentliche  Interesse  es  zu  gebieten  scheint,  ihn  davon  ent- 
binden; doch  darf  er  ihm  die  privatrechtlichen  Vorrechte  den  Bestimmun- 
gen der  Dienstpragmaliken  gemäss  desshalb  nicht  entziehen,  b)  Durch 
die  allgemeinen  Gnindsätze  des  Adminislralivrechls  ist  auch  das  Verfahren 


1)  Die  juristische  Literatur  Frankreichs  ist  reich  an  Werken  aber  das  s.  g.  droit 
adminiotrntif , als  die  von  de  Gerando,  Maccarcl,  Laferriere  u.  a. 
ln  Deutschland  bildet  das  Verwaltungsrecht  gewöhnlich  einen  Theil  des  Staats- 
rechts, z.  B.  in  dem  Lehrbuche  von  Zachariö  und  in  M o h l’s  Würtlembcr- 
gischem  Staatsrecht,  S.  B 1 u n t s c h 1 i Buch  VII — X. 

2)  B I un  t schli,  S.  419  — 470.  Zachar  iS,  Vierzig  Bacher  v.  Staat.  VL  116 folg. 
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in  Verwallungssachen,  insbesondere  das  Hecursrecht  und  der  Inslanzengang 
regulirl,  namentlich  in  Fällen  der  s.  g.  Adminislrativjusliz  und  bei  einlrc- 
tenden  Confliclen  zwischen  verschiedenen  Verwaltungsbehörden  oder  zwi- 
schen einer  solchen  und  den  eigentlichen  Gerichten. 

B.  Das  Militärrecht1)  bezieht  sich  auf  den  gesummten  Kriegsdienst 
und  ist  thcils  technisch  theils  disciplinarisch.  Das  Mililärslrafrccht  ist  oft 
in  eignen  Mililärstrafgesetzbüchem  sanctionirt;  cs  gibt  eigne  Militärgerichte, 
die,  wenn  sie  als  Kriegsgerichte  fungiren,  nach  besonders  strengen  Vorschrif- 
ten verfahren,  insbesondere  in  Fällen,  wo  das  s.  g.  Slandrccht  auszuüben 
ist.  Mililärpersonen  haben  auch  privatrcchlliche  Privilegien,  deren  manche 
schon  durch  die  Grundsätze  des  gemeinen  Civilreclds  fcstgestellt  sind. 

C.  Das  Finanz-  auch  Camcralrecht  genannt1)  bezieht  sich  auf  den 
Erwerb,  die  Verwaltung  und  die  Verwendung  des  Slaatsvermögens.  In 
erster  Beziehung  besteht  es  in  der  oft  durch  das  s.  g.  Budget  wenigstens 
im  Allgemeinen  festgestelltcn  Steuergesetzgebung,  welche  Gesetze 
über  die  s.  g.  dirccten  Abgaben  oder  über  die  indircctcn  der  Zölle,  Accise 
u.  s.  w.  enthält.  Die  wichtigsten  Zweige  der  Finanzverwallung  sind  die 
der  Domänen  und  anderer  nutzbarer  Regalien.  Die  auf  die  Verwendung 
der  Staatseinkünfte  bezüglichen  Vorschriften  sind  durch  das  Staatsgeselz, 
das  Budget  oder  besondere  Gesetze  festgesetzt.  Auch  über  das  Verfah- 
ren in  Finanzsachen  bestehen  oft  eigne  Normen,  sowie  über  die  durch 
die  Finanzbehördc  innerhalb  der  Gränzen  ihrer  Compelenz  auszuübende  Ad- 
ministrntivjusliz. 

D.  Am  umfassendsten  ist  das  Polizei  recht  *),  indem  jetzt  in  fast 
allen  Staaten  die  Polizei  nach  allen  Richtungen  auf  das  durchgreifendste 
organisirt  ist.  Die  einzelnen  Zweige  derselben  sind  die  Sicherheits  - oder 
Rechlspolizei  (neuslens  auch  Präventivjustiz  genannt),  die  Gesundheits-  oder 
Saniläts-,  die  Sitten-,  Kirchen-  und  Schulen-,  die  Feuer-  und  Wasserpoli- 
zei , endlich  die  den  Schutz  und  die  mögliche  Förderung  des  Ackerbaues, 
der  Gewerbe  und  des  Handels  bezweckende  Polizeigesetzgebung.  Die  Nor- 
men des  Polizeirechts  sind  häufig  in  eignen  Polizeiordnungen  enthalten  und 
die  auf  die  Uebcrlretung  polizeilicher  Vorschriften  gesetzten  Strafen  in  Po- 
lizeistrafgesetzbüchern. Manche  polizeiliche  Anordnungen  sind  der  Auto- 
nomie der  Provincial-  oder  Lokalbehörden  überlassen. 


1)  Stahl,  RechUphilo*.  II.  2.  S.  410. 

2)  Bluntschli,  S.  594-098.  Stahl,  II.  2.  S.  418. 

3)  Stahl,  II.  2.  428.  B 1 u n t s c h I i,  S.  510.  Z a c h a r i 1,  Vierzig  Bücher  vom 
Staat.  IV.  287.  Den  Anfang  eines  sehr  gelungenen  Lehrbuch»  des  Würtemb. 
Polizeirechts  gab  1847  Prof.  Hofmann  heraus. 
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II.  Capitel. 

Geschieh  Hiebe  Umrisse  des  deutschen  Staatsrechts  1 2). 

Einleitung. 

173.  Eine  welthistorische  organische  Entwicklung  des  Slnatsrechls  hat 
nicht  slattgefunden ; die  Erfassung  der  Slaalsidee  trat  bei  vielen  Völkern 
nie  ein  und  bei  den  wissenschaftlich  vorgerückteren  erst,  nachdem  ihre 
Staaten  schon  Jahrhunderte  lang  bestanden  hatten.  Bei  wenigen  blühte 
oft  nur  für  kürzere  oder  längere  Zeiträume  eine  rechtlich  feslbegründcte 
und  zugleich  freie  Staatsordnung,  wie  bei  den  Griechen  und  Römern;  erst 
seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  bildete  sich  theils  theoretisch  theils 
praktisch  das  s.  g.  allgemeine  Staatsrcchl  aus,  das  man  neuslens  auch 
geschichtlich  zu  begründen  versucht  hat.  *) 

Die  Slaalsentwicklung  der  neueren  Völker  kann  nicht  als  die  Weiter- 
führung der  ja  ganz  vernichteten  Staaten  des  Allerlhums  angesehen  wer- 
den, wenn  gleich  das  Studium  des  letzten  auf  die  neueren  Umgestaltungen 
der  Staaten  von  Einfluss  gewesen  ist.  Eine  gewisse  Gemeinsamkeit  in 
,der  Geschichte  des  Staalsrechts  der  germanisch-christlichen  Völker  Euro- 
pas ist  (wie  oben  §.  87.  88  ausgeführt  worden)  unläugbar,  doch  hat  die 
Slaalsentwicklung  jedes  Hauptvolkes  ihren  eigenen  Gang  genommen,  und 
so  haben  wir  uns  bei  der  geschichtlichen  Beleuchtung  des  Staalsrechts 
auf  das  Volk  zu  beschränken,  auf  welches  bei  der  Darstellung  der  Rechts- 
wissenschaft unser  Hauptaugenmerk  gerichtet  ist;  dieses  Volk  ist  das 
Deutsche.  Deshalb  besteht  unsere  geschichtliche  Beleuchtung  des  Slaals- 
reehts  in  geschichtlichen  Umrissen  des  deutschen  Staatsrechts,  wobei  wir 
die  Verfassung  Deutschlands  in  fünf  Hauptperioden  mit  grösstmöglicher 
Kürze  darslellen  werden,  indem  wir  zuerst  einen  Blick  auf  die  staatlichen 
Urzustände  Deutschlands  werfen,  dann  Deutschland  als  Theil  der  grossen 
fränkischen  Monarchie,  als  Lelms-  und  als  Bundesstaat,  zuletzt  in  seiner 
jetzigen  politischen  Gestaltung  als  Staatenbund  zu  beschauen  haben. 


1)  Die  Geschichte  des  deutschen  Staatsrechts  ist  im  vorigen  Jahrhundert  u.  A.  von 
Putter,  im  gegenwärtigen  in  den  Werken  über  die  deutsche  Staats*  und  Rechts- 
geschichte  v.  Eichhorn,  Zöpfl  und  Walter  befriedigend  dargestellt  worden. 
Die  Urschichte  der  einzelnen  Lehren  desselben  ist  ausreichend  berücksichtigt  im 
Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  von  H.  A.  Zachariae.  2.  Aufl.  1SS3. 

2)  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht,  geschichtlich  begründet.  München  1852. 
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Gcrmaniens  Urverfassung.  *) 

174.  Nach  den  ältesten  geschichtlichen  Nachrichten  *)  zerfielen  die 
Germanen  in  eine  Anzahl  Stämme,  deren  verschiedene  unter  einer  Gesammt- 
benenming  begriffen  waren.  Erst  zur  Zeit  der  Völkerwanderung  traten 
diese  Stämme  staatlich  vereinigt  in  grossen  Massen  als  Völker  mit  eignen 
Namen  auf,  welche  denselben  Jahrhunderte  lang  zum  Theil  bis  auf  die 
Gegenwart  geblieben  sind. 

Ueber  die  Staatsordnung  ganzer  Stämme  haben  wir  aus  den  frühsten 
Zeiten  nur  wenige  geschichtliche  Angaben.  Zur  Zeit  des  Tacitus  hatten 
einige  derselben  Könige  ( Reges ),  die  aus  einem  vornehmen  Geschlechte  ge- 
wählt wurden,  andere  nicht,  sondern  nur  in  Kriegszügen  aus  der  Zahl  der 
Tapfersten  gewählte  Duces.  *)  Dagegen  weiss  man , dass  das  ganze  von 
einem  Stamme  bewohnte  Gebiet  in  Bezirke  zerfiel,  die  Tacitus  pagi 
nennt,  und  in  welchen  wir  die  auch  später  durch  diesen  Namen  bezeich- 
neten  Gaue  wieder  erkennen.  Die  vollberechtigten  Bewohner  derselben 
stehen  in  einem  staatlich  geordneten  Verbände,  den  wir  den  Gauverband 
zu  nennen  pflegen.  * ) Er  erscheint  als  eine  überall  auf  gleichmässige 
Weise  organisirle  militärisch-politische  Rechtsgenossenschaft 
der  freien  Grundeigenthümer  des  ganzen  Bezirkes.  An  der  Spitze  des 
Gaues  befindet  sich  ein  von  der  Gaugenossenschaft  gewählter  Vorstand,  den 
Tacitus  princeps  nennt,  und  der,  wenn  man  diese  frühen  Verhältnisse 
auf  andere  Weise  charaklerisiren  will,  die  richterliche,  polizeiliche  und 
Mililärgewalt  in  seiner  Hand  vereinigte.  *)  Es  umgab  ihn  ein  aus  hundert 
ausgewählten  Angesessenen  des  Gaues  gebildeter  Rath.  •)  Doch  wurden 
die  wichtigeren  Angelegenheiten  in  regelmässig  wiederkehrenden  Gauver- 
sammlungen  (concilia)  berathen,  in  welchen  der  Gauvorsteher  den  Vorsitz 
führte  und  die  Anträge  zur  Zustimmung  oder  Ablehnung  an  die  bewaffnet 
anwesende  Bevölkerung  brachte.  ’)  Zu  diesen  Angelegenheiten  gehörten 


1)  Die  neusten  Darstellungen  der  ältesten  Verfassung  der  Germanen  finden  sich  in 
ti.  Wailz's  deutscher  Verfassungsgeschichte.  B.  I.  Kiel  1814.,  bei  Roth,  Ge- 
schichte des  Bcncflcialwcscns.  Erlangen  1850.  Buch  I.  c.  I.  u.  11.,  und  bei 
Waller,  deutsche  Rcchtsgeschichtc  §.  13—25.  S.  ferner  Eichhorn’s  deut- 
sche Staats-  und  Rechtsgeschichle  $.  11  — 19. 

2)  Sie  sind  enthalten  in  Cüsar's  Commentarii  de  hello  galtico , besonders  in 
B.  VI.  und  in  des  Tacitus  Buche  de  morib.  Germunorum. 

3)  Tacitus  c.  7.  Reget  ex  nabilitiile , ducet  er  virtute  mummt. 

4)  Walter,  §.  13.  14.  16. 

5)  Tacitus  c.  12  sagt  von  den  Principet:  Jura  per  pagot  vicotque  reddunt. 
Auf  ihre  Stellung  beiiehon  sich  verschiedene  andere  Angaben  dieses  Schriftstel- 
lers in  C.  11.,  auch  schon  bei  Cätar  de  hello  gallico  VI.  23. 

6)  Tacitus  c.  12. 

7)  Tacitus  e.  11—13.  Walter,  §.  13. 
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die  Wahl  des  Gnufürsten,  Vorschläge  neuer  Gesetze,  Beschlüsse  über 
Krieg  und  Frieden  und  peinliche  Anklagen.  1 2 ) Die  Gauversamnilung  war 
zugleich  das  Gaugericht.  *)  Die  Kriegsverfassung  der  Gaugenossenschaft 
war  so  geordnet,  dass  dessen  waffenfähige  Männer  in  Ablhcilungen  von 
Hunderten  zerfielen3),  und  führte  wohl  zu  der  noch  später  vorkommenden 
Eintheilung  des  Gaues  in  Centbezirke.  4 5 6 7 8 9 10)  Ausserdem  waren  die  Gauvor- 
steher noch  mit  einer  jetzt  sog.  Gefolgschaft,  d.  h.  Schaar  ausgewähl- 
ter ihnen  besonders  verpflichteter  Krieger  ( Comiles ) umgeben,  mit  welchen 
sie  Kriegszüge  unternahmen.  *)  Ob  auch  andre  als  Häuptlinge  an  der 
Spitze  einer  auserlesenen  Gefolgschaft  solche  unternehmen  konnten,  ist 
neustens  eine  bestrittene,  meistens  verneinte  Frage  geworden.  *)  Ausser 
den  Königen  und  den  Gauvorstehem  hatten  auch  die  Priester  eine  politische 
Gewalt,  handhabten  die  Ordnung  und  den  Frieden  in  den  Gauversamm- 
lungen, und  waren  allein  berechtigt,  den  freien  Germanen  mit  einer  Züchti- 
gungsslrafe  zu  belegen.  ’)  Gemeinsame  Angelegenheiten  des  ganzen  Volks- 
stammes oder  melirerer  Gaugenossenschallcn  wurden  durch  Abgeordnete, 
die  in  bestimmten  Zeiten  zusammenlralcn,  berathen.  *) 

Der  Gau  zerfiel  nach  den  Gruppirungen  der  nie  zu  Städten  verbunde- 
nen Wohnsitze  in  Nachbarschaft-  (Mark-)  Genossenschaften  (vici),  deren 
Bewohner  auch  in  einer  Rechtsgemeinschaft  mit  einander  standen.  •) 

Die  Berührungen  der  Germanen  mit  den  anfangs  ihre  Unterjochung 
beabsichtigenden  Römern  ,0)  halte  nicht  blos  die  allgemeine  Wirkung,  dass 
sie  mit  der  römischen  Civilisalion  bekannt  wurden  und  sieh  Manches  der- 
selben aneigneten,  sondern  noch  die  besonderen  Folgen,  dass  Germanen 
massenweise  in  römische  Kriegsdienste  traten  und  mit  der  römischen 
Kriegskunst  sich  vertraut  machten,  so  wie  dass  die  Römer  ganze,  beson- 
ders an  den  Gränzen  des  Reichs  gelegene,  Ländcrstreken  mit  germanischen 
Ansiedlern,  zum  Theil  Kriegsgefangenen,  bevölkerten,  und  dieser,  man  konnte 
sagen  in  Militärcolonien  zerstreuten  s.  g.  Laeti  zur  Verteidigung  des  Reichs 
sich  bedienten.  1 1 ) 


1)  Tac.  c.  lt.  12.  Waitz,  S.  53  folg. 

2)  Tac.  c.  12. 

3)  Tac.  c.  6.  Walter  J.  2t. 

4)  S.  über  diese  Waitz  S.  32  folg. 

5)  Tac.  c.  13.  14.  Walter  S 22-  Waitz,  S.  86  folg.  Roth,  a.  a.  0. 

6)  S.  Waitz,  Verf.  Gesch.  I.  124 — 126  und  Roth  a.  a.  0. 

7)  Tacitus  c.  7.  10.  11.  Walter,  §•  19. 

8)  Tacitus  c.  39.  Waitz,  S.  60. 

9)  Tacit.  c.  12. 

10)  Eichhorn  S-  20—22.  Walter  S-  26.  27. 

11)  Roth,  S.  37  folg. 
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Deutschland  als  Thcil  der  grossen  fränkischen  Monarchie.1 2 3 4 5) 

175.  Es  musste  bei  verschiedenen  Veranlassungen  (§.  87)  in  unse- 
rem Werke  erwähnt  werden,  wie  der  allgewaltige  Zusammenstoss  der  ger- 
manischen Völkerschaften  mit  den  Hörnern  im  fünften  Jahrhundert  die  Folge 
halle,  dass  den  letzten  der  westliche  Theil  ihres  Weltreiches  von  den  er- 
sten entrissen  und  in  eine  Anzahl  Königreiche  zerslückelt  wurde.  1 ) Einige 
dieser  Staaten  zerlielen  wieder,  z.  Ü.  der  der  Oslgolhen,  andere,  wie  der 
der  Burgunder  und  theilweise  der  Westgolhische , gingen  in  dem  zuerst 
durch  Chiodvig  (von  485  an)  erweiterten  Frankenreiche  auf,  dem  die 
auf  dem  heimathlichen  Boden  bestehenden  Heiche  der  Thüringer,  Alaman- 
nen (und  Schwaben),  der  Bayern  und  der  Friesen,  sowie  unter  Carl  dem 
Grossen  auch  das  der  Longobardcn  und  das  Land  der  Sachsen  einverleibt 
wurden.  1 ) Auf  diese  Weise  war  das  damalige  Deutschland,  in  wie  weit 
es  nicht  noch  von  Slaven  bewohnt  wurde,  ein  Theil  der  fränkischen  Mo- 
narchie und  theille  die  Verfassung  derselben.  Diese  kam  erst  unter  und 
grossen  Theils  durch  Carl  den  Grossen  zu  ihrer  Vollendung  und  haue 
folgende  Grundlage.  * ) 

1.  Die  Monarchie  Carls  des  Grossen  war  ein  als  Einheitsstaat  zur 
Erhaltung  des  Friedens  mit  dem  Kaiser  als  weltliches  und  dem  l’abst  als 
geistliches  Oberhaupt  an  der  Spitze  orgnnisirtes  Christenreich. 

Der  Kaiser  ist  der  höchste  mit  dem  Königsbann  ausgerüstete  Richter, 
der  Friedenshorl,  der  Schirmvogt  der  Kirche  und  aller  hülfslosen  Perso- 
nen und  Genossenschaften , wie  der  Willwen  und  Waisen  und  der  frommen 
Anstalten,  nach  Aussen  Herr  des  Friedens  und  des  Kriegs,  oberster  Dienst- 
herr der  Vasallen,  Gesetzgeber  und  Leiter  des  ganzen  Staates.  Die  Re- 
gierungsgewall  als  Eigenthum  des  Carolingischen  Hauses  ist  erblich  und 
theilbar;  beim  Antritt  der  Regierung  werden  die  Kaiser  oder  Könige  ge- 
krönt; Aachen  war  von  Carl  zur  Haupt-  und  Krönungsstadt  des  jedesma- 
ligen Kaisers  bestimmt  s ) 


1)  Eichhorn,  § 82-90.  158—174.  Wailz,  B.  II.  Zöpfl,  §.  33-13.  Roth, 
das  ganze  Werk  vom  2.  Buch.  Waller  §.  55 — 130.  S.  noch  Phillips, 
dculsche  Geschichte  B.  II. 

2)  Eichhorn,  §.  21-22.  26.  27.  13t.  136.  Walter,  $.  28-16. 

3)  Uebcr  die  Staatsverfassung  und  den  Rcgierungsorganismus  unter  Carl  dem  Grossen 
und  seinen  Nachfolgern  besitzt  man  ein  eignes  Werk,  nämlich  das  von  Ade- 
lardus  verfasste  und  von  llincmar  von  Rheims  erhaltene  Buch  de  Ordine 
Pnlntii.  Es  ist  öfter  gedruckt  z.  B.  in  Walter*«  Corpus  iuris  Germamci 
Tom.  III.  S.  761  folg.  Ausserdem  sind  die  Capitularien  eine  Hauptquellc  des 
öflentlicheu  Rechts  der  fränkischen  Periode. 

4)  Eichho  rn,  §.  158.  N.  II.  Walter,  $.  55—63.  88. 

5)  Eichhorn,  $.  82  u.  159.  Walter,  $.  60—62. 
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II.  Schon  unter  den  Merovingem  hatten  alle  Angesessenen  dem  König 
einen  Eid  der  Treue  (Leudesamio  oder  juramentum  fidelitatis)  zu  leisten, 
und  waren  deshalb  alle  seine  Fideles  oder  Leudes  1 ) ; Carl  liess  sich  als 
Kaiser  (802)  nochmals  von  allen  einen  Eid  und  zwar  als  Imperator  einen 
IJnterlhaneneid  leisten , welcher  jedoch  ihrem  Stand  als  Freigebomen  kei- 
nen Eintrag  that. 

III.  Wie  unter  den  Merovingem  auf  dem  Campus  Martius  zur  Heer- 
schau, hatten  sie  unter  ihm  auf  dem  campus  Malus,  so  wie  auf  anderen 
ausserordentlichen  Reichstagen  ( Placila  1 2 3 ) , Condlia,  Synodi)  zu  erschei- 
nen; die  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  des  Reichs  (Mqjores,  Seräores, 
Optimales),  um  über  die  vor  sie  gebrachten  Staatsangelegenheiten  zu  be- 
rathcn  und  ihre  Stimmen  abzugeben , die  Uebrigen  ( Minores ),  um  die  Be- 
schlüsse und  kaiserlichen  Befehle  verkündigt  zu  erhalten.  Auf  die  Mai- 
versammlung brachte  jeder  die  immer  üblichen  Geschenke  für  den  König 
oder  Kniser  mit.  Die  geistlichen  Grossen  waren  die  Bischöfe  und  Aeble, 
die  weltlichen  die  höchsten  Hof-  und  Staatsbeamten  und  die  Besitzer  grosser 
Immunitälsgebiele.  Beide  hatten  noch  auf  einem  besondem  Reichstage  int 
Herbst  zu  erscheinen.  Allgemeine  Angelegenheiten  wurden  von  Allen  ge- 
meinsam beralhen,  kirchliche  von  den  Geistlichen,  die  des  Königs  und 
andere  rein  weltliche  von  den  weltlichen  Grossen  allein.  4 5 6)  Die  Gesetze 
und  Verordnungen  gingen  übrigens  blos  von  der  Machtvollkommenheit  des 
Kaisers  aus;  die  Stände  des  Reichs  hatten  an  ihrer  Fassung  keine  Mit- 
wirkung in  Anspruch  zu  nehmen.  *) 

IV.  Man  findet  Hof-  und  Reichsbeamte  •);  die  ersten  waren  die  bei 
allen  germanischen  Grossen  vorkommenden  höheren  Ministeriales , als  der 
Comes  Stabuli,  der  Seneschalcus , der  Cubicularius  und  der  Camerarius  so 
wie  verschiedene  nicht  ersten  Ranges,  ausserdem  die  zugleich  als  erste  Re- 
gierungsbeamte beständig  thäligen,  nämlich  der  Referendarius  und  der  Comes 
Palatii.  Man  konnte  dem  ersten,  der  ein  Bischof  war  und  mit  dem  Can- 
cellarius  als  Chef  eines  zahlreichen  Schreiberpersonals  der  königlichen 
Kanzlei  Vorstand,  den  Minister  für  die  geistlichen,  den  letzten  für  den 
ersten  Staatssekretär  in  anderen  Staatsangelegenheiten  erklären.  Dieser 


1)  I)a»s  die  Fideles  und  Leudes  keine  besonderen,  den  Königen  specicll  verbündeten 
Kriegslente  waren,  hat  Roth,  Geschichte  des  Beneficialwesens  S.  108  folg,  auf 
das  Ueberieugendste  dargethan.  Walter  §.  67., 

2)  Eichhorn,  §.  161—163.  Walter,  J.  92—93. 

3)  Hincmar  c.  35.  Eichhorn,  jj.  162. 

4)  Hincmar  c.  35.  Walter,  $.  93. 

5)  Doch  wurde  der  vom  Kaiser  genehmigte  Reichstagsbeschluss  ( Capitata ) von 
allen  Anwesenden  unterschrieben.  Hincmar  e.  29.  Eichhorn  $.  161. 
Note  3. 

6)  Eichhorn,  $ 158—164.  Walter,  $.  89-  90. 
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vertrat  auch  als  höchster  Hofrichter  in  VerhinderungläJlen  die  Stelle  des 
Kaisers.  *) 

IV.  Das  ganze  Reich  ist  in  eine  grosse  Anzahl  Gaue  ipagi),  meistens 
wie  sich  dieselben  von  Alters  her  gestaltet  hatten,  getheilt.  Denselben 
oder  Theilen  derselben  *)  standen  als  höchste  Regierungsbeamle  darin 
Grafen  (Comites)  vor,  welche  in  dein  Gebiete  ihrer  Grafschaft  (Comilalut) 
die  richterliche,  polizeiliche  uud  die  Militärgewalt  (als  Grafenbann)  be- 
sassen,  auch  für  die  Beitreibung  der  kaiserlichen  Einkünfte  in  derselben  zu 
sorgen  halten,  und  in  den  regelmässig  gewordenen  Gauversammlungen  (placita 
minora,  Gauding)  präsidirten.  In  Verhinderungfüllen  vertreten  sie  Mini- 
st eriaks  , unter  welchen  sehr  bald  die  Vicecomites  die  verbreilesten  sind. 
Die  Grafschaft  zerflei  in  eine  Anzahl  kleinerer  Bezirke,  welchen  in  den 
nördlichen  Theilen  der  Monarchie  ein  Centcnarius  (später  Cent-Graf,  auch 
wohl  Tunginus),  in  den  südlichen  ein  Vicarius  (französisch  später  Viguier 
genannt)  mit  beschränkter  Gerichtsbarkeit  und  Regierungsgewalt  Vorstand.  *) 

Die  alte  Gaugenossenschaft  bestand  fort  und  war  in  allen  Beziehun- 
gen feiner  ausgebildel  und  organisirt,  und  zwar  so,  dass  statt  in  der  Gau- 
versammlung die  gewöhnlichen  Angelegenheiten  durch  lebenslänglich  er- 
nannte Schöffen  ( Scabini ) besorgt  und  das  gewöhnliche  Gericht  durch  sie 
gehalten  wurde.  Doch  war  das  Territorium  des  Gaues  häutig  durch  Im- 
munitätsgebiete unterbrochen,  über  welche  die  genannten  Regierungsbe- 
amten  keine  Gewalt  hatten.  Solche  Gebiete  waren  alle  königlichen  Doma- 
nialbesilzungen,  die  der  Abteien  und  Klöster,  so  wie  jene  der  mit  dem  Rechte 
der  Immunität  begabten  weltlichen  Grundherrn.  In  allen  Immunitätsgebie- 
len  war  die  richterliche  und  Regierungsgewall  den  von  dem  König  oder 
anderen  Immunitätsherrn  gesetzten  Beamten  übertragen , z.  B.  in  den  kirch- 
lichen dem  Vicedominus  oder  Advocatus  ecclesiae.  *) 

VI.  Um  aber  die  Zustände  des  ganzen  Reichs  immer  zu  kennen  und 
die  Regierungsbeamten  zu  beaufsichtigen,  hatte  Carl  der  Grosse  das  In- 
stitut der  Sendgrafen  ( Misst  dominici)  geschaffen,  welche  beständig 
die  einzelnen  Grafschalten  bereisten,  Gauversammlungen  hielten,  die  Be- 
schwerden der  Eingesessenen  sich  vortragen  liessen,  und  nach  ihrer  Rück- 
kehr über  alles  dem  Kaiser  Bericht  erstatteten.  Mil  ihnen  reisten  zugleich 


1)  Alle  dem  König  besonders  zu  Diensten  verbundenen  oder  zu  seinem  Gefolge  ge- 
hörenden Personen  hicssen  Antrmtiotttt.  Roth  a.  a.  0.  S.  122  folg.  Wal- 
ter, g.  69. 

2)  Eichhorn,  g.  83.  84.  Walter,  g.  94-109.  An  den  Graitzcn  wurden 
Markgrafen  (Mnrchionet,  Mtirchiti)  eingesetzt,  die  oft  mehrere  Grafschaften 
vereinigten.  Walter  g.  102. 

3)  Eichhorn,  §.  74.  83.  160.  164-172,  des  Verf.  französ.  Staats-  und  Rechtsge- 
schichte I.  S.  128.  Walter,  g.  97-10«. 

4)  Eichhorn,  §.  86.  172—173.  Walter,  g.  103—109.  ' 
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Bischöfe  zur  Kennlnissnahme  der  religiösen  und  kirchlichen  Zustände.  Die 
Monarchie  zerfiel  in  verschiedene  Sendgrafschafls-Gehicte  ( Mmatica ) 1 2 3 ). 

VII.  Der  Heerbann  war  von  Carl  dem  Grossen  wieder  hergestelll  und 
neu  orgnnisirl  worden  und  zwar  so,  dass  jeder  Grundherr  von  vier  Mansi 
vollständig  bewaffnet  zum  Heer  stossen  musste.  Die  Contingente  wurden 
von  den  Grafen,  Bischöfen  und  Aeblen  oder  von  Stellvertretern  derselben 
angeführt  *).  Näher  dem  König  verbundene  Kriegsleute  waren  die  häufig 
durch  Commendalion  und  den  Genuss  eines  Beneficialguts  ihm  eng  ver- 
bundenen Vasallen  *). 

VIII.  Auch  die  Kirchenverfassung  war  ein  inlegrirender  Theil  des 
Staates ; von  derselben  wird  im  siebenten  Capilel  dieses  Theiles  unsres 
Werkes  gehandelt  werden. 

IX.  Von  einer  Finanzverfassung  des  Reichs  4 5 6 7)  kann  kaum  die  Rede 
sein.  Die  Haupteinkünfle  des  Kaisers  bestanden  im  Ertrag  der  Krongiiter  *) 
(flsci  regii , vidae  regiae ),  über  deren  Bewirtschaftung  Carl  der  Grosse  788 
ein  eignes  Capiiulare  de  Vidis  erlassen  hatte,  ferner  in  dem  der  Münze, 
der  Zölle  und  andrer  jetzt  s.  g.  indirecler  Abgaben,  dem  an  den  König 
fallenden  Antheil  der  Bussgelder,  der  Brüche  (fredum):  auch  waren 
die  schon  erwähnten  üblichen  Jahresgeschenke  der  auf  dem  Maifeld  Er- 
scheinenden ergiebig.  Auch  musste  oft  der  Kaiser  mit  seinem  Hofe,  so 
wie  die  Sendgrafen,  Bischöfe  und  Grafen  auf  ihren  Reisen  immer,  verpflegt 
und  dabei  Spanndienste  (veredi  und  paraveredi)  geleistet  werden.  Den 
Hofaufwand  und  andere  allgemeine  Ausgaben  bestritt  der  Kaiser  aus  seinen 
Einkünften.  Den  Grafen  waren  Beneficiaigüler  zur  Bestreitung  ihres  Un- 
terhaltes und  der  Regierungskoslcn  der  Grafschaft  als  bleibende  Dotation 
zugewiesen.  Auch  hatten  sie  einen  Antheil  an  den  Brüchen  •). 

Das  deutsche  Reich  als  feudalistischer  Einheitsstaat  ’). 

176.  Die  vier  Jahrhunderte  seit  dem  Tode  Ludwigs  des  Frommen 
sind  eine  Periode  der  Auflösung  der  Carolingischen  Monarchie  zunächst  in 
eine  Anzahl  Königreiche,  dann  in  kleinere,  jedoch  durch  den  Lehens  ver- 
band noch  geeinigte  Staaten.  Die  Auflösung  wurde  herbeigeführl  durch 
die  Gegensätze  der  romanischen  und  germanischen  Nationalität  der  in  ihr 
verbundenen  Völker,  durch  den  Grundsatz  der  Theilbarkcit  der  Länder  bei 


1)  Eichhorn,  § 137  n.  160.  Walter,  *•  118. 

2)  S.  Capitulnricn  v.  803.  807.  811.  817.  Eichhorn,  8-  166 — 169,  des  Verf.  fran- 
zösische Staats-  und  Rcclitsgeschichlc  I.  S.  157.  Waitz,  11.  471.  Walter, 
J.  124—131.  Roth,  S.  170  folg. 

3)  S.  oben  $ 158.  Not.  Walter,  $ 72—79. 

4)  Eichhorn,  8.  171.  Walter,  §•  119—123. 

5)  Walter,  8.  64. 

6)  Walter,  §■  96  a.  E.  Roth,  S.  430-432. 

7)  Eichhorn,  Bd.  II.  Walter,  J.  97  folg. 
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deren  Vererbung,  endlich  durch  den  der  Erblichkeit  der  Beneflcien.  Von 
den  drei  8-13  durch  den  Vertrag  von  Verdun  unter  Ludwigs  Söhnen  ge- 
stiflclen  Reichen  löste  sich  das  Lothars  I.  zuerst  (im  J.  855)  in  drei  König- 
reiche auf,  die  von  Italien,  Burgund  und  Lothringen.  Um  den  Besitz  des 
letzten  stritten  sich  die  Könige  von  Frankreich  und  Deutschland,  doch  blieb 
es  von  925  an  im  Besitz  der  letzten.  Auch  kam  Burgund  nach  dem  Aus- 
sterben seines  Königshauses  1032  an  die  letzten.  Alle  fünf  Königreiche 
zerfielen  bald  in  eine  Menge  vererblicher  Herzogthfimcr,  Grafschaften  und 
geistlicher  Fürslenlhümer,  von  welchen  aber  die  französischen  von  Ludwig  VI. 
an  fast  alle  in  den  Besitz  der  Krone  znrückknmen,  so  dass  Frankreich 
wieder  ein  compacter  Einheitsstaat  wurde.  Sowohl  die  kaiserliche  Würde 
als  der  Besitz  der  drei  813  errichteten  Königreiche  galten  als  Eigenthmn 
des  karolingischen  Hauses.  Bei  dessen  Ausslerben  in  Deutschland  wurde 
jedoch  kein  Mitglied  desselben  aus  der  französischen  Linie  gerufen,  sondern 
durch  Wahl  zuerst  der  Salier  Conrad,  dann  919  Heinrich  der  Sachse  auf 
den  deutschen  Thron  erhoben,  und  von  den  Hauptslämmen  der  Deutschen, 
nämlich  den  Franken,  Sachsen  und  Thüringern,  den  Schwaben,  den  Bayern 
und  den  Lothringern  als  König  anerkannt.  Lange  war  es  schwankend: 
ob  Deutschland  ein  Wahlreich  oder  eine  Erbmonarchie  werden  sollte;  doch 
trat  das  erste  ein,  aber  so,  dass  in  der  Regel  der  älteste  Sohn  des  letzt- 
regierenden  Königs  sein  Nachfolger  wurde.  So  folgten  aus  dem  sächsischen 
Hause  auf  einander  936  Otto  I.,  auf  welchen,  nachdem  er  auch  die  longo- 
bardischc  Königskrone  erhalten  halte,  der  Pabsl  937  die  kaiserliche  so  über- 
trug, dass  jeder  deutsche  König  sie  tragen  sollte,  971  Otto  II..  983  Otto  HL, 
1002  Heinrich  II.  Ihnen  succedirten  aus  dem  solisch  - fränkischen  Hause 
1024  Conrad  II.,  1039  Heinrich  III.,  1056  Heinrich  IV.,  1106  Heinrich  V. 
und  diesen  die  hohenslaufischen  Kaiser  1117  Conrad  III.,  1156  Friedrich  I., 
1190  Heinrich  VI.,  1197  Philipp,  1218  Friedrich  II.,  welche  eine  Zeillang 
den  Sachsen  Otto  IV.,  so  wie  der  letzte  Heinrich  Raspe  von  Thüringen 
12467  zum  Gegenkaiser  hatten;  hierauf  trat  bis  1277  das  s.  g.  Zwischen- 
reich ein,  in  welchem  Wilhelm  v.  Holland  1247  und  Conrad  IV.  1250  bis 
1254,  dann  Richard  v.  Cornwallis  und  Alphons  v.  Castilien  nur  dem  Namen 
nach  Kaiser  waren.  In  Rudolph  v.  Habsburg  erhielt  aber  dos  Reich  wieder 
ein  wirklich  und  kräftig  regierendes  Oberhaupt,  dem  1291  Adolf  v.  Nassau 
folgte,  1298  des  ersten  Sohn  Albrechtund  1313Hcinrich  VII.  aus  dem  Luxem- 
burgischen Hause.  Nun  wechselten  Kaiser  aus  diesem  luxemburg-böhmisch 
gewordenen  mit  andern  aus  habsburg-östreiehischcm  Hause  bis  von  1437 
an,  als  Albrecht  II.  die  Erbtochter  Sigismunds  geheirulhet  halte,  die  Kai- 
serkrone bei  dem  Hause  Oestreich  verblieb.  Während  dieser  langen  Pe- 
riode wurde  die  kaiserliche  Gewalt  immer  mehr  beschränkt  und  die  der 
deutschen  Fürsten  so  sehr  gesteigert,  dass  die  Länder  derselben  sich  all- 
mählich zu  Staaten  gestalteten,  die  jedoch  durch  den  feudalistischen  Rcichs- 
verband  zusammengehalten  wurden.  Im  Jahr  1037  wurden  von  Conrad  II. 
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die  Reichslehen  förmlich  für  erblich  erklärt;  1220  wurden  die  geistlichen 
und  1232  die  weltlichen  Fürsten  durch  die  kaiserliche  Bestätigung  der  we- 
sentlichsten Regierungsrechle  wirkliche  Landesherrn,  und  durch  Carls  IV. 
goldene  Bulle  erlangten  sieben  derselben  (die  Kurfürsten)  eine  so  grosse 
Erweiterung  ihrer  für  untheilbar  erklärten  Landesherrlichkeit,  dass  sie  sich 
fast  nur  dem  Namen  nach  von  Königen  unterschieden.  Auch  vergrösserle 
sich  durch  Erbfolge  der  Landcsbesilz  verschiedener  andrer  so,  dass,  in  wie 
weit  dieser  gleichfalls  für  untheilbar  erklärt  wurde,  auch  sie  zu  Regenten 
von  grösserer  Bedeutung  emporstiegen. 

Die  wichtigsten  Ursachen  der  hiedurch  bewirkten  Umgestaltung  des 
Reichs  in  einen  zusammengesetzten  Staat  sind  nicht  nur  in  der  Erblichkeit 
der  Lehen  zu  suchen,  sondern  auch  in  der  Vermehrung  und  Vergrösserung 
der  Inimunitätsgebicle  der  geistlichen  Fürsten,  dem  Princip  der  Wahlmo- 
narchie, in  dem  nationellen  Gegensatz  des  nördlichen  und  südlichen  Deutsch- 
lands, in  der  Eifersucht  und  dem  Egoismus  der  Fürsten,  den  Streitigkeiten 
der  Kaiser  mit  den  Päbsten  und  in  dem  Zurückbleiben  der  Reichsstädte. 

Indessen  erweiterte  sich  das  deutsche  Reich  weit  über  seine  ursprüng- 
lichen Gränzen  hinaus,  indem  alles  Land  jenseits  der  Elbe  bis  an  die  See 
und  die  Grenzen  Polens,  auch  das  Königreich  Böhmen  mit  demselben  ver- 
einigt wurden,  wie  (jedoch  durch  Frankreichs  Eroberungen  verkleinert)  im 
Westen  Lothringen  und  im  Süden  das  burgundische  Reich;  ja  selbst  die 
polnische  Königskrone  wurde  vom  Kaiser  zu  Lehen  getragen,  während  er 
auch  König  in  Oberitalien  war.  Auch  Dänemark  und  Ungarn  standen  das 
erste  in  einem  Lehnsverband,  das  zweite  in  einer  Personalunion  mit  Deutsch- 
land. 

177.  Die  Staats  Verfassung  Deutschlands  bildete  sich  im  Laufe  von 
siebenhundert  und  fünfzig  Jahren  dahin  aus,  dass  man  als  Maximilian  1493 
zum  Kaiser  erwählt  wurde  schon  ein  Reichs-  und  ein  Territorial- 
staalsrecht unterscheiden  konnte. 

I.  Die  Grundzüge  der  deulschenJ’Reichsverfassung  des  Mittelalters  1 2 ) 
sind  folgende. 

A.  An  der  Spitze  des  (heiligen)  römischen  Reichs  deutscher  Nation 
stand  der  König,  und  zwar  der  gekrönte,  später  nur  noch  erwählte  römische 
Kaiser  *),  zwar  mit  verminderter  jedoch  noch  die  wichtigsten  Hoheitsrechte 
enthaltender  ReichsgewnlL  Er  ist  Herr  des  Reiches,  Oberlehnsherr  der 
Reichs vnsullen,  Dienstherr  der  Reichsminislerialen , Oberhaupt  der  Reichs- 
städte und  Reichsdörfer  und  Schirm-  und  Schulzherr  der  Reichsbislhümer 
und  Reichsablcien , so  wie  aller  hülfsbedürftigen  Personen.  Als  Wächter 
für  des  Reiches  Sicherheit  und  seines  Rechtes  erlässt  er,  in  wichtigen  An- 
gelegenheiten in  Uebereinstimmung  mit  den  Reichsständen,  die  nöthigen 


1)  Eichhorn,  5-  287  folg,  und  435  folg.  Zöpfl  g.  64  folg.  Walter,  g.  225. 

2)  Eichhorn,  §.  287—289.  Walter,  g.  225.  229. 
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Verordnungen  und  Reichsgeselze,  insbesondere  für  die  Aufrechthaltung  des 
Landfriedens.  Alle  Gerichtsbarkeit  im  Reiche  geht  von  ihm  aus,  er  selbst 
ist  der  höchste  Reichsrichter  und  Inhaber  der  nutzbaren  Reichsregalien,  wie 
des  Reichsmünz-,  Reichsforst-,  Reichspostregals  u.  s.  w.  *),  die  er  aber 
zu  Lehen  vergeben  konnte.  Als  Kaiser  ist  er  oberster  Schirmherr  der 
ganzen  Christenheit  ( dominus  mundi)  und  der  Kirche,  und  wenn  gleich 
nicht  über  die  sämmttichen  christlichen  Könige  gesetzt,  doch  dem  Range 
nach  der  Erste  unter  denselben,  jedoch  allein  berechtigt  den  königlichen 
Titel  zu  ertheilen  *).  Indessen  erhob  ihn  die  Majestät  seiner  Würde  nicht 
über  das  Gesetz;  er  konnte  wegen  Verletzung  des  christlichen  Rechts  mit 
Kirchenbussen  belegt,  ja  selbst  in  den  Bann  gethan,  und  wegen  Verletzung 
weltlicher  Rechte  von  dem  Fürslengerichle  unter  dem  Vorsitze  des  Pfalz- 
grafen angeklagt  und  von  ihm  gerichtet  werden  a). 

Die  Wahl  des  Kaisers  wurde  Anfangs  durch  die  zu  einem  grossen 
Reichstage  unter  den  Herzogen  versammelten  Stämme  unter  der  Vorwahl 
besonders  mächtiger  Fürsten  vorgenommen,  später  (im  13.  Jahrhundert) 
von  einigen  dieser  letzten  als  Kurfürsten  allein  (princtpes  electores).  Die 
Zahl  derselben  war  durch  die  goldene  Bulle  grundgesetzlich  auf  drei  geist- 
liche (die  Erzbischöfe  von  Mainz,  Trier  und  Cöln)  und  vier  weltliche,  die 
auch  mit  den  Reichsämtern  begabt  waren,  nämlich  den  Pfalzgrafen  bei 
Rhein,  den  Herzog  von  Sachsen,  den  Markgrafen  von  Brandenburg  und 
den  König  von  Böhmen,  festgesetzt 1 2 3  4 5). 

B.  Die  Reichsstände,  unter  deren  mannigfaltiger  Mitwirkung  der 
Kaiser  die  Reichsregierung  führte,  zerfielen  in  drei  Klassen,  in  die  Fürsten 
(principes),  die  Grafen  und  Herrn  und  die  Reichsstädte  *).  Zu  den 
ersten  gehörten  die  Herzoge  (auch  nachdem  Friedrich  I.  diesem  nach  843 
wiederhergestelllen  Amte  1180  seine  politische  Bedeutung  genommen  halte), 
die  Bischöfe  und  gefürsteten  Aeble,  die  Markgrafen  und  längere  Zeit 
auch  die  vom  Kaiser  selbst  investirlen  Grafen ; zu  den  zweiten  die  Grafen, 
die  ihr  Land  von  einem  geistlichen  oder  weltlichen  Fürsten  zu  Lehen  trugen, 
und  die  Allodial-  oder  Lehensbesitzer  reichsunmittelbarer  Grundherrschaflen, 
davon  die  meisten  im  fünfzehnten  Jahrhundert  den  Grafenlitel  führten.  Die 
Reichsstädte  gehörten  erst  im  dreizehnten  Jahrhundert  zu  den  Reichsstnnden, 
als  Abgeordnete  derselben  zu  den  Reichstagen  berufen  wurden.  Es  bestand 
noch  kein  verfassungsmässiger  Geschäftsgang  auf  den  Reichs-  oder  den 
Hoflagen ; doch  bildete  sich  im  fünfzehnten  Jahrhundert  das  Herkommen, 
dass  sich  auf  den  ersten  die  Kurfürsten  in  einem  eigenen  Collegium  ver- 


1)  Walter,  g 227. 

2)  Eichhorn,  g.  289.  Walter,  g.  226. 

3)  Walter,  §.  229. 

4)  Eichhorn,  g.  287.  Walter,  g.  230—234.  243.  244. 

5)  Eichhorn,  g.  290—292.  435-436.  Walter,  §.  235-237. 
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sammelten,  in  einem  zweiten  die  übrigen  Fürsten,  Grafen  und  Herrn,  in 
einem  drillen  endlich  die  Beordneten  der  Reichsstädte  *). 

C.  Die  sonstigen  Bestimmungen  des  Reichsslaalsrechls  beziehen  sich 
auf  das  Reichsstaals-Gerichls-,  Polizei-,  Kriegs-  und  Finanzwesen.  Was  das 
erste  betrifft,  so  bilden  dessen  Grunndsülze  einen  Theil  des  Processrechtes. 
Eine  Reichspolizeiverfassung  war  in  dieser  Periode  weder  dem  Na- 
men noch  der  Sache  nach  vorhanden ; doch  bezweckten  die  so  oft  wieder- 
holten Landfrieden  (§.  9T.  q.)  vom  zwölften  Jahrhundert  an  die  Er- 
haltung der  öffentlichen  Ruhe,  die  Aufhebung  des  Faust-  und  die  Be- 
schränkung des  Fehderechts,  deren  furchtbarem  Missbrauch  vom  dreizehn- 
ten Jahrhundert  an  auch  die  Bündnisse,  namentlich  die  der  Städte,  entgegen 
zu  wirken  bestimmt  waren.  Dagegen  kann  man  von  einer  Reichskriegs- 
verfassung schon  im  Anfang  dieser  Periode  sprechen  *).  Sie  ging  aus 
dem  alten  Heerbann  hervor,  erhielt  jedoch  zuerst  in  Folge  des  Lehnssyslems 
und  später  der  veränderten  Kriegsführung  eine  Umgestaltung. 

Alle  Reichsstünde  und  dem  Reiche  unmittelbar  unterworfenen  Gemein- 
heiten sind  zum  Reichsdienst  verpflichtet,  der  vorzugsweise  durch  ihre 
Ritterschaft,  jedoch  auch  durch  andere  Freie  geleistet  wird.  Eine  Reichs- 
dienstordnung setzt  die  zu  stellende  Mannschaft  fest,  so  dass  von  je  zehn 
Mansi  Reichsgulsbesitz  ein  Ritter  und  zwei  Knechte  zu  stellen  sind,  so 
wie  die  Bewaflnungswcisc  und  andre  Verpflichtungen  der  Krieger.  Sie 
haben  sich  unter  dem  Banner  ihres  Herzogs  zu  schaaren.  Das  des  Reichs 
wird  dem  Kaiser  vorgetragen  von  einem  Fürsten,  die  übrigen  sind  nach 
dem  Range  der  s.  g Heer  Schilde  geordnet.  Die  Römerzüge  der  Kaiser 
gaben  schon  früh  Veranlassung  zu  einer  Art  von  Rcichskriegsordnung,  die 
in  der  Constitutio  de  expeditione  rornana  aus  dem  11.  oder  12.  Jahrhundert 
enthalten  ist 1 2  3 4). 

Seit  dem  Gebrauch  des  Schiesspulvers  im  Kriege  war  die  Errichtung 
eines  stehenden  Rcichshccrcs  aus  Landsknechten  und  geworbenen  Reitern  nolh- 
wendig  geworden.  Es  wurde  zu  diesem  Behufe  1427  bei  Gelegenheit  des  Htts- 
silenkricgs,  jedoch  ohne  Erfolg,  durch  das  ganze  Reich  die  Steuer  des  ge- 
rn e i n e n P f e n n i g s ausgeschrieben,  aus  deren  Ertrag  eine  geworbene  Mann- 
schaft unterhalten  werden  sollte.  Man  war  aber  genöthigt,  sich  mit  einer  s.  g. 
Reichsmatrikel  zu  begnügen,  welche  den  Reichsslünden  des  Herren- 
standes  und  den  Reichsstädten  die  von  ihnen  zu  stellenden  Contingente 
vorschrieb,  welche  auf  die  eine  oder  andere  Weise  aufzubringen  densel- 
ben überlassen  blieb  * ). 


1)  Eichhorn  §.  435. 

2)  Siehe  S lenzet,  Geschichte  der  Kriegsverfassung  Deutschlands  vorzüglich  im 
Mittelalter.  Berlin  1820.  Eichhorn  $.  294.  Zöpfl  £.  49.  Waller  §.240 — 252. 

3)  Sie  ist  abgedruckt  bei  E i c h h o r n in  der  Anmerkung  zum  $.  294  seiner  deutschen 
Staats-  u.  Kechtsgcschichtc  und  bei  Per tz,  Monumenta  Leg.  11.  tan  II.  p.  2 fg. 

4)  Eichhorn  §.  417. 
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Die  königlichen  Einkünfte  bestanden  im  Ertrag  des  Reichsgutes,  der 
fiscalischen  Bezüge  aus  Zöllen,  dem  Münz  - und  Bergregal,  den  Juden- 
schulzgeldern  und  den  Reichssleuern.  Doch  waren  alle  diese  Quellen  we- 
nig ergiebig.  Das  Rcichsgut  war  durch  die  stets  widerkehrenden  durch 
augenblickliche  Nothslände  herbeigeführlen  Veräusserungcn  und  Belehnun- 
gen bedeutend  vermindert;  das  Recht,  Zölle  aufzulegcn,  so  wie  das  Münz- 
regal war  grösslenlheils  auf  die  Landesherren  und  die  Reichsstädte  über- 
gegangen , selbst  das  Regal  des  Judenschutzes  ward  wie  andere  Regalien 
verliehen.  Die  Auflage  einer  allgemeinen  Reichssleuer  war  unmöglich,  und 
so  musste  sich  der  Kaiser  mit  den  von  dem  einen  oder  den  andern  von 
den  Reichssländen  geleisteten  Beisteuern  begnügen  1 ).  Im  fünfzehnten 
Jahrhundert  hatte  jedoch  die  durch  die  Reichsmalrikel  festgesetzte  Ver- 
pflichtung der  Stände  zur  Kriegshülfe  olt  die  Folge,  dass  statt  der  zu  stel- 
lenden Mannschaft  oder  mit  derselben  Geldsummen  einzuzahlen  waren  2 3). 

178.  Nachdem  die  Lehen  erblich  geworden  waren,  verloren  die  in 
der  Amtsgewalt  der  Grafen  u.  s.  w.  enthaltenen  Befugnisse  in  der  Beziehung 
ihren  Character  als  öffentliche  Rechte , dass  sic  mm  als  ein  palrimoniales 
mit  den  dem  Rcichsbeamlen  zur  Belohnung  seiner  Dienste  und  Bestreitung 
der  Verwaltungskoslen  ertheilten  Besitztümern  notwendig  verbundenes, 
einem  Privalrecht  gleichkommendes  Recht  ihnen  zustand.  ln  den  Immuni- 
talsgebieten  war  diess  noch  mehr  der  Fall,  indem  hier  die  Grafengewall 
mit  dem  unveräusserlichen  Real  - oder  Immobilinrbesilzthum  des  Bischofs 
oder  der  Abtei  verknüpft  war.  Durch  das  Anfgehen  der  Amtsgewalt  in 
dem  Realrechte  verwandelte  sie  sich  in  eine  palrimoniale,  alle  ihre  Rechte 
standen  dem  Grafen,  Bischof  u.s.  w.  als  Landesherrlichkeit  zu,  welche 
die  im  Banne  enthaltenen  Jurisdictions-  und  Regierungsrechte,  so  wie  die 
vom  Kaiser  den  Landesherrn  überlassenen  Regalien  begriff.  Durch  die 
kaiserlichen  Privilegienbriefe  v.  1220  und  1232  (§.  176)  war  der  Besitz 
aller  dieser  durch  Erteilung  des  im  herzoglichen  Amte  begriffenen  ober- 
sten Heerbannes  vermehrten  Rechte  für  immer  gesichert.  Die  Landeshenm 
waren  Fürsten  und  halten  wenigstens  dem  Sinne  nach  die  in  einem  Inbe- 
griff einzelner  verschiedenartiger  Rechte  bestehende  Landeshoheit  *), 
die  sie  als  ein  ihnen  zukommendes  Privalrecht  ansahen  und  übten.  Ihr 
Land  war  nicht  sowohl  ein  Staalsterritorium  als  eine  grosse  Gutsherrsch  all, 
welche  sie  zum  eignen  Vorteil  verwalteten.  Die  Zuständigkeit  ihrer  Macht 
über  Land  und  Leute  und  der  Ertrag  ihrer  Einkünfte  war  den  Fürsten 
Hauptsache.  Von  diesem  Gesichtspuncte  aus  ging  auch  die  Landesorga- 
nisalion  vor  sich , die  jedoch,  was  die  Gerichtsbarkeit  und  den  Heerbann 
betrifft,  noch  auf  der  allen  Grundlage  ruhte. 


1)  Eichhorn,  §•  297.  Zöpfl,*-  50  W a 1 1 c r , $.  245-248. 

2)  Eichhorn,  $.  438. 

3)  Eichhorn,  S-  298—301.  Zöpfl,  J.  5t-53. 
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A.  Wie  der  Kaiser  oder  König , hatte  der  Landesherr  seinen  Hof  und 
seine  Grosshofbeamten 1 ) ; der  Kämmerer  stand  an  der  Spitze  des  Finanz-, 
der  Marschall  an  der  des  Kriegswesens.  Der  Kanzler  war  Staatssekretär. 
Per  Landesherr  hielt  seine  Hoftage  ( curiae ) und  wenigstens  lange  Zeit  noch 
seine  (aus  den  alten  Gau  Versammlungen  hervorgegangenen)  Landtage  ( pla - 
cita  minora)  * ). 

B.  Das  Verhältniss  der  Landeseingesessenen  zum  Regenten  war  nach 
der  Classe  der  Personen  verschieden.  Die  Prälaten  als  Inhaber  der  geist- 
lichen Besitzthüincr  und  die  Lehnsträger  des  Landesherrn  halten  eine  grös- 
sere Selbstständigkeit,  als  die  Städte,  diese  eine  grössere,  als  die  Bauern, 
deren  ein  grosser  Theil  als  Hörige  oder  Leibeigene  (Jnlerlhanen  im  engsten 
Sinne  des  Wortes  waren.  Der  Landesherr  hatte  die  durch  Herkommen 
oder  Privilegienbriefe  den  Prälaten,  der  Ritterschaft,  den  Städten  und  zuwei- 
len der  Landschaft  als  solcher  zuslehenden  Rcchle  zu  achten,  und  war  da- 
her in  der  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  an  die  Zustimmung  die- 
ser majores  et  meliores  terrae *)  als  Landslände  gebunden,  die  ihrerseits 
ihm  in  Notfällen  auf  den  Landtagen  Subsidien  bewilligten,  doch  auch  die 
Abstellung  ihrer  Beschwerden  sich  ausbedungen4). 

C.  Wie  das  Gerichtswesen  in  den  einzelnen  Ländern  geordnet  war, 
wird  unten  bei  der  Darstellung  des  Processrechtes  (§.  194)  angegeben  wer- 
den. Die  Polizeigewolt  stand  dem  Landesherm  häufig  als  Vogtei 
d.  h.  als  Schutzgewalt  der  auf  seinen  Territorien  angesessenen  pfleghaflen 
Personen  zu,  und  verpflichtete  ihn  überhaupt  zur  Aufrechlhaltung  des  Land- 
friedens 4).  Die  wichtigsten  Zweige  der  Landesverwaltung  waren  die  des 
Kriegs-  und  des  Finanzwesens,  a)  Das  in  der  Landeshoheit  liegende  Recht 
des  Heerbannes*)  berechtigte  den  Landesherrn  von  seiner  Lehens  - und 
Dienstmannschafl  den  Reichsdienst  zu  fordern,  im  Notfälle  z.  B.  auch  zur  Ver- 
theidigung  seiner  Rechte  die  Landsassen  zur  Landwehr  aufzubieten  und  von 
ihnen,  in  wie  weil  sic  nicht  Geistliche  oder  Ritter  waren,  die  gemeinen  Landes- 
kriegsfrohnden  zu  fordern.  Auch  konnte  er  um  Burgen  oder  Stadl-Vesten 
nnzulegen,  die  zur  Landesverteidigung  nöthigen  Subsidien  fordern,  oll  sogar 
erzwingen.  Im  fünfzehnten  Jahrhundert  hatten  die  mächtigeren  Landesherrn 
eine  durch  Werbung  gebildete  Soldateska,  b)  Die  landesherrlichen  Ein- 


t)  Waller,  $ 258  folg. 

2)  Eichhorn,  J.  309.  Wal  ler,  S-  273. 

3)  Dicss  schreibt  schon  eine  Comtitutio  Uenrici  VII.  v.  1231.  ausdrücklich  vor. 
Waller  S.  295.  n.  9. 

4 ) Walter,  §.  204.  Eichhorn,  $.  309.,  besonders  U n grr,  Geschichte  der 
deutschen  Landständc.  Hannover  1844.  2 Bdc. 

5)  Waller,  J-  256  und  287. 

6)  Eichhorn,  g-  304—306.  Walter,  §•  285—287. 
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künfie1 2 3 4 5)  bestanden  im  Ertrag:  der  im  allgemeinen  unter  der  Benennung 
„Kammergüter“  begriffenen  fürstlichen  Domänen  aller  Art,  der  nutz- 
baren Regalien,  der  Strafgelder  und  Conflscationen , der  das  Grnndeigen- 
thum  belastenden  Gefälle  oder  anderer  Beden,  d.  h.  Abgaben,  welche  der 
Landesherr  vermöge  der  ihm  zustehenden  Vogtei,  oder  zum  Zweck  einer 
ihm  auferlegten  Heerfahrt  u.  s.  w.  zu  erheben  berechtigt  war;  endlich 
aus  den  von  den  Ständen  bewilligten  Hülfen  oder  Steuern.  Einige  der- 
selben wurden  im  Laufe  der  Zeiten  stehend  und  bildeten  mit  den  herge- 
brachten ordentlichen  Beden  die  Grundlage  einer  mehr  oder  weniger  ge- 
ordneten Steuerverfassung.  Die  Mannigfaltigkeit  der  Einkünfte  führte  zu 
einem  regelmässig  sich  gestaltenden  Organismus  der  Cameralverwallung  *). 

D.  Eine  besondere  Beachtung  verdient  die  Stellung  und  Verfassung 
der  Reichsstädte  im  Mittelaller*).  Sie  hatten  sich  von  der  Herrschaft 
eines  Landesherrn  frei  erhalten  oder  frei  gemacht,  und  durch  den  Erwerb 
der  Gerichtsbarkeit  und  anderer  Hoheitsrechte  die  Selbstregierung  un- 
ter dem  besondern  Schulze  des  Kaisers  erlangt,  halten  Silz  und  Stimme 
auf  dem  Reichstag,  waren  aber  dagegen  zu  den  aus  dem  Reichsverband 
fliessenden  Obliegenheiten  verpflichtet.  Die  Verfassung  war  anfangs  aristo- 
kratisch, später  gemischt,  und  wie  dem  Rath  ein  Reichsvogt  oder  Schul- 
theiss  Vorstand,  waren  ihm  die  von  ihm  für  die  verschiedenen  Zweige  der 
städtischen  Verwaltung  mit  Besoldung  nngestelllen  Localbeamlen  unterge- 
ben. Die  Einkünfte  der  Städte  bestanden  gleichfalls  aus  dem  Ertrag  von 
Domänen  und  nutzbarer  Regalien,  aus  Accisen , welche  sie  auf  den  Ver- 
brauch von  Lebensmitteln  legten,  und  aus  andern  pecuniüren  Umlagen.  In 
mancher  Reichsstadt  befand  sich  auch  ein  kaiserlicher  Burggraf. 

Das  deutsche  Reich  als  feudalistischer  Bundesstaat. 

(1195—1806)«). 

1T9.  Die  ersten  Anfänge  der  Umwandlung  des  deutschen  Reichs  in 
einen  Bundesstaat  sind  schon  in  der  vorhergehenden  Periode  sichtbar.  Wir 
Anden  nämlich  eine  Steigerung  der  Landesherrlichkeit  durch  s.  g,  Privile- 
ffia  de  non  cvocando  schon  1370,  dann  Bündnisse*)  deutscher  Länder  un- 


1)  Eichhorn,  g.  302.  307—308.  Walter,  $.  281—284. 

2)  Eichhorn,  $.  430. 

3)  Eichhorn,  $ 310-319.  Walter,  §.  276  u.  289.  Züpfl,  g.  55.  Zu  vgl. 
Hüll  man  nn,  Stftdtewcsen  im  Mittelalter.  Bonn  1826.  4 Bde.  F.  1.6h  er,  Fürsten 
und  Städte  zur  Zeit  der  Hohenstaufen.  Halle  1846. 

4)  Vgl.  Eichhorn  Bd.  IV.  Waller,  g.310 — 353.  H.  A.  Zac ha ri ft,  deutsches  Staats- 
und Bundesrecht  2.  Aull.  Gott.  1853.  B.  1.  §.  29 — 34.  und  die  wichtigsten  Lehr- 
bücher des  deutschen  Staatsrcchls,  insbesondere  aus  dem  vor.  Jahrhundert,  wie 
die  von  Pültcr,  Habcrlin,  Klüber  und  die  neusten  von  Leist  und G ö n - 
ner  (1805). 

5)  Eichhorn,  B.  111.  $.  400.  402.  409. 
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ler  einander  zur  Handhabung  des  Landfriedens  (13T6 — 1486),  den  die  ge- 
sunkene Macht  der  Kaiser  nicht  mehr  zn  schützen  im  Stande  war.  Unter 
Maximilian  machte  aber  die  bundesstaatliche  Entwicklung  des  Reichs  1495 
durch  die  Errichtung  des  Reichskammergerichtes  und  die  Kreisverfassung 
einen  weiteren  Schritt,  indem  jenes  höchste  Gericht  von  dem  Kaiser  in 
Gemeinschaft  mit  den  Ständen  besetzt  wurde,  und  diese  Kreise  Deutschlands 
eben  so  viele  Föderationen  der  in  jedem  vertragsmüssig  geeinigten  Länder 
waren.  Entschieden  wurde  aber  das  Reich  ein  Bundesstaat  in  Folge  der 
Wahlcapilulation  Carls  V.  (v.  1521),  wodurch  vertragsmüssig  die  Hoheits- 
rcchte  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Regenten  der  einzelnen  Länder  so 
gelheilt  wurden,  dass  jenem  (jedoch  nur  in  der  Einigung  mit  diesen)  die 
höhere  Souveränität,  den  Fürsten  aber  die  niedere  zusland.  Bei  jeder  Kai- 
serwahl wurde  eine  neue  Wahlcapilulation  gemacht;  schon  1663  versuchte 
man  ein  stehendes  Formular  für  einen  solchen  Vertrag,  das  1711  zustande 
kam 1 ),  und  obgleich  nicht  als  bleibendes  Grundgesetz  des  deutschen  Reichs 
sanctionirl,  dennoch  die  Grundlage  der  folgenden  Acte  dieser  Art  blieb. 
Die  letzte2)  Kaisers  Franz  II.  enthält  30  Artikel,  die  zusammen  315  Para- 
graphen enthalten  und  allein  schon  den  bundesstaatlichen  Characler  des 
Reichs  auf  das  klarste  beurkunden.  Derselbe  tritt  entschieden  in  der  Re- 
formation hervor.  Zwar  hatte  der  Kaiser  1521  auf  dem  Reichstage  zu 
Worms  als  Schirmherr  der  Kirche  die  Aechlung  des  von  ihr  mit  dem 
Bann  belegten  Luther  ausgesprochen;  aber  1525  schützt  schon  das  Tor- 
gauer  Bündniss  die  neue  Lehre,  und  1526  wird  auf  dem  Reichstage  zu 
Speier  der  Vollzug  der  Wormser  Decrete  jedem  Reichssland,  in  wie  weit 
er  es  vor  Gott  und  dem  Kaiser  verantworten  könne,  überlassen.  Der  Pas- 
sauer  Vertrag  von  1552  und  der  Religionsfrieden  von  1555  zeigen  uns, 
dass  dem  deutschen  Gesammlstaat  vollberechtigte  Einzelstaalen  gegenüber 
standen,  die  alsbald  während  des  dreissigjährigen  Krieges  Bündnisse  mit 
auswärtigen  Mächten  schlossen,  und  deren  Landesherrn  im  westphälischen 
Frieden  ihre  Landeshoheit  („ Souverainitc “)  zuerkannl  wurde.  Die  Verfassung 
des  deutschen  Reichs  als  eines  Bundesstaates  war  nun  (1648)  selbst  völ- 
kerrechtlich festgeslellt  und  dem  Ausland  das  Recht  gegeben,  gegen  jede 
wesentliche  Veränderung  derselben  Einsprache  zu  thun.  Das  deutsche  Slaals- 
recht  entwickelte  sich  nun  auch  wissenschaftlich  in  zwei  Hauplrichtungen, 
indem  man  die  des  Reichs-  und  des  Tcrritorialslaatsrechts  sich  entgegen 
setzte  und  in  eignen  Werken  bearbeitete. 

180.  Die  Reichs  Verfassung  beruhte  allerdings  noch  auf  der  alten 
feudalistischen  Grundlage.  Aber  die  Grundsätze  des  Lehnrechts  wa- 
ren nur  noch  theilweise  maassgebend , indem  das  Verhällniss  des  Kaisers 


1)  Eichhorn,  §.  531.  592.  593. 

2)  Sic  ist  abgedruckt  in  Gärtners  Corpus  juris  ecdesiattici  Cathoiicer.  Sa- 
lisburgi  1799.  Tom.  II.  p.  1 — 125. 
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zu  den  Stünden , der  Umfang:  seiner  Rechte  lind  die  wirklich  bestehende 
Reichsverfassung  in  den  wichtigsten  Punkten  durch  die  Wahlcapilulatio- 
ncn , das  wcstphälische  Friedensinstrument  und  andre  verlragsmässig  ent- 
standene Gesetze  bestimmt  waren. 

A.  Die  dem  Kaiser  als  Oberhaupt  des  Reichs  allein  zustehenden  Rechte 
waren  nur  noch  Jura  reservata  meistens  von  geringer  Bedeutung.  Andere 
Rechte  konnte  er  nur  mit  Zustimmung  der  Rcichsständc  ausüben ; nament- 
lich stand  die  gesetzgebende  Gewalt  nicht  ihm,  sondern  nur  Kaiser  und 
Reich  zu.  Und  obwohl  eine  Anzahl  Slaatsrechlslehrer  theoretisch  die 
pleniludo  potestatis  ihm  noch  zuschrieben  und  die  den  Ständen  zukommen- 
den politischen  Berechtigungen  als  exceplionelle  Concessionen  angesehen 
wissen  wollten,  so  fand  doch  factisch  das  Gegenlheil  statt,  und  wurde 
auch  als  dem Reichsstaatsrcchle gemäss  von  andern  verlheidigt 1 2 3 ).  a)  Deutsch- 
land galt  dem  Princip  gemäss  als  eine  Wahlmonarchie;  doch  wurde  der 
jedesmalige  Nachfolger  der  östreichischen  Erblande  *)  zum  Kaiser  auf  die 
althergebrachte  Weise  mit  vielen  Feierlichkeiten  in  Frankfurt  gewählt  und 
in  Aachen  gekrönt*).  Die  Wahl  des  Churfürsten  von  Bayern  als  Kaiser 
Carl  VII.  (1740 — 1745)  war  ein  misslungener  Versuch,  eine  andre  Ordnung 
der  Dinge  herbeizuführen.  Die  Erzämter  waren  nach  alter  'Weise  unter 
die  Churfürsten  vertheilt.  Die  Zahl  dieser  letzten  stieg  von  7 auf  9 fort, 
später  auf  8 zurück,  indem  nach  der  Aechtung  des  Churlürslen  der  Pfalz 
dessen  Churstimme  1023  an  Bayern  kam,  nach  dessen  Restitution  aber 
(1654)  demselben  zuriiekgegeben  wurde,  ohne  dass  Bayern  diese  Würde 
verlor,  die  aber  beim  Aussterben  des  bayrischen  Hauses  erlosch  (1777), 
und  das  Haus  Hannover  nach  dessen  Erhebung  auf  den  englischen  Königs- 
thron 1692  gleichfalls  diese  Würde  erhielt.  Im  Jahr  1805  wurden  auch 
der  Herzog  von  Württemberg,  der  Markgraf  von  Baden  und  der  Landgraf 
von  Hessen  zu  Kurfürsten  erhoben,  hatten  aber  keinen  Kaiser  mehr  zu 
wählen.  Der  letzte  führt  diesen  Titel  noch  jetzt*),  b)  Es  wurden  ver- 
schiedene Versuche  zur  Constiluirung  einer  durch  die  Mitwirkung  der  Kur- 
fürsten bedingten  Reichsregierung  gemacht,  sie  waren  aber  nicht  von  Dauer. 
Der  Kaiser  halte  in  Wien  eine  Reichskanzlei,  deren  Vorstand  jedoch  nicht 
der  Erzbischof  von  Mainz  als  Erzkanzler,  sondern  ein  ihn  vertretender  Vice- 
kanzler  war.  Das  vom  Kaiser  in  Regierungsangclegenheiten  d.  h.  in  Reichs-, 
Staats  - , Lehens  - und  Gnadensachen  befragte  höchste  Collegium  war  der 
zugleich  das  höchste  kaiserliche  Gericht  bildende  Reichshofrath  inder- 
seiben Stadt4 5). 


1)  Zacliorlä,  $.  30. 

2)  Waller,  §.  310. 

3)  Walter,  J.  323.  324. 

4)  Waller,  S-  321-322. 

5)  Walter,  $.  314  u.  320. 
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ß.  Sehr  genau  waren  die  Verhältnisse  der  im  Anfang  des  neunzehn- 
ten Jahrhunderts  in  32-1  Territorien  verlheilten  Reichss  lande  und  des 
Reichstages  bestimmt,  a)  Nicht  alle  unmittelbare  Besitzer  von  Reichsland 
hatten  Reichsstandschall,  namentlich  kam  diess  Recht  nicht  der  ziemlich 
zahlreichen  und  in  Corporationen  geeinigten  Reichsritterschaft  zu. 
Welchen  Reichsunmittelbaren  diess  Recht  zukam,  war  durch  das  Herkom- 
men bestimm),  und  als  hiefiir  maassgebend  wurde  im  siebenzehnten  Jahr- 
hundert das  J.  1582  als  Normaljahr  betrachtet;  doch  konnte  der  Kaiser 
die  Reichstandsehafl  verleihen,  und  wurde  durch  Reichsgeselze  (z.  B.  lt>54 ) 
die  Ausübung  derselben  von  nolhwendigen  Bedingungen  abhängig  gemacht 1 2 3 ). 

b)  Die  Berufung  des  Reichstages  hing,  was  Zeit  und  Ort  belrifn,  zwar  vom 
Willen  des  Kaisers  ab,  doch  blieb  der  1GG3  in  Regensburg  eröffnele  Reichs- 
tag permanent  bis  zum  Untergang  des  Reiches.  Die  Rcichsslände  erschie- 
nen aber  nicht  in  Person  auf  demselben,  sondern  waren  durch  Reichslags- 
gesandte vertreten.  Früher  wurden  seine  Beschlüsse  nach  der  Beendigung 
der  Versammlung  als  Reichsabschiede  (recessus  itnpcrii)  publicirt;  später 
als  Reichsschlüsse  ( conchtsa ).  Auch  Keichdeptilalionsschlüsse  kamen  vor.  *) 

c)  Die  Reichsversammlung  zerfiel  in  drei  Collegien  oder  Curien,  das  der 
Kurfürsten,  das  der  Fürsten,  Grafen  und  Herrn  und  das  der  freien  Reichs- 
städte. Die  zweite  Curie,  auch  der  Reichsfürstcnralh  genannt,  von  100  Stän- 
den bestand  aus  einer  geistlichen  Bank  mit  35  Viril-  und  2 s.  g.  Curiat- 
sliinmen  der  schwäbischen  und  rheinischen  Prälaten,  und  einer  weltlichen 
von  59  Viril  - und  1 Curiulslimmen  der  wetterauischen , schwäbischen, 
Iränkischen  und  westphälischen  Gralcncurien.  Die  Zahl  der  Reichsstädte 
fiel  von62aul'51,  und  dieselben  waren  in  die  schwäbischeund  rheinische 
Bank  abgelheilt’).  Zu  einem  Beschluss  des  Rcichsslags  war  die  Ueberein- 
stimmung  der  drei  Curien  nölhig,  und  ein  solcher  hiess,  che  er  die  kaiser- 
liche Genehmigung  erhielt,  Suffragbim  imperii.  ln  den  einzelnen  Curien  ent- 
schied in  der  Regel  Stimmenmehrheit,  doch  war  in  einigen  z.  B.  in  Religions- 
sachen Stimmeneinhelligkeil  nöthig,  und  daher  wenn  diese  nicht  zu  Stande 
kam,  eine  itio  in  partes  zulässig4 5). 

C.  Ein  wesentlicher  Bcstandlheil  der  Reichsverfassung  war  die  den 
Organismus  der  vollziehenden  Gewalt  im  Reiche  gestaltende  Kreisverfas- 
sung s).  Sie  bestand  in  der  corporativen Einigung  der  Herrn  der  zum  Länder- 
complex  eines  der  schon  erwähnten  zehn  Kreise  gehörenden  Reichslande, 
welchen  das  Recht  der  Krcisstandschnfl  zukam;  an  der  Spitze  eines  jeden 
Kreises  stand  ein  erblicher  Fürst  als  Kreisdirector,  d.  h.  oft  mehrere  Stände 


1)  Zachariä,  §.  31.  I. 

2)  Zachariä , §.  31.  11. 

3)  Zachariä,  §.  31.  111. 

4)  Zachariä,  $.  31.  IV'. 

5)  Waller,  $.  331. 
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mit  dein  Rechte  des  Condirectoriunis.  Er  halle  durch  den  Kreishnitplmanu 
oder  Obersten  die  nöthige  militärische  Vollstreckung  der  reichsgcrichtlichcn 
Entscheidungen,  die  Handhabung  des  Landfriedens  u.  dgl.  zu  besorgen. 
Die  Sliinde  jedes  Kreises  hatten  dazu  nach  Maassgabe  der  Reichsmatrikel 
ihr  Conlingent  an  Kriegsvolk  bereit  zu  hallen,  für  Geschütz  zu  sorgen  und 
zu  den  Kosten  der  Kreishülfe  auch  durch  ihren  Untcrlhanen  auferlegte 
Stenern  beizutragen. 

1).  Mit  der  Kreiscintheilung hing  daher  mehr  oder  weniger  die  Reichs- 
kriegs-, Finanz-  und  Polizeiverfassung  zusammen,  welche  jedoch, 
wie  auch  die  Reichsgerichtsverfassung,  fast  immer  und  insbesondere  am  Ende 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  sich  im  kläglichsten  Zustand  befanden1 2 3 4), 
a)  Das  Reichsheer  bestand  aus  den  nach  einer  Reichsmatrikel  von  1521 
gebildeten  Conlingenlen  zuerst  in  1000  Mann  zu  Ross  und  20000  zu  Kuss, 
dann  in  12000  der  eisten  und  2H000  der  zweiten  Gattung;  1702  wurde 
das  Conlingent  verdoppelt,  1794  sogar  auf  das  fünffache  erhöht.  Allein 
selten  war  die  Zahl  vollständig1).  Die  Truppen  bestanden  theilweise  aus 
geworbenem  Gesindel  aller  Art,  waren  nicht  glcichmässig  uniformirt,  nach 
der  Rangordnung  der  Länder  verbunden,  so  dass  die  Olflciere  oll  aus  Süd- 
deutschland gestellt  wurden,  die  Gemeinen  aus  dem  Norden;  dazu  war  die 
Verpflegung  überaus  schlecht,  das  Exercitium  mangelhaft  und  überhaupt 
die  ganze  Reichsverfassung  so  schlecht,  dass  Moser  sagte:  man  solle, 
so  lange  sie  besiehe,  dem  deutschen  Reich  auf  ewig  verbieten,  einen  Krieg 
zu  führen,  h)  Ebenso  bedauerlich  war  die  Reichsfinnnzverfassung:  fast 
alle  Reichsdomänen  waren  veräussert  oder  verpfändet,  und  die  Reichsknsse 
auf  die  der  Reichsmalrikel  gemäss  geordnete  Umlage  der  s.  g.  Römermo- 
nale  zu  je  128000  fl.  beschränkt;  aber  die  Einzahlung  derselben  war  im- 
mer im  Rückstand,  es  ging  kaum  die  Hälfte  der  Summe  ein.  Die  Reiclis- 
ritterschafl  bewilligte  ein  Subsidium  chariUitivum 1 ).  c)  Desgleichen  war 
das  Reichsgerichtswesen  in  dem  hetriibtesten  Zustand.  Vom  Reichshnfraih 
erwartete  man  selten  ein  unparteiisches  Uriheil ; das  Reichskammergericht 
war  unzureichend  besetzt,  die  Beisitzer  schlecht  besoldet,  und  der  Process- 
gang  so  schleppend,  dass  eine  vom  Kaiser  Joseph  H.  veranstaltete  Kammer- 
gerichtsvisilation  1772  herausstellle,  es  seien  61,233  bei  diesem  Gericht 
anhängige  Processc  unerledigt1),  d)  Eine  Reichspolizei  gab  es  der  Thal 
nach  trotz  vier  stets  vermehrten  und  verbesserten  Polizeiordnungen  von 


1)  Eine  höchst  lescnswerthe  Schilderung  dieser  Zustände  gibt  Perthes:  das  deut- 
sche SUalsleben  vor  der  Revolution.  Hamb.  u.  Gotha  1815.  Zu  vergleichen  ist 
auch  Schlossers  Geschichte  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  1.  Aufl.  1853  B.  I. 
S.  190.  B.  II.  S 1-37.  195-282.  515.  folg. 

2)  Eichhorn,  jj.  551.  Walte  r ,$.  332  - 334.  Perthes,  8.11. 

3)  Walter,  J.  335. 

4)  Perthes,  S.  40. 
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1500,  1530,  1548  und  15TT,  welche  vorzugsweise  die  Sittenpolizei  be- 
zweckten, nicht.  Sie  erstreckte  sich  auch  auf  das  Münzwesen,  um  der  von 
den  einzelnen  Regierungen  ausgehenden  Münzverschlechlerung  so  viel  wie 
möglich  entgegen  zu  wirken  1 2 3 ). 

Dieser  beklagenswerthen  öffentlichen  Zustände  ungeachtet  war  die 
grossenlheils  auf  leiten  - und  sonstige  privatrechtliche  Grundsätze  sich 
stützende  Wissenschaft  des  deutschen  Staatsrechls  sehr  blühend,  und  die 
Staatspraxis  für  die  sich  ihr  widmenden  Rechtsgelehrlen  überaus  einträglich. 

181.  Weit  befriedigender,  wenigstens  im  Interesse  der  Regierenden, 
waren  die  staatlichen  Zustände  der  einzelnen  deutschen  Länder1).  Die 
Landeshoheit  halle  sich  als  ein  compactes  Recht  gestaltet,  das  die  volle 
Herrschaft  und  Regierungsgewall  begriff,  mit  welcher  in  den  protestanti- 
schen Ländern  auch  das  Kirchenregiment  verbunden  war.  Der  weslphälische 
Frieden  gab  den  zu  einem  völkerrechtlichen  Verhällniss  zu  einander  stehen- 
den Reichsslünden  auch  das  Recht,  zu  ihrer  Krhallung  und  Sicherheit  nur 
unbeschadet  des  Kaisers  und  des  Reichs  Bündnisse  zu  sehliessen ; an  die 
Reichsgerichte  konnte  in  den  grösseren  Territorien  nicht  mehr  appellirl 
werden.  Auf  diese  Weise  waren  die  Landesherm  wirklich  Souveräne  im 
vollen  Sinne  des  Wortes,  und  hatten  nur  noch  den  Kaiser  mit  sehr  weni- 
gen Rechten  gegen  sie  über  sich  *). 

A.  So  lange  der  Amtsbegriff  bei  den  Markgrafschaflen,  Herzoglhümem 
u.  s.w.  noch  verwaltete,  blieb  die  Unlheilbarkeit  der  Lande,  an  welche  sie  ge- 
knüpftwaren, noch  Grundsatz ; allein  diess  hatte  aufgehörl,  die  Länder  fingen 
an  in  so  viele  Herzoglhümer  und  Grafschaften  zerstückelt  zu  werden,  als  der 
letzte  Besitzer  männliche  Erben  hinlerliess ; erst  später  wurde  durch  Haus- 
gesetze der  Grundsatz  der  Erbfolge  nach  Primot/enilur  wieder  eingeführl, 
und  bewirkte  in  manchen,  wie  z.  B.  in  Oestreich  und  in  Bayern,  nach  und 
nach  erst  die  Vereinigung  derselben  in  einer  Hand  wieder4 5). 

B.  Wesentliche  Veränderungen  gingen  aber  in  der  Staatsverwal- 
tung*) vor  sich.  Die  alten  Hofämter  bestanden  als  erbliche  Ehrenämter  mit 
den  hergebrachten  Erträgnissen  fort.  Der  wirkliche  Dienst  wurde  aber 
durch  besoldete  Hof-  und  Regierungsbeamte  versehen.  Der  Kanz- 
ler ward  zum  Vorsitzer  eines  bleibenden,  meistens  aus  Doktoren  oder 
Lizentiaten  der  Rechte  gebildeten  Collegium,  das  der  Hofralh,  die  Kanz- 


1)  Walter,  J.  336.  337. 

2)  Eichhorn,  J.  540-549.  Walter,  <j.  338—350.  H.  A.  Znchariä,  §•  32. 

3)  Für  ihre  Person  waren  die  Landesherrn  der  Gerichtsbarkeit  des  Reichs  unterwor- 
fen und  konnten  wegen  begangener  Verbrechen  zur  Verantwortung  gezogen,  auch 
wegen  Missbrauch*  der  landesherrlichen  Gewalt  suspeudirt  oder  abgesetzt  werden. 
H.  A.  Znchariä.  S.  118-119. 

4)  Eichhorn,  S 540-544.  Walter,  $.  339. 

5)  Eichhorn,  S-  549.  Walter,  §.  343.  344. 
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lcy  oder  Regierung:  genannt  wurde.  Die  wichtigsten  Angelegenheiten  waren 
aber  Serenissimus  selbst  Vorbehalten,  und  wurden  durch  einen  engem , d.  h. 
Gchcimenrath  mit  ihm  beralhen.  Für  die  Verwaltung  der  landesherrlichen 
Einkünfte  ging  aus  dem  Kämmcrcraml  die  Hof-  und  Domänenkammer 
hervor.  An  der  Spitze  des  Gerichtswesens  stand  ein  Hofriehler  und  ein 
höchstes  landesherrliches  Gericht  unter  verschiedenen  Benennungen.  Die 
Cameral-  oder  Finanz-,  Polizei-  und  Gnadensachen  waren  als  eigne  Zweige 
den  Juslizsachen  in  der  Behandlungswcise  entgegengesetzt.  Im  Laufe  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  bildete  sich  das  Beamlenwesen  auf  eine  für  die 
persönliche  Lage  der  Beamten  sehr  günstige  Weise  aus.  Die  Dienstprag- 
matiken sicherten  ihre  Selbstständigkeit  und  Einkünfte.  Die  deutschen 
Staaten  gestalteten  sich  wie  viele  andere  als  Beamtcnstaaton  und  der  s.  g. 
Beamlenstand  als  der  höhere  dem  Bürgerstand  gegenüber. 

C.  Der  Absolutismus  halle  in  den  zahlreichen  grösseren  oder  kleineren 
Monarchien  Deutschlands  allerdings  in  den  Ständen  ')  noch  eine  Schranke; 
in  den  meisten  bestand  sie  jedoch  nur  dem  Namen  nach.  Es  wurden  von 
den  Prälaten,  der  Ritterschaft  (wo  sieh  eine  solche  vorfand)  und  von 
den  Abgeordneten  der  Städte,  zuweilen  auch  der  Landschaft,  Landtage  ge- 
halten und  in  den  Curien  derselben  die  verschiedenartigsten  Angelegen- 
heiten berathen;  doch  war  der  Hauptzweck  derselben  die  Bewilligung  von 
Beden  und  Steuern,  welche  die  landesherrlichen  Beamten  durch  Mittel 
aller  Art  von  den  Ständen  zu  erhallen  wussten.  In  manchen  Ländern, 
z.  B.  in  Württemberg,  waren  die  Rechte  der  Landsländc  und  ihres  Aus- 
schusses durch  Verträge  mit  andern  Reichslürslen  garanlirL  Allein  in  den 
meisten  wurden  die  Stunde  entweder  nicht  mehr  einberufen  oder  in  Schat- 
tenbilder verwandelt.  Die  sich  vollendende  Alleinherrschaft  der  Landes- 
herrn stützte  sich  auf  Theorien  der  Publicislcn,  deren  Dogmen  eine  Haupt- 
grundlage des  Terrilorialstaatsrechts  wurden. 

D.  Obgleich  das  Recht  des  Krieges  der  Reichsstände  sehr  beschränkt 
und  gegen  Kaiser  und  Reich  oder  andere  Reichsstünde  gar  nicht  zuständig 
war,  so  führten  sie  doch  bei  jeder  Veranlassung  Krieg  untereinander, 
wurden  auch  nur  zu  oft  in  die  europäischen  Kriege  verwickelt  und  muss- 
ten daher  die  Ausbildung  ihres  Heerwesens*)  sich  sehr  angelegen 
sein  lassen.  Auch  gedieh  dieses  in  verschiedenen  deutschen  Ländern  sehr 
wohl,  insbesondere  deren  Herrn  zugleich  eine  Königskrone  trugen,  wie  in 
Preussen,  Sachsen  u.  s.  w.  An  die  Stelle  der  auf  den  Lchndienst  und 
die  Ritterschaft  sich  stützenden  Landesmacht  waren  längst  Söldner  trup- 
pen getreten,  die  man  anfangs  nur  für  einzelne  Unternehmungen  warb. 
Aber  im  achtzehnten  Jahrhundert  war  das  System  eines  stehenden,  llieils 
durch  Aushebung,  mehr  aber  noch  durch  Werbung  um  Geld  gebildeten 


1)  Eichhorn,  §.  546.  47.  Waller,  jj.  342. 

2)  Eichhorn,  Jj.  55t.  Walter,  Jj.  345.  Perthc«,  S.  178  folg. 
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Heeres  überall  herrschend,  und  wurde  die  Grundlage  der  Vergrösserung 
vor  allein  des  Preussischen  Staates,  der  allmählich  zu  einer  europäischen 
Macht  heranreifte. 

E.  Mit  gleicher  oft  noch  grösserer  Vorliebe  wie  das  Kriegs-  wurde 
in  den  einzelnen  Territorien  des  Reichs  das  Finanzwesen  ')  gepflegt. 
Die  Einkunflsinasse  aus  den  Kainmergütem,  den  Beden  und  Steuern,  sowie 
aus  den  nach  staatsrechtlichen  Prinzipien  soviel  wie  möglich  erweiterten 
Regalien  reichte  aber  in  den  meisten  Ländern  bei  der  schlechten  Finanz- 
verwaltung, der  Vermehrung  des  Kriegsaufwandes  und  des  die  Landes- 
kräfte übersteigenden  Luxus  der  Höfe  nicht  aus.  Es  wurden  Schulden 
conlrahirt,  der  Ertrag  der  Zölle  oder  sogar  Stücke  des  Territoriums  ver- 
pfändet, die  einmal  bewilligte  Steuer  für  beständig  erklärt,  und  in  vielen 
Ländern  sogar  der  Grundsatz  der  willkührlichen  Besleurung  wenigstens 
der  Bürger  und  Bauern  praktisch  gellend.  Durch  die  Einführung  der 
Accisc  wurden  auch  die  privilegirten  Stände  indirekt  besteuert.  Es  gab 
nun  zur  Erhebung  und  Vermehrung  der  herrschaftlichen  Einkünfte  eine 
Masse  von  Finanzbeamlen  mit  den  verschiedensten  Titeln,  als  Rentmeister 
Amtskeller,  Zollschreiber,  Forstmeister,  über  welchen  wieder  höhere  und 
über  allen  die  Hofkammern  standen. 

F.  Eine  besondere  Sorgfalt  ward  der  Landespolizei  *)  zu  Theil; 
es  gab  nicht  blos  allgemeine  Polizei-  und  Malefizordnungen,  sondern  auch 
Markt-,  Gewerbs-  Handelsordnungen  u.  dgl.  Das  Passwesen  kam  gegen 
Fremde  auf;  die  Sitten-  und  Luxuspolizei  wurde  sehr  ausgedehnt.  In  dem 
letzten  Viertel  des  Jahrhunderts  setzten  sich  manche  Regierungen  die  Be- 
glückung des  Landes  durch  neue  durchgreifende  polizeiliche  Ueberwachung 
selbst  der  Lebensweise  der  Unterthanen  zum  Ziel,  wie  z.  B.  durch  das 
Verbot  des  Ka (Teetrinkens  u.  a.  ähnliche.  *) 

Deutschland  als  Staatenbund 1 2 3  4). 

182.  Der  ganze  politische  Zustand  des  deutschen  Reichs  war  von 
der  Art,  dass  es  dem  ersten  kräftigen  Sturm  von  Aussen  unterliegen  musste. 
Die  Erhebung  des  Kurfürsten  von  Brandenburg  zu  einem  König  von  Preus- 
sen  und  die  Vergrösserung  der  neuen  zum  Theil  ausserdeulschen  Monarchie 
durch  Friedrich  II.  hallen  Deutschland  ein  zweites  mit  Oestreich  rivalisi- 
rendes  Centrum  gegeben , dessen  Befestigung  der  Zweck  des  von  Friedrich 


1)  Walter,  S-  349.  II.  A.  Zachariac,  $.  199-200. 

2)  Walter,  S-  350. 

3)  Perthes,  S.  142  folg. 

4)  Hauptwerke  sind  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  deutschen  Bundes  und  der  deut- 
schen Bundesstaaten,  4.  Aufl.  1840  und  II.  A.  Zacha  r i ae,  deutsches  Staats  - und 
Bundesrecht  $.  35  folg.  Ausserdem  sind  zu  vergleichen  die  I.ehrbocher  von 
.Maurenbrecher,  Zöpfl,  Weiss  u.  a. 
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dem  Schein  nach  für  die  Erhaltung  der  Reichsverfassung  gestifteten  Fiir- 
stenbundes  war.  Die  französische  Revolution  einigte  1*92  die  beiden 
Grossmüchte  auf  kurze  Zeit,  der  von  ihnen  mit  dem  Reiche  unternommene 
Krieg  gegen  Frankreich  führte  aber  zunilchsl  zum  Verluste  des  linken 
Rheinufers  und  der  ihn  sanctionirende  Liineviller  Friede  (den  T.  Novbr. 
1801 ) zur  Reeonstruktion  der  Reichsverfassung  durch  den  von  Frankreich 
und  Russland  s.  z.  s.  diclirten  Reichsdeputations  Hnnptschluss  v.  1803,  der 
die  Säeularisirung  der  geistlichen  Fürstenlhümer  und  Besitzungen  und  die 
s.  g.  Mediatisirung  der  meisten  Reichsstädte,  so  wie  vieler  kleineren  Reichs- 
liindcr  zur  Folge  hatte.  Allein  dieser  Zustand  bildete  nur  den  Uebergang 
zur  förmlichen  Auflösung  des  deutschen  Reichs,  das  Napoleon  nach  der 
Stiftung  des  Rheinbundes  mit  einer  Anzahl  deutscher  Landesherrn  (den 
12.  Juli  1806)  nicht  mehr  anerkennen  zu  wollen  erklärte.  Die  Verbünde- 
ten sagten  sich  vom  Reich  los  (den  1.  Aug.  1806).  Franz  II.  legte  den 
6.  Aug.  darauf  die  deutsche  Kaiserkrone  nieder  und  entband  sie  von  den 
Reichspflichten.  Die  Rheinbundesfürslen  erhielten  nun  das  Recht  der  Sou- 
veränität im  modernen  Sinne  des  Worts,  sahen  deshalb  auch  die  bisher 
bestehenden  geschichtlich  begründeten  Verfassungen  ihrer  Länder  für  auf- 
gehoben an  und  constiluirten  und  organisirten  ihre  neuen  Staaten  aus 
eigner  Machtvollkommenheit  nach  Prinzipien,  die  sic  ihren  Interessen  für 
angemessen  hielten.  Es  gab  nun  ein  s.  g.  Slaalsrecht  des  Rheinbundes, 
wodurch  auch  die  Stellung  der  früheren  Reichsunmittelbaren,  deren  noch 
viele  medinsirt  worden  waren,  wenigstens  theil-  oder  beziehungsweise 
regulirt  wurde. 

Beim  Sturze  der  Napolconischen  Herrschaft  in  Deutschland  wussten 
aber  zuerst  die  mächtigeren,  dann  auch  die  übrigen  Mitglieder  des  Rhein- 
bundes durch  Verträge  mit  den  Alliirten  ihre  Souveränität  zu  retten  und 
zu  befestigen,  so  dass  schon  durch  den  Pariser  Frieden  vom  30.  Mai  1814 
das  politische  Band  der  deutschen  Länder  als  das  eines  Slaatenbundes 
festgestellt  und  durch  die  auf  dem  Wiener  Congress  den  8,10.  Juni  1815 
Unterzeichnete  Bundesakle  als  solcher  constituirt  wurde.  Die  Mitglieder 
des  Bundes  waren  35  Monarchien  und  4 Republiken ; unter  den  ersten 
aber  Oeslreich  und  Preussen  von  einem  so  vorwaltenden  Einfluss  auf  das 
Ganze,  dass  die  übrigen  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  zugleich  noch 
selbstständige  europäische  Mächte  sind,  obwohl  rechtlich  selbstständig, 
doch  faktisch  denselben  als  untergeordnet  erscheinen. 

Die  Bundesakte  enthält  in  20  Artikeln  die  Fundamcnlalbestimmungen 
der  neuen  Ordnung  der  Dinge;  die  Organisation  des  Bundes  wurde  durch 
spätere  Verträge,  besonders  durch  die  s.  g.  Wiener  Schlussakte  vom 
15-  Mai  1820  in  65  Artikeln  vollendet.  Es  gab  von  nun  an  statt 
des  früheren  Reichsstaatsrechls  ein  deutsches  Bund  es  recht  und  ein 
Slaalsrecht  der  einzelnen  Länder,  aus  dessen  gemeinsamen  Bestim- 
mungen verbunden  mit  doctrinellen  Dogmen  und  den  noch  anwendbaren 
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Grundsätzen  des  früheren  Rechts  man  .ein  System  des  deutschen  Staats- 
rechts constmirte , welches  daher  deutsches  Staats-  und  Bundes- 
recht ist.  *) 

Da  der  Zweck  des  deutschen  (sehr  lockeren)  Bundes  (nach  Art.  2 
der  Bundesnkle)  nur  die  Erhaltung  der  äusseren  und  inneren  Sicherheit 
Deutschlands  und  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  ist,  und  was  die  innere  Sicherheit  betrifft,  nur  durch 
eine  strenge  Ucberwachnng  aller  Klassen  der  durch  den  Partikularismus 
der  deutschen  Staaten  auseinander  gehaltenen  deutschen  Bevölkerung  er- 
zielt werden  konnte,  so  wurden  bei  dieser  bald  ein  Drang  nach  grössl- 
möglicher  Freiheit  und  Einheitsbestrebungen  andrerseits  rege, 
welchen  aber  von  Seiten  des  Bundes  und  der  seit  1816  ihn  vertretenden 
Bundesversammlung  in  Frankfurt  keine  Rechnung  getragen  wurde.  Das 
Freiheils-  und  Einheitsgefühl  machte  seil  1830  von  Jahr  zu  Jahr  grössere 
Fortschritte  und  führte  (in  Folge  der  französischen  Februarrevolution)  im 
März  18-18  eine  politische  Krisis  herbei,  in  welcher  zum  erstenmal  durch 
eine  das  ganze  deutsche  Volk  vertreten  sollende  zu  Frankfurt  im  Juni  zu- 
snmmenlrelende  s.  g.  Nationalversammlung  der  Versuch  zu  einer 
wcilgreifenden  Umgestaltung  Deutschlands  gemacht  wurde,  aber  in  Folge 
der  Ueberstürzungen  der  extremen  Parteien  und  des  Mangels  politischer 
Reife  der  ganzen  Versammlung  so  wie  andrer  Ursachen  gänzlich  misslang. 
Die  deutsche  Freiheit  sollte  vor  allem  durch  die  den  21/27  Decbr.  1848 
sanclionirten  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  gesichert,  die  Einheit 
durch  eine  von  der  Nationalversammlung  den  27.  März  1849  volirte  Reichs- 
verfassung erzielt  werden,  welche  alle  Deutschen  Staaten  mit  ihren  Lan- 
desherm  oder  Regierungen  einem  Kaiser  nebst  höchsten  Reichsregiment 
u.  s.  w.  untergeordnet  haben  wollte.  Allein  Ocstreich  zog  sich  von  diesem 
Verfassungswerk  ganz  zurück  und  der  König  von  Preussen  schlug  die 
ihm  angebotene  Kaiserkrone  aus.  Er  versuchte  dann  durch  das  s.  g. 
Dreikönigbiindniss  (zwischen  ihm  und  den  Königen  von  Sachsen  und 
Hannover)  den  26.  Mai  1849  einen  neuen  Weg  zur  Ausführung  einer 
Reichsverfassung  Deutschlands,  und  gewann  dazu  den  Beitritt  einer  grossen 
Zahl  der  kleineren  deutschen  Staaten;  der  Abfall  Hannovers  und  Sachsens 
vereitelte  aber  den  ganzen  Plan ; ein  den  20.  März  1850  in  Erfurt  eröflne- 
tes  Unionsparlament  führte  nur  zu  einem  Provisorium.  Es  trat  ihm  das 
s.  g.  Vierkönigsbiindniss  mit  einem  andern  Entwurf  einer  deutschen  Ge- 
sammlvcrfnssung  im  Febr.  1850  entgegen,  führte  jedoch  auch  zu  keinem 


t)  Diesen  Titel  führt  auch  das  neuste  von  uns  öfter  angeführte  Lehrbuch  dieses 
Zweigs  der  deutschen  Rechtswissenschaft,  närnlich  die  1 H 53  erschienene  2.  And. 
des  Lehrbuchs  von  II.  A.  Zachariac.  Eine  Charaklcrzcichnung  dieses  Zweigs  der 
deutschen  Rechtswissenschaft  enthält  die  öfter  von  uns  angeffihrte  Schrin  Ger- 
bers über  öffentliche  Rechte.  Tüh  1852. 


Digitized  by  Google 


507 

Ergebniss.  Nun  kam  den  20.  Mai  1850  auf  Oeslreiehs  Einladung-  die 
deutsche  Bundesversammlung  in  Frankfurt  wieder  zusammen,  wurde  alter 
erst,  nachdem  den  29.  Novbr.  1850  auch  Preussen  sie  wieder  anerkannt 
hatte , von  allen  deutschen  Negierungen  beschickt.  Im  Dccember  1850 
war  die  Restaiinilion  der  Bundesverfassung  von  1815  von  allen  Negierungen 
anerkannt.  Die  18-18 — 19  als  Reiehsgeselzc  pnblicirten  Beschlüsse  der 
Nationalversammlung  wurden  wieder  ausser  Kraft  gesetzt,  insbesondere 
wurden  durch  einen  Beschluss  der  Bundesversammlung  v.  23.  Aug.  1851 
die  Grundrechte  des  deutschen  Volks  für  aufgehoben  erklärt. 

183.  Die  Verfassung  und  Organisation  des  deutschen  Bundes  *)  ist 
ihren  Grundzügen  nach  folgende. 

A.  Der  deutsche  Bund  ist  ein  völkerrechtlicher  Verein,  welcher  nach 
Art.  1 u.  2 der  Wiener  Schlussakte  in  seinem  Innern  als  eine  Gemein- 
schaft von  jetzt  an  selbstständiger  unter  sich  unabhängiger  Staaten,  in 
seinen  äusseren  Verhältnissen  aber  als  eine  in  politischer  Freiheit  verbun- 
dene Gesamralmacht  besteht , sich  aber  in  so  weit  einem  Bundesstaate 
nähert,  als  die  Majoritätsbeschlüsse  der  Bundesversammlung,  wenn  sie 
von  ihren  Regierungen  gnlgeheissen  werden,  für  alle  bindend  sind,  und  der 
Bundesgewalt  einige  Einwirkung  auf  einzelne  politische  Verhältnisse  der 
deutschen  Staaten  gestaltet  ist.  *)  Der  Bundeszweck  ist  zwar  der  der  innem 
und  iiussem  Sicherheit  Deutschlands,  nicht  aber  die  Förderung  des  Wohls 
oder  die  Gewährleistung  eines  bestimmten  Maasses  politischer  Freiheit  des 
deutschen  Volkes;  jedoch  soll  der  Bund  den  Handel  und  Verkehr  zwischen 
den  einzelnen  Bundesstaaten  erleichtern  und  kann  auch  gemeinnützige  An- 
ordnungen treffen. 1 2  3) 

B.  Die  Angelegenheiten  des  Bundes  werden  durch  eine  beständige 
Bundesversammlung  zu  Frankfurt  n,M.  besorgt,  in  welcher  alle  Glieder  des- 
selben durch  ihre  Bevollmächtigten  theils  einzeln,  theils  mitGesammtstimmcn, 
unbeschadet  ihres  Ranges  so  vertreten  sind , dass  dieselbe  aus  17  Stim- 
men bestellt.  Wo  es  auf  Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen 
des  Bundes,  auf  Beschlüsse,  welche  die  Bundesacte  selbst  betreffen,  auf 
organische  Bundeseinrichlimgen  und  auf  gemeinnützige  Anordnungen  son- 
stiger Art  ankommt,  bildet  sich  die  Versammlung  zu  einem  aus  69  Stim- 
men bestehenden  Plenum  * ).  Die  Bundesglieder  dürfen  sich  unter  einander 


1)  Klilbcr.  öffentliches  Recht  $.  101 — 237.  Zöpfl,  Anhang  1.  S.  365  Mg.  H. 
A.  Zachariac,  S-  220—273. 

2)  Zachariac,  g.  220.  Zöpfl,  $.  0. 

3)  Bundesnktc  Art.  2.  11.  19.  Ktfibcr,  Jj.  100. 

1)  Rundcsaclc  Art.  4— 9.  Ob  den  mcdialisirten  vormaligen  Rcichssländcn  auch  einige 
Stimmen  im  Pleno  zugestanden  werden  sollten,  hat  die  Bundesversammlung  noch 
nicht  bestimmt.  Klober,  §•  116-133.  B.-A.  Art.  10.  Zöpfl,  §.  47.  Za- 
chariac, §.  244.  251. 
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nicht  bekriegen,  sondern  ihre  Streitigkeiten  nölhigenfulls  durch  ein  Aus- 
trägalgerichl  entscheiden  lassen  ')•  Verschiedene  Sachen  z.  B.  Reli- 
gionsangelegcnhciten  können  nicht  durch  Stimmenmehrheit  entschieden 
werden  *).  Ohne  Zustimmung  der  Beteiligten  dürfen  auch  weder  über 
iura  tingulorum  Beschlüsse  gefasst  werden,  noch  wenn  einzelnen  Bundes- 
gliedern eine  besondere  Leistung  zugennithel  werden  soll  3 * 5 6 7 * 9). 

C.  Die  Bundcsgcwalt  ist  eine  kollcginlisehe  und  erstreckt  sich,  ob- 
wohl die  höchste  Gewalt  in  Deutschland , nur  auf  die  Bundesmilglieder 
d.  h.  über  die  Souveräne  selbst,  nicht  aber  unmittelbar  über  ihre  Unter- 
tanen. In  den  einzelnen  Ländern  sind  daher  Bundesbesehlüssc  als  Ge- 
setze nur  verbindlich  und  von  den  Gerichten  nnzuwenden,  wenn  sie  in  den- 
selben specicll  publicirt  sind  *).  Die  Bundesversammlung  ist  keine  rich- 
terliche, sondern  nur  eine  politische  Autorität,  wenn  ihr  nicht  die  Entschei- 
dung einer  Hcchisslreiligkeil  zugewiesen  oder  Vorbehalten  ist  1 2 ).  Rechts- 
verhältnisse der  einzelnen  Staaten,  über  welche  der  Landesherr  nicht  ohne 
Concurrenz  der  Lnmlsliinde  beschliessen  oder  verfügen  kann,  können  durch 
die  Bundesversammlung  einseitig  nicht  geändert  werden  ®).  Wenn  zwi- 
schen einer  Bundesregieiung-  und  ihren  Landsländen  Streitigkeiten  über  die 
Auslegung  ihrer  Verfassung  entstehen  oder  über  die  Gränzen  der  den 
Ständen  zuslehenden  Mitwirkung  bei  Regierungsrechten,  so  sollen  sie  nach 
einem  Bundcsbeschluss  vom  30.  Oclober  1834  durch  ein  aus  34  durch  die 
Regierungen  ernannten  Spmchmännem  gebildetes  Byndcsschiedsge- 
rieht  erledigt  werden 

D.  Dem  Bunde  steht  auch  eine  Bundespolizeigewalt  zu,  in  Folge  wel- 
cher bis  1848  die  Freiheit  der  Presse,  die  Censur,  die  Universitäten  einer 
Ueberwaclumg  unterworfen,  und  die  allgemeine  Freiheit  noch  durch  andere 
Ausnahmsgesetze  beschränkt  war  *). 

Der  Bund  hat  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  der  Bundesversammlung 
eine  Bundeskanzlei-  und  für  ausserordentliche  eine  Malriculnrkasse  mit  einem 
Simplum  vom  30000  fl.  “).  Auch  die  Kriegsverfassung  des  Bundes  ist 
durch  diese  Matrikel  bundesgeselzlich  festgestellt;  das  Bundesheer,  das  in 
der  Hegel  aus  dem  hundertsten  Theil  der  Bevölkerung  bestehen  soll,  ward 


1)  Kltlbcr  S-  21«. 

2)  B.-A.  Art.  6.  W.  Schl.-A.  Art.  13-16. 

3)  B.-A.  Art.  7.  W.  Sch!.-A.  Art.  15.  Zöpfl,  S-  19-  Zachariac,  $.  235. 

. 4)  Klober,  §.  212.  224.  Zöpfl,  $.  37.  Zacbariae,  $.  239. 

5)  Zöpfl,  S-  39.  46. 

6)  Zöpfl,  S 13. 

7)  Zöpfl,  5-  19-  Zachariac,  $.  256. 

£)  Zöpfl,  $.  49—52.  Zachariac,  $ 243. 

9)  Zöpfl,  S-  55*  Zachariac,  *.  271—273. 
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durch  Conlingente  der  einzelnen  Staaten  gebildet 1 2 3 ).  Eine  Bundesexeculions- 
ordnung  wurde  den  3.  August  1820  feslgeslellt  *). 

Den  Unlcrlhanen  und  Corporalionen  in  einzelnen  Bundesstaaten  stellt 
das  Recht  der  Beschwerdeführung  beim  Bunde  wegen  Justiz  Verweigerung 
oder  Hemmung  der  Rechtspflege  durch  ihre  Regierungen  zu  J);  und  den 
mediatisirlen  Fürsten,  Grafen  und  Herrn  schon  wegen  Beeinträchtigung  der 
ihnen  bundesrechtlich  zustehenden  Vorrechte  4 5 6 7 8 9). 

184.  Die  deutschen  Staaten  *)  bestehen  aus  den  Republiken  der  vier 
freien  Städte  Frankfurt,  Bremen,  Lübeck  und  Hamburg,  und  aus  Erbmonar- 
c h i e n,  in  welchen  allen  nach  Art.  13  der  Bundcsaclc  eine  I a n d s t ä n d i s c h e 
Verfassung  staltlinden  soll.  Die  meisten  gestalteten  sich  zu  constitulionellen 
Monarchien,  in  einigen  z.  B.  in  Oestreich  wurde  die  hcrgebrachlc  Verfas- 
sung der  Provincialstände  theils  beibehalten  theils  hergestelll  ®).  Nach 
Art.  60  der  Wiener  Schlussacle  kann  der  deutsche  Bund  die  Garantie 
einzelner  Landes-  oder  ständischer  Verfassungen  übernehmen  T). 

I.  In  den  monarchischen  Staaten  Deutschlands  steht 

A.  die  Souveränität  nur  der  Person  des  Landesherm  zu.  Er  ist 
Träger  aller  Rechte  der  Staatsgewalt  und  nur  in  der  Ausübung  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  und  bei  Auflegung  von  Steuern  an  die  Mitwirkung  der 
Landslände  gebunden.  Er  ist  unverletzlich  und  unverantwortlich,  aber  nicht 
blos  herrschender,  sondern  regierender  Fürst  •).  Die  Souveränität  wird 
nur  durch  Erbrecht  kraft  Blulsverwandtschatt,  Erbvertrags,  und  unter  gewis- 
sen Bedingungen  durch  Testament,  oder  durch  vertragsmässige  Ueberlas- 
sung  oder  Ueberlragung  eines  Gebietes  durch  seinen  bisherigen  Herrn 
erworben  *).  Die  Grundlagen  der  Erbfolge  nach  Geblütsrecht  bilden  die 
Grundsätze  des  früher  im  deutschen  Reiche  geltenden  Lehnrechls;  die  ge- 
naueren Bestimmungen  sind  in  jedem  Lande  durch  die  Haus-,  die  Staats- 


1)  Züpfl,  $•  56.  Zachariae  §.  264  — 270.  Im  Jahr  1845  war  das  Bundesheer 
auf  303,484  Mann  festgesetzt. 

2)  Klübcr,  $.  193—211.  Zachariae,  $.  240. 

3)  Zachariae  §.  258. 

4)  Zachariae  y 259. 

5)  Das  allgemeine  Slaatsrecht  der  deutschen  Linder  ist  in  den  oft  angeführten  Lehr- 
büchern Kltiber's,  Maurenbrccher's,  Zöpfl's  und  H.  A.  Zachariae’« 
dargeslellt,  von  welchen  wir  die  beiden  letzten  stets  anftthren.  Ausserdem  eicht 
es  ausgezeichnete  Lehrbücher  des  Staatsrechls  einzelner  Länder,  unter  welchen 
v.Mohl’s  Württembergisches  Staatsrecht,  2 Bd.  2.  Auflage  v.  1840,  das  hervor- 
ragendste ist. 

6)  Zachariae,  $.  52.  109. 

7)  Zachariae,  1.  S.  283  folg. 

8)  Zachariae,  $.  62. 

9)  Zachariae,  $.  63.  74.  Zöpfl,  $.  73  folg. 
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Grundgesetze  oder  als  hergebrachtes  Gewohnheitsrecht  festgeslellt  *).  Der 
Regicrungsnachfolger  hat  alle  nicht  an  innerer  Nichtigkeit  leidenden  Rc- 
gierungsacle  seiner  Vorgänger  anzuerkennen  und  zu  achten,  und  ist  daher 
auch  nicht  zur  einseitigen  oder  willkürlichen  Revocation  oder  Abänderung 
der  vor  seinem  Regierungsanlritl  zu  Recht  bestehenden  Staalsverfässung 
berechtigt  *).  Der  Landesherr  kann  freiwillig  seinem  Regierungsrecht 
entsagen  oder  die  Regierung  niederlegen,  aber  in  keinem  Falle  entsetzt 
werden 1 2  3). 

B.  Den  Unlerthanen  der  deutschen  Staaten  ist  eine  Summe  politischer 
Rechte  theils  durch  die  Bundesverfassung  theils  durch  die  der  einzelnen 
Länder  gewährleistet,  durch  die  erste  (Art.  18)  das  Recht  in  allen  Bun- 
desstaaten Grundeigenlhum  zu  erwerben  und  zu  besitzen,  das  des  Weg- 
ziehens aus  einem  Bundesslaal  in  den  andern,  das  in  Civil-  oder  Militär- 
dienste desselben  zu  treten,  das  der  Presslreiheil  und  Sicherstellung  der 
Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den  Nachdruck  4 5 6 7).  Ein  allge- 
meines deutsches  Bürgerrecht  besteht  nicht  *).  Auch  kann  die  Verschie- 
denheit der  christlichen  Religionsparteien  keinen  Unterschied  im  Genüsse 
der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  begründen.  Die  ersteren  stehen 
auch  den  Bekennern  des  jüdischen  Glaubens,  die  letzten  oll  nur  mit  Beschrän- 
kungen zu  *).  Durch  die  Staatsgrund-  und  andere  Gesetze  der  einzelnen 
Staaten  sind  den  Staatsangehörigen  Freiheit  des  Gewissens  und  religiösen 
Bekenntnisses,  jedoch  mit  Beschränkungen,  das  Recht  der  freien  Meinungs- 
äusserung, insbesondere  durch  die  Presse,  und  volle  Freiheit  der  Person 
und  des  Eigenlhums  zugesichert  ’).  Niemand  soll  seinem  ordentlichen 
Richter  entzogen  werden  und  keine  s.  g.  Cabinetsjustiz  zulässig  sein.  Die 
Unlerthanen  haben  das  Pelitionsrechl  beim  Landesfürsten,  den  höheren 
Regierungsbehörden , den  Ständen  und  sogar  bei  der  Bundesversamm- 
lung; desgleichen  stufenweise  bis  zur  höchsten  Behörde  und  bei  den 
Ständen  das  der  Beschwerdeführung  über  verlassungs-,  gesetz-  oder  ord- 
nungswidriges Verfahren  der  öffentlichen  Behörden,  und  ein  jedoch  gesetz- 
licher Ueberwachung  unterliegendes  Associations  - (Versammlungs-  und 
Vereins-)  Recht,  unterliegen  aber  den  allgemeinen  auch  gesetzlich  feslge- 
slellten  staatsbürgerlichen  Pflichten,  namentlich  der  Steuerzahlung  und  des 


1)  Ausführlich  handeln  hievon  Klüber,  $.238—236.  Zachariae,  $.  64 — T3  und 
Zöpri,  $.  75  folg. 

2)  Zachariae,  $.  76.  Zöpfl,  $.  73. 

3)  Zachariae,  $.  84.  Zöpfl,  $.  109-114. 

4)  Zachariae,  $.  85  folg.  Zöpfl,  $.  115  folg.  Klüber,  $.  225 — 237.  257  fg. 

5)  Zachariae,  $.  86. 

6)  B.-A.  Art.  18.  Zachariae,  $.  87.  II. 

7)  Zachariae,  $.  88.  89. 
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Waffendienstes  *).  Es  gilt  auch  im  öffentlichen  Rechte  der  deutschen 
Bundesstaaten  das  Princip  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  doch  haben 
die  vormals  Reichsunmittelbaren  und  einige  Klassen  des  landsiissischen 
Adels  verschiedene  politische  Vorrechte,  welche  jedoch  in  den  Jahren 
1848  — 1849  Verminderungen  erlitten  *). 

C.  In  den  Ländern  mit  einer  Repräsentativ  Verfassung 1 2  3 4)  gilt 
das  Zweikammersystem.  Die  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  vertreten  in 
einigen  alle,  in  andern  zum  Theil  die  Gesammlhcil  des  Volkes. 

Die  Repräsentation  soll  nicht  die  sämmllicher  Staatsbürger  nach  blos 
numerischen  Verhältnissen  sein,  sondern  des  besseren  erleuchteten  Kernes 
derselben*);  in  diesem  Geiste  sind  die  deutschen  Wahlgesetze  5 *)  gemacht, 
die  Wahlen  in  einigen  Staaten  unmittelbar,  in  andern  dagegen  durch  Wahl- 
normen vermittelte,  ln  manchen  Staaten  hat  die  Ritterschaft  ihre  Vertrcler 
in  der  Kammer  z.  B.  in  Württemberg  und  Baden.  Mitglieder  der  ersten 
Kammer  sind  die  Prinzen  des  regierenden  Hauses,  die  Häupter  der  s.  g. 
medintisirten  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser,  die  nach  Art.  11  der  Bun- 
desacte Standesherm  sein  sollen,  der  Landesbischof,  ein  höchster  Vertreter 
der  protestantischen  Landeskirche  •),  und  verfassungsmässig  vom  Landes- 
herrn lebenslänglich  oder  nur  für  den  jedesmaligen  Landtag  ernannte 
Mitglieder.  Die  Landständc  haben  nicht  mehr  Rechte,  als  ihnen  die  be- 
sondere Verfassung  jedes  Staates  zugesleht 7 8)  und  nie  ein  Milregiment 
mit  der  Regierung;  doch  ein  freilich  beschränktes  Recht  der  Aufsicht  und 
der  Controle  der  Landeskasse  und  des  Staatsschuldenwesens,  welche  auch 
wohl  durch  einen  ständischen  Ausschuss  ausgeübt  wird  •).  Alle  Gesetzes- 
entwürfe müssen  von  den  Regierungen  vorgeschlagen  sein;  die  Kammern 
haben  nicht  das  Recht  der  Initiative,  doch  können  sie  an  die  Regierungen 
das  Verlangen  zu  Vorlagen  von  Gesetzen  stellen,  so  wie  andere  Petitionen 
an  dieselben  gelangen  lassen,  auch  die  Uebernehmung  an  sie  gebrachter 
Petitionen  oder  Beschwerden  von  Staatsbürgern  u s.  w.  beschlossen.  Die 


1)  Zachariae,  $.  90.  9t. 

2)  Zopf],  S-  127.  128.  Zachariae,  S-06-98.  Klflber,  $.  301-318.  320  - 327. 

3)  Klüber,  §•  279  - 300.  Zachariae,  §.  111-121.  Zöpfl  $.  150-178. 

4)  Zachariae,  $ 118. 

5)  Daher  oll  die  Abtheilung  der  Staatsbürger  in  die  Klassen  der  höchst-,  der  mittel- 
und  der  wenigsl-bcsteuerlen,  z.  B.  nach  der  Prcussischcn  Verfassung  v.  11.  Ja- 
nuar 1850. 

0)  In  Württemberg  sitzen  beide  in  der  zweiten  Kammer. 

7)  Die  staatsrechtliche  Frage  Uber  den  Umfang  des  Rechts  der  Slencrverweigerung 
durch  die  Kammern  ist  von  so  grosser  Schwierigkeit,  dass  nach  den  jetzt  be- 
stehenden Gesetzen  und  ReehtsgruudsStzcn  eine  befriedigende  Lösung  nicht  mög- 
lich ist.  Zöpfl,  S.  166.  Zachariae,  III.  §.  202. 

8)  Zachariae,  J.  116.  117. 
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Kammern  sind  auflösbar,  doch  alsbald  Wahlen  zur  Bildung:  einer  neuen 
Landesvertretung  anzuordnen  '). 

E.  Der  Landesherr,  obwohl  Inhaber  aller  Regicrungsgewalt,  muss 
dieselbe  jedoch  durch  Staatsbeamte  nusüben  lassen,  und  zwar  die  rich- 
terliche durch  selbstständige  nicht  nach  seinen  Befehlen,  sondern  nach  ihrer 
eignen  Ueberzeugung  urtheilende  Richter;  die  Oberregierungs-  und  Admi- 
nistralivgewalt  durch  strenge,  jedoch  in  den  durch  die  Landesverfassung 
gesetzten  Schranken,  seinem  Willen  untergebene  Behörden  * ). 

Alle  Staatsbeamten  verpflichten  durch  ihre  rechtsgültigen  Amtshand- 
lungen den  Staat  und  sind  verfassungsmässig  verantwortlich 1 2  3). 

a)  Die  vom  Landesherm  unmittelbar  ausgehenden  Verfügungen  be- 
dürfen zu  ihrer  formellen  Gültigkeit  der  Contrasignatur  durch  sämmtliche 
Mitglieder  des  Ministeriums  oder  des  Departementchefs.  Sie  sind  daher  auch 
statt  des  unverantwortlichen  Landesherrn  für  die  Verfassungsmässigkeit  — 
Legalität  derselben  verantwortlich  und  können  wegen  Verfassungsv erletzun- 
gen  (in  der  Regel  durch  die  zweite  Kammer)  oll  vor  einem  eignen  über 
solche  Handlungen  zu  Urlheilen  competcnten  s.  g.  Staat sgeriehlshof 
angeklagt  werden  4 * 6 7). 

b)  Den  ihnen  untergeordneten  Staatsbeamten  steht  das  Recht  und  die 
Pflicht  zu,  gegen  die  von  ihnen  conlrasignirlen  oder  ausgehenden  Befehle,  die 
ihnen  ungesetzlich  scheinen,  Vorstellungen  zu  machen,  doch  müssen  sie, 
wenn  der  höhere  Beamte  auf  deren  Ausführung  beharrt,  dieselben  voll- 
ziehen, sind  aber  dann  in  der  Regel  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei  *). 

c)  Die  Stellung  der  Beamten  als  Staatsdiener  •)  hat  auch  nach  dem 
jetzigen  deutschen  Slaatsrechl  eine  öffentlich-rechtliche  und  eine  privat- 
rechtliche  Seite.  In  Gemässheit  der  ersten  sind  sie  (die  Richter  ausge- 
nommen) widerrufliche  Mandatare  des  Landesherrn;  die  mit  ihrem 
Amte  verbundenen  Ehrenrechte  können  nur  durch  Urtheilspruch  entzogen 
werden,  und  ihr  Diensteinkommen,  wenn  sie  nicht  widerruflich  angestellt 
sind,  nur  in  den  gesetzlich  - bestimmten  Fällen  der  Entlassung  und  Ent- 
setzung. lieber  den  juristischen  Character  des  Staatsdienerverlrags  haben 
die  Rechtsgelehrten  verschiedene  Theorien  aufgcstellt  ’). 

d)  Die  Organisation  der  Staatsverwaltung  ist  Sache  des  Regenten, 
doch  sind  die  Grundlagen  desselben  in  der  Regel  verfassungsmässig  fest- 
geslellL  Die  Behandlung  der  Geschälte  ist  theils  collegialisch  (in  der 


1)  Zöpfl,  §•  172. 

2)  Zachariac,  Bd.  I.  $.  59  und  Bd.  II.  §.  108  (der  ersten  Ausgabe). 

3)  Zöpfl,  §•  216.  217. 

4)  Zachariae,  §-  59.  Zöpfl,  $.  167. 

5j  Hohl,  Staatsrecht,  J».  158.  Württemb.  Vcrf.-Urk.  v.  1819.  §.  53. 

6)  Zachariac,  II.  $■  112—124. 

7)  Zachariac,  $.  114.  Zöpfl,  §.  215. 
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Regel  l»ei  <len  höheren  Behörden),  Iheils  biirenucralisch.  Der  Ge- 
schäftsgang isl  bei  den  Adminislrativbeamten  in  der  Regel  durch  landes- 
herrliche Verordnungen,  bei  den  Gerichten  in  der  Hauptsache  gesetzlich 
regulirL 

a)  An  der  Spitze  der  gcsainmlen  Staatsverwaltung  steht  ein  bestän- 
dig thüliges  Staalsininislerium,  dessen  Mitglieder  jedoch  ihre  beson- 
deren Departements  haben.  Die  Gesammlheil  derselben  bildet  in  manchen 
Staaten,  vermehrt  mit  einem  oder  dem  andern  Minister  ohne  Portefeuille, 
den  alle  höheren  Staatsangelegenheiten  berathenden  und  in  Rekurssachen 
erkennenden  Staatsrath;  oder  es  besteht  neben  demselben  ein  eignes  höch- 
stes Collegium  dieser  Art  als  Staats-  oder  Geheimerath. 

b)  Nach  der  gewöhnlichen  Gestaltung  des  höchsten  Regicrungsorga- 
nismus  linden  sich  zur  Ausübung  der  verschiedenen  Hoheitsrechte  in  den 
deutschen  Monarchien  ein  Justiz-,  ein  Finanz-,  ein  Kriegsministerium,  ein 
Ministerium  des  Innern  und  eines  der  äusseren  Angelegenheiten.  In  man- 
chen Ländern  besieht  ein  eignes  Cullus-  und  Unterrichtsministerium,  z.  B. 
in  Prenssen,  Bayern  und  Württemberg. 

F.  Zu  den  staatsrechtlichen  Jnstilulcn  der  deutschen  Länder  gehören 
auch  die  (Stadt-  und  Dorf-)  Gemeinden.  l)  Sie  sind  weder  nach  dem 
Rechte  willkürlich  gebildeter  Gesellschaften  noch  als  lediglich  von  der 
Staatsregierung  eingesetzte  Anstalten  zu  betrachten,  sondern  als  durch  das 
Socialleben  der  Völker  erzeugte  Gemeinschaften  gesammtbürgschalUicher 
Natur,  welchen  nnthwendig  eine  corporative  Eigenschaft  zukommen  muss, 
und  die  auf  eine  dem  Staate  analoge,  den  Lokal-  und  Zeitbedürfnissen  gc- 
inässe  Weise  nrgnnisirt  sind , und  zwar  in  der  Regel  durch  eigne  umfassende 
unter  der  Benennung  von  Gemeindeordnungen  bekannte  Gesetze.  Die  Ge- 
meinden haben  eine  grössere  oder  geringere  Selbstständigkeit  im  Staate 
und  ihre  eignen  Beamten,  durch  welche  jedoch  der  Staat  auch  einen  Theil 
der  allgemeinen  vollziehenden  und  zwar  selbst  der  richterlichen  Gewalt 
auszuüben  pflegt. 

II.  In  den  als  Republiken  consliluirlen  4 freien  Städten*)  Deutschlands 
steht  die  Souveränität  Iheils  der  Gesammlheit  der  Bürgerschaft  zu,  so  dass 
der  die  Staatsregierung  ausübende  Rath  oder  Senat  nur  als  beauftragter 
Vollzieher  des  Rechts  derselben  erscheint,  oder  dieser  tritt  als  selbslbe- 
rechligler  Theilhaber  der  höchsten  Gewalt  neben  und  mit  der  Bürgerschaft 
aur,  so  dass  ohne  seine  Sanclion  kein  Gemeindebeschluss  gilt.  Die  letzte 
Verfassung  findet  sich  entschieden  seit  1849  nur  noch  in  Lübeck.  *)  Der 
Senat  ist  immer  Hauptorgan  der  vollziehenden  Gewalt  und  vertritt  den 
Freistaat  nach  Aussen,  alle  .Staatsdiener  werden  in  der  Regel  von  ihm 


t)  Zachariac  I.  J.  105—107.  Zöpfl,  S 181-188. 

2)  Zachariac  1.  $.  123-128. 

3)  Zachariac  1.  S.  658  — 60. 
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ernannt  und  sind  ihm  dienstnüissig  verantwortlich1 2).  Die  Bürgerschaft  ist 
theils  topographisch  theils  slandesntässig  organisirt.  und  hat  in  den  Colle- 
gien-Deputalionen  oder  Ausschüssen  ihre  verfassungsmässigen  Repräsenla- 
lions-Organe.  1 )Die  Bewohner  des  zu  den  freien  Städten  gehörenden  Land- 
gebietes waren  bisher  Unlerlhanen  des  Staates,  doch  sollte  nach  der  Bun- 
desnkle  eine  in  den  monarchischen  Staaten  analoge  ltepräsentation  zum 
Zwecke  der  Mitwirkung  zur  Gesetzgebung  und  Besteuerung  eingeräumt 
werden.  Aber  nur  in  Frankfurt  ward  ihnen  diese  Berechtigung  oingeräufnl. 
In  Bremen  und  Lübeck  sind  die  Landbewohner  jetzt  staatsrechtlich  den 
Bürgern  in  der  Stadt  gleichgestellt.  Das  gleiche  bezweckt  die  neue  noch 
nicht  ins  Leben  getretene  Verfassung  Hamburgs  3 4 5). 


‘ III.  Capitel. 

Das  Strafreckt. 

Allgemeine  Grundlagen  und  Grundbegriffe  des  Strafrechts. 

,1  185.  Die  Strafe  erscheint  als  ein  mit  Recht  demjenigen  zugefügtes 

Uebel,  der  das  Recht  verletzt  halle.  Da  auch  jede  Rechtsverletzung  für 
den  Verletzten  ein  Uebel  ist,  so  ist  die  Strafe  zunächst  eine  Wieder- 
vergeilung, folglich  verdient  und  gerecht,  vorausgesetzt,  dass  da- 
bei das  richtige  Verhültniss  zwischen  ihr  und  der  Grösse  und  Intensität 
der  durch  sie  Tür  ein  Verbrechen  erklärten  Rechtsverletzung  eingehallen 
ist  *).  Der  Reehlsgnmd  der  Strafe  ist  daher  die  Gerechtigkeit.  Allein  als 
ein  im  Voraus  angedrohtes  Uebel  hat  dieselbe  noch  die  Wirkung  des  Ab- 
schrekens  vom  Begehen  verbrecherischer  Handhingen  und  ist  daher  ein 
Mittel,  die  Rechts-  und  Staats-,  ja  die  gesammle  sittliche  Ordnung  zu 
schützen.  Sie  dient  endlich  in  einer  Anzahl  von  Fällen  als  ßesserungsmitlel  der 
Verbrecher,  ln  diesen  verschiedenen  Beziehungen  tritt  die  Strafe  in  den 
Strafgesetzgebungen  der  Völker  hervor,  so  dass  durch  dieselbe  die  Ver- 
geltung, die  Abschreckung  oder  die  Besserung,  oft  zugleich  meh- 
rere dieser  Zwecke  beabsichtigt  werden.  Auf  diesen  Grundlagen  beruhen 
die  meisten  der  s.  g.  Strafrechtstheorien“),  welche  die  Philosophen  und 
Rechlsgelchrlen , besonders  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts,  als 


1)  Zachariae  I.  §.  125. 

2)  Zachariae  §.  12T. 

3)  Zachariae  $.  128. 

4)  Üiess  ist  überzeugend  dargethan  in  S I a h l's  Rechtsphilosophie  ß.  II.  S.  515.  Mg. 

5)  Eine  ausführliche  geschichtlich -kritische  Darstellung  der  Strafrrchtslheoricn  schrieb 
F.  C.  Th.  He  pp  in  seiner  Darstellung  und  Beurtheilung  der  deutschen  Straf- 
rechlssysteme.  2 Bde.  Heidelberg  1843.  2te  Aull.  Vor  ilun  schrieb  eine  solche 
Bauer  1825.  1830.  1840.  und  eine  kürzere  sehr  gelungene  Abegg  1843. 
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höchste  Principien  des  Strafrechts  aufgesldlt  und  sogar  a priori  zu  dedu- 
ciren  versucht  haben , um  denselben  gemäss  das  geschichtlich  gellende 
Strafrecht  umzngcstollcn. 

Man  hat  die  Theorie,  welche  die  Strafe  als  Wiedervergcltung  auf- 
fasst, die  absolute  Straflhenrie , und  ihr  Princip  das  der  Gerechtigkeit  ge- 
nannt, und  auf  verschiedene  Weise  conslruirt  oder  formulirt,  z.  B.  mit 
Kant  als  Lehre  der  rechtlichen  Vergeltung,  welche  den  Verbrecher  als 
Verletzer  des  Rechts  mit  einer  analogen  Erwiederung  des  von  ihm  ver- 
übten Uebels  zur  Wiederherstellung  des  Rechts  treffen  muss,  oder  mit 
Hegel  als  dialektische  Vcrgellungsthcorie,  nach  welcher  durch  die  Strafe 
als  die  Negation  des  Rechts  die  Geltung  des  letzten  wieder  hergestellt 
wird  ‘).  Da  nach  den  übrigen  Slraftheorien  die  Strafe  nicht  Selbstzweck 
ist,  so  hat  man  dieselben  die  relativen  genannt,  und  zwar  die  Abschreckungs- 
theorie entweder  mit  Feuerbach  so  aufgefasst,  dass  schon  durch  die 
Androhung  der  Strafe  jeder  abgehallen  werden  soll,  ein  Verbrechen  zu  be- 
gehen; oder  mit  Klein  dahin,  dass  das  Beispiel  des  Vollzugs  der  Strafe 
am  Verbrecher  für  andere  ein  Abschreckungsmittel  werde,  oder  mit  Stü- 
bel  als  Prävention,  indem  durch  die  Zufügung  der  Strafe  dem  Verbrecher 
die  Begehung  neuer  Verbrechen  unmöglich  gemacht  werden  soll,  ln  den 
genaueren  Bestimmungen  dieser  Auffassungen  weichen  übrigens  die  Schrift- 
steller wieder  von  einander  ab.  Auch  huldigen  einige  ganz  verschiedenen 
Ansichten  z.  B.  der  s.  g.  Selbslerhallungslheorie.  womach  die  Strafe  ledig- 
lich als  das  Hauplsicherungsmiltel  der  Existenz  des  Staates  anfgefasst  wird, 
oder  sind  Anhänger  der  Sühne-  oder  Bussellieorie  u.  s.  w.  1 ). 

Weil  indessen  fast  in  keiner  Gesetzgebung  eine  Straflhenrie  absichtlich 
zu  Grunde  gelegt  oder  mit  strenger  Consequenz  durchgeführt  wurde,  so 
dienen  dieselben  für  die  Erklärung  des  geltenden  Rechts  nur  gelegentlich  *); 
sind  dagegen  leitende  Principien  bei  Abfassung  neuer  Strafgesetzbücher. 
Da  durch  das  Strafen  stets  mehrere  Zwecke  erreicht  werden  sollen,  darf 
eine  Theorie  nie  die  ausschliessliche  Grundlage  einer  Strafgesetzgebung 
werden.  Alle  als  auf  den  drei  Grundrichtungen  des  sittlichen  Wollens  he- 


ll Regel,  Philosophie  des  Rechts  $.09  — 103.  Man  kann  sagen,  dass  durch  die 
dem  Verbrechen  adäquate  Strafe  die  durch  dasselbe  hervorgebrachle  für  den 
Verbrecher  günstige  foctische  Rechlsungleichheil  wieder  dadurch  aufgehoben  wird, 
dass  man  den  Verbrecher  dem  Princip  seiner  eignen  Handlung  gemäss  behan- 
delt. S.  des  Verfassers  Rechtsphilosophie  S.  370—374.  Die  neuste  Beleuchtung 
der  höchsten  Principien  des  Strafrechts  findet  sich  in  Ficht  c’s  Ethik  Thl.  II. 
Abthl.  11.  $ 104-107. 

2)  Eine  Uebcrsicht  der  Grutidprincipc  aller  Strafrechlstheoricn  giebt  II epp  B.  1. 
S.  XIV— XVII. 

3)  S.  Biener,  Abhandlung  aus  dem  Gebiete  der  Rechtsgeschiehtc  II.  lieft  1849 
S.  18  folg.  Oer  Einfluss  der  neueren  Theorien  auf  die  deutschen  Strafgesetzge- 
bungen unseres  Jahrhunderts  wird  nachgewiesen  v.  Hcpp.  a.  a.  O.8.  XXII — LVI1. 
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ruhenden  Principien  müssen  sich  segenseilig  moderiren  1 ) , und  die  aus 
der  ausschliesslichen  Befolgung  eines  derselben  sich  ergebende  Strenge 
oder  sonstigen  Nachlheile  durch  die  Berücksichtigung  eines  der  andern 
gehoben  werden. 

186.  Jede  Strafe  besteht  in  einer  Veränderung  (ja  selbst  der  Vernich- 
tung) der  Hechle' des  Bestraften  als  Wiedervergeltung  der  durch  sein  Ver- 
brechen bewirkten  factischen  Verletzung  oder  Vernichtung  der  Rechte  An- 
derer. Da  nun  die  Rechte  einer  Person  sich  auf  vier  Hauptarten  zurück- 
fiihren  lassen,  so  kann  man  auch  vier  Hnuplarlcn  der  Strafen  unterscheiden, 
nämlich  Lebens-  und  Leibes-,  Ehren-,  Freiheils-  und  Vermögensslrafen,  die 
jedoch  bei  der  Bestrafung  der  einzelnen  Verbrechen  auf  verschiedene  Weise 
mit  einander  verbunden  werden  können , wie  z.  B.  bei  infamirenden  Frei- 
heitsstrafen. 

Was  die  allgemeine  Klassifikation  der  Verbrechen  betrifft,  so  stehen 
sich  die  gegen  die  Einzelnen  gerichteten  Privat-  und  die  als  unmittelbare 
Angriffe  der  Staats-Rechts-  und  sittlichen  Ordnung  hervortretenden  s.  g. 
öffentlichen  Verbrechen  gegenüber,  und  von  beiden  unterscheiden  sich 
die  von  Trägern  einer  öffentlichen  Gewalt  begangenen  Vergehungen  wider 
die  Pflichten  des  öffentlichen  Dienstes. 

Es  sind  bei  jedem  Verbrechen  als  einer  slralbaren  Handlung  zwei 
Hauptmomente  zu  unterscheiden  ein  äusseres  oder  objektives  und  ein 
inneres  oder  subjektives.  Es  muss  durch  eine  That  ein  Recht  und 
die  Rechtsordnung  wirklich  verletzt  worden  sein  und  diese  That  im  Willen 
des  Verletzenden  ihren  Grund  haben.  Man  nennt  das  erste  Moment  den 
Thatbestand  des  Verbrechens  (Corpus  delicti),  das  letzte  die  Zurechnung. 
Bios  verbrecherische  Gedanken  sind  daher  ebenso  wenig  strafbar,  als  wil- 
lenlos bewirkte  Rechtsverletzungen,  daher  solche,  welchen  ihrem  Urheber 
nicht  impulirt  werden  können,  es  sei  denn,  dass  er  überhaupt  nicht  zu- 
rechnungsfähig war  oder  in  einem  Zustand  der  Unzurechnungsfähigkeit  sich 
befand , als  er  die  Handlung  beging.  Es  ergiebl  sich  hieraus  ferner,  dass 
bei  grösserer  Schuld  die  Strafe  schärfer  sein  muss,  als  bei  geringerer,  da- 
her auch  die  Einteilung  der  delicla  in  dolosa  und  culposa,  sowie  dass 
wiederholte  Verbrechen  wegen  der  grösseren  Stärke  des  verbrecherischen 
Willens  strenger  bestraft  werden,  während  eine  Strafmilderung  eintrilt, 
wenn  dem  Verbrecher  Enlsehuldigungs-  oder  sonstige  Milderungsgründe 
zu  gut  kommen.  Da  man  immer,  wenn  man  sich  einer  verbrecherischen 
Handlung  schuldig  macht,  strafbar  ist,  werden  nicht  blos  die  Urheber,  son- 
dern auch  die  Geholfen  und  andere  Theilnehmer  des  Verbrechens  (wenn 
auch  nicht  immer)  mit  den  gleichen  Strafen  belegt. 

Ueber  nlles  dieses  enthalten  daher  die  Strafgesetzbücher  mehr  oder 


1)  Diese  Ansicht  wird  nusgeführt  von  Hcnrici  in  seiner  Schrift  über  die  Unzu- 
länglichkeit eines  einfachen  Strafrcclitsprincips.  Braunschweig  3te  Aull.  1844 


Digitized  by  Google 


51T 


weniger  Bestimmungen.  Sic  setzen  nicht  blos  fest,  was  überhaupt  zum 
Dasein  eines  Verbrechens  nöthig  sei,  sondern  flxiren  auch  den  That- 
besland  jedes  einzelnen  Verbrechens  und  den  dazu  erforderlichen  Grad  der 
Willensbetheiligung,  und  stellen  auch  Kegeln  auf  über  die  Iinputabilität  ver- 
brecherischer Handlungen,  deren  Entschuldbarkeit,  die  Milderungsgründe 
der  Strafen,  die  Rückfälle  (oder  Recidive),  die  Complieität  und  insbesondere 
die  Bestrafung  eines  nur  versuchten  Verbrechens,  Conalus  delinqumdi , des- 
gleichen über  den  Inhalt  und  die  Wirkungen  der  verschiedenen  Slrafarten 
und  das  bei  ihrer  Anwendung  einznhaltendc  Maas,  über  das  Wegfallen  der 
Strafe  u.  s.  w.  Die  auf  alle  diese  Punkte  sich  beziehenden  Bestimmungen 
der  Strafgesetzbücher  bilden  den  s.  g.  allgemeinen  Th  eil  derselben, 
während  deren  besonderer  Theil  eine  genaue  ins  Einzelne  gehende  Fest- 
stellung des  Begriffes  und  der  zu  dem  Dasein  eines  jeden  besonderen  Ver- 
brechens nöthigen  Requisite  mit  der  auf  jedes  derselben  gesetzten  Strafe 
enthält. 

Geschichtlicher  Entwicklungsgang  des  Strafrechts  in 
Dcu  tschland  1 2 ). 

187.  In  den  ältesten  Zeiten  bestand  bei  den  Germanen  das  Recht  der 
Familienrache  und  der  Sühne  durch  Hingabe  einer  Anzahl  Stücke  Viehes  *), 
wovon  der  Gaukönig  oder  die  Gemeinde  einen  Theil  erhielt.  Daraus  ent- 
wickelte sich  das  s.  g.  Compositionssyslem , welches  wir  in  den  Völker- 
rechten bis  ins  kleinste  Detail  durchgeführt  finden.  (S.  oben  8.217.) 
Durch  Leistung  des  gesetzlich  lestgeselztcn  Wehrgcldes  ward  der  Verbre- 
cher von  der  Verfolgung  der  verletzten  Familie  frei.  Den  Maasslab  bil- 
dete das  Wehrgeld  des  gewöhnlichen  freien  Mannes,  welches  bei  den  Fran- 
ken regelmässig  in  der  Summe  von  200  Solidi  bestand.  Auf  diese  Weise  war 
das  Fordern  einer  Genuglhuung  für  das  an  Einzelnen  begangene  Verbre- 
chen Privatsache,  das  Criminalrechl  in  so  weit  Privntrechb  Doch 
gab  es  schon  zu  Tacitus  Zeiten  Verbrechen,  die  im  Namen  der  Genos- 


1)  Hauptwerke  über  die  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  sind:  E.  Henke, 

Grundriss  einer  Geschichte  des  deutschen  peinlichen  Hechts.  Snlzbach  1809. 
2 B.  C.  A.  Tittmann,  Geschichte  der  deutschen  Strafgesetze.  Leipz.  1832 
u.  Wilda,  das  Strafrecht  der  Germanen.  B.  I.  Holle  1842.  Ueborsichtcn  ge- 
ben Zöpfl,  deutsche  Staats-  und  Rcehlsgcschichtc  B.  III.  §.  128 — 1 34.  NI  i I- 
termaicr  im  Zusatzparagraphen  zu  v.  Feucrhachs  Lehrbuch  des  peinlichen 
Rechts  $ 5 a — d.  Abegg  in  seinem  Lehrbuch  des  Criin. -Rechts  5-  11  — 32., 
eine  ausgedehntere  Rosshirt  im  B.  I seines  Werkes:  Gesrhichte  und  System 

des  deutschen  Strafrechts.  Slutlg  1838.  Auch  handelt  Eichhorn  in  seiner- 
deutschen  Staats-  und  Hcchtsgeschichte  in  jeder  Periode  von  dem  während  der- 
selben gellenden  Strafrecht. 

2)  Tac.  Germania  C.  12. 
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senschafl  und  zwar  mit  dem  Tode  bestraft  wurden,  wie  z.  B.  der  Landes- 
oder Volkesverralh.  Zur  Zeit  der  Volksrechte  hatte  der  gcwaltlhälige  Ver- 
brecher als  Verletzer  des  Friedens  an  den  königlichen  Fiseus  das  Freduui 
als  Busse  zu  bezahlen.  Grössere  tiewaltthatcn  wie  Itaub  und  Haubinord 
wurden  mit  dem  Tode  bestraft  1 ). 

Bald  brach  das  allteslanienlliche  Slrafprincip  der  strengen  Wiederver- 
geltung sieh  Bahn2 3 4 5 6):  capul  pro  capite,  dcus  pro  deute  u.  s.  w.,  fand 

jedoch  nur  Anwendung,  wenn  durch  die  Fainiliensiihne  die  Schuld  nicht 
getilgt  war.  Der  vemrlheilte  Verbrecher  ward  zuweilen  der  verletzten  Fa- 
milie als  Opfer  hingegeben,  der  Flüchtige  exlex  und  geächtet  *). 

Neben  diesem  weltlichen  Stral'system  bestand  das  in  die  Staatsordnung 
weit  eingreifende  kirchliche.  Eine  Menge  Handlungen  unterlagen  Kirchen- 
slral'en,  und  zwar  nicht  blos  Bussen  der  verschiedensten  Art,  sondern  oll 
dem  Kirchenbann,  in  Folge  dessen  der  Excommunicirle  zur  weiteren  Be- 
strafung dem  weltlichen  Arm  übergeben  und,  wenn  er  Ketzer  war,  sogar 
mit  dem  Tode  bestraft  wurde  1 ). 

Das  Fehderecht  ward  im  lOten  und  Illen  Jahrhundert  allgemein  geübt. 
Die  von  der  Kirche  ungeordneten  Gottesfrieden  sollten  ihm  ein  Ziel  setzen*) ; 
und  wurden  alsbald  durch  die  vom  Kaiser  proclamirlen  Landfrieden  vom 
12len  Jahrhundert  an  verstärkt,  in  welchen  eine  nicht  geringe  Anzahl  von 
Verbrechen  als  Landfriedensbrüche  erklärt  und  mit  ölTcntlichcn  Strafen  ge- 
ahndet wurden  *) 

Auf  diese  Weise  bestanden  bis  ins  sechzehnte  Jahrhundert  verschie- 
dene Strafsysteme  nebeneinander,  das  der  Compositiou  bei  gewöhnlichen 
Verbrechen  gegen  Einzelne,  das  der  Wiedervergellung,  wenn  keine  Sühne 
vorkam,  und  das  der  Abschreckung.  Ausserdem  wurden  eine  Menge  straf- 
barer und  unsittlicher  Handlungen  gerügt  und  mit  geringeren  Strafen  belegt. 
Leibeigne  und  Hörige  unterlagen  den  von  den  Grundherrn  über  sie  ver- 
hängten oll  sehr  grausamen  Strafen. 


1)  Eichhorn  a.  a.  0.  J.  71.  74.  Zftpfl,  S-  128.  129. 

2)  Es  findet  sich  schon  in  den  Capitularien. 

3)  Eichhorn  n.  a.  0.  §.  206.  S.  des  Vcrf.  herausgegebene  uralte  Criminalregister 
eines  Gerichtshofs  v.  Gent  in  dessen  flandr.  Staats-  und  Rcchlsgeschichle.  B.  III. 
Ablhl.  1 S.  59.  folg. 

4)  Vollständige  Nachweise  hierüber  enthalt  die  schon  angeführte  von  Wasser- 
schieben 1851  hernusgegehene  Sammlung  der  Bussbüchcr. 

5)  Als  der  älteste  in  Deutschland  galt  der  v.  1043  , dessen  Text  noch  unbekannt 
ist;  dagegen  kennen  wir  die  Texte  der  Gottesfrieden  v.  1083,  1085  u.  1103, 
sie  sind  gedruckt  bei  Perl*,  Mmunntnta  (•ermaniue  hi  Mt  orten , Leg  um 
t.  II.  p.  55.  60. 

6)  Wir  kennen  die  Kaiser  Friedrichs  I.  von  1156,  Friedrichs  I).  v.  1235  u. 
Rudolph's  I v.  1281  in  deutscher  Sprache;  die  Texte  derselben  sind  gedruckt 
bei  Pertz  a.  n.  0.  p.  101.  p.  313.  427. 
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Zur  Zeit  der  Rechtsbücher  gellen  wenige  allgemeine  Grundsätze  über 
das  Strafverfahren ; doch  unterschied  inan  drei  Hauptarten  von  Verbrechen: 
solche,  die  durch  das  Halsgcricht  nach  strengem  Recht  bestraft,  solche, 
die  durch  eine  Busse  und  Wette  geahndet  wurden,  und  die  blosen  Frevel 
oder  Brüche,  wie  Injurien  und  Ueberlrelungen  jedweder  Vorschrit- 
ten ’).  Die  Strafe  einer  falschen  oder  unerwiesenen  Anklage  war  die 
des  nngeschuldiglen  Verbrechens.  Gehülfen  unterlagen  regelmässig  der 
Strafe  des  Autors.  Der  Versuch  war  straflos,  wenn  er  nicht  den  Charakter 
eines  eignen  Verbrechens  hatte 1  2 3). 

Durch  die  Flucht  in  ein  Asyl  konnte  der  Verbrecher  der  Verfolgung 
sich  wenigstens  augenblicklich  entziehen  *).  Den  flüchtigen  Verbrecher 
traf  die  Acht4 5 6).  Von  grosser  Wichtigkeit  wurden  im  vierzehnten  und 
fünfzehnten  Jahrhundert  die  (kaiserlichen)  Vehmge richte  in  Weslphalen, 
welche  die  in  irgend  einem  Theile  von  Deutschland  begangenen  Verbrechen, 
wenn  sie  von  keinem  andern  Gerichte  geahndet  wurden,  an  sich  zogen, 
und  wenn  der  Angeschuldigle  nicht  erschien,  in  heimlichem  Gerichte  diesen 
verurtheilten,  und  den  Spruch  durch  ihre  in  ganz  Deutschland  verbreiteten 
als  Freischöffen  ihnen  heimlich  verbündeten  Genossen  nn  den  Verfehmlen 
vollziehen  Hessen  *). 

188.  Dieser  verwickelte  Zustand  der  deutschen  Strafgesetzgebung 
wurde  durch  die  stets  weitergreilende  Anwendung  des  eanonischen  und  die 
Reception  des  römischen  Rechts  noch  verworrener  und  unsicherer.  Zwar 
befolgte  man  die  von  den  italienischen  Criminulisten  in  ihrem  Valerlande 
praktisch  gewordenen  Ansichten,  allein  diess  reichte  nicht  aus.  In  ver- 
schiedenen Territorien  suchten  die  Landesherrn  daher  durch  umfassende 
Verordnungen  das  Strafrecht  und  das  Strafverfahren  zu  reguliren  und  zu 
vereinfachen.  Besonders  berühmt  wurde  die  1507  von  Schwarzenberg 
verfasste  Bamberger  Halsgerichtsordnung,  welcher  1532  Kaiser 
Carl's  V und  des  heiligen  römischen  Reichs  peinliche  oder  HalsgerichlSr 
ordnung  — die  Nemesis  oder  Constitulio  criminulis  Carolina*)  (C.  C.  C.) 
oder  Carolina  schlechtweg  genannt  — nachgebildet  wurde.  Es  sollten 
durch  dieselbe  die  hergebrachten  allgermanischen  strafrechtlichen  Grund- 
sätze mit  den  des  römischen  Rechts  ausgeglichen  und  ein  regelmässiges 
Verfahren  in  Criminalsachen  festgestellt  werden.  Der  privalrechtlichc  Cha- 


1)  Eichhorn,  $.370.  380.  382  Zöpfl,  $.130.  131. 

2)  Z öp  fl,  S.  409 

3)  Zöpfl,  S.  411—413. 

4)  Zöpfl,  §.  132. 

5)  ZopTl,  $.  133.  Eichhorn,  $.419  — 422.  Unter  den  zahlreichen  in  neuester 
Zeit  erschienenen  Schriften  über  die  Vehmgerichte  zeichnet  sieh  eine  Abhandlung 
G.  v.  W Achters  in  dessen  Beitritten  zur  deutschen  Geschichte,  insbesondere 
zur  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  1845.  S.  3 — 38.  aus. 

6)  Eichhorn,  $.  578. 
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rakter  des  Strnlieclits  Irat  nunmehr  zurück,  die  Strafen  waren  im  öffent- 
lichen Interesse  festgesetzt.  Diese  Gesetzgebung  enthielt  indessen  die  s.  g. 
salvatorische  Klausel  für  die  Gesetze  und  Rechtsgewohnheiten  einzelner 
Länder,  und  so  erhielten  diese  neben  ihr  auch  noch  ihre  Malefizord- 
nungen, in  welchen  jedoch  dieselben  Grundsätze  wie  in  des  Kaisers  und 
Reichs  peinlicher  Gerichtsordnung  befolgt  worden  l).  Die  Strnfarlen  der 
Carolina,  obwohl  gemildert,  sind  dennoch  häuflg  sehr  grausam  und  conlra- 
slirten  später  auf  dos  schroffste  mit  den  Ansichten  der  lortschreitenden 
Humnnilätsbildung. 

Ks  ward  Sache  der  gelehrten  Juristen,  auf  der  Grundlage  des  römischen 
und  canonischen  Rechts  und  der  Carolina  ein  System  des  Strafrechts  auf- 
zubaucn,  welches  dann  als  gemeines  Strafrecht,  einen  eignen  Zweig 
der  deutschen  Rechtswissenschaft  bildete. 

Die  Ansichten  berühmter  italienischer  Rechtsgelehrten2 3),  die  schon 
seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  einen  mächtigen  Einfluss  auf  die  prak- 
tische Gestaltung  des  Strafrechts  gehabt  halten,  wurden  auch  jetzt  noch 
längere  Zeit  von  ihnen  befolgt.  Auch  erhielt  die  Praxis  rerum  criminalium 
des  flandrischen  Rechlsgelehrten  Domhouder  v.  1582  ein  grosses  An- 
sehen. Die  Strafrechtspflege  ward  sehr  strenge,  die  Tortur  war  an  der 
Tagesordnung;  zu  deren  Anwendung  trugen  auch  die  noch  im  siebenzehn- 
ten Jahrhundert  in  ganz  Europa  in  Folge  eines  allgemeinen  Aberglaubens 
verbreiteten  Hexenprocesse  *)  überaus  viel  bei.  Die  freilich  nicht  sehr  zahl- 
reichen deutschen  Criminalisten  bis  auf  Thomasiu  s huldigten  den  bar- 
barischen Ansichten  des  Zeitalters,  die  selbst,  jedoch  weniger  als  andere, 
der  berühmteste  deutsche  Strafrechtslehrer  ß.  Cnrpzov4)  1638  (heilte, 
dessen  Practicae  novae  imperialis  Saxoniae  rer.  er  im.  Pars  I — III  denMil- 
telpuncl  der  strafrechtlichen  Literatur  Deutschlands  bildete.  Nach  ihm  trat 
ein  langer  Stillstand  in  der  Weiterentwicklung  des  deutschen  Criminalrechts 
ein,  in  der  man  indessen  die  Anfänge  eines  späteren  Gegensatzes  der  Pra- 
xis und  der  Wissenschaft  schon  findet.  Die  erste  hielt  an  dem  Sy- 
stem der  bis  zur  Grausamkeit  gehenden  strengen  Strafrechtspflege  fest,  die 
letzte  drang  auf  dessen  humanere  Umgestaltung.  Den  Bemühungen  von 
Thomasius  und  einigen  gleichgesinnten  Männern  verdankt  man  das  all- 
mählige  Aulhören  der  Hexenprocesse  und  die  Milderung  der  Tortur.  Aber 
erst  seil  der  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  trat  ein  Umschwung  der 
Ansichten  über  das  Strafrecht  und  zwar  in  ganz  Europa  ein,  den  man  zu- 


1 ) T i 1 1 ui  a u n , $.80. 

2)  Zu  nennen  sind  vor  allen:  Arelinus  f 1250,  Gatidinus  f 1300,  de  H el- 
vi» i o f 1331,  Angelus  f 1445. 

3)  S.  über  dieselben  v.  Wach  I er,  gemeines  liecht  Deutschlands  S.  66 — 110. 

4)  v.  Wächter,  S.  103  folg. 
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nächst  Voltaire  und  dem  italienischen  Rechlsgelehrlen  Be ccaria  f 1794 
verdankt.  Friedrich  II.  beschränkte  1740  die  Anwendung  der  Tortur  in 
Preussen;  1776  verbot  sie  die  Kaiserin  Maria  Theresia  gänzlich. 

Wie  endlich  durch  die  deutschen  Criminalislen  Feuerbach,  Grol- 
nian  u.  a.  seil  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  eine  totale  Um- 
gestaltung des  deutschen  Strafrechts  herbeigeführt  wurde,  ist  schon  oben 
mitgethciil  worden.  Mit  dem  Jahr  1803  begann  in  Oeslreich  die  neue 
Codincalionsperiode  desselben,  welche  mehrere  Stadien  durchlaufen  hat 
und  noch  forldauerl. 

Die  Carolina  hatte  in  dem  ganzen  Entwicklungsgänge,  wie  von  Wäch- 
ter a.  a.  0.  S.  109  bemerkt,  ein  eignes  Schicksal;  in  der  Zeit,  für  welche 
sie  Tüchtiges  hätte  wirken  können,  wurde  sie  nicht  gehörig  begriffen  und 
verstanden;  später  als  man  sie  zu  begreifen  und  zu  verstehen  anftng,  war 
sie  nicht  mehr  recht  zeilgemäss;  noch  später  in  den  Zeilen,  in  welchen 
man  sie  am  gründlichsten  und  tüchtigsten  bearbeitete,  galt  sie  grösslen- 
theils  in  Deutschland  gar  nicht  mehr,  und  war  man  auch  da,  wo  sie  noch 
galt,  darauf  bedacht,  sie  vollends  abzuschaffen. 

Die  deutschen  Strafgesetzbücher  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts 1 ). 

189.  Man  könnte  die  Codiflcalionsperiode  des  deutschen  Strafrechts 
schon  mit  der  179-1  erfolgten  Sanctioninmg  des  preussischen  Landrechts 
beginnen,  das  in  Buch  II  Til.  20  einen  Strafcodex  enthält.  Allein  dieser 
ist  mehr  eine  neue  Aufzeichnung  des  noch  in  jener  Zeit  geltenden  wenig 
fortgeschrittenen  Strafrechts.  Die  eigentliche  Reform  der  deutschen  Straf- 
gesetzgebung fängt  mit  dem  öslreichischen  Strafgesetzbuch  von  1803  an, 
welches  die  Verbesserungen  von  Maria  Theresia  und  Joseph  II.  enthält, 
und  schon  unter  dem  Einfluss  der  neuaullauchenden  Theorien  und  huma- 
neren Ansichten  der  Zeit  steht.  Im  Jahr  1810  wurde  (auf  dem  linken  Rhein 
ufer)  unter  dem  eisernen  Regiment  Napoleons  der  überaus  strenge  Code 
penal  sanclionirt,  der  in  jenen  Landen  nach  ihrer  Wiedervereinigung  mit 
Deutschland  foribesland,  und  für  die  Strafgesetzbücher  der  neusten  Zeit  vor- 
herrschend maassgebend  wurde.  Erst  mit  dem  von  Feuerbach  redigir- 
ten  bairischen  Strafgesetzbuch  von  1813,  das  mit  Verbesserungen  auf  Ol- 
denburg übertragen  ward,  tritt  eine  durchgreifende  doclrinclle Reform  des  deut- 
schen Strafrechts  ein,  in  deren  Entwicklungsgang  man  bis  jetzt  drei  Sta- 
dien unterscheiden  kann.  Das  erste  ist  das  des  so  eben  genannten  bairi- 
schen Strafgesetzbuches.  Dasselbe  ist  ein  auf  Principien  einer  rationellen 
Theorie  (der  Feuerbach'sehen  Abschrcckungstlieoric)  aufgcbaules,  in 


1 ) Zu  vgl.  M i 1 1 c r tu  a i c r,  die  Strafgesetzgebung  in  ihrer  neusten  Fortbildung.  I 840  — 
43,  und  seine  kritischen  Anzeigen  aller  neuen  Strafgesetzbücher  im  neuen  Ar- 
chiv des  Criminalrechts  bis  1853. 
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allgemeinen  Bestimmungen  über  Verbrechen  und  Vergehen 
(Buch  I ) und  zwei  besonderen  Thci len  (der  Feststellung  der  Verbrechen  in 
B.  II  und  der  der  Vergehen  B.  III  und  ihrer  Bestrafung)  bestehendes  Slraf- 
syslem,  welches  in  allen  Artikeln  mit  grösster  Conscqucnz  und  Härle  durch- 
g eliihrt  wird.  Das  Ganze  hat  einen  wesentlich  doclrinären  Charactcr,  ist 
oft  mehr  Lehr-  als  eigentliches  Gesetzbuch,  und  sollte  als  ausschliessliche 
Instruction  gelehrter  Richter  dienen,  die  jedoch  nur  aus  dem  Werke  selbst 
und  den  es  begleitenden,  die  Motive  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ent- 
haltenden, fortlaufenden,  von  den  Hedaclorcn  desselben  gefertigten  Commen- 
laren  ihre  Wissenschaft  schöpfen  sollten,  so  dass  vom  Gesetzgeber  die 
Ausarbeitung  anderer  Commentare  ausdrücklich  verboten  wurde. 

Allein  in  der  Anwendung  zeigte  sich  das  Gesetzbuch  gerade  der  stren- 
gen Durchführung  des  Abschreckungsprincips  und  seiner  vielen  blos  doc- 
trinellen  Bestimmungen  wegen  für  unausführbar,  so  dass  zwischen  1814 — 18 
schon  113  Novellen  erschienen,  die  oll  ganze  Lehren  desselben  ungestal- 
teten. Bald  verliess  die  deutsche  Strafrechtswissenschaft  die  exclusiv  phi- 
losophische Richtung,  welche  indessen  die  Unrichtigkeit  der  Abschreckungs- 
theorie  jedenfalls  als  alleiniges  l’rincip  des  Strafrechts  dargelhan  halte;  die 
historische  Behandlung  dieses  Zweiges  der  Rechtswissenschaft  siegte  all- 
mühtig  über  die  rein  rationelle,  und  so  begann  eine  andere  Richtung  in  der 
Ausarbeitung  rasch  auf  einander  folgender  Entwürfe  der  Strafgesetzbücher 
anderer  deutschen  Staaten,  welche  man  die  eklectische  nennen  kann. 
Man  ging  bei  deren  Abfassung  von  verschiedenen  Slrafrcchtsprincipien  z.  B. 
auch  von  dem  der  Abschreckung  oder  Prävention,  auch  dem  des  s.  g.  Ge- 
rechligkeitsprincipes  und  der  Besserungslheorie,  und  zwar  oft  ohne  das  wis- 
senschaftliche Bewusstsein  derselben  aus,  und  berücksichtigte  das  practisch 
geltende  Recht  und  die  Sitte.  Auch  befolgte  man  wenn  auch  nicht  conse- 
quenl  eine  andere  Methode  der  Redaclion,  indem  man  das  Aufstellen  doc- 
trineller  Bestimmungen  in  den  Gesetzbüchern  sehr  verminderte  und  sie  der 
Wissenschaft  und  der  Schule  überliess. 

Das  erste  in  diesem  Geiste  zu  Stande  gekommene  Gesetzbuch  ist  das 
sächsische  v.  J.  1838,  dem  die  oben  näher  bezeichneten  bis  zum  J.  1851 
folgten.  In  einem  oder  dem  andern  ist  wenigstens,  was  die  Grundprinci- 
pien  betrifft,  die  Richtung  des  bairischen  v.  1813  noch  sichtbar,  z.  B.  in 
dem  würllembergischen  v.  1839. 

Nach  der  politischen  Bewegung  Deutschlands  1848 — 1849  tritt  die  Co- 
dification  des  deutschen  Strafrechts  in  ein  neues  Stadium,  das  vor  allem 
durch  die  Einführung  der  Geschwomengerichle  hervorgerufen  wurde.  Das 
Bediirfniss  der  grössten  Eihfnchheit  der  Strafgesetze  machte  sich  gellend, 
indem  die  auf  den  Thalbesland  der  Verbrechen  bezüglichen  factischcn  Fra- 
gen nicht  mehr  von  gelehrten  Richtern  zu  entscheiden  waren.  Man  begann 
die  doctrinäre  Richtung  bei  der  Abfassung  der  Gesetzbücher  zu  verlassen, 
setzte  sich  die  strengste  Genauigkeit  der  Bestimmungen  zum  Ziel  und  fand 
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in  beiden  Beziehungen  ein  geeignetes  Muster  im  Code  penctl  v.  1810.  das 
man  in  Bayern  und  Preussen  um  so  mehr  nachzuahmen  sich  gedrungen 
fühlte,  als  in  den  Rheinprovinzen  beider  Königreiche  der  |iraclischc  Werth 
desselben  sich  durch  eine  Anwendung  von  fast  vierzig  Jahren  bewährt 
hatte.  Diess  Gesetzbuch  ist  die  Hnuptgrundlnge  des  prcussischen  vom  14. 
April  1851  und  eines  bairischen  Entwurfs  aus  demselben  Jahre.  In  andern 
Ländern  verbesserte  man  die  neuen  Gesetzbücher  durch  einzelne  Gesetze, 
z.  B.  in  Württemberg  181950,  oder  wie  in  Oestreich  1852  durch  eine  durch- 
greifende Revision,  oder  man  schritt,  wie  meistens  auch  in  Sachsen,  zur 
Abfassung  von  Entwürfen  neuer  Gesetzbücher. 

190.  Die  deutschen  Strafgesetzbücher  unsrer  Zeit  zerfallen  in  einen 
allgemeinen  und  einen  besonderen  Theil. 

I.  Die  in  dem  ersten  enthaltenen  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die 
schon  oben  §.  186  aufgefiihrlen  Punkte. 

A.  Was  das  System  der  Strafarten  betrifft , so  bilden  die  Freiheits- 
strafen die  weit  vorherrschende  Regel  und  zerfallen  gewöhnlich  in  drei  Un- 
terarten: Gefängniss-,  Arbeitshaus-  oder  Einschliessungs-  und 
Zuchthausstrafe1),  neben  welchen  beiden  letzten  die  Feslungs-  als 
Paralellslrafe  für  Verbrecher  aus  höheren  Ständen  vorkommt.  Ausser  die- 
sen linden  sich  als  minder  häufig  angewendele  die  Todes-,  Ehren-  und 
Geldstrafen  und  körperliche  Züchtigung.  Die  erste,  welche  im  Anlang  des 
Jahrhunderts  theilweise  noch  als  (pialincirtc  angewendel  wurde,  besieht 
nur  noch  als  einfache  Todesstrafe  durch  Enthauptung,  aber  auch  diese  ist 
von  Jahr  zu  Jahr  auf  eine  kleinere  Zahl  von  Verbrechen  beschränkt,  durch 
die  deutschen  Grundrechte  von  18-19  ist  sie  sogar  für  aufgehoben  erklärt, 
seit  kurzem  aber  durch  einzelne  Gesetze,  jedoch  nur  noch  für  wenigere 
Fälle  als  früher  wieder  eingeführl  worden. 

Auch  die  Ehrenstrafen  werden  seltner,  und  manche  z.  B.  noch  im  bai- 
rischen Gesetzbuch  so  häufige  Arten  derselben,  wie  Abbitte,  Widerruf,  Ehren- 
erklärung, sind  in  den  neusten  Gesetzbüchern  weggelassen.  Gewöhnlich 
linden  sich  nur  noch  solche  Ehrenstrafen  vor,  welche  dem  Bestraften  die 
Ausübung  gewisser  Ehrenrechte  entziehen,  und  ihre  Anwendung  ist  fast 
durchgängig  blos  Nebenlblge  anderer  z.  B.  der  Zuchthausstrafe.  Die  Geld- 
strafen werden  gleichfalls  in  beschränktem  Umläng  zur  Anwendung  gebracht 
und  meistens  nur  alternativ  mit  der  Cetängnissstrafe  angedroht.  Die  kör- 
perliche Züchtigung  im  Anfang  des  Jahrhunderts  in  manchen  Ländern  z.  B. 


1)  Zuweilen  findet  sich  noch  die  Kellenstrafe  >.  B.  im  hannoverschen  and  braun- 
schweigischen Strafgesetzbuch.  Das  grossherzoglich  hessische  fithrt  13  Stra Tarten, 
unter  diesen  auch  die  verschiedenen  Enthebungsarten  vom  Staatsdienst  und  selbst 
den  gerichtlichen  Verweis  auf.  Das  badische  unterscheidet  4 Arten  peinlicher 
Strafen,  als  Todes-,  lebenslängliche-  Zuchthaus-,  zeitliche  Zuchthausstrafe  und 
Dienslcntsetzung,  und  ? Arten  bdrgcrticher  Strafen  als  Arbeitshaus,  Gefängniss  u.  s.  w. 
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Oeslreich  ziemlich  häufig  angewendet,  wurde  bald  mehr  und  mehr  be- 
schränkt, insbesondere  nur  auf  Verbrecher  aus  der  niedersten  Volksklasse 
z.  B.  seil  1812  in  Preussen  angewendet,  dann  durch  die  Grundrechte  lür 
völlig  aufgehoben  erklärt,  jedoch  neuslens  in  einigen  wenigen  Ländern  in 
verschiedenen  Abstufungen  wieder  hergeslellt  z.  B.  in  Oeslreich,  Württem- 
berg, Meklenburg  Schwerin  und  Kurhessen. 

B.  Bei  den  Begriffsbestimmungen  der  einzelnen  Arten  von  Verbrechen 
bildet  der  Umstand:  ob  ein  Vergehen  ein  doloses  oder  culposes  sei,  ein 
wichtiges  Moment.  Während  in  den  früheren  Strafgesetzbüchern  des  Jahr- 
hunderts insbesondere  im  bairischen  diese  Lehre  mit  grosser  Ausführlich- 
keit behandelt  wird,  gehen  die  neusten  z.  B.  das  preussische  fast  ganz 
über  diese  Gegensätze  hinweg,  oder  es  wurden  die  in  den  früheren  Gesetz- 
büchern hierüber  vorkommenden  Bestimmungen  (z  B.  in  Württemberg  1819) 
bei  Einführung  der  Schwurgerichte  wieder  aufgehoben.  Die  practische  Bedeu- 
tung dieses  Unterschiedes  war  früher  im  bairischen  und  oldenburgischen  Ge- 
setzbuch, auch  im  wiirltembergischen  v.  1839  (Art.  561  folg.)  die,  dass,  weil 
man  annahm,  jedes  Verbrechen  könne  entweder  do/o  oder  culpa  begangen  wer- 
den, bei  jedem  festgesetzt  war,  wie  es  als  doloses  und  wie  es  als  culposes  be- 
straft werden  sollte,  während  seit  dem  sächsischen  regelmässig  nur  vorsätzliche 
Ueberlrelungen  der  Strafgesetze,  fahrlässige  dagegen  nur  da,  wo  sie  durch 
das  Gesetz  besonders  mit  Strafe  belegt  sind,  für  strafbar  erklärt  worden1 2), 
wie  z.  B.  culpose  Körperverletzung,  Brandstiftung  und  die  Tödtung. 

C.  Ueber  die  Bestrafung  des  Versuches  eines  Verbrechens  weichen 
die  Gesetzbücher  vor  und  nach  der  Einführung  der  Schwurgerichte  von 
einander  ab  1 ) ; in  jenen  setzte  man  durchgehends  mildere  Bestrafung  des 
Versuches  als  des  vollendeten  Verbrechens  fest,  und  zwar  stieg  oder  fiel 
die  Strafe,  je  nachdem  der  Versuch  sich  der  Vollendung  mehr  genähert 
halle  oder  entfernter  geblieben  war  (daher  der  Unterschied  des  nächsten 
und  entfernten  Versuchs) ; darin  stimmten  aber  alle  Gesetzbücher  überein, 
dass  die  blosen  Vorbereitungshandlungen  zu  einem  Verbrechen  in  der 
Regel  nicht  strafbar  sein  sollten,  sondern  erst  die,  welche  als  ein  Anfang 
der  Auslührung  des  Verbrechens  angesehen  werden  könnten. 

Seit  der  Einführung  der  Schwurgerichte  dagegen  wird  nach  dem  Vor- 
gang des  französischen  Rechts  der  Versuch  öfter,  namentlich  in  Preussen 
und  Württemberg,  mit  derselben  Strafe  wie  das  vollendete  Verbrechen  be- 
legt: jedoch  nur  wenn  derselbe  durch  Handlungen,  welche  einen  Anfang 


1 ) Thüringisches  Strafgesetzbuch  Art.  30. 

2)  Im  sächsischen  Gesetzbuch  Art.  25 — 30,  im  württcnibergischen  Art.  61 — 73.  im 
hannoverichcn  Art.  32 — 40,  im  braunschweigischen  Jj.  35 — 40.  Auch  sagt  noch 
das  thüringische  Gesetzbuch  r.  J.  1850:  nl)er  Versuch  ist  mit  verhältnissinässig 
geringerer  Strafe,  als  für  das  vollendete  Verbrechen  zu  ei  kennen  wäre,  zu  be- 
legen “ 
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der  Ausführung  enthalten,  an  den  Tag  gelegt,  und  nur  durch  iiussere  von 
dem  Willen  des  Thiiters  unabhängige  Umstünde  gehindert  worden  oder 
ohne  Erfolg  geblieben  ist  '). 

D.  Auch  in  der  Lehre  von  der  Urheberschaft  und  der  Theilnahme  bei 
Verbrechen  bildet  die  Einführung  der  Schwurgerichte  einen  Wendepunkt; 
früher  war,  sowie  noch  jetzt  in  Ländern  ohne  solche  Gerichte  * ),  die  Bestrafung 
der  verschiedenen  Arten  der  Theilnehmer  verschieden , namentlich  die  Be- 
handlung der  Geholfen  im  Verhällniss  zu  den  Urhebern  milder:  seitdem 
findet  man  fast  durchgehends  Gleichstellung  beider  (Preussisches  Strafge- 
setzbuch §.  34.  35). 

E.  Es  finden  sich  in  allen  neueren  Strafgesetzbüchern  Bestimmungen 
über  die  Zurechnungsfähigkeit,  die  jedoch  in  allen  als  die  unbefriedigendste 
Lehre  angesehen  werden  muss;  im  Allgemeinen  wird  sie  aui  eine  doppelte 
Weise  behandelt;  in  einigen  Gesetzbüchern  wird  eine  allgemeine  principielle 
Verfügung  an  die  Spitze  gestellt  — deren  Anwendung  dem  Richter  an- 
heimgestellt  oder  durch  Hervorhebung  einzelner  Beispiele  zu  erleichtern  ver- 
sucht 1 2 3 4 5 6 7).  In  andern  dagegen  fehlt  ein  solches  Princip  ganz  und  der  Gesetz- 
geber führt  die  hauptsächlichsten  Fälle  auf,  unter  deren  Voraussetzung  die 
Zurechnung  nicht  angenommen  werden  soll  *).  Mit  der  ganzen  Lehre 
wird  dann  gewöhnlich  die  von  den  Strafschärfungs  - und  Slrafmilderungs- 
gründen  in  Verbindung  gebracht;  dabei  unterscheidet  man  aber  zwischen 
Schärflings-  und  Milderungsgründen  im  engem  Sinn  und  Slraferhöhungs-  und 
Minderungsgründen.  Die  ersten  berechtigen  respeclive  verpflichten  den 
Richter  selbst  über  das  gesetzliehe  Maximum  hinaus  oder  unter  das  Mi- 
nimum herab  zu  gehen;  die  letzteren  dagegen  bilden  bios  den  Anhaltspunkt: 
innerhalb  des  gesetzlichen  Strafrahmens  die  betreffende  Strafe  dem  jedes- 
mal abzuurtheilenden  Falle  gemäss  zu  bestimmen  *).  Zu  den  Strafschär- 
fungsgründen gehört  der  Rückfall  •),  zu  den  Strnlinilderungsgründen  un- 
verdient erlittene  Untersuchungshaft,  verminderte  Zurechnungsfähigkeit  ') 


1)  Preussisches  Strafgesetzbuch  V 31.  32. 

2)  Z.  B.  nach  dem  thüringischen  Gesetzbuch  v.  1850,  Art.  31—37.  Sehr  ausführ- 
lich sind  die  Bestimmungen  der  Strafgesetzbücher  v.  Sachsen  Art.  33—41.  Han- 
nover Art.  52 — 76.  Braunschweig  $.  4 t — 54.  Baden  $.  119 — 147. 

3)  So  das  hannoversche  Strafgesetzbuch  Art.  82  — 85,  das  grossherzogl.  hessische 
Art.  37  — 39,  das  Imdisctie  §.  71 — 80. 

4)  So  im  konigl.  sächsischen  Gesetzbuch  Art.  66  — 69,  im  braunschweigischen 
§.  30 — 34,  im  würtlcmbergischen  Art.  93 — 106,  im  thüringischen  Art.  61-67, 
im  prcussischen  $.  40—44. 

5)  Thtlring.  Strafgesetzb.  Art.  14—43,  Braunschweig  $.  58. 

6)  Sächsisch.  SGB.  Art.  58. 

7)  Sächsisch.  SGB.  Art.  62— 641,  thüringisches  Art.  58— 60,  braunschweig.  $.60.61. 
hannover.  Art.  39  — 103.  badisches  $.  153.  158. 
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u.  s.  w.  Die  Straferhöhungs-  oder  Minderungsgriinde  sind  theils  objective 
llieils  suiijeelive,  jene  bestehen  im  Grade  der  Gefährlichkeit  der  verbreche- 
rischen Handlung,  diese  im  Grade  der  Gefährlichkeit  des  verbrecherischen 
Willens  1 2 3 4 5 6 ). 

F.  Die  Concurrenz  der  Verbrechen  wird  verschieden  behandelt,  je 
nachdem  es  sich  von  einer  idealen  oder  materiellen  Concurrenz  han- 
delt; unter  der  ersten,  auch  formale,  gleichzeitige  oder  einthätliche  Con- 
currenz  genannt,  versteht  man  den  Fall,  wenn  durch  ein  und  dieselbe 
Handlung  verschiedene  Verbrechen  begangen  worden,  unter  der  zweiten 
successiven  oder  mehr  thätlichcn,  den  wro  die  verschiedenen  Verbrechen 
durch  bestimmte  auf  einander  folgende  Handlungen  begangen  worden. 
Hinsichtlich  der  idealen  gilt  die  Regel:  poena  rnryor  absorbet  minorem  *); 
rücksichtlich  der  materiellen  die:  quot  delicta  tot  poenac;  so  lange  es 
nämlich  factisch  und  rechtlich  nicht  unmöglich  ist,  jede  der  Strafen  anzu- 
wenden *). 

G.  Die  Verjährung  ist  in  allen  Gesetzbüchern  *)  rücksichllich  der 
Untersuchung  anerkannt,  in  einigen  nach  dem  Vorgang  des  französischen 
findet  auch  eine  Verjährung  der  bereits  erkannten  Strafe,  wie  in  Sachsen, 
Württemberg,  Braunschweig,  Baden,  Thüringen  stall  *).  Doch  zeigt  sich  ein 
Unterschied  in  den  Gesetzbüchern  darin,  dass  in  einigen  die  mit  den  schwer- 
sten Strafen  verpönten  Verbrechen  unverjährbar  sind,  wie  die  mit  der  Todes- 
strafe und  lebenslänglichen  Freiheitsstrafe  bedrohten.  Die  Bestimmungen  der 
Verjährungszeit  sind  verschieden,  theils  nach  der  Grösse  der  anzuwenden- 
den Strafe,  theils  danach:  ob  eine  Verfolgung  des  Verbrechers  von  Amls- 
wegen  oder  nur  auf  angestellle  Klage  statt  hat.  Die  Verjährungszeilräume 
sind  30,  20,  15,  10,  5,  3,  2,  1 Jahre  und  selbst  drei  Monate!  Die  Ver- 
jährungsfristen der  erkannten  Strafen  sind  nach  dem  Vorgang  des  fran- 
zösischen Rechts  länger  als  die,  binnen  welchen  die  Untersuchung  eines 
begangenen  Verbrechens  vorgenommen  und  der  Schuldige  bestraft  wer- 
den kann  ®). 

1)  Das  königl.  sächsische  Ccsctzb.  Art.  42.  43,  thüringisches  Gesetzt!.  Art.  44 — 46, 
hannoversches  Art.  92-93,  hessisches  Art.  119 — 121,  badisches  §.  ISO  — 152. 

2)  Braunschweig.  Geselzb.  $ 55  - 57,  hannoversches  Art.  104 — 110,  hessisches 
Art.  104 — 119,  thOring.  Art.  50.  5t,  preussisches  J.  55. 

3)  Thüring.  Strafgesctzb.  Art.  57.  58.  Prcussisch.  G.-B.  J.  51—57. 

4)  So  z.  B.  das  würlletnbergischc  Gesetzb.  Art.  129 — 135,  das  thüringische  Gesctzb. 
Art.  71 — 76,  das  preussische  §.  45 — 50. 

5)  Nach  dem  preussischen  Gesctzb.  Art.  49  findet  gegen  rechtskräftig  erkannte  Strafe 
keine  Verjährung  statt. 

6)  In  Württemberg  z.  B.  ist  die  zur  Untersuchung  erforderliche  Verjährungszcit  bei 
Verbrechen,  die  mit  dein  Tode  oder  lebenslänglichem  Zuchthaus  bedroht  sind, 
20  Jahre , die  der  erkannten  Strafen  dieser  Art  25.  Württemb.  Strafgesetzbuch, 
Art.  130  und  131. 
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II.  In  dem  von  den  einzelnen  Verbrechen  und  deren  Bestrafung  han- 
delnden zweiten  oder  besondern  Theile  der  deutschen  Strafgesetzbücher 
werden  dieselben  gewöhnlich  auf  Hnuptnrlen  zurückgeführt , zuweilen  in 
ein  System  gebracht,  zuweilen  aber  nur  in  einer  für  geeignet  gehaltenen 
Ordnung  aufgeführl.  Es  gicbt  Strafgesetzbücher,  welche  nur  von  den 
eigentlichen  Verbrechen  handeln,  während  für  die  s.  g.  Polizeivergehen  ein 
eignes  Gesetzbuch  sanclionirl  ist,  z.  B.  in  Württemberg,  andere  bandeln 
von  beiden. 

Besonders  hervorzuheben  ist  das  dem  Code  penal  v.  1810  nachgebil- 
dete System  des  preussis'hen  Strafgesetzbuches1),  wornach  drei  Haupt- 
klassen strafbarer  Handlungen  unterschieden  werden,  nämlich  die  mit  den 
höchsten  d.  h.  mit  der  Todes-,  der  Zuchthaus-  oder  der  Einschliessungsslrufe 
von  mehr  als  fünf  Jahren  belegten  und  von  den  Schwurgerichten  abztt- 
nrtheilenden  Verbrechen,  die  mit  Einschliessung  bis  zu  fünf  Jahren  oder 
Gelüngniss  von  mehr  als  sechs  Wochen  oder  mit  einer  Geldbusse  von 
50  Thnler  verpönten  von  den  Kreisgerichten  abzuurthcilenden  Vergehen, 
und  die  am  geringsten  durch  die  Polizeigerichle  zu  ahndenden  Ueber- 
Iretungen.  Die  einzelnen  Verbrechen  und  Vergehen  werden  im  zweiten 
Theil  des  Gesetzbuches  §.  61 — 331  nebeneinander,  die  Ueberlretungen  in 
einem  dritten  Theile  Art.  332  — 349  besonders  behandelt.  Eine  übliche 
Classification  2)  der  unter  die  Strafgesetzgebung  fallenden  unerlaubten 
Handlungen  ist  die  in  öffentliche  oder  Staats-  und  in  Privalverbrechen  und 
Vergehen  und  in  Vergehungen  wider  die  Pflichten  des  öffentlichen  Dienstes. 
In  die  erste  Klasse  fallen  der  Hoch-  und  der  Landesverrat!!  und  andere 
staatgsefährliche  Handlungen,  Majestätsbeleidigung,  Handlungen  gegen  das 
obrigkeitliche  Ansehen,  Friedensstörungen,  Selbsthülfe  und  der  Zweikampf 
und  Handlungen  wider  öffentliche  Treu  und  Glauben  z.  B.  Münzverlülschung. 
In  die  zweite  die  gegen  das  Leben  einer  Person  gerichteten  Handlungen, 
Körperverletzungen,  Handlungen  wider  die  Freiheit,  Angriffe  auf  Ehre,  auch 
wohl  auf  die  Sittlichkeit;  ferner  die  verschiedenen  gegen  das  Vermögen 
anderer  gerichteten  Verbrechen  und  Vergehen.  In  die  dritte  gehören  die 
allgemeinen  und  besondern  Dienstverletzungen  der  Staats-,  Kirchen-  und 
Schuldiener. 

Ueber  den  materiellen  Werth  und  die  formelle  Vollkommenheit  der 


1)  Preusslsches  Strafgesetzbuch  §■  1. 

2)  Diese  Classification  ist  die  de»  wiirltcmbcrgischcn  Strafgesetzbuches  Art  134  folg. 
235  folg.  399  — 482.  Die  des  hannoverschen  und  des  braunschweigischen.  In 
materieller  ßezichung  stimmt  damit  überein  das  grossherz.  hessische  Strafgesetz- 
buch von  1841.  Nur  annähernd  dieser  Classification  sind  die  des  thüringischen 
und  weniger  noch  des  preussischen  Gesetzbuches,  vielfach  abweichend  das  königl. 
sächsische  v.  1839.  Das  badische  beginnt  mit  den  Privatverbrechen  und  Privat- 
vergehen , geht  dann  zu  den  beiden  andern  Hauptarten  über. 
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siimmllichen  deutschen  Strafgesetzbücher  haben  sich  die  deutschen  Crimi- 
nalistcn  in  den  verschiedensten  Richtungen  ausgesprochen,  und  so  oft  sich 
dazu  Veranlassung  bol,  es  an  Tadel  oder  Kritiken  nicht  fehlen  lassen  1 ). 


IV.  Capilel. 

Das  Pracessrerht. 

Beleuchtung  der  allgemeinen  Grundlagen  des  Processrecht es. 

191.  Das  Processrecht  ist  der  Inbegriff  der  Normen,  welche  sich  auf 
die  s.  g.  Rechtspflege  beziehen  d.  h.  auf  die  Thüligkeil  der  öffentlichen 
Behörden , deren  Amt  es  ist,  vor  sie  gebrachte  Rechtssachen  zu  entschei- 
den und  ihre  Entscheidungen  zum  Vollzug  zu  bringen.  Diese  Behörden 
sind  die  Gerichte,  welche  in  der  Ausübung  ihrer  Amlslhäligkcil  ein  recht- 
lich, häufig  gesetzlich,  festgesetztes  Verfahren  einzuhalten  haben.  Der 
das  Processrecht  begreifende  Zweig  der  Rechtswissenschaft  zerfallt  in  zwei 
Hauptthcilc,  in  die  Lehre  von  der  Gerichtsverfassung,  also  die  von 
der  Constitution  und  Organisation  der  Gerichte,  und  in  die  vom  gericht- 
lichen Verfahren. 

A.  Ohne  eine  staatsrechtliche  Feststellung  und  Organisation  der  rich- 
terlichen Gewalt  ist  keine  befriedigende  Rechtspflege  denkbar;  deshalb 
bestimmen  sehr  oft  schon  die  Staatsgrundgesetze  die  Grundlagen  und  den 
Character  der  Gerichtsverfassung  eines  Landes,  welche  aber  durch  eigne 
Gesetze  ausgeführt  und  geordnet  wird. 

n)  Es  ist  vor  allem  grundgesetzlich  fcstzustellen , wem  überhaupt  die 
Gerichtsbarkeit  (jurlsdictio ) zusiehe  d.  h.  vor  welche  Behörden  als 
die  regelmässigen  (oder  auch  als  Ausnahms-)  Gerichte  eine  Rechtssache 
zu  bringen  ist?  ob  diese  Gerichte  durch  Einzelrichter  oder  durch  Richler- 
collegien  gebildet  werden  ? von  wem  und  aus  welcher  Klasse  von  Personen 
die  mit  dem  Richlcraml  zu  Bekleidenden  zu  ernennen  sind?  und  worin  über- 
haupt ihre  Thütigkeit  besieht? 

b)  Die  territoriale  Ausdehnung  der  Staaten  führt  zur  Errichtung  einer 
grösseren  oder  kleineren  Anzahl  von  Gerichten  und  das  Bedürfniss  einer 


1)  Zu  vergleichen  sind  besonders  M i t tcr  m si  er  ’s  schon  angeführte  kritischen  Be- 
urtheilungen  der  deutschen  Strafgesetzbücher  itn  neuen  Archiv  des  Criminalrechls 
und  in  seinem  Buche : Die  Strafgesetzgebung  in  ihrer  Fortbildung.  Zwei  Beitrüge 
fbll — 43.  Zu  den  neusten  Kritiken  gehören  die  v.  Röstlin  in  der  Zeitschrift 
Germania  v.  1851,  S.  573  und  ein  Aufsatz  von  Do  11  mann  über  die  neuste 
Codi  Ovation  des  Strafrechts  in  der  von  Arndts,  Bluntschli  und  Pözl  heraus- 
gegebenen kritischen  Ueberschau  der  deutschen  Gesetzgebung  und  Rcchtswisscn- 
schaft  von  1853.  I.  Bd.  S.  150  folg. 
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gründlichen  Rechtspflege  zur  Einsetzung  höherer  Gerichte,  von  welchen  der, 
der  durch  einen  ersten  Urlheilspruch  sich  in  seinem  Rechte  für  verletzt 
hüll , eine  nochmalige  Prüfung  der  Sache  verlangen  kann.  Jede  Process- 
ggsetzgebung  enthält  demnach  Bestimmungen  über  die  Coordination 
und  die  Subordination  der  Gerichte,  also  auch  über  die  Compelenz 
oder  Zuständigkeit  und  den  Instanzenzug  der  Gerichte.  Die  Grundsätze 
hierüber  bilden  die  Lehre  vom  s.  g.  Gerichtsstände  (forum)  und  spre- 
chen auch  aus : vor  welchem  mehrerer  coordinirter  Gerichte  ein  Rechts- 
streit anhängig  gemacht  werden  müsse  oder  könne,  als:  dem  des  Wohn- 
orts des  vor  Gericht  zu  Stellenden  (forum  domiclii ) oder  dem  der  bele- 
genen  Sache  (forum  rei  sitae)  oder  der  Handlung,  wodurch  das  streitige  Rechls- 
vcrhällniss  begründet  wurde,  es  bestehe  diese  in  einem  Vertrage  oder 
vertragsähnliciien  Acte  (forum  contructvs)  oder  in  einer  verübten  Rechts- 
verletzung (forum  delicti  commissi),  so  wie  (wo  solche  bestehen)  welche 
Personen  einen  s.  g.  privilegirlen  Gerichtsstand  haben,  und  endlich,  welche 
Gerichte  compctcnt  seien,  Berufungen  von  den  Entscheidungen  des  Gerichts 
erster  Instanz  anzunehmen. 

c)  Endlich  hängt  mit  der  Gerichtsverfassung  die  Zulassung  und  die 
Feststellung  der  Rechte  und  Pflichten  rechtsgelehrler  Stellvertreter  der 
streitenden  Parteien  zusammen,  dieselben  mögen  eigentliche  Mandatare  der 
letzten  zur  Führung  des  ganzen  Processes  — Procuratoren  oder  Anwälte 
sein,  oder  die  ganze  Sache  als  rechtsgelehrle  Kunstverständige  leitende 
und  beleuchtende  Advocnlen  oder  Rechlsconsulenlen,  oder  beides  zugleich. 

B.  Was  das  Gerichtsverfahren  ( modus  procedendi  oder  ordo 
iudiciorum ) belrifR,  das  festselzl:  welche  gerichtliche  Handlungen  Vorkom- 
men können,  in  welcher  Weise,  Ordnung,  oft  in  welchen  Zeitfristen  die- 
selben vorzunehmen,  welche  Formen  dabei  zu  beobachten  sind,  und  welche 
Wirkungen  deren  Vornahme  oder  Unterlassung  nach  sich  ziehe  ? so  tritt 
ein  wesentlicher  Unterschied  ein,  je  nachdem  der  Rechtsstreit  ein  bürger- 
licher ( privalrechllicher)  oder  ein  Criminalfall  ist;  daher  das  gesaminte 
Processrecht  in  den  s.  g.  Civil  - und  Slrafprocess  d.  h.  die  Lehre  vom 
Verfahren  in  Civil-  und  in  Criminalsachen  zerfällt. 

192.  Die  Bestrafung  der  Verbrechen  gehl  von  der  Staatsgewalt  aus, 
soll  aber  nur  dann  eintreten,  wenn  die  des  Verbrechens  bezüchliglen  Per- 
sonen für  schuldig  erkannt  sind.  Diess  zu  ermitteln  und  im  Namen  des 
Staates  die  Strafe  über  den  für  schuldig  Erkannten  zu  verhängen  und  voll- 
ziehen zu  lassen,  ist  Sache  der  Strafgerichte,  sie  mögen  eigens  zu  diesem 
Behufc  eingesetzte  Behörden  oder  solche  sein,  welchen  auch  die  Civilgc- 
richlsbarkeit  zusteht').  Der  Gang  jedes  Strafverfahrens1 2)  ist  immer  der. 


1)  Zu  vergl.  vor  allen  Mi  1 1 e r inaie  r,  das  deutsche  Strafverfahren  llThl.4.  Aufl. 
Heidelberg  1843/40,  und  zwar  zunächst  Bd  I.  $■  1—3.  11.  25.  30  37. 

2)  Mittcrmaier,  g.  60  folg. 
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dass  zuerst  untersucht  und  festgeslellt  werden  muss:  ob  ein  angeb- 
liches Verbrechen  wirklich  begangen  sei  und  wer  sich  dessen  schuldig 
gemacht  habe;  dass,  wenn  dieses  feslslcht,  entschieden  werde,  welche 
Strafe  den  Schuldigen  treffe,  und  dass  darauf  die  erkannte  Strafe  vollzo- 
gen werde. 

A.  Jeder  Strafprocess  beginnt  daher  mit  der  Untersuchung,  die 
oft  einem  zu  Amtshandlungen  dieser  Art  besonders  angestellten  Unter- 
suchungsrichter anverlraul  ist.  Er  ist  ermächtigt,  alle  gesetzlich  er- 
laubten Mittel  anzuwenden,  um  zur  Kennlniss  der  Wahrheit,  ob  der  Be- 
züchligtc  schuldig  oder  unschuldig  sei,  zu  gelangen  und  alle  ihm  zu  Ge- 
bote stehenden  Beweismittel  zu  diesem  Zwecke  aufzusuchen  und  anzuwen- 
den. Er  hat  die  im  gerichtlichen  Verhör  gegebenen  Aussagen  des  Bezüch- 
tiglen , insbesondere  dessen  Geständnisse  aufzuzeichnen,  durch  augenschein- 
liche Wahrnehmung  insbesondere  des  materiellen  Thalbestandes,  durch  Zeu- 
genaussagen, so  wie  durch  Urkunden  oder  die  Prüfung  der  Sache  durch 
Sachverständige  (z.  B,  Aerzle  oder  Wundärzte)  die  Realität  des  angeblich 
begangenen  Verbrechens  zu  erhärten  1 ),  und  überhaupt  das  Poetische  der 
ihm  zur  Untersuchung  übertragenen  Criminalsache  so  vollständig  wie  mög- 
lich zu  conslatircn,  damit  die  mit  der  Entscheidung  der  Frage,  ob  das 
einem  Angeschuldiglen  zur  Last  gelegte  Verbrechen  wirklich  von  ihm  be- 
gangen sei  oder  nicht,  beauftragte  Behörde  in  den  Stand  gesetzt  werde, 
ein  auf  ausreichende  Gründe  sich  stützendes  Unheil  zu  lallen. 

B.  Diese  Behörde  wird  (Polizei-  und  andere  geringere  Vergehen  ab- 
gerechnet) in'  der  Regel  von  andern  Personen  als  dem  oder  den  Untersu- 
chungsrichtern selbst  gebildet,  und  verfährt  entweder  so : dass  sie  lediglich 
auf  die  in  den  Übermächten  Acten  des  Untersuchungsrichters  enthaltenen 
Materialien  und  eine  Verteidigungsschrift  des  Angeschuldiglen  hin  ein 
Urtheil  fällt,  oder  dass,  indem  die  vom  Untersuchungsrichter  beendigte  In- 
struction ihr  nur  als  Voruntersuchung  dient,  von  ihr  die  Hauptuntersuchung 
vorgenommen  wird , also  der  Angeschuldigte,  die  Zeugen  und  Sachverstän- 
dige vorgeführt  und  vernommen,  alle  sonstigen  Beweismittel  vorgelegt,  dann 
die  Gründe  für  oder  gegen  die  Annahme  der  Schuld  des  ersten  von  ihr 
angehört  und  nach  vorgenommener  Discussion  einer  genauen  Prüfung  der 
Sache  und  der  Erwägung  aller  Umstände,  die  Frage:  ob  schuldig  oder 
nicht  schuldig,  beantwortet  werde.  Im  ersten  Falle  hat  das  Strafver- 
fahren den  Characler  der  Schriftlichkeit  und  in  der  Regel  auch  der 
Heimlichkeit;  im  letzten  den  der  Mündlich-  und  gewöhnlich  mit  der- 
selben verbundenen  Oelfentlichk  ei  t.  Die  mit  der  Lösung  der  genann- 
ten Frage  beauftragten  Personen  sind  entweder  von  der  Staatsgewalt  an- 
gesicllte  gelehrte  Richter  (welche  dann  auch  die  auszusprechende  Strafe 
bestimmen)  oder  aus  dem  Volk  gewählte  Geschworne,  nach  deren  be- 


1)  Mittcrmaicr,  86 — 1 10. 
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jahendem  Spruch  die  vom  Staale  beslelllen  Criminalrichter  erst  das  die 
Strafe  erlvennende  Urtheil  fällen. 

Auch  der  unter  der  Aufsicht  und  der  Leitung  eines  oder  mehrerer 
Mitglieder  des  Strafgerichts  vorzunehmende  Vollzug  ist  eignen  Beamten 
übertragen. 

C.  Nach  seinen  Grundformen  ist  das  Strafverfahren  entweder  A nk  I a ge- 
oder  U n ter  such  u n gsprocess  1 2 ).  Nach  der  ersten  wird  die  Sache  zwi- 
schen zwei  sich  einander  gegenüber  stehenden  Parteien,  dem  Ankläger  und 
dem  Angeklagten  verhandelt,  so  dass  erst  auf  erhobene  Anklage  einge- 
schrilten  und  bei  der  Entscheidung  der  Antrag  und  die  vorgenommene 
Beweisführung  des  ersten  zu  Grund  gelegt  wird.  Nach  der  zweiten  Form 
lässt  der  Staat  jede  auf  die  Verübung  von  Verbrechen  führende  Spur  durch 
eigne  Beamten  verfolgen  und  alle  Mittel  anwenden,  um  auszumitteln,  ob 
und  von  wem  ein  Verbrechen  verübt  sei?  Ba  diess  auch  geschieht,  wenn 
der  Staat  durch  einen  öffentlichen  Ankläger  ein  Verbrechen  verfolgt: 
so  hat  diese  Form  des  Anklageprocesses  einen  gemischten  Characler. 

Das  gegen  Jemanden  verhängte  Strafverfahren  ist  an  urtd  für  sich  schon 
ein  seine  Freiheit  beschränkendes  Uebel.  Dasselbe  wird  in  vielen  Fällen, 
namentlich  bei  heimlich  und  schlau  verübten  Verbrechen  gesteigert  durch 
Verhaftung  und  oft  längere  Einspemmg  des  Angeschiddigten,  durch  Haus- 
suchungen und  Beschlagnahme  seiner  Papiere  u.  s.  w„  früher  sogar  durch 
Verhängung  von  Ungehorsamsslrafen  und  die  Anwendung  schmerzhafter 
Zwangsmaassregeln  bis  zur  Tortur.  Es  ist  daher  eine  Hauptaufgabe  der 
Slrafprocessgesetzgebung,  das  Strafverfahren  so  zu  organisiren,  dass  einer- 
seits die  Entdeckung  der  Schuld  gesichert,  andererseits  aber  der  Unschul- 
dige gegen  leichtsinnige  oder  ungerechte  Eingriffe  in  seine  Freiheit  und 
gegen  Excesse  richterlicher  Bedrückung  oder  des  Amtseifers  geschützt  sei. 
Zwar  muss  jeder  Stantsangehörige  bereit  sein,  im  Interesse  des  allgemeinen 
Rechtsschutzes,  wenn  Gründe  vorliegen,  sich  eine  Untersuchung  gefallen 
zu  lassen , aber  ein  zugleich  gerechtes  und  zweckmässiges  Strafverfahren 
wird  nur  so  viel  Uebel  zulassen,  als  der  Zweck  des  Strafprocesses  durch- 
aus nölhig  macht*). 

Ungehört  und  unvertheidigt  darf  kein  vor  dem  Crindnalgerichl  stehen- 
der Angeschuldigler  verurtheill  werden.  Gegen  den  Flüchtigen  kann  in  den 
gesetzlich  bestimmten  Fällen  dagegen  aus  hinlänglichen  Gründen  eine  s.  g. 
Conlumacinlverurtheilung  stattfinden.  Stellt  sich  der  auf  diese  Weise  Ver- 
urteilte (innerhalb  einer  zu  diesem  Behufe  gestatteten  F'risl)  freiwillig  vor 
Gericht  oder  wird  ergriffen,  so  zerfällt  das  Contumacialurtheil  und  es  wird 
nach  Beendigung  eines  conlradictorischen  Verfahrens  ein  neues  gefällt3). 


1)  M i Her  Ina  ier  , $.  12. 

2)  M i II erm  tri  er,  $.  25. 

3)  Mittermnicr,  II.  §.  210 — 212. 


31 


Digitized  by  Google 


532 


193.  Der  bürgerliche  Process1)  ist  seinem  Zweck  und  Princip 
und  dem  Characler  des  Verfahrens  nach  wesentlicli  vom  Strafprocesse 
verschieden.  Während  es  sich  im  letzten  von  dem  Aufsuchen  der  mate- 
riellen Wahrheit  und  einer  ihr  gemässen  Entscheidung  handelt,  und  dem 
Gerichte  zu  diesem  Behufe  nach  seinem  Ermessen  unter  Beobachtung  des 
gesetzlich  Möglichen  und  der  feststehenden  Formen  jede  Thätigkeit  erlaubt 
ist:  ist  der  Civilrichter  nie  ex  officio,  sondern  nur  auf  Verlangen  der  Be- 
iheiligten thälig,  und  hat  nur  darüber  zu  entscheiden,  auf  welcher  Seite 
der  streitenden  Parteien  ihrem  gegenseitigen  Vorbringen  gemäss 
das  Bccht  sich  findet.  Da  im  Civilprocess  über  Privatrechte  gestritten 
wird,  über  welche  der  Berechtigte  in  der  Regel  nach  seiner  Willkühr  ver- 
fügt, so  muss  es  jedem  freistehen,  so  viel  von  seinem  Rechte  gellend  zu 
machen,  als  ihm  beliebt*),  und  diese  Freiheit  darf  durch  ein  Eingreifen 
des  Richters  nicht  gestört  werden.  Nach  dem  alten  Reclitssprichwort : 
„Jura  vigilanlibus  sunt  scripta“  ist  es  gleichfalls  Sache  der  Streitenden, 
für  die  Verfolgung  oder  Verthcidigung  des  von  ihnen  angesprochenen  Rechts 
durch  die  Anwendung  der  gehörigen  Mittel  besorgt  zu  sein.  Demgemäss 
bildet  das  in  den  Erklärungen  der  Parteien  enthaltene  Material  die  Grund- 
lage der  Entscheidung  des  Civilrichters,  wobei  ihm  jedoch  frei  stehen  muss, 
zur  Aufhellung  obwaltender  Dunkelheiten  in  denselben  die  ihm  hiezu  geeig- 
net erscheinenden  Anordnungen  zu  treffen  und  gerichtliche  Acte  vorzuneh- 
men. Man  nennt  das  eben  bezeichnetc  Princip  des  Verfahrens  die  Ver- 
handlungsmaximc3)  und  setzt  sie  der  im  • Criminalprocoss  üblichen 
Un  te  rsuc  h ung  s maximc  entgegen,  welche  indessen  die  Gesetzgebung 
in  einigen  Ländern,  jedoch  nicht  durchgreifend,  auf  den  Civilprocess  zu  über- 
tragen versucht  hat4). 

I.  Das  Endergebnis  eines  im  Folge  eines  Verfahrens  der  ersten  Art 
gelallten  Urlheils  setzt  daher  rechtskräftig  (als  res  judicata)  fest : welches  das 
den  Parteierklärungen  und  Handlungen  gemässe  formale  Recht  sei,  und 

-gilt  für  das  unter  den  Parteien  begründete  Recht,  sollte  es  auch  dann  mit 
dem  durch  das  wirklich  bestehende  Rechtsverhältnis  der  Parteien  begründe- 
ten materiellen  Recht  im  Widerspruch  sein.*) 

II.  Das  Endergebniss  ist  immer  der  Schluss  einer  Anzahl  Thätigkeits- 
aklc  theils  der  Parteien,  thcils  des  durch  Dekret  und  Zwischenurtheil 
den  Prozess  leitenden  und  durch  ein  Endurtheil  ihn  beendigenden  Richters. 
Diese  Akte  können  entweder  in  mündlich  gegebenen  Erklärungen  der  vor 

t)  Hefftcr,  System  des  römischen  und  deutschen  Proccsses.  2.  Aull.  Bonn  1848. 
S-  1—4.  31-36. 

2)  Damit  hängt  auch  derSalz  zusammen  r Judiciu  cantrnhitur. Ilefftcr,  $.  19. 

3)  Nach  Gönner,  Handbuch  I.  Nr.  VIII. 

4)  Iliess  geschah  in  Preussen  1781. 

5t  Daher  der  llcchlssatz:  „Res  judicata  pro  veritate  hahetai“,  freilich  nur  inter 
partes  ! 
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Gericht  erschienenen  Parteien  oder  ihrer  Sachwalter  bestehen,  zu  welchen 
die  richterlichen  Beschlüsse  hinzukommen;  oder  sie  können  schriftliche 
Eingaben  sein,  in  welchen  die  Streitenden  ihre  Ansprüche,  Einwendungen 
Gegenansprüche  u.  s.  w.  so  genau  wie  möglich  foimulirl  niedergelcgl  haben, 
so  dass  der  Richter  sich  an  dieselben  und  daher  nur  an  die  Prozess- 
akten *)  zu  halten  hat.  Man  unterscheidet  daher  auch  im  Civil  verfahren 
das  Prinzip  der  Mündlichkeit  und  der  Schriftlichkeit;  mit  dem  letz- 
ten ist  nalurgemäss  die  Heimlichkeit  verbunden1 2 3);  das  erste  eignet  sich 
zur  Oeffentlichkeit. 

III.  Uebrigens  erfordern  nicht  alle  bürgerlichen  Rechlsslreitigkeilen  das 
gleiche  Verfahren.  Das  die  Regel  bildende  nennt  man  das  ordentliche 
Verfahren  und  die  Doclrin  desselben  den  ordentlichen  Prozess;  jedes 
andere  das  ausserordentliche,  und  zwar,  in  wie  weil  ein  zur  Beschleuni- 
gung der  Sache  in  einer  oder  der  andern  Beziehung  abgekürztes  Verfah- 
ren stall  hat,  das  summarische;  so  dass  dem  ordentlichen  Prozess  die 
Lehre  von  den  summarischen  Prozessen  entgegen  gesetzt  wird. 

IV.  Das  Verfahren  im  ordentlichen  Prozesse  * ) zerfallt  der  Natur  der 
Sache  nach  in  folgende  Hauptacle:  die  Feststellung  oder  Instruction  des 
vor  das  Gericht  gebrachten  Rechtsstreites:  die  Erhärtung  der  von  den  Par- 
teien behaupteten  Thalsachcn,  nöthigenfalls  durch  eine  besondere  Beweis- 
führung, die  Aburlheilung  d.  h.  Prüfung  des  ganzen  Streites  durch  das  Ge- 
richt und  die  Fällung  des  Urtheils,  und  wenn  der  Verurtheille  die  rich- 
terliche Sentenz  nicht  freiwillig  vollzieht,  die  gerichtliche  Exekution.  Der 
letzten  kann  der  Gebrauch  von  Rechtsmitteln  — Berufungen,  d.  h.  von  der 
Entscheidung  an  ein  anderes  z.  B.  höheres  Gericht  — vorhergehen. 

Die  processualischc  ßclheiligung  der  Parteien  (oder  ihrer  Anwälte) 
und  der  richtenden  Behörde  kann  auf  verschiedene  Weise  regulirl  sein; 
entweder  so:  dass 

a)  die  Instruction  des  Rechlslreiles  und  die  genaue  Fassung  der  in 
demselben  zu  entscheidenden  Fragen  von  dem  Beamten  vorgenommen  wer- 
den kann,  die  Beweislührung,  die  Prüfung  und  Fällung  des  Unheils  einem 
oder  mehreren  besonders  erwählten  oder  ernannten  Personen,  sic  seien 
Richter  (judiers)  oder  Geschworne  (recuperatores  jurati)  u.  s.  w.,  übertra- 
gen wird.  Diess  war  der  Hergang  bei  den  Judicia  ordinaria  der  Römer 
zur  Zeit  des  s.  g.  Formularprozesses. 

b)  Oder  die  Instruction  des  Prozesses  wird  durch  die  Anwälte  der 
Parteien  (in  Frankreich  die  Avoues)  unter  Vermittlung  des  Gerichts  bewerk- 
stelligt, das  Streitmalerial  dem  versammelten  Gerichte  vorgelegt  und  dann 

1)  Diese  Verpflichtung  des  Richters  wird  sehr  energisch  durch  das  Sprichwort  aus- 

gedriiekt : Hund  non  eit  in  nctii , non  eil  in  mundo. 

2)  Das  schriftliche  Verfahren  schliesst  jedoch  eine  mündliche  Schlusspladirung  vor 
dem  Gerichte  nicht  aus. 

3)  Heffter,  $.  191. 
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die  Sache  durch  Ausführungen  (1‘tmdoyers)  der  Advokaten  vor  demselben  erör- 
tert, darauf  von  diesem  berathen  und  entschieden.  Diess  ist  das  ordentliche 
Verfahren  des  jetzigen  französischen  bürgerlichen  Prozesses1). 

c)  Aehnlich  ist  der  englische  Civilprozess,  in  welchem  die  In- 
struktion des  l’rocesses  unter  formeller  Leitung  des  Gerichts  durch  die 
Vertreter  der  Parteien  ( Attorneys  oder  Solicilors)  vor  sich  geht,  wel- 
che die  von  den  Advocalen  ( Cousulent» ) verfassten  Schriften  sich  gegen- 
seitig zustellen  lassen , die  Entscheidung  der  in  demselben  vorkommenden 
bestrittenen  Indischen  Fragen  aber  durch  Geschworne  dem  durch  den  Rich- 
ter zuftillenden  Uriheil  vorhergehl1). 

d)  Endlich  kann  das  Verfahren  so  geordnet  sein:  dass  der  Process 
durch  die  gemeinsame  Thätigkeil  der  Parteien  und  des  Richters  instruirt, 
wenn  die  Wahrheit  der  im  Streit  behaupteten  Thntsachen  aus  derselben 
sich  nicht  von  selbst  ergibt,  ein  Bewcisverfahrcn  ungeordnet  und  unter 
der  Leitung  des  Gerichts  zu  Ende  geführt,  hierauf  endlich  nach  allseiliger 
Prüfung  der  Sache  das  Endurtheil  von  diesem  gefällt  wird.  Diess  ist  die 
Verl'ahrungsweise  im  s.  g.  deutschen  gemeinen  Process.  Ein  all- 
gemeines jedem  Civilrichter  bei  der  ganzen  Leitung  eines  vor  ihm  anhän- 
gigen Rechtsstreites  als  Richtschnur  dienendes  Princip  ist  die  Vorschrill: 
keinen  Thcil  ungehürt  zu  verurtheilen  *),  es  sei  denn  dass  er  aus  Un- 
gehorsam gegen  den  richterlichen  Befehl  darauf  verzichtet,  gehört  zu  wer- 
den, wo  er,  wenigstens  auf  Verlangen  des  Gegners,  in  contumaciam  zu 
verurtheilen  ist. 

Gesell  ic  h lli  che  En  tw  ickl  u ng  des  deutschenProcessrechls1). 

194.  Das  deutsche  Processrecht  hat  im  Laufe  der  Jahrhunderte  durch 
den  Einfluss  des  canonischen  und  römischen  Rechts,  den  der  Schriftsteller 
und  endlich  in  Folge  der  Anwendung  rationeller  Principien  eine  so  grosse 
Umgestaltung  erlitten,  dass  von  den  ursprünglich  germanischen  Elementen 
desselben  nur  sehr  wenig  übrig  geblieben  ist. 


1)  Das  Wesen  desselben  schildert  unter  andern  in  Kflrze  Miller  mal  er  im  Archiv 
Dir  civil.  Praxis , B.  32  v.  1.  1849.  S.  413  folg. 

2)  S.  J.  Rüttimann,  der  englische  Ctvilproccss.  Leipz.  1851. 

3)  Daher  das  Sprichwort:  audiatur  et  altera  pan. 

4)  Zu  vgl.  die  Darstellungen  des  Gerichtswesens  der  Germanen  von  Rogge  1820, 
Maurer  und  vonBuchner  1824,  v.  Unger  1842,  so  wieEichhorns  deut- 
sche Staats-  und  Rechlsgesehichtc  in  den  anzuführenden  $$.,  ferner  v.  Savigny, 
Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelaller  I.,  Z ö p f 1 deutsche  Staats  - und 
Rcchtsgcschichte  III.  g.  125—127.  Heffler,  System  des  römisch-deutschen  Pro- 
cessrechts  §.  5—30  u.  335  folg.  Walter,  deutsche  Beehtsgeschichte  $-571  folg. 
M i I lernt ai er , der  gemeine  deutsche  bürgerliche  Process  etc.  B.  I.  Bonn  1838 
und  dessen  oben  öfter  angeführte  Arbeiten  Ober  die  Fortschritte  der  Procestge- 
setzgebung  im  Archiv  f.  civilistische  Praxis. 
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I.  Bis  zur  Einwirkung  des  canonischen  und  römischen  Rechts  ent- 
wickelte sich  das  Gerichtswesen  der  Germanen  aus  seinen  Urgrundlagen 
bei  allen  germanischen  Völkern  auf  dieselbe  Weise. 

A.  Man  hatte  von  der  ältesten  Zeit  an  eine  öffentliche  und  eine 
privatrechtliche  Gerichtsbarkeit  zu  unterscheiden.  Die  letzte  stand  dem 
Grundherrn  Ober  seine  Leibeignen  und  Hörigen,  später  über  alle  anderen  ihm 
pfleghaft  gewordenen  Hintersassen  zu,  und  wurde  entweder  von  ihm  selbst 
oder,  was  häufiger  der  Fall  war,  von  einem  Hofdienstniann,  dem  Vitücus, 
Mqjor,  Schultetvs  u.  s.  w.  geübt.  Die  erste  stand  dem  die  Freien  richtenden 
Gerichte  zu.  Diess  war  ursprünglich  das  vom  Princeps  präsidirle, 
in  der  Gauversammlung  selbst  gebildete,  zur  Zeit  der  Merovingi- 
schen  Könige  bei  den  Franken  das  vom  Grafen  und  einer  Anzahl  für  die  Ab- 
urlheilung  einer  Sache  gewählten  Rachinburgii,  seil  Carl  dem  Grossen  das 
vom  Grafen  oder  dem  Centenarius  gehegte  und  durch  eine  Zahl  lebenslänglich 
zu  Richtern  bestellter  Scabini  (später  Schöffen,  Schöppen,  flandrisch  Schep- 
penen,  fhinzös.  Echevins  genannt)  gebildete  Volks  oder  Gaugericht, 
welches  in  einem  Immunitätsgebiet  durch  den  Immnnitätsherrn  oder  seinen 
Stellvertreter  gehalten  wurde.  Die  Streitigkeiten  der  Grossen  des  Reichs 
schlichtete  der  König  entweder  auf  dem  Reichs  - oder  auf  einem  Hoftage, 
(Curia),  in  Verhinderungsfällen  oder  aus  Auftrag  auch  der  Pfalzgraf.  Die 
sie  umgebenden  Magnaten  waren  die  Urtheilsflnder.  Auf  ihren  Rundreisen 
hielten  auch  die  Missi  dnminici  Gerichtstage.  Als  das  Lehenswesen  sieh 
ausbildele,  wurden  die  Lehensstreitigkeiten  vor  den  durch  den  Lehcnsherm 
oder  seinen  Beamten  präsidirten  und  durch  die  Para  Curiae  besetzten 
Lehnhof  gebracht;  kirchliche  Rechtssachen  gehörten  vor  das  geistliche  Ge- 
richt des  Bischofs  oder  des  Archidiaconus. 

Diese  Gerichtsverfassung  bestand  noch  wesentlich  unverändert,  obwohl 
weiter  ausgebildel,  im  dreizehnten  Jahrhundert,  war  aber  in  Deutschland 
in  Folge  der  sich  entwickelnden  Landesherrlichkeit  der  Fürsten  ziemlich 
verwickelt.  Es  gab,  was  die  Sachen  betrifft,  geistliche,  Lehn-  und 
die  sonstigen  Gerichte,  nämlich  die  aus  den  Gaugerichten  hervorgegange- 
nen zum  Theil  durch  die  Landcsherm  gebildeten  La n d -,  die  Stadt-  und  die 
Dorfgerichte;  dann  niedere  und  auch  zur  Annahme  von  Berufungen  von 
jenen  eingesetzte  höhere  Gerichte.  Uebcr  allen  stand  das  Gericht  des  Kai- 
sers, das  anfangs  ein  mit  ihm  wanderndes  war,  so  dass  in  jeder  vom 
Kaiser  abgehobenen  Curia  auch  Rechtssachen  entschieden  wurden.  Im 
Jahr  1235  setzte  Friedrich  11.  einige  ständige  Gerichte  ein,  z.  B.  eines 
in  Rollwiel;  auch  richteten  die  Pfalz-  und  die  kaiserlichen  Burggrafen, 
so  wie  die  Rcichsvögle  und  Reichsschultheissen  im  Namen  des  Kaisers. 
Die  Gerichtsbarkeit  der  Grundherrn  bildete  sich  nllmühlig  als  die  s.  g.  Pa- 
trimonialgerichtsbarkeit aus. 

B.  Das  Princip  des  germanischen  Gerichtsverfahrens  war  Mündlich- 
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keil  und  Ocffenllichkeil  *).  Das  Wesen  desselben  besland  darin,  dass  das 
Gericht  (Thing  oder  Ding)  von  einem  Beamten  (Grafen,  Cenlenariits ),  einem 
Kirchenvogt  u.  s.  w.,  oder  einem  Stellvertreter  ( ministerialis ) derselben,  spä- 
ter Vogt,  Schullhciss  oder  schlechthin  Amtmann  u.  s.  \v.  genannt,  gehegt, 
das  Urtheil  aber  von  s.  g.  Urlheilsfindern,  häufig  wie  bei  den  Kranken  und 
Sachsen  von  Schöffen,  sonst  auch  Rathmannen  genannt,  in  den  Lclmhö- 
len  von  den  das  Gericht  bildenden  Vasallen  gctällt,  dann  aber  vom  Vor- 
sitzenden Beamten  vollzogen  wurde1).  Die  Ordnung  überwacht  der  Frohn- 
botc  1 3 ).  Die  Parteien  waren  von  Fürsprechern  assistirt  4 5 * 7 ).  Das  Strafver- 
fahren war  Anklageproccss  *).  Die  Beweismittel  sowohl  in  Criminal-  als  in 
Civilsachen  waren,  wenn  nicht  blos  Zeugen  und  Urkunden  (über  deren  Aecht- 
hcil  die  Integrität  des  angelüinglen  Siegels  entscheidend  war) : der  gericht- 
liche Zweikampf  oder  andere  Gottesuriheile  ( ordalia ),  als  das  der  Feuer- 
oder Wasser-,  der  Kreuzesprobe,  des  geweihten  Bissens  u.  a.,  zu  deren 
Bestehen  der  sich  ihnen  Unterziehende  durch  fromme  Uebungen,  durch 
einen  Geistlichen  vorbereitet  wurde ; endlich  Eide,  insbesondere  der  Reinigungs- 
eid, welche  oll  die  Eide  einer  gesetzlich  bestimmten  Anzahl  von  Mitschwö- 
renden ( Corguralores ) verstärken  mussten*). 

II.  Sehr  verschieden  hievon  war  die  Organisation  der  geistlichen  Ge- 
richte und  das  Verfahren  vor  denselben.  Es  wurde  gehalten  theils  vom 
Bischof  der  Diöcese  theils  vom  Archidiuconus , oder  Stellvertretern  dersel- 
ben, als  dem  l'icarius  generalis  des  ersten  oder  einem  judex  delegatus,  der 
bald  den  allgemeinen  Titel  eines  Of/icialis  führte.  Das  Princip  des  Verfah- 
rens war  das  der  Schriftlichkeit  und  Heimlichkeit.  In  Criimnalsachcn  ver- 
drängte allmählig,  besonders  nach  dem  vierten  lalcranensischen  Concil  von 
J.  1215  der  Inquisitions-  den  Anklugeprocess 1 ).  Die  aus  der  Römerzeil 
noch  herstammende  Kenn  miss  des  römischen  Gerichtsverfahrens,  wie  es 
zuletzt  bestand,  bewirkte,  dass  die  geistlichen  Richter  im  Wesentlichen 
nach  jener  Weise  verfuhren,  und  dass  alsbald  nach  der  Restauration  des 
Studiums  des  römischen  Rechts,  das  kirchliche  Processrecht  eine  gelehrte 
Grundlage  und  (besonders  durch  die  pübslliehen  Decrelalen  und  die  Schrifl- 


1)  l>ic  anfänglich  im  Freien  befindliche  voll  vier  Kinken  und  Schrannen  umgebene 
CerichUställe  liieaa  bei  den  Franken  ilallus  oft  Mailing , flamändisch  »pater 
Viersckarm  oder  Viertckare.  S.  des  Verfassers  flandrische  Staats  - und  Keclils- 
geschichle  B.  III.  Abthl.  I.  $.  28. 

2)  Eichhorn,  S-  7t— 78.  385. 

3)  Eichhorn,  §.  381.  382. 

4)  Eichhorn,  $.  70.  382.  383—384. 

5)  Eichhorn,  jj.  78.  382. 

8)  Eichhorn,  S-  77—81.  208.  382. 

7)  Zu  vgl,  Bien  er,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Jnquisilioosprocesses.  Berlin  1827. 
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steiler)  schnell  eine  innere  Ausbildung  erhielt1).  Spüler  als  auch  das  rö- 
mische Recht  Eingang  fand,  wurde  das  Verfahren  der  geistlichen  Gerichte 
von  den  weltlichen  naehgeahnt  und  dadurch  die  Umgestaltung  des  germa- 
nischen Processes  vorbereitet. 

III.  Sie  machte  schon  grosse  Fortschritte  im  vierzehnten  und  fünf- 
zehnten Jahrhundert,  reihe  aber  vor  allem  durch  das  bei  dem  14! 5 ein- 
gesetzten Reichskammergericht  zum  Theil  durch  dessen  Gerichtsordnungen 
eingeführle  Verfahren  seiner  Vollendung  entgegen.  Sic  war  das  Werk  2) 
der  im  römischen  Rechte  und  dessen  in  Italien  durch  die  dortigen  Processua- 
lislcn  schon  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  eingeführlen  Praxis  bewan- 
derten gelehrten  Beisitzer  der  Gerichte  oder  juristisch  gebildeter  Acluare. 
Die  Gotlcsurtheile  verschwanden,  so  wie  vom  sechzehnten  Jahrhundert  an 
auch  der  gerichtliche  Zweikampf;  auch  der  Gebrauch  des  Eides  als  Be- 
weismittel wurde  beschränkt,  dagegen  die  durch  das  römische  Recht  aner- 
kannten dessen  Vorschriften  gemäss  angewandt.  Der  bürgerliche  Process 
begann  mit  der  Klagschrifl,  auf  welche  unter  Vermittlung  richterlicher  De- 
crete  die  litis  contestatio  nebst  Angabe  der  Exceplionen,  die  Replik,  Duplik 
u.  s.  w.  folgte;  dann  wo  es  nölhig  war,  eine  Bcweisinstnnz,  zuletzt  ein 
schriftlich  (oft  von  auswärtigen  Rechtsgelehrlen , an  welche  die  Acten  ver- 
schickt wurden)  eingeholtes  Urtheil,  wogegen  Rechtsmittel  zulässig  waren. 
Der  Strafprocess  bildete  den  Inquisitionsprocess  aus,  obgleich  die  Curulina 
noch  den  Accusationsprocess  als  das  regelmässige  Verfahren  sanclionirl 
hatte.  Das  deutsche  Processrechl  entwickelte  sich  genauer  in  einer  drei- 
fachen Gestaltung,  nämlich  in  der  des  an  den  Reichsgerichten  üblichen 
s.  g.  Reichsproccsses  und  der  Reichspraxis;  in  den  particulären  Formen 
des  auch  durch  viele  Processordnungen  3 4 5 ) regulirlen  Processrechls  der  ein- 
zelnen Länder,  unter  welchen  der  sächsische  Process  eine  grosse 
Bedeutung  erhielt  und  endlich  als  der  (schon  oben  angeführte)  auf  Reichs- 
gesetze, gemeines  Herkommen  und  unzweifelhafte  wissenschaftliche  Aus- 
beute sich  stützende  s.  g.  deutsche  gemeine  Ci v il process,  der, 
wie  schon  oben  gesagt  wurde,  seil  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts durch  eine  genauere  Feststellung  der  Begriffe  und  des  historisch 
geltend  Gewordenen  unter  Herbeiziehung  rationeller  Prineipien  von  der  Doc- 
trin  eine  feinere  Ausbildung  und  eine  reiche  Literatur  erhielt  '1).  Doch  er- 
langte der  s.  g.  gemeine  bürgerliche  Process  nach  und  nach  in  den  mei- 
sten Ländern  genauere  Bestimmungen  und  Modiücalionen,  z.  B.  in  Bayern  s) 


1)  Hcffter,  jj.  9.  B e t h m a n u- H o 1 1 w cg,  Lelirb.  den  Processes  I.  S 12.  Wal- 
ter, Kirchenreclil  $.  181.  185.  186. 

2)  Hcffter,  S 11-17.  Eichhorn,  §•  460—463  575  - 577. 

3)  Sir  sind  angegeben  bei  Hcffter  8.  14.  15  in  den  Noten. 

4)  H eff  ler,  S 23—30. 

5)  Miltcrmnier,  Beiträge  I.  S.  73  folg. 
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durch  den  Codex  juris  judiciarii  Bavarici  1153,  in  Oestreich  1181.  In 
Preussen  wurde  er  schon  1121  und  vollständig  1181  durch  die  s.  g.  prcus- 
sische  Inquisilionsmelhode  verdrängt,  die  aber  ein  regierungsvormundschaft- 
liches  Hinleiten  der  Parteien  zu  einer  vollständigen  Rcchlsausführung  ist, 
ohne  dass  alle  Freiheit  der  Parteien,  über  ihr  Privatrecht  im  Process  zu 
verfügen,  dadurch  aufgehoben  wird1 2 3 4 5).  Während  der  Verbindung  des  lin- 
ken Rheinufers  mit  Frankreich  wurde  dort  das  durch  den  Code  de  proce- 
dure  v.  J.  1806  regulirte  Processrecht  eingeführt  und  blieb  auch  nach  1814 
beslehen.  Das  Studium  desselben , sowie  der  grosse  Aufschwung  auch 
dieses  Zweiges  der  Rechtswissenschaft  und  das  practische  Bedürfniss  brachte 
in  die  Entwicklung  des  deutschen  Processrechts  eine  allgemeine  besonders 
seit  1848  sehr  kräftige  Reformbewegung,  welche  noch  nicht  zum  Abschluss 
gekommen  ist  *). 

Grundzüge  des  gemeinen  deutschen  Civilprocesses  ’). 

196.  Das  seinem  Wesen  nach  noch  immer  schriftliche  und  heimliche 
Verfahren  des  deutschen  bürgerlichen  Processcs  beruht  nicht  blos  auf  der 
Verhandlungs  -,  sondern  auch  auf  der  s.  g.  Evenlnnlmaxime.  Nach  der  er- 
sten darf  der  Richter  nicht  ex  o/ficio  handeln,  sondern  nur  auf  den  Grund 
der  von  ihm  gestatteten  Partei vorlräge  entscheiden.  Die  zweite  verlangt*), 
dass  einerseits  die  Parteien  alles,  was  sie  zur  Begründung  ihres  Rechts, 
zu  dessen  Vertheidigung  oder  zum  Beweise  ihrer  Behauptungen  anführen 
können,  und  daher  auch  das  in  Eventum  erst  maassgebende  auf  einmal 
Vorbringen  müssen,  andererseits  der  Richter  über  alle  zur  Entscheidung 
reife  Punkte  in  einem  und  demselben  Urtheil  zu  entscheiden  hat. 

1.  Der  ord  entliehe  Process 

A.  beginnt  mit  dem  s.  g.  ersten  Verfahren*)  und  wird  durch 
die  Einreichung  der  Klagschrift  ( libelhts  actionis)  eröffnet;  hierauf  folgt  ein 


1)  Heffter»  Werk  S.  29. 

2)  Eichhorn,  §.  619.  Miltermaicr,*.  a.  0.  bn  J.  1843  bemerkte  in  die- 
ser Beziehung  Ileffter:  Allenthalben  beurkundet  die  Lebendigkeit  der  Gesetz- 
gebung das  hohe  Interesse  des  Processrechts.  Die  politische  Richtung  der  Zeit 
sucht  auch  hierin  eine  Befriedigung,  11  brr  sch  Sir  I aber  freilich  manches  und  sucht 
Nebensachen  zur  Hauptsache  zu  machen.  Per  Förderung  der  neusten  Richtung 
des  Processrechts  ist  vor  allen  die  von  dem  1853  f Lud.  v.  Jagemann  redi- 
girtc  1849  gegründete  Zeitschrift : der  Gerichtssaal  gewidmet.  Die  neusten 
Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Civilprocessgesetzgebung  und  die  Grundrich- 
tung derselben  beleuchtet  Mittermaicr  im  Archiv  f.  civil. Praxis  B.32.  S.  262. 
40t.  B.  33.  S.  119.  267.  B.  34.  S.  120.  B.  35.  S.  112.  465. 

3)  Zu  vergleichen  sind  die  Lehrbücher  des  Civilprocesses  von  Martin,  Grolman, 
Linde,  Heffter,  Bayer,  Schmid  u.  a. 

4)  Heffter,  g.  210. 

5)  Heffter,  g.  342  folg.  Linde,  g.  166.  folg. 
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die  Klage  abweisendes  oder  zulassendes  richterliches  Decrel.  In  letztem 
Falle  wird  die  Klagschrifl  dem  Beklagten  zur  Vernehmlassung  insinuirl.  Er 
hat  dann  in  einer  s.  g.  Exccplionsschrift  sich  zu  erklären:  ob  er  sieh  auf 
den  Streit  einlassen  oder  dem  Kläger  Alles  zugeslehen  wolle,  in  welchem 
letzten  Falle  er  zu  verurtheilen  ist.  Im  ersten  hat  er  sich  über  die  vom 
Kläger  angeführten  Thatsachen  auszusprechen,  indem  er  dieselben  zugibt, 
oder  in  Abrede  stellt.  Diese  seine  Erklärung  bildet  die  Slreilbefesligung 
Litis  contestalio  affirmativ a oder  negativa,  mit  welcher  er  seine  Einreden, 
sie  seien  processhindernde,  aufschiebende  oder  peremtorisehe  verbinden 
kann.  Mit  Stillschweigen  übergangene  Behauptungen  des  Klägers  gellen 
für  verneint  1 2 ).  Hierauf  erfolgt  abermals  ein  richterliches  Decrel,  welches, 
wenn  die  Exceplionsschrifl  dem  Richter  nicht  schon  hinreichend  erscheint, 
um  ein  Unheil  zu  lällen,  dem  Kläger  zu  insinuiren  ist,  der  sich  dann  über 
die  gegen  die  Klage  angeführten  Exceptionen  zu  äussern  und  gleichfalls 
durch  Beantwortung  der  sie  betreffenden  thalsfichlichen  Behauptungen  des 
Beklagten  zu  erklären  (also  nicksichtlich  derselben  Litern  zu  contestiren) 
hat  und  Gegeneinwendungen  ( Repticationes ) beifügen  kann;  auf  diese 
(Replik-)  Schrift  des  Klägers  folgt  ein  zur  Einreichung  einer  Duplikschrift 
den  Beklagten  auflforderndes  Decrel  und  nach  deren  Ueberreichung  ein  Ur- 
theil,  welches,  wenn  alle  thatsächlichen  Behauptungen  zugestanden  sind 
oder  ein  anlicipirter  Beweis  mit  dem  ersten  Verfahren  verbunden  war,  ein 
definitives  den  Beklagten  verurtheilendes  oder  den  Kläger  abweisendes 
Urtheil,  oder,  wenn  diess  nicht  der  Fall  ist,  ein  s.  g.  Beweisinler- 
locut  ist,  welches,  so  bald  es  Rechtskraft  erlangt  hat,  zu  einein  zweiten 
Haupllheit  des  Processes  d.  h.  zum  Beweisverfahren  *)  führt. 

B.  Das  Beweisinlerlocut  setzt  die  Beweislast , das  Beweisthema  und 
die  Beweisfrist  fest,  d.  h.  von  wem  und  was  zu  beweisen  ist,  und  in  wel- 
cher Zeit  der  Beweis  beginnen  muss?  Sie  wird  eröffnet  durch  die  s.  g. 
Beweisantretung  d.  h.  die.  Angabe  der  von  dem  zum  Beweisen  Ver- 
pflichteten gewählten  Beweismittel,  die  in  Urkunden,  Zeugen,  der  Be- 
rufung auf  den  Spruch  von  Sachverständigen  oder  in  der  Eideszuschiebting 
bestehen  können.  Hierauf  folgt  das  s.  g.  Producti ons  verfahren,  und 
zwar  zuerst  eine  durch  ein  Decrel  zu  erledigende  Verhandlung  über  die 
Zulässigkeit  der  angeführten  Beweismittel,  dann  die  das  Produclionsver- 
fahren  im  engem  Sinne  bildende  wirkliche  Darlegung,  Anwendung  und  Be- 
nützung der  zulässigen  Beweismittel,  wobei  die  über  jede  Beweisart  fest- 
stehenden oft  sehr  ins  Einzelne  gehenden  Rechtsnormen  zu  beobachten  sind. 
Die  ganze  Instanz  schlicssl  mit  dem  s.  g.  Hauptverfahren  über  den 
Werth  des  Beweises,  d.  h.  der  Einreichung  einer  vom  Produclen  zur  An- 
fechtung der  Beweisführung  eingereichlen  Impugnations-  und  einer  zur 


1)  Nach  der  Parliculargcselzgcbung  verschiedener  Länder  findet  das  Gcgenthcil  statt, 

2)  Hcffter,  $.  367  folg.  Linde  $.  233  Mg. 
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zur  AufrechlhalUing  derselben  gefertigten  Salvationsscbrift  des  Producenlen; 
hierauf  ergeht  das  Endurtheil  des  Richlcrs. 

C.  Sowohl  gegen  Beweisinlerlocule  als  gegen  Endurlhcile  sind 
Rechtsmittel  ■)  zulässig  und  zwar  sowohl  ordentliche  als  ausser- 
ordentliche. Die  ersten  bestehen  in  einer  binnen  einer  kurzen  Frist 
(gewöhnlich  von  10  Tagen)  einzulegenden  Berufung  zum  Zweck  der 
Abänderung  derjenigen  Punkte  des  Urlheils,  wodurch  die  berufende  Partei 
sich  in  ihrem  Rechte  für  beschwert  hält.  Gehl  dieselbe  an  ein  höheres 
Gericht,  so  wird  sie  Appellation  genannt;  soll  dasselbe  Gericht  eine 
neue  Prüfung  der  Sache  vornehmen  und  etwa  nach  eingehollem  Rath  aus- 
wärtiger jRechtsgelehrten  ein  zweites  Urtheil  fällen,  so  heisst  sie  Revi- 
sion, Läuterung  u.  s.  w.  Der  durch  das  llrlheil  in  der  Appellalions- 
oder  Revisionsinstanz  sich  für  gravirt  hallenden  Partei  steht  in  der  Regel 
eine  weitere  Berufung  z.  B.  an  ein  Oberappelialionsgericht,  oder  wenn  an 
ein  solches  appellirl  war,  auf  Superrevision  oder  Oberläulentng  zu.  Mehr 
als  drei  Instanzen  gestaltet  der  gemeine  Proccss  nicht;  doch  kommen 
deren  oft  viel  mehrere  vor,  je  nach  den  Gerichtsordnungen  der  einzelnen 
Länder. 

Das  Verfahren  in  der  Instanz  der  Rechtsmittel,  welche  in  der  Regel 
Suspensiveffect  haben,  insbesondere  die  Form  derselben  ist  gleichfalls  durch 
viele  sehr  ins  Einzelne  gehende  Rechtsnormen  regulirt. 

b)  Die  ausserordentlichen  Rechtsmittel  haben  keinen  Suspensiveflecl 
und  bestehen 

a ) in  der  Nichtigkeitsklage  d.  h.  einem  neuen  Rechtsstreit,  der  zum 
Zweck  hat,  die  Nichtigkeit  des  erlassenen  Urlheils  zu  erhärten  und  dessen 
Cassation  zu  erlangen ; und  ß)  in  dem  Gesuche  auf  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand,  weil  zu  Gunsten  des  dieselbe  begehrenden  ein  rechtlich 
gültiger  Restitutionsgrund  *)  vorhanden  sei,  wie  Minderjährigkeit,  schuld- 
lose Fristversäumung  u.  s.  w. 

D.  Erst  wenn  das  den  Beklagten  condemnirende  Urtheil  die  Rechts- 
kraft erlangt  hat,  cs  sei  durch  Ablauf  der  Berufungsfrist,  oder  weil  kein 
ordentliches  Rechtsmittel  mehr  zulässig  ist,  kann  gegen  den  widersetzlichen 
Condcmnirlen  zur  Vollstreckung  des  Urlheils  geschritten  werden.  Auch 
hier  findet  ein  gesetzlich  regulirtes  Verfahren  statt,  die  Execution  mag 
bewerkstelligt  werden  durch  Wegnahme  der  Sache,  zu  deren  Herausgabe 
der  Verurtheilte  verpflichtet  ist,  durch  Angreifen  eines  Theiles  seines  Ver- 
mögens, durch  Auflegung  einer  Geld-  oder  Decretirung  einer  bürgerlichen 
Gefängnissstrafe,  durch  Einlegung  einer  Wache  oder  selbst  durch  Zwang 
zum  Arbeiten. 


I)  Heffter,  S-  «2  folg-  Linde,  §•  377  folg. 
1)  Heffter,  j>.  365-375.  Linde,  *.  365  folg. 
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II.  Der  ausserordentliche  Process  *)  zerfällt  in  verschiedene  summa- 
rische Processarten  und  den  Concursprocess  oder  das  Gantverlahren. 

A.  Die  ersten  sind  entweder  die  bestimmt  summarischen  Pro- 
cessarlen,  in  welchen  die  Abweichungen  vom  ordentlichen  Verfahren  in 
gesetzlich  bestimmten  Formen  ausgedrückt  sind,  und  zerfallen 

n)  in  den  Arrestprocess,  welcher  mit  der  Verhaftung  des  Beklag- 
ten oder  der  Beschlagnahme  von  ihm  gehörenden  Gütern  beginnt; 

b)  der  unbedingte  oder  bedingte  Mandatsproccss,  in  wel- 
chem auf  einseitiges  Ansuchen  des  Klägers  an  den  Beklagten  der  Befehl 
erlassen  wird,  entweder  ohne  Erhebung  von  Einreden  oder  unter  Zulassung 
sofort  liquider  Einreden  Folge  zu  leisten. 

c)  Der  Execuliv process,  in  welchem  der  Beklagte  aufgefordert 
wird,  sich  über  eine  vom  Klüger  vorgelegle  Schuldurkundc  zu  erklären, 
so  dass  der  Process  unter  Uebergehung  des  Vorverfahrens  sogleich  mit 
dem  Beweisverfahren  beginnt. 

d)  Das  unbestimmte  summarische  Verfahren  besteht  nur  in  einer  Ab- 
kürzung der  Verhandlungen  entweder  durch  mündliche  Behandlung  der 
Sache  oder  durch  Weglassen  von  Förmlichkeiten.  Hierher  gehören  Ali- 
menlations-,  Rechnungs-  und  Bcsilzprocesse  oder  sonstige  Rechtsstreite,  bei 
welchen  eine  schleunige  Erledigung  möglich  oder  Bedürfniss  ist. 

B.  Das  Concursverlahren  *)  wird  eingeleilet,  wenn  das  Vermögen 
eines  Schuldners  nicht  hinreicht  alle  seine  Gläubiger  zu  befriedigen.  An 
die  Steile  des  seines  Vermögens  enthobenen  Schuldners  (des  Cridars) 
die  Gläubiger  und  zwar  so,  dass,  da  sie  alle  entgegenstehende  Interessen 
haben,  jeder  gegen  alle  und  alle  gegen  jeden  gerichtlich  aultreten.  Die 
Acliva  der  Concursmasse  werden  ermittelt,  von  einem  Güterpfleger  ver- 
waltet, und  deren  Gegenstände  gerichtlich  an  die  Meistbietenden  veräussert. 
Der  wichtigste  Thcil  des  Processes  ist  aber  das  Liquidations-  und  Priori- 
tätsverfahren, in  welchem  ein  Contradictor  oder  curulor  Ulis  aufgestelll  wird, 
und  wodurch  eine  Schlichtung  und  Ausgleichung  der  verschiedenen  Ansprüche 
unter  vorzugsweiser  Berücksichtigung  der  besser  Berechtigten  bewerkstelligt 
werden  soll.  Ucbrigens  ist  das  Ganlverfuhren  Ihcilweise  ein  unbestimmt 
summarisches. 

Wesen  des  deutschen  Strafverfahrens  und  dessen  Wende- 
punkt *). 

19T.  Welches  der  Characler  und  der  Zustand  des  deutschen  Straf- 


2)  llcffter,  V 400  folg.  Linde,  § 323  folg,  und  bcs.  Bayer,  Theorie  der 
summarischen  Processc.  6.  Aufl.  Manchen  1 848. 

3)  Heffter,  $.  426—450. 

- 1)  Zu  vergl.  die  Lehrbücher  des  deutschen  Strafproccsses  z.  B.  v.  Martin,  4.  Aufl. 
1836.  Mitlcrmaier,  das  deutsche  Strafverfahren  etc.  1844/5.  2 Bd. 
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processrcchls  war,  ergiebl  sich  im  Allgemeinen  aus  dem,  was  über  die 
Entwicklung  des  deutschen  Proccssrechts  (§.  195)  mitgclheilt  wurde.  Es 
galt  in  ganz  Deutschland,  das  linke  Rheinufer  abgerechnet,  der  Inquisitions- 
process  mit  Schriftlichkeit  und  Mündlichkeit  des  Verfahrens.  Das  eigen- 
thümliche  Wesen  desselben  dnrslellen,  ist  fast  nichts  anderes,  als  dessen 
Gebrechen  und  Mängel  hervorheben.  Als  solche  sind  vor  dem  Jahr  1848 
von  den  deutschen  Rechtsgelehrlen  der  verschiedensten  Farbe  nachgewie- 
sen worden : die  fast  schrankenlose  Gewalt  der  Untersuchungsrichter,  die 
zugleich  Ankläger  waren  und  ein  grösseres  Interesse  hatten,  die  ihnen 
überantworteten  Bezüchtigten  schuldig,  als  sie  unschuldig  zu  finden;  die 
Anwendung  der  s.  g.  Ungehorsamsstrafen,  vermöge  welcher  es  so  leicht 
wurde,  Geständnisse  zu  erpressen;  der  Mangel  einer  genügenden  Vertei- 
digung der  Inquisiten,  die  Berechtigung  der  Inquirenten,  über  geringere 
Verbrechen  selbst  das  Urtheil  zu  Hillen.  Ein  Hnuptgebrechen  des  deutschen 
Strafverfahrens  war  das  oft  erwähnte  Princip  der  Schriftlichkeit,  welchem 
gemäss  die  Grundlage  des  den  Spruch  des  Unheils  fassenden  Gerichtes 
in  den  vom  Untersuchungsrichter  selbst  verfertigten,  von  dem  Actunr  oder 
vielleicht  zwei  stummen  Beisitzern  controllirten  Protocollen  gefunden 
wurde,  ohne  dass  der  Angeschuldigle  und  die  Zeugen  von  den  Richtern 
gesehen  oder  gehört,  ja  ohne  dass  die  Processacten  von  allen  Mitgliedem 
des  Gerichts  eingesehen  wurden,  indem  das  Urtheil  auf  den  Vortrag  eines 
oder  zweier  Referenten  hin  gefasst  wurde.  Ein  anderer  Fehler  der  Gesetz- 
gebung war  der,  dass  die  Richter  bei  Lösung  der  factischen  Fragen  an 
eine  legale  Beweistheorie  gebunden  waren  und  nicht  geradezu  ihrer  inni- 
gen Ueberzeugung  über  die  Schuld  oder  Nichtschuld  des  Angeschuldiglen 
folgen  durften.  Endlich  entbehrte  dieser  der  Garantie  der  OefTenllichkeit, 
selbst  oft  da,  wo  ein  s.  g.  öffentliches  Schlussverfahren  cingeführt  war, 
indem  gewöhnlich  der  Entwurf  des  Unheils  vorher  vollendet  war  und  selten 
Abänderungen  in  Folge  desselben  erlitt.  Die  guten  Seiten  des  deutschen 
Strafverfahrens  z.  B.  die  seltene  Zulassung  des  Indicienbeweises  wogen 
dessen  grosse  Gebrechen  nicht  auf,  und  so  reifte  allmählich,  sowohl  bei 
den  Gelehrten  1 ) als  beim  Volke,  die  Ueberzeugung:  der  deutsche  Inqui- 
sitionsprocess  sei  ebenso  unzweckmässig  wie  ungerecht,  und  führte  endlich 
in  Folge  der  politischen  Bewegung  des  Jahres  1848  einen  Wendepunkt  in 


Kösllin,  der  Wendepunkt  de»  deutschen  Strafverfahrens  im  19.  Jahrhundert. 
Tübingen  1849,  »o  wie  die  in  der  folgenden  Note  l angeführten  Schriften. 

1)  Die  letzten  tiefgehenden  Angriffe  gegen  das  übliche  deutsche  Strafverfahren  sind 
enthalten  in  einem  Aufsatze  Biener’s  v.  J.  1844  in  Bd.  XII.  der  Zeitschrift 
f.  geschichtliche  Rechtswissenschaft.  8.  89—131.  Mittermaier's  Buch:  die 
Mündlichkeit,  da»  Anklageprincip  etc.  Stuttg.  1845.  H.  A.  Zachariac:  die 
Gebrechen  und  die  Reform  des  deutschen  Strafverfahrens.  Güttingen  1846. 
G.  Gcib,  die  Reform  des  deutschen  Rechtslebens.  Leipzig  1847. 
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demselben  herbei.  An  die  Stelle  des  bisherigen  Strafverfahrens  trat  der  von 
England  stammende  lind  in  Frankreich  (ungebildete,  von  einem  öffentlichen 
Ankläger  dirigirte  Accnsationsprocess,  und  /.war  in  den  meisten  Ländern 

a)  mit  Schwurgerichten,  deren  Zweckmässigkeit,  von  der  Mehr- 
zahl der  Gelehrten  und  den  Staatsmänner  in  Abrede  gestellt,  sich  jedoch 
gegen  die  gehegten  Befürchtungen  bis  jetzt  erprobte,  und  zwar  des- 
halb, weil  die  Bildungsweise  der  Geschwornenlisten  auf  eine  gut  berech- 
nete Weise  vor  sich  geht  Nur  aus  mehrmaliger  Sichtung  der  Urlisten 
gehl  die  Dienslliste  der  Geschwomen  hervor,  aus  welchen  die  zum  Fungiren 
in  einzelnem  Falle  Bestimmten  — durch  das  Loos  gezogen  und  noch  durch 
Recusation  auf  die  gesetzmässige  Zahl  reducirt  werden. 

Das  Institut  der  Staatsanwaltschaft  ist  daher  gleichfalls  überall  einge- 
führt, wenn  auch  noch  nicht  immer  auf  eine  befriedigende  Weise  organi- 
sirt  worden.  Aber  nur  die  schweren  Vergehungen,  die  entweder  durch  die 
gemeinsame  Bezeichnung  Verbrechen  bezeichnet  oder  einzeln  durch  das 
Gesetz  angegeben  werden,  gehören  zur  Compelenz  der  Sch  wurgerichle; 
minder  schwere,  oft  Vergehen  genannt,  werden  durch  die  höheren  Ge- 
richte, welchen  früher  die  Criminalgcrichisbnrkeit  zusinnd,  abgeurtheill,  und 
nur  die  Polizeiüberlretungen  durch  die  zugleich  die  Sachen  untersuchenden 
niederen  oder  besonderen  Polizeigerichle.  Die  vor  die  Schwurgerichte  ge- 
hörenden Sachen  werden  durch  die  auf  erhobene  Klage  des  Staatsanwalts 
oder  eines  andern  mit  der Rechlspolizei  beauftragten  Beamten  durch  eine  Vor- 
untersuchung des  Untersuchungsrichters,  der  durch  keine  Ungehorsams- 
strafe Geständnisse  erzwingen,  darf,  vorbereitet,  nach  vollendeter  Instruction 
die  Acten  einer  Seclion  des  Gerichts  vorgelegt,  welche  nuszusprechen 
hat,  ob  der  Angeklagte  vor  das  Schwurgericht  zu  stellen  sei;  wenn  diese 
es  entscheidet,  wird  derselbe  vor  dasselbe  und  die  Enlscheidungsrichler 
geführt,  ein  öffentliches  Verhör  desselben  und  der  Zeugen  unter  der  Con- 
trolle  des  öffentlichen  Anklägers  und  des  Vertheidigers  des  Angeklagten 
vorgenommen,  worauf  die  Anklage  und  die  Verteidigung  mit  Replik  und 
Gegenerwiederung  folgt.  Nur  wenn  nach  geheimer  Beratung  die  Ge- 
Geschwornen  das  Schuldig  der  ihnen  vorgelcglen  Fragen  ihrer  moralischen 
Ueberzeugung  gemäss  ausgesprochen  haben,  erfolgt  von  den  mit  der  An- 
wendung des  Gesetzes  beauftragten  Criminalrichlern  die  Verfällung  in  die 
Strafe.  Gegen  Urteile  der  Schwurgerichte  findet,  der  Natur  der  Sache 
gemäss,  keine  Appellation  statt,  sondern  nur  eine  Nichtigkeitsklage,  die, 
wenn  sie  begründet  ist,  zur  Cassation  des  Verfahrens  führt  und  zu  einer 
neuen  Verhandlung  und  Aburteilung  der  Sache  vor  einem  andern  Schwur- 
gerichte. 

b)  In  den  Ländern,  wo  man  zur  Einführung  der  Schwurgerichte  sich 
nicht  verstehen  konnte,  wie  in  Oestreich  und  in  Sachsen,  wurde  das  Straf- 
verfahren in  allen  andern  Beziehungen  so  geordnet  wie  in  den  mit  solchen, 
nur  so,  dass  das  aburtheilende  Gericht  selbst  die  Stelle  der  Geschwomen 
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vertritt.  Am  glücklichsten  wurde  bis  jetzt  das  Problem  eines  guten  Straf- 
verfahrens mit  dein  Princip  der  Anklageprocesse,  dem  der  Mündlichkeit 
und  Oeffentlichkeit  ohne  Geschwornen  durch  das  neue  vortrefflich  redigirte 
Oeslreichische  Strafgesetzbuch  vom  29.  Juli  1853  gelöst  Seine  Vorzüge 
sind  in  einem  lilhographirten  an  die  bewährtesten  Criminalisten  Deutsch- 
lands gerichteten  Rundschreiben  des  Herrn  Professor  Hye  auf  folgende 
Weise  geschildert  *). 

„Die  neue  Processordnung  nimmt  das  mündliche  Verfahren  in  erster 
Instanz  in  so  vollem  Umfange  auf,  als  nur  dem  Gerechligkeitswillen  und 
zum  Schutze  des  Beschuldigten  eriorderlich  erscheinen  kann,  sucht  es  aber 
mit  dem  schriftlichem  Verfahren  in  zweiter  und  dritter  Instanz  zu  ver- 
schmelzen. Sie  gewährt  dem  Beschuldigten  an  Schutz  und  Rechtsmitteln 
gegen  Bedrückungen  des  Inquirirenden  oder  des  Gerichtshofes  mehr  als 
irgend  eine  andere  Slral'processordnung,  gestaltet  ihm  die  freiste  Entfaltung 
seiner  Verteidigung,  weist  mit  Würde  und  Entschiedenheit  alle  unlauteren 
Processmittel,  sowie  alle  direcle  und  indirecte  Geständnisserpressungen 
zurück,  und  gestattet  dem  Grundsätze  der  Oeffentlichkeit  die  gebührende 
Rechnung.  Sie  beschränkt  die  Richter,  offenliegend  zum  Schulze  des  An- 
geklagten gegen  richterliche  Willkühr,  durch  eine  negative  Beweistheorie, 
ohne  der  gewissenhaften  inneren  Ueberzeugung  der  Richter  Zwang  anzu- 
thun,  verpflichtet  sie  aber  zugleich  zur  offenen  Darlegung  der  objectiven 
Gründe  ihrer  Entscheidung.  Sie  kehrt  zur  älteren  Doclrin  zurück,  welche 
das  Nichtschuldig-Urtheil  in  die  Freisprechung  aus  Unzuläng- 
lichkeit der  Beweismittel,  in  das  eigentliche  Schuldlosigkeitsur- 
theil  und  in  einen  bloscn  Ablassungsbeschluss  sondert,  ohne  mit  dem 
ersten  und  dritten  einen  Rcchtsnachlheil  zu  verknüpfen.  Sie  setzt  an  die 
Stelle  der  ldosen  Kassalionsbeschwerde  die  Berufung  an  die  zweite  und 
nach  Umständen  an  die  drille  Instanz,  nimmt  aber  unter  die  Gründe  der 
Berufung  auch  alle  Momente  auf,  welche  sonst  den  Inhalt  der  Nichtigkeits- 
beschwerde ausmachen.  Sie  hat  endlich  allenthalben  auf  Vereinfachung 
und  Abkürzung  des  Verfahrens  hingewirkt  und  in  Fomialilälsverlctzungen 
nur  in  so  weil  einen  Grund  zur  Aulhebung  des  Verfahrens  erkannt,  als 
dieselben  der  Findung  des  Rechts  selbst  hindernd  im  Wege  stehen.“ 


t ) Der  Verfasser  verdankt  die  Mittheilung  dieses  Schreibens  seinem  Herrn  Collega 
G e i b. 
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IV.  Capilel. 

Das  K i r r h r n r e r h t. 

Grundlagen  und  Gebiet  desselben,  Charakter  seiner  Normen. 

198.  Das  der  menschlichen  Natur  inwohnende  Goltesbewusstsein 
verbunden  mit  dem  Gefühl  der  Gotlcinigkeit  erzeugt  nicht  blos  in  den  Ein- 
zelnen Vorstellungen  über  das  Verhiiltniss  des  Menschen  zu  Gott  und  Acte 
der  individuellen  Goltesverehrung,  sondern  ruft  auch  ergänzende  Gemein- 
sehaflen  zur  Feststellung  eines  Gcsnmmtcullus  ins  Leben.  Dieser  kann 
Sache  des  Staates,  also  von  ihm  angeordnet,  oder  religiöser  von  demselben 
zugelassener  Genossenschaften  sein.  Die  den  Cullus  und  die  äusseren  Ver- 
hältnisse der  religiösen  Vereine  regtilirenden  vom  Staate  feslgeslclllen,  ge- 
schützten oder  geduldeten  Vorschriften  bilden  das  Kirchenrecht.  Gehen 
dieselben  von  der  Autonomie  der  kirchlichen  Genossenschaften  selbst  aus, 
ohne  dass  der  Staat  sie  als  öffentliche  Institute  behandelt,  so  hat  das 
Kirehenrecht  einen  vorherrschend  privalrechllichen  Charakter  (S.  oben  §.  49); 
die  kirchlichen  Verhältnisse  stehen  dann  nur  unter  der  Herrschaft  der  Grund- 
sätze des  Privatrechts  und  der  allgemeinen  Staats-  und  Polizeigeselzgebung ; 
durch  die  ersten  ist  vor  allem  die  individuelle  Religionsfreiheit  gesichert, 
durch  die  letzte  das  kirchliche  Associalionsrecht  regulirt.  Alles  Kirchen- 
recht ist  positives  und , in  wie  weit  es  auf  den  vom  Staate  geschützten 
Normen  beruht.  Recht  mit  äusserem  Zwange.  Allein  das  Dogma  jeder  Kirche 
erzeugt  noch  andere  Verpflichtungen,  die  blos  durch  geistliche  Zwangs- 
maassregeln, namentlich  die  des  Ausschlusses  der  Abtrünnigen  aus  der  re- 
ligiösen Gemeinschaft  (dem  Kirchenbann)  bestehen  und  einen  von  dem 
ersten  verschiedenen  Bestandlhci!  des  Kirchenrechts  bilden,  der  einen  we- 
sentlichen spirituellen  Charakter  hat.  Besieht  der  Verband  der  Religions- 
verwandlen  nur  in  einer  Gemeinschaft  des  Glaubens,  ohne  dass  ein  äusser- 
licli  gestalteter  Verein  sie  zu  einer  auf  dem  gewöhnlichen  Rechlsgebielc 
hervorlretenden  Genossenschaft  einigt,  so  ist  nur  eine  unsichtbare  Kirche  - 
vorhanden,  so  dass  der  Staat  nur  die  individuelle  Religionsfreiheit  zu 
schützen  hat.  Wenn  aber  der  Religionsverein  sich  als  eine  bleibende,  mehr 
oder  weniger  orgunisirle  Rechtsgenossenschaft  conslituirt  hat,  dann  ent- 
steht eine  sichtbare  Kirche  oder  eine  Kirche  im  eigentlichen  juristischen 
Sinne  des  Wortes.  Die  Satzungen  ihres  Rechtes  beziehen  sich  auf  die 
Verhältnisse  ihrer  Angehörigen  untereinander  und  zu  ihren  kirchlichen 
Obern,  auf  die  Verfassung  der  Kirche,  die  Verwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten, den  Cullus  und  die  kirchliche  Disciplin,  und  bilden  das  s.  g.  in- 
nere Kirchenrecht,  endlich  auch  auf  das  Verhältniss  der  Kirche  zum  Staat, 
auf  die  gegenseitige  Stellung  mehrerer  nebeneinander  bestehenden  confes- 
sionelten  Genossenschaften  und  das  der  Kirche  zu  andern  Corporationen 
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oder  sonstigen  mit  ihr  in  niihcre  Berührung  kommenden  Rechtssubjekte; 
der  Inbegriff  der  letzten  kirchlichen  Normen  wird  das  äussere  Kirchen- 
recht genannt. 

Entstehungs-  und  Entwicklungsperioden  des  Kirchenrec  bis 
der  christlichen  Völker  '). 

199.  Erst  durch  die  von  Christus  und  seinen  Aposteln  gestiftete  Re- 
ligionsgcnossenschaft,  die  sich  ExxX^ota  nannte,  entstand  ein  von  der  Ein- 
wirkung des  Slnntes  ganz  unabhängiges , anfänglich  aber  von  ihm  nicht 
anerkanntes  ja  feindlich  behandeltes  Kirchenrecht,  welches  drei  Jahrhun- 
derte lang  einen  rein  spirituellen  Charakter  halte,  sich  jedoch  vollständig 
in  allen  inneren  kirchlichen  Beziehungen  ausbildcte. 

Die  Christen  errichteten  unter  der  Anleitung  der  Apostel  religiöse  Ge- 
meinden, an  deren  Spitze  ein  Collegium  von  nqeaßittQoi  (Senioren)  auch 
emaxonoi  genannt  stunden  und  eine  Anzahl  diaxovoi  (Diener),  welche 
mit  jenen  als  die  kirchliche  Obrigkeit  (xlijQof,  ordo)  von  der  Gesamml- 
heit  der  Gemeindcmilglieder  U.aocr  plcbs)  unterschieden  und  bald 
als  eigner  Priesterstand  (Sacerdotes)  von  diesen  anerkannt  und  geehrt 
wurden.  Ein  Mitglied  derselben  stieg  aber  nllmählig  über  die  andern  als 
höchster  Leiter  der  kirchlichen  Angelegenheiten  empor,  führte  allein  den 
Namen  Episcopus,  und  vertrat  als  Nachfolger  der  Apostel  auch  nach 
Aussen,  d.  h.  andern  Localvereinen  gegenüber  und  mit  ihren  Episeopis,  die 
Gesammlheit  aller  Christen,  welche  als  religiöse  Einheit  die  allgemeine 
Kirche  Christi  darstclltc.  Die  Priester  erhielten  ihre  höhere  Eigenschaft, 
in  Folge  welcher  sie  ihre  geistliche  Gewalt  oder  das  Kirchenregiment  aus- 
übten, durch  einen  leierlichen  Act,  vermittelst  welches  durch  die  von 
Christus  und  den  Aposteln  stammende  Händeauflegung  ihnen  eine  göttliche 
Gabe,  die  des  heiligen  Geistes,  milgelheill  wurde.  Dieser  Act,  welcher 
sie  zu  Mitgliedern  des  Ordo  oder  Clerus  machte,  hiess  die  Ordinalio 
oder  Weihe  * ).  Es  gab  daher  in  der  christlichen  Kirche  zwei  Stände, 
den  des  Clerus  und  den  der  Layen.  Die  ersten  waren  die  allein  be- 
rechtigten Träger  der  geistlichen  und  kirchlichen  Gewalt.  Ihre  Stellung 
den  letzten  gegenüber  und  ihr  Organismus  als  Hierarchie  ward  durch 
Rechtsnormen  bis  ins  Einzelnste  bestimmt.  Jede  einem  Episcopus  (Bischof) 
untergebene  Kirchengemeindc  bildete  eine  von  ihm  regierte  Diöcese;  die 


1)  Vor  gl.  des  Vcrf.  Umrisse  einer  kirchlichen  Verfassung*-  und  äusseren  Rcchts- 
geschichtc.  Tob.  1818,  feiner  J.  J.  Lang,  Aeussere  Kirchenrcchtsgeschiehte. 
Tüb.  1827.  C.  F.  Eichhorn,  Grundsätze  des  Kirehenrechts , B.  i.  Gott.  183t. 
S.  1 — 320.  F.  Waller,  Lehrbuch  des  Kirehenrechts  101c  Aull.  Bonn  1848 
Jj.  8 — 56.  A.  L.  Richter,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts  3te  Aufl.  1848  J.  11 — 40. 

2)  Es  gab  deren  sieben  Stufen,  vier  niedere  und  drei  höhere,  die  höchste  war  die 
eigentliche  Priesterweihe.  Richter  §.  13. 
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Bischöfe  der  von  einer  älteren  ausgegangenen  Filinlgemeinden  standen  zu 
dem  der  Mutterkirchc  als  zu  ihrem  Metropoliten  1 ) in  einem  Verhällniss 
der  Unterordnung,  und  über  alle  ragten  einige  Metropoliten  als  höchste 
Leiter  der  ganzen  Kirche  unter  dem  Namen  der  Patriarchen  hervor;  es 
waren  die  von  Jerusalem,  Alexandria,  Antiochien  und  Rom;  der  letzte  als 
Nachfolger  des  Apostel  Petrus  stieg  endlich  über  alle  empor,  so  dass  die 
ganze  Christenheit  in  ihm  ihr  höchstes  Haupt  verehrte,  die  römische  Kirche 
galt  als  radix  et  mater  totius  Ecclesitie;  dem  Bischof  zu  Rom  kam  eine 
potior  principatitas  zu1).  Zur  Erhaltung  der  Reinheit  und  Einheit  der 
Lehre  und  zur  Befestigung  der  ganzen  Kirche  wurden  besonders  vom  zwei- 
ten Jahrhundert  an  Zusammenkünfte  zu  Berathungen  ( cvvodoi,  Concilia) 
gehalten,  in  welchen,  was  wirklich  apostolische  Regel  (xctvmv)  sei,  con- 
statirt,  die  Irrlehren  verdammt,  und  was  allgemein  auch  riicksichllich  des 
Cultus  und  der  Disciplin  gelten  sollte,  festgestellt  wurde1).  Auf  diese 
Weise  bildete  sich  die  allgemeine  oder  katholische  Kirchenlehre  aus  und 
die  allgemeine  Kirche  selbst  befcsligste  sich  auf  eine  bleibende  Weise. 

Alle  kirchlichen  Normen  hicsscn  Canones  und  daher  das  kirchliche 
vorerst  rein  spirituelle  Recht  das  canonische.  Es  beruhte  auf  dem  durch 
die  Tradition  als  apostolisch  anerkannten  Gewohnheitsrecht,  den  in  den  hei- 
ligen Schriften  enthaltenen  Befehlen  des  göttlichen  Stifters  der  Kirche  selbst 
und  den  Beschlüssen  (Canones  oder  Decreta)  der  Concilien,  deren  es 
jedoch  noch  keine  allgemeine,  sondern  nur  provincielle  gab.  Endlich  ent- 
hielten auch  die  belehrenden  Schreiben  (epistolae  decreta/es)  der  Patriar- 
chen, insbesondere  des  Bischofs  von  Rom,  hirchliche  Vorschriften  und  wur- 
den später  eine  reichlich  fliessende  Quelle  des  Kirchenrechls  (S.  oben  §.  94). 

200.  Nach  der  öffentlichen  Anerkennung  der  Christenthums  und  der 
christlichen  Kirche  durch  Kaiser  Constnnlin(31l.t2.)  beginnt  eine  zweite 
Periode  ihrer  Geschichte  und  ihres  Rechts.  Die  christliche  Religion  ward 
Staatsreligion  und  die  Kirchenverfassung  ein  integrirender  Theil  der  Staats- 
ordnung; die  geistliche  Gewalt  der  kirchlichen  Obern  ward  als  eine  von 
der  weltlichen  verschiedene,  von  ihr  heilig  zu  achtende  anerkannt  und  be- 
handelt; dem  Imperium  stand  das  Sacerd  otium  gegenüber*);  das 
Kirchenrecht  ward  unter  dem  Schulze  des  Staates  ein  Theil  des  gesammlen 
Rechts  des  Reiches.  Doch  regulirten  auch  die  Kaiser  selbst  kirchliche 
Verhältnisse;  neben  den  Canones  wurden  die  vopqi  eine  Quelle  des  Kir- 
chenrechts. Durch  allgemeine  Kirchenversammlungen  ( Concilia  oecumenia) 
wurde  das  Dogma  und  die  wesentlichen  Anordnungen  der  ganzen  katho- 
lische fesrgestellt ; alle  abweichenden  Lehren  und  Uebungen  als  die  here- 


t)  Richter,  §-  18. 

2)  Richter,  §.  18-20. 

3)  Richte  r,  $.  13. 

4)  Richter,  $.  17.  21. 
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tischer  Secten  proscribirt.  Der  Organismus  der  Hierarchie  reifte  seiner 
Vollendung  entgegen;  der  Bischof  von  Rom  ist  I’apn  der  ganzen  Kirche 
mit  allgemeiner  höherer  richterlicher  Gewalt,  auf  ihn  folgt  seil  381  dem 
Range  nach  der  Bischof  von  Conslantinopel  als  der  zweite  Patriarch.  Die 
einzelnen  Kirchen  erhalten  eine  vermögensreehtliche  Persönlichkeit,  grossen 
Gülerbesilz , und  so  wie  die  Geistlichen  verschiedene  Privilegien.  Auch 
entwickelte  sieh  während  dieser  Periode  im  Schoose  der  Kirche  das 
Mönchswesen  und  erhielt  int  Orden  des  heiligen  ßenedictns  von  Nur- 
sia f 543  seine  beste  Organisation.  Indessen  drohte  durch  die  Völker- 
wanderung der  Kirche  die  grösste  Gefahr,  einzelne  germanische  Stämme 
waren  auf  das  feindseligste  gegen  sie  gesinnt,  wie  z.  B.  die  Alemannen; 
die  Westgothen  und  Burgunder  waren  zwar  Christen  aber  Arianer.  Es 
erstand  indessen  der  katholischen  Kirche  im  Frnnkcnkönig  Chlodwig  ein 
ebenso  mächtiger  Beschützer,  wie  einst  in  Conslantin ; er  und  seine  Nach- 
folger und  viele  fränkische  Grossen  wurden  deren  Vertheidigcr  und  Ver- 
breiter oft  selbst  mit  dem  Schwerte.  Sie  erkannten  die  Verfassung  der 
Hierarchie  mit  ihrem  hergebrachten  Rechte  an,  vermehrten  ihr  Besitzthum 
und  ihre  Privilegien;  die  Geisiliclikcil  bildete  den  ersten  Stand  imStaale  '), 
noch  ehe  Carl  der  Grosse  denselben  zu  einem  allumfassenden  Christen- 
reiehe  unter  zwei  Oberhäuptern,  ihm  und  dem  Pabst,  erhob  (§.  175).  Schon 
unter  seinem  Sohne  stieg  die  Kirche  über  den  Staat,  die  geistliche  Gewalt 
über  die  weltliche  empor,  und  die  pübsllichc  Theocratic  des  Mittelalters 
war  ihren  Grundlagen  nach  vorhanden.  Doch  brach  besonders  v.  880  an 
ein  Zwiespalt  zwischen  der  Kirche  des  Orients  und  dem  Pabsle  aus,  der 
1051  zur  vollständigen  Trennung  der  griechischen  Kirche  von  der  lateini- 
schen oder  römischen  führte1 2 3 4).  Wie  schnell  von  312  bis  845  sich  des 
kirchliche  Recht  von  Constantin  entwickelte,  in  wie  vielen  Sammlungen 
seine  Quellen  erhalten  wurden,  ist  oben  in  der  Geschichte  der  Rechtsquellen 
(§.  94)  mitgelheitl  worden. 

201.  Die  Herrschaft  dieser  Theokratie  *)  entwickelte  sich  von  der  Mitte 
des  elften  Jahrhunderts  an,  erreichte  ihren  Höhepunkt  vom  Pabst  Inno- 
cenz  III.  bis  Innocenz  IV.;  ihr  Rückgang  begann  unter  Bonifaz  VIII., 
wurde  durch  die  Verlegung  des  päbsllichen  Stuhls  von  Rom  nach  Avignon 
(1307),  durch  die  Verweltlichung  der  Kirche,  vor  allem  aber  durch  das 
grosse  Schisma  von  1378  bis  1414  beschleunigt,  und  führte,  da  von  Innen 
heraus  ungeachtet  der  Concilien  von  Constanz  (1414—1418)  und  Basel 
(1431 — 1439)  ')  keine  gründliche  Reform  vorgenommen  wurde,  zur  Refor- 
mation des  sechzehnten  Jahrhunderts. 

1)  Richter,  $.  22.  23. 

2)  Waller,  Kirchen  recht  J.  22 — 28.  u.  161 — 166. 

3)  Richter,  §.  23—26. 

4)  Richter,  J-  27, 
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Doch  gehören  diesem  langen,  die  drille  Periode  der  kirchlichen  Ver- 
fassungs-  und  Rechlsgeschichle  bildenden  Zeiträume  von  Pseudoisidor  bis 
Luther  die  Abfassung  einer  grossen  Anzahl  kirchenrechtlicher  Sammlungen, 
die  Organisation  des  Studiums  des  canonischen  Rechts  und  die  Entstehung 
und  Vollendung  des  Corpus  juris  canonici  an,  welches,  wie  öfters  erwähnt 
wurde,  eine  Quelle  des  gemeinen  Rechts  Deutschlands  und  vieler  anderen 
europäischen  Länder  geworden  ist  (s.  oben  § 102). 

Die  in  die  socialen  Verhältnisse  Deutschlands  tiefer  eingreifenden  kirch- 
lichen Verhältnisse,  namentlich  die  Ausübung  der  päpstlichen  Primalial- 
rechle,  wurden  durch  das  Constanzer,  die  Frankfurter  Fiirslen- 
und  die  Aschaffenburg- Wiener  Concordale  mit  dein  Papsle(1418, 
1447  und  1448)  regulirt,  und  die  Bestimmungen  darüber  zum  Theil  als 
Reichsgeselze  erklärt  1 2 3 ). 

202.  Erst  durch  den  Religionsfrieden  von  1555  wurde  die  Verfassung 
und  das  Recht  der  protestantischen,  d.  h.  nur  der  Augsburgischen  Confes- 
sion  reichsgeselzlich  anerkannt  *).  Die  Beschlüsse  des  1563  geschlossenen 
Concilii  Tridentini  wurden  in  den  katholischen  Ländern  des  Reichs  als 
allgemein  geltendes  Kirchenrecht  publicirt  *).  Die,  selbst  mit  Hintansetz- 
ung des  sog.  Reservatum  ecclesiasticum  im  Religionsfrieden  von  1555  sich 
immer  weiter  verbreitende  Reformation  einer-  und  die  katholische  Renclion 
in  Oesterreich  und  Bayern  andererseits  veranlasste  den  dreissigjährigen 
Krieg,  nach  dessen  Beendigung  (1618)  die  kirchlichen  Verhältnisse  Deutsch- 
lands durch  den  westphälischen  Frieden  4 5),  unter  dem  Proteste  «les 
Papstes,  definitiv  regulirt  wurden.  Das  Princip  der  Gleichberechtigung  der 
zwei  protestantischen  Confessionen  und  der  katholischen  Kirche  und  der 
öffentliche  Cnllus  in  den  einzelnen  deutschen  Ländern  wurde  so  restgeslellt- 
wie  er  in  dem  sog.  Normaljahr  von  1624  bestand,  und  der  Güterbesitz 
derselben  nach  dem  Besitzstände  des  1.  Jänners  jenes  Jahres  als  des  Nor- 
maltages. Ueber  kirchliche  Angelegenheiten  sollten  keine  Majoritätsbeschlüsse 
auf  dem  Reichstage  gellen.  Es  gab  katholische,  protestantische  und  pari- 
tätische Orte.  Die  Aul'rechthnltung  dieser  Bestimmungen  wurde  von  dem 
Corpus  Evangelicorum  mit  Sachsen  und  den  Corpus  CathoUcorum  mit 
Bayern  an  der  Spitze  überwacht.  Der  Ueberlritl  eines  Landesherrn  zu  ei- 
ner andern  Confession  konnte  an  der  Religions-  und  Kirchen  Verfassung 
seines  Landes  nichts  ändern.  Die  der  protestantischen  Confessionen  bil- 
deten sich  rasch  aus;  es  sab  Länder  mit  Consislorial-,  und  andere  mit 
Prcsbyterial  - und  Synodalverfassungcn.  Die  Seelen  waren  verboten  s)> 


1)  Richter,  §.  27. 

2)  Richter,  Jj.  28-32. 

3)  Richter , g.  33. 

4)  Umrisse  S-  37.  Eichhorn,  1.  280.  R ich  t e r , tj.  36.  37.  Walter,  5-  51. 

5)  Wcslph.  Fried.-Inst-  Art.  111.  $ 3. 
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wurden  jedoch  alsbald  geduldet  l 2).  Die  Quellen  des  protestantischen 
Kirchenrechts  waren  die  symbolischen  Bücher,  z.  B.  die  Confessio  Augu- 
stana, die  Schmalkaldischen  Artikel  und  die  Concordienformcl,  ferner  Kir- 
chen- und  andere  Ordnungen  *)  über  einzelne  kirchliche  Verhältnisse  und 
Institute,  z.  B.  Eheordnungen.  In  den  monarchischen  Staaten,  namentlich 
den  der  lutherischen  Confession,  stand  das  höchste  Kirchenregiment  dem 
Landesherrn  zu  und  wurde  von  den  Gelehrten  auf  verschiedene  Weise  zu 
begründen  versucht,  entweder  durch  das  ältere  sog.  Episcopal-  oder 
Devolutionssyslcm,  womach  die  einst  den  katholischen  Bischöfen  zu- 
stehende, durch  den  weslphälischcn  Frieden  suspendirte  Kirchenregierung 
(jus  in  sacra ) als  reichsgesetzlich  auf  die  Landesherrn  für  übertragen  an- 
gesehen wurde,  oder  durch  das  von  Thomasius  vertheidigle  sog. 
Territorialsystein,  womach  es  dein  Grundsatz : Ctgus  regio,  ejus  religio 
gemäss,  dem  Landesherrn  in  Folge  seiner  Regentengewalt  zusland,  oder 
endlich  durch  das  von  Kanzler  Pfal'f  in  Tübingen  1745  aufgeslelllc  Col- 
legialsy slem,  womach  die  Kirchengewalt  durch  verlragsmässige  Ueber- 
tragung  von  Seilen  der  Kirchengemeinden  dem  Landesherm  für  erworben 
angesehen  wurde  3 4 5).  Durch  die  Wissenschall  wurde  unter  Berücksichtig- 
ung der  Grundsätze  des  canonischen  Rechts,  in  wie  weil  diesen  das  Prin- 
cip  des  Protestantismus  nicht  entgegen  stand,  das  protestantische  Kirchen- 
rechl  *)  weiter  ausgcbildet  (§.  122  D.).  Auch  das  katholische  entwickelte 
sich  weiter  auf  der  geschichtlichen  Basis , doch  gab  es  im  achtzehnten 
Jahrhundert  zwei  sich  heftig  bekämpfende  Grundanschauungen  über  das 
Verhällniss  des  Papstes  zur  Kirche,  die  des  sog.  Episcopal-  und  die  des 
sog.  Papalsyslems  der  Curialisten  *). 

Bis  zur  grossen  Aenderung  im  deutschen  Reich  im  Jahre  1803  und 
zur  Auflösung  desselben  im  Jahre  1806  gingen  im  deutschen  Kirchenrechle, 
Oesterreich  ausgenommen,  wo  Kaiser  Joseph  II.  grosse  Reformen  vornahm, 
keine  wesentlichen  Veränderungen  vor.  Dagegen  wurden  von  nun  an  in 
F'olge  der  französischen  Revolution  und  der  Eroberung  des  linken  Rhein- 
ufers durch  die  Franzosen  die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  in  ei- 
nem grossen  Theil  Deutschlands  total  umgestallet,  und  die  der  protestanti- 
schen Kirche  in  Folge  freierer  Ansichten  in  verschiedenen  Richtungen 
moditicirt. 


1)  Eine  Zusammenstellung  der  Gesetzgebung  der  deutschen  Staaten  über  dos  Sec- 
tenwesen  bis  auf  unsere  Zeit  findet  sich  im  allgemeinen  Kirchcnblalt  für  das 
evangelische  Deutschland  vom  Jahre  1853.  Nro.  11 — 21.  S.  161 — 336. 

2)  Eine  vollständige  Sammlung  der  Kirchenordnungen  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
gab  Ae.  L.  Richter  1846.  2.  Bd.  4.  heraus. 

3)  Richter,  S 31,  und  ausführlich  Stahl,  die  Kirchenverfassung  nach  Lehre 
und  Recht  der  I’rolcslanlen.  Erl.  1840.  S.  5.  folg. 

4)  Höfling,  Grundsätze  der  evangelischen  Kirchenvcrfossung.  3tc  Aull.  1853. 

5)  Richter,  $.  34. 
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Die  französische  Revolution  war  sowohl  gegen  die  Kirche  als  gegen 
den  Staat  gerichtet  1 2 ).  Die  ennstituirende  Versammlung  decretirtc  die 
Siicularisalion  des  Kirchenguts,  die  Aulhebung  des  Kirchenzehnlens  und 
die  der  Klöster  und  geistlichen  Orden,  und  versuchte  durch  die  sog.  Con- 
stitution civile  du  Clerge  eine  gänzliche  Umgestaltung  der  katholischen 
Kirchenverfassung  Frankreichs.  Nur  ein  Theil  der  Geistlichkeit  liess  sich 
auf  dieselbe  beeidigen , die  'Widerstrebenden  emigrirten  oder  wurden  Opfer 
ihres  Widerstandes.  Eine  Zeit  lang  (1*93—91)  war  das  Chrislenthum  so- 
gar proscribirt,  aber  nachdem  der  Grundsatz  der  Gewissens-  und  Religions- 
freiheit aufs  Neue  sanktionirt  worden  war,  erfolgte  durch  Napoleon  die 
Restauration  der  Kirche  vermittelst  eines  den  15.  Juli  1801  mit  Papst 
Pius  VII.  abgeschlossenen  Concordatcs,  dessen  Ausführung  indessen  1802 
durch  ein  die  Kirche  dem  Staat  streng  unterordnendes  Deere!  unter  dem  Namen 
der  Articles  organiques  vom  18.  Germinal  Pan  X,  so  wie  durch  spätere 
Decrele  des  Kaisers  bedeutend  modilicirt  wurde.  Noch  jetzt  haben  die- 
selben Geltung  auf  dem  zu  Deutschland  gehörenden  linken  Rheinufer. 

In  Folge  der  Säcularisalionen  von  1803  und  1800  kamen  viele  geist- 
lichen Fürsten  gehörende  Territorien  an  protestantische  I.undesherm 
welche  nun  die  sehr  verwickelt  gewordene  Verwaltung  der  katholischen 
Kirchenangelegenheitcn  zum  Theil  nach  dem  Ralhe  katholischer  Geistlichen 
neu  organisirten , die  katholische  Kirche  der  Staatsgewalt  streng  unlerord- 
neten,  später  die  Stellung  der  Kirche  im  Staate  auch  in  den  Verfassungs- 
urkunden gesetzlich  bestimmen  licssen,  und  zuletzt  (1817 — 1827)  die  Re- 
organisation des  ganzen  Kirchenwesens  auch  vermittelst  Vereinbarung  mit 
dem  päpstlichen  Stuhl  regulirten. 

Als  Inhaber  des  höchsten  Kirchenregiments  der  protestantischen  Con- 
fession  ordneten  die  (und  zwar  selbst  katholischen)  Landesherm  gleich- 
falls die  kirchlichen  Verhältnisse  so,  wie  sie  nach  den  Ansichten  ihrer 
Riilhc  cs  für  zeitgemäss  hielten  und  beschränkten  die  Freiheit  der  Gemein- 
den noch  mehr,  als  es  schon  früher  der  Fall  war. 

Schon  vor  dem  Jahre  1818  sprach  sich  sowohl  im  Schoosse  der  ka- 
tholischen Kirche  als  bei  den  protestantischen  Confessionen  das  Verlangen 
nach  kirchlicher  Selbstständigkeit  und  Freiheit  aus,  welches  auf  eine  sehr 
umfassende  Weise  der  Art.  V (§.  14 — 21)  der  im  Jahre  1848  sanctionirlen 
sog.  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  zu  erfüllen  bestimmt  waren. 

Das  katholische  Kirchenrecht  der  Gegenwart  *). 

203.  Das  katholische  Deutschland  zerfällt  in  kirchlicher  Beziehung  in 


1)  S.  des  Verf.  Schrift:  die  Kirche  Frankreichs  und  die  UnterrichUfrciheit.  Freib. 
1835.  S.  35.  folg. 

2)  Z.  vor  gl.  die  Lehrbücher  von  Walter,  Richter,  Pcrmancder  (1S4I5)  and 
die  neueste  Ausgabe  des  lat.  Lehrbuchs  von  Schenkt.  2.  Bd.  1853. 
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fünf  Landesgruppen  : Oeslreich,  Preussen,  Bayern,  Hannover,  und  die  ober- 
rheinische Kirchenprovinz,  wozu  Baden,  Wiirteinberg,  die  beiden  Hessen, 
Nassau,  Frankfurt  und  einige  andere  Länder  gehören. 

ln  Oeslreich  gilt  noch  die  jedoch  schon  mehrfach  tnodifleirte  Gesetzgebung 
Joseph  11.  (von  1781  an),  wodurch  die  Ausübung  der  päpstlichen  Priina- 
lialrechle  in  den  Ländern  dieser  Monarchie,  so  wie  die  bischöfliche  Juris- 
diction bedeutend  beschränkt  und  dem  Staate  ein  kirchliches  Milregimenl 
ertheilt  wurde.  In  den  übrigen  Theilen  Deutschlands  wurde  das  Verhält- 
niss  des  Papstes  zu  den  Landeskirchen  durch  die  Concordate  oder  Ver- 
einbarungen mit  dem  heiligen  Stuhl  1 2 3 4 ),  in  Bayern  1817,  Preussen  1821, 
Hannover  1821,  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  18**/,  T durch  die 
darin  feslgestellte  Circutnscriplion  der  Diöcesen  und  die  wichtigsten  die 
Organisation  der  Verwaltung  des  Kirchenregimenls  betreffenden  Bestimm- 
ungen näher  regulirt,  doch  in  Bayern  durch  das  Rcligionsedikt  von  1818*), 
in  den  Ländern  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  durch  eine  sogenannte 
Kirchenpragmatik  vom  30.  Jänner  1830  *)  und  fast  überall  durch  einzelne 
landesherrliche  Verordnungen  *)  modifleirt.  Gegen  Uebergriffe  und  Will- 
kiirlichkeiten  der  geistlichen  Gewalt,  sowohl  des  Papstes  als  der  Bischöfe, 
sollen  das  sog.  Placetum  regium  und  der  Recursus  ab  abusu,  die  schon 
früher  prnctisch  waren,  schützen.  Die  rechtliche  Gleichstellung  der  Con- 
fessionen  in  allen  Ländern  ist  durch  Art.  16  der  deutschen  Bundesacte  von 
1815  ausgesprochen  und  in  den  Landesverfassungen  oder  in  Heligionsedic- 
len  zugleich  mit  dem  Prinzip  der  individuellen  Religionsfreiheit  gewähr- 
leistet. Das  religiöse  Associalionsrechl  besteht  nur  in  beschränktem  Um- 
fange, selbst  für  die  Vornahme  von  Provincialconcilien  und  Synoden.  Für 
die  Bedürfnisse  des  Cultus,  des  theologischen  Unterrichts,  den  Unterhalt  der 
Bischöfe  und  ihrer  Cnpitel  ist  (heils  durch  Dotationen , theils  durch  Sätze 
im  Staatsbudget  gesorgt.  Die  innere  Verfassung  der  katholischen  Kirche 
ist  in  den  meisten  Ländern  auf  eine  zweckmässige  Weise  vereinfacht,  das 
gelehrte  Studium  der  Theologie  durch  best-besetzte  theologische  Facullälen 
an  den  Universitäten  gesichert,  und  die  Schule,  wenigstens  was  den  Reli- 
gionsunterricht betrifft,  unter  die  Aufsicht  und  die  Leitung  der  Geistlichkeit 
gestellt.  Eine  in  manchen  Beziehungen  weitgreifende  Bevormundung  der 
Kirche  durch  den  Staat  findet  allerdings  in  den  deutschen  Ländern  statt, 
doch  erhielt  die  katholische  Kirche  in  Preussen  durch  die  Verfassungs- 


1)  Sic  sind  abgedruckt  im  Anhänge  zu  Richters  Kirchenreclil,  S.  1 — 42. 

2)  Bei  Richter  a.  a.  Ü.  S.  57-69. 

3)  Bei  Richter  S.  67-72. 

4)  Eine  chronologische  von  Prof.  I. ang  gemachte  Zusammenstellung  aller  die  ka- 
tholische Kirche  Württembergs  betreffenden  Verordnungen  der  Staats-  und  der 
Kirchcngowalt  flndet  sich  im  Bd.  X der  Re y sch  e r'schcn  Gesetzsammlung. 
Tüb.  1836. 
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urkunde  vom  5.  Jänner  1850  eine  grosse  Selbstständigkeit , in  Oestreich 
durch  Erlasse  vom  18.  und  23.  April  1850,  in  Bayern  durch  Conccssionen 
vom  30.  März  1852,  und  in  den  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz 
durch  gemeinsame  Anordnungen  vom  1.  März  1853  und  Einzelgcsetze  eine 
grössere  Freiheit,  welche  jedoch  vom  Episcopatc  dieser  Länder  bei  weitem 
nicht  für  genügend  gehalten  wird  und  von  ihrer  Seite  zum  Theit  mit  gros- 
ser Energie  ausgesprochene,  weitergehende  Anforderungen  veranlasst  hat  1 2 3 ). 

Das  katholische  Kirchenrecht  Deutschlands  beruht  theils  auf  dem  ca- 
nonischen  Rechte,  jedoch  nur  den  Canones  adhuc  viyentes , und  der  nur 
Temporaliläls-  und  gemischte  Angelegenheiten  regulirenden  Slaatsgeselz- 
gebung. 

Man  kann  die  das  (iesanmilgebiel  des  katholischen  Kirchenrechts  bil- 
denden Lehren  auf  verschiedene  Weise  systematisch  gliedern.  Die  frühere 
Verlheilung  derselben  nach  den  Personen,  Sachen  und  Handlungen  erscheint 
nicht  so  verwerflich,  wie  sie  die  neuesten  Kirchenrechtslehrer  erklären. 
Sie  kann  nämlich  so  behandelt  werden,  dass  im  kirchlichen  Personen- 
rechte von  dem  kirchlichen,  insbesondere  dem  geistlichen  Stande, 
den  ihm  zustehenden  jura  ordinis  des  Ministern  und  Mayisterii  und  den 
ihn  zur  Führung  des  Kirchenregiments  ermächtigenden  jura  jurisdictinnis , 
und  den  Trägern  der  Kirchengewall,  als  dem  Papste,  den  Bischöfen,  den 
Pfarrern  und  ihren  Gehilfen,  und  da  diese  auf  der  Kirchenverfassung  be- 
ruht, auch  von  dieser  gehandelt  wird,  im  kirchlichen  Sachen-  oder  Güter- 
rechte vom  Kirchenvermögen,  seinem  Erwerb,  seiner  Verwaltung  und  seiner 
Verwendung  durch  die  kirchlichen  Obern  oder  durch  Kirchenpalrone,  von 
den  Pfründen  und  der  kirchlichen  Baulast ; in  einem  drillen  Theilc  von  den 
religiösen  Handlungen,  sic  seien  Sakramente  oder  andere  Acte  des  Cultus, 
und  dem  religiösen  Leben , namentlich  in  den  kirchlichen  Anstalten  der 
Klöster,  Bruderschaften  u.  a.,  in  einem  vierten  von  den  kirchlich  unerlaub- 
ten Handlungen,  also  den  kirchlichen  Verbrechen  und  deren  Bestrafung,  in 
einem  letzten  endlich  vom  kirchlichen  Processreeht  * ). 

Eine  beliebte  Systematisirung  1 ) des  kirchenrechllichen  Stoffes  ist  die. 


1)  S.  die  Denkschrift  der  Bischöfe  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  v.  Juli  1853. 

2)  Die  Durchführung  eines  solchen  Aufrisses  des  Kirchenrerhts  ist  versucht  in  des 
Verfassers  Grundriss  des  Kirchenrechts.  Tüb.  1845. 

3)  Sic  findet  sich  am  besten  ausgefiihrt  in  Eichhorns  und  Richters  Lehrbü- 
chern des  Kirchenrechts  und  bei  diesem  gerechtfertigt  in  §.  8 Eine  ausführliche 
Beleuchtung  der  Finge  über  die  Systematisirung  des  Kirchenrechts  findet  sich  in 
Jacobsons  kirchenrechllichen  Versuchen  II.  Bti  S.  3 folg.  Walter  handelt 
in  Buch  3 — 5 seines  Lehrbuchs  von  der  Verfassung,  der  Verwaltung  der  Kirche 
und  dein  kirchlichen  Beamtenwesen , in  Buch  6 vom  Vermögen  der  Kirche,  in 
Buch  7 vom  kirchlichen  Leben  und  Buch  8 vom  Einfluss  der  Kirche  auf  die  welt- 
lichen Rechte. 
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wornach  gehandelt  wird  1)  von  der  Verfassung,  2)  von  der  Verwaltung 
der  Kirche,  3)  vom  kirchlichen  Leben  und  zuletzt  4)  vom  kirchlichen  Ver- 
mögensrecht. 

Gegenwärtiger  Zustand  des  protestantischen  Kirchen- 

rcclils  *). 

204.  Durch  die  Reformation  ward  in  den  ihr  huldigenden  Ländern 
die  katholische  Kirchenverfassung  gänzlich  vernichtet.  Es  gab  keine  un- 
fehlbaren Concilien  mehr,  der  Clems  hörte  auf,  der  alleinige  Träger  der 
Kirchengewalt  zu  sein.  Die  heilige  Schrift  galt  als  die  einzige  Quelle  der 
Religionswahrheiten.  Doch  musste  diese  ausgelegt,  der  Auslegung  gemäss 
das  Dogma  auch  als  Grundlage  der  Lilhtirgie  und  Disciplin  feslgestelll,  mit 
diesen  anerkannt  und  als  kirchliches  Gesetz  sanctionirl  werden.  Die  Aus- 
legung und  Feststellung  war  das  Werk  der  Gotlesgelehrten,  Reforma- 
toren, die  Anerkennung  das  der  Gemeinden,  eine  formelle  Sanction 
erhielten  die  neuen  Salzungen  durch  die  Landesherrn  oder  die  Obrigkeilen 
der  freien  Städte.  Die  neue  Kirche,  ihr  Kultus  und  ihr  Recht  wurden 
demnach  consliluirt  durch  das  Zusammenwirken  von  drei  Factoren  (des 
Lehr-,  des  Nähr-  und  des  Wehrstandes  *),  d.  h.  die  Theologen, 
das  Volk  und  die  Obrigkeit  — und  eben  so  ihre  Verfassung.  Diese  war 
verschieden  je  nach  dem  vorherrschenden  Einfluss  des  einen  oder  des  an- 
dern dieser  bei  der  Reformation  und  dessen  grösserer  Beiheiligung  am 
Kirchenregiment.  Wo  die  Geistlichkeit  im  Besitze  der  höchsten  Kirchen- 
gewalt blieb,  mit  dem  Landesherm  an  der  Spitze,  entstand  die  sogenannte 
Episcopalkirche,  wie  in  England;  wo  die  Landesherrn  als  solche  das 
Kirchenregiment  führen  und  durch  goltesgelehrle  und  andere  Käthe  in  den 
Consistorien  unterstützt  werden,  die  der  lutherischen  Kirche  eigenthümliche 
Consistorial-,  wo  die  Gemeinde  mit  Einschluss  der  Gottesgelehrten  die  Fülle 
der  Kirchengewalt  besitzt,  aber  durch  Presbyterien  und  Synoden  vertreten 
wird,  die  in  der  sog.  reformirlen  Kirche  bestehende  Synodal  Verfassung. 
Aus  der  Verbindung  der  beiden  letzten  gingen  jetzt  hüuflge  gemischte 
Kirchen  Verfassungen  hervor  ’). 


1)  Die  wichtigsten  hier  aufzufiihrenden  Schriften  sind  von  Stahl,  die  Kirchenverfas- 

sung nach  Lehre  u.  Recht  der  Prot. ; P u c h t a , Einleitung  in  das  Recht  der  protestanti- 
schen Kirche,  1840;  IlOfling,  Grundsätze  der  evangelisch-lutherischen  Kirchenver- 
fassung , 3.  Aufl.  1852;  die  evangelisch-protestantische  Kirche  des  deutschen 
Reichs,  2.  Aufl.  1852;  dann  der  Aufsatz  Richters  über  die  Grundlage  der  lu- 
therischen Kirchenverfassung,  in  der  Zeitschrift  fiir  deutsches  Recht,  Bd.  IV  S.  21 ; 
sowie  der  B 1 u n t sch  1 i’s:  zur  Geschichte  der  reformirlen  Kirchenverfassung, 

cbend.  VI.  166. 

2)  Man  nannte  sie  den  statt/s  throloxirns.  orronnmiritn  und  [mlitim*. 

3)  Eine  solche  erhielt  die  Rheinpfalz  1818,  Baden  1821,  Bayern  diesseits  des  Rheins 
1825,  Meklenburg-Strclitz  eine  Synodalordnung  im  Jahre  1839. 
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Das  Dogma  ist  in  den  von  den  (iottesgelehrlen  ausgegangenen  und 
den  beiden  andern  Factoren  der  Reformation  gutgeheissenen  Bekennlniss- 
schriften  (oder  symbolischen  Büchern)  näher  bestimmt ; die  Kirchenordnun- 
gen setzen  den  Organisihus  des  Kirchenregiinenls,  die  Disciplin,  zum  Theil 
auch  die  Lithurgie  fest,  deren  genaue  Regnlirung  aber  besonders  den 
K irclienngenden  angehörl. 

Die  Kirchengewalt  ist  auch  bei  den  protestantischen  Confessionen  eine 
zweifache,  nämlich  die  den  Predigern  übertragene  des  Ministeriums  und 
Magisleriums,  also  die  Lehre  und  die  sog.  Schlüsselgewalt,  und  die  des  in 
den  Ländern  mit  Consistorialverfassung  dem  Landesherrn  zusteheude  und 
mit  Hilfe  des  von  ihm  ernannten  Obcrkirchenrnths  und  anderer  kirchlichen 
Regierungsbeamten  ausgeühten  Kirchenregiinenls.  Der  (inindanschauung 
des  Protestantismus  gemäss  sollte  aber  der  Landesherr  die  Fülle  dieser 
Gewalt  nicht  als  ein  unbeschränktes  ausschliessliches  Recht  besitzen,  son- 
dern den  Goltesgclehrlen  und  den  Gemeinden  eine  verfassungsmässige  Be- 
theiligung bei  dessen  Ausübung  gestattet  sein  ; da  diess  selten  der  Fall 
ist,  so  entstand  in  der  neuesten  Zeit  in  allen  protestantischen  Ländern 
Deutschlands  ein  Verlangen  nach  verfassungsmässigen  Reformen  '),  die 
auch  in  einigen  besonders  seit  1H-18  wirklich  erfolgten  und  in  einer  Ver- 
bindung der  Consistorial-  mit  der  Synodal  Verfassung  bestehen  *),  wobei 
dem  democratischen  Elemente  der  Kirche  in  der  Regel  mehr  Einfluss  ge- 
stattet ist,  als  es  früher  der  Fall  wnr.  Wo  diese  Verfassung  schon  früher 
bestand,  ward  sie  auf  eine  für  zeitgemäss  gehaltene  Weise  nmgestallct  * ) 
und  verschiedene  kirchliche  Institute  entweder  neu  eingeführt  oder  Refor- 
men unterworfen 1 2 3  4). 

Da  die  protestantischen  Confessionen  ihrer  Grundanschauung  gemäss 
keine  unfehlbare  Autorität  in  der  Auslegung  der  heiligen  Schrift  anerken- 
nen, so  musste  bei  den  grossen  Fortschritten  der  Wissenschaft,  namentlich 
der  Philologie,  das  Dogma  einer  beständigen  Prüfung  unterliegen,  und  die 
freie  Bibelforschung  religiöse  Ansichten  hervorrufen,  die  nicht  immer 
im  Einklang  mit  dem  Inhalt  der  symbolischen  Bücher  waren.  Diess  führte 
zunächst  zu  einer  freieren  Auffassung  der  Idee  des  Protestantismus , zur 


1)  Sie  vcranfasslcn  Entwürfe  neuer  Kirchenverfassungen,  z.  B.  für  Württemberg, 
Mecklenburg-Schwerin  und  Hannover  1819,  Braunschweig  1850,  die  Rheinpfalz 
1849.  S.  über  die  ganze  Bewegung,  welche  eine  Masse  Flugschriften  zu  Tag 
förderte,  vor  allem  Hase,  die  evangelisch  protestantische  Kirche  S.  132  folg. 

2)  Eine  (schon  den  II.  April  1853  revidirte)  neue  Kirchen  Verfassung  erhielt  1849 
Oldenburg,  eine  Diöccsansynodalordnung  Bayern  1851.  S.  überhaupt  das  allge- 
meine Kirchcnblatt  1.  S.  26.  )i.  S.  12.  353.  360.  401.  439. 

3)  In  Weslphalen  und  Rheinland  1835.  revidirt  1851.  Hase  S.  206  folg. 

4)  Z.  B.  die  Ortskirchen-  oder  Pfarrgemcinderälhe  (auch  Kirchen-  und  Schulvorstände 
genannt)  in  Hannover  den  14.  OkL  1848,  Bayern  den  7.  Okt.  1850,  Wörtern- 
berg  den  3.  Fcbr.  1851,  Weimar  den  24.  Juni  1851. 
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Annäherung,  ja  zur  freilich  meistens  nur  formellen  Union  ')  der  beiden 
grossen  protestantischen  Confessionen  (1821 — 1825),  aber  zuletzt  zu  der 
selbst  juristisch  nachhaltigen  sog.  Bekcnnlnissfrage,  deren  Entschei- 
dung aber  bei  der  grossen  Differenz  der  theologischen  Ansichten  der  Ge- 
genwart noch  nicht  erfolgte,  obwohl  in  den  meisten  protestantischen  Län- 
dern das  Festhalten  an  der  in  den  symbolischen  Büchern  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  enthaltenen  Lehre  zur  Pflicht  gemacht  ist. 

Mit  diesen  Bewegungen  hängt  eine  andere  Richtung  der  protestanti- 
schen Confessionen  der  Gegenwart  zusammen,  nämlich  die  grösslinöglichc 
Einigung 1  2)  in  einer  gemeinsamen  Gcsammtkirche,  die  unbeschadet  der 
Selbstständigkeit  jeder  der  beiden  Confessionen  und  der  einzelnen  Landes- 
kirchen, dem  evangelischen  Christenthum,  sowohl  gegenüber  der  katholi- 
schen Kirche,  als  den  in  neuerer  Zeit  so  häufig  auflauchenden  Seelen  und 
den  Anforderungen  der  Philosophie,  die  grösslmögliche  Festigkeit  geben  soll. 
Zum  Zweck  der  Herbeiführung  dieser  geistigen  Einheit  des  Protestantismus 
wurde  1831/48  der  zur  Errichtung  und  Unterstützung  armer  evangelischer 
Gemeinden  berufene  Gustav -Adolphsverein  gestiftet,  der  jährliche  Ver- 
sammlungen hält;  ferner  die  Abhaltung  von  allgemeinen  Kirchentagen, 
als  Ausfluss  des  kirchlichen  Associationsrechls  veranstaltet  (seit  1848), 
endlich  die  jährliche  Vornahme  von  Kirchenconferenzen  durch  Vertreter  der 
verschiedenen  Landeskirchen  (zuerst  1846  und  nun  regelmässig  seit  1851). 
In  dem  vom  Prälaten  Moser  seit  1852  zu  Stuttgart  im  Aufträge  der  Kirchen- 
behörden herausgegebenen  allgemeinen  Kirchenbinlt  für  das  evangelische 
Deutschland  hat  die  protestantische  Kirche  ein  Organ  für  die  gemeinsame 
Veröffentlichung  ihrer  Gesetzgebung. 

Die  systematische  Darstellung  der  einzelnen  Lehren  des  protestantischen 
Kirchenrechts  ist  der  grösseren  Einfachheit  seines  Inhalts  wegen  leichter 
zu  bewerkstelligen,  als  des  katholischen ; pflegt  aber  in  den  berühmtesten 
Lehrbüchern  mit  der  des  katholischen  so  verbunden  zu  werden,  dass  man 
der  Aufstellung  der  Grundsätze  des  letzten  die  des  ersten  folgen  lässt,  und 
wo  beide  nicht  wesentlich  von  einander  abweichen,  die  Anwendung  der 
Rechtsnormen  der  katholischen  Kirche  auf  protestantische  Verhältnisse 
näher  bestimmt. 


1)  Diese  Union  ist  eine  dogniatiich-lilhurgischc  kirchenrcgimentliche  in  der  Rhein- 
pfalz und  Baden,  eine  lilliurgisch-kirchcnregimcntliche  in  l'reussen,  und  eine  bios 
kirchcnrcginicnllichc  in  Bayern.  Vcrgl.  v.  Sehcurl  über  die  lutherische  Küche 
in  Bayern.  Erlangen  1653. 

2)  Hase  a.  a.  0.  S.  HO  folg. 
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VI.  Capitel. 

Das  Välkerrec kt. 

Dessen  Grundlagen  und  natürliche  Ent wicklungsstadien  '*). 

205.  Das  Völkerrecht  als  der  Inbegriff  der  Rechtsnormen,  welche  die 
iiusseren  Verhältnisse  der  Staaten  regtiliren,  setzt  das  Dasein  mehrerer  un- 
abhängiger, mit  einander  in  Ucrührungen  stehender,  staatlich  geeinigter 
Völker  voraus.  Diese  Thntsnche  bildet  die  materielle  Grundlage  des  Völ- 
kerrechts. Die  rationelle  besteht  im  Anerkennen  dieser  Unabhängigkeit, 
verbunden  mit  der  eines  Gemeinschafls  Verhältnisses  der  Völker.  Wenn 
sich  dann  über  ihre  gegenseitige  rechtliche  Stellung  eine  gemeinsame,  von 
ihnen  für  bindend  erkannte  Ansicht  gebildet  hat,  also  auch  die  historische 
Grundlage  hinzugekommen  ist,  kann  man  von  der  Realität  eines  wahren, 
unter  diesen  Völkern  oder  Staaten  gellenden  Rechtes  sprechen. 

I.  Man  hat  demnach  in  dem  zur  Entstehung  des  Völkerrechts  nolh- 
wendig  vorouszuselzendcn  Ihalsächlichcn  Verhältniss  zwei  Hauplmomenle 
zu  unterscheiden,  die  Souveränität  der  Völker  und  eine  unter  ihnen 
bestehende  internationale  Gemeinschaft.  Auf  das  Dasein  jener 
allein  lässt  sich  das  Völkerrecht  nicht  stützen ; indem  ohne  gegenseitige 
Anknüpfungen  und  Einwirkungen  sich  zwischen  Nationen  eben  so  wenig 
ein  rechtlicher  Zustand  denken  lässt,  wie  unter  Einzelnen.  Die  sich  als 
souverän  anerkennenden  Nationen  treten  in  Eolge  dieser  Anerkennung  als 
Rech  tssubjecte  einander  entgegen,  vollenden  aber  die  Rechlsgemein- 
schafl  erst  durch  die  Annahme  einer  gemeinsamen  sie  verpflichtenden 
Rechtsansichl. 

Das  auf  diese  Weise  unter  ihnen  für  geltend  erkannte  Recht  ist  aber 
ein  wahres  Recht,  also  nicht  blos  Moral,  ob  ihm  gleich  die  dem  Privat- 
recht  eigne  Garantie  des  gerichtlichen  Zwanges  fehlt,  indem  es  ja  zur  Con- 
stiluirung  von  Rechtsnormen  überhaupt  nichts  weiter  bedarf,  als  die  jeder- 
zeit geschichtliche  Thatsache  der  Anerkennung  einer  Rechtsansichl  als  ei- 
ner äusserlich  bindenden  Regel  (S.  oben  §.  20).  Gehl  den  Normen  des 
Völkerrechts  auch  die  eben  angeführte  gerichtliche  Zwangsgarantie  ab,  ist 
dessen  Gewährleistung  auch  eine  schwächere,  als  die  des  Staatsrechts,  so 
gebricht  es  denselben  dennoch  nicht  an  Sicherungsmiltcin,  im  äusserslen 
Falle  dem  des  Krieges,  der  ja  von  den  Völkern  für  gerecht  gehalten  wird, 
wenn  er  zur  Aufrechthaltung  eines  gemeinsam  anerkannten  rechtlichen  Zu- 


ll Die  im  Text  enthaltene  allgemeine  Theorie  des  Völkerrechts  ist  vom  Verfasser 
begründet  und  weiter  ausgeführt  im  III.  Art.  seines  Aufsatzes  : die  gegenwärtige 
Aufgabe  der  Rechtsphilosophie  in  der  Tübinger  Zeitschrift  f.  d.  Slaatswissen- 
schaft.  Bd.  VII.  S.  622—665. 
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Standes  geführt  wird.  Je  mehr  sich  das  Völkerrecht  bei  den  gebildeten 
Nationen  befestigt  «nd  ausgebildet  hat,  um  so  stärker  sind  dessen  Garan- 
tien geworden,  indem  die  unter  ihnen  bestehende  allgemeine  Rcchlsgemein- 
schalt  nach  und  nach  zu  dem  Ergebniss  geführt  hat,  dass,  sobald  ein  Staat 
auf  eine  widerrechtliche  Weise  von  einem  andern  angegriffen  oder  bedroht 
wird,  die  übrigen  sich  auf  seine  Seite  stellen  oder  als  Vermittler  des  Frie- 
dens aufzutreten  pflegen.  Man  kann  und  muss  daher  vom  wirklichen  Völ- 
kerrechte die  blosse  Völkermoral  ebenso  wie  die  Völkerpolilik  unterschei- 
den, die  erste  besteht  in  den  von  den  Völkern  anerkannten  sittlichen  Ver- 
pflichtungen des  allgemeinen  Wohlwollens,  der  Humanität  und  der  Hülfs- 
leislung  in  Nothfallen,  Verpflichtungen,  auf  deren  Erfüllung  sie  keine  recht- 
liche Ansprüche  machen ; die  letzte  in  der  durch  ihr  gegenseitiges  Interesse 
gebotenen- Klugheit.  Wenn  allerdings  nicht  selten  dies  letzte  zum  Vorwand 
ungerechter  Anforderungen  gegen  andere  Nationen  genommen  wird,  auch 
oft  mehr  als  die  Achtung  der  Rechtsidee  das  Motiv  der  äusseren  Slaaten- 
politik,  namentlich  der  Mächtigeren  ist,  so  ist  doch  keine  begriffliche  Ver- 
wechslung beider  möglich  und  wird,  wo  sie  versucht  wird,  sogleich  er- 
kannt und  durch  das  allgemeine  Rechtsbewusstsein  der  Völker  zurückge- 
wiesen. 

II.  Aus  dieser  unserer  Ausführung  ergibt  sich  nothwendig ; dass  alles 
wirklich  geltende  Völkerrecht  positives  Recht  ist.  Es  entspringt  da- 
her auch  aus  den  und  zwar  nur  aus  denselben  Quellen,  aus  welchen  auch 
die  Grundsätze  des  Privatrechts  und  das  Slaatsrechl  fliessen.  Es  ist 
Völkergewohnhcits-,  Völkergeselzes-  und  Völkerjuristen- 
recht; doch  treten  die  beiden  letzten  Arten  wenigstens  theilweise  in  einer 
besondern  Gestaltung  hervor.  Die  Realität  eines  Völkergewohnheitsrechts 
ist  eine  so  unbczwcifelte  geschichtliche  Thatsaehe,  dass  manche  Rechls- 
lehrer  dasselbe  für  die  einzige  Quelle  des  Völkerrechts  haben  erklären 
wollen:  die  allgemeine  gegenseitige  Behandlungsweise  der  Staaten,  selbst 
der  noch  wenig  in  der  Cullur  fortgeschrittenen  Völker  beruht  ja  auf  der 
Sitte. 

Das  Völkergesetzesrechl  erscheint,  so  lange  die  Völker  sich  nicht  bun- 
desstaatlich geeinigt  haben,  nur  in  der  Form  des  Völkervertrages, 
muss  aber  dennoch  für  Gesetzesrecht  erklärt  werden,  weil  es  von  einer 
über  dem  Einzelnwillen  der  Conlrahirenden  stehenden  Gewalt  ihres  una- 
nimen  Gesammlwillens  ausdrücklich  festgesetzt  ist,  und  weil,  wenn  der 
Vertrag  nicht  blos  ein  eine  besondere  Angelegenheit  regulirendes  Rechts- 
geschäft ist,  sondern  die  Sanclion  einer  allgemeinen  Norm  (z.  B.  des 
Grundsatzes  der  Nichtintervenlion  in  den  inneren  Angelegenheiten  eines 
Staates  oder  der  Unterdrückung  des  Sklavenhandels),  dadurch  diesem  der 
Charakter  eines  Völkergesetzes  ausdrücklich  erlheilt  wird. 

Auch  die  Realität  eines  internationalen  Jurislcnrechts  ist  ausser  Zwei- 
fel; doch  ist  diess  wie  alles  Juristenrecht  später  entstanden,  als  die  beiden 
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andern  Quellen  des  Völkerrechts,  hat  sich  dann  aber  so  vollkommen  aus- 
gebildet, dass  es  das  allgemeine  oder  natürliche  Völkerrecht  genannt 
und  auf  die  Autorität  berühmter  Völkerrechtslehrer  gestützt  wurde,  und 
durch  ein  streng  wissenschaftliches  Verfahren  zu  begründen  versucht  wird. 

III.  Bei  den  unter  Völkern  verkommenden  Rechtsverhältnissen 
lassen  sich,  wie  bei  allen  andern,  die  drei  Hauptmomenle  der  Per- 
son, der  Sachen  (des  Vermögens)  und  der  Handlungen  unter- 
scheiden. Die  Anerkennung  der  Völkerpersönlichkeit,  die  nothwen- 
dig  in  der  seiner  Regierung  besteht,  ist  der  Ausgangspunkt  des  ganzen 
Völkerrechts.  Es  besteht  zwischen  den  völkerrechtlich  verbundenen  Völ- 
kern eine  Rechlsgemeinscliaft  (die  der  Philosoph  Wolf  einst  Civitas  maxima 
nannte) , in  welcher  die  einzelnen  Staaten  die  Rechtssubjecte  sind.  Es 
stehen  ihnen  daher  alle  in  der  Persönlichkeit  enthaltenen  Rechte  der  Unver- 
letzlichkeit, der  Ehre,  des  Besitzes  und  der  Freiheit  des  Handelns  (inner- 
halb der  rechtlich  bestehenden  Grunze)  zu,  wie  den  individuellen  Personen, 
und  die  Verletzungen  dieser  Rechte  gelten  bei  allen  Völkern  als  ein  justtu 
Casus  belli.  Die  Handlungen  der  Völker  gegen  einander  sind  natürlich  ver- 
schieden, je  nachdem  sie  auf  dem  Fusse  der  Freundschall  und  des 
Friedens  oder  dem  der  Feindschaft  oder  des  Krieges  zu  einander 
stehen.  Doch  pflegen  auch  die  wenig  civilisirten  Völker  selbst  in  dem 
letzten  Falle  noch  gewisse  Maximen  als  Rechtsnormen  zu  befolgen , so 
dass  man  das  Völkerrecht  auch  das  Jus  belli  et  pacis  genannt  hat. 

206.  Das  Völkerrecht  als  ein  auf  der  Zustimmung  von  einander  un- 
abhängiger souveräner  Staaten  beruhendes  Recht  hat  sich  viel  langsamer 
befriedigend  ausgebildet,  als  die  übrigen  Zweige  des  Rechts.  Man  kann 
in  seinem  Entwicklungsgänge  mehrere  durch  die  Natur  der  Sache  gegebene 
Stadien  oder  verschiedene  Entwicklungsstufen  1 2 ) desselben  unterscheiden. 

a)  Das  Völkerrecht  begann  von  jeher  als  blos  subjcctives  Recht 
(s.  oben  §.  51).  Jedes  Volk  folgt  ursprünglich  in  der  Behandlung  inter- 
nationaler Verhältnisse  seiner  eignen  Ansicht,  die  es  für  rechtlich 
begründet  hält,  und  durch  Gewalt  oder  List  durchzulührcn  sucht.  Es  ge- 
steht andern  Völkern  keine  andere  Rechte  zu  als  diejenigen,  die  es  ihnen 
freiwillig  oder  verlragsmässig  gewährt  hat.  Jeder  Fremde  ist  wie  einst 
bei  den  Römern  hoslis.  Diess  ist,  wie  man  neustens  geschichtlich  nuch- 
gewiesen  hat1),  das  Völkerrecht  der  wilden  und  ha  Ibwilden  Stämme, 
und  war  anfangs  das  Völkerrecht  der  Juden,  der  Griechen,  der  Römer,  später 
der  Moslemitcn,  und  ist  noch  jetzt  das  der  Chinesen,  Japanesen  und  andrer 
orientalischer  Völker  3). 

b)  Allein  theils  der  Rcchlssinn,  ihcils  das  gegenseitige  Interesse,  wel- 


1)  Tut).  Zeitschrift  f.  die  Slaatswi&scnschRft  a.  a.  0.  S.  654  felg. 

2)  Fallati  in  d.  Tüb.  Zeitschrift  f.  d.  Staatswissenschaft  IS.  VI.  S.  151  folg. 

3)  Müller-Jochmus,  Geschichte  des  Völkerrechts  im  Altcrlhum  $.  17—27. 
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ches  benachbarte  Völker  Malier  mit  einander  verbindet,  pflegt  zur  Entstehung 
gemeinsamer  Ansichten  über  ihre  Stellung  als  Nationen  zu  führen,  die  llieils 
durch  die  Sitte,  theils  durch  Verträge  eine  äussere  Sanction  erhalten. 
Durch  diess  gemeinsame  Völkerrechtsbcwusslsein  gestalten  sich  die  inter- 
nationalen Verhältnisse  zu  socialen,  jedoch  noch  nicht  als  festgcordnele 
und  unter  den  Schulz  äusserer  Garantien  gestellte  Rechtsordnung. 

e)  Diese  entsteht  aber  im  dritten  Stadium  der  Entwicklung  des  Völ- 
kerrechts, welches  das  des  Staaten  b und  es  ist,  derselbe  mag  sich  all- 
mälilig  durch  besondere  Bündnisse  und  eine  stillschweigende  Anerkennung 
einer  unverletzlichen  internationalen  Rechlsgemeinschafl  gebildet  haben,  oder 
durch  den  formellen  Abschluss  eines  allgemeinen  Bundes  (wie  z.  B.  1648 
in  Münster  und  Osnabrük  oder  1815  in  Wien)  gestiftet  worden  sein.  Es 
beginnt  dann  ein  wahres  Staate  nsystem,  das  unter  die  bestmöglichen 
Garantien  z.  B.  das  des  s.  g.  europäischen  Gleichgewichts  gestellt  wird  und 
zur  Folge  hat,  dass  auch  der  schwächste  Staat  völkerrechtlich  eben  so  frei 
wird,  wie  der  mächtigste,  indem  alle  verbündeten  Staaten  lür  die  Aufrecht- 
haltung ihrer  gegenseitigen  Unverletzlichkeit  sich  solidarisch  verpflichten, 
und  dem  von  einer  der  Mächte  ohne  Grund  angegriffenen  Staate,  alle 
übrigen  sich  zur  Seile  stellen. 

d)  Es  darl  jedoch  diese  dritte  Entwicklungsstufe  des  Völkerrechts  nicht 
für  die  höchste  angesehen  werden;  eine  höhere  ist  die  des  Völkerbun- 
desslaales, auf  welcher  die  immer  noch  souveränen  Einzelstnalen  eine 
der  Gesammlheit  aller  zustehende,  jedoch  in  bestimmte  Griinzen  eingeschlos- 
sene Conirolsouvcränität  über  sich  erkennen,  von  der  auch  die  Entschei- 
dung aller  unter  den  Einzelnstaalen  entstehenden  Uechlsslrcitigkeilcn  aus- 
zugehen hat.  Zwar  haben  sich  bis  jetzt  solche  Zustände  nur  bei  einzelnen 
Staaten  oder  Völkergruppen  (in  der  Schweiz  und  in  Nordamerika)  auf  eine 
bleibende  Weise  ausgebildet;  doch  ist  eine  Annäherung  des  grossen  euro- 
päischen Völkerbundes  an  eine  solche  bundesstaatliche  Ordnung  in  unserm 
Jahrhundert  sichtbar,  indem  faclisch  die  lünf  Grossmächle  Europas  bei 
verschiedenen  Veranlassungen,  als  die  höchste  völkerrechtliche  Autorität 
unseres  Weltlheils,  völkerrechtliche  Streitigkeiten  oit  nach  Anrufung  ihrer 
Intervention  durch  die  beiheiligten  Staaten  geordnet  oder  entschieden  haben. 

Geschichtlicher  Entwicklungsgang  des  europäischen  Völ- 
kerrechts 1 ). 

207.  Die  Geschichte  des  europäischen  Völkerrecht  beginnt  mit  der 

t)  Die  neusten  Werke  über  die  Geschichte  des  Völkerrechts  sind  v.  Zachariac, 
Vierzig  Bücher  von  Staat  B.  V.  Müller-Joch mns,  1848.  llälschner  in 
Ebertys  Zeitschrift  1.  6.  PütterI843.  Whcaton  1841  u.  1852,  und  das  erst 
seit  1850  begonnene  von  Laurent  in  3 Bänden.  Die  Geschichte  der  Slaats- 
verträge  schreiben  1706/7  Koch,  1807  v.  Martens,  1815/8  Schöll,  1848/53 
Grafen  Garden. 
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Völkerwanderung-  und  schlicssl  sich  an  das  im  grossen  Römerreiche  be- 
folgte an.  Die  Römer  vcrliessen  schon  zur  Zeit  der  Republik  den  Stand- 
punkt des  subjecliven  Rechts  und  erkannten  gemeine  Völkerrechtsgrund- 
sälze  an,  die  sic  freilich  so  lange  sie  iin  Besitze  ihrer  unwiderstehlichen 
Militärmacht  waren,  auf  eine  ihren  Interessen  gemüssc  Weise  praktisch 
anwandlen.  Es  gab  zur  Schlichtung  völkerrechtlicher  Streitigkeiten  Völ- 
kerschiedsgerichlc,  und  die  Socii  standen  zu  ihnen  in  einem  friedlichen  ver- 
tragsmässig  festgestellten,  lür  diese  in  der  Regel  sehr  nachlhciligcn  Ver- 
hältnisse : doch  wurden  nach  und  nach  alle,  nach  Versuchen  sich  aus  ihrer 
drückenden  Lage  zu  befreien,  Unterlhanen  der  Römer.  Die  besiegten  Staa- 
ten bestanden  unter  der  Hoheit  des  römischen  Volkes  als  bürgerliche 
Gemeinschaften  fort,  die  als  Provinzen  organisirl  von  höchsten  Beam- 
ten des  Staats  regirt  wurden.  Nur  die  Bewohner  Italiens  gelangten  in  Folge 
der  Lex  Julia  de  libertate  cum  sociis  communicanda  v.  J.  665  zu  vollem 
römischen  Slaatsbürgerrechl,  das  zuweilen  als  Jus  itaticum  einzelnen  nusser- 
italischcn  Civitales  crtheilt  wurde.  Die  Barbaren  wurden  aber  als  rechtlose 
Völker  behandelt  und  ihre  Unterjochung  versucht.  Als  aber  diese  die  stär- 
keren wurden,  behandelten  sie  die  Römer  nach  ihrem  eignen  Princip  und 
gerirten  sich  als  rechtmässige  Herren  des  von  ihnen  eroberten  Gebietes  des 
römischen  Reichs. 

So  galt  dann  auch  bei  den  Germanen  die  Eroberung  als  ein  gültiger 
Rechtslilel,  in  Folge  dessen  die  Franken  ihre  grosse  Monarchie  gründeten. 
Nach  der  politischen  Umgestaltung  Europas  durch  das  Feudalsystem 
und  der  Vollendung  der  päbsllicheu  Hierarchie  schufen  die  Grundsätze 
der  ersten  und  des  kirchlichen  Rechts,  wenigstens  theilwcisc,  neue  Grund- 
lagen des  europäischen  Völkerrechts,  indem  der  Lehnsverband  für  das  völ- 
kerrechtliche Verhällniss  vieler  Staaten  maassgebend  war,  und  der  Pabst 
der  natürliche  Schiedsrichter  unter  den  Königen  wurde.  Diese  Zustände 
änderten  sich  gegen  das  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  als  die  fran- 
zösische Eroberungspolitik  ihr  Spiel  begann,  das  zur  Zeit  Kaiser  Carls  V. 
so  viele  blutige  Kriege  in  Europa  veranlassle. 

Durch  die  Reformation  wurde  das  mittelalterliche  System  endlich 
ganz  gebrochen,  indem  die  Kirche  dem  Protestantismus  alle  Berechti- 
gung absprach  und  nun  durch  die  Religionskriege  ein  Znsland  des  Völker- 
fauslrechls  herbeigeführt  wurde,  von  welchem  die  Eroberungspolitik  der 
Franzosen,  Schweden  und  des  Hauses  Oestreich  den  grösst- möglichen 
Vorlheil  zu  ziehen  suchten.  Erst  durch  den  weslphälischen  Frieden 
trat  Europa  aus  diesem  Stadium  des  subjecliven  Rechts  und  gelangte  zu 
einer  verlragsmässig  geordneten  Rechlsgeincinschafl  der  Staaten,  deren 
Selbstständigkeit  durch  das  System  des  europäischen  Gleichgewichts  ge- 
schützt werden  sollte.  Aber  die  Eroberungspolitik  Ludwigs  XIV.  suchte 
beständig  dasselbe  zu  durchbrechen;  doch  gelang  es  diesem  König  nicht, 
den  politischen  Principal  in  Europa  an  sich  zu  bringen.  Auch  nachher 
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dauerte  die  namentlich  bei  Gelegenheit  von  streitigen  Lündersuceessions- 
ffdlen  sehr  Ihäligc,  in  der  Regel  auf  I.elmsansprüehc  sich  stützende  all- 
gemeine Eroberungspolitik  der  Höfe  fort,  liihrle  zu  partiellen  Umgestal- 
tungen der  europäischen  Territorial  Verhältnisse,  unter  welchen  die  allmäh- 
liche Erhebung  Prenssens  zu  einer  europäischen  Grossmachl  die  nachhaltigste 
ist.  Die  grösste  Gefahr  drohte  dem  europäischen  Völkerrechte  durch  die 
französische  Revolution  und  durch  die  Eroberungspolitik  Napoleons,  der  das 
von  ihm  nicht  geachtete  System  des  europäischen  Gleichgewichts  zerstörte 
und  den  Umfang  der  Berechtigung  eines  Staates  gegenüber  den  andern 
lediglich  auf  die  Macht  des  Schwerles  stützte.  Doch  gelang  es  ihm  nicht 
eine  Universalmonarchie  zu  gründen:  mit  seinem  Sturze  zerfiel  der  politi- 
sche Principal  Frankreichs,  und  die  Befestigung  der  auf  dem  nenrestaurirten 
System  des  Gleichgewichts  beruhenden  Ordnung  des  europäischen  Völker- 
rechts war  das  Endergebnis  des  zwanzigjährigen  Kampfes.  Die  Acic  des 
Wiener  Congresses  wurde  die  Magna  Carla  der  änssern  Staatsordnung 
Europas , die  Grundsätze  derselben  wurden  llieils  durch  die  Diplomatie 
theils  durch  die  Wissenschaft  genauer  bestimmt ; die  natürliche  Pentarehie 
Englands,  Russlands,  Frankreichs.  Ocstreiehs  und  Prenssens  übt  ein  höch- 
stes Protectoral  aller  Staaten  aus,  und  vermittelt  oft  als  Stanienschiedsgc- 
rieht  die  Völkerconlliele.  Europa  bildet  einen  grossen  Slaalenbund,  zu  dem 
auch  die  Republik  der  nordameriknnischeti  Freistaaten  in  einem  völkerrecht- 
lich regulirten  Verhältnis  stellt.  Verschiedene  Principien  des  als  Welt- 
recht sich  gestaltenden  europäisch  amerikanischen  Völkerrechts  sind  in 
anerkannter  Geltung,  wie  z.  B.  der  Freiheit  der  Meere,  der  Unverletzlich- 
keit eines  anerkannten  souveränen  Staates,  obwohl  was  diese  Anerkennung 
hclriQt,  manche  Staaten  wie  z.  B.  Russland  strengere  Grundsätze  befolgen, 
ni  andere  wie  z.  B.  England  und  Nordamerika.  Auch  haben  die  Mächte 
völkerrechtliche  Grundsätze  vertragmässig  feslgeslellt,  wie  z.  B.  die  Nieht- 
duldung  des  Sklavenhandels  und  deshalb  die  Zulassung  des  Visilalions- 
rcchls  der  Schilfe  auf  dem  Weltmeer  durch  die  Marine  der  Seemächte. 
Uebcriiaupl  hat  die  Entwicklung  des  Völkerrechts  eine  Höhe  und  eine  Fe- 
stigkeit erreicht,  die  es  höher  in  der  Wellgeschichte  nie  halte,  und  wird 
unter  der  Herrschaft  der  humanen  Weltonsichlen  der  Gegenwart  im  Laufe 
der  Zeilen  noch  grössere  machen.  Sein  höchstes  Ziel  ist  die  Gründung 
und  Befestigung  einer  friedlichen,  das  Wohl  und  die  Humanisirung  aller 
Völker  der  Erde  bezweckenden  ergänzenden  Gemeinschaft. 

Grundzüge  des  europäischen  Völkerrechts  der  Gegen  wart ')■ 
208.  Das  jetzt  geltende  anf  stillschweigende  Befolgung,  Stnalsvci  trüge 


1)  Der  Verfasser  folgt  in  seiner  Darstellung  dem  Lehrbuch  von  A.  W.  Hof  fler: 
das  enmpfllsehc  Völkerrecht  der  (iegeinvarl  1.  Ansg.  1844.  2.  184*.  Die  frohe- 
ren Lehrbücher  v.  Vnttcl,  Günther,  Martens,  Klober,  Penhn  iro*  Fer- 
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und  gemeinsam  anerkannte  wissenschaftliche  I’rincipien  sich  stützende  Völ- 
kerrecht ist  Recht  des  Friedens  und  des  Krieges  d.  h.  Völkerrecht  im  Zu- 
stande des  Friedens  und  in  dein  des  Unfriedens  der  Völker. 

I.  ln  dem  ersten  dieser  Zustände  ist  die  unter  den  sich  als  souverän 
anerkennenden  Staaten  bestehende  Uechtsgemeinschafl  so  befestigt,  dass 
unter  ihnen  nicht  nur  über  die  rechlliche  Stellung  der  Staaten,  ihre  gegen- 
seitigen Rechte  und  Verbindlichkeiten  kein  Streit  stallfand,  sondern  dass 
sie  sich  als  befreundete  Völker  behandeln  und  ihren  Angehörigen  alle 
Hülfe  und  Vortheile  zukommen  lassen,  welche  sich  gegenseitig  vollkommen 
achtende  und  wohlwollend  gesinnte  Personen  zuzugeslehen  pflegen. 

A.  Alle  aus  der  Rechtspersönlichkeit  der  Staaten  fliessende  Berechti- 
gungen werden  gegenseitig  heilig  geachtet  und  das  Princip  der  Rechts- 
gleichheit um  so  mehr  befolgt,  als  es  der  halbsouveränen  Staaten  nur 
noch  wenige  gibt,  und  die  durch  Sille  und  Convenienzen  eingeführte 
Rangordnung  der  Mächte  es  nicht  beeinträchtigt.  In  Folge  der  Rechtsper- 
sönlichkeit der  Staaten  haben  auch  deren  Oberhäupter  insbesondere  die 
souveränen  Lundesherrn  andern  Stauten  gegenüber  eine  hohe  Stellung. 
Ihre  Ehre  darf  von  andern  Staaten  oder  ihren  Staatsangehörigen  nicht  ver- 
letzt werden;  wenn  sie  in  anderen  Ländern  als  Souveräne  reisen,  werden 
ihnen  Ehrenbezeugungen  zu  Theil,  so  wie  sic  von  ihren  Collegcn  ihrem 
feststehenden  Range  gemäss  zu  behandeln  sind1).  Desgleichen  haben  die 
zu  einer  auswärtigen  Staatsregierung  abgeordnelen  oder  bei  ihr  nccreditir- 
ten  Vertreter  befreundeter  Staaten  im  Lande  dieser  eine  besondere  recht- 
liche Stellung,  die  vor  allem  darin  besteht,  dass  ihnen  das  Recht  der  voll- 
kommenen Unverletzlichkeit  und  der  s.  g.  Exterritorialität*)  zukommt,  in 
Folge  welcher  sie  und  ihr  Haus  weder  der  Gesetzgebung  noch  den  Ge- 
richten des  Landes,  in  welches  sie  gesandt  sind,  unterliegen,  in  wie  weit 
sie  sich  nicht  selbst  denselben  durch  dnzu  geeignete  Handlungen  unlerordneu. 
Auch  der  im  Auslände  weilende  Souverän  hat  diess  eminente  Privilegium. 
Hat  sich  die  fremde  Regierung  über  den  Gesandten  zu  beklagen, so  muss  sie 
ihre  Beschwerde  bei  seiner  Regierung  anbringen.  Das  Gesandlcnwesen 
hat  sich  bei  den  neueren  Völkern  bis  in  die  kleinsten  Eiuzclnheilcn  ausgebil- 
det. Man  unterscheidet  verschiedene  Rangklassen*)  dieser  wichtigen  Organe 
des  internationalen  Verkehrs  der  Staaten : die  erste  bilden  die  als  Legati  a 
latere  oder  Xuntii  vorkommenden  Botschafter  des  Pabstes  und  die  unter 


r a r a,  Schmalz,  S c h m c 1 z i n g,  Saatfeld  n a.  sind  oben  schon  angeführt  wor- 
den. Die  neusten  ausländischen  Darstellungen  des  Völkerrecht*  sind  die  des  fran- 
zösischen Grafen  von  Garden  1852,  des  Amerikaners  Whcaton  1848,  Richard 
Wildman  1819,  und  des  Spaniers  de  Pnudu  1843. 

1)  Hcfftcr,  $.  53  - 56. 

2)  Ileffter,  J.  212—216. 

3)  Ileffter,  S-  208. 
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dem  Nomen  eines  Ambassadeurs  auflretenden  eines  weltlichen  Souve- 
räns oder  einer  Republik;  die  zweite  Klasse  machen  die  Internimlien  des 
Pabsles  und  die  als  Gesnndlcn  oder  Minister  oder  bevollmiichiiglc  Minister 
weltlicher  Staaten  (Envoyes , ministres  pitbiipo/cnliaires  und  ministret  resi- 
sidens ) bei  andern  beglaubigten  Diplomaten  aus.  Beide  Klassen  sind  vom 
Oberhaupte  des  fremden  Staates  und  zwar  die  ersten  unter  Beobachtung 
besonderer  Feierlichkeiten  zu  empfangen  und  gemessen  höhere  Ehren- 
rechte *).  Die  dritte  Klasse  besteht  aus  den  bloss  bei  dem  Ministerium 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  eines  fremden  Staates  beglaubigten  Char- 
ges  d Affaires,  den  zum  Schutze  der  im  fremden  Lande  weilenden  Unter- 
thanen  eines  Staates  ernannten  und  zugelassenen  Consuln  1 2 3 ).  Verschieden 
von  ihnen  sind  die  die  völkerrechtliche  Persönlichkeit  eines  auswärtigen 
Staates  nicht  formell  vertretenden  Agenten  oder  Commissarien  *).  Die 
Wissenschaft  der  gesammten  slaatsmännischcn  Thätigkcil  der  verschiedenen 
Agenten  der  Staaten  hat  sich  als  die  auch  gewissen  Grundsätzen  unterliegende 
Doctrin  der  Diplomatie  oder  diplomatischen  Kunst  ausgebildel  4 * 6). 
Endlich  haben  auch  die  sämmllichen  Angehörigen  eines  Staates  Rechte  in 
den  Territorien  eines  andern  befreundeten  Staates;  es  sind  diese  interna- 
tionalen Rechtsverhältnisse  derselben  in  der  Regel  durch  die  Gesetzgebung 
eines  jeden  Staates  näher  bestimmt;  im  allgemeinen  geniesst  der  Auslän- 
der im  fremden  Staate  ein  Gastrecht  und  persönlichen  Schutz , ist 
jedoch  den  Straf-  und  Polizeigesetzen  desselben  unterworfen  und  kann 
nicht  bloss  im  Falle  der  Verletzung  derselben  gestraft,  sondern  auch,  wenn 
er  durch  sein  Betragen  eine  gerechte  Unzufriedenheit  der  fremden  Iterie- 
rung sich  zuzieht,  oder  als  gefährliches  Subjekt  ausgewiesen  werden. 

B.  Die  in  völkerrechtlicher  Beziehung  *)  wichtigen  Sachen  sind  vor 
allem  die  Staatsgebiete  oder  Territorien,  deren  Gränzen  durch  Völkcr- 
verlräge  festgesetzt  zu  werden  pflegen,  die  dazu  gehörenden  auswärtigen 
Staatspertinenzen  und  Colonien,  endlich  Theile  des  Meeres,  in  wie  weit 
dieselben  durch  den  Staat  beherrscht  oder  auch  z.  B.  durch  eine  vollstän- 
dige Absperrung  besessen  werden  können,  denn  im  Allgemeinen  ist  der 
Grundsatz  der  Freiheit  der  Meere  von  allen  Völkern  anerkannt  *).  Dem 
Ausland  gegenüber  steht  jedem  Staate  ein  unbeschränktes  Verfögongsrcchl 
über  sein  Staatsgebiet  und  innerhalb  desselben  zu.  Er  kann  nach  Belieben 


1)  Hcfftcr,  $.  220-221. 

2)  Refft  er,  S- 208.  223-220. 

3)  Heffter,  *•  222. 

4)  Heffter,  231 — 237.  Eine  Geschichte  derselben  schrieb  Flossau,  histoire 

de  ta  diplomatie  frnrtf ritte  18t  1.  1852.  Ein  l.chrhueh  11.  de  Martens  in 
seinem  Guide  diplnmatique.  1822 — 1632.  Hcfftcr,  J.  58. 

51  Heffter,  §.  64—68. 

6)  Hcfftcr,  $.  73—76. 
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Heerstrassen,  Eisenbahnen,  Festungen  und  Waffenpläitze,  Telegraphenlinien, 
Freihafen  anlegen,  das  Grundeigenthum  im  Lande  beliebig  besteuern  und 
Zölle  an  der  Grunze  nach  seinem  Belieben  erheben.  Doch  kann  dieses 
allgemeine  Verlfigungsrecht  durch  Vertrüge  und  zwar  selbst  durch  s.  g. 
Staatsservituten  *)  z.  B.  die  Gestattung  des  Durchmarsches  der  Truppen 
eines  andern  Staates  beschränkt  sein. 

Das  europäische  Völkerrecht  hat  verschiedene  Rechlsgrundsatze  über 
den  Erwerb  und  Verkauf  der  Territorien  1 2 3 ).  Ausser  dem  Territorium  können 
die  Staaten  noch  andere  von  fremden  Nationen  als  ihnen  angehörend  zu 
achtende  Sachen  haben,  z.  B.  Schiffe,  sie  mögen  Fluss-  oder  Seeschiffe 
sein.  Dieselben  sind  gewissermassen  ihre  wandelnden  Gebietsthcile  und 
stehen  unter  dem  Schulze  des  allgemeinen  Seerechts  *). 

C.  Die  wichtigsten  völkerrechtlichen  Handlungen  der  Staaten  im  Zustande 
des  Friedens  sind  dicSlaals-  oder  Völkerverträge  ( Trottes)  \ sie  sind 
von  verschiedener  Art  als  Grunz-,  Abtretung«-,  Theilurgs-Vcrlräge,  Bestellun- 
gen von  Staatsservituten,  Lehns-  und  Erbverträge,  besonders  aber  die  sehr 
mannigfaltigen  Soeietütsverträge  der  Staaten.  Man  unterscheidet  hinsicht- 
lich der  letzten  die  blossen  Freundschaftsbündnisse  theils  blosse  Anerken- 
nungsaele  des  fremden  Staates  oder  seiner  Regierung,  theils  Verträge,  wo- 
durch man  sich  einen  bestimmten  Verkehr  oder  gewisse  Begünstigungen 
oder  Gemeinsamkeit  gewisser  Rechte  einräuml,  wie  Münz-,  Maas-  und  Ge- 
wichtseonventionen,  Handels-  und  SchifTfahrtsverlräge  4),  ferner  Verträge 
über  Auslieferung  der  Verbrecher,  der  Deserteurs  u.  s.  w. ; dann  Bünd- 
nisse oder  Allianzen  wegen  eines  gewissen  politischen  Verhaltens  gegen 
andere  Staaten,  namentlich  bei  einlretenden  Kriegsfällen,  sie  seien  Neutra- 
liläts-,  Barrieren-Verträge,  Defensiv-  oder  Offensiv- Allianzen ; ferner  Scltulz- 
und  Garantie-Verträge,  welche  die  Aufrechlhallung  eines  bestehenden 
Besitz-  oder  Rechlszustandcs  bezwecken,  endlich  Vereinsverträge  oder  Con- 
föderationen  der  Staaten,  unter  welchen  die  Zoll-  und  Handelsverträge,  die 
Schliessung  eines  Staalenbundes  von  der  nachhaltigsten  nicht  bloss  völker- 
rechtlichen Wichtigkeit  sind  5 6). 

Ueber  die  Eingehung,  die  Gültigkeit,  die  Auslegung  und  die  allgemei- 
nen rechtlichen  Wirkungen  der  Staatsvertrüge  gelten  im  Ganzen  die  im 
Privntrechl  sanctionirten  Rechlsgnindsälze  •),  und  was  die  Anfechtung 


1)  Heffter,  §.  42.  43. 

2)  Hoffter,  §.  89—72. 

3)  Heffter,  § 78  — 80.  James  Reddil , Rep.  historienl  and  critical  on 
maritime  international  lawt.  Edinh.  1844.  2 V.  8. 

4)  S.  über  die  wichtigsten  Vorträge  dieser  Art  V.  Gallo , Conttrati  e conventioni 
di  commercio  etc.  Triesta  1845. 

5)  Heffter,  90—93. 

6)  Heffter,  S-  83-89.  94.  95. 
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oder  das  Aulhören  betrifft,  manche  dem  Völkerrechte  eigentümlichen  Rechts- 
regeln unter  andern  die,  dass  bei  dem  Staatsverlragc  stets  die  Clausula  re- 
bus  sic  stantibus  stillschweigend  angenommen  sei,  in  Folge  welcher  ein  Staat 
von  einem  eingegangenen  Vertrage  zurückzulrelen  berechtigt  sei,  wenn  die 
Verhältnisse,  welche  das  Motiv  des  Vertrags  bildeten,  nicht  eintreten  oder 
wegfielen  oder  wenn  der  contrahirende  Staat  durch  die  Aufrech  thallung 
des  Vertrags  in  seinen  wesentlichsten  Interessen  verletzt  würde  u.  dgl. 
mehr  ‘). 

Es  können  auch  obligatorische  Verpflichtungen  der  Staaten  gegen- 
einander ohne  Vertrag  und  zwar  nicht  blos  ex  delicto,  sondern  auch  auf 
andere  Weise  z.  B.  quasi  ex  contraclae  entstehen  *). 

209.  Entstehen  zwischen  den  Staaten  entgegengesetzte  Ansichten 
über  ihre  Rechte  oder  Zerwürfnisse,  weil  ein  Staat  durch  den  andern  in 
seinem  Rechte  sich  für  verletzt  hält,  oder  weil  der  eine  an  ihn  gerichtete 
auf  eine  Verpflichtung  desselben  gestützte  Anforderung  nicht  erfüllen  zu 
sollen  oder  sie  mit  Gewalt  zurückweisen  zu  müssen  glaubt,  so  beginnt 
zwischen  ihnen  ein  Rechstslreit,  dessen  Lösung  das  völkerrechtliche  Ver- 
hültniss  selbst  als  das  einer  Uechtsgemeinschafl  und  des  Friedens  auf  dem 
friedlichen  Wege  verlangt.  Es  darf  in  thesi  nicht  angenommen  werden, 
dass  ein  Staat  dem  andern  Unrecht  thun  will;  da  aber  über  ihnen  in  der 
Regel  kein  höheres  zur  Schlichtung  der  Streitigkeiten  souveräner  Völker 
compelenles  Gericht  mit  vollziehender  Gewalt  besteht,  so  sind  andere 
Wege  zur  Entscheidung  derselben  cinzuschlagen.  Diese  sind: 

A.  vorerst  diplomatische  Unterhandlungen  und  giitlicho  Versuche  und 
zwar  zunächst  offene  Darlegungen  der  streitigen  Sache  in  Denkschriften, 
die  nöthigen  Falls  zu  grösserer  Rechtfertigung  der  streitenden  Parteien  der 
Oeffentlichkcit  übergeben  werden  *).  Um  leichter  und  schneller  ein  Ver- 
ständniss  herbeizuführen,  wendet  sich  der  eine  oder  der  andere  Theil  an 
einen  drillen  Staat  um  durch  seine  Verwendung  bei  dem  Gegner  eine  Ver- 
mittlung herbeizuführen,  die  nur  möglich  ist,  wenn  dieser  die  bona  officia 
der  dritten  Macht  annimmt.  Ein  weiterer  Schritt  ist  die  Wahl  eines  oder 
mehrerer  Schiedsrichter,  auf  deren  Spruch  sie  compromillircn.  Besteht  ein 
Slnalenbund,  so  ist  oft  mit  demselben  zugleich  ein  höchstes  Bundes-  oder 
Bundcsschicd - oder  ein  s.  g.  Auslrägalgcrichl  verbunden,  deren  Urthcile 
die  vollziehende  Macht  des  Bundes  ausführt 1 2 3  4). 

B.  Führen  die  gütlichen  Versuche  nicht  zum  Ziele,  dann  beginnt  der 
Zustand  des  Unfriedens,  d.  h.  die  Anwendung  von  Mitteln  der  Selbst- 


1)  Hcffter,  S-  98. 

2)  Hefftcr,  §.  100—101. 

3)  Hcffter,  $■  107.  108. 

4)  Hcffter,  »09. 
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hülfe,  und  zwar  zunächst  mit  Wegnahme  des  streitigen  Gegenstandes 
oder  Aneignung  eines  Aequivnlents,  das  man  in  Händen  hat,  oder  endlich 
durch  andere  unter  der  allgemeinen  Benennung  von  Repressalien  be- 
griffenen Zwangsmittel  3).  Sic  bestehen  in  Innebehaltung  von  Personen, 
Sachen  oder  Forderungen  des  anderen  Theils,  welche  sich  im  Bereiche 
des  verletzten  Theiles  befinden,  so  wie  in  den  stärkeren  der  Embargo 
d.  h.  eines  Arrestes  auf  die  im  in  den  Häfen  oder  dem  Territorialmcer 
eines  Staates  befindlichen  Schiffe  der  gegnerischen  Nation  und  dann  oft 
noch  stärkeren  der  Blocadc  *).  Oft  begnügt  sich  ein  Staat  mit  der  Retor- 
sion unbiftiger  Rechtsgrundsätze  oder  Maasregeln  des  andern  Staates 
gegen  ihm  angehörenden  Unlerthanen  also  der  Rückanwendung  desselben 
Princips  *). 

C.  Erst  wenn  auch  diese  Mittel  fruchtlos  angewendet  worden  sind, 
schreiten  wenigstens  civilisirle  Nationen  zum  äusserslcn  Mittel  der  Waffen. 
Es  beginnt  der  Krieg  4),  der  vom  Standpunkte  des  Rechts  aus  lediglich 
als  Nolh mittel  oder  als  die  Anwendung  eines  Nolhrechts  nufzufassen 
ist.  Deshalb  geht  die  völkerrechtliche  Idee  des  Krieges  dahin,  dass  durch 
die  kriegführenden  Mächte  keine  grossem  Gewaltmittel  nngewendet  werden, 
als  zur  Erreichung  des  Zweckes  der  Wiederherstellung  des  Rechtes  nölhig 
ist.  Daher  wird  auch  unter  humanisirten  Völkern  der  Krieg  nicht  auf  eine 
barbarische,  sondern  eine  durch  die  Sitte  gemilderte  Weise,  also  nach 
Kriegsmanier  *)  geführt.  Der  Krieg  erscheint  als  ein  Zweikampf  der 
um  ihr  Recht  streitenden  Staaten,  und  es  beiheiligt  sich  bei  derselben  in 
der  Regel  nicht  die  ganze  Bevölkerung,  sondern  nur  die  Militärmacht  der 
Staaten.  Anders  gestaltet  er  sich,  wenn  er  ein  Völkerkrieg  wird,  in  wel- 
chem die  Erbitterung  der  Streitenden  zu  oft  unerhörten  Grausamkeiten  führt. 
Auch  im  gewöhnlichen  Kriege  veranlassen  dieselben  furchtbare  Repressa- 
lien auf  der  andern  Seite,  die  dann  als  Kriegs  raison  für  gerechtfertigt 
gelten.  Diess  ist  alles  durch  das  von  den  europäischen  Völkern  anerkannte 
Kriegsrecht  genauer  bestimmt,  das  insbesondere  mehr  oder  weniger 
feste  Grundsätze  nufslellt  über  die  Behandlung  der  friedlichen  Dnlerlha- 
nen  des  feindlichen  Landes,  der  Gefangenen,  der  Spione,  über  das  Recht 
der  Plünderung,  der  Requisitionen  in  Feindesland  u.  s.  w.,  so  wie  die  im 
Laufe  der  Kriege  vorkommenden  Verträge  unter  den  feindlich  einander 
gegenübersichenden  Heeresmächten.  Sie  sind  theils  allgemeine  und  oft 
stillschweigend  geschlossene  Cartcls  über  den  Postverkehr  zwischen  den 
kämpfenden  Staaten,  über  die  Bezeichnung  und  Behandlung  etwaiger  Par- 


ti Hefftcr,  8.  110. 

2)  Hefftcr,  §•  110.  112.  121. 

3)  Hefftcr,  * 110. 

4)  Hefftcr,  $.  113  folg. 

5)  Hcffter,  §.  119.  123-140. 
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lamentürs,  über  Kuriere  und  Pässe,  über  Neulralitälsgebiete  der  Sauvcgar- 
den  u.  s.  w. ; dann  besonders  über  zu  leistende  Contribulionen  von  den  Unlcr- 
thanen  im  Feindesland,  über  Auswechslung  der  Gefangenen,  Capilulalionen  von 
Truppentheilen  oder  Waffenplälzcn  .endlich  Wnffenstillstandsverträge.  Diese 
Vertrüge  erhallen  oft  ihre  verbindende  Krafl  erst  nach  eingelaufener  Ratiflca- 
lion  des  Oberfeldherm  oder  selbst  der  Souveräne  der  kriegführenden  Staa- 
ten 1 ).  Auch  wird  die  Stellung  der  Verbündeten,  sowie  der  neutralen 
Mächte,  häufig  durch  Verträge,  in  deren  Ermanglung  durch  die  allgemein 
geilenden  Grundsätze  des  Kriegsrechls  regulirt  2 3 4 5 6). 

Auch  werden  besondere  Grundsätze  bei  Seekriegen  befolgt,  die 
freilich  immer  noch  den  Characler  von  Kaubkriegen  haben.  In  denselben 
sind  nicht  bloss  die  feindlichen  Kriegsschiffe  aller  Art  dem  Recht  der  Er- 
oberung und  der  Aneignung  (wenigstens  bis  zum  Frieden)  unterworfen, 
sondern  man  legt  sich  auch  eine  unbedingte  Appropriationsbefugniss  der 
Privatschiffe  und  Güter  bei  und  ertheill  zu  diesem  Zwecke  selbst  Kaper- 
oder Markbriefe  an  Privalschiffe  aus  *).  Prisen  oder  Prisengelder  wer- 
den zwischen  dem  Staate  und  der  sic  machenden  Schiffsmannschaft  ver- 
theilt *).  Auch  bestehen  Normen  über  das  im  Seekriege  regelmässig  vor- 
kommende, oft  übermässig  ausgedehnte  Blocaderechl  der  Seehäfen  und 
dessen  Achtung  durch  neutrale  Mächte  * ). 

In  allen  Beziehungen,  so  wie  auch  rücksiehllieh  der  Wegnahme  der 
Kricgsconlrebande  und  des  Durchsuchungsreehls  neutraler  Schiffe  giebl  es 
eine  Anzahl  völkerrechtlicher  Conlroversen,  deren  Lösung  zum  Theil  noch 
in  ferner  Aussicht  steht  •). 

Der  Krieg  endigt  durch  nilseitiges  Einstellen  der  Feindseligkeit  und 
Herstellung  des  freundlichen  Verkehrs  unter  den  feindlich, gewesenen  Slna- 
ten,  durch  unbedingte  Unterwerfung  des  besiegten  Staates  und  durch  den 
Abschluss  eines  förmlichen  Friedens.  Friedensschlüsse  werden  in  der 
Kegel  nicht  als  durch  Gewalt  erzwungene,  sondern  als  freiwillig  eingegnn- 
gene  und  daher  streng  verbindliche  Verträge  angesehen  7 8).  Erst  durch 
sie  wird  erobertes  Land  Staatseigenthum  des  Eroberers;  riicksichtlich  der 
übrigen  Eroberungen  und  verschiedener  zu  reslituirender  beweglicher  Sachen 
tritt  der  Recht  der  Postliminie  ein  *). 


1)  Hefftcr,  S 14t — J44. 

2)  Hcfftcr,  §.  115—117.  144-154.  159-163. 

3)  Hefftcr,  8-  119  a.  E. 

4)  Hefftcr,  J 137-139. 

5)  Hcfftcr,  8 154-157. 

6)  Hefftcr,  §•  153.  155.  162.  167—171. 

7)  Hcfftcr,  8-  176-186. 

8)  Hcfftcr,  8-  186—188. 
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Ofl  sind  dritte  Mächte  Vermittler  oder  Gewährleister  (Garants)  des 
Friedens. 

210.  111.  Durch  das  Völkerrecht  sind  endlich  auch  die  Formen  der 
Staatenverhandlungen,  sowohl  im  Frieden  als  im  Kriege,  regulirt,  sie  mö- 
gen mündlich  oder,  was  häufiger  ist,  schriftlich  geführt  werden.  Im  letzten 
Falle  ist  der  s.  g.  diplomatische  Stil  und  sogar  als  Regel  der  Gebrauch 
einer  besonderen  Sprache,  in  der  Regel  der  französischen,  festgesetzt. 

Die  üblichen  Schriften  oder  Acte  sind  Correspondenzen  der  Souveräne 
selbst,  theils  förmliche  Canzlei-,  thcils  (und  zwar  nicht  selten)  eigenhändige 
Cabinetsschreiben , dann  Manifeste  und  Prociamalionen,  Proteslationen,  De- 
duclionen,  Ceremonialschrciben , z.  B.  zur  Beglaubigung  oder  Abberufung 
der  diplomatischen  Agenten,  Notificalionsurkunden , Garanticacte,  Reversa- 
lien, Adsinualions-,  Ccssions-,  Verzichtsurkunden  u.  s.  w.  Eine  sehr  be- 
liebte Form  zur  Verhandlung  völkerrechtlicher  Angelegenheiten  waren  in 
neuester  Zeit  die  s.  g.  Congresse,  an  welchen  die  betbeiligten  Souveräne 
selbst  oder  durch  besondere  Vertreter  Theil  nahmen  *). 


1)  Helft  er,  J.  238—244. 
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feile  40  Zeile  2 lies  l'icem  statt  viem. 

„ 45  „ 13  v.  unten  lies  oft  statt  doch. 

„81  „ 5 lies  wird  st.  werde. 

„ 86  „ 9 lies  sagten  st  sagte. 

„ 152  „ 2 v.  unten  Jobal  st  JobcL 

„ 165  Note  Zeile  2 lies  Moehlassar  st.  Moclilalicr. 

„ 166  Note  2 „ 1 „ GOlhanc  st.  Gülliake. 

„ 169  Note  3 „ 4 „ Mouleteka  st.  Moulateka. 

„ 183  Note  1 .,  3 „ tritt  ta  st.  tnnt. 

„ 189  Zeile  15  ist  das  Ii  zu  streichen. 

„ 200  setze  nach  und:  sic. 

„ 201  Note  4 lioss  Mecnnan  st.  Malman. 

„ 215  Zeile  1 v.  unten  liess  Burgittidionum  st.  Burgutidionim. 

„ 218  „ 5 v.  unten  setze  ein  , nach  hittorica. 

„ 225  „ 5 v.  unten  und  Note  4 Zeile  2 lies  Xofioxnyoty  st.  Nopoxayoy . 

„ 225  Note  4 Zeile  2 lies  denn  Baisamon  st.  den  Balzamon. 

„ 229  Zeile  1 d.  Note  lies  de  ditciplinit  eccleseasticis  statt  der  dort  stehen- 

den Worte. 

„ 230  Note  3 lies  Guerard  und  mit  stall  Guerurd  und  in. 

„ 231  Note  1 Zeile  2 lies  anciennes  st.  conciennet. 

„ 233  Note  2 Zeile  3 — 4 lies  Democrnlicn  st.  Dcmocralcn. 

„ 233  Note  5 lies  Haller  st.  Gnllcr. 

„ 235  Zeile  18  lies  Olim  st  Olm. 

„ 237  ,,  21  ist  das  Wort  geltenden  zu  streichen. 
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Seite  242  Note  1 Zeile  5 lies  van  st  von. 

„ 251  „1  „1  lies  Siemcca  st.  Siincra. 

„ 268  i)  2 „ 1 lies  lot  st  lei. 

„ 270  Zeile  4 v.  unten  lies  Pisa  st  Pisar. 

274  „ 19  lies  Dionwal  st  Divnwal. 

„ 275  „ 7 v.  unten  lies  Bothclan  st  Bothclon. 

„ 278  „ 18  v.  unten  Stalhcm  st  Slatham. 

„ 289  „ 8 lies  Kirkin  st  Kirkiu. 

„ 289  „ 5 v.  unten  lies  Goth-  oder  Gotland  st  Golh-  oder  Gothhnd. 

„ 290  „ 13  v.  unten  lies  FroUnthing  st  Forttathing. 

292  „ 12  v.  unten  Rnoxi  st.  Rnotxi. 

„ 296  „ 6 lies  Bandlkc  st.  Bandike. 

„ 318  „ 8 lies  Brennmann  st  Brcmmann.  ' 

„ 321  Note  1 Zeile  2 setze  bei  1)  1745  folg. 
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